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Borrede. 


Später als ich meinte und wünſchte komme ich dazu, Den 
das Sachenrecht behandelnden dritten Theil meines Deutſchen 
Privatrecht vorzulegen. Er ift umfänglicher geworben als ur- 
ſprünglich beabfidhtigt war, weil ih das Grundbuch⸗ und Hypo: 
thefenrecht in größerer Ausdehnung behandelt habe, als dieß bisher 
gefhehen if. Namentlich habe ich auch die Beftimmungen Des 
franzöfifhen Hypothekenrechts in ben Kreiß ber Darftellung ge: 
zogen, und zwar in der Art, baß ich diejelben den entiprehenden 
Beftimmungen des Deutſchen Hypothekenrechts gegenübergeftellt 
und daher das franzöſiſche Hypothekenrecht auf das Syſtem bes 
Deutſchen Hypothekenrechts zurüdgeführt habe. Ich glaube, daß 
dadurch das Verſtändniß bes erfteren jehr erleichtert wird. Gerade 
in dem gegenwärtigen Zeitpunkt ift genaue Kenntniß der bypo- 
thekenrechtlichen Einrichtungen aller Rechtsgebiete von befonderer 
Bedeutung. Der Entwurf bes Deutſchen bürgerliden Geſetzbuchs, 
beffen Vollendung und Veröffentlichung bevorftebt, hat für das 
Grundbud: und Hypothekenrecht bie Beftimmungen des Preußi- 
[hen Rechts zur Grundlage genommen. Dieß wird ſchon in 
den übrigen deutſchen Nechtögebieten zu großen und weitrei: 
henden Umgeftaltungen führen, in feinem zu jo großen wie in 
dem Rechtögebiet des franzöfiigen Rechts, deſſen Hypothekenrecht 
auch in feinen Grundlagen nicht erhalten werben Tann, das viel: 
mehr feiner völligen Beſeitigung entgegengebt.. Und es iſt Das 
nicht zu bedauern. Daß das franzöfiihe Hypothelenrecht den Ver: 
fehrsbebürfnifien nicht genügt, ift notoriih, und erhellt aus den 
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zahlreihen Klagen über mangelhaften Hypothekarcredit, den viel: 
fältigen Verſuchen der Umgeftaltung in Franfreih, der Befeiti- 
gung der Grundſätze defjelben in Belgien. Dem deutfchen Juriſten 
ift die Fehlerhaftigkeit deſſelben auf den erften Blick erkennbar. 
Ein Syftem, das die Generalhypothefen confervirt, nichteingetra- 
gene neben eingetragenen Hypotheken beftehen läßt, und die ver: 
derbliche Judicialhypothek ausgebildet hat, trägt feine Verurthei— 
lung in fi ſelbſt, und es ift nur zu vermundern, daß ein fo 
ungefunder Zuftand ſich jo lange erhalten konnte. Das franzö: 
fiſche Hypothekenrecht ift viel unvolllommener und den Credit noch 
mehr jchädigend als das römische Pfandrecht, deſſen ungenügende 
Geftaltung doch von jedermann anerfannt wird. Die Bejeitigung 
ber Grundfäge defjelben, bie nur eine Frage der Zeit ift, bietet 
übrigens nicht fo große Schwierigkeiten als man gewöhnlich meint, 
wenn man auf dem Weg der Ywifchengefeggebung die mit unjeren 
deutichen Amftitutionen nicht vereinbaren Beftimmungen defjelben 
befeitigt und auf die Grundſätze des Deutſchen Hypothekenrechts 
zurückführt. 

Die Neugeſtaltung des Hypothekenrechts, die einheitliche Re⸗ 
gelung deſſelben in dem ganzen Umfang des Deutſchen Reichs, 
iſt zweifellos der ſchwierigſte Theil der bevorſtehenden neuen Ci⸗ 
vilgeſetzgebung, nicht nur was die Feſtſtellung der leitenden Prin⸗ 
cipien ſondern auch was die Ausführung betrifft; es werden 
Jahre vergehen, ehe in den nichtpreußiſchen Rechtsgebieten die 
Beſtimmungen des neuen Grundbuch- und Hypothekenrechts ins 
Leben treten können — alles Veranlaſſung, dem Studium des 
Hypothekenrechts beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Darin 
liegt die Rechtfertigung, wenn es einer ſolchen bedarf, der aus: 
führliden Behandlung beffelben in dem vorliegenden Band. 
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Cheil 3. 
Sachenrecht. 


8 217. 
Einleitung. 


Das deutihe Sachenrecht unterjcheidet fich in weſentlichen 
Punkten von dem Sachenrecht des römischen Rechts. Die Unter: 
ſcheidungsmerkmale find folgende: 

I. Irrthümlich wird von manden angenommen, daß nad) 
älterem deutihem Recht die Auffafiung des Inhalts des Saden- 
rechts eine andere gemwejen jei als im römiſchen Recht. Beran- 
lafjung zu ber irrthümlihen Auffaſſung gab der Umijtand, daß 
in dem älteren deutschen Recht die Unterfcheidung der dinglichen 
und perjönlihen Rechte nicht präcis durchgeführt war ?, ſowie, 
daß in Folge der großen Ausdehnung der dingliden Nutzungs— 
rechte (Lehen, bäuerliche Leihen) das Eigenthbum an Immobilien 
im Mittelalter nicht die Regel bildete. Daß in dem älteren 
deutfhen Recht der Begriff des Eigentbums und der binglichen 
Rechte fih analog der Auffaffung des römiſchen und des jetzt 
geltenden Rechts geftaltet hatte, wird jegt allgemein zugegeben. 

I. Eine durchgehende Verſchiedenheit des deutfcher und doa 
römischen Rechts tritt darin hervor, daß das eritere ni. 
legtere für die Rechtsverhältnifie der Sachen allgeme 
aufftelt, jondern das Mobiliarfadhenreht von dem J 
ſachenrecht unterfcheidet. Diefe Unterſcheidung hat fid 


1Bgl. Dunder, 8 f. D. R. II. 1. 187; Stobbe, PR. 8 78 Nr. 
Förſter Eccius 8 167, 10; Randa, €. 8 1, 20. 
? Stobbe, PR. 8 71, 1. 
° Förfter Eccius 8 167, 18, 
Roth, Deutſches Privatrecht, TI. 1 — 
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bis in unfere Zeit fortgepflangt, ſondern fie beherrſcht auch bie 
ganze neuere Nechtsentwidlung, und es ift in den meiften Landes- 
rechten die deutſchrechtliche Auffaflung ausschließlich zur Geltung 
gelangt. Die Unteriheidung zeigt fi) an Entjtehung, Inhalt und 
Beendigung der Rechte an Sachen. 

A. Hinfichtlih der Immobilien. 

I. Erwerbung des Rechts. Während das römische Recht den 
EigentHumserwerb durch Webertragung ohne Unterfheidung von 
Immobilien und Mobilien einheitlih regelt, hat das deutiche 
Recht für die Uebertragung des Rechts an Immobilien durch ein 
Geſchäft unter Lebenden andere Formen beftimmt als für die 
Uebertragung des Rechts an Mobilien. Dan bezeichnet das deutſch⸗ 
rechtliche Princip als das der Auflafiung, das römifchrechtliche als 
dag Traditionsprincip. Das erftere ift jegt in dem überwiegenden 
Theil der deutichen Landesrechte angenommen. Als Confequenz 
der Geftaltung des deutihen Immobiliarſachenrechts erſcheint: 

1. daß das deutiche Recht einzelne im römiſchen Recht als 
obligatorifch geftaltete Rechte als dingliche Rechte ausgebildet hat *. 
In dem neuern Recht ift dieß dahin erweitert, daß das Recht zur 
Sade (jus ad rem) durch Einräumung des Befiges dinglich wird ®, 
und daß perſönliche Rechte durch Eintragung in das Grundbud 
oder Hypothekenbuch zu dinglichen gemacht werden können ®. 

2. daß die Erfigung des Eigenthums und dinglicher Rechte 
an immobilien theils ganz ausgeſchloſſen theils beſchränkt ift ”. 

II. Anhalt. Das deutihe Immobiliarſachenrecht unterjchied 
fih feinem Inhalt nah in folgenden Punkten vom römischen Recht: 

1. Eigenthümlich ift dem deutſchen Necht die Unterjcheibung 
ber Immobilien nad den Standesverhältnifien der Eigenthümer. 
Nach älterem Recht firirte fich nicht nur Freiheit und Unfreibeit der 
Eigenthümer an beftimmten Immobilien und blieb an diejen haften ®, 
fondern auch das Rechtsverhältnig des Fiskus und der Kirche 
war von dauerndem Einfluß auf die in der Hand dieſer Inſtitute 
befindliden Grundbeſitzungen. Zunächſt in Conjequenz ber ftän- 


So namenilich Commodat und Pacht oben 8 84, 13. 
8 gl. oben 8 84, 32—35. 
8 Bol. oben 8 84, 5. 
7 Bol. unten 8 249, 30. 
2 Bol. Roth, Bayr. ER. (2) 8 50, 22; Stobbe, BR. 8 100, 9. 
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diſchen Verfaſſung entwickelte jich in Deutfchland der Begriff bes 
Rittergutes oder adeligen Gutes als eines Objekts, mit welchem 
gewifle andern Grundbefigungen nicht zukommende Vorrechte ver- 
bunden find °. Den Gegenſatz dazu bildete der bäuerlihe Grund: 
befig, nämlich der in gutsherrlidem Verband ftehende und der 
von dieſem befreite. Regelmäßig wurden davon noch ftäbtiiche 
Grundbefigungen als ſolche unterfchieden, welche der ſtädtiſchen 
Privilegien theilhaftig waren. Die neuere Gefeßgebung bat dieſe 
Verſchiedenheiten größtentheils befeitigt. 

2. Das Ältere deutſche Recht hatte eine Gebundenheit des 
Srundbefite an die Familie in der Art ausgebildet, daß dem 
Eigenthümer die Verfügung über ererbte Immobilien entzogen 
mar. Es trat bieß nicht nur im Erbredt in dem Inſtitut ber 
Erbgüter und Stammgüter, fondern auch im Sachenrecht in ber 
Beihräntung der Verfügung durch Veräußerung hervor, woraus 
fih dann ſpäter das Nechtsinftitut des Retrakts entwidelte. Dieß 
Unterſcheidungsmerkmal ift jet fo gut wie ganz verſchwunden. 

3. Die Begründung dinglider Nubungsrechte bis zu einem 
Umfeng, daß für den Inhalt des Eigentbums nahezu kein Raum 
mebr blieb, war zwar nicht dem deutſchen Recht eigenthümlich, da 
auch das römiſche Recht in der Emphyteufis und Superficies ent: 
ſprechende Rechtsinſtitute ausgebildet hatte, wohl aber tritt unter: 
ſcheidend hervor, daß dieſes Verhältnig als Theilung des Eigen: 
thums aufgefaßt wurde, was fih zum Theil in unferen Landes: 
rechten erhalten hat ?°. 

4. Der Grundſatz des römishen Rechts, daß eine dingliche 
Belaftung nit in einer Leiftung des Verpflichteten beftehen könne, 
ift in dem deutſchen Recht nicht anerkannt, da bier bei dem In— 
fitut der Reallaft die entgegengefegte Rechtsregel von jeher An- 
erfennung gefunden Hat "'. 

B. SHinfihtlih der Mobilien unterfchied fi das beutjche 
Recht von dem römischen Hecht darin, daß nad dem Grundfaß 
Hand muß Hand wahren Mobilien die einem Gontrabenten frei- 


® Bel. oben 8 75, 27 und Roth, Bayr. ER. (2) 8 50, 25. 
10 Bol. unten 8 231. 
1 Bol. unten $ 284, 

ı * 
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willig übertragen waren gegen einen Dritten, der fie von dieſem 
erworben, nicht vindicirt werden konnten "?. 

III. Mit der Ausbildung der Regalien, welche nicht vor dem 
‚12. Sahrhundert beginnt, waren Beſchränkungen des Inhalts bes 
Eigentums gegeben, die dem römiſchen Recht nicht befannt waren 
und die fi bis in unfere Zeit erhalten haben. 

Es ergiebt fih daraus, daß die Grundſätze des römiſchen 
Rechts im Sachenrecht in unjeren Landesrechten ſehr weſentlich 
mobificirt find. 


Buch 1, 
Die Rechte an Sachen im allgemeinen. 
Capıutl. 
Meberficht der Rechte an Sachen. 
g 218. 


Das Nechtöverhältnig an Sachen Tann entweder auf that: 
fächlihe Geltendmachung des Willens befchränft fein Geſitz) ober 
es ift ein rechtlich begründetes (Rechte an Sachen, dingliche Rechte). 
Die Rechte an Sachen erftreden ſich entweder auf die Sade in 
der Gefammtheit ihrer Beziehungen oder nur auf einzelne ber- 
jelben. Das Recht an der Sadhe in der Gefammtheit ihrer Be: 
ziehungen ift das Eigenthbum, welches dem Berechtigten die volle 
Herrihaft über die Sache gewährt foweit nicht nad der einen 
oder anderen Seite eine Beſchränkung rechtlih begründet ift. 
Rechte an Sachen in einzelnen ihrer Beziehungen find Rechte an 
fremden Sachen (dingliche Rechte) !. Diefe geben entweder Anfprud 
nur auf die Nutzung der Sache (Gebrauchs- und Nutzungsrechte) 
oder fie gewähren Anſpruch auf die Sache jelbit (Subſtanzrechte). 


12 Bol. unten 8 262. 

ı Dieh bildet die Hegel. Ausnahmsweiſe können jolde Rechte auch an 
der eignen Sache begründet fein (Hartmann, Rechte an der eignen Sache 1877; 
Beder, allerlei von dingliden Rechten 8. f. vgl. R.W. II. 51). Die wichtig⸗ 
ten Fälle find das Serpitutrecht des Miteigenthlimers an ber gemeinfchaft- 
lichen Sache und die Eigenthümerhypothek. 
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Caput 2. 
Die Brundbuchs: und Hypothefenbuchsverfaffung. 
g 219. 


Allgemeines. 


Abweichend von dem römifchen Recht, weldes den Eigen: 
thumsübergang an Immobilien und die Begründung dinglicher 
Rechte daran nur den allgemeinen Grundfägen des Eigenthums⸗ 
erwerbs und der Begründung dinglicher Rechte unterworfen hatte, 
bat das ältere deutſche Recht beide mit bejonderen Yormen um: 
geben, die fih im Lauf der Zeit zu der Grundbuch: und Hypo» 
thefenbuchverfaffung entwidelten, die durch die Landesgeſetzgebung 
in allen Theilen des Rechtsgebiets ausgebilbet ift und die Ein- 
tragung der betreffenden NRechtögefchäfte in öffentlihe Bücher zur 
Grundlage hat. Die Gejeßgebungen verfolgen dabei zwei Nic: 
tungen, indem fie die Eigentbumsübertragung, Begründung ding: 
lider Redte und Begründung von Pfandredhten an Immobilien 
von der Eintragung in das Öffentlide Buch abhängig machen 
(Grundbuchſyſtem), oder indem fie die öffentlichen Bücher für die 
Begründung von Hypothelen beftimmen, und die Verhältnifie des 
Eigenthums und der anderen dinglihen Rechte nur zur Regelung 
ber Beziehungen berfelben zu den eingetragenen Hypotheken der 
Eintragung unterwerfen (Hypothekenbuchſyſtem, Transſkriptions⸗ 
iyftem). Die Darftelung bat demnach dieſe drei Syfteme zu unter: 
Icheiden. 

Die Gejehgebung in den einzelnen Rechtsgebieten ift folgende ': 

A. Deutiches Neid. 

I. Königreih Preußen. 

1. Herzogthum Lauenburg. Hier gilt gemeine Recht mit 
einer Verordnung zur Berbeflerung des Hypothekenweſens 15/3 
1836 und der Schuld: und Pfandprotofollordnung 26/5 1860. 
Of. W.Bl. Nr. 10°, 

2. Herzogthum Naffau. Stockbuchgeſetz 15/5 1851 mit Nach⸗ 


aBgl. Mafcher, das deutſche Grundbuch- und Hypothekenweſen 1869; 
Stobbe, P.R. $ 109. 
3 Paulſen, IP.R. 8 218. 223; Mafcher 188. 
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trägen 5/6 1852, 31/5 1854, 3/4 1868, 30/12 1875. Inſtruktion 
zum Stockbuchgeſetz 31/5 1854; Pfandgeſetz 15/5 1851 °®. 

3. Stadt Frankfurt. V. 16/3 1820, 20/6 1834 und 19/9 1863 
wegen der gerichtlichen Transſkriptionen; 10/3 1825 Transſkrip⸗ 
tionen und Hypothekbeſtellungen auf dem Land; 10/1 1837 Rang 
der Gläubiger und Abſchaffung der Generalhypothefen *. 

4. Amtsgericht Homburg. Contraftenreglement 29/11 1769 ®. 

6. Bezirk der Amtsgerichte Vöhl, Biedenkopf, Battenberg 
und Gladenbach die großherzoglich heſſiſchen Gelege 2/12 1852 
über Erwerbung des Grundeigcuthums und 15/9 1858 das Pfand: 
recht ®. 

7. Bezirk des A.G. Eöln. Hier gilt das Hypothekenrecht 
des Code civil mit einzelnen Specialgejegen ’. 

8. In allen übrigen Theilen des K. Preußen gilt das Eigen: 
thumserwerbsgeſetz (E.E.©.) 5/5 1872 mit der Grundbuchordnung 
(G. B.O.) 5/55 1872 ° auf Grund folgender Einführungsgefege: 

a. für das Rechtögebiet des Pr. L.R. mit dem 1. Dt. 1872°; 


2 Bertram, Nafjauifches P.R. 8 333—488, 

* Sant, Ueberſicht des Hypothekenweſens in Frankfurt 1837; Bender, 
BR. 8 68. 73-76; Mafcher, Grundbuchweſen 208—225. 

5 Mafcher 208. 

® Bgl. über diefes unten Note 22. Es find dieß die im Friedensvertrag 
8/9 1866 abgetretenen &. Darmfrädtiichen Gebietötheile, in denen die Heifiiche 
@efeßgebung erhalten geblieben ift, oben $ 15 IV. In dem E.G. 29/5 1873 
zu dem E.E. G. 5/5 1872 für den Bezirk des A.G. Caſſel unten Note 14 find 
diefe Bezirke ausdrücklich erimirt. 

T Rgl. unten Rote 85. Ueber da8 hier geltende Hypothekenrecht vgl. 
Philippi, das HHypothelenrecht in der Rheinprovinz 1860; König, das Trans⸗ 
ffriptionsregifter 1862; Gorius, das Privilegien- und Hypothekenrecht in der 
Preußiſchen Rheinprovinz in Puchelt H.R. IL. 31—94. 

® Ausgabe: Werner, die Preußiſchen Grundbuch⸗ und Hypothekengeſetze 
1872; Bahlmann, das Preußiſche Grundbuchrecht (3) 1880; Turnau, die 
Grundbudordnung (2) 1878; Achilles, die Preußiſchen Gejege über Grund⸗ 
eigenthum und Hypothekenrecht (3) 1881; Föriter, Preußiſches Grundbuchrecht 
1872; Förfter Eccius 8 178, 198-300; Dernburg, B. BR. L 8 190-206, 
313—353; Dernburg und Hinrichs, das Preußiſche Hypotbelenrecht I. 1877; 
Sammlung von Grörterungen aus dem Preußifchen Grundbuchrecht 1876; 
Grundbucheontroverjen in Johow, Jahrb. V. 221. VI. 291; Abhandlungen 
aus dem Irundbuchrecht in Johow, Jahrb. VIIL 314. Weitere Literatur f. bei 
Achilles Gef. 69. 

’ E.E.G. 8 72; Gr. B.O. 8148. Gleichzeitig wurden das Gejek 5/5 1772 
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b. für das Sahdegebiet durch E.G. 23/3 1873 mit Nachtrag 
3/2 1879 1°: 

c. für Reuvorpommern und Rügen durch E.G. 26/5 1873 1; 

d. für Schleswig: Holftein durch E.G. 27/5 1873 "9; 

e. für Hannover durch E.G. 28/5 1873 18; 

f. für den Bezirk des A.G. Caffel durch E.G. 29/5 1873 1%; 

g. für den Bezirk des Juſtizſenats Ehrenbreitftein durch E.G. 
30/5 1873 15; 

h. für die Fürftenthümer Hohenzollern durch E.G. 31/5 1873 16. 

I. Bayern. Hier gilt: 


über die Form der Berträge, durch welche Grundftüde zertheilt werden und 
das Geſetz 5/5 1872 betreffend die Stempelabgaben eingeführt. Achilles Gel. 
563 f. Im Rechtsgebiet des Preußiſchen Yandrechts galt bis dahin die Wllg. 
9.2. 30/12 1783 mit den Beftimmungen des B.E.R. J. 20. 1—535 und dem 
Geſetz 24/5 1853 einige Abänderungen die HD. betr. Ausgaben: Koch, die 
allg. H.O. Berlin 1856; Förfter, die U. H.D. von 1783 mit Nachträgen 1861. 
Ueber das ältere PBreußifche Hypothekenrecht vgl. Schmidt, Grundfäge des ge- 
meinen und Preußiichen Pfandrechts 1840; Bornemann, Syſtem IV. 167 f.; 
Koh, P. BR. 8 363—888. 

 Bahlmann 499. 

11 Bahlmann 505. Hier, wo früher gemeines Necht galt, war ein Hyp.- 
Geſetz 21/3 1868 erlaffen, das dadurch befeitigt ift. 

12 Bahlmann 517; Seeftern Pauly, das Grundbuchredht für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein, Kiel 1874. Die vorher hier geltenden zahlreichen Hypo⸗ 
thefenordnnungen find dort S. 238—254 aufgeführt. 

 Bahlmann 528; Meyer, H., das Preußiſche Grundbuchrecht im gemein- 
rechtlichen Theil Hannovers 1873; Wedemeyer, die Geſetze über da3 Grund⸗ 
buchwejen in der Provinz Hannover 1874. Ueber das früher hier geltende 
Recht vgl. Bar, das Hannöverjche Hypothelenrecht nach dem Geſetz vom 14. Dez. 
1864, Leipzig 1871; Leonhardt, zur Lehre von den NMechtöverhältniffen am 
Grundeigenthum 1843. 

14 Bahlmann 541; GSeelig, das Geſetz über das Grundbuchweſen 1878; 
Blatner, Sadenreht 8 18—25. 8 39—48. Hier galt die Eontraltenordnung 
von 1732 Blatner, Sachenrecht 8 17 und ein Hypothekengeſetz 14/7 1858 
Blatner, Sachenrecht $ 39. Die Einführung der Preußiſchen Grundbuchgeſetze 
erftredt fih auch auf die ehemaligen Banrifchen Gebietötheile diejes Bezirks 
oben 8 15. V., in denen das Baprifche Hypothekenrecht galt. 

15 Bahlmann 554; Eifenhard, das Sei. 80/5 1873 das Grundbuchweſen im 
Juſtizſenat Ehrenbreitftein betreffend, 1875. Hier galt das Geſetz 2/2 1864 zur 
Berbefjerung des Eontralten- und Hypothekenweſens, das dadurch bejeitigt ift. 

16 Bahlmann 565. Hier galt ein Geſetz 24/4 1854 über Berbeflerung 
des Unterpfandsweſens, das Dadurch befeitigt ift. 
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1. in den bießrheinifhen Provinzen das H.G. 1/6 1822 und 
Prioritäts⸗O. 1/6 1823 mit Einführungsgefeg 1/6 1822; Gef. 1/7 
1856 über Abänderung bes 8 19 der Pr.O.; A.G. 23/2 1879 zu 
C.P.O. Art. 27—23, 123—125; Subhaſtations⸗O. 23/2 1879 17; 

2. in der Pfalz das franzöfiihe Hypothekenrecht mit einem 
Geſetz 16/5 1868 Abänderung einiger Beitimmungen desſelben "®. 

III. Sachſen. Hier gelten die Beitimmungen des B. ©.8. 
8 369—504 und der V. 9/1 1865 und 3/8 1868 '°. 

IV. Württemberg. Hier gelten das Pfandgeſetz 15/4 1825; 
Prioritätsgefeg 15/4 1825; Ergänzungsgeſetz zum Pfandgejeg 15/4 
1825; Pfandentwidlungsgefet 21/5 1828; Gefe der Zwang3- 
vollitredung in unbewegliche8 Vermögen 8/8 1879 ?°, 

V. Baden. Hier gilt das franzöfiiche Hypothekenrecht in der 
Form des Badiſchen Landrechts und die Anleitung zur Führung 
der Grund: und Pfandbiücher 23/4 1868; Gef. 28/6 1874 Be: 
reinigung der Grund: und Unterpfandsbücher *". 

VII. Hefien-Darmftadt. Hier gelten: 

1. in den Provinzen Starfenburg und Oberheflen Gel. 21/2 
1852 Erwerbung des Grundeigenthbums; 21/2 1852 Inſtruktion 
für die Landgerichte; 15/9 1858 das Pfandrecht; 15/9 1858 Rang: 
ordnung der Pfandgläubiger; 19/1 1859 Berfahren in Hypotheken⸗ 


ſachen; 23/4 1859, 27/11 1860, 31/5 1861, 1/12 1861 Inſtruk⸗ 
tion für die Landgeridhte und Ortsgerichte; 12/8 1862 Beweis: 


17 Gönner, Commentar zum H.G. (2) 1868, 3 Bde.; Roth, Bayr. ER. 
(1) 8 181—197; Negelöberger, da8 Bayriihe Hypothekenrecht 1874. 

18 Bol. Thoma, das Privilegien- und Hypothekenrecht in der Bayriſchen 
Pfalz in Puchelt H.R. II. 197—228. 

 Siegmann, das k. fähfiihe Hypothelenreht 1875; Siegmann, die I. 
ſächſiſche Hypothekenordnung, Commentar zu den ®. 9/1 1865 und 3/8 1868, 
Leipzig 1872. Hier galt das Geſetz 6/11 1843 die Grund- und Hypotheken⸗ 
bücher betr., das auch jebt noch die Grundlage des jächfiichen Hypothekenrechts 
bildet vgl. Heyne, Commentar 1845; Richter, die Grund⸗ und Hypothelenbücher 
1844; Siegmann, das k. ſächſiſche Grund- und Hypothekenrecht, Leipzig 1861. 
Das ſächſiſche H.G. 6/11 1843 ift im weſentlichen wiedergegeben in den H.G. 
von Sacfen-Altenburg unten Note 28, Reuß ä. 2. unten Note 39 und Neuß 
j. 2. unten Note 30, und fo noch jegt von praktiſcher Bedeutung. 

20 Wächter, Erörterungen aus dem römifchen, beutichen und mwürttember- 
giſchen Unterpfandsrecht 1845; Römer, Unterpfandsrehht 1876; Lang, Sachen⸗ 
recht $ 53. 54. 163— 208. 

21 Heinsheimer, das Badiſche Pfandrecht in Pucdelt H.R. IL. 95 f. 
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kraft ver Grundbücher; 4/8 1871 Immobiliarveräußerungsverträge; 
26/9 1873 Fortführung der Grundbücher *°?. 

2. Sm der Provinz Rheinhefien gilt das franzöfiihe Hypo— 
thefenrecht mit folgenden Abänderungen: Gef. 29/10 1830 An: 
legung von Grundbüchern; 5/8 1878 die Hypothefenämter in Rhein: 
heſſen; 6/6 1879 Webertragung von Grundeigentfum und Fort- 
führung der Grundbücher in Rheinheflen °°. 

VII. Mediendburg- Schwerin und Strelit. In Medlenburg- 
Schwerin gelten folgende H.O.: Revidirte Stadtbuch-O. 21/12 
1857 mit ®. 21/3 1859 und 13/3 1869 Meibom H.R. 8 2,4—18; 
Kevidirte HD. für Landgüter 18/10 1848 Meibom H.R. 8 2, 
22—32; Domanial:H.D. für Schwerin 2/1 1854 mit ®. 8/4 1869 
Meibom H.R. 82, 33—43; Revidirte H.D. für die Erbpachtſtellen 
in den Kloftergütern 8/12 1852 Meibom H.R. 82, 44 -47; H. O. 
der Stadt Noftod für den ländlichen Grundbefiß 8/6 1831 mit 2. 
22/3 1865 Meibom H.R. 8 2, 49; H.D. für die Stabt Wismar 
23/2 1838 mit V. 22/6 1861, 14/12 1863 und 27/6 1866 Mei: 
bom H.R. $ 1, 82. $ 2, 14; H.O. für die Erbpachtungen der 
Stabt Wismar 6/7 1839 mit V. 14/12 1863 und 27/7 1866 
Meibom H.R. 8 2, 52 °. 

In Medienburg-Strelig gelten folgende H.D.: Nevibirte 
Stadtbuhordnung 21/12 1857 (mit der Schwerinifchen fat iben- 
tiſch) Meibom H.R. 82, 19; Revidirte H.D. für Landgüter 18/10 
1848 (gleihlautend mit der von Medlenburg Schwerin) Meibom 
HR. 8 2, 27; H.O. für die Grundftüde der ritterfchaftlichen 
Hinterjaßen 3/2 1855 Meibom H.R. $ 3, 57; Rev. H.D. für ben 
Privatgrundbefig in den großberzoglihen Domänen und im FKa- 
binet3amt 24/12 1872; Rev. HD. für das Fürftentbum Nabe: 
burg 21/8 1859. 


22 Müller, W., die Ingroffation des Grundeigentbums 1855; Müller, W., 
das Pfandrecht nach) dem Gef. 15/9 1858, Darmftabt 1871. 

22 Lippold, das Privilegien- und Hypothekenrecht in Rheinheſſen in Pu- 
belt H.R. IL 224 f. Die Angabe von Stobbe P.R. 8 95, 3a, daß das Gel. 
6/6 1879 fich der Preußiſchen Geſetzgebung angeichlojfen habe, entbehrt der 
Begründung vgl. unten 8 223, 17. 

” Befeler, die gerichtliche Auflafjung im medlenburgifhen HR. 8. f. d. 
R. X. 150 f.; Tſchierpe, Erdrterungen zur Medlenburgiichen rev. 9.0. 1852; 
Meibom, medlenburgijches H.R. 1871; Duhn, beutfchrechtliche Arbeiten 1877, 


119 f. 
PR pP Ü 
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IX. Großherzogthum Oldenburg. Hier gelten: 

1. im Herzogthum Dldenburg E.E.G. 3/4 1876 mit Abände⸗ 
tung 6/1 1882; Gr.B.D. 3/4 1876; Einführungsgefeb 3/4 1876. 
Auf das Pfandreht beziehen fih außerdem: Berpfändung von 
Schiffen und anderen bemeglihen Sachen und Forderungen 3/4 
1876; Sicherbeitsleiftung der Vormünder 3/4 1876; Ausführung 
der Zwangsvollſtreckung durch Pfändung 3/4 1876; Abänderung 
des Gef. 24/3 1873 das eheliche Güterrecht betreffend 3/4 1876 2. 

2. Im Fürftenthbum Lübed find die vorftehend verzeichneten 
Geſetze durch folgende Geſetze eingeführt: E.E.G. 28/1 1877 XV. 
87, mit Abänderung 20/10 1879 XVII. 429 und 10/12 1881 
XV. 577; Gr. B.O. 28/1 1879 XVIL 107; Einführungsgefeß 
28/1 1879 XVII. 148; PVerpfändung bemweglider Sachen 28/1 
1879 XVIL 164; Sicherheitöbeftellung der Vormünder 28/1 1879 
XV). 169. 

3. Im Fürftenthbum Birkenfeld war die Oldenburgiſche H.O. 
14/10 1814 durh 3. 2/9 1817 eingeführt und ift durh 3. 19/3 
1879 IX. 83 umgeftaltet. Außerdem beftehen die ®. über Ber: 
pfändung beweglicher Sachen 19/3 1879 IX. 85 und über Sicher: 
beitöbeftellung der Vormünder 19/3 1879 IX. 90. 

X. Herzogthum Braunschweig. Hier gelten: &.€.G. 8/3 1878; 
Gr.B.D. 8/3 1878; Geſetz der Ausftellung gerichtliher Erbbe- 
fcheinigungen 8/3 1878; Verpfändung beweglicher Sachen 8/3 1878; 
Einführungsgefeb zu den vorftehenden Gefeten 8/3 1878; Erwerb 
von Grundeigenthum und Grunbbienftbarkeiten bei Gemeinheits⸗ 
theilungen 8/3 1870; Inſtruktion für die Gefchäftsführung bei . 
den Grundbuchämtern 26/4 1878 2°, 

XI. Sachſen-Weimar. Hier gelten: Gef. Verfahren bei Heber- 
tragung von Immobilien 20/4 1833; Fortführung der Steuer: 
fatafter 11/3 1839; das Recht der Fauftpfänder und Hypotheken 
6/5 1839; Vorzugsrechte der Gläubiger 7/5 1839, Ausführung: 





25 Beaulieu-Marconnaye, das Grundbuchrecht bed H. Oldenburg 1876. 
E.E.G. und Gr. B.O. find in der Hauptfache mit den Preußiſchen Grundbuch⸗ 
gefegen identiſch. 

36 Mannzfeld, die Grundbuchgejeßgebung des Herzogthums Braunjchweig 
1878. Die Braunfchweigifchen Grundbuchgefege find in der Hauptjache den 
Breußifchen Grundbuchgefegen nachgebildet vgl. unten 8 220, 10. 
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geſetz 12/3 1841; Nachtrag zum H.G. 31/5 1847, 15/10 1853, 
15/2 1865 ?°, 

XII. Sadfen:Meiningen. Hier gelten: Geſetz die Anlegung 
von Grundbücdern 15/7 1862 mit Revifion 1/3 1865 und 7/11 
1872; Geſetz die Beftellung von Hilfspfandredten 2/5 1865; In— 
ftruftion für die Anlegung der Grundbücher 15/8 1872; Inſtruk—⸗ 
tion für die Anlegung der Hypothekenbücher 21/12 1873. 

XII. Sadfen-Altenburg. Hier gilt das Gefek über Grund: 
und Hypothelenbücher 13/10 1852, mit Abänderung 20/4 1857 
und 15/6 1861; Ausführungsverordnung 21/6 1855 mit Abände- 
rung 12/2 1870 ®®, 

XIV. Sadjfen-Eoburg- Gotha. Hier gelten E.E.G. 1/3 1877 
und Gr. B.O. 1/3 1877, die mit den Preußischen Grundbuchgefegen 
faft identisch find. Zu berüdfichtigen find dabei: Coburg Gef. 
24/5 1860 Herftelung von Grund: und Hypothekenbüchern; 2. 
10/9 1860 Ausführungsverorbnung dazu; Gotha Gef. 9/6 1859 
Herftellung von Grund: und Hypothefenbüdern ; 9/12 1859 Aus: 
führungsverordnung dazu mit Zuſatz 23/3 1866. 

XV. Anhalt. Hier gilt das Geſetz 11/3 1877 die Einführung 
von Grundbühern (G.B.G.). 

XVI. Schmarzburg:Sondershaufen. Hier galt das mit dem 
k. fähfiihen H.G. 6/11 1843 fait identiſche H.G. 20/7 1857 mit 
Nachtrag 11/1 1872. Durch E.E.G. 2/8 1882, Gr.B.D. 2/8 1882 
und Einführungsgefeß dazu 2/8 1882 find die Preußiſchen Grund» 
eigenthbumggejege mit einigen Modifikationen eingeführt. 

XVII Schwarzburg-Rudolftadt. Hier gelten Gef. 6/6 1856 
über Berbefierung des Hypothekenweſens; 6/6 1856 die gericht- 
liche Webereignung unbeweglicher Saden; 20/6 1856 Wusführungs- 
verordnung dazu. 

XVII. Neuß ä. 8. Hier gilt das Geſetz die Grund- und 
Hypothekenbücher und das Hypothekenweſen betreffend 27/2 1873 
mit Ansführungsgefeg 13/6 1878; Geleg über Erwerb von Grund: 
beſitz 298 1873; Geſetz die Aufhebung ftilliehweigender Pfand⸗ 


27 Böfter, BR. 8 117. 143—160. 
20 Die Altenburgiihe HD. ift faft ganz identiſch mit dem E. ſächſiſchen 
9.8. 6/11 1843 oben Rote 19. 
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rechte an Mobilien 2/1 1874; nterpretation des H.G. 28/2 1874; 
Nachtragsgeſetz zum H.G. 27/2 1875 und 16/12 1876 2°, 

XIX. Reuß j. L. Hier gilt das H.G. 20/11 1858 mit Nach⸗ 
tragsgeſetz 4/7 1870; Ausführungsverordnung 22/11 1858; Zwangs⸗ 
volftredung in Immobilien 19/9 1879 8%. 

XX. Lippe-Schaumburg. Hier galt eine ®. 24/10 1812 die 
Confirmation der Contrakte und Imgroffation der Hypotheken; 
24/2 1823 Beltätigung der Kaufcontrafte über Immobilien; 4/3 
1870 das Eigentbum an Grundftüden übertragende Berträge; 
12/5 1882 Unzuläßigfeit der Beftellung von Privathypothefen an 
unbeweglichen Sachen. Durch Geſetz 26/8 1884 find die Preußi- 
ſchen Grundbuchgeſetze faft unverändert eingeführt und es find zu 
diefem Behuf erlaffen: E.E.G. 26/8 1884; Gr.B.D. 26/8 1884; 
Einführungsgejeg 26/8 1884. 

XXI. Lippe-Detmold. Hier galt eine H.O. 21/73 1771 II. 
398, mit Ergänzung durh V. 26/1 1841 VIII 523. Dann das 
Geſetz 28/3 1864 196 die Mebertragung des Grundeigenthums. 
Durch E.E.G. 27/7 1882 507. Gr.B.D. 27/7 1882 581. und Ein- 
führungsgeſetz 27/7 1882 553. find die Preußifchen Grundbuch 
gejete fait unverändert eingeführt ®?. 

XXII Walded. Hier galt ein Hypothekengeſetz 8/6 1863. 
Durch Einführungsgejeb 25/1 1881 7. find die Preußiſchen Grund: 
buchgejeße eingeführt. 

XXI. Lübel. Hier war für Lübed und Travemünde die 
Stadtbuchordnung 6/6 1818 mit Abänderung 22/7 1868, für bag 
Zandgebiet die Hypothekenordnung 22/3 1820 mit Abänderung 
22/17 1868 beftimmend. Die Hypothefenordnung 11/5 1880 hat 
das Hypothekenweſen für das ganze Rechtögebiet einheitlich ges 
regelt ®?. 

XXIV. Bremen. Hier gilt die revidirte Erb- und Handfefte: 


Das HG. für Neuß ä. 2. ift ganz der Altenburgiſchen H.O. oben 
Note 28 nachgebildet. 

Das H.G. für Neuß j. 2. ift ganz der Altenburgiihen 9.0. oben 
Note 28 nachgebildet. 

s Die Beftimmungen bed Gef. 23/8 1864 fiber gerichtlichen Abſchluß ber 
Beräußerungsverträge find dabei aufrecht erhalten Lippe E.E.G. 8 2. 

82 Ueber die Entwidlung der Lübiichen Gejeßgebung im Hypothekenweſen 
vgl. Duhn, deutfchrechtliche Arbeiten 1877. | 
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ordnung 30/7 1860 mit Abänderung 21/9 1879, 23/12 1879 und 
16/11 1880 ®°. 

XXV. Hamburg. Hier gilt das Geſetz über Grundeigenthum 
und Hypothelen 4/12 1868 mit Einführungsgejeg 28/7 1869 ®%. 

XXVI. Elfaß-Lothringen. Hier gilt dag Hypothekenrecht des 
Code civil in feiner Geftaltung nad der neueften franzöfifchen 
Geſetzgebung °°. 

B. Deſterreich. 

Hier gelten die Beftimmungen des A. B. 6.8. 5 431—471 
und das Grundbuchgeſetz 25/7 1871 mit der Vollzugsvorſchrift 
12/1 1872 ®*, 


Titel I. 
Die Grund- und Npothekenbücher des dentſchen Rechts. 


Abſchnitt 1. 
Die Grundbücher des Grundbuchſyſtems. 


g 220. 


Die Einrihtung der Grund: und Hypothelenbücher der ein: 
zelnen Landesrechte, welde das Grundbuchſyſtem angenommen 
haben, ift folgende: 


ss Bol. Sildemeifter, Beiträge zur Kenntniß des vaterländiichen Rechts 
1790; Sildemeifter, zwei Abhandlungen aus dem Handfeften- und Pfandredht 
der Reichöftadt Bremen 1794; Heinelen, bie Bremijchen Einrichtungen zur Be: 
förderung des Credits U. f. C.Pr. XXXII. 83; Höpfen, dad Bremiſche Pfand- 
recht an liegendem Gut Bremiſches Jahrbuch VII. 184; Duhn, deutjchrecht- 
liche Arbeiten 109-119; Bolt BR. II. 1. 8 75-87, III. 8 54—64. 

34 Weber das frühere Recht vgl. Gries, die Hamburgifchen Stadt-Erbe- 
und Rentebücher 1830; (Bornemann,) über das Hypothekenweſen der Stabt 
Hamburg Br. Zuftiz Mint. 1848 33 f.; Baumeiſter, P.R. 8 19. 20: Duhn, 
deutfchrechtliche Arbeiten 1877. 

> Bgl. Dreyer, das Hypothelen- und Brivilegienrecht im Reichslande 
Elfaß-Lothringen in Puchelt H.R. II. 3-80. Weber das franzöftihe Hypo⸗ 
thekenrecht vgl. YZadhariä 8 256—295; Wubry 8 256—295; Puchelt, daB 
Rheinifch-franzöftiche Brivilegien- und HYypothefenrecht 1876. 

” Bgl. Strohal, zur Lehre vom Eigentbum an Immobilien 1870; Exner, 
das PBublicitätsprincip 1870; Exner, das Inſtitut der Pfandrechtspränotation 
1868; Exner, dad Defterreichiiche Hypothefenrecht 1876. 1881; Schiffner, Die 
allgemeinen Lehren des materiellen Örundbuchrechtd 1879 ; Randa, Eigenthums- 
vecht 817— 24; Fuchs, Sammlung von Entſcheidungen in Grundbuchſachen 1882. 
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A. Deutiches Neid. 


I. Breußen. 1. Rechtsgebiet des E.E.G. 5/5 1872 und der 
Gr.B.D. 5/5 1872!. Das Preußiſche Grundbuh wird nad Real: 
folien (Formular I. III) oder PBerjonalfolien (Formular II) ger 
führt. Bei Führung nach NRealfolien (Formular I) wird für alle 
in dem Amtsbezirk gelegenen jelbitftändigen Grundftüde ?, dann 
Bergwerke und felbitjtändige Gerechtigkeiten * ein Grundbuchblatt 
angelegt, jo daß die Grundbuchblätter fich nach der Reihenfolge der 
jelbitftändigen Grundftüde folgen; auf Antrag des Eigenthümers 
Tonnen jedoch alle demselben Eigenthümer im Bezirt des Grund: 
buchamtes zuftehenden Grundftüde und Gutscomplere auf einem 
Grundbuchblatt vereinigt werden *. Das Grundbuchblatt befteht 
aus einem Titel und drei Abtbeilungen. Der Titel enthält in 
zwei Spalten die Gutsbejchreibung und bie Abfchreibungen ®. 
Die erfte Abtheilung wird in drei Spalten geführt. In Spalte 1 
wird eingetragen der Eigenthümer, in Spalte 2 dag Datum ber 
Auflaffung und Eintragung, die Vermerke über Zufchreibungen 
und auf Antrag des Eigenthümers der Erwerbsgrund, in Spalte 3 
auf Antrag des Eigenthümerd der Ermerböpreis, die Schäkung 
bes Werths und die Feuerverfiherungsfumme ®. Wbtheilung 2 
wird in drei Spalten geführt. In Spalte 1 werden eingetragen 
dauernde Laſten und wiederkehrende Geld: und Naturalleiftungen, 
die auf einem privatrechtlihen Titel beruhen, dann die Beichrän- 
tungen des Eigenthums- und Verfügungsrechts; in Spalte 2 die 
Veränderungen und in Spalte : die Löfhungen an den Einträgen 


1 Diefe gelten in den oben 8 219 I. 8 aufgeführten Landestheilen und 
dem %. Walded oben 8219 XXII. Ueber die Grundbuchverfaſſung des Preußi⸗ 
ſchen Rechts vgl. Dernburg-Hinrihe, HR. 5 9. Die Pr. Gr. B.O. hat die 
äußere Einrichtung der Hypothekenbücher der H.D. von 1783 mit den unten 
Note 9 aufgeführten Modifitationen beibehalten. 

2 Gr. B.O. 81. Für Grundftüde des Staats, der Kirchen, Klöfter, Schulen 
und Gemeinden, dann Eifenbahnen und Bffentliche Wege wird ein Folium nur 
im Fall der Veräußerung oder Belaftung oder auf Antrag angelegt Gr. B.O. 
8 2; vgl. Deruburg- Hinrich 8 16 Nr. 3. 

°: E.E.G. 8 68. 69; Gr. B.O. 8 9; Dernburg-Hinrihe 8 16 Nr. 1. 2. 

Gr. B.O. 8 13; Uusführungsperfügung 4/9 1872 8 4. 

5 Gr. B.O. 8 8. 9; Dernburg, P. BR. 1. 8 194. 

° 8.3.8. 8 10; Dernburg, B. PR. 1. 8 196 Nr. 1. 
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in Spalte 17. Die Abtheilung 3 wird in 3 Hauptipalten geführt. 
In Spalte 1 werden die Hypotheken- und Grundſchulden, in 
Spalte 2 die Veränderungen und in Spalte 3 die Löſchungen 
eingetragen 8. 

Rah Ermeflen des Grundbuhamts fann jedoch das Grund: 
buch auch nad Pezjonalfolien geführt werben (Formular II. 
Hiernady erhält jeder Eigenthümer einen Artikel, unter welchem 
fämmtliche ihm zugehörige Grundftüde, ihre Steuerverhältnifie, 
ihre dinglihen Belaftungen und deren Veränderungen eingetragen 
werben. Die Artitel beftehen aus einem Titel und drei Abthei- 
tungen. In dem Titel ſteht der Name des Eigenthümersd. In 
Abtheilung 1 ftehen die einzelnen Grundftüde nad fortlaufenden 
Nummern eingetragen mit Beichreibung, Angabe des Neinertrags, 
Zeit und Grund des Erwerbs, bes Erwerbspreifes, des Werth 
und der Verfiherungsfumme und der Abjchreibungen. Die Ab: 
theilungen 2 und 3 werben wie bei Formular I geführt ®. 

Mit den Preußiſchen Grundbuchgefegen flimmen die Grund: 
buchgefege von Oldenburg mit Fürftenthum Lübel (oben 8 219 
IX), Braunfchweig (oben 8 219 X), Coburg:Gotha (oben 8 219 
XIV), Sonbershaufen (oben $ 219 XVI), Lippe:Detmold (oben 
$ 219 XXI) und Lippe-Schaumburg (oben $ 219 XX) in ber 
Hauptfache überein, jo daß die Preußiſchen Grundbuchgeſetze als 
in dieſen Rechtögebieten eingeführt angefehen werden können '°. 


1Gr B.O. 8 11; Dernburg, B. PR. 1. 8 196 Nr. 2. 

s Gr.B.O. $ 12. 13; Dernburg, P. BR. 1. 8 196 Nr. 3. 

? Gr. B.O. 8 6, 14—16, 62; Dernburg, B. PR. I. 8 195, 5. 

10 Has Yormular II findet fih nur in der Gr.B8.D. für Sondershauſen 
8 13 ff., nicht aber in den anderen den Preußiichen nachgebildeten Gejegen. 
Das Braunſchweigiſche Grundbuchgeſetz hat zwar auch zwei Formulare, aber 
beibe find Nealfolien Inſtruktion der Geihäftsführung bei den Grundbudy- 
ämtern 26/4 1873 8 13. Die Grundbuchgejete von Braunfchweig und Schwarz- 
burg-Sondershaufen haben die Grundjchuld nicht aufgenommen. Das Lippe- 
Schaumburgiihe E.E.&. hat die Eigenthümerhypothek verworfen und läßt nur 
die Eigenthämergrundfchuld zu. In Coburg-Gotha iſt die Einrichtung der 
Srundbüdher nad den 8. 10/9 1860 für Coburg und 9/12 1859 und 23/3 
1866 für Gotha für fortbeftehend erklärt &r.B.D. 1/3 1877 8 1. Dagegen 
entbehrt die Angabe von Stobbe, P.R. 8 95, 3a, daß auch das Darmftädtiiche 
Geſetz 6/6 1879 hieher zu rechnen fei, der Begründung. Diejes nur für Rhein- 
heſſen erlafjene Gejeß regelt nur die Führung der Grundbücher nach den ſchon 
früher bier geltenden Brincipien des im Übrigen Theil des Großherzogthums 
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2. Naflau. In dem ehemaligen Herzogthum Naffau gilt das 
Stockbuchgeſetz 5/5 1851 und das Gejeb 15/5 1851 das Pfand- 
recht und die Rangordnung der Gläubiger betreffend. Das Stock⸗ 
buch wird nach Perjonenfolien geführt. Für jeden Gemeinbebezirt 
wird ein Stodbuch angelegt, in welchem jeder in dem Gemeinde: 
bezirk befindliche Eigenthümer in alphabetifcher Reihenfolge einen 
Artikel erhält. Es wird in tabellariiher Form in der Art ge- 
führt, daß auf zwei gegenüberftehenden Seiten bie Einträge in 
9 Columnen erfolgen. Die Ueberſchrift enthält den Namen des 
Eigenthümers und die Nummer des Artikels, Columne 1 die Num⸗ 
merirung im Stockbuch, Columne 2 den Flächengebalt, Columne 3 
die Steuerverhältniffe, Kolumne 4 die Beſchreibung der Liegen- 
Ihaft, Columne 5 die Art der Erwerbung, Eolumne 6 die Eigen- 
thumsbeſchränkungen und Laften, Columne 7 den Zehnt⸗ und Gält- 
ablöfungsbetrag, Columne 8 die auf dem Immobile haftenden 
Pfandrechte und Löſchungen, Columne 9 Abſchreibungen "’. Der 
Beitand des Geſetzes ift durch die neue Preußifche Gefeßgebung 
nit berührt "2. 

11. Königreihd Sadhfen. Im Königreich Sachſen ift die 
Erritung der Hypothekenbücher durch das H.G. 6/11 1843 er- 
folgt und es tft diefe Einrichtung bei Beſtand geblieben und durch 
die Beſtimmungen der proviſoriſchen Gerichtsordnung 9/1 1865 
8 83—232 ergänzt '°. Die Beitimmungen des 9.6. 6/11 1843 
find faft unverändert in die H.D. 13/10 1852 für Sachjen-Alten- 
burg, 20/11 1858 für Neuß j. 2. und 27/2 1873 für Neuß ä. L. 
übergegangen, jo daß die Einrichtung der Grund: und Hypotheken— 
bücher in diefen vier Staaten die gleiche it. Die Sächſiſchen 








geltenden Rechts. In Rheinheſſen gilt noch franzöfliches Hypothekenrecht vgl. 
oben 8 219, 23. Ich werde in der nachfolgenden Darftellung bie Landes- 
rechte, welche die Preußiſchen Grundbuchgejege eingeführt haben, nur da be» 
ſonders eitiren, wo für fie Abweichungen von dem Preußifchen Recht zu con: 
ftativen find; im übrigen gelten die Citate aus den Preußiſchen Gejegen aud) 
für fie. 

121 Bol. Bertram, BR. 8 391—494 ; Reden, dad Nafjauifche Grundbuch 
ſyſtem in D. Gerichtäzeitung 1865, 126. 

12 Bertram, PR. 8 128. Geit der Durchführung des Stodbuchgejehed 
ift die Eigenthumsübertragung und die Beſtellung bdinglicher Rechte von ber 
Eintragung im Stodbuc bedingt. Stockbuchgeſetz $ 8; Bertram, P.R. 5 138. 

18 Bol. Siegmann HD. 4. 
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Hypothekenbücher werden nah Grundftüden geführt. Jedes jelbft- 
ftändige '* Grundftüd der betreffenden Abtheilung bes Hypotheken⸗ 
bezirks erhält ein Folium mit 3 Rubriken. Rubrik I erhält als 
Meberfchrift die Grumbbuhsnummer, dann die Beſchreibung des 
Srundftüds, die bejondere Eigenichaft desfelben die eine Be 
ſchränkung des jedegmaligen Befigers in der Verfügung zur Folge 
bat (Lehen), die eintragsfähigen Reallaften, den Taxwerth und 
alle daran ſich ergebenden Beränderungen ?°. Rubrik Il unter 
der Weberjchrift „Beſitzer“ enthält die Bezeichnung des Eigens 
thümers, den Befittitel, den Kaufpreis, die Dispofitionsbejchrän- 
tungen die nicht auf einer befonderen rechtlichen Eigenſchaft des 
Grundſtücks oder in allgemeinen perjönliden Eigenſchaften des 
Eigenthümers fondern auf einem beſondern Rechtstitel beruhen, 
und alle daran fich ergebenden Beränderungen !*. Rubrik IH 
mit der Weberfchrift Schulden enthält die auf dem Grundftüd zu 
verfihernden Forderungen mit Einfluß des Auszugs der Leib» 
rente und des eilernen Capitals, Nebenbeftimmungen die auf den 
Rang der Forderung von Einfluß find, alle Veränderungen bie 
fih daran ergeben und die Dispofitionsbeichräntungen des Gläu- 
bigers 27. Nah dem Sächſiſchen Recht können Eigenthum und 
dingliche Rechte nur durch Eintragung in das Grundbuch erworben 
werden !®, 

II. Hejjen-Darmitadt. In den Provinzen Starfenburg 
und Oberhefien werben die Grundbücher getrennt von den Hypo⸗ 
thefenbüchern geführt. Das Grundbuch befteht aus dem Mutations- 
verzeihnig und dem Grundbuh. In jeder Gemarkung wird ein 
Mutationsverzeihnig mit Anhang angelegt; in eriterem werden 


1 In Sachſen kann nad G.O. 1865 8 206 der Eigenthümer mehrerer 
unter derjelben Grund⸗ und Hypothekenbehörde gelegenen Grundftücke dieſelben 
auf einem Yolium vereinigen. 

 Sadjen G.O. $ 114, 123—132; Siegmann H.O. 96; Altenburg 9.0. 
8 172—174; Neuß ij. 8%. 9.8. 8 171-173; Reuß &. 8. 9.8. 8 170-171. 

ıe Sachſen &.D. 8 30, 133—136; Siegmann H.D. 101; Altenburg HD. 
8 175—179; Reuß j. % 9.8. 8 174—178; Reuß ä. 2. 9.0. 8 172—177. 

17 Sachſen 8.D. 830, 137—139; Siegmann HD. 104; Altenburg HD. 
8 180-189; Neuß j. 2. 9.0.8 179—188; Neuß ä. 2. 9.8. 8 178—189. 

ı8 Sachſen 8.8.8. 8 276. 387. 505. 661; Altenburg H.O. 82. 3; Reuß 
2%. 90.82.83; Reuß ä. 8. 98. 8 24. €3 erftredt ſich dieß jedoch 
nicht auf Srumddienftbarkeiten Siegmann H.O. 11. 

Roth, Deutſches Privatrecht. III, 2 
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bie Eigenthumswechſel, in letzterem bie Eigenthumstitel der Fälle 
in denen fein Eigenthumswechſel ftattgefunden Hat eingetragen ; 
beide werben chronologiſch geführt und halbjährig abgeſchloſſen '°. 
Das aus dem Mutationsverzeichniß herzuftellende Grundbuch ent- 
hält auf der linfen Seite die Bezeichnung der Grunbftüde, den 
bisherigen Befiger und die Angaben über Obereigenthums- und 
Fideicommißverhältnifie, auf der rechten Seite den neuen Erwerber, 
Rechtsgrund und Zeit der Erwerbung, Angabe der Grundrenten 
und Bezugnahme auf das Hppothetenbuch 2°. Die Erwerbung bes 
Grundeigenthums durch Webertragung fowie die Begründung von 
Familienfideicommiflen ſetzt Eintragung in das Mutationsverzeich- 
niß und Grundbudh voraus ?!. Das Hypothefenbuh wird für 
jede Gemarkung geführt. Die Führung Liegt den Drtsgerichten 
ob, die jedoch binfichtlih der Eintragungen nur die Weiſungen 
bes Landgerichts zu befolgen haben *°. Die Einträge werden in 
chronologiſcher Reihenfolge gemaht und ein Regifter darüber ge: 
führt 22. Die Einfchreibung enthält dag Datum der Verfügung, 
Bezeichnung des Schuldner? und Gläubigerd, den Betrag der For: 
derung, den Rechtsgrund, Ort und Datum der dem Eintrag zu 
Grund liegenden Urkunde und die Art des zu vollziehenden Ein- 
trag8. 

IV. Medlenburg: Schwerin und Strelik. Nach der 
R.St. B.O. 21/12 1857 wird für ſtädtiſche Grundftüde ein Stabt-: 
buch nach Realfolien geführt, mobei jedes jelbitftändige Grundftüd 
ein Foltum erhält ?*. Das Folium zerfällt in 3 Rubriken. Ru: 
brit I ift zur Eintragung des Eigenthümers beftimmt; Rubrif II 
dient zur Eintragung der privatrechtlihen Beichränfungen des 
Eigentbums, namentlich der Fideicommißqualität, Unveräußerlic- 
feit, Unverfchuldbarkeit und des Vorkaufsrechts, dann der Real- 
fervituten und der auf ein Grunbdftüd gelegten beftändig wieder: 
fehrenden Geld: und Naturalabgaben, deren Ablösbarfeit nicht 
ausbedungen ift. In die Rubrif III gehören Hypotheken, Real: 


ı Müller, Ingroflation 8 45 I. 8 46. 

2° Müller, Ingrofiation 8 47. 

21 Müller, Ingroſſation 8 9. 71. 77. 

22 8, 19/1 1859 Art. 1. 2. 

23 Inſtrultion für die Ortsgerichte 1/12 1861 8 4. 6. 
2 S. Formular 1 zur Inftrultion 23/4 1859. 
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laften von nicht beftändiger Dauer und ablösbare Reallaften ?°. 
Die Hypothekenbücher für den ländlichen Grundbeſitz mit Aus: 
nahme der Landgüter und der Erbpadhtitellen auf den SKlofter- 
gütern werden in Medlenburg-:Schwerin in drei, in Medlenburg- 
Strelig in zwei Abtheilungen geführt, wobei die Zufchreibung des 
Erbpachtrechts im Hypothefenbuh die Bedeutung ber Verlaſſung 
bat 26 

V. Sachſen-Weimar. Hier werden bie Grundbücher 
und Hypothelenbücher getrennt geführt. Die Grundbücher (Steuer: 
fatafter) dienen nur zur Conftatirung der Eigentbumsverhältniffe 
bei Uebertragungen und anderen Beränderungen an Immobilien. 
Jeder Eigentbumsübergang muß in dem Steuerkatafter eingetragen 
werben ?°. Die Umfchreibung erfolgt auf Grund einer gericht 
lichen Uebereignungsurfunde ?®, welche bei freiwilliger Veräußerung 
einen gerichtlich beftätigten Vertrag vorausfeßt ?%. Die gericht: 
lihe Webereignung kann mit oder ohne Vorbehalt der Rechte 
dritter Perſonen geſchehen °°. Die Uebereignung mit Vorbehalt 
tritt dann ein, wenn das Eigenthum des Veräußernden ober Erb- 
laſſers den gejeglihen Beitimmungen entſprechend nicht nachge= 
wiefen werden Tann °!; fie fann aber im Wege des Ediktalver⸗ 
fahrens in Webereignung ohne Vorbehalt verwanbelt werben °?, 
Die Vebereignung ohne Vorbehalt bewirkt Webergang bes Eigen 
thums und Ausfchließung aller im Hypothekenbuch nicht einge- 
tragenen Anſprüche Dritter °°. Die Hypothekenbücher werden nad 
dem Pf.G. 6/5 1839 entweder nad Perfonalfolien oder nach Neal: 
folien geführt °*. Die Perſonalhypothekenbücher haben zwei Ru- 


5 R. St. B.O. 8. 1. 2; Meibom 9.8.8 71. 

26 Meibom HR. 8 7 IIL 

7 Geſetz der Fortführung der Steuerfatafter 11/5 1839 8 1. 

20 Geſetz 11/5 1839 8 1. Ueber das Verfahren vgl. A.G. zum Pf.®. 
8 150 --184. 

32 Sei. 20/4 1833 8 1. 

so Sei. 20/4 18383 8 2. 

94.8. zum Pf.G. 8 152, 160—162. 

s2 Gef. 5/5 1869 Bejeitigung des Vorbehalts befjerer Nechte bei Grund⸗ 
fHadsübereignungen mit Nachtrag 5/7 1870. 

ss pf.G. 8 133. 

24 f. G. $ 201. Die Perſonalhypothekenbücher jollen jedoch überall wo 
es thunlich ift in Realhypothelenbücher umgewandelt werben. 
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brifen, deren erite für Die Bezeichnung der Perfon gegen beren 
Grundeigentbum Rechte eingetragen werden folen und deren zweite 
für die Einzeihnungen wegen Vormerkung, Eintragung, Weber: 
tragung und Löfchung von Hypotheken beftimmt ift?°. Die Real- 
hypothekenbücher haben drei Aubriten °°; die erſte enthält die 
grundbuchmäßige Bezeichnung und wenn nöthig nähere Befchrei- 
bung des Gegenftandes ®7; die zweite enthält die Bezeichnung bes 
Befigers, Angabe feines Befiktitel3, und bei Lehen und Fibei- 
commiffen der Succeffionsberechtigten °°; in bie dritte Rubrik ge- 
hören die Eintragungen der Rechte die nad dem H.G. der Ein- 
tragung bedürfen, nämlich der Eigentbumsanfprüche des Lebens: 
und Fideicommißverbandes der Nutzungsrechte und ber Hypo: 
theken °®. 

VI Sahjen-Meiningen. Hier werben bie Grund- und 
Hypothekenbücher gejondert geführt. Die Grundbücher werben 
entweder nach den Perſonen der Eigenthümer oder nad Grund: 
ftüden geführt *°. Im die Grundbücher werben eingetragen ber 
Webergang des Eigenthbums bei Immobilien, das Rechtsverhältnig 
des getheilten oder beſchränkten Eigenthums, die auf Privatwill: 
für beruhenden Perfonalfervituten und die diejen ähnlichen vor: 
übergehenden Laſten *'. Die Eintragung in das Grundbuch ift 
für das Eigentbum und die dinglichen Rechte entſcheidend **. Die 
Hypothefenbücher werben nach Grundftüden oder Perſonen geführt 
und dienen nur zur Eintragung der Pfandrechte *°. 

VII Anhalt. Nach dem Gejeß 11/3 1877 werden Grund: 
bücher mit Realfolien geführt. Die Grundbücher haben drei Ru- 


20 A.G. zum Pf. G. 8 90. 96. 

se Im ganzen ift bei den Realhypothekenbüchern die Einrichtung der Bay⸗ 
riſchen Hypothelenbücher maßgebend geweſen. 

7 A.G. zum Pf.G. $ 47—50. 

28 A.G. zum Pf.G. 8 55—63. 

20 A.G. zum Pf.G. 8 64-78. 

“0 Sei. 2/5 1865 8 6. Das Gef. 15/7 1862 Art. 33 Hatte Führung ber 
Grundbücher nur nad Healfolien vorgejchrieben. 

#1 Sei. 15/7 1862 Art. 1. 

42 Gel. 15/7 1862 Art. 2. 

#8 Bel. 15/7 1862 Art. 33. Nach der Inſtruktion für Unlegung ber 
Hypothefenbücher 8 6 werden bie Hypothelenbücdher jedoch nach den Perſonen 
der Eigentbümer der Hypothekſachen geordnet. 
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brifen, deren erfte die Gutsbeſchreibung, den Eigenthümer, ben 
Rechtsgrund der Erwerbung, den Ermwerbspreis und die Abfchrei- 
bungen, die zweite die dinglichen Laften und Beſchränkungen und 
die dritte die Hypotheken, ihre Geffionen und Löſchungen enthält **. 
Für den Erwerb des Grundeigenthbums und den Erwerb dinglicher 
Rechte ift die Eintragung in das Grundbuch entfcheidend *®. 

VIII. Shwarzburg-Rudolftadbt. Nah dem Geſetz 
6/6 1856 wird das Eigenthum einer unbeweglichen Sache nur 
durch gerichtlihe Zuſchreibung erworben, die auf Grund eines 
richterlich geprüften Erwerbgtitels, eines Erbezeugnifies oder eines 
richterlichen Erkenntniſſes erfolgt *. Die -Zufchreibung erfolgt 
dur eine Webereignungsurkunde *". Grundbücder werben nicht 
geführt. Für die Begründung von Hypotheken, Eigenthumsvor⸗ 
behalten, Auszug, Leibrente oder eifernes Capital *? werden nad 
dem 9.6. 1856 Hypothekenbücher mit Verfonalfolien geführt *°. 
Jedes Folium bat zwei Rubriken, in deren erfte der Befiter ein- 
getragen wird °°%; die zweite Rubrik dient zur Aufnahme ber zur 
Eintragung geeigneten dinglichen Rechte und ber ſich daran er: 
gebenden Veränderungen °?. 

IR. Hamburg ?. Im Hamburg beftehen für die Ueber: 
tragung des Eigenthums und dinglide Belaftung desfelben . g. 
Conſensbücher, nämli das Grundbuch (Erbebuh) und das Rente: 
bu. In das Grundbuch werden die Befigveränderungen, in das 
Schuld: und Rentebuch die einzufchreibenden Forderungen einge: 
tragen, und beides wird in dem nad Grundftüden geführten 


“4 Sei. 11/3 1877 8 13—18. 

“5 Sei. 11/3 1877 8 2. 

“EN. Gef. 6/6 1856 8 1. 4—9. 

“7 Ei. Geſ. 6/6 1856 8 8. 12. 

“09.8. 6/6 1856 8 3. 

AB. zum 9.6. 20/6 1856 8 10. 

4.8. zum 9.6. 20/6 1856 8 20. 21. 

AB. zum 9.8. 20/6 1856 8 23—34. 

2 Durch H.O. 412 1868 8 1 ift die bis dahin geltende Berlafiung auf- 
gehoben. Ueber das früher geltende Recht vgl. (Bornemann) über das Hypo⸗ 
thekenweſen der Stadt Hamburg Pr. Juſt. Min.Bl. 1848, 35; Baumeifter BR. 
8 19. 20. 28 und die 8 20, 1 angeführte Literatur; Boor, Über das Hambur- 
giſche Hypothekenweſen 1860; Lührfien, der Stadt Hamburg Erbe- und Rente⸗ 
buch 1860. Das Geſetz 4/12 1868 hat an ber Einrichtung des Grundbuchs 
nichts geändert. 
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Hauptbuch zufammengefaßt °*, aus welchem demnach wie in unferen 
Grundbühern der Beftand der Eigenthumsverhältnifie und der 
dinglichen Belaftung erfichtlih if. In dem Hauptbuch wird jebem 
Grundftüd ein Folium gegeben, deſſen erfte Seite die Beichreibung 
des Grundftüds und die Angabe des Eigenthümers enthält; auf 
den drei folgenden Seiten werben bie auf dem Grundſtück inffri- 
birten Renten und Gapitalien eingetragen 5. Die Eintragungen 
in dag Hauptbuh find nur Vebertragungen aus den Grundbüchern 
und Rentebüchern mit Beziehung auf diefe ®%. Das Grundbud 
und Rentebuch wird chronologiſch geführt °° und enthält die Ver: 
bandlungen über die. Umschreibung der Grundftüde und die Ein- 
[hreibung der Hypothefen. Der Webergang des Eigenthums und 
bie Begründung dinglicher Laften erfolgt nach Hamburger Recht 
ausſchließlich durch Inſkription 87. 

X. Lübed Mm Lübeck iſt durch die Stadtbuchordnung 
11/6 1880 das Hypothekenweſen einheitlich geregelt. Es werden 
fünf Hypothekenbücher geführt, das obere Stadtbuch für die Grund: 
ftüde zu vollem Eigentbum und das niedere Stadtbuch für Grund: 
ftüde zu beſchränktem Eigenthum ber Stabt, die Hypothekenbücher 
für die Landbezirke, die Wette-, Zufchrifts- und Verpfändungs- 
bücher für Flußfahrzeuge und für Häufer und Filchereien in 
Schlatup und das Travemünder Stadtbuch °°. Jedes Grundftüd, 
welches ein für fich beftehendes Ganzes bildet, hat ein Folium, 
in dem bie Gutsbejchreibung, die Bezeihnung des Eigenthümers 
und die pfandrechtliche Belaftung eingetragen ift °°. Der Eigen: 
thumsübergang °! fowie die dingliche Belaftung °? jegt Eintragung 
in das Stadtbuch voraus. 

58 Baumeifter, PR. 8 28 Id. 
54 Baumeifter, BR. 8 28, 12; Bornemann ©. 38. 
55° Baumeilter, P.R. 8 28, 11. 
se Baumeifter, BR. 8 28, 6. 10. 
9.8. 4/12 1868 8 6. 28. 

ss In Lübel war früher für die Stadt und Travemünde die Stadtbuch⸗ 
orbnung 6/6 1818, für das Gebiet die Stadtbuchordnung 22/3 1820 maß- 
gebend vgl. Bericht des Obergericht3 14/10 1865 die Reform des Hypotheken⸗ 
wefens betreffend in Duhn, deutfchrechtliche Arbeiten 90—136. 

” St.B.O. 81. 
BD. 84. 
* St. B.O. 8 14. 17. 29. Die früher für Eigenthumsübertragung vor⸗ 
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XI. Bremen‘. Hier gilt die NRevidirte Handfefteordnung 
30/7 1860 **, mit Abänderung 21/9 1879, 23/12 1879 und 16/11 
1880. Es werben weder Grundbüder no Hypothekenbücher ge- 
führt, die Mebertragung von Grundeigenthum erfolgt vielmehr nur 
durch Öffentlihen Verkauf oder Lafjung °°, die Berpfändung durch 
Ausftellung der dem Bremer Recht eigenthümlichen Handfeſten °, 
welche auf Berlangen des Gläubiger? in das Eintragebuch bes 
Handfeftenamtes eingetragen werden, was jedoch nicht die Bedeu⸗ 
tung einer Begründung des Rechts hat, jondern nur die Erwirkung 
poſſeſſoriſcher Vortheile bezwedt °”. 


B. Deſterreich °°. 


Nah dem Defterreihiihen Gr.B.G. 25/7 1871 beftehen für 
biejenigen Lanbestheile, in welchen dasjelbe Geltung bat, für Die 
Eintragung des Eigenthumserwerbs und bie bingliche Belaftung 
Grundbücher °°. Das Grundbuch, auch Hauptbucd genannt, welches 
nad Realfolien (Einlagen) 7° geführt wird, enthält für jedes 
jelhftftändige Immobile drei Abtbeilungen (Blätter), nämlich 

I. dag Gutsbeſtandsblatt (Befigblatt). Diejes enthält: 

1. die Gutsbefchreibung mit Angabe der Beitandtheile ”! und 
ber daran fich vollziehenden Veränderungen ”°; 


gejchriebene Berlaffung wurde durch V. 22/7 1868 bejeitigt. Duhn, deutich- 
zechtliche Arbeiten 104, 18. 

2 SLB.D. 8 14. 17. 29. Auch für dieſe war die jegt bejeitigte Ver⸗ 
lafſung vorgeichrieben. 

es Bol. Voft, PR. II. 1.8 75-86, III. 8 54—65; Heinilen, die Bremi- 
ſchen Einrihtungen zur Beförderung des Credits U. f. O.Pr. XXXIL 88; 
Höpken, dad Bremiſche Pfandrecht an liegendem Gut in Bremiſches Jahrbuch 
VIL 184; Bericht des O.G. Lübeck in Duhn, deutichrechtliche Arbeiten 107—119. 

4 Sie trat an die Stelle der Handfefteordnung 19/12 1833. 

es E. und 958.810. Das in E. und 9.5.8. 1883 8 65 in Ausficht 
genommene Erbebuch ift nicht zur Ausführung gelommen und die E. und 
H.F.O. von 1860 hat Leine barauf bezügliche Beſtimmung aufgenommen. 

es E. u. 9.508. 8 78. 

07 Voft, PR. III. 8 68. 

es Bgl. Exner, H.R. 14-32; Randa, E. 8 20. 

0 Daneben beftehen bejondere Bergbücer nad) dem Berggejeb 23/6 1854 
und befondere Eifenbahnbücer Exner, HR. 20, 21; Randa, Eigenthumsrecht 
8 20 ©. 48 f. 

0 Erner, HR. 17, 36; Randa, E. 8 20, 10. 

7 Erner, H.R. 18, 41; Randa, E. 8 20 ©. 410. 
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2. bie Bezeichnung der bejonderen Dualität des Objekts 
(Lehen, Fideicommißgut) ; 

3. die dem Objekt zuftehenden Realberechtigungen "?. 

Il. Das Eigenthbumsblatt enthält: 

1. die Eigenthumsverbältniffe, alfo die Einträge, die ſich auf 
den Eigenthümer, die Mebertragungen des Eigentbums und bie 
Duotenverhältnifie bei Miteigenthum beziehen ; 

2. bie Dispoſitionsbeſchränkungen, denen ber eingetragene 
Eigenthümer objektiv ober ſubjektiv unterworfen ift, d. h. aus 
Gründen, bie jeden Eigenthümer betreffen ober bie nur für feine 
Perjon eine Verfügungsbeihränfung bewirken "*. 

III. Da3 Laftenblatt’®. Dieſes enthält: 

1. alle den Grundbuchskörper belaftenden bingliden Rechte 
mit den an ihnen erworbenen berivativen Rechten mit allen Rechts⸗ 
veränderungen, namentlich alfo die Hypotheken; 

2. die Wiederlaufs:, Vorlaufs- und Beftandrechte, ſoweit fie 
eingetragen werben; 

3. die objektiven Dispofitionsbefchränfungen. 

Die Einträge werden auf jedem Hauptbuchblatt in chronolo⸗ 
giſcher Reihenfolge durch Duerlinien gejchieden eingetragen, wobei 
jeder Eintrag jedes Blattes für dieſes eine fortlaufende Nummer 
erhält (Poſtzahl). 


Abſchnitt 2. 
Die Bypothefenbücher des Hypothekenbuchſyſtems. 
g 221. 


Diefe finden fi in folgenden Landesrechten: 
I. Bayern. Nach dem Bayrifhen Hypothekengeſetz 1/6 1822 


2 Gr. B.G. 8 74; Randa, E. 8 20, 27. 

78 Randa, E. 8 20, 29; Exner, HR. 19, 44. Prädialjerbituten werben 
nicht nur auf dem Laftenblatt des dienenden, ſondern aud auf dem Gutsbe⸗ 
ftandblatt des herrſchenden Grundſtücks eingetragen. 

7% Ener, HR. 19, 46; Randa, E. 8 20 ©. 416. Dieje auf perjönlichen 
Berhältnifien z. B. Minderjährigteit beruhenden Beſchränkungen werben nad) 
andern Hypothekengeſetzen nicht eingetragen. 

76 Exner, HR. 19, 47; Randa, Eigenthumsrecht 8 20 S 418. 
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werben die Hypothekenbücher nah Grundftüden geführt. Die 
Eröffnung eines Foliums erfolgt nur auf Antrag des Eigenthümers 
oder bei Anmeldung von Rechten, die eingetragen werben follen *. 
Jedes Folium bat drei Rubriken. Die erfte Rubrik dient zur 
Einſchreibung des Hypothelenobjelt3; es werden eingetragen die 
Gutsbefchreibung, die Eigenſchaft der Sache die zu Beſchränkungen 
Beranlaffung giebt, der Werth, der Betrag der Brandverficherung, 
und die auf einem fpeciellen Titel beruhenden Reallaften, dann 
die an diefen Einträgen fi ergebenden Veränderungen ®. Die 
zweite Rubrif mit der Weberfchrift: Beſitzer, Befittitel und Be- 
Ihränfungen dient zur Evidenthaltung der Dispofitionsbefugniß 
des Eigenthümers in Hypothekenſachen. Es wird hier eingetragen 
ber Name des Eigenthümers, der Rechtsgrund des Eigenthums- 
Übergangs, die auf einem befonderen Rechtstitel beruhenden Dis- 
pofitionsbefchräntungen und alle Veränderungen daran *. Die 
dritte Rubrik mit der Weberfchrift: Hypothelen, deren Eeffionen 
und Löſchungen, dient zur Eintragung der Hypotheken. Für biefe 
ift wejentlih Angabe der Forderung unter Aufführung des Rechts⸗ 
titel8, des Rangverhältnifies, der folidarifhen Mithaftung anderer 
Hypothekenobjekte und auf Verlangen der Vereinbarung über Auf: 
fündigung und Rüdzahlung, der Veränderungen in der Perſon 
des Gläubiger8 und der Dispofitionsbefchränfungen des Gläubi- 
gers binfichtli der Forderung ®. 

Nach Bayriihem Recht beſchränkt fich die Publicität auf bie 
Eintragungen in der dritten Rubrit, während die Eintragungen 
in der erften und zweiten Rubrik nur als Behelfe des Beftandes 
und der Rangbeftimmung ber Hypothelen erfcheinen und nur in 
dieſer Eigenihaft an den Wirkungen der Publicität theilnehmen ®. 


! Ueber die Einrichtung der Bayrijchen Hypothefenbücher vgl. Roth, Bay. 
C.R. (1) $ 183; Negelöberger, H.R. 8 13—18. 

2 Moth, Bayr. E.R. (1) 8 188, 9; Regelsberger, HR. 8 12.1 1. 

: 9.8. 8 130-135; Roth, Bayı. E.R. (1) 8 183, 11; Regelsberger, 
HR 8 16. 

* 9.6. 8 136—143; Roth, Bayr. C. R. (1) 8 188, 37 f.; Regeläberger, 
HR. 8 17. 

® 9.8. 8 144—167; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 183, 78; Htegelöberger, 
HR. 8 18. 

® Roth, Bayr. ER. (1) 8 185, 4; Regelöberger, HR. 812. L 2. 
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Il. Württemberg’. In Württemberg ift die Buchfüh—⸗ 
rung für die Gutsbejchreibung getrennt von der für die Hypothek⸗ 
beitellung; für die erftere dienen die Güterbücher, für die leßtere 
die Pfandbücher. 

1. Die Güterbücher ®. Diefe werden für bie nicht eremten 
Grundftüde jeder Gemeinde nach Perſonennamen geführt. Jeder 
in der Gemeinde anjäßige Eigenthümer erhält ein Folium, auf 
welchem die ihm gehörigen Grundftüde mit ihrer Beichreibung 
unter Ungabe der Steuer: und Brandverficherungsverhältnifle, der 
darauf ruhenden Laften und der damit verbundenen Rechte einge- 
tragen werden. Die Servituten werden in einem bejonderen Bei- 
logebuh, dem Servitutenbuh, verzeichnet. Neben den Güters 
büchern werden Vertragsbücher geführt, in welchen alle Verträge 
über Veräußerungen von Liegenfchaften und Beftellung binglicher 
Rechte daran eingeiragen werben; die Eintragung erfolgt in chro- 
nologifher Ordnung Für die eremten Grundftüde, nämlich die 
Staats: und Hofdomänen und die immatrikulirten ſtandesherr⸗ 
ſchaftlichen und ritterfchaftlihen Güter vertritt das Vertragsbuch 
die Stelle des Güterbuchs“. Die Eintragung in das Vertragsbud 
ift nicht entjeheidend für den Mebergang des Eigenthums oder Die 
Entftehung des dinglichen Rechts, fondern fie dient nur wenn fie 
die Erfordernifje einer Beweisurkunde erfült zum Nachweis bes 
Vertragsabſchluſſes '°, und hat die Wirkung einer Rechtsverwah⸗ 
rung '!. Dagegen kommt ber Eintragung in das Güterbuch bie 
Wirkung der Publicität binfichtlich der darauf fich ftübenden Ein- 
tragungen in das Unterpfandsbuh zu "?. 

2. Die Unterpfandsbücher ie. Diefe werden nad Perſonal⸗ 

’ Bgl. Wächter, Württ. P.R. II. $ 56, Römer, HR. $ 4 u. 20. 

° Württemberg Pf.G. Art. 56—60; 8. 8/12 1833 und 18/9 1844 An- 
legung ber Gemeindegüterbücher; Gef. 18/4 1873 Führung der Güterbücher. 
Nömer, HR. 841 

» Römer, HR. 8 4, 5. Für die egemten Güter follten die Güterbücher 
von ben Civilſenaten ber Appellationdgerichte geführt werben, mas jedoch nicht 
zur Ausführung kam. 

10 Mächten, W. PR. II. 8 56, 25. 

1 Wächter, W. BR. II. 8 56, 26. 

2 BG. Art. 56; Wächter, W. BR. II. 8 57,7; Wächter, Erörterungen 
I. 218; Lang, Sachenrecht 8 171, 19, 

18 Ueber die Einrichtung und Führung ber Unterpfandsbücher vgl. Lang, 
Sachenrecht 8 173; Römer, HR. 8 18. 
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folien geführt. Für jeden im Güterbuch eingetragenen Eigen: 
thümer wird ein Folium angelegt, wenn ein ihn betreffender Ein- 
trag zu maden iſt '*, und diefem fein Name als Aufichrift ge: 
geben ?°. Gier werden auf dem einen Theil der Doppelfeite bie 
Unterpfänder und andere auf ein Gut fich beziehende Aniprüche, 
auf der anderen Bermahrungen, Löſchungen und andere Verände- 
rungen eingetragen '°. 

DI. Medlendburg: Schwerin und Strelit. Nach der 
N. H.O. für Landgüter 18/10 1848 wird für jedes Landgut, 
welches im Hufencatafter als Hauptgut aufgeführt fteht und das 
ih im Beſitz von Privatperfonen befindet, ein Hypothekenbuch 
geführt ”. Dasſelbe befteht aus drei Abtheilungen. Abtbeilung 1 
enthält die Gutsbejchreibung, nämlich die Beftandtheile besjelben 
nad dem Katafter, die Angabe der Gutsqualität, der Eigenthums: 
beſchränkungen, infofern fie auf die Hypothekbeſtellung von Ein- 
fluß find, privatrehtliche Eigenthumsbelaftungen (Erbpachtver⸗ 
hältniffe, Realſervituten, Reallaften, Erbpachterlegnifle) '°. Ab- 
theilung 2 dient zur Angabe bes Eigenthüümers und Abtheilung 3 
zur Eintragung der Hypotheken, PBerfonalfervituten und nicht 
dauernden Reallaften 2. Nah der R. R.H.D. hat die Eintragung 
in das Hypothekenbuch die Wirkung der vollen Publicität nur für 
die in Abtheilung 3 aufgeführten Belaftungen, namentlich bat bie 
Eintragung des Eigenthüümers in der zweiten Abtheilung nicht die 
Dedeutung der Berlafiung ?°. 

IV. Frankfurt?! In Frankfurt werben bie Transſkrip⸗ 








“n.&. Art. 159. 

5 Rang, Sachenrecht 8 178, 11. 

16 Yang, Sachenrecht 8 173, 15. 

TA.RHD. 81. 

is R. R.H.O. 8 2-8; Meibom, HR. 8 7, 20-42, 

ꝛ R. R.H.O. 8 9. 10; Meibom, HR. 8 7, 43-4. 

9. 9.90.89. 

1 Das ältere auf den Beftimmungen ber Reformation beruhende Recht 
wurde mit Einführung des Code civil bejeitigt und durch das franzöftfche 
Transſkriptionsſyſtem erjegt, dieſes aber mit Befeitigung der franzöfiichen 
Gefepgebung wieder aufgehoben. Bender, P.R. 8 63. Das gegenwärtig gel- 
tende Recht, welches die Grundlagen des älteren Rechts beibehalten hat, be⸗ 
ruht auf dem Transſtriptionsgeſet 16/3 1820 und feinen Ergänzungen. 
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tionsregifter ?? von den Hypothekenbüchern getrennt geführt. Zu 
den Transſkriptionsregiſtern find bei Vermeidung einer Geldftrafe 
von /s % des Werths alle Befigveränderungen unbeweglicher 
Güter und dieſen gleichftehender Rechte innerhalb 4 Wochen nad) 
Abſchluß des Vertrags anzumelden ??; die Eintragung ift jedoch 
nit beftimmend für den Eigenthyumsübergang **, fondern für die 
mit der Währfchaft verbundene Ertraftivverjährung von Jahr und 
Zag ?° und dient al3 Legitimation für die Hypothekbeftellung *°. 
Dei der Verpfändung von Immobilien werben befondere Hypo— 
thefenbücher geführt 27. 


Abſchnitt 3. 
Die Führung der Brund- und Bypothefenbücher !. 
8 222. 


Für die Führung der Grund: und Hypothekenbücher gelten 
folgende Grundfäße: 
A. Die Eompeten;z. 


Nach den deutihen Grundbuchgefegen werben die Grundbüder 
und Hypothekenbücher des Grundbuchſyſtems fait durchgängig ver- 








22 Für diefe find die Formulare der franzöflfhen Transſkriptionsregiſter 
beibehalten Bender, B.R. 8 68. 

22 Transſkriptionsgeſetz 16/3 1820 Art. 4. 

24 Bender, P.R. 8 64, 2. Stobbe, Auflafjung in Ihering, Jahrbuch XII. 
230, 249. Der Eigentbumsübergang richtet fih für Immobilien ganz nad 
gemeinem Recht Bender, P.R. 8 63 Wr. 5. 

20 Transſkriptionsgeſetz 16/3 1820 Art. 19 Wr. 1. 

20 Transſkriptionsgeſetz 16/8 1820 Art. 19 Nr. 2. 

37 Bender, PR. 8 76; Frank, Hypothekenweſen $ 104—159. 

! Ueber die Führung der Grund» und Hypothelenbüder vgl. Preußen 
Förſter, Eccius 8 53; Dernburg, B. PR. 8 193—205; Dernburg-Hinrichs, 
8 9—15. Bayern Megelöberger, HR. 8 22—36. Sadjen Siegmann, H.R. 
8 2. 3. Württemberg Römer, HR. 8 20. Heflen Müller, Ingroſſation 181 
bis 212; Müller, Pfandrecht 127—135. Medienburg Meibom, H.R. 8 9. 
Defterreich Erner, H.R. S. 26; Randa, Eigenthumsrecht 8 22—24. Ich gebe 
bier die Darftellung für die Hypothekenbücher des Grundbuchſyſtems und 
des Hypothekenbuchſyſtems vereinigt. 
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einigt und von denſelben Behörden geführt?, und es iſt bie Füh— 
rung als ein Theil der freiwilligen Gerichtsbarkeit den Amtsge⸗ 
richten übertragen ®. Der gleihe Grundjat gilt im Gebiet des 
Hypothekenbuchſyſtems in Bayern *, während in Württemberg die 
Güterbücher getrennt von den Pfanbbühern von den Gemeinde: 
räthen geführt werden, und nur für eremte Grundftüde die Com: 
petenz der Landgerichte begründet ift®. Gegen Verfügungen in 
Grundbuchſachen ift die Beſchwerde an das vorgefette Dbergericht 
gegeben, regelmäßig aljo an das vorgejehte Landgericht ®. Der 
Grundbuchrichter ift den Betheiligten für feine Gefchäftsführung 
haftbar. Der Umfang der Haftung ift verfchieden beftimmt. Ge- 
meinrechtlich wird angenommen, daß fie fi auf Verlegung durch 
Arglift oder grobe Fahrläßigkeit beſchränke?, und es tft dieß in 


» Eine Ausnahme ift nur gegeben in Naſſau, Großherzogthum Heſſen, 
Sadjen-Beimar und Sachfen-Meiningen, wo bie Grundbücher äußerlich ge- 
trennt von den Hypothekenbüchern geführt werden. In Schwarzburg-Rubol- 
ſtadt und Bremen werben Teine Grundbücher geführt. 

° Zn Heflen werden die Mutationdverzeichnifie von den Amtögerichten, 
die Hypothelenbücher von den Ortögerichten nad) Anweiſung ber Amtsgerichte 
geführt A.G. zum ©.8.8. 8/9 1878 Art. 6. 13 Ar. 5. In Medienburg find 
die WBuchbehörden nad den verjchiedenen Güterarten verfhieden A.G. zum 
8.6. 17/5 1879 8 50. In Hamburg und Xübed beftehen befondere Hypo⸗ 
thefenämter. In den Übrigen Nechtögebieten ijt die Competenz ber Amtsge⸗ 
richte begründet. In Defterreich find theils die Gerichtshöfe erfter Inſtanz 
theild die Bezirkögerichte competent Randa, Eigenthumsrecht 8 24. 

4.8. zum 8.8.8. 23/2 1879 Urt. 8. 15. Regelöberger, H.R. 8 22. 

5 Bol. oben $ 221, II. In Württemberg find nur für eremte Grund- 
ftäde die Landgerichte competent, für die übrigen werden die Güterbücher und 
Unterpfandsbücder von den ®emeinberäthen geführt A.G. zum G. V. G. 24/1 
1879 Art. 6. 7. 9; Pf. G. 25/4 1875 8 136; Römer, 9.8. 8 4, 2 und 8 20; 
Lang, Sachenrecht 8 174. 

® So namentlich in Preußen Dernburg, B. BR. I. 8 1983, 4 und Bayern 
AS. zum 8.8.8. 23/2 1879 Art. 27. Eine Ausnahme ift begründet nad) 
Bürttembergifchem Recht, nach welchem die Berufung an bie Amtsgerichte geht 
4.8. zum 8.8.8. Urt.2 und 3, 1; Lang, Sachenrecht & 174,57; nad) Sachſen 
A.G. zum 8.3.8. 8 9 und Oldenburg A.G. Art. 10 8 2 geht die Berufung 
an das Oberlandesgeriht; nad Medlenburg A.G. 8 64 an das Minijterium; 
nah Hamburg Bei. 25/7 1879 8 7 und Lübed A.G. 850 an ben Senat. In 
Defterreich geht der Rekurs an den Gerichtshof zweiter Inftanz Gr.B.G. 8 126 
Erner, H.R. 31, 84. 

Windſcheid 8 470, 1; Sintenid 8 125 III. Dafür entſcheidet fih auch 
Erk. Darmftadt 13/12 1859 A. F.R.W. IX. 107, Die gemeinrechtlien Grund⸗ 
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dem Sächſiſchen und Naffauifhen Recht angenommen ®. Dagegen 
ift nad) den anderen Rechten die Haftung für jedes Verſehen ge- 
geben ®. Nach einem Theil der Rechte ift die Haftung nur fubfi- 
Diär gegeben, wenn der Beihäbigte nicht von anderer Seite Erfah 
hat erlangen können 1%; nad einem anderen Theil haftet ber 
Richter primär ?!. Soweit der Beichädigte von dem regreßpflich- 
tigen Grundbuchrichter nicht voll befriedigt werben Tann, baftet 


fäge fommen nur in Heflen-Darmitadt zur Anwendung, deſſen Pfandgejeg keine 
Beitimmungen enthält. Müller, PR. 8 101, 8. 

s Sadjen 8.0.8. 8 1506 macht den Richter für den Schaden verant- 
wortlih, den er durch abfichtliche Verſchuldung oder grobe Yahrläffigkeit in 
Geſchäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit angerichtet hat. Nah Naffau Geſ. 
15/5 1851 $ 13 haften die Beamten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und ber 
Feldgerichte für den abfichtlih oder durch grobes Verfchulden bei Führung der 
Stodbüder und Pfandbücher verurfachten Schaden. 

’ Br. Gr. B.O. 8 29; Oldenburg Gr. B.O. 3 19; Coburgꝗ⸗Gotha Gr. B. O. 
8 16; Braunſchweig Gr. B.O. 8 3; Detmold Gr.B. 8 18; Sondershauſen 
Gr.B.O. 8 28; Anhalt Gr. B. G. 8 41; Hamburg HD. 8 47, Württemberg 
Pf.G. Art. 223. Römer, PER. 8 20, 15; Weimar Pf.G. 8 344; Altenburg 
HD, 8 140; Reuß &. u... HD. 8139; Rubolftadt HD. 8 93; Meiningen 
Gr.B.G. Art. 29. Dieß gilt auch nach Medienburgiihem Recht |. den Nach⸗ 
weis bei Meibom, H.R. 8 8, 54—58. Nach Defterreih Geſ. 12/7 1872 8 1 
haftet der richterlihe Beamte für Schaden, den er durch Uebertretung feiner 
Amtspflicht bewirkt Hat, aljo auch für Verſehen Erner, H.R. 8 24, 64. Dad 
gleiche ift nach Bayriihem Hecht anzunehmen, dba nah G.O. 1753 XVI. S 3 
Nr. 1, deren dauernde Geltung durch W.G. zur E.Pr.D. 23/2 1879 Urt. 81 
ausgeſprochen ift, die Syndikatsklage gegen den Richter auch wegen Verſchul⸗ 
dens gegeben iſt Seuffert, Eommentar IV. 230, 2. Ich kann demmad der 
Meinung von Regelöberger, HR. 8 28, 2, daß ſich in Bayern die Yrundlage 
der Syndikatsklage nad dem an jedem Drt geltenden Civilrecht richte, nicht 
beiftimmen, vielmehr ift für diefe die Beftimmung ber G.O. 1753 maßgebend. 
Das Bayriſche H.G. 8 100 ſchließt indeffen die civilrechtliche Verantwortlich⸗ 
teit in beſtimmt bezeichneten Fällen aus. 

ı Br. Gr.B.O. 8 29; Oldenburg Gr. B.O. $ 19; Coburg⸗Gotha Gr.B.D. 
8 16; Braunſchweig Gr. B.O. 8 3; Detmold &r.B.D. $ 18; Sonderdhaufen 
Gr. B.O. 8 28; Anhalt Gr. B. G. 8 41; Württemberg Pf.G. Art. 225. Römer, 
HR. 8 20, 175 Medienburg Meibom, HR. 8 8, 59; Weimar Pf.G. $ 351; 
Meiningen Gr.B.G. Urt. 29; Sachſen 8.8.8. 8 1506. Beftritten ift dieß 
nad Bayriihem Recht. Yür die Subfidiarität erklären fid) Kreittmayr, Anm. d 
zu G.O. XVIL 8 und Seuffert, Commentar IV. 231, 5; dagegen Erk. München 
25/1 1869 Bl. XXXIV. 198. 

ı Altenburg H.O. 8 140; Neuß ä. und j. 2. 8 189; NRubolftadt Pf.G. 
Art, 93; Hamburg H.D. $ 47; Lübed Geſ. 16/6 1879 8 8. 
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nad einem Theil der Landesgejege der Staat 2; nad) einem an- 
deren Theil haftet der Staat primär '°, und nad einzelnen 
Landesgejegen iſt gleichzeitige Haftung beider gegeben “. Sn 
mehreren Landesgefegen ift eine Haftung des Staats nicht aner- 
kannt '®. 


B. Das Berfahren. 


Für das Verfahren gelten folgende Grundfäge: 

1. Die Berfügung in Grundbuch: und Hypothekenſachen ift 
ein Theil der freiwilligen Gerichtsbarkeit !°; die Grundbuch⸗ und 
Hypothekenämter handeln daher zunächſt nur auf Antrag ber Be: 
theiligten 17 oder auf Requifition einer competenten Behörde '®. 


Sr. BD. 8 29; Oldenburg Gr. B.O. 8 19; Eoburg-Gotha Er.B.D. 
816; Braunjhweig Gr. B.O. 83; Detmold Er.B.D. 518. 19; Sondershaufen 
Gr. B.O. 828; Anhalt Gr.B.G. 841; Hamburg HD. 847. Nach der Medlen- 
burgiſchen HD. haften nad) Verſchiedenheit der Buchbehörden der Staat, bie 
Stadt und das Klofter Meibom, H.R. 8 8, 62-64. Nach Bayriſchem Recht 
iſt bie jubfidiäre Haftpflicht des Staats anerkannt Gönner, Commentar II. 48; 
Regelöberger, H.R. 8 23,9; Erf. Münden 7/4 1858 BI. XXXIII. 174. Meh- 
rere der hiehergehörigen Geſetze beftimmen, daß die Klage gegen den Grund⸗ 
buchrichter in 3 Jahren von der Kenntniß des Schadens an verjährt, während 
es nad) 30 Jahren auf diefe Kenniniß nicht anlommt E.G. für Neuvorpom⸗ 
mern 8 25; E.G. für Schleäwig-Holftein 8 47; E.G. für Hannover 8 28; 
E.G. für Ehrenbreitftein 8 9; E.G. für Walded $ 31; Oldenburg Gr. B.O. 
8 19; Braunſchweig &r.8.D. 8 3; Detmold Gr.B.D. 8 20; Anhalt Gr. B.G. 
8 41. Sondershaufen Gr.B.D. 8 28 hat eine zweijährige Berjährungszeit. 

18 Altenburg HD. 8 141; Reuß ä. u. j. L. 8 141; Weimar Pf.G. 8 355; 
Rudolftadt H.D. 8 93. 

1. Nach Defterreich Bei. 12/7 1872 8 1 kann die Klage gegen ben Be- 
amten oder gegen den Staat oder gegen beide zugleich geftellt werden, und 
beide haften jammtverbindlih Randa, Eigenthumsrecht 8 24, 6. Nach Mei- 
ningen Pf.G. Art. 29 Hat der Kläger die Wahl, ob er gegen ben Beamten 
oder gegen den Staat die Klage ftellen wolle. In Sachſen Haftet nach Re- 
ſtript 18/10 1796 der Staat neben dem Beamten principaliter Siebenhaar, 
BR. 718, 2. 

ı In Württemberg, Naffau und Darmſtadt haftet der Staat nicht. 

© Dernburg, P. PR. I. 8 205; Megelöberger, HR. 8 22, I; Sachſen 
G.O. 8 89; Rudolftadt E.G. 8 6; Altenburg HD. 8 133; Neuß ä. 2. HD. 
8 132, Neuß ji. 2. 9.02. 8 181. 

17 Br. G.B.O. 8 30; Bayern H.G. 8 96; Sachſen 8.D. 8 92; Altenburg 
und beide Reuß 9.0. 8 16; Anhalt Gr.B.@. 8 22; Württemberg Pf.®. $ 172, 
195. Römer, BER. 8 20 Nr. 1. 
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Nur ausnahmsweiſe find fie befugt von Amtswegen zu verfahren '?. 

II. Berechtigt eine Einfchreibung zu beantragen ift nad den 
Gefegen von Hamburg, Lübeck und Medlenburg nur derjenige, zu 
deſſen Nachtheil die Einfchreibung gereicht (der Paſſivbetheiligte) ?°, 
nah den anderen Rechten jeder Betheiligte, alfo auch derjenige, 
dem das Recht erworben werden foll *'. Iſt der Paſſivbetheiligte 
durch ein rechtskräftiges Erkenntniß verurtheilt die Eintragung 
zu bewilligen, fo ift immer der Berechtigte befugt die Eintragung 
zu beantragen *?. Nach einzelnen Landbesrechten find in beftimmten 
Fällen auch dritte Perſonen antragsberechtigt für denjenigen, für 
den ein Recht erworben werden foll *®. 

IH. Die Anträge können nad der H.O. von Hamburg nur 
mündlich **, nad den übrigen Landesrechten können fie mündlich 
oder ſchriftlich geftellt werden ?°. Mündliche Erklärungen find von 


Br. G.BD. 8 41. Dernburg⸗Hinrichs 8 11,5; Sadien 8.8. 8 92; 
Altenburg und beide Neuß HD. 8 16; Bayern H.G. S 96; Anhalt Gr. B. G. 
8 22, Meibom, HR. 89, 46. 

Br. Gr. B.O. S 30. Förfter, ©.B.R. 58; Dernburg⸗Hinrichs 8 11, 2; 
Sadjen G.O. 8 93; Altenburg und beide Reuß HD. 8 17; Medienburgifche 
HD. bei Meibom H.R. 8 16, 29; Darmſtadt Müller, Sugroffation 8 50 und 
Pfandredt 343; Anhalt Gr. B.G. 8 43, Württemberg Pf.®. Urt. 153; Oeſter⸗ 
reich Exner, H.R. 8 26, 69. Die Fälle, in welchen nach diefen Landesgejegen 
ber Grundbuchrichter von Amtswegen zu verfahren bat, werden unten bei den 
einzelnen Rechtöverhältniffen aufgeführt werden. 

2 Samburg HD. $ 4; Lübedl HD. 8 17; Medlenburg Meibom, HR. 
8 9, 14. 

21 Allgemein ift dieß audgeiproden Bayern 9.8. 8 96; Württemberg 
Pf.G. Urt. 151. 173; Sadjen G.O. 8 92; Altenburg und beide Neuß 9.D. 
8 17; Anhalt 8.8.8. 8 238. Den gleihen Standpunkt nimmt für die Ein- 
träge in die zweite Ubtheilung ein Pr. E.E.G. 8 18. Ob dieß nad Preußi- 
ihem Recht aud für die Eintragung von Hypotheken und Grundſchulden gelte, 
ift beftritten, ift aber richtiger zu bejahen vgl. unten 8 305, Il. In Defter- 
reich werden die Anträge gewöhnlich von denjenigen geftellt, welche das Recht 
erwerben, fie fönnen aber auch don den Paffivbetheiligten ausgehen Exner, 
HR. 8 30, 77 und 8 26, 4. 

22 Br. E. E.G. 8 14 und 8 19, 2; Dernburg-Hinrihs 8 11, 4; Anhalt 
Gr. B.G. 8 28, 2b; Hamburg HD. 8 4; Lübed H.O. 8 17. 

28 Bol. 3. B. Bayı. HR. 8 16, 7—10; Negelöberger, HR. 8 24,5 f. 
und unten $ 305 II. 

a Hamburg 9.8. 8 49. 

25 Br. Gr. B.O. 841; Bayern H.G. 8101; Württemberg Pf.G. Urt. 163; 
Weimar Pf.G. 8 215; Rupdolftadt H.O. 8 56; Neuß ä. L. 9.0. 8 148. Nach 
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dem Grundbuchrichter zu Protokoll zu nehmen *°. Mehrere Lan- 
besrechte fchreiben die Beglaubigung jchriftliher Anträge vor, 
wenn bdiefelben nicht in der Form Öffentlicher Urkunden abgegeben 
werden ?”. | 

IV. Der Antrag kann fih auf eine Eintragung oder eine 
Löſchung beziehen. Eintragung ift die Einfhreibung in das Grund- 
buch, durch welche beftimmte auf das betreffende Objekt bezügliche 
Rechte geſchaffen werden. Sie kann fich beziehen auf die Beſtand⸗ 
theile und Bertinenzen des Objekts, die Webertragung oder Um: 
ſchreibung des Eigenthbums daran, die Begründung dauernder Be: 
laftungen und die Umschreibung bderjelben auf einen neuen Er- 
werber 28. Löſchung ift die Eintragung, durch welde eine Ein- 
tragung in das Grundbuch ihre Wirkfamkeit verliert. Sie erfolgt 
entweder direkt durch Eintragung der Löfhung ober indirelt durch 
Einfchreibung einer Thatfache, welche das Aufhören der bisherigen 
Eintragung von jelbft zur Folge hat ”°. 

V. Zur Vorbereitung der Eintragung oder Löſchung dient 
die VBormerkung ®°. Ihr Zwed ift ein doppelter. Es jollen da- 


Sachſen G.O. 8 168, Altenburg HD. 8 144 und Reuß j. 2%. 9.0. 8 148 
können Unträge bei ben Oberbehörden nur fchriftlih, bei den Unterbehörben 
au mündlich geftellt werden. Nach Defterreih Gr. B.G. 8 83 können bie 
Geſuche bei den Gerichtshöfen nur fchriftlih, bei ben Einzelgerichten auch 
mändli angebracht werden. 

20 Br. Gr. B.O. $ 32; Bayern H.G. 8 101; Sadfen &.D. 8 168; Würt- 
temberg Pf.&. Art. 163. 

27 Mehrere Landesrechte jchreiben die Vorlage gerichtlicher Urkunden all- 
gemein vor, fo Bayern Notariatögejeg 10/11 1861 Urt. 14; Sadjen G.O. 
1865 8 170; Altenburg 9.8. 8 146; Reuß ä. u. j.2. 9.0. $ 145; Meiningen 
&r.B.®. Urt. 31; NRudolftadt H.D. $ 58. Nah Pr. Gr. B.O. 8 33 müflen 
jchriftliche zu einer Eintragung oder Löſchung erforderliche Unträge gerichtlich 
oder notariell aufgenommen oder beglaubigt jein Dernburg P. P.R. I. 8 197, 
6, 7. Nah Mediendburgiihem Recht reiht die Vorlage von Privaturlunden 
bin Meibom, H.R. 8 9, 44. Nach Defterreihiihem Recht können die Anträge 
mit öffentlichen oder Privaturfunden belegt werden Gr. B.G. $ 31. 

ꝛ Dernburg, P. BR. I. 8 1968; Randa, Eigenthumsrecht 8 22, 1; 
Meibom, HR. 89.1. 

Nr. Gr.B.O. 8 92. 98; Dernburg, P. BR. I. 8 196b; Sadien G.O. 
8 166. 167. 

s0 Ueber Vormerkungen vgl. Prinz, Einfluß der Hypothekenbuchverfafſung 
auf dad Sachenrecht insbejondere bie Lehre von den Proteftationen, Berlin 
1858; Heyne, Erörterungen aus dem Grundeigenthumd- und Hypothekenrecht 

Roth, Deutſches Privatrecht. III. 3 
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durch dingliche Rechte, deren Eintragung vorläufig noch nicht aus⸗ 
führbar ift, gefichert (protestatio pro conservando jure et loco) 
und Einwendungen gegen Einträge gegen die Wirkung der Deffent- 
lichkeit fichergeftellt werden (protestationes pro conservandis ex- 
ceptionibus). Für die Behandlung der Bormerkungen finden fich 
in unferen Landesrechten drei Syfteme: 

1. Das Conſensprincip. Nah den H.D. von Hamburg ®1, 
Lübed ®? und der Mecklenburgiſchen H.O. ?? können Vormerkungen 
nur auf Antrag der Paffivbetheiligten oder auf Grund eines ge- 
rihtliden Urtheils eingetragen werden. Die Vormerkungen hin: 
bern jo lange fie beftehen jede entgegenitehende Eintragung ®*; 
ihre Tilgung ſetzt Yuftimmung desjenigen voraus, welchem da⸗ 
buch Rechte erworben find °®. 

2. Eintragung auf richterliche Verfügung. Nah Preußiſchem 
Recht ?° Tann eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf 
Auflaffung mit Bewilligung des eingetragenen Eigenthlimers ein- 
geiehrieben werben ?°. Außerdem ſetzt die Eintragung einer Vor- 


1847, 48—81; Stobbe, BR. 8 110 Nr. 7. Früher wurden auch Urreftver- 
merke und Dispofitionsbeichräntungen (protestatio de non amplius inta- 
bulando) hieher gerechnet, allein e8 entbehrt dieß der Begründung, da dabei 
der Zwed, eine künftige Eintragung vorzubereiten, mangelt. Dernburg, P. 
BR. I. 8 204, 3; Regelöberger, H.R. 5565 Nr. 7. Früher mar nach Borgang 
der Preußiihen HD. die Bezeichnung Proteftation gewöhnlich, hier wirb die 
neuerdingd von der Preußiichen Gejehgebung angenommene Bezeichnung Vor⸗ 
merkung gebraudt. 

sı Die Bormerkungen find bier als Clauſeln bezeichnet Hamburg 9.8. 
8 19. 21. 27. vgl. Bornemann im Br. Juſt. Min.Bl. 1848, 42. 43; Bau⸗ 
meilter, B.R. 8 30. 

82 Gie heißen bier Noten Kübel H.O. $ 49—55. 

s8 Sie heißen hier Berwilltürungen nnd gerichtliche Inhibitionen Dkei- 
bom, HR. 8 12. Unter Vormerlung werden nad) Medienburgiichem Hypo- 
thekenrecht Einträge verftanden, welche die Buchbehörde amtlich bezeugt, Mei- 
bom, 9.R. $ 9, 6a. 

* Hamburg H.O. 8 22; Kübel H.O. 8 52. 

Hamburg HD. $ 3; Kübel 9.D. 8 53; Meibom, H.R. 8 12, 14. 

8° Bol. Dernburg-Hinrih3 8 27; Förfter, Gr.B.R. 8 5; Förfter Eccius 
$ 28, 53; Stritzki bei Gruchot XVII. 733; Jäckel bei Gruchot XVIII. 41; 
Nojenbaum bei Gruchot XXI. 801; Adilles bei Johow Jahrb. VIII. 314. 
In der Hauptſache ftimmt mit dem Breußifchen Recht Anhalt Gr. B.G. 11/3 
1877 8 11 überein. 

7 Br. E. E.G. 88; Dernburg, P. BR. J. 8204,17; Anhalt Gr. B.G. 8 11. 
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merkung in der Regel’? eine Verfügung des Proceßrichters vor⸗ 
aus 3°, Die nach den für einftweilige Verfügungen geltenden Grund: 
ſätzen fich richtet *°. Die Vormerkung bat den Zwed, bie end- 
gültige Eintragung in der Reihe der Eintragungen vorläufig zu 
fihern und fie bewirkt, daß jpätere Eintragungen dem vorge- 
merkten Recht nicht präjudiciren können *?. Die Löſchung ber 
Bormerkung erfolgt auf Antrag des Paffivbetheiligten oder auf 
Vorlage eines richterlihen Erkenntniſſes *. Werden die Voraus: 
jegungen des vorgemerkten Rechts Liquid geftellt, fo wird bie Vor: 
merfung in Eintragung verwandelt *. 

3. Eintragung auf einfeitigen Antrag des Berechtigten. Die 
dritte Claſſe von Rechten läßt die Eintragung auf einfeitigen An- 
trag desjenigen zu, deſſen Recht gewahrt werden fol. Diele Ge: 
ftaltung findet fi in folgenden Rechten: Das Bayriihe Recht *° 
unterf&heidet Proteftationen und Bormerlungen *°. WBroteftation 
ift die vorläufige Einfchreibung, welde die Wirkſamkeit eines zur 
Einfchreibung geeigneten dinglichen Rechtes fichern fol, das zur 
Zeit nicht eingetragen werden kann, weil der Beweis der einzu- 
Ihreibenden Thatſache nicht ſofort erbracht werden kann, ober weil 


= In einzelnen Sällen find öffentliche Behörden befugt die Eintragung 
einer Vormerkung zu erwirten Dernburg, B. BR. I. 8 204, 10, 

” Br Gr. B.O. 8 88; Unbalt Gr. V. G. 8 11. 

148. zur D. C. Pr.O. 24/3 1879 818; Dernburg, B. BR. I. 8 204, 8. 
Bu biefen gehört auch die Arreſtvormerkung, die nad G.V.G. 13/6 1883 8 2. 
10 als Eintragung einer bedingten Hypothek aufzufaflen ift. Dernburg, P. 
BR. I. 8 322,b. 

“1 Br. E.E.G. 8 16. 

#2 Dernburg, B. BR. I. 8 204, 11. 

+3 Br, E. E.G. 8 59; Förfter, Gr.B.R. 69; Dernburg, P. PR. I. 8 204, 
14; Anhalt Gr.B.G. $ 11. 

4 Demburg-Hinrichd 366. 

“5 Bol. Regelöberger, HR. 8 64—68. Mit dem Bayriihen Hypotheken⸗ 
recht ftimmt Weimar Pf.G. 8 68—71 in den Beitimmungen über Bormerkung 
der Forderungen überein. 

6 Megelöberger, H.R. 295 faßt fie paffend unter der Bezeichnung „vor⸗ 
läufige Einfchreibung” zufammen, die fih im Gejeg nicht findet. Gönner, 
Kommentar 1. 300 bezeichnete fie dem Sprachgebraud; des damaligen Preußi- 
ichen Rechts entiprechend als Broteftationen mit den Unterabtheilungen der 
Broteftationen im engeren Sinn und der Vormerkungen; jebt iſt für beide 
die Bezeichnung Bormerkung gewöhnlid. Graf, Commentar III. 59. 

3% 
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das Rechtsverhältniß, auf welches die Eintragung fich bezieht, 
noch unvollendet ift *”. Die Proteftation bat die Wirkung, daß 
von ihrer Einfchreibung an nichts zum Nachtheil des Rechts ge: 
Ihehen Tann, deſſen Sicherung durch die Einfchreibung bezwedt 
wird 4°, Vormerkung der Forderung ift die vorläufige Einfchrei- 
bung einer Forderung in der III. Rubrik. Vorausſetzung der 
Vormerkung ift, daß der Rechtstitel der Forderung vollftändbig be- 
gründet, die Eintragung jedoch wegen Mangels einer noch zu er: 
gänzenden die Wefenheit oder Gültigkeit der Handlung nicht be- 
rührenden Formalität nicht zuläßig alfo zeitig gehindert ift *°. 
Die Vormerkung der Forderung Hat die Wirkung, daß mit Be- 
feitigung der Hinderniffe, weldhe der Eintragung entgegenftanden, 
Die vorgemerfte Hypothef mit rüdmwirkender Kraft auf den Tag 
der Vormerknng alle Rechte einer eingetragenen Hypothek erwirbt 5°. 
Proteftationen und Bormerkungen werden auf einfeitigen Antrag 
besjenigen, dem fie zum Vortheil gereichen, eingetragen, ſetzen je- 
doch Beſcheinigung durch unverdäcdhtige Urkunden voraus ®1, Pro- 
teftationen und Vormerkungen wirken bis zu ihrer Löſchung. Auf 
Verlangen des Gegentheilg Tann jedoch der Antragfteller durch 
hypothekenamtliche Verfiigung angehalten werden, innerhalb breißig- 
tägiger Frift das zur Verwandlung der Proteftation oder Vor: 
merkung in Eintrag Erforderliche beizubringen, außerdem biefelbe 
gelöfcht wird °?%, Außerdem Tann der Gegentbeil mit der nega- 
torifhen Klage die Freiheit feines Rechtes erwirken 599%. Mit dem 
Bayriſchen ftimmt in ber Hauptſache das Württembergiſche Recht 5* 
überein. Diejes bat beftimmte techniſche Ausdrüde nicht ausge: 
bildet ®°, indefjen ift die Bezeichnung Vormerkung für die vor- 


47 Negelöberger, H.R. 8 65 Nr. 8. 

“ 5.8. 8 28; Negelöberger, 9.8. 8 66 II. 

9.8. 8 30; vgl. Regeläberger, HR. 8 67 B. 2. 

6° Regelsberger, HR. 8 68 A. 1. 2; Weimar Pf.G. 8 69. 

1 9.8. 8 30; Regelsberger, H.R. 8 65, 21; 8 67 B. 1. 

sꝛ 9.8. 8 113; Regelöberger, H.R. 8 66, 7 und 8 67 B. 3. 

58 Megelöberger H.R. 8 66. III 

** Bol. über dieſes Wächter, Erörterungen 1. 197 f.; Römer, Pf.R. $. 39 
bis 41; Lang, Sachenrecht 8 177. 

ob Pf.G. Art. 74—88 faßt die einschlagenden Beftimmungen unter der 
Rubrik Gicherftellung von Nechten durch Einträge in Öffentliche Bücher zu- 
jammen, allein es begreift darunter nicht nur die Fälle der vorläufigen fon- 
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läufige Einfchreibung üblih und es werden darunter ſowohl bie 
Berwahrungen als die vorläufigen Einjchreibungen begriffen. 
Bormerkungen können ſowohl im Güterbuh als im Pfandbuch 
eingetragen werden. Vormerkungen im Güterbuh haben ben 
Zwed, der Befugniß des als Eigenthümer Eingetragenen entgegen 
zu treten. Nah Württembergifhem Recht gilt nämlich der im 
Güterbuch als Eigenthümer Eingetragene Hinfihtlih der Unter: 
pfandsbeitellung als berechtigt inſoweit nicht entgegenftehende Rechte 
gewahrt find ®*. Dieſe Wahrung kann auch dur Vormerkung 
im Güterbuh oder Pfandbuch geicheben, und es Hat dieß die 
Wirkung, daß, folange fie nicht gelöfcht ift, der Befiter des Grund: 
ftüäds jenen nachtheilige Verfügungen nur bedingt vorzunehmen 
befugt ift, und daß die Gültigkeit einer ſolchen davon abhängt, 
ob eine rechtskräftige Entſcheidung zu Gunften des Anſpruchs des 
Proteftirenden oder zu deſſen Nachtheil ſich ausfpricht °°. Bor» 
merkungen im Pfandbuch können zur Wahrung der Einreben des 
Schuldner? gegen Dritte 5° und zur Wahrung der Rechte des 
Gläubigers gegen unrehtmäßige Löfchung °° eingetragen werben. 
Die Vormerkung des Pfandrechtstitels ift nah Württembergifhem 
Recht ganz analog ben Beftimmungen des Bayriihen Rechts ge: 
regelt. Es wird dabei vorausgefeht, daß der Pfandrechtstitel voll- 
ftändig begründet jet, die Eintragung aber zur Zeit nicht ftatt- 
finden könne, entweder weil das Recht zur Zeit noch beitritten ift, 
oder die Summe der zu verfihernden Forderung noch nit aus⸗ 
gemittelt oder fonft irgend eine Ergänzung erforderlich it. In 
diefen Fällen kann das Pfandrecht einftweilen vorgemerkt werben. 
Wird der Anſpruch in der Folge für begründet erfannt oder der 
Anftand befeitigt, To ift das Pfandrecht als zur Beit der einge: 
tragenen Vormerkung beftellt zu betrachten °°. Iſt der Pfand: 
rechtstitel vorgemerkt, jo wird dem Antragfteller, der auf den 


bern auch ſolche der definitiven Einfchreibung. Römer, HR. 166. Nach 
Wächters Vorgang ift die Bezeichnung Vormerkung für bie vorläufigen Ein- 
fchreibungen gewöhnlih. Römer, H.R. 8 39. 

se Württemberg Pf.G. Art. 57. 65. 74; Lang, Sachenrecht 8 171, 19, 

ET BG. Urt. 76; Wächter, Erörterungen 198, 50. 

ss Pf.G. Art. 86—89; Lang, Sachenrecht 8 177, 28. 

eo Pf.G. Art. 73; Lang, Sadjenrecht $ 177, 29. 

“BG. Art. 79; Lang, Sachenrecht 8 177, I. 
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Rechtsweg verwieien ift, zum Nachweis, daß er feine Klage an: 
gebracht habe, ein Termin beftimmt und wenn er diefen Nachweis 
nicht Tiefert, die Vormerkung gelöjcht ®\. Iſt die Vormerkung 
verfügt, weil noch eine Ergänzung erforderlich ift, jo wirb der 
Antragiteller auf Antrag des Schuldners oder eines nachftehenden 
Gläubiger oder von Amtswegen zur Berichtigung des Mangels 
beauftragt und wenn er diefem Auftrag nit nahlommt bie 2: 
ſchung verfügt ?. Nah Heffen-Darmftädtiihdem Recht Tann der- 
jenige, ber auf Grund eines genügenden Erwerbstiteld bie In— 
groffation beanfprucht, diefe aber wegen der im Geſetz aufgeführten 
Hinderniffe zur Zeit nicht bewirken fann, eine VBormerkung feines 
Anſpruchs eintragen laflen, was zur Folge bat, daß bis zur Lö— 
hung der Vormerkung fein Eintrag auf der betreffenden Sade 
zum Vortheil eines Dritten vollzogen werden kann °®. Wird das 
Hinderniß gehoben, fo erfolgt die Ingrofjation mit Wirkung vom 
Tag der Eintragung der Vormerkung an **. Der Eigenthümer, 
gegen welchen die Vormerkung erfolgt ift, kann die Löſchung er- 
wirten, wenn er urkundlich nachweist, daß die Vorausſetzungen, 
unter welhen die Vormerkung bewilligt wurde, nicht eingetreten 
find ®°. Ebenſo kann derjenige, welcher eine erfolgte Ingrofjation 
duch Klageitelung anfiht, durch Vormerkung der Klageitellung 
den Lauf der Erfitung von Seite des ingroffirten Eigenthümers 
unterbrechen 9°. Das gleiche Verfahren wird bei Vormerkung de 
Hypothektitels beobachtet. Der Gläubiger, der einen Rechtstitel 
zur Einſchreibung einer Hypothek beicheinigt bat, kann die Vor: 
merkung desfelben beantragen, wenn der Eintragung nur die im 
Gejeß bezeichneten Hinderniſſe entgegenftehen ®”, mit ber Wirkung, 


eı Pf.G. Art. 197; Lang, Sachenrecht 8 177, 14. 

o2 Sauptinftruftion 8 201. 

es Ingrofjationdgefeg Art. 18, 1. Die im Geſetz bezeichneten Hinderniffe 
find: Zehlen der in ben Fällen des Art. 6 und 8 erforderlihen Einwilligung 
des Veräußerer3 und der Erben, wenn das das Eigenthum zuerlennende Ur- 
theil Die Rechtskraft noch nicht bejchritten hat, und wenn Betheiligte, deren 
Anerkennung der Gültigkeit des Erwerbstitels nach Art.5. 12 und 14 zur In⸗ 
groffation erforderlich ift, diefe noch nicht erteilt haben. 

* Ingroffationsgefeß Urt. 18, 2; Müller, Ingroffation $ 41, 8. 

© Ingroffationggefeg Urt. 18, 1; Müller, Ingroffation 8 41, 4. 

eo Ingroffationsgefeg Art. 383; Müller, Ingroffation 8 42. 

7 Ppf.G. Art. 48. Die Hier genannten Hinderniffe der Eintragung find: 
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daß bis zur Löſchung der Vormerkung feine dem vorgemerften 
Recht präjudicirenden Einträge gemacht werben können °®? und daß 
mit Bejeitigung der Hinderniffe der Eintragung dieſe mit Wirkung 
vom Tag der Einfhreibung der Vormerkung erfolgt °°. Der 
Schuldner kann die Löfhung der Vormerkung erwirten, wenn er 
urkundlich nadhweist, daß die Vorausfegungen der Vormerkung 
nit eingetreten find 7°. Das Oeſterreichiſche Recht unterfcheidet 
die Anmerkung (Adnotation) 7? und die Vormerkung (Pränota- 
tion) ”?. Anmerkungen find Einzeihnungen, welche den Zweck 
haben, Berfügungsbeichränfungen des Eigenthümers oder des aus 
einer Eintragung Berechtigten zu conftatiren und die Geltenb- 
machung vor Einwendungen gegen vollzgogene Eintragungen ficher 
zu ftellen ’®. Gegenftände der Anmerkungen find die allgemeine 
Dispofitionsfähigkeit des YBucheigenthümers ”*, Binkulirungen des 
Objekts und partielle Beſchränkungen des Bucheigenthümers 7°, 
die Streitanmerfung 7°, bie Anmerkung ber Sequeftration 77, der 


daß die Forderung ober der Rechtsgrund des gejehlichen Hypothektitels be- 
ftritten, der in einer legtwilligen Verfügung begründete Hypothektitel noch 
nicht anerfannt, das Urtheil durch welches der Schuldner zur Beitellung der 
Hypothek angehalten wird noch nicht rechtskräftig, die Bedingung oder der 
Beitpuntt von ber die Berpfändung abhängt noch nicht eingetreten ift. Müller, 
PER. 8 50. 

es pf.G. Art. 48, 1. 

RG. Art. 45. 

BG. Art. 4; Müller, PER. 8 50, 6. 

"1 Die ift die eingetragene Dispoſitionsbeſchränkung Erner, HR. 8 25, 
11 f. vgl. Randa, E. 8 8 IIL 

72 Bol. Erner, HR. 8 28. 30; Randa, E. 8I. 

= Gr.B.G. 8 20. 

2Gr. B.G. 8 20 A. 8 52; Exner, HR. 8 25, 11; Rande, €. 8 22, 6. 
Durch die Vorſchrift, daß die perſönliche Dispofitionsunfähigkeit in das Grund- 
buch einzutragen ift, unterjcheibet ſich das Defterreichiiche Recht von den an- 
deren deutſchen Zandesrechten. 

7° Dahin gehören vertragsmäßige und letztwillige Veräußerungsverbote 
und Beſchränkungen, die auf dem fibeicommifjarifchen oder Lehensverband be- 
suben. Exner, HR. 8 25 Nr. 2. 

76 Die Streitanmerkung kann nur in den durch das Geſetz beftimmten 
Fällen eingetragen werben Exner, HR. 8 25, 27. Sie hat zur Folge, daß 
das künftige Ergebniß des angemerkten Streites einer nach Eintragung der- 
ſelben erfolgten Einverleibung präjubicirt Gr.B.G. $ 61, 2; 8 65, 2. 

7 8.3.8. 8 20b. 
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Rangordnung 78, der erefutiven Berfteigerung ’?, der Abtretung 
oder Löſchung einer Hypothekforderung °°, der Auffündigung einer 
Hypothekforderung ®!. Die Vormerkung ift die proviforiiche Ein- 
zeichnung der Erwerbung, Mebertragung, Beihränfung oder Lö⸗ 
ſchung eines bücherlichen Rechts 82; fie findet flatt, wenn die bei- 
gebrachte Urkunde nicht alle gefeglichen Erfordernifje der Einver- 
leibung wohl aber die allgemeinen Erforberniffe der grundbücher⸗ 
lihen Eintragung befigt ®?. Die Pränotation findet ſowohl für 
den Eigenthbumsübergang °* als für den Erwerb von dinglichen 
Rechten und Hypotheken °5 Statt. In jedem Geſuch der Einver: 
leibung ift ſtillſchweigend das Geſuch der Pränotation enthalten ®*®. 
Der Geſuchſteller hat binnen 14 Tagen nad erfolgter Pränota- 
tion entweder die Erflärung der Bewilligung des Paffinbetheiligten 
beizubringen oder die Klage auf Rechtfertigung zu ftellen ®°. Ber: 
fäumt er diefe Friſt, jo kann der Paſſivbetheiligte die Löſchung 
beantragen ®°. Wird die Einverleibung bewilligt, jo gilt das prä- 
notirte Recht als zur Beit der Pränotation entitanden °°. Das 
Sähfiihe B. G.B. unterfcheidet mie das Bayriſche Recht Ber: 
wahrung und Vormerkung der Forderung °°. Die Berwahrung 


18 51.8.8. 8 58; Randa, E. 8 22, 8. Sie Tann von dem Eigenthümer 
für Veräußerung des Obielt3 oder Beftellung einer Hypothek erlangt werden 
und Hat die Wirkung, daß fie dem in der Anmerkung vorgejehenen Rechtsge⸗ 
ſchäft den Vorrang vor fpäteren gleichen Rechtsgeſchäften wahrt Exner, H.R. 
8 25, 30. Sie verliert ihre Wirkjamkeit mit dem Ublauf von 60 Tagen nad 
Bewilligung derſelben Gr. B. G. 8 55. 

81.8.6. 8 20b. 8 72. 

so Gr.B.G. 8 53, 2. 

°ı Gr.B.G. 8 59. 

s2 Gr.B.G. 8 8, 2. 

ss: Gr.B.G. 9 85. 

4 u. 8.9.8. 8 4988; Exner, HR. 8 25, 5. 

® 91.8.8. 8 36. 37; Exner, H.R. 8 30, 6. 

se Gr. B. G. 8 85. 

7 Gr.B.G. 8 41. 42; U. B. G. B. 8 489; Exner, HR. 8 81 A. 

e Gr.B.G. 8 45; U. 8.0.8. 8 439. 

© A. B.G.B. 8 438; Exner, HR. 8 81, 17. 

9° Meber die Proteftationen und Vormerkungen des Sächſiſchen Rechts 
vgl. Heyne in Erdrterungen 48 f.; Siegmann, H.D. 80 f.; Siegmann, HR. 
$ 14. 15. 57; GSiegmann in Annalen N. %. I. 146. 289. 433. Die Beftim- 
mungen der 9.8. 1848 8 25 f. und 52 f. find in die HD. von Altenburg 
und beiven Reuß übergegangen und liegen ben betreffenden Vorſchriften des 
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foll, wenn die Eintragung eines Rechts in das Grundbuch ober 
die Löſchung oder Abänderung eines Rechts wegen eines noch zu 
bejeitigenden Mangel3 an einem Nachweis nicht fofort erlangt 
werden Tann, den Anſpruch darauf fihern ”. Die Wirkung ber 
Berwahrung befteht darin, daß von ihrer Eintragung bis zu ihrer 
Löſchung nichts zum Nachtheil des Recht? aufgenommen werden 
darf, deflen Sicherung dur die Verwahrung bezwedt wird '. 
Die Vormerkung der Forderung erfolgt, wenn der Rechtsgrund 
der Forderung durch unverdächtige öffentliche oder Privaturkunden 
beicheinigt, die Eintragung aber megen eines das Weſen des 
Rechtsgrundes nicht betreffenden Mangels oder Hindernifjed aus: 
zujegen ift °®. In dem Antrag auf Eintragung der Forderung 
it nah Sächſiſchem Net der Antrag auf Vormerfung von felbit 
enthalten °*. Die Wirkung der Bormerkung ift, daß mit Weg: 
fallen des Hinderniffes die vorgemerkte Forderung an der Stelle 
der Vormerkung eingetragen werben kann’. Die Bormerkung 
wirkt auch gegen einen fpäteren Erwerber, der dag Grunditüd 
auf andere Weile als durch Zwangsverfteigerung erworben bat, 
indem er fi nad erfolgter Befeitigung des Mangels die Ein: 
tragung der vorgemerkten Forderung gefallen laffen muß ?*; da— 


Sächſiſchen B.G.B. zu Grund. Dieſe Rechte kennen auch eine Proteftation 
gegen Beräußerung und Berpfänbung eines Grundftüds zur Sicherung eines 
Hilfägegenftandes, zur Sicherung einer mit Hypothektitel nicht verjehenen For⸗ 
derung und zur Sicherung des Ubfonderungsrehts ber Erbichaftsgläubiger 
Sachſen G.O. $ 219; Altenburg HD. 8 151; Neuß ä. u. j. 2. 9.0. 8 150. 
Nudolftadt HD. 8 70 und Meiningen G.B.G. Urt. 28 haben für die Vor⸗ 
merkungen die gleichen Brundfäge mie die Sächſiſche H.D: ausgebildet, da- 
gegen die Verwahrung nicht aufgenommen. 

9 Sachſen &.D. 8 119; Altenburg und beide Neuß H.O. 8 22. 

9 Sachſen B.G.B. 8 143; Altenburg und beide Reuß H.O. 8 25. 

8 Sachſen 8.6.8. 8 404; Altenburg H.D. 853; Neuß 4.2. H.O. 854 
Reuß j. 2. 8 52. Bgl. Siegmann HR. 8 14. 

» Sadien 8.9.8. 8 404. Nach Altenburg HD. 853 Neuß ä. 2. 90. 
& 54 und Reuß ji. 2. 9.D. 8 52 wird die Bormerlung nur auf. Antrag ein- 
getragen. 

» Sadjen 8.0.8. 8 405; Altenburg H.O. 8 53; Neuß 4.2. 9.0. 854; 
Reuß j. 2%. 9.D. 8 52. Nah Sächſiſchem Recht bewirkt alfo die Vormerkung 
nur einen Anſpruch auf Eintragung an der Stelle der Bormerfung. 

»° Sachſen 8.0.8. 8406; Altenburg HD. 8 90; Neuß ä. L. 9.0.8 87; 
Reuß ji. 2. 9.8. 8 89. 
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gegen verliert fie ihre Wirkung mit Bwangsverfteigerung oder 
Soncurseröffnung . Der Eigenthümer des Grunbflüds und 
jeder nachfolgende hypothekariſche Gläubiger Können verlangen, 
daß der Antragfteller zur Bejeitigung des der Eintragung ent- 
gegenftehenden Mangels binnen einer zu beflimmenden Frift be- 
auftragt werde; kommt der Antragfteler diefem Auftrag nicht 
nad, jo wird die Vormerkung gelöfcht °®. 

VI Für das Verfahren bei der Eintragung auf Grund des 
geftellten Antrags gelten folgende Grundfäte: Das Buchamt bat 
den Antrag, wenn er nicht an ſich unzuläßig ift ?°, zu inftruiren. 
Für die Prüfung der Anträge befolgen unfere Hypothefenrechte 
zwei Richtungen. Die eine Claſſe von Rechten fußt auf dem Con—⸗ 
fensprincip 19%; hiernach ift zu Einfchreibungen im Grundbuch die 
Einwilligung des Paffivbetheiligten erforderlih, und es muß Die: 
jelbe beigebracht oder durch Richterſpruch ergänzt werben !%'; an- 
dererſeits ift diejelbe genügend und es Liegt nicht in der Befugniß 
bes Grundbuchrichters, das Rechtsgeſchäft welches zu dem Antrag 
Beranlafjung gegeben hat einer Prüfung zu unterziehen 102. Die 
Prüfung des Grundbuchrichters hat fih auf die Unterfuhung zu 


9 Sachſen B.G. B. 8 408; Altenburg HD. 858; Neuß &.2. 9.D. 854; 
Reuß }. 2. 8 52. 

9 Sachſen 3.8.8. 8 407; Wltenburg H.D. 8 189; Neuß & V. u. j. L. 
H.O. 8 138. 

An diefem Fall ift der Untrag zurüdzumeifen, 5. B. wenn das Recht, 
deſſen Eintragung verlangt wird, gar nicht eintragungsfähig ift. Dernburg, 
B. BR. I. 8 205. 

100 Vgl. über dieſes: Förfter, Gr. B.R. 61; Dernburg, P. BR. I. 8197; 
Dernburg-Hinrihs 8 11, 3; Meibom, HR. S. 70-80; Exner, HR. ©. 27 
72. Bas Eonjensprincip ift angenommen in ben Preußifchen Grundbuchge⸗ 
ſetzen und den daraus abgeleiteten Geſetzen von Oldenburg, Braunfchweig, 
Coburg⸗Gotha, Lippe-Detmold, Lippe-Schaumburg, Sondershaufen, dann ben 
Srundbuchgejegen von Anhalt, Medienburg, Hamburg, Lübed und Defterreidh. 

109 Dernburg, B. BR. I. 8 197, 8. Daher jebt nach ben Landesrechten 
bed Conſensprincincips die Eintragung geſetzlicher Hypotheltitel die Einwilli- 
gung des Schuldners oder feine rechtäfräftige Berurtheilung voraus, mährend 
nah den Landesrechten des Legalitätsprincipe die Einwilligung präfumirt 
werden kann oder gar nicht erforderlich ift. Vgl. unten S 305 IL. 

102 Pr. Gr. B.O. 8 46 Nr. 2; Dernburg, P. BR. I. 8 203, 7; Meibom, 
HR. 8 9; Erner, HR. ©. 29, 75 und 8 26, 38. Bgl. unten 8 260, 7 und 
8 305. 
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beſchränken, ob die Competenz des Grundbuhamtes begründet 08, 
die Legitimation und Dispofitionsfähigkeit des Untragftellers her⸗ 
geftellt 7%, die Einwilligung der PBaffiobetheiligten conftatirt 19° 
und der Antrag nah Form und Inhalt den geſetzlichen Bor: 
Schriften entiprechend ſei ꝛes. Sind diefe Vorausſetzungen vor: 
handen, jo wird dem Antrag ftattgegeben. Die andere Claffe von 
Rechten fußt auf dem Legalitätsprincip 1°”; hiernach erſtreckt fich 
die Prüfungspfliht auch auf das Rechtsgeſchäft, welches zu dem 
Antrag Beranlafjung gibt 08. 

VII. Für die Priorität ift die Eintragung entjcheidend '%9. 
Dieje erfolgt nach der Reihenfolge in der die Anträge zur Bor: 
lage gelangen ''°. 


108 Br. E.E.G. 8 2; Dernburg-Hinrich® 8 284 a. 

04 Dernburg, B. BR. I. 8 205, 4; Dernburg-Hinrihd 2846; Meibom, 
HR. 8 9, 21. 22. 

106 Br. Gr.B.D. $ 46 Nr. 1; Meibom, HR. 8 9, 20. 

106 Br. Gr. B.O. 8 46 Nr. 1; Dernburg, B. BR. I. 8 205,5; Meibom, 
HR. 8 9, 31; Defterreih Gr.B.&. 8 94; Exner, H.R. 28. 29 und 8 26 Nr. 3. 

107 Vgl. über dieſes Megelöberger, HR. 8 26; Exner, HR. ©. 27, 71. 
Dem 2egalitätöprincip gehören an die Grundbuch und Hypothelengejege von 
Königreih Sachſen, Altenburg, beiden Neuß, Weimar, Meiningen, Rudolftadt, 
Raffau, Heffen-Darmftadt; ebenfo die Hypothekengeſetze von Bayern Regels⸗ 
berger, H.R. 8 26 II. und Württemberg Römer, Pf.R. 8 38, 14. Das Le- 
galität3princip in feiner fpäteren Form beruhte wejentlich auf der Ausbildung 
der Allobialinveftitur in dem Sächſiſchen Recht, mit welcher eine eingehende 
Prüfung des zu Grund Tiegenden Vertrags und darauf folgende Konfirmation 
verbunden war. Bei Bejeitigung der Allodialinveftitur und Confirmation in 
den Ländern des Sächſiſchen Rechts blieben die Grundſätze, welche für die der 
Beftätigung vorangehende Sachprüfung maßgebend waren, erhalten. gl. unten 
8 260, 88. Die Richtung ber Preußifchen H.O. von 1783, in welcher das 
Legalitätöprincip der neueren Form zuerft zur Ausbildung gelangt war, hatte 
ihre Wurzeln wejentlich in diefen Grundjägen des Sächſiſchen Rechts. 

08 Es tritt dieß namentlich bei der gerichtlichen Auflafjung unten 8 260, 
30 und bei der Eintragung von Hypotheken unten 8 305 III. hervor. Der 
Unterſchied des Eonjensprincips und Legalitätäprincips liegt gerade in dem 
Umftand, daß bei dem erfteren nicht wie bei dem letzteren bie Prüfung auf 
das zu Grund liegende Nechtsgefchäft fich erftredt Meibom, HR. 8 9, 40. 

109 Bol. unten 8 321. Nah Pr. E. E.G. 8 36 richtet fi die Rangord⸗ 
nung von Belaftungen in der zweiten und dritten Abtheilung nad dem Datum 
der Eintragung, während für die dritte Abtheilung die Meihenfolge der Ein- 
tragungen entjcheidet. 

110 Br. &r.BD. 8 45; Dernburg, P. BR. 8 200, 1; Sachſen G.O. 
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VII. Die Eintragung erfolgt auf ein Dekret der Buchbehörbe, 
welches diejelbe verfügt !"?, 


C. Unfehtung der Einträge! 


Formel nichtige Einträge, nämlich ſolche, welche nah Form 
und Inhalt gegen weſentliche Vorausſetzungen des Geſetzes ver: 
jtoßen, find gänzlich unwirkſam !1%. Sie fünnen von Amtöwegen 
entfernt werben !!*, es ſteht jeboh auch demjenigen, zu defien 
Nachtheil die Eintragung gereicht, ein Klagerecht auf Bejeitigung 
zus, Formel richtige Einträge Tönnen, wenn die Voraus: 
feßungen vorhanden find, angefochten werben. Unſere Hypotheken⸗ 
gejege ſcheiden fi in diefer Hinficht in zwei Syſteme: 


5 95; Wltendurg H.D. 8 136; Neuß ä. u. j.2. HD. 8 135; Rudolſtadt 
9D. 8 185. Der gleiche Grundſatz gilt nach Oeſtreichiſchem Recht, nad) 
welchem der Zeitpunkt ber Präfentation des Antrags enticheidet. Gr. B. G. 
8 29. Abweichend davon beftimmen Bayern H.G. 8 28. 24. 60 und Med- 
lenburg R.R.H.D. 8 11, dab am gleihen Tag eingereichte Unzräge gleichen 
Rang haben. 

111 Pr. Gr. B.O. S 43; Derndburg P. BR. 1. 8 197, 17; Meibom, HR. 
8 9, 12. 

112 Dernburg P. BR. 1. 8 201; Förfter, Gr. B.R. 185; Förſter Eccius 
8 178, 55; NRegelöberger, HR. 8 30 Nr. 5; 8 38; 8 99, 100; Giegmann, 
HR. 8 46 ; Meibom, HR. 8 11; Exner, HR. 8 11—18. 

118 Exner, Bublicitätsprincip 118; Meibom, HR. 8 11, 1 2; Dernburg 
Pr. BR. 1. 8 201, 83; Megelöberger, Studien 122 und H.R. 8 88, 3a; 
Erner, HR. 8 10. Solche Fälle find 3. B. Mangel im Vollzug ber Eintra- 
gung wie Yehlen der Unterfchrift der Buchbeamten, Eintragung ohne vorher- 
gehende Auflafjung, Eintragung auf Grund des Antrags eines im Grundbuch 
nicht Eingetragenen. Ye nachdem ſich die Nichtigkeit aus der Eintragung 
felbft erfennen läßt oder nicht, wird die Frage zu beantworten fein, ob Dritten 
auf Grund nichtiger Einträge die Berufung auf die publica fides zufteht. 

11 Dernburg Br. BR. 1. S 201, 4; Anhalt Gr.B.G. 8 24 Nr. 2. 
Meibom, HR. 8 11, 3 Hält Einwilligung dedjenigen, zu deſſen Gunften der 
Eintrag gereichen würde, für erforderlich, in deſſen Ermanglung Klage zu 
ftellen fei. Nach Defterreih &r.B.G. 8 104 Tann der Eintrag, der bucdhwibrig 
oder beſcheidwidrig erfolgte, von Amtswegen berichtigt werden, e3 find jedoch 
bie Betheiligten zu vernehmen. Exner, HR. 8 11 Re. 1. 

115 Dernburg B. BR. 1. 8 201, 5; Meibom, HR. 8 11, 8. Die Klage 
kann bie negatorifche Klage auf Befeitigung der Eintragung oder bie Klage 
auf Anerkennung einer gelöfchten Eintragung fein. Das Oeſterreichiſche Gr.B. G. 
8 61 Hat eine befondere Löfchungsklage gegeben. Exner, P.Br. 115 und HR. 
8211, 18. 
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1. Der eine Theil bat das PBrincip der formalen Rechtskraft 
oder der abftrakten Natur der Bucheinträge angenommen ''°. Hier- 
nach haben formell richtige Bucheinträge rechtsbegründende Wir- 
fung ohne Rüdfiht auf die der Eintragung zu Grund liegenden 
materiellen Borausfegungen. Ein Mangel in den lekteren hindert 
nicht die rechtliche Wirkung der Eintragung, fondern erzeugt nur 
einen obligatoriihen Anſpruch auf Befeitigung der Eintragung. 
Diejes Princip ift angenommen in der H.D. von Hamburg und 
Zübed 117, dem ſächſiſchen B.G.2. 11° und der Medlenburgiichen 
R.R. H.O. und R.S.B.D.11. 


116 Sof. darüber Dernburg P. BR. 1. 8 201, 1; Negelöberger, HR. 
8 80 Nr. 5; Rubolph, accefforische und felbftftändige Hypothek in U. f. C.Pr. 
LXVII 227 f. 

117 Samburg HD. 8 2 und gleidhlautend Lübed H.O. 8 15. „Ueber die 
in den Hypothekenbüchern eingetragenen Bufchreibungen, Umfchreibungen, Til- 
gungen und fonftigen Verhandlungen ift der Inhalt diefer Bücher auch in 
Streitfällen unbedingt entſcheidend. Im Civilverfahren findet dawider fein 
Gegenbeweis und kein Beſtreiten ber Eintragungen als nicht vechtögiltig ge- 
ſchehen ftatt.” Hamburg HD. 8 3 und gleichlautend Lübeck HD. 816. „Wer 
durch eine vorgenommene Eintragung fih verlegt erachtet, hat feine Rechte 
wider biejenigen die mit ihm in vertragsmäßigen oder in unmittelbar ge 
jeglichen Beziehungen ftehen geltend zu machen... Wenn aber auf Grund des 
rechtönerlegenden Altes bereit3 meiter verfahren, namentlich eine Umfchreibung, 
Tilgung ober fonftige Eintragung vorgenommen ift, jo find die durch die- 
felben erworbenen Rechte unumftößlich, es jei denn daß gegen den Berechtigten 
feine Mitwirkung zu einem betrügeriichen Verfahren dargethan würde.“ 

118 Sachſen 3.6.8. 8 278. „ft die Eintragung in Folge eines nich- 
tigen oder anfechtbaren Nechtögrunbes geſchehen, fo ift der eine Betheiligte 
gegen den anderen berechtigt, die Löſchung der Eintragung zu verlangen. 
Sind Dritte fpäter als Eigenthümer eingetragen worden, fo Tann eine Lö⸗ 
fhung ihrer Eintragung nur verlangt werden, wenn fie zur Zeit berjelben 
von ber Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des Rechtsgrundes der früheren Ein- 
tragung Kenntniß Hatten.” In den Motiven bei Siegmann, Commentar ift 
hervorgehoben, daß Hiernach wenn bie Eintragung des Eigenthümerd in Yolge 
eines nichtigen oder anfechtbaren Rechtsgrundes geichehen nicht etwa die Ein- 
tragung als nichtig oder anfechtbar zu betrachten ift, ſondern bloß ein per- 
fönliches Rechtsverhältniß zwiſchen den Intereſſenten beiteft. Das Geſetz 
ſpricht dieß zwar nur für den Eigenthumserwerb aus, es iſt aber anzunehmen, 
dab damit ein allgemeines Princip anerkannt werben follte. Es iſt diejer 
Grundſatz ſchon in der H.D. von 1843 8 2, 3 ausgeſprochen und in die HD. 
von Altenburg 8 2, 3 Neuß ä. 2.8 2,3, 4 und Reuß j. 2. 2, 3 überge- 
gangen. 

119 Mecklenburg R.SLBD. 8 86. Der Inhalt des Stadtbuchs gibt voll⸗ 
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2. Der andere Theil ber Lanbesrechte ſchreibt den Buchein⸗ 
trägen nicht conftitutive fondern nur bdeclarative Bedeutung zu; 
die Wirkung derjelben ift von dem Beftand der materiellen Voraus: 
fegungen abhängig. Daher entiteht das Recht nicht, wenn bie 
materielle VBorausfegung nichtig ift; ift fie nur anfechtbar, fo 
bleibt der Eintrag an ſich bei Beftand und e8 fteht dem Beichä- 
bigten nur ein perfönlicher Anfpruch gegen denjenigen zu ber ba= 
durch Rechte erworben bat, wobei jedoch gutglaubige dritte Er- 
werber durch den dffentlihen Glauben des Grundbuchs geſchützt 
werden. Dieß ift die Stellung des preußifhen Rechts "?° und 


ftändigen Beweis, ein Atteft aus demfelben ift vollgültiges Beweismittel. Es 
ift daſſelbe in Streitfällen unbedingt — enticheidend. Yür diejenigen, welchen 
Nechte durch irgend eine Einzeihnung in das Buch erworben oder geſichert 
werden, fteht dasjenige was dafjelbe zur Beit diefer Einzeichnung bereit3 enthält, 
unumftößlich feft und find dieſe ihre Rechte gegen eine jede Anfechtung Dritter 
aus bereit3 entftandenen oder fpäter entitehenden Rechten völlig ‚gefichert, es 
mag eine folde Anfechtung aus dem rund eines früheren Berjehens der 
Behörde einer Unechtheit früherer Ausſtellungen, einer urſprünglichen Nichtig- 
keit, einer Wiebereinjegung in den vorigen Stand, einer Verjährung oder aus 
irgend einem jonftigen ordentlichen Rechtsgrunde gefchehen. Durch den Beweis 
des böſen Glaubens desjenigen, welcher dieje geſetzlichen Borjchriften in An⸗ 
Iprud) nimmt, wird die Anwendung derjelben ausgeſchloſſen. — Wer durch 
irgend einen Alt im Stadtbuch verlegt worden ift, infonderheit derjenige, zu 
deſſen Nachtheil eine Verlaffung, Eintragung, Umjchreibung oder Tilgung wi- 
derrechtlich geſchehen ift, kann feine Rechte gegen alle diejenigen, welche mit 
ihm in vertragsmäßigen oder in unmittelbaren gejeglichen Nechtäbeziehungen 
ftehen, ſowie gegen die Erben derjelben gerichtlich geltend madhen. Sobald 
die Grundlage eines widerredhtlichen Aktes weiter zu Hypothekenbuchverfahren, 
namentlich eine Berlafjung, Eintragung, Umfchreibung oder Tilgung erfolgt 
ift, bleibt dem in feinem Recht Verletzten nur der Anſpruch gegen den ihn 
vermöge Vertrags oder Geſetzes unmittelbar Verpflichteten und deſſen Erben. 
— Dieje Beftimmungen finden fih ſchon R.R.H.D. 8 25 der fie entnommen 
find. Bgl. über diefelben Meibom, HR. S 11. 

120 Nr, E. E. G. $ 9 beitimmt, daß die Eintragung des Eigentgumsüber- 
gangs nad) den Vorjchriften des bürgerlichen Rechts angefochten werben Tann. 
Es Tann fi dieß auf die Eintragung oder auf das zu Grund liegende Rechts⸗ 
geihäft beziehen. Ze nachdem die Eintragung als nichtig oder als anfechtbar 
erfcheint, ift die dingliche oder die perfönliche Klage gegeben. Förſter, Gr. B. R. 
185; Förfter Eccius 8 178, 57—64; Dernburg P. BR. 1. 8 201 Nr. 2, 3. 
In Braunſchweig E.E.&. 8 11, 12 ift dieß auch in der gefeglichen Beftimmung 
unterjchieden. Mit dem Br. E.E.G. 8 9, 10 ftimmen dem Wortlaut nad 
überein Oldenburg E. E.G. 88,9; Coburg E.E,©. 8 9,10; Detmold E.E.®, 
8 8, 9; Sondershauſen E.E.6. 3 9, 10. 
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muß auch für diejenigen Rechte angenommen werden, in welchen 
das Princip der formalen Rechtskraft nicht ausdrüdlich angenom: 
men ift 127. Auch für das Defterreihifche Recht ift das letztere 
anzunehmen 122. 


D. Der öffentlide Glaube '*. 


Die Eintragungen in die Grundbüder und Hypothekenbücher 
genießen öffentlichen Glauben, fie ftehen unter dem Schub der 
Bublicität. 

Der Ausdrud Publicität wird in dDoppeltem Sinn gebraucht 
und man unterfcheidet demnach die formelle und die materielle 
Bublicität 7?*. Die formelle Publicität befteht in dem Grundſatz, 
daß jedem Betheiligten ein Recht auf Einfiht des Grundbuchs 
zufteht 12°. Als Conſequenz davon erjcheint der Rechtsſatz, daß 
fih niemand auf Nichtkenntniß deffen, was im Grundbuch einge- 
tragen tft, berufen darf!?®. Die materielle Publicität beruht 


121 Nur Anhalt Gr. B. G. 1877 8 10 fchreibt vor, daß die Anfechtbarkeit 
von Einträgen und Löfchungen im Grundbuch nach dem bürgerlihen Recht 
zu beurtheilen ſei. Die anderen Landesgejege enthalten feine Beitimmung, 
und e3 kommen daher für diefe die allgemeinen Grundjäge zur Anwendung. 

122 Für das Defterreichifche Recht nimmt Exner, Publicitätsprincip 57, 
70 und HR. 8 9 die Geltung ber formellen Rechtskraft der Bucheinträge an; 
Erner gibt daher H.R. 8 14 dem Beſchädigten nur eine Eondiltion. U. M. 
Strobal, Eigentyum 3, 2 und Rande, Eigentfum 443, welche Iebtere Mei⸗ 
nung mir begründet jcheint. Für die Medienburgiihen HD. mit Ausnahme 
der oben Rote 104 angeführten gilt der Grundfag, daß Irtabulate als nichtig 
oder anfechtbar angegriffen werden können Meibom, H.R. 8 23, 24. 

125 Bol Erner, das Publicitätsprincip 1871; Colberg, über die Bedeu: 
tung des Öffentlichen Glaubens 1877; Förfter, Er.B.R. 8 3; Derndurg-Hin- 
richs 8 14; Dernburg P. BR. 1. 8 202; Meibom, H.R. 8 10; Regelöberger, 
H.R. 8 30; Römer, HR. $ 3; Exner, H.R. 8 6—18. 

124 Regelsberger, HR. 8 29 und 30. 

125 Sr. Gr. B.O. 8 19; Dernburg B. BR. 1. 8 203 Nr. 5; Sachſen 
XD. 1865 8 97; Altenburg und beide Reuß 9.D. 8 19; Mecklenburg R.St. B.O. 
AT R.RH.O. 8 39; Heflen V. 19/2 1859 Art. 42; Weimar Pf.G. 8 207; 
Anhalt Gr. B.G. 8 42; Bayern H.G. 8 24; Württemberg Pf.G. Art. 61—63; 
Römer, HR. 8 3, 4; Rudolftadt Pf.G. 8 54. Nah Hamburg 90.8 5, 
Lübeck H.D. 8 18 uud Defterreih Gr.B.G. 8 7 ift das Grundbuch allgemein 
zugänglich. 

130 Br. LH. 1. 4. 19; Bayern H.G. 8 25; Altenburg u. beide Neuß H.O. 
8 20; Anhalt Gr. B.G. 8 10; Hamburg H.D. 8 25; Lübel 9.0. 8 18. 
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darauf, daß der Inhalt des Grundbuchs mit äußerer oder formeller 
Wahrheit bekleidet wird 127 und bei allen mit dem Grundbuch im 
Beziehung ftehenden Handlungen Dritter, welde fih in gutem 
Glauben befinden, entiheidet. Es beruht dieß auf einem pofitiven 
Rechtsſatz, der bei anderen Rechtsinſtituten fih nicht findet und 
überhaupt in unferem Recht Feine Analogie hat 128. Die materielle 
Publicität hat eine negative und eine pofitive Seite. Die nega= 
tive Seite befteht darin, daß berjenige, dem der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs zur Seite fteht, den Inhalt desfelben als er- 
Ihöpfend annehmen darf ??®, und daher eintragungsbebürftige Rechte 
Dritter, welche nicht eingetragen find, als nicht exiftent anzufehen 
das Recht hat 120. Die pofitive Seite befteht darin, daß bie Ein: 
träge in dem Grundbuch, auch wenn fie innerlich fehlerhaft find, 
für Denjenigen, der fih auf den öffentlichen Glauben berufen 
darf, rechtsbeftändig find !?ı. Es gelten biebei jedoch folgende 
Borausfegungen : 

1. Der Gegenftand des Schubes ift verſchieden nach den 
Hypothekenbüchern des Pfandbuchſyſtems und den Grundbüchern 
des Grundbuchfyftens. Bei ben erfteren beſchränkt fi) der Schuß 
auf den Erwerb von Hypotheken und von eintragsfähigen Rechten 
an ihnen, jowie auf die Befreiung von ſolchen Rechten °?. Nach 
ben letzteren erftredt fih der Schuß außerdem auf das Eigenthum 
und die daran beftellten dinglichen Rechte '°*®. 

2. Der Schuß fommt nur Demjenigen zu, der im Vertrauen 
auf einen formell richtigen Eintrag im Hypothekenbuch gehandelt 

37 Dernburg Pr. BR. 1. 8 202, 2; Megelöberger, H.R. 136; Römer, 


HR. 14. 

128 Die Wirkung des rechtäfräftigen Urtheild hat Aehnlichleit damit, un⸗ 
tericheibet fich aber darin, daß fie nur unter den Bartheien Geltung bat, wäh- 
rend die Deffentlichleit ded Hypothekenbuchs nur zu Gunften Dritter wirkt. 
Megelöberger, H.R. 8 30, 8. 

© Erner, Publicitätsprincip 4; Förfter, Gr.B.R. 45; Negelöberger, 
HR. 8 30 Nr. 1; Württemberg Pf.G. Urt. 65; Römer, HR. 8 3, 6b und 
8 6; Weimar Pf.G. 8 188. 

130 Dernburg Pr. BR. 1. 8 202, 2b. 

81 Erner, Publicitätsprincip 4; Dernburg PB. P.R. 1. $ 202, 2a. 

2” Bayern 9.8. 3 25, 1; Negelöberger, HR. 8 12 I. 2 und 8 31, 5; 
Württemberg Pf.G. Art. 64. 

ı Dernburg B. BR. 1. 8 202 Nr. 2; Meibom, H.R. $ 10, 3. 
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bat !3*, und dabei in gutem Glauben war, alfo von der materiellen 
Unrichtigkeit der Eintragung Feine Kenntniß batte !°3. 

3. Nach einem Theil der Rechte kommt der Schug nur dem 
enigeltlichen Erwerb von Rechten zu !°°, während ein anderer 
Theil diefe Borausjegung nicht hat '?”. 

Zum Schuß gegen die Wirkungen der Publicität Tann der 
Betheiligte Durch Eintragung einer Verwahrung die Geltendmachung 
feiner Rechte ficher ftellen *88. 


Titel II. 
Das Zyften des franzöſtſchen Rechts ’, 
8 223. 


Das franzöfiihe Recht kennt das Inſtitut der Hypotheken⸗ 
bücher nicht, jondern es hat nur chronologiſch geführte Regifter, in 
welde die für eine einzutragende Thatſache maaßgebenden Ur: 
kunden ihrem Wortlaut nach eingefchrieben werben. Es find dieß 

1. Dad Transjfriptionsregifter?. Diefes, dad mit dem 


4 Megeläberger, HR. 8 33, 4. Es wird vorausgeſetzt, daß die Ein- 
tragung formell richtig ift, daß fie nicht erfennbar gegen die geſetzlichen Bor: 
ausfegungen einer Eintragung verftößt vgl. oben Note 113. 

185 Dr. E.E.G. 8 9; Sachſen B.6.B. 8 278; Altenburg und beide Reuß 
HD. 8 20; Anhalt Gr. B.G. 8 10; Weimar Pf.G. 8 82 und 145; Bayern 
9.6. $ 25; Württemberg Pf.G. Art. 85 und 8. Nah Hamburg HD. 8 3 
und Lübed HD. 8 26 wird der Schuß ber Deffentlichleit nur gegenüber einer 
beträgerifchen Handlungsweije verjagt. Nach Mecklenburgiſchem Recht entiteht 
durch den böjen Glauben des Erwerbers nur ein perjönlicher Anſpruch gegen 
ihn, der eine Einrede gegen die Geltendmachung des eingetragenen Rechts und 
einen Anſpruch auf Zilgung des Eintrags begründet Meibom, HR. 8 10, 11 
und $ 11, 9. Ueber die Bedeutung des guten Glaubens für dad Grundbuch⸗ 
recht vgl. Regelsberger Studien 131. 

6 Br. E.E.G. 8 9; Dernburg P. P.R. 1. 8 202, 15; Unhalt Gr.B.C. 
8 10; Bayern 9.8. 8 26 Nr. 4; Württemberg Pf.G. Art. 72 und 88. Ueber 
den Begriff der Entgeltlichleit vgl. Erk. R.&. 8/7 80. Sammlg. II. 71. 

187 Sadfen 8.8.8. $ 278; Altenburg und beide Neuß H.O. 8 20; Ham⸗ 
burg HD. 8 3; Kübel HD. 8 16. Der gleiche Grundfag gilt nach Med- 
lenburgifchem Recht Meibom HR. 8 10, 10 und nach Oeſterreichiſchem Recht 
Erner, Publicitätsprincip 62—69. 

188 Bol. oben Note 48, 57, 73. 

' Bgl. Aubry 8 207. 209; Zachariä 8 207. 208. 

»Zachariä 8 205-—208. 

Roth, Deutſches Privatrecht, ILL 4 
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Sinftriptiongregifter von dem Hypothefenbewahrer geführt wird ?, ift 
ein gejondertes Regifter, in welches die auf die Uebertragung von 
Grundeigenthbum bezüglichen Verträge täglich eingetragen werben *. 
Die Einfchreibung gefchieht wie beim Inſkriptionsregiſter durch 
wörtliche Eintragung der Vertragsurkunden. Die Eintragung ift 
nach den Beitimmungen des Code civil ® nicht obligatoriich ®. Sie 
ift ohne Beziehungen zu dem Eigenthumsübergang ”’, fie hat viel- 
mehr nur den Zwed, dem Erwerber die Möglichkeit einer Befrei- 
ung der Liegenſchaft von den darauf haftenden Unterpfändern zu 
bieten (Reinigungsverfahren) und die weitere Eintragung früher 
entitandener noch nicht inffribirter Pfandrechte zu hindern?. Dieß 
ift in den einzelnen Recht3gebieten in nachſtehender Weiſe modificirt : 

1. In Eljaß-Lothringen gilt das Transſkriptionsgeſetz 23/3 
1855 ?, nad) welchem die Unterlaffung der Tranzffription der big- 
her dem Transſkriptionszwang unterworfenen Alte außerdem mit 
dem Nachtheil bedroht ift, daß die daraus fih ergebenden Eigen- 
thumsrechte vor erfolgter Transſkription Dritten gegenüber nicht 
geltend gemacht werden können !®, und die Transfkriptionspflicht 
überdieß auf die anderen dinglihen Rechte fowie auf Länger 
dauernde Miethverträge ausgedehnt !! und binfichtlich aller dieſer 


— 





— — 


s Vgl. unten Note 19. 

* Meber die Führung des Transffriptionsregifterd vgl. Zachariä 8 207; 
Jonas Studien 65. Für die Tranzfkription eignet fich ſowohl eine Privat- 
urkunde als eine Öffentliche Urkunde. Zadariä 8 207, 5. 

°C. c. Art. 2182— 2192. Diefe kommen unverändert zur Anwendung 
in der Breußifchen Rheinprovinz und der Bayrifchen Pfalz. 

® Eine Ausnahme ift nur begründet für Immobilienſchenkungen, welche 
zu ihrer Gültigkeit Dritten gegenüber der Transſkription bedürfen. O. c. 
Urt. 539. In allen anderen Fällen fteht die Erwirkung der Tranzikription 
in dem Belieben der Intereſſenten. 

Dieſer wird nad) dem Recht des Code civil durch ben bloßen Vertrag 
vermittelt. Bgl. unten 8 257. 

8 O. c. Urt. 2166. 2180 Nr. 3. 2181. C. de pr. Art. 834. Badariä 
8 208; Aubry 8 208. 

9 Bgl. über dieſes Jonas Studien aus dem Gebiet des franzöfiihen Ci⸗ 
vilrecht8 1870. 60 u. 116; Aubry 8 209; Philippi, Verſuch über das Hypo⸗ 
thelenrecht in der preußiſchen Rheinprovinz 88—91. 

1° Yubry 8 209 C. 

1 Konad Studien 69; Bhilippi, Verſuch 90. 
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Rechtsverhältniſſe die Transſkriptionspflicht auch für die durch 
richterliche Urtheile begründeten Veränderungen beftimmt ift 12. 

2. Sn dem Großherzogthum Baden it die Transſkription 
von Liegenſchaftskäufen ſchon durch das Landrecht als Boraus- 
ſetzung der gerichtlichen Geltendmachung und Pfandverſchreibung 
vorgeſchrieben und angeordnet, daß der Käufer alle bis zur Trans: 
ſkription vom vorigen Eigenthümer darauf no fommenben Pfand- 
rechte gegen fih gelten lafjen müſſe?. Ebenjo müſſen der Lie- 
genfchaftserwerb aus Schenkungen, Berlafienichaften, Bermögens- 
übergaben und Berpfründungsverträgen in das Transſkriptions⸗ 
regifter eingetragen werben '*, und es findet dieß auf alle Erwer: 
bungen von Immobilien aus irgend einem Rechtstitel fowie auf 
den Erwerb anderer dinglider Rechte, welche jelbftfländig und 
der Berpfändung fähig find, Anwendung ’’. Die Grundbücher 
werben, wie die franzöfiihen Transjtriptionsregifter, chronologiſch 
geführt und enthalten den betreffenden Vertrag mit der ortöge- 
richtlihen Gewährung, die darin beſteht, daß die buchführende 
Behörde nad vorgängiger Unterfuchung beftätigt, daß nad dem 
Inhalt des Grundbuchs der Autor als Eigenthümer eingetragen 
fei 16. 

3. In der Provinz Rheinheffen werden für jede Gemarkung 
Flurbücher angelegt, welche als Beweismittel des Befikftandes 
dienen und als Grundbuch geführt werden. Webertragungen von 
Grundeigenthum durch Bertrag erhalten Wirkſamkeit gegen Dritte 
erit mit der Eintragung in das für jede Gemarkung befonders zu 
führende und mit dem Grundbudh in Verbindung ftehende Mu- 
tationsverzeihniß , in welches jeder andere Eigentbumsübergang 
eingetragen wird '7. 


12 Yubry 8 209, 37. 

18 Baden 2.R. Art. 1583 a. 

14 Baden L.R. Art. 10022; V. 3/4 1855 und 7/5 1857; Heinsheimer, 
OR. 84 2. 

15 Baden Einführungsedilt II. S 25; Heinsheimer, H.R. 8 4. IL 

6 Anleitung zur Führung der Grund: und Pfandbücher im Großherzog: 
tum Baden 1868; Bed, über die dinglichen Rechte an Liegenichaften 1831; 
Sceuermann, die Erwerbung des Grundeigenthums und deſſen Eintragung 
in Öffentliche Bücher 1857; Heinsheimer, H.R. 84, I und 8 12; Behaghel $ 82. 

7 Geſetz 13/4 1824; 29/10 1830; 6/6 1879; Lippold, H.R. 8 2. 

4* 
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U. Das Inſkriptionsregiſter wird 

1. in dem Rechtögebiet des Code civil !% von dem Hypotheken⸗ 
bewahrer geführt '°. Die Inſkription erfolgt wie die Transkrip⸗ 
tion in chronologiſcher Neihenfolge der Anmeldungen auf Antrag 
des Gläubigers unter Vorlage eines in Duplifat einzureichenden 
Bordereau, in welchem die Bezeichnung des Gläubigers, des Schulb- 
ner3, des Titels, des Capitals und bes Immobiles, auf welches 
die Inſkription gefuht wird, enthalten ift?%. Die Inſkription 
ift nur erforderlich für Immobiliar- Privilegien, die Legalhypothek 
des Staats, gerichtliche Hypotheken und Gonventionalhypothe- 
fen ?!, und nur zur Wirkſamkeit gegen Dritte 22; für die gejeb- 
lihen Hypotheken der Ehefrauen und Minderjährigen ift fie zwar 
vorgejchrieben aber der Beftand des Rechts ift von der Inſkrip⸗ 
tion nicht abhängig *°®. 

2. In Baden werden die Pfandbücher regelmäßig von den 
Gemeinderäthen als Gewähr: und Pfandgericht geführt ?*; in den 
unter die Städteorbnung fallenden Städten find befondere Grund- 
und Pfandbuchsführer aufgeftellt *°. Für die Inſkription gelten 
nah Badiſchem Recht die gleichen Grundfäte, wie nad) dem Code 
eivil 2°. Auch nah Badiihem Recht bat die Beftimmung, daß 
die geſetzlichen Hypothelen der Minderjährigen und Ehefrauen ein: 
getragen werben folen, nur die Bedeutung einer Ordnungsvor⸗ 
fchrift ?°. Nah Badiſchem Recht bedürfen richterliche Unterpfands- 
rechte 2°, VBorzugsrechte ?? und bedungene Unterpfandsrechte zur 


is OC. c. Art. 2146—2156; Puchelt, H.R. 8 57, 63. 70. Es gehört da⸗ 
bin: Elſaß⸗Lothringen, die Preußiſche Rheinprovinz und die Bayriſche Pfalz. 
Ueber die Funktion der Hypothekenbewahrer vgl. Zachariä 8 268; Puchelt, 
SR. 8 80. 

19 Puchelt, H.R. 8 58—60. 

2° CO, c. Art. 2148. 2150.' 

210, c. Art. 2106. 2134; Puchelt, H.R. 8 25, 45, 10 und 8 61. 

23 0, c. Urt. 2106. 2114; Puchelt, H.R. 8 74. 

28 Das Gebot der Eintragung im CO. c. Art. 2136 ift nur eine Ordnungs⸗ 
vorſchrift; Puchelt, H.R. 8 38. 

+ Baden E.E. II. Nr. 26; Heinsheimer, H.R. 8 9. 

25 Geſ. 24/6 1874; Heindheimer, H.R. 8 14, 3. 

25 Baden L.R. Urt. 2148—2150; Behaghel $ 263, IV. 

27 Behaghel 8 262 Nr. 2; Bed, dingliche Rechte 8 80. 

28 Diefe waren durch E.E. II. Nr. 26 ausgeſchloſſen, wurden aber durd) 
®. 3/5 1811 wieder eingeführt. Heinsheimer, HR. 8 3, 43. Da bei diefen 
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Wirkſamkeit gegen den neuen Erwerber des Objekts und Erhaltung 
des Vorzugsrechts gegenüber anderen eingetragenen Gläubigern 
der Eintragung. Während aber bei den Vorzugsrehten und rich: 
terliden Unterpfandsrechten die Unterlaffung der Eintragung nur 
Ausſchließung diefer Wirkung zur Folge bat, iſt bei bebungenen 
Unterpfandsredhten die Entftehung des Pfandrechts von der Ein- 
tragung abhängig °°. 

3. Heffen-Darmftadt. Durch Geſetz 5/5 1878 ift unter Aufhebung 
der Beftimmungen des Code civil die Einrichtung von Hypotheken⸗ 
amtöbezirten in Ausfiht genommen und diefe durch V. 26/8 1879 
ausgeführt. Für die Führung der Inſtriptionsregiſter find Die Beſtim⸗ 
mungen be3 Code civil maaßgebend geblieben, und es find nur durch 
A.G. zur D. C. P.O. 46 1879 einzelne Beftimmungen besjelben 
hin ſichtlich der Vorzugsrechte und Unterpfandsrechte modificirt ®1. 

DI. Das Zwangsverfteigerungsregifter’®. 

Zu den unter ITIII aufgeführten Regiftern, welche als For: 
malitätenregifter bezeichnet werden, werden als Hilfsregifter das 
Repertorium , das Namendregifter, das Depotregifter und das 
Tagebuch oder DOrdreregifter geführt ?®. 


eine Pfandurkunde nicht auögeftelt wird, fo ift auch ihre Geltung von ber 
Eintragung nicht bedingt. Heinsheimer, H.R. 8 5, 44. 

29 Diefe joweit fie überhaupt inflriptionspflichtig find, bedürfen nach Ba⸗ 
diſchem Recht der Eintragung nur foweit fie nicht in das Grundbuch einge- 
tragen find. Anleitung 8 113; Bed, dinglihe Rechte 8 61. Die Eintragung 
jegt voraus, daß das Vorzugsrecht bereits beftehe. Baden L.R. Art. 2148; 
Heinäheimer, H.R. 8 13, V. 

so Nah Baden E.E. II. Nr. 26 bedürfen bedungene Unterpfandsrechte zu 
ihrer Entftehung der Eintragung. Heinsheimer, HR. 8 5, 16. Ber Grund 
ift, weil nad) Badiſchem Recht die Ausfertigung der Pfandurkunde, von mwel- 
her nach Baden 2.R. Urt. 2127 die Entftehung bes bebungenen Unterpfand- 
rechts abhängt, erft nach vollgogener Eintragung in das Pfandbuch erfolgt. 
Heindheimer, H.R. 8 5, 26. 

21 A.G. zur C.Pr.O. 4/6 1879; Art. 100-109. 

22 G, de pr. Art. 677; Puchelt 8 57. 

33 Puchelt, H.R. 8 57. 
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Der Befiß.. 
8 224. 


I. Begriff und Inhalt. 

Der Befig ift Sachbefit oder Rechtsbeſitz. Sachbeſitz ift bie 
thatſächliche Herrichaft über eine Sache in der Geſammtheit ihrer 
Beziehungen * mit dem Willen, fie wie ein Eigenthümer für fi 
zu haben?. Das thatjächliche bemußte * Innehaben ohne den Willen 





1 Savigny, Recht des Befites (7) 1865; Bruns, Necht bes Beſitzes 1848; 
Bruns, Befigflagen 1874; Puchta, Beſitz in RL. II. 41 f.; Lenz, das Necht 
des Beſitzes 1860; Beder, Recht des Beſitzes 1880; Randa, Recht des Be- 
figes (3) 1879; Zhering, Grund des Beſitzſchutzes 1869; Meifcheider, Beſitz 
und Befigfchug 1876; Windſcheid $ 148—164, 8 464; Sintenis, C.R. $,42—46, 
8 124; Vangerow 8 198-210, 8 336, 690; Bring, Pandekten (2) 8 135—142, 
8 181—184; Stobbe, PR. $ 72—77; Bejeler, PR. 8 79, 80; Koch, Beſitz 
(2) 1839 und PB. P.R. 8 165—185; Förſter Eccius $ 147-165; Dernburg 
B. BR. I. $ 148—162; Bornemann, Syſtem I. 212—274; Baron, Abhand⸗ 
lungen aus dem Breußijchen Net 1860 1-47; Heydenann, Einleitung I. 
324 f.; Gruchot über Befig Abh. IV. 312 f. 433 f. V. 291 f. 467 f.; Bu- 
fammenftellung der Grundjäge über das possessorium Pr. J.M.Bl. 1854 
101 f.; Bertram, Naſſauiſches P.R. 8 S1 f.; Falck, Schleswig-Holfteinifches 
BR. IV. 8 11; Platner, Kurheffiiches Sachenrecht 8 5, 6; Roth, Bayr. ER. 
(1) 8 129-134; Lang, Württembergifhe8 Sadenreht 8 3—14; Curtius, 
Handbuch II. 8 465 f.; Schmidt, Vorlefungen 8 45—49; Poſt, Bremifches 
ER. II. 1 8 34—4l; Badariä 8 184-192; Aubry 8 177—189. Da bie 
Gejtaltung der Beflgverhältniffe in dem älteren beutfchen Necht in der Yorm 
ber Gewere des Bujammenhangs mit dem gegenwärtig geltenden Recht ent- 
behrt, jo kann auf die Darftellung derjelben nicht näher eingegangen werden, 
da ih nad dem Plan meines Werks die Grundfäge des älteren beutichen 
Rechts nur infomweit berüdfichtige, als fie die Grundlage des gegenwärtig gel: 
tenden Rechts bilden. 

2Windſcheid $ 151, 2. 

3 Man bezeichnet dieß als animus domini oder Eigenthumswillen Sa- 
bigny, Beſitz 110, 128, 246; Windſcheid 8 149, 5; Randa, Befib 8 1, 18; 
Bayr. L.R. II. 5, 1; Sadfen 3.6.8. 186; Oeſterreich A.B.G.B. 8 309. Auch 
für dag franzöfiiche Recht wird dieß angenommen C. c. Urt. 2228; Badariä 
8 1858, 4. Dad Br. ER. J. 7. 5 unterſcheidet volljtändigen und unvoll- 
ftändigen Beflg und jeßt nur bei erfterem den Eigenthumswillen voraus unten 
Note 16, 17; das Defterreichiiche und Franzöſiſche Recht dagegen Tennen nur 
Sachbeſitz mit dem animus domini Meilcheider, Beſitz 126. 

* Die Detention im technijchen Sinn jest nicht nur Bemußtfein, fondern 
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des Eigenthümers ift Detention ®. Nechtsbefig ift die einmal that- 
ſächlich bewährte Möglichkeit der faktiſchen Ausübung eines Rechts ®. 


au den Willen voraus, für fich oder andere zu detiniren Bruns, Beſitz 466; 
Grudyot, Beiträge IV. 322. Ein Innehaben ohne Bemußtjein oder ohne die 
Abficht des Innehabens ift ein bloß faltifches, kein Rechtsverhältniß Wind- 
ſcheid 8 148, 3; Förſter Eccius 8 157, 28; 8 162, 5. Für daB Preußiſche 
Sächſiſche und Defterreichifche Recht zieht dieß In Abrede Randa, Beſitz $ 1,11. 

5 Die Quellen bezeichnen dieß im Gegenfag zum juriftiichen Beſitz als 
naturslis possessio 1. 38 3 D. 41, 2;1. 10 8 1D. 41, 2; Savigny, Beſitz 
71; Windſcheid 8 148, 12; jetzt ift die Bezeichnung Detention oder Gewahr- 
ſam gewöhnlich Bayr. EUR. IL. 5, 2; Pr. 2.R 17.1.2 und 4; Sadjen 
3.9.8. 8 186; Defterreih A.B.G.B. 8 309. Eine folche Detention haben ge- 
meinrechtlich der Ufufruftuar, der Ufuar, der Prelarift, der Commodatar, der 
Fauftpfandgläubiger, der Sequefter, der Emphyteuta, der Lehensmann und 
der Pächter und Miether, mobei jedoch einzelnen derfelben ausnahmsweiſe die 
Interdikte zuftehen (abgeleiteter Befig unten Note 13). Das Preußiſche Recht 
gibt einzelnen die gemeinrechtlich als Detentoren in fremdem Namen ange- 
fehen werden unvollftändigen Befig unten Note 20. Ueber die Unterfcheibung 
ber possessio civilis und naturalis vgl. Bangerom $ 199, 1; Brinz, Pan⸗ 
beiten (2) 8 136, 1; Randa, Belib 8 4, 6; Förfter Eccius 8 157, 36. Einen 
anderen Begriff der Unterjcheidung Hat Bayr. 2.R. IL 5. 2. Es bezeichnet 
als civilis possessio die gemeinredhtlihen Fälle ber civilis unb naturalis 
possessio, indem e3 für die letztere Nechtäbefig annimmt, als Detention aber 
das Innehaben ohne die Übficht ein eigenes Mecht auszuüben, wie 3. B. bei 
dem Mandat und Depofitum Erk. München 28/1 1871 Sammig. VIL 318; 27/5 
1876 Sammlg. VI. 20; 12/7 1881 Sammlg. IX. 82. Ausdrüdlich fagt Kreitt⸗ 
mayr, Anm. 2c zu L. R. I. 5. 2: „dieſe legtere (possessio civilis,) beftehet 
nach unſerem Codice in einem ſolchen Innehaben, welches entweder nur 
animo allein . . . oder aber corpore et animo zugleich und zwar in ber 
Abficht, entweder auf das Eigenthbum ſelbſt oder mwenigft auf ein jus reale 
wie bei Pfandinhabern und Nußnießern, oder gar auf ein jus personale wie 
bei Bächtern geichieht, denn man fiehet wohl die geringite rationem dispa- 
ritatis nicht, warum derjenige, welcher eine Sache nur in Abficht auf ein 
jus reale ober personale inne hat nicht eben fo gut als ein anderer Inhaber, 
der fein Abjehen auf das Eigenthum richtet respectu illius juris et eatenus 
quatenus illud animo sibi habendi possidet pro possessore civili geachtet 
werben jolle.” Die von Bruns, Belib 436 aufgeftellte Anficht, daß das Bay⸗ 
rifche und Preußifche Recht Hier übereinftimme, kann ich nicht theilen, da dag 
Bayriſche Recht den Begriff des unvollftändigen Sachbeſitzes nicht Tennt. 

° Randa, Beſitz $ 2, 6. In den gemeinrechtliden Quellen findet fich 
nur der Augdrud quasipossessio 1.3 pr. D. 41. 2; 1. 10 pr. D.8. 5; Bayr. 
IR. DO. 5.2 Der Ausdruck MNechtöbefi gehört der neueren Rechtsſprache 
an und ijt vermuthlihd buch den Br. 2.8. I. 7. 77 gebraudten Ausdrud 
„Defig eines Rechtes“ entftanden. Er findet ſich auch Sachſen 8.8.8. 8 556. 
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Der Beſitz hat rechtliche Bedeutung, infoferne er durch be- 
fondere Klagen geſchützt ift und fofort oder nach längerer Dauer 
Eigentum gewähren kann. Ob er als ein Recht aufzufaffen fei 
tft beftritten ”. 

Eintheilungen des Befibes find: 

1. nad) dem Bewußtjein in vedlihen und unredlichen Befig, 
jenachdem der Beſitzer meint ein Recht zum Befit zu haben ober 
nicht ® ; 

2. nad der Begründung in rechtmäßigen und unrechtmäßigen 
Delib ?; | 

3. nach der Erwerbshandlung in fehlerhaften und fehlerfreien 
Beſitz '°; 

4. nah den Wirkungen in Ujufapionsbefiß und nicht Uſu— 
kapionsbeſitz ?!; 

. 5. in wirklichen und fingirten Befib, jenachdem jemand wirf- 
licher Befiger ift oder nur als folder behandelt wird '?. 








7 Bgl. über diefe Frage die Literatur bei Vangerow, $ 196 und Sapigny, 
Belig Anhang Nr. 19; ferner Randa, Beſitz $ 3; Windicheid 8 150; Ihering, 
über den Grund bes Beſitzſchutzes 1869; Förſter Eccius $ 157, 3; Meifcheider, 
Beſitz 29-71; Sintenid, ER. 8 42, 8, 

1.3822 D. 41. 2; Savigny, Beſitz 103; Sintenis, C.R. $ 42, 33; 
Bayr. ER. II. 5. 3; Pr. ER. I 7. 11; Sachſen 8.9.8. 8 188; Defterreich 
A.B.G.B. 8 326. Als unrechtfertigen Beſitz bezeichnet Pr. L.R. I. 7. 14 den 
auf Rechtsunwiſſenheit beruhenden Beſitz und ftellt ihn dem unredlichen Befig 
gleich, obwohl es ihn in einzelnen Beziehungen milder behandelt als dieſen 
vgl. über diefe dem Preußiſchen Hecht eigenthümliche Unterfchetbung Förfter 
Eccius 8 163, 25. 

® Sintenis, ER. $ 42, 25; Pr. ER. I. 7. 10; Sachſen, 8.6.8. 8 187; 
Deiterreih A.B.G.B. 8 316. 

10 Die Quellen unterjcheiden juste und injusta possessio und rechnen 
zu bem legteren den Beſitz der vi clam oder precario erworben ift 1.189, 
l. 2 D.13. 17, Savigny, Belig 102; Nanda, Befit 8 7c, 1; Sintenis, ER. 
8 42, 25; Pr. L.R. I. 7. 96; Förſter Eccius $ 160, 140; Sachſen 3.8.8. 
8 190; Defterreih A.B.G.B. 8 346. 

11 Savigny, Befit 69-101; Meiſcheider, Beſitz 77; Förfter Eccius 8 157, 
36. Eine andere Bezeichnung iſt vollftändiger titulirter oder rechtmäßiger 
Beſitz Br. UR. I. 7. 10, Sadjen 8.8.8. $ 187; Defterreih A.B.G.B. $ 316. 

12 Das letztere Tiegt vor bei dem qui dolo desiit possidere und qui liti 
se obtulit Windicheid 8 198, 8 und 8 196, 8; GSintenis, C.R. 8 42, 37; 
Pr. L.R. I 15. 12-15; Förfter Eccius $ 157, 43. Ueber den Begriff des 
qui dolo desiit possidere vgl. Erf. Celle 11/12 1860 T.E. V. 18; Erf. O. Tr. 
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6. Gemeinrehtlih unterſcheidet man nad der Willensrich- 
tung urſprünglichen oder abgeleiteten Befig, wenn nämlid der 
Befiger, obwohl er den font dazu erforderliden animus domini 
nit hat, ausnahmsweiſe Eraft einer befonderen geſetzlichen Be: 
fimmung den Interdiktenſchutz, wie der urfprüngliche Befiker, 
anfpreden kann !?. Das Sächftiche 1* und Defterreichifche Recht 1° 
haben diefe Unterfcheidung verworfen. Das Preußiſche Recht bat 
der gemeinrechtlichen Unterſcheidung die des vollftändigen und un- 
vollftändigen Befiges fubftituirt 1°. Vollſtändiger Befit Tiegt vor, 
wenn jemand eine Sade als feine eigene befikt, während unvoll- 
ftändiger Beſitzer Derjenige ift, der eine Sache zwar als fremdes 
Eigentbum aber mit der Abficht, darüber für fich felbft zu ver: 
fügen, befigt. Mit der Unterfcheidung des urjprünglichen und 
abgeleiteten Beſitzes Tann die des vollftändigen und unvollftändigen 
Belites ſchon deßhalb nicht verglichen werben, weil bei dem le: 
teren die Befibllagen beiden Befigern zuftehen ?”, während bei 
dem erfteren die Interdikte nur für den abgeleiteten nicht für den 
urſprünglichen Befig gegeben find !°. Ebenſowenig fällt die Unter: 
ſcheidung mit der gemeinredtlichen in Civil: und Naturalbefit zu: 





— 


Berlin 7/2 1878 Sf. XXXIII. 358; Münden 21/6 1880 Sammlg. VIII. 170, 
und des qui liti se obtulit Erf. Münden 30/10 1873 Bl. XXXVIII. 408. 

12 Savigny, Beſitz 119; Förfter Eccius 8 157, 31; Windſcheid 8 149, 7 
und $ 154; Randa, Befig 8 1, 24; Meifcheiber, Befig 9—22. Sapigny, 
Befig 293 f. rechnet dazu den Belig des Pfanbgläubigers, Prelariften, Se- 
quefterd und das Emphyteuta, Vangerow $ 200 Anm. 1 unb Brund, Belig 
8, 9 auch ben des Superficiar; indeſſen ift die nicht unbeftritten. Wind- 
iheid 8 154 rechnet nur Pfandgläubiger, Prekariſt und Sequefter, Puchte, 
Befig in Weiske, R.8. II. 48 nur Pfandgläubiger und Sequefter hieher. 

Nach) Sachen 8.8.8. 8 208 fteht die Befigflage jedem zu, ber eine 
Sache zur Benubung ober zum Zweck feiner Sicherung innehat; es tft alſo 
zu der gemeinrechtlihen Unterjcheidung keine Beranlaffung gegeben. 

15 Das Defterreichiiche Necht läßt Sachbefis nur zu mit faktiſchem Eigen- 
thumswillen Randa, Befig 8 1, 17 und 24. 

6 Br. L.R. I. 7. 6 und 7. Xgl. über diefe Unterjcheidung Koch, Beſitz 
42 f.; Förfter Eccius 8 137, 38 und 8 160, 14; Meifcheiber, Belig 124; 
Ranba, Beſitz 8 1, 13, Gruchot, Beiträge IV. 826. 

17 Bol. unten 8 229, 20. Ich kann deßhalb der Meinung von Heyde⸗ 
mann, Einleitung I. 328 der unvollftändige Beſitz fei als eine Generalifirung 
des abgeleiteten Befiges anzufehen nicht beiftimmen. 

18 Bol. oben Note 13, 
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jammen ??,, fie beruht vielmehr darauf, daß der Rechtsbeſitzz fich 
verjchieden geftaltet, jenachdem er mit der Gewahrfam der Sache 
verbunden ift oder nicht. Nechtsbefig der mit der Gewahrſam ber 
Sade verbunden ift, it unvollftändiger Sachbeſitz. Derjenige, bei 
dem dieß nicht der Fall ift, ift bloßer Nechtsbefit *%. Die Unter: 
ſcheidung beſchränkt fi auf ben Sachbeſitz *!. 

7. Eigenthümlih ift dem Defterreihiichen Recht der Begriff 
des Tabularbefiged, worunter die Thatſache der Eintragung eines 
Rechts in dag Grundbuh zu verftehen ift ??. 


8 225. 
II. Wirkungen des Beſttzes. 


Die Ältere Doktrin rechnete zu den Wirkungen des Beſitzes 
eine Reihe von Verhältniffen, welche theilg mit dem Befit als 
ſolchem gar nicht zufammenhängen, theil3 gar nicht privatrechtlicher 
Natur find !. Indeſſen Hat die neuere Doktrin die dem Beſitz 
nicht eigenthümlihen Verhältniffe ausgefchieden, und es werden 
daher zu den Wirkungen des Befites nicht mehr gerechnet: 

1. das Recht der Selbithilfe, nämlich das Necht, Gewalt mit 


19 Dieß war nah Koch Beſitz 43, 5 und Förſter Eccius 8 157, 35 der 
Gedanke bei Herjtellung der Beſtimmung. Allein beide Unterjcheidungen deden 
fih nit vgl. Koch Befi 35, Förſter Eccius 8 157, 36, ſchon weil nad) ge- 
meinem Necht der Naturalbefiger nicht für fih, fondern für ben Givilbefiter 
befigen will. 

2° Bornemann, Syſtem I. 234. Unvollftändiger Sachbeſitz wirb nad 
Preußiſchem Landrecht angenommen beim Fauſtpfand, Nießbrauch, Erbpacht, 
Commodat, Pacht und Miethe und Culturnutzung; Yörjter Eccius 8 159, 28; 
Korte in Gruchot V. 108. Ueber die Fälle, in welchen nach Preußiſchem 
Recht Rechtsbeſitz angenommen wird vgl. unten $ 227, 77. 

1 Br L.R. J. 7. 6 ſetzt die Möglichkeit eine unvollitändigen Rechts⸗ 
befiges voraus; dieſer Gedanke wurde jedoch nicht durchgeführt, der Rechts⸗ 
befig fommt vielmehr immer nur als vollftändiger vor Bornemann, Syitem 
I. 235. Bgl. unten 8 227, 10. 

22 Randa, Befib 8 5; Unger, O. BR. 8 104, 105. Kindel in Gruchot 
XXI. 464 f. Im Gegenfag zum XTabularbefig wird nad) Defterreichiichem 
Recht der gewöhnliche Beſitz Naturalbefit genannt Randa, Beſitz 8 3, 1. 

ı Man fpecialifirte früher die „Bejigvortheile” wie man die Wirkungen 
des Beſitzes nannte in der Urt, daß man 72 Nummern zählte. Randa Belig 
86,3 
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Gewalt abzuwehren ?, was aber keineswegs auf den Beliter be- 
ſchränkt ift, fondern auch dem Detentor zufommt®; 

2. der Vorzug des Beſitzers bei dem Streit über das Eigen: 
thum, wenn der Nichtbeſitzer keinen Beweis liefern kann, welcher 
Vortheil aber überhaupt dem Beklagten zukommt, alſo nicht dem 
Beſitz eigenthümlich ift *; 

3. Befreiung des Beſitzers von Angabe und Nachweis ſeines 
Titels, was nur als Conſequenz des Grundſatzes erſcheint, daß 
wer einen Anſpruch erhebt, den zur Begründung desſelben erfor: 
berliden Nachweis jedem Bellagten, nicht bloß dem Befiker ge: 
genüber zu führen hat; 

4. die rechtliche Vermuthung des giltigen Titels ®, die nicht? 
dem Befig eigenthümliches bat, fondern nur bie Confequenz des 
Srundfages ift, daß der Kläger den Beweis zu führen bat, wenn 
er die Fehlerhaftigfeit des Titels des Bellagten behauptet ”; 


® Bol. Schäffer, Beiträge zur Lehre von der Selbfthilfe in Beziehung auf 
das Interdictum quod vi aut clam 9. f. Pr. R.W. I. 1. 1. Das Bayr. 
L.R. I 5.8 Ar. 1. Br. L.R. I. 7. 142 und Defterreich. A.B.G.B. 5 344 
führen das Recht der Selbfthilfe noch nnter den Rechtswirkungen des Beſitzes auf. 

® Savigny Beſitz 37. Randa Beſitz 8 6. 7. Sachſen 3.0.8. 8 181. 
Auch nach franzöfiihem Recht Hat der Detentor das Recht der Selbſtverthei⸗ 
digung Zachariä $ 184, 1. Sın älteren fächflichen Hecht war die Selbithilfe 
durch Generale 19/2 1789 verboten und mit Berluft des Befigftandes bedroht 
Haubold P. R. 8 1660. Beim Serpitutenbefig ohne körperliches Innehaben 
ift die Selbfthilfe ausgeſchloſſen. Elvers Beſchränkung bes Rechts der Selbft- 
Hilfe U. f. Pr. R.W. VII. 62. 

* Savigny Beſitz 36; Windſcheid 8 148, 4; Randa Belib $ 6,23. Bayr. 
L. R. 1.5. 8 Nr. 8, Pr. L.R. I. 7. 161 und Defterreih A.B. G.B. 8 324 
ſtehen noch auf dem älteren Standpuntft. 

s Savigny Beſitz 36, 1. Bayr. L.R. IL. 5. 8 Nr 4.5 und Pr. ER. 1, 
7, 180 führen bieß noch als Wirkung des Beſitzes auf. Yür das Bayriſche 
Landrecht Hat die infoferne praftifchen Werth als bei der actio negatoria 
ber Beflagte, der im Befiß der Servitut ift, von dem Beweis der Ermwerbung 
derjelben befreit ift. Erf. Münden 18/2 1873 Sammlung IH. 125. 

° Die ift als Wirfung des Beſitzes aufgeführt Bayr. L.R. IL 5. 8. Nr. 6, 
Pr. ER. J. 7. 179. Defterreich A.B.G.B. 8 323. Bornemann Syſtem I. 262 
und Dernburg P. BR. L 8 156, 8. halten nah Preußiſchem Recht die Prä- 
jumption für die Rechtmäßigkeit des Titels in der Art für begrünbet, daß der 
Befiger als vorläufig legitimirt erfcheint; |. Dagegen Randa Beſitz F 6, 10, 

Savigny Beſitz 36, 1; Koch Beſitz 95; Randa Beſitz 8 6, 10. 
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5. das Retentionsreht?, das aber nur als Anwendung der 
exceptio doli erjcheint, und auch dem Inhaber zufteht®; 

6. YZuläffigkeit der PVublicianifchen Klage, die fich jedoch 
nicht. auf den Beſitz als ſolchen jondern auf das vermuthliche 
Eigenthbum des Klägers gründet ''. Als Wirkungen des Befikes 
find vielmehr nur folgende 1? aufzuführen: 

1. der Beſitz kann unter beftimmten Vorausfegungen durch 
feine Dauer zum Eigenthumserwerb führen (Ujufapionsbefig) "°. 

2. Unter bejtimmten VBorausfegungen tft bei Decupation und 
Tradition in dem Befigerwerb Eigenthumserwerb gegeben '‘. 

3. Der redliche Beliger wird Eigenthümer der gezogenen 


Früchte !®, 
4. Der Befiter bat gegen Störung oder Entziehung des Be- 
fies gerichtlichen Schuß anzuſprechen °. 


® Bayr. L.R. IL. 5. 8 Nr 7; Pr 2.9. I 20. 536. 537. 

? Savigny Beſitz 38; Randa Befiß 8 6, 24; Förfter Eccius 8 162, 16. 

Br. L.R. 1. 7. 161; Defterreih A.B. G.B. 8 372. 

1 Savigny Beſitz 34; Koch Beſitz 102; Randa Beſitz 8 6, 26. 

2 Noch weiter rebuciren Puchta RL. II. 45, Sintenis ER. 8 42, II 
und Meifcheider Beſitz 26 die Rechtswirkung, indem fie nur dem Beſitzſchutz 
diefe Eigenfchaft zuerfennen, und Randa Befig 6, 30 der nur Beſitzſchutz und 
Ausſchließung der Aufforberungsffage als ſolche annimmt. 

is Bol. unten 8 250—252. Es ift dieß materiell Die wichtigfte Folge des 
Beliges und wird ald ſolche anerkannt von Savigny Beſitz 29; Windſcheid 
8 148, 8; Koch Beſitz 63, 15; Dernburg P. PR. I, 8 156, 1. Dagegen er 
Mlären ſich Puchta R.L. II. 44; Randa Beſitz 8 6, 27; Förſter Eccius 8 162, 
12 weil die Erſitzung nicht Wirkung des Beſitzes als folchen ſondern eines 
beſonders qualificirten Beſitzes jet. 

10 Windſcheid 8 148, 9; Arndts $ 135 f.; Dernburg P. PR.I 156,1. 
Auh die wollen nit als Wirkung des Beſitzes anerkennen Savigny 
Befig 34, Puchta R.L. IL 44, Randa Beſitz 8 6, 25 meil ber Erwerb des 
Eigenthums nicht Folge des Beſitzes als eined dauernden Zuſtandes fondern 
Folge der Befigergreifung fei; |. Dagegen Windſcheid 8 148, 9. 

© Dieß gilt nah Preußiſchem, Sächſiſchem, Oeſterreichiſchem und Fran- 
zoſiſchem Necht unten 8 249, 21—24. Auch nach gemeinem Recht ift dieß 
anzunehmen unten 8 249, 18. Nach einer anberen Anficht Hat er daran nur 
bonae fidei possessio unten 8 249, 19 unb von dieſem Standpunkt aus er- 
Märt ſich Savigny Beſitz 35 gegen die Annahme, daß der Fruchterwerb ala 
Rechtswirkung bed Befiges anzufehen fei. Als Wirkung des Beſitzes führen 
den Fruchterwerb ausdrücklich auf Pr. ER. 17,189 und Defterreih A.B. G. B. 
8 330. 

1° Sapigny Beſitz 30; Windſcheid 8 148, 5; Randa Beſitz 8 6, 4. Dieß 





Vorausſetzungen des Befited. 8 226. 61 


5. Ungerechtfertigte Entziehung des Beſitzes gewährt einen 
Anspruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung 17. 

6. Nach Defterreihifhem Recht kann der Befiker eines Rechts 
nit mit der Aufforderungsflage zur Darlegung feines Rechts 
provocirt werden '®. 


8 226. 
II. Voransfettungen des Befttes. 


Für die jubjeltiven und objektiven VBorausfegungen des Be- 
fites gelten folgende Grundfäte: 

1. Subjelte des Beſitzes: 

1. Jedes vermögensfähige Rechtsſubjekt ift befibfäbhig '. Bei 
phyſiſchen Perſonen bildet die Vermögensfähigkeit, Daher auch bie 
Befigfähigkeit die Negel?. Eine Ausnahme gilt für Religiojen, 
welche nah Ablegung der Kloftergelübde theils überhaupt nicht ®, 
theild nur für das Klofter* und auch für diefes nur in dem 


wird als Wirkung bes Beſitzes jebt allgemein anerfannt, vol. oben Note 12. 
Ueber die verfchiedenen Meinungen, was als Grund des Beſitzſchutzes anzu- 
jehen fei vgl. Savigny Beſitz 55; Windfheid 8 148, 6; Randa Beſitz 8 6, 5 
und 8 8; Meifcheider Befig 8 7—14; Bruns Beſitzklagen 8 26. 27; Dernburg 
B. BR. I. 8 155, 9. 

17 Windſcheid 8 148, 7 und 8 161; Meifcheider Beſitz 8 15. Die Lehre 
von ber condictio possessionis ift in das Obligationenrecht zu vermweifen. 

18 Defterreih AB.G.B. 8 324; Randa Beſitz 8 6, 6. 

1,.2381,1.4981D.4l, 2; Sintenig, E.R. 8 48, 1. 

2 Nach römischen Recht waren Hauskinder befigunfähig 1.49 81 D. 41,2, 
was aber dem heutigen Recht nicht mehr entipricht. Windſcheid 8 152, 1; 
Förfter Eccius 8 158, 2. 

® Dieß gilt nah Preußifhem Landrecht für alle Ordensperjonen vol. 
oben 8 70, 34; Dernburg B. BR. L 8 150, 3; nad Bayriſchem Landrecht 
für die Mitglieder der Mendilantenorden allgemein Roth, Bayr. C.R. (2) 
8 33, 6; nach Bayrifchem Recht für die anderen Religioſen für bie Die pragma- 
tiihe Summe überfteigenden Gegenftände Roth, Bayr. E.R. (2) 8 33, 9 und 
oben 8 70, 38. 

Dieß ift der Standpunkt des gemeinen Rechts Roth, Bayr. ER. (2) 
8 33, 7. UM. Arndt's Pandelten 8 137 Anm. und Rande, Beſitz $ 9, 3a, 
die auf Grund ber Beſtimmung c. 6 X. 3, 35 alle Religiojen für befigunfähig 
erflären, was mir jedoch au8 dem Wortlaut der Beitimmung nicht zu folgen 
iheint. Nach Defterreihiichem Recht ſiud Orbensperfonen nur erwerb3- nicht 
befigunfähig Randa, Beſitz S 9, 3a 
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durch die Amortifationzgefege beftimmten Umfang befißen können ®. 
Nah Defterreihiihem Recht find beftimmte Gategorieen von Per: 
jonen von dem Beſitz beftimmter Sachen ausgejchloffen °. Dagegen 
ift Die Befigfähigkfeit nicht von der Willensfähigkeit und Handlungs: 
fähigfeit bedingt, der Mangel der eriteren und die Beſchränkung 
der letzteren macht vielmehr nur Stellvertretung bei Erwerb ” und 
Ausübung ® des Beſitzes erforderlich. 

2. An demjelben Gegenitand Tann nicht gleichzeitiger Befik 
des Ganzen für mehrere Perſonen begründet fein. Dagegen ift 
an demfelben Gegenſtand Mitbefig mehrerer Rechtsfubjelte zu in- 


5 Bol. oben $ 70, 33. 

° ©. die Aufzählung bei Randa, Beſitz 8 9, 4. 

Bgl. unten $ 228, 18 f. 

° Dieß gilt für Wahnfinnige und Kinder unter 7 Jahren, melde immer 
der Bertretung bedürfen 1. 18 3 D. 41, 2; Windfcheid 8 155, 18; Pr. ER. 
I. 4. 20. 33; Br. Gejchäftsfähigleitsgejeh 8 1; Defterreih A.B.G.B. 8 310. 
Minderjährige über 7 Jahre bedürfen der Vertretung nur fomweit mit der 
Ausübung die Uebernahme von Berbindlichkeiten verbunden ift vgl. oben 
8 65, 24; Förfter Eccius 8 158, 6. Nach Defterreichiichem Hecht find Min- 
berjährige über 7 Jahre jelbftftändig befigfähig. Defterreih A.B.G.B. $ 310; 
Randa, Beſitz 8 12, 146; 8 20, 8. Gerichtlih erklärte Verſchwender ftehen 
den Minderjährigen über 7 Jahren glei Randa, Beſitz 8 12, 15. Erf. Lübed 
12/2 1830 Sf. V. 24 ftellt die Verwalter einer Debitmaffe Hinfichtlich der Ver⸗ 
tretung des Eridars in Ausübung des Befiged den Bormündern gleich. Ju⸗ 
riſtiſche Perfonen find durch ihre Vertreter befißfähig 1.2 D. 41, 2; Savigny, 
Belig 317; Kreittmayr, Anm. c zu L.R. UI. 5. 3; Förſter Eccius 8 158, 283; 
Randa, Befig $ 12, 18. Dieß erſtreckt fich jedoch nicht auf die ruhende Erb- 
ihaft 1.18 15 D. 47, 4; Randa, Beſitz 8 12, 14. 

v1.385D.41,2;1.5$ 15 D. 13, 6; Savigny, Befig 170; Randa, 
Beſitz 8 16, 1; Meifcheider, Belig $ 17; Kreittmayr, Anm. c zu L. R. IL 5. 
14; Pr. 28. 1.7. 1; Förfter Ecciuß 8 158, 7; Sadjen 8.9.8. 8 192; 
Defterreih A.B.G.B. 8 349. Der oben audgejprochene Grundjag war unter 
den römischen Juriſten felbft ftreitig, indem Trebatius und Sabinus dad Ne- 
beneinanderbeftehen von justa und injusta possessio verſchiedener Subjelte 
für möglich hielten, während Labeo die in Abrede ftellte, welche letztere Mei- 
nung gejeglich recipirt ift Sapigny, Beſitz 173—178; Randa, Belig 8 16, 2; 
vgl. über dieje Frage Windfcheid 8 152, 13; Meiſcheider, Beſitz 133 f. Nur 
eine jcheinbare Ausnahme ift es, daß in Fällen des abgeleiteten Befites bie 
Wirkungen des Befiped getheilt fein Lünnen Windſcheid 8 152, 13. Das 
gleiche Verhältniß findet fi nach Preußiſchem Recht in dem Zufammentreffen 
des vollftändigen und unvollitändigen Beſitzes Pr. UHR. L 7. 124 und 169; 
Förſter Eccius 8 158, II. 
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tellettuellen Theilen zuläffig '°. Hier wird gemeinrechtlich zwar 
Feititellung der Theile 1! aber Ungetbeiltheit der Befibhandlungen 
vorausgejeßt; daher dürfen Mitbefiger Beſitzhandlungen nur ge: 
meinfchaftlich vornehmen '?, und haben gegen einander Beſitzſchutz 
anzuſprechen ?°. Nah Preußiſchem Recht müffen nit nur bie 
Antheile beftimmt fein !* fondern fie ftehen auch felbftftändig neben 
einander, indem fich jeder Mitbefiter auf feinen Antheil verpflich- 
ten Tann 16. Berfügungen über den Beſitz der gemeinfamen Sache 
fönnen die Mitbefiter indeß nur gemeinfam treffen !°, ebenjo ift 
die Gewahrfam in ber Regel eine gemeinfame !”. Die gejehlichen 


ı 1. 26 D. 41, 2; Savigny Befig 151; Windfcheib 8 152, 11; Kreitt- 
mayr Anm. zu L.R. U. 514: Pr. IR. I. 7. 88; Förſter Eccius 8 158, 14; 
Sadien 8.6.8. $ 192; DOefterreih A.B.G.B. 8 833; Randa Beſitz 8 17, 15. 
Es findet dieß bei theilbaren Nechten auch Anwendung auf den Rechtsbeſitz 
Br. L.R. 17. 89. 

11.3282 D. 41, 3; Randa Beſitz 8 17, 17; Meifcheider Beſitz 217 f.; 
Erf. Berlin 6/10 1871 ©f. XXVIII 11 (gemeinrechtlich). Nicht für erforderlich 
hält dieß für den Mitbefit Mehrerer Windſcheid 8 152, 12. Die erftere Mei- 
nung ift angenommen Sadjen B.G.B. 8 192 und im Oeſterreichiſchen Recht 
Randa Beſitz $ 17, 17; ebenjo für das Preußiſche Recht Meifcheider Beſitz 
221 ; Yörfter Eccius 8 158, 20; U. M. Dernburg B. BR. I. 8 150. 12. 

13 Windſcheid $ 152, 12; Randa Befig $ 17, 16a. 

1,382 D39,1; 1.12 D. 10,4 A. M. Buff f Pr. R.W. IN. 
113 und damit übereinftimmend Erf. Wiesbaden 1862 ©f. XVII. 47; Eaffel 
1865 Buff Q. f. Pr. R.W. III. 133, 42; dagegen Hefle 9. f. Br. R.W. IV. 
124; Miſcher 9. f. &.Pr. LIX. 149; Windſcheid 8 152, 12; Randa Beſitz 
8 7b, 16 und 8 17, 16. Für bie legtere Anſicht erklären fih Erk. Berlin 
13/5 1859 Sf. XIV. 37; 16/5 1874 ©f. XXIX. 217; 8/81874 Sf. XXX. 232; 
Münden 32/6 1871 Sf. XXXII. 16; 2/11 1874 Sammlung V.25. Ausdrücklich 
anerkannt ift dieſelbe Bayr. EUR. IL. 5. 11 Nr. 4 und im Defterreichifchen 
Recht Randa Beſitz 8 7b, 16. Auch nad franzöfiihem Hecht gilt berjelbe 
Grundſatz BZadhariä 8 188, 8 Das Sädhfiihe B.G.B. enthält Feine Be⸗ 
fimmung. 

14 Br 8,R.1.7.46. Erk. D.Tr. 6/10 1871. Entf. LXVI. 11. Koch Befig 
168; Förfter Eccius $ 158, 20; A. M. Dernburg P. P.R. 1 8150,12. Für 
die erfiere Meinung jpricht, daß wenn die Theile nicht fefigeftellt find, fie als 
gleich gelten Pr. ER. I. 17. 2; Förfter Eccius $ 158, 20. 

15 Pr. L. R. I. 7. 88; Förfter Eccius 8 158, 19; Koch Beſitz 117. 

10 Pr. L. R. 1 17. 10. 

7 Pr. L. R. I. 17. 25. Iſt dieß nicht möglich, fo hat der Höchſtbetheiligte, 
außerdem der, der die größte Sicherheit bietet ober der durch das Loos Be- 
ftimmte Anſpruch darauf Pr. ER. I. 17. 26-28; Förfter Eccius 8 182, 52, 
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Schugmittel ftehen nah Preußiſchem Recht den Mitbefitern gegen 
einander nur zu, ſoweit es ſich um gänzliche Ausſchließung handelt, 
nicht aber bei Streitigkeiten über den Umfang der Antheile '®. 

1. Gegenstand des Besites Nah römiſchem Recht 
war der Befit auf Sachen beſchränkt, an Rechten war nur eine 
juris quasi possessio gegeben und zwar nur an ſolchen, die als 
abgejonderte Beftandtheile des Eigenthums dem dominium als ber 
Totalität aller dingliden Rechte entgegengejeht werben !°. Eine 
Ausdehnung erfolgte zunähft auf Grund der Beitimmungen bes 
canoniſchen Rechts in der deutſchen Braris dahin, daß der Rechts⸗ 
befiß nicht nur dem Umfang nad) erweitert, fondern auch dem 
Sachbeſitz principiell gleichgeftellt wurde, welcher letztere Grundſatz 
in unferen neueren Gejeßgebungen ausdrüdlich anerkannt ift ?°. Es 
werden daher hier die für den Sachen- und Rechtsbeſitz geltenden 
Grundſätze vereinigt dargeftellt. 

1. Sachbeſitz. PVorausfegung ift, daß die Sache des Beſitzes 
fähig ſei. Daher ift Beſitz ausgeſchloſſen an vertehrunfähigen 
Saden ?!; dem Verkehr entzogene Sachen ftehen im Befit bes 
Staats und der Gemeinden *?, nicht aber im Beſitz der einzelnen, 
denen der Gemeingebraudh daran zufteht . Someit inbefien an 


Nach Defterreichiichem Recht enticheibet, wenn bie Detention nicht gemeinfam 
ausgeübt werben Tann, die Mehrheit darüber, wem fie zuftehen ſoll. 4.8.0.8. 
8 833 Randa E. 8 9, 22, 

ıe Br. L. R. J. 17, 4 und 25; Erf. Berlin 13/5 1859 Sf. XIV. 37; GStriet- 
horft XXXIV. 48; Förſter Ecciud 8 162, 51; U. M. Dernburg P. BR. I. 
8 158, 10 der die gejeglichen Schugmittel aud bei Streitigkeiten über ben 
Umfang der Antbeile gewähren will. 

21,3 pr. D. 4], 2;1.4 827 D. 4l, 3; Savigny Befit 192. 

20 Bayr. ER. II. 5. 11 Nr 8; Pr. EUR. L 7, 6 und 7; Oeſterreich 
A.B.G.B. 8 311. Die Preußiſche AYurisprudenz ftellt den Rechtsbeſitz dem 
Sachenbeſitz gleich Koch Beitt 109, 9 und Br. R. 8 172, 2. 

211.88 17; 1. 30 8 3 D. 41, 2; Nanda Belig 8 10, 2; Bayr. ER. II. 
5. 4; Sachſen 8.0.8. 8 58; Defterreih A.B.G.B. 8 311. Auch nad Preu- 
Bifhem Recht gilt diefer Grundſatz Förfter Ecciud 8 159, 3. Es gilt dieß 
namentlich vom offenen Meer Ertl. Kiel 29/6 1839 Sf. VII. 144 und von ver- 
botenen Sachen Lang Sachenrecht 8 3, 13, 

22 Dernburg PB. BR. 18 150, 6; Zachariä 8 187b, 1a; Aubry 8 185, 41. 
Es gilt dieß ſowohl von den res divini juris ald den res communes omnium. 

38 Der Gemeingebraud) an den res in publico usu wird nicht durch 
Befigflagen geſchützt Erk. Berlin 9/1 1871 Sf. XXVIL6; Wolfenbüttel 6/11 1877 
8. f. Br. XXV. 175, 
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Öffentliden Sachen Sonderrehte begründet find, ift auch Beſitz 
daran zuläffig **. Das gleiche gilt von den dem kirchlichen Ge- 
brauch beftimmten Sachen ?°. Beſitz iſt zuläffig nur an einzelnen 
Saden die eine gejonberte Eriftenz haben ?°. ALS einzelne Sachen 
find auch diejenigen anzufehen,, bei denen Mitbeſitz nach materiell 
ausgefchiedenen Theilen vorliegt ?’. Bei einfahen Saden eritredt 
fi der Befig auf das Ganze und ein felbitftändiger Befit an den 
einzelnen unabgejonderten Theilen ?° und an unabgejonderten Be- 
ftandtheilen ?° ift nicht zuläßig. Es gilt dieß namentlih von 
dem Beſitz nicht abgejonderter Früchte ?%, in dem Boden ftehender 
nicht geihlagener Bäume °! und der Wolle auf Schafen °?. Auch 


24 Erk. Selle 11/6 1868 Sf. XXTII. 12; Lubeck 14/11 1878 Sf. XXXIV. 90; 
Braunſchweig 3/6 1880 8. f. Br. XXVII. 170. Unerlannt ift dieß für Sonber- 
rechte an Öffentlichen Flüffen Erk. Darmftadt 10/2 1848 Sf. XVL 6; 193 1861 
Sf. XVII. 99; Wolfenbüttel 7/2 1868 Sf. XXIV. 10; Berlin 9/1 1871 Sf. 
ZXVII. 6, und an öffentliden Straßen Erf. Berlin 7/10 1871. Sf. XXVI. 89. 

3 3. 8. von Kirchenftühlen.‘ Vgl. unten Note 75. 

»e Br, 2.8. I. 7. 46; Sachſen B. G. B. 8 191. 

7 Dieß kann nur bei unbeweglichen Sachen vorkommen Unger, O. BR. 
S 51, 19; Arndts 8 138 f. Die entgegengelegte Anfiht ift ausgeführt von 
Windſcheid 8 142, 4; Randa, Beſitz 8 17, 4. Die Möglichkeit nehmen nur 
für Grund und Boden an und ziehen fie für Häufer in Abrede Sanigny, 
Beftb 260; Meifcheider, Befit 220; Förfter Eccius 8 158, 17. Dieß iſt rich- 
tig infoferne, wie dieß in den meiften Rechten geſchieht, die horizontale 
Theilung von Häufern ausgefchloffen ift Randa, Beſitz 8 17, 12. Someit 
diefe aber als zuläßig 'erſcheint, ift auch getheilter Mitbefi an Häufern zu- 
läßig vgl. unten 8 233 und Erf. Münden 23/2 1867 Sf. XXL 99. 

21, 8 D. 6. 1; Windſcheid 8 152, 8; Erner, Tradition 27; Randa, 
Befitz 5 18, 3; Förfter Eccius 8 160, 21. 

#71.78 1 D. 10. 4; Windſcheid 8 152, 5. Es gilt dieß namentlich von 
Accejfionen Randa, Befig $ 19, 7. 

» 1,44 D. 6.1; 1.40 D. 19. 1; Erf. Berlin 26/11 1878 Sf. XXXV. 
274, Erf. Münden 30/10 76 Sammlung VI. 161; 10/4 1878 Sammlung VII. 
86; Förſter Eccius 8 160, 27. 

s1 Bon manden wirb angenommen, daß die Mebergabe ftehender Wald- 
bäume dur Anjchlagen mit dem Hammer, alſo gejonderter Befigerwerb, nach 
deutfhem Recht zuläßig fei Befeler, BR. 8 89, 3; Erf. Dresden 12/5 1864 
Sf. XVII. 209. Mit Recht erklären fi dagegen” Unger, DO. P.R. $ 52, 16; 
Randa, Beſitz 8 11, 19; Exner, Tradition 28, 12; Erk. Münden 21/8 64 
und 11/3 1865 Sf. XIX. 123; Stuttgart 4/12 1879 Sf. XXXV. 275; Lang, 
Sachenrecht 8 5, 14. Für das Preußifche Hecht wird die Zuläßigkeit ange- 
nommen von Bornemann, Syitem I. 254, 4; Dernburg, B. P-R. L.8 150, 9; 

Roth, Deutfched Privatrecht. III. 5 
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bei zuſammengeſetzten Sachen erftredt fih der Beſitz auf das 
Ganze nicht auf die einzelnen Theile als abgefonderte Sachen °®. 
Doch ift gefonderter Beſitz an den einzelnen Theilen einer zujam- 
mengejegten Sache denkbar, wenn dieje durch die Zufammenfeßung 
ihre Sonbereriftenz nicht verloren haben ®*. Bei Bertinenzen ift 
ein von dem der Hauptſache gefonderter Befiß möglih’®: Bei 
Sachgeſammtheiten erftredt fich gemeinrechtlih der Befit nur auf 
die einzelnen Sachen °°, während das Bayriſche Landrecht °7 und 
das Preußiſche Landrecht ?? Beſitz auch an der Gefammtheit aner- 
fennen. Zuläßig ift Befiß an dem ideellen Theil einer Sache °?. 

2. Rechtsbeſitz. Nach römiſchem Recht wurde eine juris quasi 
possessio nur angenommen bei ſolchen Rechten, welche ala abge- 
jonderte Beftandtheile des Eigentbums dem dominium als der 
Totalität aller dinglichen Rechte entgegengefeßt werben *°, demnach 


Meifcheider, Befig 222; Förfter Eecius 8 160, 32; Gruchot, Beiträge IV. 
464. 2, und es ift bieß in Erk. O.Tr. 9/5 1845 Entſch. XI 201 und 28/4 
1864 Striethorft LIV. 132 anerfannt; mit Recht erflären fich jedoch Dagegen 
Piners im Arnöberger Archiv VIII. 459; Förfter, P. P.R. 8 160, 32; Lenz, 
Studien 198. 
3 Erf. D.Tr. 27/10 1862, Entſch. XLVIII. 8; Sörfter Eccius $ 160, 27. 
*8 ]. 28 pr. D. 41. 3; Randa, Befig 818,5; Erk. München 21/11 1879, 
Sammlung VIII 33; Sadfen 38.6.8. $ 191. 

2. Unger, DO. PR. 8 52, 10; Meiicheider, Befig 98 und 220, 1. In 
diefem Fall detinirt während der Verbindung der Befiger des Ganzen für Die 
Beliger der einzelnen Theile Randa, Befig 8 18, 7; Exner, Tradition 29, 14. 
Ueber die Frage, ob durch Verbindung einer Sache mit einer ‚anderen die 
gejonderte Erfigung unterbrochen werde vgl. Bangerom 8 204, Ann. 2; 
Windfcheid 8 152, 6; Brinz, Pandekten (2) $ 135, 38; Meifcheider, Belig 
$ 19; Randa, Beſitz $ 18, 8; Gintenis, C.R. 8 48, 14; Förfter Eccius 
8 160, 22. 

5 Unger, ©. BR. 8 55, 16; Randa, Beſitz 8 19, 6; Förfter Eccius 
8 160, 48. 

1.30 82D.41, 3; Erk. Celle 10/1 1855 Sf. XIV. 102, Windjcheid 
$ 152, 3; Randa, Befiß $ 19, 3, AM. Meiicheider, Befig 224. DaB erjtere 
ift auch nad) Sachſen B.G.B. 8 63 und 191 und Oeſterreichiſchem Recht Unger, 
D. BR. 8 57, 55 Nanda, Beſitz 8 19, 3 anzunehmen. 

7 Bayr. L. R. II. 5. 6 Nr. 4 läßt Belikergreifung an ber Gejammitheit 
zu, wenn alle einzelnen Sachen beifammen find. 

Pr. L.R. J. 7. 53; Bornemann, Syften I. 253; Heydemann, Einlei- 
tung I. 352; Förſter Eccius 8 160, 41. 

” Bgl. oben Note 10. 

* Savigny, Beſitz 192. 
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bei Servituten *', der Empbyteufis *? und der Superficies 43. Eine 
Ausdehnung erfolgte zunächſt dadurch, daß das canoniſche Recht 
die Möglichkeit des Beſitzes bei allen Rechten ** annahm, bei wel- 
hen eine fortdauernde und fich wiederholende Ausübung und da⸗ 
ber auch die Möglichkeit der Störung gegeben ift*°, was im all- 
gemeinen in der deutihen Praris Aufnahme fand **, wobei nur 
binfihtlih der rein obligatorifchen Rechte die ſchon unter den 
Sanoniften berrichende Meinungsverichiedenheit ſich fortpflanzte *?. 
Die neuere Rechtsentwickluug fteht im ganzen noch auf dieſem 
Standpunkt, wobei jedoch eine fortjchreitende Tendenz der Be- 
ſchränkung nit zu verkennen if. Das Verhältniß hat fich in 
ben einzelnen Rechtögebieten in folgender Weije geftaltet : 

A. am weiteſten geht die Beſchränkung in dem Nechtögebiet 
des ſächſiſchen B.G.B. *° und des franzöfiihen Rechts *?, indem 
bier der Rechtsbeſitz nur bei Servituten anerkannt ift. 


1 Savigny, Befig 192; Bruns, Beſitz 77. 

2 Arndts Pandekten 8 195, 3; Wächter, Platzrecht 8 6. Andere nehmen 
nah römiſchem Recht für den Emphyteuta abgeleiteten Befig an Sapigny, 
Befig 293; Bruns, Befiß 8; Vangerow $ 200, Unm. 2 f. dagegen Wind- 
iheid $ 154, 7 und Randa, Befit 8 24, 17. 

“3 Auch hier nehmen abgeleiteten Befig an: Bruns, Beſitz 9; Vangerow, 
Pandekten 8 200, Anm. 1; Sapigny, Beſitz 293; |. dagegen Windjcheib 
8 154, 7; Randa, Befit 8 24, 17; Meifcheider, Beſitz 398. 

“ €3 fielen unter diejen Geſichtspunkt namentlih auch Hoheitsrechte, 
Regalien, kirchliche Aemter und Würden und die ehelihen Rechte Ranba, 
Befitz 8 24, 28. 

+ Bruns, Beſitz 195; Meifcheider, Befit 399 f.; Exner, Tradition 36; 
Windicheid 8 464, 5. 

* Im 16. und 17. Jahrhundert ift die Anwendung des Befibbegriffe 
außer bei allen Urten von dinglichen Rechten auf Perſonenrechte wie Ehe, 
päterlichde Gewalt und Standesrechte in der deutfchen Praxis zweifellos an- 
erfannt Brund, Beſitz 383; Randa, Befib 8 24, 24. Spuren davon finden 
fih noch in der jegigen Rechtsübung vgl. unten Note 73. 

47 Bruns, Befit 372; Windicheid $ 464, 5; Randa, Beſitz 8 24, 40 f. 

#8 Sachſen B.G.B. 8 530. 556—562. 603. Bei Reallaften ift nah 8.8.8. 
8 512 Rechtsbeſitz nicht anerfannt. Die Beſchränkung wird indeſſen dadurch 
gemildert, daß nach B.G.B. 8 208 die Beſitzklage aud) demjenigen zufteht, der 
eine Sade zur Benübung oder zum Zweck feiner Sicherung inne hat Randa, 
Beſitz 5 4, 1. 

“ Bacartä $ 187 B. II; Behaghel, Bad. R. 8 94. Der in C. c. Art. 
320, 321 gebrauchte Ausdrud possession d'état (Bad. L.R. Urt. 320 Beſitz 

5* 
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B. In dem Rechtsgebiet des gemeinen Rechts finden fich, 
jomeit es fih um Rechte handelt die den reinen Bermögensrechten 
angehören, drei Richtungen: 

a. nach der einen Anficht °° ift Rechtsbefig nur anzunehmen 
bei dinglihen Rechten, nämli den Servituten!, dem Platz⸗ 
recht 62, den dinglichen Nutzungsrechten °°, ferner den Rechten die 
paſſiv oder aktiv mit Immobilien in Verbindung ftehen, nämlich 
den Reallaften °*, dem Filchereirecht 5°, dem Jagdrecht °®, der 


einer ehelichen Kindſchaft) bedeutet nur das faktiſche Kindesverhältniß und ift 
nicht als eine Anerkennung des Beſitzes an Yamilienverhältniffen aufzufaflen, 
wie dieß Stobbe, P.R. 8 76, 8 anzunehmen jcheint Badhariä $ 185a, 2a; 
Randa, Beſitz 8 24, 6. Daß das franzöſiſche Recht Rechtsbeſitz nur an Dienft? 
barfeiten anerkennt, ift zweifellos. 

5 Diefe von Savigny, Beſitz 507 aufgeftellte Unficht wird vertreten von 
Heerwarth, 8. f. E.R. XIL 303; Puchta, Beſitz R.L. IL 69; Sintenis, C.R. 
8 44, 19; Wächter, Bandelten 8 129 III, und findet ſich in der Hauptjache 
anerkannt in der Württembergiihen Brari Erf. Stuttgart 9/3 1830 Sf. I. 
183 nnd 223; 7/9 1853 Sf. VII. 43; Lang, Sachenrecht 8 13, 1, dann in 
der Schleswig-Holfteinifschen Praxis Erk. Glückſtadt 2/7 1840 Anz. 42, 68; 
25/3 1844 Anz. 44, 215. Sie beruht auf ber Annahme einer fahgemäßen 
analogen Anwendung ber römijchen quasi possessio auf ähnliche ſpäter ent⸗ 
ftandene Nechtöverhältnifie. Dagegen nimmt Dunkler, 3. f. DR. I. 53 an, 
daß die Ausdehnung des Rechtsbeſitzes auf die deutſchrechtliche Gewere zu- 
rüdzuführen fei, was übrigen? zu der gleichen Beſchränkung des Nechtäbe- 
fites führen würde f. darüber Randa, Beſitz 8 24, 26 f. und Meiſcheider, 
Befig 412. Die Anwendung des Befigbegriff? auf die dinglidden und bie 
diefen gleichftehenden Note 51—62 aufgeführten Rechte ift übrigens gemein- 
rechtlich allgemein anerkannt, weßhalb ich in dem Nachfolgenden die Belege 
dem ganzen gemeinrechtlichen Rechtsgebiet entnehme. 

51 Savigny, Belig 473, 479; Windfcheid 8 164, 1. 2; Bayr. L. R. II. 
7.9 Nr 5. 

62 Savigny, Beſitz 293; Windſcheid 8 154, 7; Randa, Beſitz 8 24, 17; 
Wächter, Plagrecht 45. Andere nehmen bier abgeleiteten Beſitz an Bruns, 
Beſitz 9; Vangerow 8 200, Unm. 1. Nah Bayr. BR. IV. 7. 84 Hat ber 
Superficiar Sachbeſitz. 

58 Es gilt dieß von der Emphyteuſis und den ihr gleichftehenden bäuer- 
lihen Nutzungsrechten des deutſchen Rechts Windfcheid 8 154, 7; Ranba, 
Befig $ 24, 17. Andere nehmen hier abgeleiteten Beſitz an vgl. oben Rote 43. 
Nah Bayriidem Recht hat der Emphyteuta Sachbefit Rreittmayr, Anm. 2c. 
zu ER. II 5. 2, Roth, Bayr. ER. (1) $ 198, 3. Ebenjo hat gemeinrechtlich 
der Lehenmann Rechtsbeſitz Roth, Bayr. E.R. (1) 8 206, 4; nach Bayriſchem 
ER. IV. 18. 16 Nr. 15 Hat er Sachbefig Roth, Bayr. ER. (1) 8 130, 45. 

** Gemeinrechtlich ift dieß allgemein anerkannt Dunder, Reallaſten $ 21; 
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Kichenbaulaft °7, den Realgemeinderechten °°, dann ſolchen Rechten, 
melde den Immobilien gleich ftehen, wie dem Bergeigenthum 5° 
und den dingliden Gewerbsrechten °°; 

b. nad) der anderen Anſicht find außer ben erwähnten ding: 
lihen und den biefen gleichſtehenden Rechten auch obligatorische 
Rechte des Befites fähig, welche dauernde Ausübung zulaffen und 
bie an dauernde perſonenrechtliche Verhältniffe geknüpft find °1, 
namentlich Beamtenbefoldungen *?, Leiftungen beftimmter Berfonen: 


Randa, Befit $ 24, 38; Stobbe, PR. 8 102, 10; Bayr. L. R. 11.7. 9 Nr. 6; 
Erf. Münden 11/12 1848 Bl. XVII. 289; Jena 15/10 1846 Sf. V. 173; 
Kiel 22/4 1840 Unz. 40. 244. 

5 Ertl. Münden 10/12 1861 BI. XXVII. 44; Roth, Bayr. E.R. (1) 
8 130, 47. . 

56 Solange das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden beftand, war 
bieß ohnehin zweifellos Erk. Celle 3/2 1845 Sf. II. 135; 13/12 1842 ©f. X. 
73. Indeß wird auch nad Umgeftaltung ber Jagdberechtigung Rechtsbeſitz 
an dem in der Ausübung des Grundeigenthümers ftehenden Jagdrecht ange- 
nommen Erk. Wolfenbüttel 1/4 1864 Sf. XIX. 11; Braunſchweig 26/1 1880 
8. f. Br. XVIII. 111. 

57 Bang, Sachenrecht 8 13, 1; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 130, 46; Erf. 
Darmitadt 20/9 1862 Sf. XVII. 46. 

es Lang, Sachenrecht 8 13, 1. Ein folder Fall ift Erf. Celle 15/10 1857 
T.E. V. 96. Sf. XV. 27, wo das Recht an den Erträgniffen eines &emeinde- 
bergwerks zu participiren und an den betreffenden Bergwerksverſammlungen 
Theil zu nehmen als Realgemeinderecht behandelt wird, indem ed mit dem 
Befig einer Reiheſtelle verbunden ift. 

 Moth, Bayr. E.R. (1) 8 130, 48. 

°° Es gilt dieß namentlih von Bannrechten Randa, Befit 8 29. Dieß 
war auch Br. L.R. I. 23. 6 anerfannt Förfter Eccius 8 159, 42. 

cı Dieß ift die Anficht von Bruns, Beſitz 488, der dieß als perjonen- 
rechtliche Radicirung bezeichnet. Dieſer Anſicht fchließen fih an Seuffert, 
Pandekten 8 113, A und Stobbe, B.R. 8 76, 14, der dieß jedoch auf Ber- 
mögendrechte bejchränft, die auf dauernden perjönlicden Herrihaftsverhält- 
niffen beruhen. Auf dem Standpunkt von Bruns fteht die Praxis de O.A.G. 
Darmftadt unten Rote 62; Jena unten Note 63; Wiesbaden unten Rote 64; 
Braunfchweig unten Note 62 und Caſſel unten Note 64. 

° Erf. Darmftadt 3/11 1852 Sf. XII. 32 und 1854 Sf. XXII. 233 
und Er. Wolfenbüttel 9,5 1845 Sf. XXIII. 32 nimmt Rechtsbeſitz an Be- 
Vofdungen auch bei Brivatbeamten an, während Erf. Caſſel Sf. I. 61 und 
DI. 99 nur bei Staats⸗ und Kirchendienern Nechtöbefig des Gehalts aner- 
fennen will, der als quafidingliche8 Recht auf das Staatd- oder Kirdhen- 
vermögen radicirt fei; |. dagegen Bruns, Beſitz 483, 1 der mit Recht Hervor- 
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Hafen ẽe, Leiftungen juriſtiſcher Perfonen °*, nicht aber rein obli⸗ 
gatoriſche Verhältniſſe ©°; 

c. eine dritte Meinung nimmt Rechtsbeſitz an allen Rechten 
an, welche bauernde Ausübung zulaffen, alſo außer an dinglichen 
Rechten an obligatoriihen Rechten die dauernde Ausübung zulafien 
ohne das Erforderniß perſönlicher Radicirung °*, namentlich Pacht 
und Miethe °’, Commodat es, Gapitalzinjen °°, dann das Prefa- 
rium, infoferne nicht abgeleiteter Befiß daran anzunehmen ift 7°. 


hebt, daß das zu Grund Tiegende perſonenrechtliche Verhältnig der Beamten 
für die Begründung des Rechtsbeſitzes enticheidend jei. 

68 Es entipricht dieß der älteren fächfiichen Praxis, welche Rechtsbeſitz bei 
Sorberungsverhältniffen annahm, welche wegen der befonderen Natur der 
Perſönlichkeit des Berechtigten oder Verpflichteten eine regelmäßige Wiederfehr 
annehmen laflen Erk. Dresden 19/12 1861 Sf. XVI. 5. Das O. A.G. Jena nimmt 
Rechtsbeſitz da an, wo ein an fich obligatorifches Verhältniß nur dadurch zwi⸗ 
chen beftimmten Berfonen begründet ift, daß fie in ein anderes die Perfönfichleit 
überdauerndes Rechtsverhältniß eintreten, jo daß die Obligation fofort durch Ein- 
tritt diefer Perfonen in dieſes Recht3verhältniß entfteht BL. f. Thür. XIX. 154. 

° Diefe werben den NReallaften gleichgeftellt jo Rentepflicht einer Ge⸗ 
meinde Erf. Jena 1889 Sf. XVI. 175 und 27/10 1853 Sf. VII. 269; Darm» 
ftadt 20/11 1855 Sf. XI. 340 und XIX. 55; Schulverbanbsreichniffe zweier 
Gemeinden Erf. Darmftadbt 12/12 1837 ©f. IX. 126; Holzlieferung einer Ge⸗ 
meinde Erf. Wiedbaden 28/8 1850 Sf. XIII. 127; Abgabe einer Gemeinde 
aus ſchutzherrlichen Berhältniffen Erk. Jena 4/7 1849 Sf. XIX. 155; Gaffel 
19/5 1840 Sf. VI. 232. 

“ Diefe ſchließen ausdrüdlih aus Erk. Darmitadt 12/2 1837 Sf. 1X. 
126; 20/11 1855 Sf. XII. 340; 17/9 1847 9. f. Pr. R.W. 502. 

ce Windſcheid $ 464, 4. 5; Randa, Belib 8 24, 9. 40; Brinz, Pandekten 
(2) S 196, 13. Mllgemein nimmt dieß an Erf. München 28/12 1873 Samm- 
Iung VII. 289. Das Bahriſche L.R. II. 5. 2 und Kreittmagr, Anm. 2e 
dazu erfeunen Rechtöbefig im meiteften Umfang an Roth, Bayr. ER. (1) 
8 130, 34. rüber juchte man dieß in der Bayrifchen Praxis in der Art zu 
beihränten, daß Rechtsbeſitz bei reinen Forderungsrechten nicht anerkannt 
wurde |. Seuffert, Commentar zur G.O. IL. 99, 3 und bie bei Roth, Bayr. 
C.R. (1) $ 130, 40 citirten älteren Erkenntniſſe. Die neuere Praxis hat in- 
befien den Rechtsbeſitz für dauernde Forderungsrechte wieder anerlannt |. 
Note 67 f. 

7 Für die Annahme eines Rechtsbeſitzes des Pächter fprechen ſich aus 
Windſcheid 8 464, 4 und Randa, Beſitz $ 24, 50. Schon Kreittmayr, Anm. 
2a zu Bayr. ER. II 5. 2 und Anm. 3b zu L.R. 1V. 6. 21 ſpricht dem 
Pächter Nechtsbefig zu, und es ift daher Erf. Münden 3/5 1873 Sammlung 
II. 128; 27/5 1876 Sammlung VI. 20; 26/1 1879 Sammlung VII. 318 
und 12/7 1881 Samml. IX. 83 dem Pächter Schug im Rechtsbeſitz zuge- 
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Soweit es fih um Rechte bandelt, bie nicht den reinen Ber: 
mögensrechten angehören, war dur das canonifhe Recht der 
Nehhtsbefig an dauernden Rechten durchgängig anerfannt. Es 
gilt dieß namentlich für Rechte von publiciftifcher Natur ”!, wofür 
aber jegt Anwendungsfälle faum mehr vorlommen ”?. Allgemein 
wurde Rechtsbeſitz an Familienrechten und Statusrechten ange: 
nommen, was vereinzelt auch jeßt noch erhalten ift ”°; übermwie- 
gend macht fih jedoch die entgegengejegte Richtung geltend ”*. Da- 
gegen bat ſich die Annahme des Rechtsbeſitzes an den zum firdh- 
lien Gebrauch beftimmten Sachen 7° und für das Batronat 76 
erhalten. 


Iprochen vgl. unten $ 229, 27 und 112. So ift in der Bayriſchen Rechts⸗ 
jpredung verwirklicht, was Bruns, Beſitzklagen 243 als den allein richtigen 
Standpunkt für den Schub des Pachtverhältniſſes erklärt. 

se Randa, Beſitz 8 24, 50a; Erf. Münden 31/6 1873 Sammlung II 
128. Dagegen erHlärt fi) Bruns, Beſitz 483 und Beſitzklagen 239. 

* Dafür erflärt fi Windicheid 8 464, 4, dagegen Brund, Beſitz 482 
und Randa, Befit 8 24, 52. 

7° Gemeinrechtlich Hat, wenn nicht ausdrücklich das Gegentheil beftimmt 
ift, der Prefarift abgeleiteten Befiß 1.4 $ 1 D. 48, 26; Sapigny, Beſitz 302; 
Windſcheid 8 154, 4; außerdem hat er Rechtsbeſitz Erf. München 31/8 1873 
Sammlg. TlI. 128. 

71 &3 gehören dahin namentlich Hobeitärechte, Regalien, kirchliche Aemter 
und Würden Bruns, Beſitz 186—190; Meiſcheider, Beſitz 395. 

"2 Meifcheider, Beſitz 414. Indeß ift Erk. Darmitabt 20/9 1848 Sf. 
VIII. 14 Befiß einer Gemeinde an dem Recht, den Gottesdienft durch einen 
Geiftlihen verwalten zu laflen, der aus einem duch den R.D.H.S. fäculari- 
firten Klofter unterhalten wurde, anerfannt. Früher waren ſolche Rechte Ge⸗ 
genitand unvordenklicher Verjährung Erf. Berlin 6/3 1874 Sf. XXX. 3. 

78 Rechtsbeſitz an Familien- und Statusrehten war nad kanoniſchem 
Recht zweifellos anerkannt Bruns, Beſitz 191, 1, und es gieng dieß in die 
ältere beutiche Praxis über Bruns, Beſitz 383, 3. Ausdrücklich anerkannt ift 
die Bayr. EUR. I. 3. 4 Nr. 1 und 8. Bereinzelt findet fich dieß auch jegt 
noch angenommen jo Erf. Darmftadt 1/3 1851 Sf. IV. 120 (väterliche Ge⸗ 
walt); Erf. Eafjel 21/6 1828 Pfeiffer, Pr. Ausf. V. 130 und PDarmftadt 
11/6 1845 und 11/5 1859 9. f. Pr. 8.8. VIII. 176 (Ehetrennung). 

74 Gegen die Annahme eines Rechtsbeſitzes an Familienrechten jprechen 
ih aus Puchta, Beſitz R.L. II. 68; Seuffert, Pandelten 8 113, 5; Erf. Stutt⸗ 
gart 7/7 1858 Sf. XII. 244. 

7° So bei dem Recht an einem Rirchenftuhl. Als Nechtsbefig faſſen dieß 
auf Randa, Befig $ 10, 13; Holzichuher, Theorie 8 84 Nr. 12; Erk. Darım- 
ftabt 10/10 1856 Sf. XI. 272; Berlin 15/12 1871 Sf. XXVI. 103 (Heſſen) 
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C. Das Preußiſche Recht läßt zwar formell Befit bei allen 
Rechten zu 77, in Wirklichkeit aber erkennt es ihn außer bei Rech: 
ten, die mit dem Befit einer Sache verbunden find ”?, nur für 
affirmative, negative und Unterfagungsredhte an ’?, wobei jedoch 
die Möglichkeit dauernder Ausübung vorausgefegt wird 8%. Aus- 
drüdlich anerkannt ift durch dag Geſetzbuch unter den den reinen 
Vermögensrechten angehörenden Rechten der Rechtäbefik für nad): 
ftebende: Kapitalien und andere nutzbare Rechte ®!, Seroituten ®?, 


14/11 1876 ©f. XXXIL 332. Es ift dieß übrigend weder als ususfructus 
noch als superficies aufzufaflen, es ift vielmehr ein bejonderes, auf kirchlichen 
Einrichtungen beruhendes Recht Erk. Wiesbaden 13/12 1839 Sf. VI. 240. 

76 Erf. Jena 4/9 1817 ©f. VIII. 232; Darmitadt 1866 9. f. Pr. R.W. 
II. 79. Auch die Württembergifche Praxis ftimmt damit überein Lang, 
Sachenrecht 8 13, 1. 

TB LER 175. „Wer aber ein Recht für fih ſelbſt ausübt, wird 
Beliter des Rechts genannt.” 

i8s Es find dieß die Fälle bes unvollftändigen Sachbefites bei denen ber 
vollftändige Nechtöbefib gegeben tft, nämlih Fauſtpfand Pr. L.R. I. 20. 71. 
104. 116; Nießbraud) Pr. L.R. I. 21. 1 und 2; Erbpadt Pr. L. R. L 21. 187. 
188; Kommodat Pr. L.R. I. 21. 229; Pacht und Miethe Pr. L.R. L 21. 258; 
Kulturnutzung Pr. UR. 1. 21. 626. Vgl. oben 8 225, 20. Der Prelarift 
ift nach Preußiſchem Recht nicht unvollitändiger Befiger, fondern bloßer Inhaber 
Pr. ER. I. 21. 231; Gruchot, Beiträge V. 313. 

Br. EUR. I 7. 80. 81. 86; Förfter Eccius 8 159, 22 und Heybemann, 
Einleitung 1. 360 Halten die Eintheilung für erſchöpfend. Die Preußiſche 
Praxis verjagt affirmativen Rechten den Belißihug unten 8 229, 21, Täßt 
aber Erfigung daran zu, fo daß alfo die Möglichkeit des Beſitzes derſelben 
gegeben ift. 

so Korte in Gruchot V. 116; Heydemann, Einleitung I. 382%; Dernburg 
P. BR. I 8 160, 5; Meifcheider, Beſitz 402; Erk. München 28/12 1878 
Sammlg. VII. 289. Auch nach Preußifchem Recht ift es beftritten,, ob Befig 
an Forderungsredhten anzunehmen fei; dafür jprechen fih aus: Heydemann, 
Einleitung I. 332; Bornemann, Syftem I. 332; Randa, Befit 8 24, 46; da⸗ 
gegen Förfter Eccius 8 159, 27 f.; Baron in Gruchot V. 100 und Korte in 
Gruchot V. 118, der an Forderungsrechten, die nicht eine ſachliche Unterlage 
haben, oder bei denen die Lösbarkeit nicht ausgeſchloſſen ift, den Beſitz für 
audgeichlofien Hält. Die Anerkennung des Beliges an Rapitalien unten Note 
81 ſpricht für die erjtere Anficht. Gegen die Meinung von Koch, Beſitz 114, 
daß Befig nur an jolden Rechten anzunehmen jei, bei welden fich eine ge» 
waltjame, bittweife oder heimliche Störung denken laſſe j. Baron in Gruchot, 
Beiträge V. 99; Förfter Eccius 8 159, 41; Randa, Beſitz 8 24, 9. 

1 Pr. L. R. 17.192. Bei Kapitalien und anderen nubbaren Rechten 
werden die etwa noch rüdftändigen Zinſen und Nutzungen nad dem Zeit- 
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Reallaften 8°, der Nachlaß ®*, das Bergeigenthum ®°. Entſprechend 
der Auffaffung zur Zeit feiner Entftehung führt das Geſetzbuch 
auch publiciſtiſche °° und kirchliche Rechte °’ auf, an denen Rechts⸗ 
bei angenommen wird. Die Anwendung auf Familienrechte und 
Zuſtandsrechte ift nicht ausdrüdlich ausgeſchloſſen aber nicht üblich °°. 

D. Das Defterreihiihe Recht läßt Beſitz bei allen Rechten 
zu, welche dem Gebiet des Vermögensrechts angehören ®’ und 
dauernde Ausübung zulafjen 9°, in welcher Beſchränkung dieß auch 
auf Obligationen Anwendung leidet ?'. 


punkt, wo der redliche Beſitz aufgehört Hat, zwiſchen bem Eigenthümer und 
Beſitzer getheilt. Vgl. auch I. 7. 232. Das Preußiſche Recht nimmt Belig 
nicht nur an den Binfen, fondern aud an dem Kapital an, das durch dreißig- 
jährige Binszahlung durch Verjährung erworben wird Pr. ER. I. 11. 839. 
Bgl. darüber Korte in Gruchot V. 139; Meifcheider, Befig 408. 

22 Pr. L.R. J. 22. 18. 14; Förfter Eccius 8 160, 91. 99. 

ss Pr. L.R. 17. 80, II. 7. 463. 487, II. 11. 816. 865. 870; Korte in 
®rudot V. 118; Förfter Eccius 8 160, 89. 90. 

Br L.R. J. 9. 495—498; Korte in Gruchot V. 109; Meiſcheider, 
Beſitz 402. Gemeinrechtlich ift dieß nicht begründet Randa, Beſitz 8 24, 57 f.; 
Erf. Selle 10/1 1855 Sf. XIV. 102. 

85 Br. L. R. I. 16. 106. 

86 Sp Regalien Pr. L. R. IL. 14. II. 26. 29. 30. 32. 84; II. 15. 138; I. 
16. 106; das Recht der Steuerfreiheit II. 14. 80; das Recht der Gerichts⸗ 
barkeit II. 17.24. 29. 

7 So an Kirchenſtühlen; Erk. O.Tr. 21/12 1853 GStriethorft XI. 156 
ift das Recht als Unterfagungsrecht gegen die Kirchengemeinde conftruirt ſ. 
dagegen Gruchot, Beiträge V. 306; an Pfründen Br. ER. I. 11. 1115; an 
den Patronatsrecht 2.R. U. 11. 576. 

* Für Familienrechte zieht die Anwendung des Befigbegriffd nad Preußi- 
ihem Recht in Abrede Förfter Ecciud 8 159, 24; Meifcheider, Beſitz 404. 
Auch für Buftandrechte ift das gleiche anzunehmen, obwohl Pr. 8. R. 11. 9. 
18. 19 vom Befig des Adels ſpricht Förfter Eccius $ 159, 24. Auch Randa, 
Befig 8 24, 6 erklärt fih für das Preußische Recht gegen Ausdehnung des 
Befigbegriff3 auf Familienrechte und BZuftandärechte, obwohl der von ihm an- 
geführte Grund, daß die Stellung des fiebenten Titeld im Vermögensrecht 
eine Beſchränkung des Beſitzes auf Vermögensrechte andeute, mir nicht maß- 
gebend fcheint. 

* Dieß folgt aus dem Wortlaut des A.B.G.B. 8 811: „Alle unlörper- 
lichen Saden, welche ein Gegenftand des rechtlichen Verkehrs find, können in 
Befig genommen werden”. Randa, Befig 8 24, 2. 6; Meifcheider, Befig 407. 
Früher wurde in Defterreich Beſitz an Familienrechten und Zuſtandsrechten 
allgemein für zuläßig erachtet. 

” Randa, Befig 8 24, 9. 


74 Theil 3. Buch 2. 8 226, 


S 227. 
IV. Erwerb des Befikes. 


Der Beſitz wird erworben, wenn fi der Wille zu befißen 
durch eine dazu geeignete Handlung des Erwerbenden bethätigt !. 
ALS einzelne Momente find zu unterfcheiden: 

1. Der Befigwille. Diefer muß bei dem Sachbeſitz dar: 
auf gerichtet fein, die Sache wie eigen zu behandeln Es kann 
dieß jeßt für Das gemeine Recht als die herrſchende Meinung be: 
zeichnet werden ?, und fie ift im Sächfifchen *, Defterreichifchen ® 
und Franzöſiſchen Recht ® recipirt. Eine davon abweichende Mei- 
nung gebt dahin, daß der Befigwille lediglich dahin gerichtet fein 
müſſe, die Sache für fih zu haben ’. Dieß ift die Auffaffung des 


9%: Randa, Befig 8 24, 10 und 45. 9. M. Unger, O. PR. 8 62, 35 
und 8 104, 56, der dic Unmendbarkeit des Nechtöbefiges auf Obligationen in 
Abrede zieht. 

11.381 D. 4, 2; Windſcheid 8 153, 1; Bayr. L.R. II. 5. 5; Erf. 
Münden 6/2 1877 Sammlung VI. 219; Br. ER. I. 7. 48. 183, Heyde- 
mann, Einleitung I. 348. 

? Man bezeichnet dieß jet als animus domini Savigny, Belib 110. 
128. 246, Windicheid 8 149, 5; Randa, Beſitz 8 12; Brinz, PBanpdelten (2) 
8 135, 20. Es ift dabei nicht opinio dominii erforderlih Savigny, Beſitz 
110; Randa, Beſitz $ 12, 8; Förſter Eccius 8 160, 8. 

8 Sie findet fih Savigny, Beſitz 246; Winbiheib 8 149, 5; Nanda, 
Befit $ 12, 1; Vangerow 8 200, Unm. 1. 1; Bruns, Beſitz 469, 1. Näder 
beftimmend jagt Windſcheid 8 149, 5: der Wille wie ihn der Eigenthümer 
baben darf. Damit ftimmt überein Bayr. L.R. II. 5. 5 Nr. 1: Das Inne⸗ 
haben einer Sache wird andergeftalt nicht erlangt, als wenn man jelbe aus 
binlänglicher Urjache nah Maßgabe nächftfolgenden 6 5 in der Abſicht, ſolche 
für fich zu behalten, ergreift. Neuerdings Hat ſich Kohler, Forſchungen 167 f. 
dagegen erflärt, daß gemeinrechtlic) der animus domini als Borausjegung 
des juriftiichen Befibes zu gelten habe. Er verwirft daher auch die Annahme 
des abgeleiteten Beſitzes. 

Sachſen 8.6.8. 8 186: Wer eine Sache thatſächlich in ſeiner Macht 
hat iſt Inhaber, und wenn er den Willen bat an der Sache für ſich Eigen- 
thum auszuüben Befiber berjelben. 

5 Defterreich A.B.G.B. 8 309 : Hat der Inhaber einer Sache den Willen 
fie als die jeinige zu behalten, fo ift er ihr Beſitzer. 

°C. c. Art. 2230; Bruns, Beſitz 445. 

T Kierufff, Civilrecht 3852; Böcking, Pandelten $ 113, 7; Lenz, Beſitz 
102, Warnkönig, Q. f. C.Pr. XIII. 170 und andere bei Windjcheid 8 149, 7 
Bangerom 8 200, Anm. 1, 1 und Meifcheider, Beſitz 8 3 Angeführte, welche 
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Preußiſchen Landrechts ®, welches die Unterjcheidung des vollitän- 
digen und unvollitändigen Befites zur Grundlage hat, wobei nur 
bei dem erfteren die Abficht, die Sache als eigene zu haben, vor: 
ausgejegt wird. Bei dem Rechtsbefi muß der Befigwille darauf 
gerichtet fein, da8 Recht als eignes Recht auszuüben !°. Gemein: 
rechtlich ift dabei nicht erforderlich, daß bei dinglichen Rechten die 
Abſicht auf Ausübung des Rechts als Recht an einer fremben Sache 
gerichtet fei. Das Recht Fann auch erworben werden obwohl der 
Erwerber die Sache für feine eigne Sade hält !!, was jebt auch 
in der Preußiſchen '? und Defterreihifchen Praxis !° anerkannt ift. 
Für den Befigerwerb genügt das Vorhandenjein des Befigwilleng, 
ohne daß dabei die Weberzeugung von der Berechtigung erforder: 


diefe Definition aufftellen, um darunter auch die Fälle des abgeleiteten Be- 
fitzes fubfumiren zu lönnen, welche von den Vertretern der herrichenden Mei- 
nung als eine duch das Geſetz beftimmte Ausnahme behandelt werben. 

e Pr. L.R. L 7. 8: Wer aber eine Sache in der Abficht darüber für fi) 
ſelbft zu verfügen unmittelbar oder durch andere in feine Gewahrſam nimmt, 
der wird Befiter der Sache vgl. Koch, Beſitz 23 f.; Heydemann, Einleitung 
L 327. 611. 

’ Br. 28 17. 7: Bollftändiger Beſitzer heißt der, der eine Sache oder 
Recht als eigen beſitzt. Vgl. darüber Heydemann, Einleitung I. 328. 614. 

10 Windſcheid $ 168, 4 und 6; Randa, Beſitz $ 25, 2; Erk. Jena 1829 
Sf. IX. 133; Kiel 26/10 1859 Ef. XIV. 14; Lübed 3/2 1859 Sf. XIV. 211; 
Berlin 7/2 1878 Anz. 78. 89 (Holftein); München 9/6 1880 Sammig. VIII. 
164; Br. ER. 1.7. 7 oben Note 9. Pr. L.R. 1.7.6 Hat zwar unvoll- 
ftändigen Nechtöbefig in Ausfiht genommen, jeboch feine Anwendung davon 
gemadt; nad) Preußiſchem Necht gibt ed vielmehr nur vollitändigen Rechtsbeſitz. 

11 Windſcheid 8 163, 6 Nr. 4; Erf. Caflel 5/2 1848 Sf. VII. 254; 
Lübeck 17/6 1845 Sf. VII. 292; Celle 28/2 1865 Sf. XX. 19; München 
1/10 1867 Sf. XXII. 28; Berlin 4/9 1871 Sf. XXVIL 98; Dredden 19/6 
1878 Sf. XXXV. 101; Münden 1/10 1867 81. XXXIIL 28; 18/5 1877 
81. XLII. 250; 29/12 1879 Sammlung VII. 63; Erf. 8.8. 17/3 1881 
Entih. IV. 40; A. M. Randa, Beſitz 8 25, Ba. Der letzteren Meinung 
Ichließt fih an: Bayr. LR.IL.7.5Rr.4; Erl. Münden 4/1 1872 Sammlg. 1. 
148; Erf. Stuttgart 17/11 1854 Sf. VIII. 120; Berlin 21/11 1857 Sf. 
XXII. 22. 

12 Gegen die Ausſprüche ber früheren Praxis hat dieß anerkannt BI. 
B.O.Tr. 3/3 1862 Sf. XVII. 14 Entid. XLVII. 15; Dernburg P. PR. 1. 
8 161, 3. Körfter, P. BR. 8 100, 92 8 187, 40-42 erflärt fih vom 
Standpunft des Preußiſchen Rechts dagegen ſ. Dagegen Förſter Eccius 8 187, 42, 

18 Erf. Wien 22/8 1870 GI.U. Sammlung Nr. 3755. Randa, Belit $ 25, 
8a erllärt fih dagegen. 
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lieh wäre !*. Der Wille muß auf Befierwerb gerichtet fein ’>; 
deßhalb wird bei Webertragung unter einer Sudpenfiobebingung 
Beſitz erſt mit Eintritt der Bedingung erworben !*. 

Il. Der Erwerbsakt befteht in der Befitergreifung. Für 
diefe gelten folgende Grundſätze: 

1. Stellvertretung '”. Die Befigergreifung kann durch den 
Befiger jelbft oder durch einen Stellvertreter vorgenommen werden. 
Die Stellvertretung kann eine nothwendige oder freiwillige fein; 
die eritere tritt ein bei willeng: und handlungsunfähigen Perſonen 
und bei juriftifchen Perſonen. Wahnfinnige ?® und Kinder unter 
7 Sahren !? fönnen Befiß nur durch ihre gefeglichen Vertreter 
erwerben und ausüben. Minderjährige über 7 Jahre können felbit- 
jtändig Befit erwerben und ausüben nur fo weit damit Verbind- 
lichkeiten nicht übernommen werden ?°; in allen anderen Fällen 
bedürfen fie der Vertretung 21; nah Sächſiſchem und Oſterreichi⸗ 


ı Windicheib 8 168, 6 Nr. 8; vgl. oben Note 2. 

» Randa, Beſitz 8 12, 10. 

#1.3881D. 41. 2; Randa, Befib 8 11, 38, 8 12, 96; Bayr. ER. 
11. 5.6 Nr. 9. 

17 Bremer, zur Lehre von dem Befiberwerb durch Stellvertreter 3. f. 
C.R. XI. 211; Haufer, Stellvertretung im Beſitz 1870; Windſcheid 8 155; 
Förſter Eccius 8 160, IV; Rande, Beſitz $ 20; Meifcheider, Beſitz $ 61—65. 
Der C. c. enthält teine Beftimmungen über den Beftgerwerb durch Stellver- 
treter Meifcheider, Beſitz 296. 

is J. 188D. 4i. 2; Erk. Wolfenbüttel 22/5 1868 Sf. XXIII. 137. 

19 Gemeinrechtlich ift e3 beftritten, ob Kinder unter 7 Jahren nicht unter 
gewiffen Borausjegungen jelbftftändig Belt erwerben können |. Vangerow 
8 204, Unm. I. 1; Savigny, Befit 249; Rudorff zu Savigny ©. 647; Mei⸗ 
ſcheider, Beſitz $ 41. Die neueren Gejepgebungen fchließen fich der oben an- 
geführten Entjcheidung an Pr. LR. I. 4. 20. 28, Pr. Geſchäftsfähigkeitsgeſetz 
8 1; Sachſen 8.9.8. 8 193; Defterreih 4.8.0.8. 8 310. 

20 Dieß ift nur der Fall bei geſchenkten und gefundenen Saden „meil in 
allen anderen Fällen mit dem Erwerb die Uebernahme von Verpflichtungen 
verbunden ift" Förfter Eccius 8 158 ©. 25, Bornemann, Syſtem I. 245; 
UM. Koch, Befit 166 und Anm. 24 zu DR. I. 7. 44 und Meifcheider, Beſitz 
214, welche annehmen, daß der Befit als jolcher niemald Nachtheil bringen 
fönne. 

21 Nach römischen Recht ift e3 beftritten, ob impuberes ohne autoritas 
tutoris Beſitz erwerben lönnen, dagegen find puberes im Befigerwerb jelbft- 
ftändig vgl. über dieſe Frage Savigny, Beſitz 249; Vangerow 8 204, Anm. 
I. 2; Meifcheider, Beſitz $ 41. Jetzt ift gemeinrechtlich ber jelbftftändige Be⸗ 
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ſchem Recht können fie felbftftändig Befig erwerben ?*, Gerichtlich 
erflärte Verſchwender find Hinfichtlich des Beſitzerwerbs den Min- 
derjährigen gleichgeftellt *. Juriſtiſche Perſonen find Durch ihre 
Repräfentanten ** beſitzfähig ?°. Gemeinrechtlich wird hiervon eine 
Ausnahme gemacht bezüglich der zum allgemeinen Gebrauch be- 
fimmten Saden, an denen auch durch die Gemeindeglieder für 
die Gemeinde Befit erworben werden kann ?*. Nach Preußiſchem 
Recht kann Beſitzerwerb für die Corporation auch durch die Ge- 
ſammtheit der Mitglieder derjelben gültig vorgenommen werben ?”. 
Dagegen ift die Meinung, daß nah Preußiſchem Recht auch ein: 
zelne Mitglieder der Corporation für dieje gültig Beſitz erwerben 
können, nicht begründet 28. Eine geſetzliche Stellvertretung findet 


figerwerb Minderjähriger nur unter der oben angeführten Borausfegung für 
zuläßig zu Halten vgl. oben 8 65, 25. Das gleiche ift nad preußiichem 
Recht anzunehmen Pr. L.R. I. 4. 21; Gefchäftsfähigleitägeieg 12/7 1875 & 2; 
Bornemann, Syitem I. 245; Förſter Ecciuß 8 158, 6. A. M. Koch, Beſitz 166; 
Meifcheider, Befit 214; Dernburg P. PR. I. 8 151, 8, welde eine Bertres 
tung nicht für erforderlich Halten. 

22 Defterreich A.B.G.B. 8 310 Hat Died ausdrüdlich ausgeſprochen Rande, 
Beſitz $ 12, 14b; 5 20, 8 In Sadjen B.G. B. ift dieß zwar nicht aus- 
drüdfich ausgeſprochen, allein e3 folgt aus der Beftimmung B.G.8. 8 198, 
daß Berjonen im Kindesalter der Vertretung bebürfen Meifcheider, Beftt 214, 2. 

290 Randa, Befig 8 12, 15; vgl. oben $ 203, II. 

* I. 2 D. 41. 2; Savigny, Befit 317; Kreittmayr, Anm. c zu L. R. II. 
5. 3; Förſter Eccius 8 158, 23; Nanda, Belig $ 12, 13. 

20 Windſcheid 8 155; Pr. L.R. I. 7. 32. Dieb gilt ausschließlich nach 
Defterreichiichen Hecht Randa , Befit 8 20, 4b und nah Sächſiſchem Recht 
Sadjen 8.8.8. 8 193. 

*° Dieß ift Erf. O. Tr. 2/5 1842 Entſch. VIIL. 3 für das gemeine und 
jächfifche Recht ausgeſprochen Koch, Note 19 zu IR. I. 7. 34; Förfter Eccius 
$ 160, 135; ebenjo Erf. Wiedbaben 8/6 1852 Sf. IX. 255; Erf. Caſſel 1868 
U f. Pr. R.W. V. 109 ift ausgeſprochen, daß eine Gemeinde durch Ausübung 
von Seite ihrer Mitglieder den Befig eines Weiderechts erwerben könne. Wie 
Erk. D.Tr. 2/5 1842 Entf. VIII. 3 hervorgehoben ift, mwirb dabei voraus 
gefegt, daß alle oder die Mehrheit der Gemeindeglieder gehandelt haben. 

7 Pr. L. R. I 7. 26; Förſter Eccius 8 160, 135. Es wird jedoch auch 
hier,ein Gemeindebeichluß vorausgeſetzt. Koch, Beſitz 160; Bornemann, Syitem 
L 245; Randa, Beſitz 8 20, 5. Rah Erk. O.Tr. Wolfenbüttel 3/4 1843 
Matthiä Sontroverjenleriton I. 120 wird für universitates inordinatae auch 
gemeinrechtlich der Beflz durch die Geſammtheit der Gemeindeglieder erworben. 

28 Bon manden wird auf Grund von Pr. L.R. I. 7, 26 und 34 ange» 
nommen, daß aud die einzelnen Mitglieder für bie Corporation gültig Beſitz 
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auch ftatt bei der Gütergemeinjchaft der Ehegatten, indem der Ehe- 
gatte, der Beſitz ermirbt, dieſen zugleich für feinen Ehegatten er: 
wirbt 2°. 

Der Befigerwerb durch Stellvertreter ift bebingt: 

a. von der Abficht des Stellvertreter den Beſitz für den 
Bertretenen zu erwerben ®° und eine dem entiprechende Befiß- 
ergreifung; ohne dieſe Abſicht wird der Vertretene nicht Befiger °1. 
Ausnahmsweife ift diefe Abficht nicht erforderli wenn die Tra— 
dition an den Erwerber als Stellvertreter erfolgt, indem der Stell- 
vertreter, der keinen Widerfpruch einlegt, Dem Vertretenen erwirbt ®?. 


erwerben können Binerd in Ulrich's Archiv VIII. 452; Sommer in Ulrich's 
XI. 237; Dernburg B. BR. I. 8 53, 10 und 8 154, 9. Allein es ift dieß 
dahin auszulegen, daß eine Befigergreifung durch einzelne Gemeindeglieber nur 
auf Grund eines ordnungsmäßig gefaßten Beichluffes erfolgen kann. Borne- 
mann, Syftem I. 246; Förſter, P. P.R. 8 160, 135 und $ 284, 28; Förfter 
Eccius 8 160, 135. 

9 Roth, D. PR. 8 102, 28; Körner, das unbewegliche Eigenthum nach 
Preußiihem Recht ©. 6. Manche nehmen dabei ein gegenfeitiged constitutum 
possessorium an Pagenjtecher, Eigenthum II. 213; Windfcheid $ 171, 2; Ba- 
ron, Pandekten 8 132, 28. 

»1.1820 D.41, 2; Haufer, Stellvertretung 15; Windſcheid 8 155, 4; 
Brinz, Pandekten (2) 8 140, 17; Randa, Belib 8 20, 3a; Erf. Darmftadt 
17 1868 Sf. XXI. 107. 

°ı Daher wird der Bertretene nicht Befiger, wenn an ben Vertreter über- 
geben wird und diejer für fich Befig ergreift, wenn er auch die Abficht Hat, 
ipäter dem Wuftraggeber zu tradiren, Haufer, Stellvertretung 14, 6; Brinz, 
Vanbelten (2) $ 140, 25; Erf. Kiel 28/10 1851 Sf. V. 353; Dernburg, P. 
BR. J. 8 154, 3. 

32 Es reicht unproteitirte Annahme von Seite ded Vertreter hin. 1. 13. 
D. 39. 5; Bremer 8. f. E.R. XI. 249 f.; Meiſcheider, Beſitz 275; Windſcheid 
8 155, Nr. 1; Erf. Kiel 28/10 1851 Sf. V. 253; Darmftadt 1/9 1855 Sf. 
X. 134; Rod, Befig 177, 1 und PR. 8 177, 2; Dernburg, B. PR. I. 8 154, 
2. Nah 1. 3786 D. 41. 1 fcheint Julian eine der Beſtimmung in 1. 13 
D. 39. 5 (Ulpian) widerſprechende Entjcheibung zu geben Die Ausleger find 
verjchiedener Meinung. Nach der einen Anficht ift ein Widerſpruch nicht vor: 
handen, indem Julian wie Ulpian nır den Willen des Tradenten enticheiden 
läßt, aljo den Fall einer Nichtwillensübereinſtimmung gar nicht annimmt Sa- 
vigny, Beſitz 306; Puchta, Vorleſungen 8 148; Bangerom 8 305, Anm. Nach 
einer anderen Anficht liegt eine Antinomie vor, wobei nad den einen aus 
allgemeinen Gründen die Anfiht von Ulpian maaßgebend fein ſoll Brinz, 
Pandekten (2) 3 140, 21, Dernburg, P. BR. I. 8 154, 2, nach den anderen 
die von Julian Exner, Tradition 189, 39; Baron, Bandelten 8 117, 10, was 
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Dagegen ift, wenn ber Stellvertreter die Abjiht hat für ben Ver- 
tretenen Befig zu erwerben, Kenntniß des Tradenten von dem 
Stellvertretungsverhältniß nicht erforderlich *?. Einer Befigergrei- 
fung bebarf es nicht, wenn der bisherige Beſitzer ald Stellvertreter 
für den neuen Erwerber zu befiten erflärt (Constitutum possesso- 
rium) und wenn der Befiter feinen Stellvertreter anmweift fortan 
für einen Dritten zu beſitzen **. 

b. von der Abfiht des DVertretenen, den Befiß zu erwerben. 
Bei nothwendiger Stellvertretung ift allein der Wille des Reprä⸗ 


für da3 Defterreichiiche Recht ald maaßgebend erklärt Randa, Beſitz 8 20, 30. 
Eine dritte Meinung geht dahin, es liege der Fall einer Antinomie nicht vor, 
indem Ulpian in 1. 13 D. 39. 5 einen ganz andern Fall im Sinn habe als 
Sulian, nämlich den, daß der Empfänger in der oben angegebenen Weiſe unter 
Mentalrefervation den ihm für feinen NRepräjentirten übertragenen Bejig für 
einen anderen ergreife, während Julian in l. 3786 D. 41. 1 den Fall im 
Auge habe, daß der Stellvertreter dem Tradenten feine Abficht für fich zu er: 
werben ausbrüdlich erflärt habe. Dieß ift die Anficht der oben im Eingang 
Angeführten. Eine vierte Meinung vertritt Randa, Beſitz 8 20, 27, nämlich 
bag 1. 13 D 39. 5 eine Singularität enthalte. 

28 Zweifellos entjcheidet hier die Abficht des Tradenten injoferne ald wenn 
jeine Willensrichtung nur auf den Empfänger gerichtet ift, dieſer für fich Beſitz 
erwirbt, auch wenn er die verjchwiegene Abficht Hatte, für einen nicht bezeich- 
neten und aufgeführten Wuftraggeber Befit zu erwerben Brinz, Pandelten (2) 
8 140, 26; Arndts 8 145 Anm. 3; Egner, Tradition 139. Beſtritten ift, 
unter welcher Vorausſetzung abgejehen von diefem Fall der Beftgermerb durch 
einen Stellvertreter ftehe. Nach der einen Anficht erwirbt der Empfänger für 
für feinen Auftraggeber nur wenn der Tradent von dem Gtellvertretungs- 
verhältnig Kenntniß hatte Ihering, Jahrb. I. 319; Windſcheid 8 155, 2; 
Förſter Eccius 8 166, 126; Erf. Darmitadt 1/9 1855 Sf. X. 134; Lübed 30/4 
1831 Sf. XII. 122; Münden 28/6 1876 Sammlung VI. 19. Rad einer an⸗ 
deren Anficht ift diefe Kenntniß nicht erforderlih Bangerom 8 311 Anm. 1; 
Meiſcheider, Bejig 274; Erner, Tradition 139, 46 oder dann nicht, wenn dem 
Tradenten die Perjon des Ermwerbers gleichgiltig ift Hauſer, Stellvertretung 18; 
Goldihmidt, HR. 8 66, 8; Bremer 8. *XX. 73; endlid wird die Kenntniß- 
gabe dann nicht erfordert, wenn ſich das Stellvertretungsverhältniß aus den 
Umftänden ergiebt Haufer, Stellvertretung 17, 1; Randa, Beſitz $ 20, 23a. 
Unter diejen Vorausſetzungen Halten Kenntniß des Tradenten, dab ber Em⸗ 
pfänger nicht für fich empfangen wolle, nicht für erforderlid Bremer 3. XX. 
43; Arndts 8 145, 3; Randa, Beſitz 8 20, 21; Erf. München 4/11 1878 Sf. 
XXXIV. 179. Das gleihe muß nach Sadjen 8.6.8. 8 203 angenommen 
werden. 

% Bol. unten Rote 57. 683. 
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jentanten entjcheidend ®°. Bei freimilliger Stellvertretung äußert 
ih der Wille des Vertretenen in einem Auftrag oder in nachträg— 
liher Genehmigung. Es iſt beftritten, ob zum Befigerwerb durch 
Stellvertreter ein Specialmandat erforderlich fei 3°, oder ob ein 
Generalmandat genüge °”. Die letztere Anfiht, bie jegt über: 
wiegend befolgt wird, hat auch in der Preußischen 5° und Defter- 
reichiſchen Praxis *? Anerkennung gefunden. Das Stellvertretungg- 
verhältnig muß jedoch ein derartiges fein, daß der Befikerwerb in 
die Gompetenz des Vertreters fällt *°. Dieß ift der Fall bei Guts— 
verwaltern *! und anderen ftändigen Gutsbedienfteten *?, nicht aber 
bei Taglöhnern *°, Pächtern und Miethern ** und dem Nutznießer *°. 


s6 Windſcheid 8 155, Nr. 2; Meilcheider, Beſitz 280; Sachſen 8.0.8. 
8 202. 

se Dieß nehmen an Sapigny, Beſitz 365; Brinz, Bandelten (2) 8 140, 
7; Schirmer, 3. f. E.R. XIV. 175; Erk. Caſſel 15/9 1849, Sf. VIII. 231; 
Roftod 5/9 1855 Sf. XXX. 280. 

37 Hiefür ſprechen fih aus: Bremer 3. f. E.R. XI. 211; Arndts 8 140, 
2; Sintenid, E.R. 8 44, 30; Windicheid 8 155, 9; Haufer, Stellvertretung 
16; Erner, NRecht3erwerb 133, 129; Meifcheider, Beſitz 284; Randa, Beſitz 
8 20, 12; Erf. Oldenburg 14/11 1850 Sf. V. 106; Dresden 4/6 1868 GT. 
XXIII. 15; Darmftadt 1/9 1855 Sf. X. 134. 

|. Förſter Eccius $ 160, 116; Dernburg, B. BR. I. 8 154, 5. 

20 Randa, Befit 8 20, 13. 

o Dieß liegt vor wenn jemand für einen beftimmten Geſchäftskreis an⸗ 
geitellt if. Dernburg, B. PR. I. 8 154, 5; Randa, Befib 8 20, 7. 

41 Erf. Celle 2/12 1845 Sf. II. 135; Randa, Beſitz 820, 7; Sörfter, Ecs 
cius 8 160, 117; Erk. Eafjel 15/9 1849 Sf. VIIL. 231 ſpricht aus, daß eine 
ftandesherrlihe Domainenlanzlei als procurator omnium bonorum für den 
Prinzipal Befig erwerben könne. 

2 Sp Forftofficianten, Erk. Celle 2/12 1845 Sf. II. 135; Hirten und 
Schäfern, Erk. Jena 7/6 1849 Sf. IV. 205; Erf. D.Tr. 5/4 1852 Entſch. 
XXII. 321; 147 1857 und 82 1859 Gtrietborft Archiv XXVI. 116, 
XXXI. 19. 

48 Randa, Beſitz 8 20, 7. 

“4 Rande, Beſitz $ 20, 15a; Erk. Eelle 2/12 1845 Sf. II. 135; Jena 
5/9 1828 ©f. XXIII 214. Damit ftimmt auch die Preußiſche Praxis über- 
ein, Erf. O.Tr. 11/3 1858 Striethorft XXIX. 209; Randa, Befib 8 20, 15a; 
Förſter Eccins 8 160, 119. Auch für das franzöfiiche Recht wird dieß an- 
genommen Bacdariä 8 186, 3. Für das Preußiiche Hecht ift anderer Meinung 
Dernburg, B. PR. I. 8 154, 8. 

5 Randa, Beſitz 8 20, 15a. Nah Pr. ER. I. 21. 98 Tann er Beſitz 
erwerben Förfter Eccius 8 160. 113; Dernburg, P. PR. I. $ 154, 8. 
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Eine Stellvertretung wird auch darin gefehen, wenn eine Hanb- 
lung, obmohl fie von dem Handelnden zunächſt im eigenen In— 
terefje vorgenommen wird, zugleich dem Intereſſe des Vertretenen 
dient *°. Benachrichtigung von der Befißergreifung durch den be- 
auftragten Vertreter ift zum Befißerwerb nicht erforderlich *7. Bei 
unbeauftragter Stellvertretung ift nachträgliche Genehmigung bes 
Dertretenen erforderlih, deren Wirkung auf den Zeitpunft der 
Bornahme der Handlung zurüdzubeziehen ift *®. 

2. Akt der Befikergreifung. 

A. Sachenbeſitz. Die Befitergreifung Tann durch einfeitige 
Handlungen des Erwerbers oder mit dem Willen des bisherigen 
Befigers erfolgen. Die Handlung muß fo beihaffen fein, daß der 
Erwerber dadurch die Möglichkeit vollftändiger Einwirkung auf die 
Sade erlangt *. Die ältere Meinung ging dahin, daß zur 
Befiergreifung körperliche Berührung oder eine dieje erfeßende 
Handlung (Iymbolifche oder fingirte Apprehenfion) erforderlich fei °°. 
Diefe Meinung ift längft aufgegeben; es wird vielmehr jede Hand: 
lung al3 genügend angejehen, weldye die Möglichkeit fofortiger 


— — — — 


46 So bei dem Erwerb einer Servitut durch die Maylgäſte Erf. Dresden 
25/10 1845 Sf. UI. 11; Caſſel 17/3 1860 Sf. XIV. 212; Förfter Eccius 
8 160, 125; durch die Pfarrfrohner Erk. Jena 2/1 1851 Sf. XII. 231; durch 
die Holzläufer für Holzfuhren aus fiskaliſchen Waldungen Erk. Dresden 1836 
&f. UI. 11. Gegen diefe Auffaffung erklärt fih Erk. Wolfenbüttel 14/2 1856 
8. f. Br. IIL 45. 

71.49 D. 41. 2; 1. 1 Cod. 7. 32; Haufer, Stellvertretung 18, 13; 
Windicheid $ 153, 9; Randa, Befit $ 20, 14b. 

“e Windſcheid $ 155, 10a; Meifcheider, Beſitz 228, Exner, Tradition 134; 
Randa, Belit 8 20, 16. Dieß ift anerkannt in dem Preußiſchen Recht Föriter 
Eccius, PB. PR. 8 42, 30 und 8 160, 122, und bem Oeſterreichiſchen Recht 
4.8.0.3. 8 1016; Randa, Beſitz $ 20, 16, A.M. Savigny, Beſitz 316 und 
Haujer, Stellvertretung 16, 14 und 26, welche diefe Rückbeziehung beim Bejig 
nicht für zuläßig halten. Für die Iegtere Anficht erklären fih Erf. Jena 2/1 
1851 Sf. XII. 281 und Celle 16/1 1855 Sf. XIV. 102; auch ift fie Sachſen 
3.8.8. $ 203 und im franzöfiihen Recht recipirt Zachariä 8 185b, 8. 

 Savigny, Beſitz 211; Windfcheid 8 153, 3 und 7; Randa, Beſitz 8 11, 
5 and 10; Bayr. ER I. 5. 6; Pr. OR. 1.7.50.51; Förſter Eccius 8 160, 
36; Sachſen B. G. B. $ 194. 

so ©. die bei Savigny, Beſitz 207 und Randa, Beſitz $ 11, 40 Ange: 
führten. Die Unterſcheidung findet fi noch Bayr. L.R. II. 5. 6. 

Roth, Deutſches Privatrecht. ILL, 6 
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unmittelbarer Einwirkung auf die Sache gewährt °', und es if 
daher nur eine Thatfrage ob in dem einzelnen Fall Beſitz ergriffen 
jei 2. Durch einfeitige Handlungen des Erwerbers Tann der Belt 
nur dann erworben werden, wenn die Sadhe nit von anderen 
beſeſſen ift °®, oder wenn durch die einfeitige Handlung dem bis⸗ 
berigen Befiger der Befit entzogen wird 5*. Mit dem Willen des 
bisherigen Beſitzers wird der Befit erworben, wenn der bisherige 
Befiger dem Erwerber die Verfügung über die Sache überläßt 
und diefer Belig ergreift °. Als einzelne Befigerwerbungsafte 
find namentlich hervorzuheben : 

a. die bloße Gegenwart, wenn ber jofortigen Befigergreifung 
nichts im Weg fteht und die Abficht ausgeſprochen oder aus den 
Umftänden zu entnehmen ift (Traditio longa manu) 5°; 


51 Savigny, Belig 210; Windſcheid 5 153, 4 und 8; Randa, Beſitz 
$ 11, 5; Förfter Eccius $ 160, 36. 

52 Randa, Beſitz $ 11, 5; Förfter Eccius 8 160, 39. 

63 Sp bei wilden Thieren 8 13 Inst. 2.1; 1.58 1D. 41. 1; Rande, 
Befig $ 11, 80; Erk. Glückſtadt 20/8 1855 Anz. 56. 149; beim Schab 1. 8 
8 3 D. 41. 2; Randa, Belig $ 11, 27, Pr. L.R. L 7. 55; bei derelinquirten 
Saden 1. 1781 D. 41. 2; bei Saden, bei denen durch richterlihe Ber- 
fügung der Befig für erledigt erlärt ift 1. 5298 2 D. 41. 2; Pr. ER. J. 7. 
60; Gruchot IV. 473; bei Erpropriation Koch, Commentar Note 80 zu Br. 
L. R. I 7. 60. 

& |, 15 D. 41. 2, Randa, Belit 5 228; Sachſen 3.6.8. 8 197. Die 
gilt jedoch nicht nach Preußiſchem Landrecht, nach welchem durch fehlerhafte 
Befihergreifung von Seite eined anderen der Befiß nicht verloren geht vgl. 
unten Rote 101. 

81,51 D. 41. 2; 1.74 D. 18.1; Pr. 28. I 7. 58; Förſter Eccius 
8 160, 49. 50. Gegen die Meinung von Brinz, Pandekten (2) 8 138, daß 
bei Tradition Succeſſion in den Befig eintrete vgl. Bangerom 8 202 Anm.; 
Windfcheid 8 154, 10; Randa, Belig 8 15, 14; Föriter Ecciud 8 160, 54; 
Sintenid, ER. $ 44, 8. 

6],1882 D. 41. 2; 1.79 D. 46. 3; Randa, Beſitz 8 11, 15. 16; 
Exner, Tradition 97; Meifcheider, Befig 229; Windſcheid 8 1583, 4; Erf. 
Sena 1/12 1853 Sf. XII. 296; Dresden 1857 Sf. XII. 5; 21/11 1867 
Sf. XXII. 15; Eelle 28/5 1878 Sf. XXXIV. 14; Münden 17/11 1879 Sf. 
XXXV. 189; Sadjen 8.6.8. 8 198. 199. Dieß ift auch nad Bayriſchem 
Landrecht nicht ausgejchlofien, da in Bayr. ER. II. 8. 7 Nr. 6 die Worte 
»longa vel<e vor »brevi manu« durch einen Schreibfehler audgelaffen find 
Kreittmayr, Anm. 8 zu ER. II. 3.7. Die Erflärung in einer Notariats- 
urkunde die Sade folle Eraft diefer Urkunde überwiejen fein, erfüllt nach Bay⸗ 
riihem Necht die Vorausſetzungen der longa manu traditio nicht Erk. Mün⸗ 
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b. Das Constitutum possessorium °”, indem ber bisherige 
Beſitzer als Stellvertreter für den neuen Erwerber zu befigen er: 
Härt. Die Erflärung kann ausdrücklich 5° oder ſtillſchweigend °° 
geicheben, muß aber den Willen des Beſitzers für den neuen Er: 
werber betiniren zu wollen unzweibeutig ergeben °%, und einen 


chen 14/4 1872 Bl. XXXVII. 253; 17/11 1879 Sammig. VIII. 30. Rad 
Pr. ER. L 7.59 wird durch Willenderflärung des bisherigen Befigerd der 
Beſitz zum Vortheil eines anderen erledigt, infofern dieſer dadurch in den 
Stand gelegt ift Befig von der Sade zu ergreifen. Dabei wird jedoch wirk⸗ 
lichejdefigergreifung de3 Erwerbers vorausgeſetzt Erk. D.Tr. 22/9 1835 Pr. 
©. 22; 24/4 1843 Entſch. IX. 179; Förſter, P. BR. 8 160, 67; Heydemann, 
Einleitung I. 356. A. M. Dernburg, P. PR. I. 8 153, 5 der annimmt, daß 
hier ein bejonderer Apprehenſionsakt nicht erforderlich ſei. Förfter Eccius 
& 160, 59 erklärt fich gegen die ganze Unterſcheidung. 

67 Bindiheid $ 155, 8; Randa, Beſitz $ 11, 60; 8 20, 18a; Exner, 
Rechtserwerb 143; Haufer, Stellvertretung 46; Meiſcheider, Beſitz 3 64; 
Heydemann, Einleitung I. 357. Das Franzöfifhe Recht kennt das Consti- 
tutum possessorium nicht. 

° ]. 18 pr. D. 41. 2; Savigny, Beſitz 280; Erf. Drespen 4/11 1864 
Ef. XIX. 15; Bayr. 2.R. I. 5. 7; Sachſen 8.6.8. 8 201; Defterreih A.B. G. B. 
8 819. Nah Pr. L. R. 1 7. 71 ift rechtsgültige Erklärung erforderlih. Es 
ift beftritten, ob dazu die Vertragsform nothwendig fei vgl. Meiicheider, Beſitz 
225; Heydemann, Einleitung I. 358. Nah Pl. B. D.Tr. Berlin 20/11 1854 
Entſch. XXIX. 1 muß diejenige Form beobachtet werden, welche das Preußiſche 
Landrecht für das zu Grunde liegende Nechtögeichäft vorjchreibt. Dieſer Auf- 
faffung fchließt fih Erk. R.®. 24/3 1880 Entſch. I. 139 an Förſter Eccius 
8 160, 74. Körfter, P. BR. 8 160, 73 Hatte fich dagegen erklaͤrt. 

s Es gilt dieß namentlid vom Miethen einer gefchentten Sade 1. 77 
D. 6. 1 und dem Vorbehalt des Nießbrauchs einer veräußerten Sache 1. 28. 
1. 85 8 5 Cod. 8. 54; Savigny, Beſitz 321; Erk. Dresden 4/11 1864 Ef. 
XIX. 15; Bayr. 2.8. IL 5. 7 Nr. 1; Erl. München 17/11 1879 Sammlg. 
VIU. 30; Br. ER. I. 7. 72. 73; Erf. Münden 23/12 1881 Sammig. 1X. 
135; ferner von der gegenfeitigen Befihübertragung bei der societas omnium 
bonoram. 1.181.1.2D. 17. 2; Haufer, Stellvertretung 49, 8. 

eo Die Erklärung, daß der Beräußerer nur Detentor fein wolle, muß 
ausdrücklich und beftimmt gegeben fein Erk. Münden 22/6 1867 Sf. XXV. 
98; Celle 26/5 1862 Sf. XXII. 58; 28/5 1878 ©f. XXXIV. 18. Für ge- 
nügend halten die vom Erwerber angenommene Erklärung des Veräußerers, 
da tradirt fein jolle Goldjchmidt, HR. (1) I. 609. 1la; Erf. Roftod 20/2 
1872 Sf. XXX. 119; dagegen ift die einfeitige Erklärung des Veräußerers, 
daß tradirt fein folle nicht für genügend zu erachten 1. 48 D. 41. 2; Wind» 
ſcheid & 153, 8a; Meiſcheider, Beſitz 290; Erk. Lübel 25/11 1841 Sf. X. 
229; Wolfenbüttel 14/11 1860 Sf. XXIV. 211. 

6* 
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Rechtsgrund für die Detention des bisherigen Beſitzers erkennen 
laſſen °!. Beftritten ift, ob auch der Beſitzer, der den Beſitz durch 
einen Stellvertreter ausübt, durch Constitutum possessorium einen 
Dritten in Beſitz ſetzen könne ©?; 

c. die Anmeifung indem der Befiter feinen Detentor beauf- 
tragt die Sache für einen anderen innezuhaben ®°, welder mit 
Kenntnignahme von der Anweiſung an den Detentor Beſitz er: 
wirbt °*; 

d. die brevi manu traditio indem der Befiter erflärt, daß 
der bisherige Inhaber nunmehr Befiter fei *°; 


cı Windſcheid 8 155, Ba; Erner, Tradition 142; Meifcheider, Befit 290; 
Erf. R.G. 8/11 1881 Entſch. V. 49; München 8/10 1880 Sammlung VIH. 
204; Bayr. L.R. U.5.7 Nr. 1; Sachſen 8.6.8. 8 201; Förfter Eccius 
8 160, 75. 

e2 Die Zuläßigkeit nehmen an Savigny, Beſitz 320, 1; Windfcheid 8 400, 
70; Randa, Befig 8 20, 19a; Erf. Berlin 19/6 1868 Sf. XXIV. 310; 2iü- 
bed 616 71 Sf. XXX. 8. Dagegen erllären fi VBangerom $ 648 Unm. 2; 
Nubftrat in Ihering Jahrb. XIV. 341; Wendt in Shering XXI 251. Es 
ift gegen bie bejahende Meinung anzuführen, daß das Constitutum posses- 
sorium die Erllärung vorausjegt, daß der Erflärende die Sade für den 
neuen Beſitzer innehaben wolle, was unzuläßig tft, wenn nicht er fondern ein 
Dritter die Sache innehat. Es ſcheint mir in einem ſolchen Yal vielmehr 
eine Anweiſung vorzuliegen, wie dieß aud in Erf. München 24/2 1874 Sf. 
XXXI. 203 angenommen wird. 

68 Erner, Tradition 142, 52; Randa, Befig 8 20, 19c; Br. UR. I. 7. 
66—69; Dernburg, B. PR. I. 8 152, 9; Heydemann, Einleitung I. 356; 
Sachſen B.G.B. 8 201. 

°%4 Der Beſitzerwerb tritt hier mit der Benachrichtigung des Vertreters ein 
Erf. Lübeck 6/6 1871 Sf. XXX. 8; Münden 142 1874 Sf. XXXI. 2038; 
Sachſen 8.6.8. $ 201. Nach Br. AR. I. 7. 67 erfolgt der Befiberwerb mit 
Uebergabe der jchriftlihen Anmeifung an ben Erwerber Dernburg, P. P. R. 
I. $ 152, 9; Förfter Eccius 8 160, 68. 

1.985D. 4.1; Windſcheid 8 154, 2; Nanda, Beſitz $ 11, 35; 
Ertl. Münden 711 1877 Sf. XXXIV. 276; Bayr. 2.8. 11. 3.7. Nr. 6; 
Pr. 2ER. I. 7.70; Förfter Eccius 8 160, 70; Sadjen 8.6.8. 8 200; Deſter⸗ 
reich A.B.G.B. 8 428; C. c. Urt. 1606. Gemeinrechtlich 1.9 85 D. 41. 1 
und nach C. c. Art. 1606 Nr. 8 erfolgt hier der Befigerwerb durch die Leber» 
eintunft, welche die Tradition erjegt, nah Sachſen B.G.B. $ 200 durch den 
Willen ded Erwerber, nah Pr. 2.8. I 7. 70 und Defterreih A.B. G. B. 
8 428 durch die Erfärung des bisherigen Befiperd. Nach Preußiſchem Recht 
ift bei Objelten, deren Werth über 150 M. beträgt, Schriftlichleit der Erklä⸗ 
rung erforberlih Erf. D.Tr. 1916 1861 Entſch. XLVI. 38. 
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e. die Umfchreibung im Grundbuch. Nach einzelnen Rechten 
it die Befigübertragung von Grundftücden in der Eintragung bes 
Erwerbers im Grundbuch gegeben ®*°; 

f. die förperliche Ergreifung. Dieſe kann entweder in einer 
wirklichen Ergreifung beftehen, daher bei beweglichen Sachen durch 
Berühren mit der Hand ®”, bei unbeweglichen Sachen dur Be: 
treten mit den Füßen °®, oder in einer Handlung, aus der fidh 
bie Befitergreifung entnehmen läßt °°, wie Auffegen eines Zei- 
hens 7°, Umzäunung und Begrenzung eines Grundftüdz ”!, Be- 
ftellung eines Grundſtücks 72, Empfangnahme durch Schlüffelüber: 
gabe 7° oder Webergabe der Vertragsurkunden ”*, Beftellung einer 


6° Vgl. unten $ 261, 5; Kunge zu Holzſchuher, Theorie 8 106, 1a. 

7 Bayr. ER. I. 5. 6; Pr. 2.8. I. 7. 61; Sachſen 8.8.8. 8 191; De- 
fterreih AU.B.9.8. 8 313, 

1.382 D. 41. 2; Windſcheid 8 153, 5; Exner, Tradition 95; Bayr. 
EN. 11.5.6; Pr. 2R. 1.7.61; Sachſen 8.6.8.8 196; Defterreih A.B. G. B. 
8 312; Zachariä 8 354, 4. 

 Dieß wird von älteren Schriftftellern fingirte Apprebenfion genannt 
ſ. Randa, Befig $ 11, 40; Bayr. ER. II. 5. 6 Ne. 8; Pr. ER. L 7. 61 
nennt dieß ſymboliſche Tradition. 

°11481D. 186; Windfcheib 8 154, 1; Randa, Beſitz 8 11, 19; 
Bayr. ER. U. 5.6 Nr. 8; Pr. ER. I. 7. 62-65; Defterreih A.B.G.B. 8 312. 
427. Rad Lübel Erk. 19/2 1850 Sf. III. 145 ift das Signiren einer in frem- 
dem Sewahrjam befindlichen und verbleibenden Waare nicht als Apprehenſions⸗ 
alt aufzufaflen. 

 Randa, Befig $ 11, 34; Sachſen 8.0.8. 8 196; Defterreih A. B.G. B. 
8 812. 

El. O. Tr. Berlin Entſch. XLVI. 45; Förfter Eccius 8 160, 389; Sad 
fen 8.8.8. 8 196; Defterreih 4.8.0.8. 8 312. 

's 1. 74 D. 18. 1; Savigny, Beſitz 223; Pr. EUR. I. 7. 65; Förfter, Ec- 
eins 8 160, 64; Sachſen 3.8.8. 8 199; Defterreih A.B.G.B. 8 427. Vor⸗ 
ausjegung ift dabei, daß die Uebergabe in der Nähe des verjchloffenen Raumes 
erfolgt. Exner, Tradition 100, 33; Brinz, Panbelten (2) 8 137, 31; Förfter, 
Eccius 8 160, 65. Ausdrücklich beftinmt ift dies Sachſen 8.6.8. 8 199. 
Richt für erforderlich Halten die Nähe Erk. Dresden 713 1849 Sf. III. 5; Ihe⸗ 
ring, Grund des Beſitzſchutzes 207; Randa, Beſitz 8 11, 26a; Dernburg, P. 
PR. 1. 8 152, 6. Die Meinung, daß das in 1. 74 D. 18. 1 ausgeſprochene 
Erforderniß der Nähe nad) allgemeiner Uebung nicht mehr beftehe, bilvete fich 
erft feit dem 18. Jahrhundert aus Exner, Tradition 158, 17. 

”* 1.1 Cod. 8.54; Savigny, Befig 220; Bayr. LR.II. 5. 6. Nr. 8. Auch 
bier ift gemeinrechtlih @egenwart der zu Übergebenden Sache vorausgeſetzt 
Goldſchmidt, HR. 8 67, 7; Savigny, Befig 221, 1. U. M. Meifcheider, Beſitz 
253; Dernburg, P. PR. L 8152, 5; j. über diefe Frage Randa, Bejig 8 11, 
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Auffiht Durch den Erwerber 7° und Uebergabe in den Gewahrfam 
desselben 7°. Bei Verjendung von Waaren wird gemeinrechtlich 
der Befigerwerb nicht mit Ablieferung an den Frachtführer, info- 
fern diefer nicht zur Webernahme ermächtigt ift, fondern mit Ueber- 
gabe an den Deſtinatär vollzogen 7’. Dagegen tritt nad Preußi- 
ichem ”° Sädhfifhem ”? und Oeſterreichiſchem Recht ®° Befigerwerb 
des Deftinatärs durch Uebergabe an den Fradtführer ein, wenn 
der Empfänger die Verfendungsart beftimmt hat. Manche nehmen 
die Zuläßigfeit des Befigerwerbs durch ſymboliſche Tradition an, 
welche darin beftehen fol, daß ber Beſitz einer nicht gegenwärtigen 
Sache durch den Gebraudh von Zeichen Übertragen wird ®!. Allein 
es tft dieß nicht nur gemeinrechtlich nicht begründet ®%, fondern e3 


54. Nach Erk. Lübel 31/12 1839 Sf. VII. 111 und 25/11 1841 Sf. X. 232 
wird durch Uebergabe der Schiffepapiere der Befit eines auswärts befindlichen 
Schiffs übertragen. Das Preußiſche Landrecht erwähnt die Uebergabe durch 
Urkunden nicht Gruchot, Beiträge IV. 473. Im Defterreihifchen und Yran- 
zöſiſchen Recht hat die Uebergabe durch Urkunden die Bedeutung der fymboli« 
ichen Tradition unten Note 86. 

71,51 D. 41. 2; Randa, Beſitz $ 11, 22; Erf. Lübed 28/10 1862 Sf. XVIII. 
13; Sachſen 8.0.8. 8 196. 

"1.18 82 D. 41. 2; Savigny, Beſitz 226; Exner, Tradition 102 f.; 
Randa, Beſitz 8 11, 28; Sachſen 8.8.8. 8 196; Erf. Stuttgart 31/10 1856 
Sf. XII. 82. In diefem Fall ift perfönliche Gegenwart bed Beſitzerwerbers 
nicht erforberlih 1. 51. 1. 55 D. 41. 2; Puchta, RL. I. 57,57; Exner, Tras 
bition 104. 

 Solbihmidt, H.R. 8 66, 16; Meiicheider, VBelig 298; Randa, Beſit 
8 12, 68; Erk. Stuttgart 16/8 1853 Sf. VII 7; Münden 14/7 1873 Sf. XXX. 
120. Gegen die Anſicht von Hauſer, Stellvertretung 64, daß bei Üblieferung 
an einen vom Käufer bezeichneten Frachtführer ein oonstitutum possessorium 
anzunehmen fei |. Windſcheid 8 155, 8a. Nr. 2; Ertl. Münden 14/7 1873 
©f. XXX, 120. 

” Pr. 2.8. L 11. 128 - 130; Meifcheider, Beſitz 299. 

70 Sadien 8.0.8. 8 204. 

0 Dfterreih A.B.G.B. 8 429. Gegen bie Meinung von Erner, Tradition 
147, daß in dem Defterreichiihen Recht der Befiterwerb durch Auslieferung 
an den Frachtführer nicht beftimmt fei |. Randa, Befig 8 11, 64. 

sı Bgl. über die ſymboliſche Tradition Goldſchmidt, HR. 8 67; Exner, 
Tradition 152 f.; Meifcheider, Beſitz $ 51. 

2 Savigny, Befit 207; Kuntze zu Holzichuher Theorie 8 106. Nr. I. 2; 
Goldſchmidt, HR. S 67, 7; Erk. Lübed 22/12 49 Sf. VI. 241; Darmftabt 
29/11 1861 Sf. XVII. 117; Stuttgart 16/8 1853 ©f. VII. 8. 
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ift auch nah Preußiſchem °? und Sähfifhem Recht nicht an- 
wendbar, während das Defterreichiiche °° und Franzöfiiche Recht °® 
die Möglichfeit anerkennt. Der Befig einer Geſammtſache wird 
nah Bayriidem und Preußiſchem Recht durch Befikergreifung 
einzelner dazu gehöriger Sahen erworben ®”. 

B. Rechtsbeſitz. Der Erwerb des Rechtsbeſitzes feht die Aus: 
übung des Rechts voraus °°. Beftritten ift dabei ob wie bei dem 
Sachbeſitz die bloße Möglichkeit der Ausübung der wirklichen Aus: 
übung gleichſtehe. Während die eine Meinung dieß allgemein be- 
jaht °®, eine andere Meinung dieß allgemein verneint ®°, unter: 
ſcheidet eine dritte Meinung die mit einem Immobile aktiv ver: 
bundenen und bie übrigen Rechte, und nimmt nur bei den erfteren, 
nicht aber bei den letzteren die Möglichkeit der Ausübung für bie 


68 Die in Pr. L.R. I 7. 61—65 als ſymboliſche bezeichneten Traditions⸗ 
fälle find nicht ſymboliſche Tradition im eigentlihen Sinn, weil dabei voraus- 
gefegt wird, daß der Erwerber auf die Sache unmittelbar einwirken Tann 
Sörfter Eccius $ 160, 62. Mit Recht wird baher von Gruchot IV. 473, 
Förfter Eccius 8 160, 12 und Randa, Beſitz 8 11, 41 angenommen, dab das 
Geſetz ſymboliſche Tradition im eigentlichen Sinn nicht anerlenne. AM. Dern- 
burg, B. BR. I. 8 152. Nr. 1. Erk. D.Tr. 8/7 1839 Präj. S. I. 23 nimmt 
Befipübertragung durch Aushändigung des Ladefcheind an vgl. Dernburg, P. 
BR. I 8 152, 7; Gruchot IV. 482, 

* Das jähfifhe B.G.B. Hat die ſymboliſche Tradition durch Nichterwäh- 
nen befeitigt Randa, Befig 8 11, 41. 

5 Als folche eriheint nur die A.B.G.B. 8 427 erwähnte ſymboliſche Tra⸗ 
dition durch Uebergabe von Urkunden Randa, Belig 8 11, 55. Exner, Tra- 
dition 175 will auch dieß nicht als einen Fall der ſymboliſchen Tradition an⸗ 
erlennen; dagegen Randa, Beſitz 8 11, 14. 

86 G, c. Art. 1605 geftattet bei Immobilien ſymboliſche Tradition durch 
Hebergabe der Eigenthumsurkunden. Randa, Beſitz 8 11, 41 und 54. 

7 Bayr. L.R. II. 5. 6 Nr. 4; Br. ER. I 7.53. Gemeinredhtlih und 
nah Sächſiſchem und Oeſterreichiſchem Recht gilt diefer Grundſatz nicht oben 
8 226, 36. 

se 1, 20 D. 8. 1; Randa, Befib 8 26,1; Erk. München 9/6 1880 Samm- 
fung VIIL 164; Pr. 2.R. J. 7. 5; Defterreih A.B.G.B. 8 313. 

8 Yinterholzner, Verjährungslehre II. S 209; Bruns, Beſitz 476; Wind- 
ſcheid 8 163, 5; Exner, Tradition 120, 66. 

»° Elverd Servituten 675; Brinz, Bandelten (1) ©. 80 (2) 8 196, 6; 
Randa, Belig 8 26, 1, welder jedoch die Ausnahme für Perjonalfervituten 
unten Note 96 aufrecht erhält. Nach Defterreih A.B.G.B. 8 312 wird Rechts⸗ 
befig nur durch Ausübung erworben Randa, Beſitz 8 26, 1. 
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Ausübung felbft *', was jedoch nur auf die Ermerbung ſchon be- 
ftehender Rechte diefer Art Anwendung findet °?. Insbeſondere 
erfolgt die Ausübung bei affirmativen Prädialfernituten durch 
Vornahme der Handlung, melde den Inhalt der Berechtigung bil- 
den foll®®, oder Herftellung der dazu erforderlichen Vorrichtungen °', 
bei negativen Servituten durch Einräumung des Verbietungsrechts 
von Seite des Eigenthümers des dienenden Grundftüds, durch 
richterliches Erfenntniß oder durch erfolgreiches Verbot der Hand- 
lung, deren Unterlaffung den Inhalt der Servitut bildet ®°, bei 
perfönliden Servituten, die mit der Detention einer Sache verbun: 
den find durch Befiterwerb an dem betreffenden Gegenftand °*, bei 


°ı Gemeinrehtlih gilt dieß nur bei Berfonalfervituten unten Note 96, 
womit Sachſen B.G.B. 8 602 übereinftimmt. Nach Pr. ER. I. 7. 77 wird 
ber Beſitz von Rechten, die mit einer Sache aktiv verbunden find mit dem Beſitz 
der Sade erworben Erf. D.Tr. Berlin 2211 60 Entid. XLII 46; Förſter 
Eccius $ 160, 81. 82; Dernburg, P. PR. I. 8 153, 7. 

2 Förſter Eccius 8 160, 90. 

os 1, 25 D.8. 6; Savigny, Befit 480; Bayr. ER. Il. 5.6 Nr.7. Dieß 
gilt auch nah Pr. 2.8. I. 7. 81, das fie zu den negativen Nechten rechnet 
Börfter Eccius $ 160, 91; Dernburg, P. BR. L $ 161, 8. Die ältere gemein- 
rechtliche Dolktrin verlangte dabei scientia et patientia domini, während 
neuerdings dieß Erforderniß nicht mehr augenommen wird Savigny, Beſitz 
481; Randa, Belig 8 27, 14; damit ftimmt Sadien B.G.B. 8 585 und 
die Oeſterreichiſche Praxis überrein Randa, Belt 27, 17. Dagegen ift die 
Borausfegung in Bayr. ER. IL. 5.6 Nr. 7 ausgeiproden Erf. Münden 22/12 
1855 81. XXI. 365; 15/6 1877 Sammlg. VI. 292, und die Preußifche Praxis 
erfennt fie in Anlehnung an Pr. L.R. I. 7. 81 an Förſter Eccius 8 160, 
97 ; Dernburg, B. BR. I. 8 161, 9; Gruchot, Beiträge V. 296. 

4 1,20 pr.D. 8.2; Savigny, Befit 492; Elvers, Servituten 676 ; Rande, 
Beſitz 8 27, 21; Sachſen 3.6.8. 8 557. 

»%»1.681D.85; 1.15 D. 89. 1; 1.45 D. 39. 2. Savigny, Beſitz 
495; Windſcheid $ 163, 45 Randa, Beſitz 8 28, 3. 7—14; Bayı. EUR. IL 5. 
6 Nr. 7; Erf. Darmftadt Präjudiz Nr. 47; Erf. Stuttgart 13/9 1854 Sf. XIV. 
13; Xena 10/1 1868 Sf. XXV. 8; Noftod 316 1873 Sf. XXXII. 114; Br. 
ER. I. 7. 86. 87; Förſter Eccius $ 160, 99, Bernburg, P. BR. I. & 161, 
11; Sadjfen, B.G.B. 8 558; Defterreih A.B.G.B. $ 313 und 1459; Exner, 
Tradition 128. Das Unterlaffen der betreffenden Handlung ohne ausdrüd- 
liches Verbot oder Einräumung des PVerbietungsrechts ijt zum Befiberwerb 
nicht genügend. Erf. Jena 2013 1823 Sf. VI. 15; Gtuttgart 1319 1854 Sf. 
XIV. 13. Analog anwendbar find diefe Grundbfäge auf den Befiterwerb an- 
derer Berbietungsrechte 3. B. der Bannrechte Erf. Jena 1011 1868 Sf. XXV. 
8; vgl. Randa, Befib 8 29. 

9 Gemeinrechtlich it der Befigerwerb mit Befigergreifung der Sadje 
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Reallaften dur Ausübung des betreffenden Inhalts °”. Als all- 
gemeine Regel gilt dabei, daß zu Ermerbung des Rechtsbeſitzes 
einmalige Ausübung genügt °°. 

III. Gemeinredtlih und nah Sädhfifhem und Defterreidi- 
Ihem Recht kommt e3 auf die Beichaffenbeit des Beſitzes nicht 
an ?°; fehlerhafte Beligergreifung gewährt dem vorhergehenden 
Befier nur eine Klage oder Einrede gegen denjenigen, der ben 
Beſitz fehlerhaft erworben hat 100. Hievon weit das Preußi: 
ſche Recht infoferne ab, al? nah den Beltimmungen desjel: 
ben durch fehlerhafte Befitergreifung !°! eines Dritten der Befit 
nicht verloren geht, jolange der Befiter die Gewahrfam wieder 
erlangen kann, wohl aber dadurch, daß die lettere Möglichkeit 
wegfält 102. Dagegen erftrect fich dieß nicht auf den Fall, daß 


geichehen I. 3 pr. D. 7. 1; Savigno, Befiß 474; Arndts 8 187 0; Randa, 
Beſitz 8 26, 1. 8 27, 8; Holzichuber, Theorie $ 84 Nr. 8. Dasfelbe gilt nach 
Preußiſchem Recht Yörfter, Eccius 8 161, 80 und Sachſen B.G.B. 8 602. Für 
das Defterreichiiche Recht hält Randa, Beſitz $ 27, 11 Ausübung für den Be- 
figerwerb perjönlicher Dienftbarleiten für erforderlich. 

®7 Dunder, 8. f. d. R. II. 58. 62 und Reallaften 99; Randa, Beſitz $ 30, 
3 b; Defterreih A.B.G.B. 8 1313; Pr. L.R. J. 7. 80; Förfter Eccius 8 60, 
90. Es find dieß die affirmativen Rechte des preußiichen Rechts. Boraus- 
jegung iſt dabei, daß die Heallaft ald Schuldigkeit gefordert und geleiftet wor- 
den fei Dunder, 3. |. D. R. II, 66 und Neallaften 100; Randa, Beſitz 8 30 
Il; Zörfter Eccius 8 160, 90. Nah Pr. ER. I. 7. 107 fpricht bei Leiftungen 
die Bermuthung für die Abſicht, daß fie als Schuldigkeit geleiftet feien, und 
e3 bedarf daher feines Nachweiſes von Seite des Berechtigten, daß er die 
Leiftung als Schuldigkeit in Unfpruch genommen Habe. D.U.G. Münden BI. 
3. 53 1847. Morig I. 2; Ertl. München 16112 1872 Sammlung II. 136. 

ve Dunder, 8. f. D. R. II 59 und NReallaften 99, 145; Erk. Roftod 3:6 
1873 Sf. XXXII. 114. Die gilt auch nah Preußiſchem Recht Förſter Ec- 
cius 8 160, 87 und Defterreichiihem Recht Randa, Beſitz $ 26, 5. Dagegen 
ift nad Bayriſchem Landrecht bei affirmativen Servituten einmalige Ausubung 
nur dann genügend, wenn ber Eigenthümer des Grundſtücks damit einverftan- 
den ift vgl. oben Note 93 und Erf. Münden 15/6 1877 Sammlg. VI, 292. 

® 1.15 D. 41.2; Savigny, Befi 325; Randa, Befig 8 14, 9; Sadjen 
B.G.B. 8 213. 214. Ueber das Defterreichiihe Recht vgl. Randa, Beſitz 
8 22, 28. 

100 Bat. unten 8 229, 86 und 125. 

101 Br. L.R. J. 7. 9698. 106. Als Befibfehler find hier bezeichnet die 
Befigergreifung durch Gewalt und Betrug und die heimlich und mit Mißbrauch 
der Gefälligleit des Beſitzers unternommene. Vgl. über diefe Beſitzfehler Heyde⸗ 
mann, Einleitung I. 364; Förfter Eccius 8 160, 143—152. 
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die fehlerhaft aus dem Befit gelommene Sache fehlerfrei von 
einem Dritten erworben wird ?%, noch erftredt die fehlerhafte Be: 
figergreifung ihre Wirkung auf die Beziehungen zu anderen Per: 
fonen als dem bisherigen Befiter 1% Nah Franzöfifhem Recht 
ift nad der einen Meinung der Beſitzſchutz des fehlerhaften Be- 
fige8 allgemein nach der anderen nur dem gegenüber ausgefchloffen, 
dent der Befig fehlerhaft entzogen ift 1%. 

IV. Umfang des Befigerwerbs. Der Belig gebt im Zwei- 
fel in dem Umfang auf den Ermerber über, in dem er biöher 
ausgeübt wurde, und in welchem er nad der erkennbaren Abficht 
des Ermwerbers erworben werben fol !°%, Bildet die Sache eine 
Einbeit, fo ift mit Befitnahme eines Theils die ganze Sache er: 
worben ?°”. Die Befigergreifung der Hauptſache erftredt ſich auch 
auf die bei der Sache befindlichen Pertinenzen '9°. 


3 Br. 2.8. I 7. 111—118. 116. Die Beftimmung, daß der Verluft ber 
Gewahrſam den Berluft des Befibes dann zur Folge babe, wenn e3 dem Be⸗ 
figer durch ein die Sache felbft und deren Subftanz berührendes Ereigniß un- 
möglich werde die verlorene Gewahrjam mieder zu erlangen, wird bon ben 
einen auf die fehlerhafte Befitergreifung wörtlich angewendet, was den Beſitz⸗ 
erwerb defjen, der fehlerhaft die Gewahrſam erhalten hat, faft ganz ausſchließt 
jo Bornemann, Syſtem I. 260, Dernburg, B. BR. I. 8 153,6, Randa, Befitz 
8 22, 28. Dagegen nehmen andere mit Nedht an, daß nicht nur Veränderungen 
in der Subftanz der Sache, fondern auch Veränderung in ihrer Lage Befit- 
verluft herbeiführen könne, und diefer auch dann eintrete, wenn die Gewahr- 
fam wegen Berborgenheit oder Entfernung des Inhabers nicht wieder erlangt 
werden könne Koch, Beſitz 203; Förfter Ecciuß 8 161, 29. Ueber andere Er- 
Härungsverfuche vgl. Förſter Eccius $ 161, 22. 

108 Br, IM. I. 7. 122. In der Preußiſchen Praxis ift ed daher als 
zweifello8 anerkannt, daß die fehlerhafte Ergreifung den Beſitzerwerb nur für 
die Perſon des Ergreifenden nicht die feines fehlerfreien Nachfolger hindert 
Heydemann, Einleitung I. 364; Förſter Eccius 8 160, 142; 8 162, 87; Brä- 
judiz D.Tr. Nr. 1158; Erf. O.Tr. 12 1858 BZufammenftellung V. 26. 

104 al. unten 8 229, 150. 

105 Bol. unten 8 229, 1585. 

106 Dernburg, P. PR. I. 8 158, 6 f.; Defterreih A.B.G.B. 8 315. 

107 Dernburg, P. PR. I. 8 153, 6; Kreittmayr, Anm. a zu LM. II. 5. 6; 
Erk. Münden 27/12 1872 Sammlung Il. 138. Es erftredt fich dieß nament- 
ih auch auf Nebenſachen und Acceffionen. 

108 Pr. DR. I 7. 52—54 Dernburg, P. BR. I. 153, 7. 
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8 228. 
V. Verluſt des Betten, 


Der Befit dauert fort bis ein Umftand eintritt, der eines der 
beiden Momente, auf deren Zufammentreffen er beruht, aufbebt, 
bi3 alſo der Befiter nicht mehr befiten kann oder nicht mehr be- 
fiten will. Der Befig geht an ſich verloren mit dem Tod des 
Befigerd, da der Befit nicht vererbt ?, und bier Befigwille und 
Möglichkeit des Befites zugleih aufhört *; ferner wenn der Be: 
figer nicht mehr befigen darf. Der Befit geht verloren, wenn 
der Befiter nicht mehr befiten will; der Wille muß auf Aufgeben 
bes Befiges gerichtet fein; durch eintretende Willensunfähigkeit geht 
der erworbene Befit nicht verloren. Der Befitaufgebungswille 
fann nur von ſolchen gefaßt werden, die willensfähig und hand⸗ 
lungsfähig find; daher können unter Curatel ſtehende Berfonen 


11. 8D.41. 2; Bayr. ER. I. 5. 9. Nr. 3; Pr. 2.8. 1.7. 113; Rande, 
Befig 5 21, 2a; Erk. Jena BI. f. Thür. XII. 368. 

1, 23 pr. D. 41. 2; Windſcheid 8 156, 12; Randa, Bell 8 15, 6; 
Bayr. ER. IL. 5. 9 Nr. 1; Erk. Lübed 10110 1825 Boft, PR. II. 1. 84. 2 
(für Bremen). Das gleiche gilt nah Sachſen B.G.B. 8 2288 und dem Defter- 
reichiſchen Recht Randa, Beſitz 8 15, 4 und 12a. Die gegentheilige Meinung 
führt aus Zrodlowski, Unterfuchungen 66 f. Abweichend von den Grundſätzen 
des gemeinen Rechts geht nach den Rechten von Hamburg und Lübel der 
Befiß auf die Erben über Baumeifter, B.R. II. 376; Blitt, ER. 96. Das 
gleiche wurde früher für das Preugifche Recht angenommen Strohn in Striet« 
borft, Archiv XVII, 340; Heybemann, Einleitung I. 851, ber BI. B.O. Tr. 
Berlin 711 1849 Entf. XVIII. 1 Hat jedoch den entgegengefehten Grundſatz 
anerlannt; Gruchot, Beiträge IV. 464 Nr. 8; Rod, ER. 8 7; Yörfter Ec- 
cius $ 161, 58; 8 162, 56. Nach franzöfiichem Recht wird Uebergang auf die 
Erben angenommen Badhariä 8 185 b, 3; a. M. Randa, Beſitz 8 15, 13. 

’ BWinbicheid 8 156, 12; Randa, Beſitz 8 22, 2. 

* Dieß iſt der Fall, wenn die Sache dem gemeinen Verkehr entzogen wird 
138171. 30 81 D 41. 2; Randa, Befig 8 22, 18; Meifcheider, Beſitz 24, 
2. Rah Pr. LER. I. 7. 181—188 tritt dieß auch ein bei Befiterwerb auf Zeit 
oder unter einer Hefolutivbedingung mit Eintritt des Zeitpunlts oder ber Be- 
dingung Förſter Eccius 8 161, 55; Dernburg, P. BR. I. 8 155, 14. Ge⸗ 
meinvechtlich und nad) den anderen Lanbesrechten gilt biefer Brundjag nicht 
Randa, Beſitz $ 22, 37; 8 82, 7. 

° 1. 27. 29 D. 41. 2; Savigny, Beſitz 329. 3855; Randa, Befib 8 21, 5; 
Meifcheider, Befig 812; Pr. 2.8. I 7. 115; Förfter Eccius 8 161, 33—35 
Defterreih A.B.G.B. 8 352. 
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für ſich allein den Befitaufgebungsmwillen nicht faffen®. Der Be- 
fitaufgebungsmwille kann auf Dereliftion oder Webertragung auf 
ein anderes Rechtsſubjekt gerichtet fein. Die Abficht der Dere— 
liktion kann beftimmt ausgeſprochen fein ’, oder aus concludenten 
Handlungen fich ergeben. Als foldhe erfcheint keinenfalls bloß 
vorübergehende Abwesenheit ®, Verlaffen einer Sache im Fall einer 
Gefahr ?, das Unterlaffen von Befighandlungen *0, Anftellung der 
Eigenthumsklage 1!; ebenfomwenig ift Unterlaffung der Diligenz, mit 
der ein Eigenthümer die Sache zu behandeln pflegt '?, als conclu- 
dente Handlung aufzufaſſen. Ob gänzliche Vernachläßigung des 
Beſitzes als ſolche aufzufaſſen ſei, ift beftritten ?. Iſt der Wille 


eEs wird Veraußerungsfähigkeit vorausgeſetzt; handlungsunfähige Per⸗ 
ſonen können daher solo corpore nicht aber solo animo ben Beſitz verlieren 
1. 27. 29 D. 41. 2; Windſcheid 8 156, 11; Nanda, Belt 8 22, 10; Förſter 
Eccius 8 161, 35. 

"1.1781 D. 4. 2; Randa, Beſitz 8 22, 5; Pr. 2.R. 1.7. 117; Sachſen 
B.G.B. 8 211; Defterreih A.B.G.B. 8 349 

e1.3811D.41. 2;1.1825 D. 48. 16; Savigny, Beſitz 347; Randa, 
Beſitz 8 22, 7 und 30; Bayr. EUR. II. 5. 9 Nr. 55 Sadjen 8.0.3. 8 212; 
Deiterreih A.B.G.B. 8 352. 

° 1. 4 Cod. 7. 382; Savigny, Befib 360, 2; Randa, Beſitz 8 22, 6a. 

10 Randa, Beſitz 8 22, 6a; Förſter Eccius 8 161, 37; Sadjen, 8.6.8. 
8 212. Der Rechtsbeſitz geht durch Nichtgebrauch nur verloren infoferne da- 
mit Erlöſchen des Rechts durch Verjährung concurrirt Savigny, Beſitz 474; 
Unterholgner, Verjährung 8214; Elverd, Serpituten 679; Kreittmayr, Unm.5 
zu L.R. 1.5.9; Pr. L. R. J. 7. 130; Koch, Beſitz 210; Förſter Eccius 8 161, 42 
und 58; DOfterreih A.B.G.B. 8 351. A. M. Puchta, RL. IE. 72, der Befit« 
verlust duch Nichtausübung überhaupt nicht eintreten läßt, und Randa, Beſitz 
8 33. 4, der durch Nichtausübung den Beſitz nur erlöfchen läßt infoferne dar⸗ 
aus auf den Befigaufgebungsmillen gejchloffen werden Tann. Ueber die Auf 
faffung Savignys, daß während der Verjährungszeit der Beſitz ſuspendirt fei, 
vgl. Windſcheid 8 163, 11; Randa, Befit 8 34, 1. 

11 L. 12 81D. 41. 2; Savigny, Beſitz 858, 1; Randa, Befib 8 22. 7. 

12 Dieß nehmen au Ihering, Grund des Befigichuges 216; Baron, Ban- 
deften 8 118, 12; Arndts, Pandelten 8 142, 5; f. dagegen Randa, Beſitz 8 21, 
58, $ 22, 4 und 21; Brinz, Pandelten (2) 8 141, 25. 

18 Als eine folche wird gemeinrechtlih nach 1. 37 8 1 D. 41. 3 gänzliche 
Vernachläßigung des Befiged angenommen Savigny, Beſitz 360; Bruns in 
Beder Jahrb. IV. 143; Haufer, Stellvertretung 33. 9. Erf. Glüdftabt 17/10 
1866 Anz. 67. 12 fpricht aus, daß die Räumung einer Landftelle von Seiten 
des Beſitzers unter Mitnahme des gefammten Mobiliar als beabfichtigte De: 
reliftion anzuſehen fei. Gegen diefe Auslegung erflären fich Geiger, 8. f. ER. 
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auf Hebertragung gerichtet, jo tritt Befitverluft erſt mit Beflg- 
erwerb von Seite des Webernehmers ein !*. Der Befig geht ver- 
loren, wenn der Befiter nicht mehr befigen kann. Dieß tritt beim 
Sachbeſitz ein, wenn dem Beliger jede Einwirkung auf die Sache 
dauernd unmöglich wird 15, Bei unbeweglihen Saden liegt dieß 
vor bei Befigerwerb von Seite eines Dritten durch Uebertragung '°, 
wenn der Befiger durch ein äußeres Ereigniß '” oder durch Ge: 
walt des Befites entſetzt wird ’?, und gemeinrehtlid und nad) 


XII 245; Schirmer, 8. f. E.R. XI. 401; Lenz, Beſitz 228 |. darüber Randa, 
Befig 8 22, 15. Die neueren Landesrechte Schließen fich der Anſicht an, welche 
das gänzliche Unterlaffen von Befighandblungen der Vereliktion nicht gleich“ 
ftellt Koch, Befip 206, 3; Sachen B.G.B. 8 212; Defterreich, U.B.G.B. 8 351; 
Randa, Beſitz 8 22, 16; Aubry 8 179, 17. 

14 Die römischen Juriſten waren bier verjchiedener Meinung, indem Ul- 
pian 1. 34 pr. D. 41. 2 und Bapinian 1. 18 pr. D. 43. 16 die im Tert aud- 
gefprochene Meinung gegen Celſus vertheidigten der 1. 18 8 1 D. 41. 2 den 
Befiperwerb des Uebernehmers für nicht erforderlich erflärt. Der Widerſpruch 
diejer Stellen ift offenbar und fie laſſen fich nicht vereinigen |. die ausführliche 
Erörterung diefer Streitfrage bei Randa, Befig 8 22, 9 und Meifcheider, Befig 
316-322. Für die erftere Meinung erflären fi Windſcheid 8 156, 10; 
Arndis 8 142, 2; Eyner, Tradition 13, 30, Meifcheider, Befig 321; für bie lep- 
tere Brinz, Pandekten (2) $ 141, 8; Randa, Beſitz $ 22, 9. Für das Preußi- 
ſche Recht ſchließen fih auf Grund der Beitimmung Pr. ER. I. 7. 123 der 
erfteren Meinung an Gruchot V. 831; Förfter Eccius 8 161. 50; Randa, Belig 
8 22, 9. 

5 Savigny, Beſitz 339; Windfcheid 8 165, 5; Randa, Beſitz $ 21, 4a; 
8 22, 21 und 23; Bayr. L.R. II.5. 9 Nr. 3; Sachſen 8.6.8. 8 211; Defter- 
reih 4.8.9.8. 8 349. Nah Br. L. R. J. 7. 116 und 123 tritt dieß nur ein 
bei Uebertragung bes Befibes und wenn bie verlorene Gewahrjam nicht wieder 
bergeftellt werden kann. Vgl. oben $ 228, 54 und 102. 

1° Bol. Rote 14. 

173.8. Ueberſchwemmung 1. 3 8 17 D. 41. 2; Windſcheid $ 156, 5; 
Pr. ER. 1. 7. 116; Erk. DO.Tr. 19/6 1863 Entf. L. 57; Förſter Eccius 
8 161, 52. 

1.1845 und 47 D.43. 16; Savigny, Befig 346; Windicheid $ 156, 5; 
Randa, Belit 8 22, 32; Bayr. L.R. II. 5. I Nr. 3; Sachſen 8.6.8. $ 214; 
Oeſterreich U.B.G.B. 8 349; Nanda, Beſitz $ 22, 32 und 34. Dabei ift e8 
nicht erforderlich, daß fich der Dejicient ſelbſt in Beſitz gejegt Habe, es reicht 
zum Befigverluft Hin, daß der Befiter entjegt worden ift. gl. unten 5 229, 
114; 1.4 8 22 D. 41. 3; Gavigny, Beſitz 344, 4; Windſcheid $ 160, 10; 
Rande, Beſitz 8 22, 32; Bayr. L.R. II. 5. 9 Nr. 3. Auch das Defterreihiiche 
Recht ſtimmt damit überein Randa, Beſitz 8 22, 9 und 32a. Nah Sädjfi- 
ſchem Recht wird dieß nicht angenommen werben können, weil nad B.G. B. 
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ſächſiſchem Recht, wenn ein Dritter in Abweſenheit des Beſitzers 
das Grundſtück occupirt und der Befiter, nachdem er Kenntniß 
bavon erhalten hat, bei der Invaſion fich beruhigt '?, während 
nah Oeſterreichiſchem und Franzöfiihem Recht in diefem Falle 
Befigverluft jofort eintritt ?°, und nah Preußiſchem Recht Beſitz⸗ 
verluft gar nicht flatt hat ?!. Bei Mobilien erfolgt Beſitzverluſt 
mit ihrem Untergang ??, alfo auch durch Specifilation 2°, dadurch 
baß die Sache an einen unzugänglichen Drt geräth **, duch Ber: 
lieren, nämlich Unkenntniß des Ortes, an dem die Sache fich be- 
findet *5, bei wilden Thieren dadurch, daß fie die Freiheit wieder 


& 206 die Spolienflage gegen den Dejicienten angeftellt werben kann, wenn 
er im Befig ift, eine Dejeltion aljo nur mit gleichzeitiger Occupation von 
Seite des Dejicienten anzunehmen ift Schmidt, Borlefungen L 171; ebenfo 
ift es nach Preußiſchem Recht, da ber Berluft der Gewahrſam vorausſetzt, daß 
ein anderer ſie an fi reißt Pr. 2,R. I. 7. 146. Das gleihe muß nad fran- 
zöfiichem Hecht angenommen werden, da die reintegrande gegen einen Dritten 
nur gegeben ift, wenn er in böſem Glauben Nachfolger des Dejicienten im 
Beſitz ift Aubry 8 189, 16. Sept fich der Dejicirte jofort wieder in Beſitz, 
jo tritt Beftgoerluft nicht ein 1.17 D. 48. 16; Savigny, Beſitz 349, 4; Wind- 
ſcheid 8 156, 6; Sachſen 8.9.8. 8 181 und 212. Dieß gilt auch nach Defter- 
reichifchem Necht Unger, DO. BR. 8 111, 208; Randa, Beſitz 8 22, 83. Nach 
Dr. 8ER. 17. 111—113 geht durch gewaltjame Entjegung nicht der Beſitz, 
fondern nur bie Gewahrſam verloren vgl. oben 8 228, 101 f. 

1% Solange der Beliter von ber Dccupation nicht Kenntniß erhalten hat, 
gilt der Beſitz als nicht verloren 1.3 8 8 1.46 D. 41. 2; Savigny, Bell 
348; Randa, Beſitz 8 22, 34; Meiſcheider, Beſitz 333; Windſcheid $ 156, 8; 
Erf. Berlin 28/11 1876 Sf. XXXIII. 196 (Naffau); Kreittmayr, Anm. 4a 
zu Bayr. L.R. II 5. 9; Sadien 8.0.8. 8 214. Es ericheint in diefem 
Hal als zureichend, wenn der Beliger, nachdem er von der Invaſion Kennt- 
niß erhalten fofort wieder Beſitz ergreift Bruns, Beſitzklagen 149 f; Erl. 
23/11 1878 Sf. XXX. 272 (Heften); Sachſen 8.8.8. 5 214. 

° Defterreich U.B.G.B. 8 349; Randa, Beilb $ 13,6 und 8 22, 34. 
Das gleiche nimmt Aubry 8 179, 20 auf Grund der Beſtimmung C. o. Art. 
2243 an. Bgl. auch Randa, Befib 5 22, 35. 

21 Nach Preußiſchem Recht ift der Beligverluft in diefem Fall durch die 
oben 8 227, 101 aufgeführte Beftimmung ausgefchloffen Förfter Eccius $ 161, 6. 

22 Sachſen 8.8.8. 8 211; Dernburg, B. BR. I. 8 155, 10. 

22 1,8084 D. 41. 2; Brinz, Pandekten (2) 8 140, 31a; Randa, Belik 
8 22, 22; Sörfter Eccius 8 161, 51. 

20 1,13 pr. D. 41. 2; Windſcheid $ 156, 5; Rande, Beſitz $ 22, 225; 
Sadjien 8.9.8. 8 218. 

25 Es wird babei dauernde Unmöglichkeit ber Einwirkung auf bie Sache 
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erlangen 2°, bei gezähmten dadurch, daß fie die Gewohnheit ber 
Rückkehr verlieren ?7, enblih dadurh, daß die Sadhe in fremden 
Beſitz gelangt *°. Der Rechtsbeſitz geht verloren, wenn die Aus: 
übung überhaupt unmöglich wird ?°, und wenn derjenige, dem 
gegenüber das Recht ausgeübt werben fol ſich der Ausübung des 
Rechts mit Erfolg widerfegt, namentlich durch Bejeitigung der An- 
lagen, welde als Vorausfegung der Ausübung erjcheinen °°, bei 
negativen Servituten durch Vornahme der Handlung auf deren 
Unterlaffung die Servitut gerichtet ift?!, bei Rechten, die in unter: 
brochenen Befithandlungen beftehen durch dauernde und erfolg: 
reihe Verhinderung der Handlung °?, bei Rechten auf eine Leiftung 


voraudgejegt 1 25 D. 41. 2; Windicheid 8 156, 5; Brinz, Pandekten (2) 
8 141, 29; Randa, Befib 8 22, 23; Förfter Eccius 8 161, 38; Sadjen B.G. B. 
8 213; Defterreih A.B. G. B. 8 349. Dieß gilt namentlid) von verirrten Haus: 
tieren 1.38 8 138 D. 41. 2; Sintenis E.R. $ 45, 16; Randa, Beſitz $ 22, 26. 
Durch vorübergehendes Nichterinnern wird der Beſitz nicht verloren, injoferne 
bie Sache an einem Ort ſich befindet, ber dem Befiter allein zugänglich ift 
1..3 8 13 1. 4 D. 4l. 2; GSavigny, Beſitz 340, 5; Pr. ER. L 7. 119. 
Saden zu deren Sicherung der Befiter eine befondere Beranftaltung getroffen 
bat, bleiben in feinem Befiß, folange die Wiedererlangung nicht unmöglich ift 
1. 44 pr. D. 41. 2; Windfcheib 8 156, 3; Sintenis, C.R. 8 45, 14; Randa, 
Beſitz 8 22, 3. 

21,382 1.5 pr. D. 41. 2; Savigny, Befib 342; Randa, Beſitz 
8 22, 27. 

71.3815. 16 D. 41. 2; Randa, Beſitz 8 22, 27a. 

2s 1.15 D. 41. 2; Randa, Beſitz 8 22, 28; Sadien 8.9.8. $ 213; 
Defterreih A.B.G.B. 8 349. Nach Preußischen Landrecht dagegen geht durch 
fehlerhafte Befigergreifung der Befit nur dann verloren, wenn die Gewahrjam 
bes Beſitzers nicht wieder hergeftellt werben kann oben $ 227, 102. 

 Dieh tritt ein bei Untergang der Sache mit der das Recht aktiv oder 
pajfiv verbunden ift Randa, Befig 3 35, 5, oder durch Veränderungen, welche 
die Ausübung dauernd unmöglich machen Randa, Beſitz 8 35, 6. Der Befig 
von Serpituten, die mit Detention einer Sache verbunden find, geht mit dieſer 
verloren Randa, Befig 8 35, 10; der von Grunddienftbarfeiten mit dem Beſitz 
ber herrichenden Sache Randa, Befib 8 35, 11; Windſcheid $ 163, 12. 

1.8883 1.9 pr. D. 8. 5; Randa, Bejig 8 35, 19; Sachſen 8.6.8. 
8 562; Erf. Jena 22/12 1855 Sf. XXI. 21 (Deffentliches Verbot der Her- 
ftellung einer verſchütteten Wafferleitung). 

2ı1,6D.8. 2; Randa, Beſitz 8 35, 28; Defterreih A.B.G.B. F 351; 
Sachſen 8.8.8. 8 562. 

22 Randa, Beſitz 8 35, 20. Erf. Kiel 8/2 1865 Anz. 65. 84 ſpricht aus, 
daß der Befit einer Wegeſervitut durch Verhinderung ber Benügung verloren 
gebe, wenn ber Beſitzer ſich dabei beruhigt. 
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durch Verweigerung der Leiltung °°. Nach Preußiſchem Landredt 
geht der Beſitz eines affirmativen Rechts verloren, wenn der Ber: 
pflichtete die Erfüllung verweigert und der andere fich dabei be- 
ruhigt **; der Befig eines negativen Rechts, wenn der zum Dul⸗ 
den Berpflichtete die Vornahme der Handlung dem Befiger mit 
Erfolg unterfagt ?°; der Befik eines Unterſagungsrechts, wenn der 
Verpflichtete die Handlung, die er unterlafien follte, wirklich vor- 
genommen bat ?6. 

Der durch Repräfentanten geübte Befiß wird verloren: 

1. wenn der Bertretene den Befigwillen aufgibt ®”; 

2. gemeinredhtlih und nach Sächſiſchem, Defterreihifhem und 
Sranzöfiihem Recht, wenn der Stellvertreter die thatjächliche Ge- 


38 Es ift beftritten, wann bier Befigverluft eintrete vgl. Dunder, 2. f. 
d. R. II. 78. Böllig unzuläßig ift die Annahme, daß durch bloßes Unter- 
bleiben der Leiſtung Befiverluft eintrete vgl. Dunder, 8. f. d. R. II. 79; 
Nanda, Beſitz $ 35, 38. Die oben gegebene Entſcheidung, für welche über: 
wiegende Gründe fprechen, wird vertreten von Dunder, 3. f. d. R. Il. 79 und 
Neallaften 101; Friedlieb, NReallaften 321; Bruns, Beſitz 210 und Beſitzklagen 
252; Randa, Beſitz 8 35, 40; Windſcheid 8 464, 7; Erk. Wiesbaden 26/3 
1852 Sf. VIL 42; Kiel 21/5 1862 Sf. XVI. 115; Jena 26/2 1848 Sf. XVIII. 
250; 417 1849 Sf. XIX. 151; Darmftadt 20111 1855 Sf. XII. 340; 2019 
1862 Sf. XVII. 46. Dieß gilt auch nach Defterreihh 4.8.6.8. 8 351; Rande, 
Befit 8 7b, 8, 8 35, 39. Nach einer davon abweichenden Meinung jol außer- 
bem noch erforderlich fein, daß fich der Berechtigte dabei beruhigt habe Noß- 
hirt, U. f. C.Pr. VIIL 72, Puchta, Vorlefungen I. 300; Befeler, P.R. $ 80, 
11; Erk. Stuttgart 719 1858 ©f. VII. 48; Sena 1315 1841 Sf. XIV. 117, 
was in dem Pr. ER. I. 7. 126 gejeglih anerkannt ijt unten Note 34; ſ. 
gegen diefe Auffafjung Dunder, 8. f. ©. R. 11. 79. 84; Friedlieb, R.L. 321. 
Eine andere Meinung fordert eine mit Behauptung der Freiheit verbundene 
Weigerung Renaud, RL. 74; Mittermair, P.R. 8 174, 23. Eigenthümlich 
ift die Auffaflung der Bayriſchen Praxis, welche zwar auh annimmt, daß 
bloße Weigerung der Entrichtung nicht Befigverluft zur Folge Habe Erf. Mün- 
hen 1011 1846 BI. XI. 330; 11112 1848 91. XVII. 240; 918 1853 91. XX. 
192; 10111 1873 Sf. XXIX. 7; allein andererjeit3 zur Beſitzentſetzung wie 
bei Servitutes discontinuae den Ablauf eines neuen Leiftungstermind voraus- 
jegt f. den Aufſatz: Zur Lehre von den poſſeſſoriſchen NRechtsmitteln BL. VI. 
37. 152; Erf. Münden 98 1853 Bl. XX. 192, 10/5 1853 31. XX. 295; 
7113 1862 81. XXVII. 377. 

4 Br. L. R. 17. 126; Korte in Gruchot V. 126, Förfter Eccius 8 161, 61. 

Nr L. R. I 7. 127; Förſter Eccius 8 161, 62. 

oe Pr. L. R. J. 7. 128, Förſter Eccius 8 161, 63. 64. 

#7 Förſter Eccius $ 161, 67; Koch, Beſitz 213, 2. 
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walt ohne feinen Willen verliert ?®, während nah Preußiſchem 
Recht Befigverluft nur eintritt, wenn der Befißer oder fein Stell- 
vertreter die Gewahrfam nicht mehr erhalten kann oder wenn der 
Beſitz von einem Dritten fehlerfrei erworben wird 2°; 

3. wenn der Stellvertreter die Sache derelinquirt und ein 
Dritter Beſitz ergreift. Gemeinrechtlich ift e3 beftritten, ob zum 
Befigerwerb des Dritten Kenntniß bes Beſitzers erforderlich fei *°; 
Dagegen ift nah Preußiſchem *', Defterreichiichem *? und Fran- 
zöſiſchem Recht *? der Befigverluft gleih mit Occupation des Drit- 
ten gegeben; 

4. wenn der Stellvertreter den Befit an einen Dritten tra- 
birt. Gemeinrechtlich iſt es beftritten, ob bier zum Befißverluft 
Kenntniß des Befiters erforderlich ſei““. Nach Preußiſchem, Defter: 
reichiſchem und Franzöſiſchem Recht tritt hier Befigverluft mit der 
Apprebenfion des Dritten von jelbit ein *°; 

5. wenn der Stellvertreter feinen Willen bethätigt, die Sache 
für fih oder einen Dritten zu befiten. Gemeinrechtlich ift bei 


ss 1.1 8 22 D. 43. 16; Savigny, Befib 368; Windſcheid $ 157, 1; 
Arndts 8 1430; Randa, Beſitz 8 23, 4; Sachſen 3.6.8. 8 215. Ueber das 
Defterreichifche und Franzöfiiche Recht vgl. Randa, Beſitz 8 22, 35 und 8 23, 
4. Renntniß des Bertretenen von der Dejektion ift dabei auch gemeinrechtlich 
nicht erforderlich Windſcheid 8 157, 1; Randa, Beſitz 8 23, 4. Beſitzent⸗ 
fegung des Bertretenen bewirkt Befihverluft nicht, folange der Vertreter im 
Befig bleibt 1. 18 45 D. 48. 16; Randa, Befib 8 23, 1. 

” Förſter Eccius 8 161, 79. 

Die Beftimmung 1. 12 Cod. 7. 32 wird verſchieden ausgelegt. Nach 
ber einen Anſicht ift Kenntniß des Beſitzers in allen Fällen erforderlich aljo 
auch bei Mobilien Savigny, Beſitz 370; Randa, Beiig 8 23, 7. Nach der 
anderen Anfiht ift dieſe Kenntniß nur bei Immobilien erforderlihd Wind- 
jcheid 8 157, A; Meifcheider, Befib 352; Sintenid, ER. 8 45, 25; Arndts 
8 143, 1; dem fchließt fih Sadien 3.0.8. $ 216 an. Nach der britten 
Meinung tritt mit der Occupation fofort Befigverluft ein Witte, 3. f. ER. 
XVII 269; Baron, Jahrb. f. Dogm. VII. 265; Bangerom 8 209 Unm.; 
Bruns, Beſitzklagen 114 f. j 

41 Borausgejeht wird dabei fehlerfreie Erwerbung von Geite des Dritten 
Förfter Eccius 8 161, 76. 

“2 Randa, Beſitz 8 28, 7. 

48 C, c. Urt. 2239. 

Es tritt bier die gleiche Meinungsverichiedenheit hervor wie bei der 
ungetreuen Dereliltion des Vertreters oben Note 40. 

“6 Bol. oben Note 41 - 48. 

Roach, Dentfches Privatrecht, III. 7 
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Mobilien jede Bethätigung genügend, und ein befonderer Aft der 
Zueignung nicht erforderlich *°; dagegen ift bei Immobilien zum 
Befigverluft Kenntniß des Beſitzers erforderlich *”. Nah Sächſi— 
ſchem Recht ift erforderlich, daß der Vertreter die Sache durch eine 
förperlic vorgenommene Handlung ſich zueignet und bei Immo: 
bilien überdieß, daß der Befiger Kenntniß davon hat und den Beſitz 
nicht fofort fih wieder verſchafft *°. Nach Defterreihiihem Recht 
ift zum Befitverluft jede Bethätigung des Willens des Repräfen- 
tanten, die Sache für fich oder einen Dritten zu befiten, genü- 
gend *?. Nach franzöfiihem Recht tritt Befitverluft an den Re- 
präjentanten nur ein mit Kenntniß des Befiters von der Untreue 
desjelben 5°. Nach Preußiſchem Landrecht ift der Befitverluft an 
den Repräfentanten nicht denkbar, da die bloße Willensänderung 
den Repräfentanten nit zum Beliter macht und fehlerfreier 
Befigerwerb dabei ausgefchloffen ift5!. Ohne Einfluß auf ben 
Beftand des von Stellvertretern geübten Befiges ift der Tod und 
die Willensunfähigfeit des Vertreters °?, das Aufhören des Ber: 
tretungsverhältnifjes °° und Dereliltion von Seite des Stellver: 


treters St, 


#6 Auf Grund der Beitimmung 1. 3 8 18 D. 41. 2 wird von manchen 
angenommen, daß zum Beſitzverluſt contrectatio erforderlich ſei. Savigny, 
Befig 364; Seuffert, Pandelten 8 112, 1, Gintenis, E.R. 8 45, 28, Erl. 
Berlin 295 1872 Sf. XXVI. 207; ſ. dagegen Schirmer, 2. f. ER. XI. 
464 ;, Randa, Beſitz 8 23, 10, die jede Bethätigung des Willens für genügend 
halten. Eine ſolche ift jedoh in einem bloßen Ableugnen nicht zu jehen 
Randa, Beſitz 8 28, 9; Meifcheiber, Beſitz 358. 

4 Bol. oben Note 19, Windſcheid $ 157, 6; Rande, Beſitz $ 23, 10. 

s Sachſen 8.6.8. 8 216. 

Randa, Beſitz 8 23, 10. 

6° Dieß folgert Randa, Beſitz $ 23, 12 aus C. c. Art. 2238. 

Pr ER L 7.69 125; Förſter Eccius 8 161, 69; Randa, Beſitz 
8 23, 12. 

21,.3881.2581;14031D. 4. 2; Windſcheid 8 157, 3; Mei- 
icheider, Befi 344; Förſter Eccius $ 161, 67; Sachſen B.G.B. $ 216; Randa, 
Beſitz 8 23, 3, 

81,608 1D. 19. 2; 1.20 D. 41. 2; Randa, Beſitz $ 23, 3; Förſter 
Eccius 8 161, 67. 

*1.3$8D. 41. 2; 1. 12 Cod. 7. 32; VBangerow 8 209, Anm, Wr. 1; 
Savigny, Bejib 369; Windſcheid 8 157, 4; Sadjen B.G. B. $ 216; Randa, 
Befig $ 23, 2. Befigverluft tritt Hier ein, wenn ein Dritter Beſitz ergreift. 
Bgl. oben Note 40 -48. 
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8 229. 
VI. cut des Beſttzes. 


Als die weſentlichſte Wirkung des Befiges tft der demſelben 
gegen Störung oder Entziehung gewährte Schuß zu bezeichnen. 
Nah römiſchem Recht waren als Schußmittel die Interdieta re- 
tinendae und recuperandae possessionis gegeben !. Die erfteren 
waren urſprünglich verichieden, jenachdem fie fih auf Immobilien 
(Interdietum uti possidetis) ? oder Mobilien (Interdietum utrubi) ® 
bezogen; im juſtinianiſchen Recht find beide gleichgeftellt *. Neben 
biefen beiden Interdikten, die unter der Bezeichnung des posses- 
sorium ordinarium 5 zujammengefaßt die Entjcheidung über den 
Befisftand während des Petitoriums zu bringen den Zweck hatten, 
war durch die Praxis das f. g. possessorium sumariissimum aus: 
gebildet, durch welches der Streit über den proviforifhen Befik- 
ftand während der Dauer des possessorium ordinarium entjchieben 


1 Veber die geſchichtliche Entwidlung des Befigichuges im römijchen Hecht. 
Bol. Meifcheider, Befib $ 12—14 und ©. 480 f. 

? Savigny, Befib 406; Brinz, Pandekten (2) $ 181. 182; Meifcheiber, 
Befi 430; Vangerow 8 336, Anm. 1; Hößel, über das Interdictum uti 
possidetis BI. f. Thür. IX. 332. 

2 Savigny, Beſitz 411; Bruns, Befisflagen 8 13. 14; Meifcheider, Be- 
fig 446. 

* Windicheid 8 159, 2; Bruns, Beligflagen $ 7; Randa, Beſitz $ 7a, 2. 

5 Diefed Possessorium ordinarium ift das in einigen Punkten modifi- 
cirte Interdietum uti possidetis Bruns der ältere Bejig und da8 ordinarium 
in Beder, Jahrb. IV. 86; Heimbach, R.L. VIII. 224; Windicheid 8 1628, 2. 
In Bayern namentlich ift die Fdentität des possessorium ordinarium und 
de3 Interdictum uti possidetis anerkannt Erf. 2315 1845 und 3110 1848 
BL. XX. 43; GSeuffert, Commentar zur G.O. IL 78, la. Die Bezeichnung 
possessorium ordinarium findet fih auch in einem anderen Sinn nämlich 
für die petitorifche Klage auf Wiedererlangung eined verlorenen titulirten Be— 
figed Bruns in Beder, Jahrb. IV. 35 f.; Meifcheider, Beſitz 172; Randa, 
Befig $ 7a, 11, wobei dann das possessorium summariissimum zum Schuß« 
mittel gegen Befigftörung geworden iſt. Dieß ift die Stellung des Preußi- 
ſchen und Defterreihiihen Recht? Dernburg, PB. PR. I. $ 157, 11. 12; 
Meifcheider, Beſitz 186; Randa, Beſitz 8 7a, 12. Auch in Schleswigholftein 
3. 1311 1797 8 1 und 19 ift die Bezeichnung in diefem Sinne gebraudt; 
die dort näher beftimmte Spolientlage ift das possessorium des gemeinen 
Rechts. 


7* 
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werden jollte®. Als Interdicta recuperandae possessionis finden 
fih im römischen Recht das Interdietum unde vi ”, das Interdictum 
de precario ®, und das Interdietum de clandestina possessione ®, 
welche das canonische Recht zur Spolienklage erweiterte 1%. In 
der Hauptſache find dieſe Schugmittel in der Geftaltung, die 
fie in ber mittelalterliden Entwidlung angenommen baben in 
dem Nechtögebiet de3 gemeinen Rechts erhalten ?', und fie bil- 
den die Grundlage des Befibfchuges in den neueren Landesrech- 
ten 12. Für das deutfche Recht ift der Beſtand in der neueren 


® Bruns, Beſitz 266. 398; Heimbach, R.2. VIII. 226; Meiſcheider, Beſitz 
142. 155. 161. Bgl. unten Rote 44 f. 

T Saviguy, Beſitz 421; Bruns, Befigllagen 8 11. 12; Meifcheider, Belt 
451; Randa, Beſitz 8 7a, 14 f.; Brinz, VBandelten (2) 8 188. 

s Savigny, Beſitz 458; Brinz, Pandekten (2) 8 184; Randa, Beſitz & 70, 
23. Dem Interdictum de precario wird von Ihering, Grund bes Befik- 
ichuges 97, Bruns, Befigflagen $ 14 und Meifcheider, Beſitz 468 die Eigen- 
ichaft eines interdietum recuperandae possessionis abgefprochen vgl. dar⸗ 
über Windfcheid 8 160, 17. 

9 Savigny, Befib 452. Vgl. über diefed Rechtsmittel Windſcheid 8 160, 2. 

1 Savigny, Beſitz 509; Brund, Beſitzklagen 8 20—25; Meiſcheider, 
Befig $ 26, 31; Maaßen in Beder, Jahrb. III. 227; Randa, Beſitz $ 7a, 
43; Stobbe, PR. 8 77, 18; Windſcheid $ 162a, 1. 

11 Meber die Entwidlung bes Befigichuges in Deutſchland vgl. Brung, 
Befig 8 4446; Meifcheider, Befig 5 23-81. Pie Schleswigholfteiniihe 8. 
1311 1797 Yat die Klage megen Störung und Entfegung bes Beſitzes zur 
Spolienklage vereinigt. 

2 Die Entwidlung in Defterreich ift mit der gemeinrechtlichen völlig 
übereinftimmend Randa, Beſitz $ 7a, 45a f.; ebenjo find die Beitimmungen 
des Sächſiſchen B.G.B. in ber Hauptjacdhe dem gemeinen Recht entnommen 
Meifcheider, Befig 188. Das Breußifhe Recht Hat die Schugmittel gegen 
Störung und Entziehung des Befiged zu einem einzigen Nechtämittel ver- 
einigt Dernburg, Pr. PR. I. 8 157, 12. In der gegenwärtigen Darftellung 
werden zur Erleichterung der Ueberfiht die Schußmittel gegen Störung und 
Entziehung des Beſitzes auch für das Preußiſche Recht getrennt behandelt, wie 
dieß auch von Koh, Beſitz 8 27. 28 und P.R. 8 184. 185 geſchieht. In 
Frankreich waren urſprünglich die römiſchrechtlichen Schugmittel in ihrer 
mittelalterliden Geftaltung in Geltung Meifcheider, Beſitz 8 27; Zachariä 
8 187a, 1. Im C. civ. ift nur die Beſitzſtörungsklage »complainte« gere⸗ 
gelt, da er indeflen Art. 2060 Nr. 2 auch die Beſitzentſetzungsklage »reinte- 
grande«, erwähnt, jo werden für dieje die Grundſätze des älteren franzöſiſchen 
Rechts in Anwendung gebracht Aubry 8 189, 1. Ueber die Entwidlung der 
Beligklagen im älteren franzöfifchen Recht vgl. Bruns, Beſitz 8 42. 
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Proceßgeſetzgebung anerkannt ’°. Der Schuß des Beſitzes geſtaltet 
ſich demnach folgendermaßen: 


A. Die Beſitzzſtörungsklage. 


Für die Befigftörungsflage gelten folgende Grundfäge: 

I. Nach römiſchem Recht war das Rechtsmittel nur zum Schub 
des Sachbeſitzes und der perjönlichen Servituten gegeben ‘'*, da 
Prädialfervituten nur foweit geſchützt wurden, als befondere Rechts: 
mittel für fie beftimmt waren !5, und die übrigen, bei denen dieß 
nit der Fall war feinen Schub genoffen !°. Durch die Praris 
ift indeß das Rechtsmittel auf alle Arten des Rechtsbeſitzes aus— 
gebehnt !7, jeboch in der Art, daß ed nur Anwendung findet ſo⸗ 


Nah D. E.Br.D. 8 232 dürfen die Beſitzklage und die Klage, mit 
welcher das Recht geltend gemacht wird, nicht in einer Klagjchrift verbunden 
werben. Die D. C. Pr.O. hat zwar feinen eigenen Befibprozeß ausgebildet, 
aber für die Beſitzklage die Geltung der beftehenden Landesrechte aufrecht er- 
Balten. Dieß ift von Einfluß auf die Geſtaltung des Preußiichen Rechts, da 
das durch die A.G.O. eingeführte possessorium summariissimum als bejeitigt 
erfcheint und damit auch die darauf beruhenden Beichräntungen des Befik- 
ſchutzes befeitigt find Yörfter Eccius 8 162, 27. Ausgeichlofien von ber fol: 
genden Darftellung bleiben bie Befitcondiltionen, denen die Eigenſchaft von 
Beſitzklagen nicht zulommt ſ. Randa, Beſitz 8 1, 10b, und die daher im Ob⸗ 
ligationenrecht zu behandeln find. Beſonders geregelt ift der Beſitzſchutz durch 
Scleswigholftein 8. 18/11 1797 über Spolienſachen. &3 ift ihier für Störung 
und Entfegung die Spolienflage als einheitliches NRechtämittel gegeben unb 
das Verfahren bejonders geregelt vgl. Ipſen das possessorium und bie Spo- 
lienklage S.H. Anzeigen 1858, 93; Yald, S.H. Privatreht IV. 8 11. 

1 Savigny, Beſitz 396. 477. 

5 Savigny, Beſitz 481; Windſcheid 8 164, 3; Seuffert, Bandelten 8 417. 
418. Es find dieß das Interdictum de cloacis Seuffert, Pandelten $ 417,5; 
Windſcheid $ 164, 14; das Interdietum de itinere actuque privato Seuffert 
8 418, la; Windiheid 8 164, 3; das Interdictum de aqua ducenda Wind- 
fheib 8 164, 8; Seuffert 8 418, 12a, unb de fonte Geuffert 8 418, 21; 
Windſcheid 8 164, 13. 

ie Savigny, Befig 497; Windſcheid 8 164, 15. 

17 Bruns, Befig 383. 384; Windfcheid 8 164, 16; Schleswigholftein 8. 
1311 1797 8 1; Erf. Wiesbaden 1717 1850 Sf. V. 171; Celle 712 1857 
T.E. IV. 11 und 2110 1869 Sf. XXVIIL 92 (Weidereht); Wolfenbüttel 
2218 1847 Sf. XVI. 174 (Holsgereditfame); Münden 1911 1874 Sf. XXXI. 
314 (Gebäubedienftbarkeiten); Darmftabt 1215 1847 Archiv f. Pr. R.W. VI. 
301 (servitus ne luminibus officiatur); 1866 A. f. Pr. R.W. III. 1879 (Pa- 
tronat). Dieß galt nicht nach früherem Bayriſchen Hecht, nach welchem bie 
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weit nicht das römische Recht für einzelne Rechte befondere Schub: 
mittel gewährt 18. Nach Defterreihiihem Recht ift das Rechts: 
mittel für den Sachbefit und alle Arten des Rechtsbeſitzes ge⸗ 
geben '?. Nah Preußiſchem Recht fteht es bei allen Arten des 
Befites ?° alfo auch beim Rechtsbefig zu ?!; außerdem ift e3 aber 
auch demjenigen gegeben, der nur Gewahrfam hat *?*. Nach Säch— 
ſiſchem Recht ift das Rechtsmittel nur gegen Störung im Beſitz 
von Saden und Servituten gegeben ?®, jedoch auf diejenigen aus: 
gedehnt, welche eine Sache zur Benugung oder zum Zweck der 


Anwendung der Bejisflage auf Prädialjervituten ausgefchloffen war Bayr. 
G.O. 1753 1II, 4 Nr. 2, Bayr. ER. I. 7. 9 Nr. 5, was dur Pr. ©. 1869 
Urt. 584 und E.G. Art. 26 bejeitigt ift Roth, Bayr. ER. (1) 8 134, 21—23. 
Die Einführung der D. C. Pr.O. hat daran Nichts geändert. 

i8 Wo diefe vorhanden find, ift die analoge Anwendung des Interdietum 
uti possidetis ausgejchloffen Glüd, Commentar X. 209; Pfeiffer, Praktiſche 
Auf. VII. 441; Platner, Sachenrecht 8 51, 2; Erf. Wiesbaden 1717 1850 
Ef. V. 171; Berlin 2111 1872 Sf. XXVII. 211 (Nafjau); Cafjel 1860 Sf. 
XVI, 221; Darmftadt 21110 1856 U. f. Pr. R.W. VII. 134; 2414 1866 Sf. 
XIX. 233; Lübed 208 1853 Sf. XXII. 1846; Celle 21110 1869 Sf. XXVI. 
92; 1411 ‚1879 Sf. XXXV. 98; Roftod 1513 1845 Budde IIL 84. Für 
das Bayriſche Recht verwirft Kreittmaygr, Anm. 2d zu IR. IL, 5.10 und 
Unm 1 f. zu ER. II 8 12 die Unmwendung der gemeinrechtlichen Servi⸗ 
tuteninterbifte und gibt zu ihrem Schuß nur die allgemeinen Rechtsmittel. 

1? Randa, Befib 8 7b, 3; es ift dieß in der Defterreihiichen Praxis na- 
mentlich auch Hinfichtlich der affirmativen Rechte anerkannt. Nah A.B. G. B. 
8 351 wird die Weigerung bei rechtzeitig angebrachter Klage als Störung 
außerdem als Entjegung angejehen Randa, Beſitz 8 7b, 8. 

20 Pr. L.R. J. 7. 154 Es iſteht namentlid aud dem unvollftändigen 
Befiger zu Pr. EUR. I. 7. 169. 170; Förſter Ecciuß 8 162, 50. 

1 Erk. D.Tr. 2613 1852 Bujammenftellung I. 1. Beftritten ift dieß nur 
bezüglich der affirmativen Rechte, denen ein Pl.B.O.Tr. 2213 1844 Entſch. X. 
97 die pofjefjorischen Nechtsmittel allgemein abſpricht. Mit Necht erklären 
fi) Korte bei Gruchot V. 14, Förfter, P. PR. 8 162, 69 und Förſter Eccius 
8 162, 72—75 gegen biefe Wuffafjung wenigſtens foweit es fi um Leiftungen 
handelt die mit Grund und Boden verbunden find und dadurch einen bing- 
lihen Charalter erhalten. Vgl. über dieje Frage Heydemann, Einleitung 1. 
334, 620; Dernburg, B. B.R. J. 8 160, 9; Meiſcheider, Beſitz 404; Randa, 
Beſitz 8 7b, 7. 

22 Pr. L.R. 1 7. 141. 150; Heydemann, Einleitung I. 374, 754; Dern- 
burg P. PR. I, 8. 158. 8. Nur gegenüber demjenigen, in deſſen Namen er 
innehat, ift dem Inhaber der Befisfhug verjagt Pr. ER. I 7. 144; Koch, 
Belib 60; Förſter Eccius 8 162, 48. 

» Sachſen 8.6.8. 8 205. 580 vgl. oben 8 227, 48. 
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Sicherung innehaben **. Nah franzöfiihem Recht ift Die Befig- 
flörungsflage nur für Immobilien, nit aber für Mobilien ?°, 
dann für Servituten, nicht aber für andere Rechte gegeben *°. 
II. Borausfegung der Anwendung des Rechtsmittels ift: 
1. Zur Zeit der Klagftellung muß der Kläger gemeinrechtlich 27 
und nah Defterreichifhem 2° und Franzöfiihem Recht ?? im Beſitz 
ber Sache oder des Rechts fein, während nach ‘Breußiichem ®° und 


2. Sachſen B.6.B. 8 208. Es find dieß: Pächter, Miether, Commodatar, 
Sauftpfandgläubiger und Retentiondberechtigte. Schmid, Vorlefungen 8 49 II. a. 

25 Bacharik 8 187b, 15; Randa, Befi $ 7, 12. Eine Ausnahme wird 
von manden auf Grund von ©. c. Art. 734 für eine Mobiliarerbſchaft ge- 
macht Zachariä $ 187b, 16. 

26 Bachariä 8 187b, 4; Bruns, Beſitzklagen 227, 9; Erk. Glüdftadt 8:10 
1860 Anz. 61. 170; Celle 716 1857 Sf. XU. 33; Münden 916 1880 Samm- 
lung VIII. 164. 

71.184 1.3 88 D. 43. 17; Savigny, Beſitz 407; Erk. Eelle 716 
1857 ©f. X. 33; Münden 916 1880 Sammlg. VIII. 164; Erf. Glüdftadt 
8110 1860 Anz. 61. 170. Gemeinrecdhtlich gilt dieß für den abgeleiteten wie 
für den urfprünglichen Beſitz, weßhalb der Ufufruftuar die Beſitzſtörungsklage 
bat Meifcheider, Befit 371. Dem bloßen Detentor fteht gemeinvechtlich daß 
Rechtsmittel nicht zu 1. 9 D. 6. 1; daher verfagt Erf. Darmftadt 2111 1849 
Sf. XXVIL 11 und Darmftabt Präjudiz Nr. 157 dem Pächter das Schutz⸗ 
mittel und Erk. München 20112 1879 Sammig. VIII 58 ftimmt dem für das 
gemeine Recht bei. Bayr. L.R. II. 5. 12 Nr. 4 fpricht zwar aud) dem De- 
tentor dag Schubmittel ab, allein nad) Bayriihem Landrecht wird unter De- 
tention nur die Innehabung ohne eigenes rechtliches Intereſſe verftanden oben 
8 224,5, fo daß nad Bayriſchem Landrecht der Pächter auf Grund feines 
Rechtsbeſitzes Beligesfchug anzufprechen hat. Kreittmayr, Anm. 3b zu URN. 
IV. 6. 21; Erf. Münden 3115 1873 Sammlg. IT. 127; 1218 1881 Sammlg. 
IX. 82. Die in Erf. Münden 20112 1879 Sammlg. VIII. 58 aufgeftellte An- 
ficht, daß das Bayriſche Landrecht den Pächter als wahren Befiter, alfo als 
Sadbefiger anjehe und ihm deßwegen den Interdiktenſchutz verleihe, kann ich 
nicht theilen. 

28 Daß nad) Defterreihiihem Recht die Beſitzſtörungsklage dem Detentor 
nicht zuftehe, hat gegen bie abweichende Meinung Defterreihiicher Schriftiteller 
Randa, Beſitz 87, 2 überzeugend dargethan. Das Defterreihiiche Recht nimmt 
aber diejelbe Stellung ein wie das Bayrijche Recht, indem e3 demjenigen, der 
eine Sache im eigenen Intereſſe betinirt, wie dem Pächter, Schuß im Rechts- 
bejig gewährt Randa, Beſitz 8 7b, 14. 

2e Nach C. de pr. Art. 23 und C. o. Art. 2229 wird bei der complainte 
einjähriger ruhiger Beſitz der Sache oder bed Rechts vorausgefegt Aubry 
5 187, 5. 6; Badariä $ 190; Randa, Beſitz 8 7, 12. 

90 Vgl. oben Note 22. 
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Sächſiſchem Net?! auch der Detentor das Nechtsmittel hat. Es 
gelten hiefür folgende Grundfäge: 

a. Die Befipftörungstlage fteht gemeinrechtlich und nad Oeſter⸗ 
reihiihem und Franzöſiſchem Recht den Mitbefitern gegen ein- 
ander allgemein, nad Preußiſchem Recht jedoch nur infoferne zu, 
als e3 fich nicht um den Umfang der Antheile handelt °?. Gemein: 
rechtlich Tann gegen Dritte jeder Mitbefiter die Befibftörungsflage 
für fih allein ftellen ®°. 

b. Gemeinrechtlich 5* und nah Preußiſchem 35, Sächſiſchem °° 
und Defterreihiihem Recht?” fteht den Erben das Rechtsmittel 
nur zu, wenn die Störung zu Lebzeiten des Erblafjers eingetreten 
ift, nicht aber wegen Befikftörungen, die in der Zeit vom Tod des 
Erblafjers bis zum Erwerb der Erbihaft fallen. Nah Franzdfi- 
ſchem Recht ift das Rechtsverhältniß beftritten °°. Dem Singular: 
jucceffor fteht dag Rechtsmittel wegen der feinem Borfahr wider: 
fahrenen Befisftörungen nicht zu °°. 

c. Den gegenwärtigen Befigitand hat der Kläger zu beweifen *°, 
wobei e3 nicht genügt auf eine frühere Erwerbshandlung fich zu 


#1 Bgl. oben Note 24. 

s2 Val. oben $ 226, 18. 18. 

sFr. Glückſtadt 202 1864 Anz. 65. 148. 

*Heerwart, 8. f. E.R. XII. 210; Witte, Interdictum 84; Randa, Beſitz 
8 7d, 1.2. A. M. Albert, Interdicetum 8 158, der dem Erben nur Fort. 
führung ber bereit3 angeftellten Klage geftatten will. 

5 Br. L.R. I 7. 149; Föriter Ecciuß 8 162, 52—54. Früher murde 
angenommen, daß nad) Preußiichem Recht der Beſitz auf die Erben übergehe, 
ber Erbe daher das Rechtsmittel wegen aller zu Lebzeiten des Erblafjerd und 
nad feinem Tod vorgefommenen Befisftörungen habe. Durh PI.B.DTr. 
Berlin 7111 1849 ift der oben aufgeführte Grundjag anerkannt Gruchot V. 
480. 481; Förſter Eccius 8 162, 55; Randa, Beſitz $ 15, 9a. 

se Sachſen 3.9.8. 8 2289. 

87 Randa, Beſitz 8 7d, 2. 

* Nach franzöfiihem Recht wird von Manchen Uebergang des Befites 
auf ben Erben angenommen Badhariä 8 185b, 3; Coſak, Beſitz des Erben 
107; a. M. Randa, Beſitz $ 15, 18. 

© Randa, Beſitz 8 7d, 3; Förfter Eccius 8 162, 59. 

40 Savigny, Beſitz 338; Pr. UR. 1. 7. 154; C. de pr. Urt. 23. Nach 
Erk. Münden 7112 1841 Bl. VII. 107 und 15111 1844 Bl. XIII 56 genügt 
zur Klagebegründung die allgemeine Ungabe des Belipftandes; nah Erf. Lü- 
bed 11112 1875 ©f. XXXII. 302 genügt der Nachweis, dab Kläger zur Beit 
bes BroceBanfangd Befiger gemwejen jet. 
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berufen *. Doch begründet der Nachweis früheren Erwerbs eine 
Bermuthung der Fortdauer bis zur Störung, wenn nicht thatſäch— 
lihe Momente diefer Annahme widersprechen *?. Auf die Beichaffen: 
heit des Befites kommt es nicht an, es ift gleichgiltig ob er red⸗ 
lich oder unredlich, rechtmäßig oder unrechtmäßig, echt oder un- 
echt ift, foweit er nicht dem Bellagten gegenüber fehlerhaft erwor: 
ben ift *®. 

d. Kann nicht fofort conftatirt werden, welcher der beiden 
PVrätendenten der Befiter ſei, jo wird gemeinrechtlich demjenigen 
proviforifher Befikichug gewährt, der die neuefte zweifellofe Be- 
ſitzhandlung darthut. Für die Bethätigung diefes Schutzes war 
burch die Praris ein befonderes Rechtsmittel, possessorium sum- 
mariissimum, auögebildet **. Durch die D. C. P.O. ift dieſes be- 


*1 Savigny, Beſitz 389. 

“2 Savigny, Befit 390; Randa, Befig 8 7b, 17b; Seuffert, Bandelten 
8 412, 5; Ert. Jena 275 1884 Sf. XIV. 8; 1612 1841 Sf. XV. 149; Dres 
ben 218 1863 Sf. XVIII. 114. Dieß gilt auch nad) Preußiſchem Hecht 
Pi.B.O.Tr. Gill 1848 Bräj. 2068 Entſch. XVII 3; Förfter Eccius 8 162, 
28; Dernburg, P. PR. I. $ 158, 12. Das Gleihe wird nad Defterreichi- 
ihem Recht, da3 feine darauf bezügliche Beftimmung enthält, angenommen 
Randa, Beſitz 8 7b, 17b. 

“]. 1 pr. 8 5; 1.3 pr. 8 10 D. 41. 2; Sapigny, Beſitz 410; Randa, 
Befig 8 7, 14; Erf. Münden 16112 1879 Sf. XXXV. 184; Sadien 8.6.8. 
& 206. 207; Defterreih A.B.G.B. 8 339; Randa, Belib 8 7, 13. 23. Die 
gilt auch nad Preußiſchem Recht Koch, PB. PR. 8 184, 6 und Beſitz 941; 
Heydemann, Einleitung I. 376; Förſter Eccius 8 162, 48. A. M. Borne- 
mann, Syitem I. 267 der dem fehlerhaften Befigerwerb jeden Beſitzſchutz ver- 
fagt. Dagegen ift es nad franzöfifhem Necht beftritten, ob jeder Beſitz ober 
nur der fehlerfreie geichüägt werde; "für die legtere Alternative entſcheiden fich 
Badhariä 8 188, 2; Aubry 8 187, 14; für die erftere die bei Zachariä 8 188, 8 
Angeführten vgl. unten Rote 86. Guter Glaube ift auh nah Franzöſiſchem 
Hecht nicht erforderlih Zahariä 8 188, 10; Randa, Beſitz 8 7, 13. 

* Savigny, Beſitz 521; Bruns, Beſitz 260. 420; Koch, Beſitz 254 f.; 
Meifcheiber, Beſitz 5 25 und 30; Randa, Beſitz 8 7a, 11; Windſcheid 8 159, 
12; Seuffert, Bandelten $ 413; Stobbe, P.R. 8 77, 11. Rgl. Heyßler, das 
possessorium summariissimum und ordinarium des Vefterreihifchen Rechts 
in Grünhut 3. VII. 46; Sintenis, das Verfahren im Beſitzprozeß, bejonders 
im Summariissimum Bl. f. Thür. V. 177; Ipſen, das possessorium und 
die Spolienflage, Anzeigen 1858. 93 f. In Bayern murbe dieſes Rechts⸗ 
mittel, daS durch ©.D. 1758 III. 4. 5 anerkannt war, durh Pr.O. 1869 
Art. 584 befeitigt Roth, Bayr. E.R. (1) 8 134, 15 und 23, und es ift bei 
diefer Aufhebung geblieben; ebenjo war es in Württemberg Lang, Sachen- 
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fondere Verfahren befeitigt *°, die proviſoriſche Regulirung des Be 
fisftandes erfolgt vielmehr in der Form der einftweiligen Ver— 
fügung *°. Dieß gilt auh nah Preußiſchem Landredt *”. Nach 
Oeſterreichiſchem Recht kann, wenn der Beligftand zweifelhaft iſt, 
die Sache bis zur Entiheidung des Beſitzſtreits ſequeſtrirt wer: 
den *°, Nah Franzöſiſchem Recht jeht die Klage den Nachweis 
des einjährigen Befisftandes des Kläger voraus, jo daß hiernad) 
eine proviforiihe Regulirung des Befikftandes gar nicht vorkom- 
men Tann *°, 

2. Beklagter ift derjenige, welcher die Befisftörung vorgenom- 
men hat 5°. Iſt die Befisftörung in fremdem Auftrag vorgenom—⸗ 
men, fo kann die Befigftörungsflage gemeinrechtlich und nad) Defter: 
reihiichem Recht ſowohl gegen den Auftraggeber °! als gegen den 
Beauftragten gerichtet werden °?. Der gleide Grundjat gilt nad 
Franzöſiſchem Recht °?. Nah Preußiſchem Recht dagegen Tann, 


recht $ 10, 25 und Sachſen Schmidt, Vorlefungen 8 49 TV. ſchon Tänger 
bejeitigt, und in Weimar durch Gef. 2815 1857 8 2 aufgehoben BI. f. Thür. 
V.58 €3 war bier jhon vor der Einführung der D. C. Pr.O. die einſt⸗ 
weilige gerichtliche Verfügung an feine Stelle getreten. 

* S. Gaupp, Sommentar zu C.Pr.O. II. 635. III. 501. 

* D. C. Pr.O. 8 819; Förfter Eccius 8 162, 109. 

47 Körfler Eccius 8 162, 109; Dernburg, P. BR. J. 8 158,5 Nach 
Pr. 88. 1.7. 155—160 Tann außerdem eine interimiftiihe Regelung des Be- 
fige3 verfügt werden, wenn ber legte ruhige Beſitzſtand zweifelhaft ift; dieje 
Anordnung bleibt dann bei Beftand bis über das Necht zum Beſitz alſo pe- 
titorifch entjchieden ift Förfter Eccius $ 162, 107. 

48 Defterreih A.B.G.B. 8 347. 

12 Bol. oben Note 29. 

so Die Klage kann auch gegen eine Gemeinde gerichtet werben, von ber 
die Beſitzſtörung ausgeht Erk. München 1611 1880 Sammlg. VIIL 72. 

61.1 813 D. 43. 16; Randa, Beſitz 8 7d, 9; Erf. Stuttgart 3115 
1851 Sf. IV. 228. Nach Defterreichiichem Recht ift die Zuläßigkeit der Klage 
gegen den Auftraggeber zweifellos ſ. die bei Randa, Beſitz 235 citirten Er- 
tenntniffe. 

#2 1.1812, 14 D.43. 16; Randa, Beſitz 8 7d, 9. Erf. Jena 215 1862 
Sf. XVI. 222 läßt die Klage gegen den Störenden auch dann zu, wenn 
dieſer notoriſch als Beauftragter gehandelt hat 3. B. gegen den Gutsjchäfer. 
Die Defterreichiiche Praxis ſchwankt; fie hat nicht immer die Klage gegen den 
Mandatar gegeben j. die bei Randa, Belib 8 7d, 12a angeführten Erfennt- 
niffe; dafür fprechen fich aber Htanda, Beſitz 8 7d, 14 und die bort 8 17d, 
138 angeführten Erfenntniffe aus. 

68 Badjariä 8 190, 1. 
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wenn die Störung in fremdem Auftrag vorgenommen wurde, Die 
Klage nur gegen den Auftraggeber gerichtet werden °*. Nah Säch⸗ 
ſiſchem Recht kann die Klage nur gegen Denjenigen gerichtet wer: 
den, der die Störung vorgenommen hat °®. 

3. Es muß eine Störung vorliegen, durch weldhe der Befik 
nit entzogen worden ift °®. Die Störung muß in einer Handlung 
des Störenden beitehben; das bloße Unterlafjen einer Handlung, 
zu der man verpflichtet ift, ift nicht Befitftörung 9°. Die Störung 
muß von den Beklagten ausgehen 5°, und eine joldhe fein, die in 
den Befibftand des Klägers eingreift 5%, oder eine Befighandlung 
desſelben hindert °°. Es ift dabei weder Anmaßung des Befites 
von Seite des Störenden ®!, noch Beltreitung des Beſitzes des 


5 O. Tr. Pl.B. 214 1849 Entiheibungen XVII. 11; Heydemann, Einlei- 
tung 1. 380; Förfter Eccius 8 162, 68. 

65 Sachſen 8.8.8. 8 205. 

ee Savigny, Beſitz 401; Roc, Befib 250; Erf. Celle 716 1857 Sf. XII. 
33. Bei völliger Entziehung bes Beſitzes ift die Beſitzentſetzungsklage gegeben 
Erk. Jena 23112 1855 Sf. XXII. 21. 

7 Randa, Befig $ 7b, 68; a. M. Bruns, Beſitzklagen 71 und Dernburg, 
P. PR. I. 8 158 Nr. 2. Nach Weimarifcher Praxis wird bei Gefällen die 
Richtleiftung als Befigftörung aufgefaßt BL. f. Thür. V. 59. 

os Beeinträchtigungen, die nicht Durch eine Handlung bes Beklagten Her- 
beigeführt werden, qualificiven ſich nicht als Befisftörung, fo Verunreinigung 
eines Brunnens durh Eindringen von Miftjauche aus dem Nachbargrundftüd 
Erf. Berlin 216 1824 Sf. IL. 136; Herabfallen von Erde in einen Graben 
Erf. Lübeck 20,2 1842 Sf. IX 34; Weiden des unbeauffichtigten Vieh's auf 
dem Nahbargrundftüd Erf. München 232 1873 Sammlung II, 55. U. M. 
in dem legtern Fall Bruns, Beſitzklagen 72. 

 Windjcheid $ 159, 1; Bruns, Beſitz 49; Randa, Beſitz $ 7b, 25 f.; 
Börfter Eccius 8 162, 44. Ein ſolches Eingreifen ift beifpieläweile Anmaf- 
jung einer Servitut Erf. Münden 255 1845 Sf. V. 17 und Verfolgung eines 
Bienenſchwarms in das Nachbargrundftüd Erf. Eaffel 19111 1858 Sf. VIIL 
49. Richt als Befigftörungen erjcheinen Anlagen auf dem eigenen Grund: 
ftüd, welche auf das Nachbar-Grundſtück einwirken, Randa, Beſitz 8 7b, 24 
und 32, Erf. Wolfenbüttel 1611 1874 Sf. XXX, 229, und Handlungen, die 
fi) als den Ausfluß eines Rechtes darftellen Randa, Beſitz 8 7b, 38 f.; Erk. 
Eafjel 1857 U. f. Pr. R.W. IV. 173. 

©°1,.885D.8.5; 1.11D.43 16; 1.383 D. 43. 17; Windicheid 
8 159, 1; Rande, Beſitz $ 7b, 21 und 24a. 

1.885D.8.5; Bruns, Beſitz 48 und Beſitzklagen 70, 4; Ban: 
gerom 8 336, Anm. I. II. Nr. 6; Koch, Befib 251, 5; Windicheid $ 159, 5. 
Diefer Anficht ſchließen fih an: Erf. Eafjel 19111 1853 Sf. VIIL 49; Eelle 
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Klägers °?, noch mala fides des Störenden °? erforderlih. Gemein- 
rechtlich °* und nah Sächſiſchem °° und Defterreichifchem Recht ® 
reicht jede thatfächliche Beeinträchtigung der faktiſchen Herrſchaft 
des Befigers bin, in welcher ein Handeln gegen feinen Willen Liegt, 
wobei es auf die Form nicht anlommt 7. Nach Preußifhem Recht 


716 1857 Sf. XII 33; Jena 3:8 1866 Sf. XIX. 282; Münden 2272 1873 
Sammlg. III. 55; 2816 1879 Bl. XLIV. 264; Darmitadt 1852 Sf. XXV. 
6; Berlin 209 1869 Sf. XXIII. 136 (Naffauer Sade); 2016 1878 F. M. 
IX. 1849 (Holfteiner Sache). U. M. Wirderhold, Interdietum 35; Sintenis, 
C.R. S 46, 18; Brinz, Pandelten (2) $ 181, 7; Erk. Braunfchweig 2111 1880 
8. f. Br. XXXVIIL 111; Oldenburg 1840 Sf. VII. 41, welche Behauptung 
eigenen Befiges für erforderlich Halten. Den Standpunkt der erfteren Anficht 
theilen Sachſen 8.8.8. $ 205 und Defterreih A.B.G.B. 5 339; Randa, 
Beſitz 3 7b, 36. 

e2 Die Hält Bangerow & 336 Anm. 1. I. 3 und Anm. 1. Ub für er- 
forderlich, und es ift dieß im Franzöſiſchen Recht anerkannt Wubry 8 187, 
25. Dagegen erklären fih Windſcheid 8 159, 5; Bruns, Befibllagen 70; 
Randa, Befig 8 7b, 36; Erf. Berlin 20/6 1878 %. M. IX. 49 (Holftein). 

es Bruns, Befigflagen 270; Randa, Beſitz 8 7b, 37; Erk. Münden 16112 
1879 Sf. XXXV. 184. Nah Breußifhen Recht muß die Störung beab- 
fihtigt fein Forſter Eccius 8 162, 35; Bruns, Beſitzklagen 70. 

“],184D.43. 17; 1. 11 D. 48. 16; Windjcheid 8 159, 4; ande, 
Befit 8 7b, 21. Gegen die Unficht von Savigny, Beſitz 400, daß zur Be- 
fieftörung gewaltfame Berlegung erforderlich fei |. Bruns, Befigflagen 59 f.; 
Randa, Beſitz 8 7b, 20. Nach einer anderen Anſicht foll ſchon bloße Beſtrei⸗ 
tung des Beſitzes des Klägers oder Behauptung eigenen Beſitzes des Be⸗ 
Hagten ohne materielle Störung genügen Puchta, Snftitutionen 11. 225d; 
Sintenid, E.R. 8 46, 17; Arndts 8 172d; Erf. Oldenburg 28112 1851 Sf. 
vn. 41; Lübeck 2011 1842 Sf. IX. 38; 11112 1875 Sf. XXXII. 302; Mün- 
hen 316 1863 Sf. XVII. 45; Darmftadt 1217 1861 Sf. XXI 124; Wolfen- 
büttel 294 1866 Sf. XXIV. 34; Braunfchweig 2611 1880 8. f. Br. XXVIII. 
111; |. dagegen Randa, Beſitz 8 7b, 48; Erf. Eelle 21110 1870 Sf. XXIV. 218. 

5 Sachſen 8.6.8. 8 205 fett thatjächlihe Störung voraus. Damit ift 
die Auffofiung der Drohung einer Beflpftörung ald wirkliche Befibftörung 
ausgefchlofjen. 

6° Randa, Beſitz 8 7b, 24a. Nach Defterreichiichen Recht wird das 
bloße Beitreiten des Beſitzes nicht als Befigitörung aufgefaßt Randa, Beſitz 
8 7b, 47a. 

67 Windſcheid $ 159, 4; Randa, Belib 8 7b, 24; Erk. Münden 217 
1857 Sammlg. V 302. Die Befibftörung kann aud mündlich gejcheben 3. ©. 
durch Verbot einer Beſitzhandlung Kreittmayr, Anm. 2 zu L.R. IL 5. 12; 
Randa, Beil 8 7b, 46; Brinz, Pandelten (2) 8 181, 4; Bruns, Befigflagen 
46; Erk. Münden 8110 1848 Bl. XIV. 160; 316 1863 Bl. XXVIII. 313; 
211 1877 Sf. XXXIV. 93; doch ift Hier bloße Beſtreitung bes Beſitzes ober 
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wird die Klage wegen gewaltfamer, heimlicher oder Liftiger Beſitz— 
Hörung gegeben *°. Das franzöfifche Recht unterfcheidet troubles 
de fait und troubles de droit *°. Die erfteren beftehen in Hand: 
lungen, welche in den Befibftand eingreifen, ohne dieſen felbft auf- 
zubeben. Auf die Art der Störung fommt es dabei nicht an, fie 
muß nicht nothwendig eine gemwaltiame fein 79. Die troubles de 
droit beftehen in Eingriffen in den Beſitz durch einen gerichtlichen 
oder außergerichtlichen Alt ”', und begründen nad der richtigen 
Anficht die Beſitzſtörungsklage 7?. 

IL Der Anſpruch gebt: 

1. auf Befeitigung der Störung durch richterliches Verbot 7. 


des Eigenthums nicht genügend Erf. München 8111 1872 BL. XXXVII. 396; 
Celle 21110 1870 Sf. XXIV. 213. Nach Erk. Darmftadt 127 1861 Sf. XXI. 
124 wird nad conftanter Praxis die Anzeige einer Handlung, zu welcher das 
Eigenthum oder der Befig einer Dienftbarkeit berechtigt zur Beſtrafung beim 
Nügegericht als Befibflörung von Geite des Unzeigenden aufgefaßt. Nach 
Oefterreichiſchem Recht wird bie Verweigerung der Zahlung einer Rente als 
Befipftörung behandelt Randa, Beſitz 8 35, 46. Gemeinrechtlich gilt die 
Drohung einer Befipftörung als folde 1. 11 1.2081 D. 48. 16; Bruns, 
Beſitzklagen 62. 68. 73; Randa, Befib 8 7b, 44; Ertl. München 29112 1859 
Bl. XXVI. 223; 113 1879 Sf. XXXIV. 273; Celle 716 1857 Sf. XII. 38. 
Das Gleiche gilt von den Vorbereitungen zu einer Beſitzſtörung Brinz, Pan- 
deiten (2) $ 181, 3; Erk. München 27112 1872 Sammlung IL 138 (Anfahren 
von Steinen zur Bermauerung eines Thorwegs). 

es Br. ER. J. 7. 150; Förfter Eccius 8 162, 37—43. Auch nad Preuf- 
ſiſchem Recht kommt es auf die Form der Störung nit an Förfter Eccius 
8 162, 44. Nach Preußifchem Recht gelten Drohungen, die nicht jofort ver⸗ 
wirklicht werden können, nicht als Befißftörung Erk. O.Tr. 1611 1843 Bräj. 
1252; 2212 1854 Striethorft XII. 164; Förſter Eccius 8 162, 46. Dagegen 
kann in einer Denunciation eine Befigftörung liegen Erk. D.Tr. 2012 1857 
Entſch. XXXV. 22; 244 1868 Striethorſt LXX. 297. 

@ Yubry 8 187, 23. 24. 

1° Zachariä 8 189, 2. 3; Aubry 187, 28. 

71 Yubry 8 187, 43. 

= Dieje werden von ber franzöfifchen Jurisprudenz als Grundlage der 
complainte anerfannt Aubry 8 167, 24. Die gegentheilige Meinung ver: 
theidigt Zachariä $ 189, 6; widerlegt Aubry 8 187, 24. 

”® 1. un. Cod. 8. 6; Savigny, Befig 408; Windſcheid 8 159, 3; Bayr. 
ER. IL 5. 12; Pr. L. R. 17. 151; Förfter Eccius 8 162, 78; Sachen B. G. B. 
8 205; Defterreih A.B.G.B. 8 339; Randa, Beſitz 8 7d, 45; Zachariä 
8 191, 2. 
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Gemeinrechtlich?““ und nah Preußiſchem Recht ”° Tann auch auf 
Gautiongleiftung angetragen werden (cautio de non amplius tur- 
bando). Die anderen Rechte kennen dieß nicht ”*; 

2. auf Schadenserſatz wegen der vergangenen Störung ?”. 
Der Anſpuch auf Schadenserſatz kann gemeinrehtlihb und nad) 
Sächſiſchem und Franzöſiſchem Recht mit der Befigitörungsklage 
verbunden werden 8s, während nah Preußifchem 7° und Oeſter⸗ 
reihifhem Recht °° der Schadengerfaganiprud in gejondertem Ber: 
fahren zu verfolgen ift. Gemeinrechtlich und nah Sächſiſchem Recht 
fann der Schadenserſatzanſpruch nur innerhalb eines Jahres gel- 
tend gemacht werben ; nach Ablauf diefer Zeit haftet der Beklagte 
nur fomeit er bereichert ift ®!. Nach Franzöſiſchem Recht verjährt 
der Schadenserſatzanſpruch mit der Klage *2. 

IV. Die dem Beklagten zuftehenden Einreden find: 

1. die Einrede des fehlerhaften Beſitzerwerbs, indem der Be— 


74 Savigny, Beſitz 409; Windfcheid 8 159, 3b; Brinz, Pandekten (2) 
8 182, 9. 10; Randa, Befi 8 7a, 4; Bayr. L.R. II. 5. 12. 

Br. L.R. I 7. 152. 153; Förſter Eccius 8 162, 79. 

76 Ueber das Sächſiſche Recht vgl. Schmidt, Vorleſungen I. 169 und über 
das Defterreichiiche Recht Nanda, Beſitz 8 7d, 44. Das franzöfiiche Recht 
kennt die Cautiongleiftung bei der Befisftörungsflage nicht. 

1.3811 D.4. 17; Savigny, Bell 409; Windſcheid $ 159, 3; 
Randa, Bejig 8 7d, 46; Bayr. UR. II. 5. 12; Br. 2.9. J. 7. 153; Sadjen 
8.9.8. 8 205; Defterreih A.B.G.B. 8 339; Hadhariä 8 191, 2. Gegen die 
Meinung, melde für das juftinianifche Necht die Zuläßigkeit der Schabens- 
erſatzklage in Abrede zieht, j. Bruns, Befigflagen 56; Randa, Befit $7d, 46. 
Auch für das Preußiſche Recht wird die Zuläßigkeit der Schabenserjagflage 
geläugnet in den Erkenntniſſen bet Gruchot V. 455 und IX. 242; |. Dagegen 
Dernburg, PB. BR. I. 8 159, 1. 

1,1 pr. 1.3 811 D.41.2; Savigny, Beſttz 409; Rande, Beſitz $7d, 
46; Sadjen B. G. B. 8 200. 

© Vgl. unten Rote 147. Nach Pr. L.R. I. 7. 153 kann der Kläger Cau⸗ 
tiongleiftung für Leiftung des Schavengerfages anſprechen Zörjter Eccius $ 162, 
82. Der Anſpruch auf Schadenserja verjährt in drei Jahren VBornemann, 
Syſtem I. 268, 3; Koch, Beſitz 270, 54. 

so 8, 27/10 1849 8 5; Randa, Beſitz 8 7d, 46. Der Anſpruch verjährt 
in drei Jahren A.B.G.B. 8 1489. 

8! 1.1 pr.D. 43.17; Windicheid 8 159, 7. Das gleiche gilt nad Sachſen 
B.G.B. 8 205; jedoch verjährt nach $ 210 die Klage aus der Bereicherung in 
drei Jahren. 

s2 Bol, unten Note 86. 
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Elagte der Klage die Einrede, daß der Kläger von ihm den Beſitz 
fehlerhaft erworben babe, mit Erfolg entgegenjegen Tann ®®. 

2. die Einrede der Berjährung. Die Klage verjährt gemein: 
rechtlich * und nah Sächſiſchem °° und Franzöfiichem Hecht °* 
innerhalb eines Jahres, nach Defterreihiihem Recht innerhalb 30 
Togen von der Befibftörung an’. Das Preußiſche Landrecht 
enthält feine Beftimmung über die Verjährung der Befigkflage, und 
e3 wurde daher früher angenommen, daß fie der gewöhnlichen 
dreißigjährigen Verjährung unterliege °°. Dagegen hat fich bie 
neuere Theorie °? und Praris ?° dahin feftgeftellt, daß fie nad 
Preußiſchem Recht einer Verjährung überhaupt nicht unterliege, da 
diefe Klage nur wegen folder Handlungen zuläßig fei, welche 

ss 1,1 pr. 85.9 1.2 D.48. 17; Savigny, Befig 410; Windſcheid 8 159, 
6; Erf. Münden 21/6 1875 Sammlg. V. 302; 31/5 1878 Sammlg. VII. 147; 
Wiesbaden 1851 Naſſ. Arhiv VI. 317; 1853 Naff. Archiv VII. 125; Darm- 
ftadt 12/5 1847 4. f. Pr. R.W. VI. 302; Weimar Patent 22/5 1826. V; 
Sadjien B.G.B. $ 207. Das gleiche gilt nach feftftehender Praris nad) Preu⸗ 
ßiſchem Recht Heydemann, Einleitung I. 376; Meifcheider, Befig 184; Randa, 
Befig 87,21; 8 7d, 31; Förfter Ecciug 8 162, 87—89, und wird von Rande, 
Befig 8 7, 21 f. für das Oeſterreichiſche Recht dargethan. Nach franzöſiſchem 
Recht wird von den meiften angenommen, daß die Einrede des fehlerhaften 
Bejigerwerbs den Kläger allgemein nicht nur in der oben angegebenen Be- 
ihränfung entgegengejegt werden könne Zachariä 8 188, 2; Aubry $ 187, 14. 
Nah Sachſen 8.8.3. 8 210 verjährt die Einrede des fehlerhaften Beſitzerwerbs 
in einem Jahr von der Zeit an, in welcher die Klage hätte angeftellt werden 
fönnen. 

24 ]. I pr. D. 43. 17; Windſcheid 8 159, 7; Randa, Beſitz 8 7a, 9; 
Bayr. L.R. I. 5. 12 Nr. 7; Scleswigholftein ®. 13/1 1797 8 10. Es be» 
zieht ſich dieß jedoch weder auf den Fall fortdauernder Störung Erf. GStutt- 
gart 5/4 1843 Sf. XIII. 315; 7/9 1853 Sf. VII. 43, noch auf den Anſpruch 
aus der Bereicherung des Beklagten Erf. Stuttgart 5/4 1843 Sf. XII. 315. 
Rah einer auderen Anfiht ſoll die einjährige Verjährung nur für den Un- 
ſpruch auf Schadenserjag gelten. Witte, Interdiktum 87—93. 125 f.; Erf. 
Darmſtadt 24/4 66 Sf. XIX. 233; f. dagegen Randa, Beſitz 8 7e, 9. 

8 Sachſen 3.8.8. $ 210. 

se G. de pr. Art. 23; Zadariä 8 189, 9—11. 

87 Es beruht dieß auf B. 27110 1849 8 2. Randa, Befit $ 7d, 3b. 

se Bornemann, Syſtem I. 268. 

Koch, Beſitz 270; Förfter, P. BR. 8 162, 101; Dernburg, P. BR. 1 
8 158, 24. 

D.Tr.PLB. 2913 1847 Entih. XIV. 159; Heydemann, Einleitung I. 
384, 768. 
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innerhalb einer ber Bezeichnung „neuerlich“ entiprechenden, in je- 
dem einzelnen Zal nah den Umftänden zu bemefjenden Zeitfrift 
von Anftelung der Klage zurüdgerechnet, vorgefallen find ®1. 

3. Nah Preußiſchem Recht Tann fih der Beklagte, der in 
fremdem Auftrag gehandelt bat, durch den Nachweis dieſes Ber: 
bältnifje8 von der Klage befreien 9?. 

V. Gemeinredtlih ift da Interdikt ein Judicium duplex, fo 
daß der Bellagte, der ſelbſt Befiker zu fein behauptet, Beſitzſchutz 
erhalten und die Verurtheilung des Klägers erwirken kann 9°. Nach 
Sähfiihem Recht ift die Duplicität des Rechtsmittels infoferne 
anerkannt, als der Beklagte mit der Einrede, daß der Kläger im 
Verhältniß zu ihm fehlerhaft befite, die Verurtheilung des Klägers 
in demfelben NRechtsftreit erlangen kann °*. In dem Breußischen *° 
und Defterreihiichen Recht ?* ift die Duplicität des Rechtsmittels 
nit anerkannt. 


v1 Förſter, P. PR. 8 162, 101. U. M. Yörfter Eccius 8 162, 102, der 
die gewöhnliche ZOjährige Verjährung als in Geltung ftehend annimmt, da mit 
der Befeitigung des bejonderen Beſitzproceſſes auch die für den Plenarbeichluß 
maaßgebende Vorausſetzung weggefallen ſei. 

9 Förſter Eccius 8 162, 94. Bgl. unten Note 168. 

1.381D. 48. 17.1. 37. 8 1 D. 44. 7; Savigny, Belig 403; Wind- 
ſcheid 8 159, 9. Savigny, Befit 405 nimmt an, daß dem Bellagten auch 
dann Befiß zugejprochen werden müfle, menn er zwar nicht eignen Beſitz be- 
weije, aber die ehlerhaftigkeit des klägeriſchen Beſitzes darthue, was in 
Sadjen B.G.B. 207 angenommen worden ift |. dagegen Witte, Interdiktum 
63, Windfcheid 8 159, 10, Erf. Celle 30/11 1855, Sf. XIV. 97. Noch weiter 
gehen Bangerow 8 336, I. 4d, Arndt3 8 172, 2, Randa, Befig 8 7a, 8, 
Erf. Oldenburg 246 1851 Sf. VII. 41, indem fie ald Wirkung der Duplicität 
annehmen, daß auch der fehlerhaft des Beſitzes Entſetzte mit dem Interdikt 
Hagend auftreten fünne. Dagegen Schmibt, Interdiktum 112; Bruns in Beder 
Jahrb. IV. 44; Windſcheid 8 159,10; Erf. Glüdftadt 8:10 1860 Anz. 61, 171. 

» Sadien 8.9.8. 8 207. 

05 Förfter, Eccius 8 162, 106. Die in Br. ER. 1.7. 155—160 dem Rich: 
ter gegebene Ermädtigung, im Fall des zweifelhaften Beſitzes eine proviforifche 
Negelung des Beſitzſtandes zu treffen, kann nicht ald Anerkennung der Du⸗ 
plicität de3 Rechtsmittels angejehen werden, da einer ſolchen Anordnung die 
Eigenſchaft eines Definitivbefcheides fehlt, vgl. oben Note 47. 

ve Es folgt dieß ſchon aus V. 27/10 1849 8 15; Randa, Befib 8 7d, 63. 


Schuß des Beſitzes 8 229. 113 


B. Die Beſſitzentſetzungsklage. 


Die im römiſchen Recht gegebenen Interdicta recuperandae 
possessionis °° wurden im Mittelalter zur Spolienflage ermwei- 
tert ?°, und gingen in dieſer Geftalt in unfer gemeined Recht ° 
und in unfere Landesrechte 00 über. Auch nah Franzöſiſchem 
Recht wird dieß angenommen 1. Nur das Preußifche Recht ver: 
einigt die Befibftörungsllage und die Beſitzentziehungsklage zu 
einem einheitlichen Rechtsmittel 102. Für die Befigentziehungstlage 
gelten folgende Grundſätze: 

L Nach römiſchem Recht war die Wirkſamkeit des Rechts- 
mittels auf unbewegliche Sachen beſchränkt 2023; nach dem gegen— 
wärtig geltenden Rechte iſt die Beſitzentſetzungsklage auch für be- 
weglihde Sachen 1°* und Rechte ?%° gegeben. 


97T Bgl. oben Rote 7—9. 

ve Bol. oben Rote 10. Die urjprüngliche Bezeichnung war remedium ex 
oanone reintegranda, wa3 zu ber technifhen Bezeichnung la reintegrande des 
franzdfifchen Rechts geführt Hat. Badjariä 8 187, 2. 

” Die in früherer Beit beftrittene Srage, ob das römifchrechtliche Inter- 
dietum unde vi neben ber Spolientlage des canoniſchen Rechts jelbitftändig 
fortbeftehe, hat für das gegenwärtige Recht die praltiiche Bedeutung verloren, 
da fi in jedem Nechtögebiet die Bereinigung zu einem einheitlichen Rechts⸗ 
mittel vollzogen bat, in welchem theild die Grenzen des interdietum de vi 
erweitert, theil3 die der Spolienllage, wie fie ſich im Mittelalter audgebildet 
Hatte, beichräntt find. Für die Vereinigung in diejer Art ſpricht ſich ſchon 
Kreittmayr Anm. 1 zu Bayr. L.R. II. 5. 11 aus, unb fie darf als in der 
neneren Prari3 vollzogen angefeben werden. Bruns, Befibflagen 225; Erf. 
Wiesbaden 26/3 1852 Sf. VII. 42. 

0° Die einheitliche Geftaltung in der Yorm der Spolienflage ift ange: 
nommen Bayr. L.R. II. 5. 11; Sadfen 8.8.8. 8 209; Defterreih A.B. G. B. 
8 339. 346 Randa, Belib 8 7c, 2. 

101 Bol. oben Rote 12. 

2 Kbrfter Eccius 8 16%, 29; Dernburg, P. BR. I. 8 157, 12. Den 
gleihen Standpunkt nimmt Schleöwigholftein 8. 811 1797 ein. 

ı8 , 18 3—8 D. 48. 16; Vangerow 8 690 Anm. 2; Bruns, Beſitz 67 
und Befitllagen 177; Arndts 8 174 Note 5. Eine Ausdehnung auf Mobilien 
nehmen fchon für das juftinianifche Recht durch 1. 7 Cod. 8. 4 an Sapigny, 
Befit 437 und Windſcheid 8 160, 4, während andere dieß beftreiten; vgl. 
über dieſe Frage, die nur eine folche des früheren römijchen Rechts ift Randa, 
Befig 8 7a, 22. 

104 Die Ausdehnung auf Mobilien wird für das jegt geltende gemeine 
Recht allgemein anerlannt. Heimbach, R.L. VIII 244; Bruns, Beſitzklagen 

Roth, Deutſches Privatrecht. T. 8 
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I. Borausfegungen der Anwendung des Rechtsmittels find: 
1. Kläger war nach römiſchem Recht nur derjenige, der ju- 
riſtiſchen Beſitz der Sache hatte 100. Diefe Vorausfegung ift nuf 
im Defterreichifhen und Bayriſchen Recht unbeftritten erhalten 97; 


249; fo bei einem Schiff Ext. Oldenburg 1860 Sf. XIX. 46; bei Dokumenten 
Erf. Lübed 18111 1884 Sf. III. 172; Hausrath Erk. Lübed 29110 1835 Sf. V. 
28; einem Snhaberpapier Erf. Wolfenbüttel 85 1868 Sf. XXIII. 137; abge 
mäbtem Getreide Ext. Wolfenbüttel 1214 1864 Sf. XXIV. 212; geſchlagenem 
Brennholz Erk. Glückſtadt 7112 1853 Anz. 54. 158, Die gleiche Stellung neh⸗ 
men ein Bayr. L.R. IL 5. 11. Nr. 8; Pr. L.R. L 7. 147; Sachſen 8.8.8. 
8 206; Defterreih U.B.G.B. 8 346. Nur nah Franzöſiſchem Recht ift die 
Befigentfegungstlage bei Mobilien nicht gegeben. 

45 Gemeinrechtlich ift dieß für alle Arten bed Rechtsbeſitzes anerkannt 
Bruns, Beſitzklagen 249; Seuffert, Pandekten 8 415; Bayr. &.R. IL5 11 
Nr. 8; Schleswigholftein V. 1311 1797 8 1; fo bei Bräbialfervituten Erf. 
Dresden 1847 Sf. II. 50; Kiel 29/8 1838 Sf. VII. 182; Wiesbaden 713 1839 
&f. I. 222, nit aber bei Gebäubeferviiuten Erf, Münden 19/1 1874 Sf. 
XXXI. 815; ferner bei Reallaften Erf. Jena 26/2 1848 Sf. XVII. 250; einer 
Rente Erk. Darmftadt 20111 1855 Sf. ZI. 340; einer Realberechtigung Erf. 
Kiel 2115 1862 Sf. XVI. 115. Das gleiche gilt für das Defterreichifche Recht 
Randa, Belt 8 7c, 3 Nah Sachſen 8.6.8. 8 205. 580 und nah Fran⸗ 
zöſiſchem Recht Zachariä $ 187 b II findet die Beſitzentſetzungsklage nur bei 
Servituten Anwendung. Nah Pr. DR. I. 7. 147 unterliegt zwar die Aus 
behnung der Beſitzentſetzungsklage auf den Rechtöbeftg im allgemeinen keinem 
Zweifel, jedoch ift es nicht unbeftritten, ob dieß auf affirmative Rechte all- 
gemeine Anwendung finde. gl. oben Note 2l. 

106 Savigny, Beſitz 424; Bruns, Befig 62; Seuffert, Pandekten 8 414, 
8; Winbicheid 8 160, 1; Brinz, Bandelten (2) 8183, 3. Undere nehmen an, 
daß ſchon nad römiſchem Recht das Rechtsmittel auf den Detentor ausgebehnt 
geweien jei Thibaut 9. f. &.Br. ZVIIL 355 f.; Kindel in Gruchot Beiträge 
Xi. 210; Sintenis C.R. $ 42, 24 und 8 124, 48; ſ. dagegen Randa, Beſitz 
8 7a, 14. 

107 Bayr. ER. II. 5. 11 Nr. 5: „Muß Kläger nit nur daß er in pos- 
sessione geweſen, jondern auch die Dejektion fattiam beweifen und wie nun 
die bloße Detention obverfiandenermaßen feine wahre eigentliche Poſſeſſion 
ift, fo läßt fi auch Diefe Klage nicht darauf fundiren.” Das gleihe wurbe 
nach Oeſterreichiſchem Hecht fchon bisher angenommen Randa, Bei 8 7, 2, 
und tft in 8. 27/10 1849 8 2 ausdrüdlich ausgeſprochen. Damit ift aber für 
dieſe Rechtsgebiete nicht eine Abweichung von der Rechtsentwicklung gegeben, 
die wie unten gezeigt, in dem überwiegenden Theil von Deutichland fi) voll- 
zogen bat, da nach Bayriſchem Landrecht und Defterreihiihem Recht derjenige, 
der die Detention im eigenen rechtlichen Intereſſe ausübt, als Rechtsbefiger 
bie Beſitzentſetzungsklage hat; vgl. unten Note 109. 
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im Rechtsgebiet des gemeinen Rechts dagegen ift das Verhältniß 
beftritten, indem von den einen angenommen wird, daß die Grund: 
ſätze des römischen Rechts unverändert in Geltung feien !°®, wäh⸗ 
rend eine andere Anficht eine Ausdehnung auf den Detentor an- 
nimmt, infoferne berfelbe die Detention im eigenen rechtlichen In⸗ 
terefie ausübt "9%. Diefe letztere Anfiht ift im Preußiſchen 11°, 
Sächſiſchen 2! und Franzöfiihen Recht ?!? angenommen; die Klage 
ftehbt au dem Erben zu, injoferne die Entziehung noch zu Leb⸗ 
zeiten des Erblafferd erfolgte, nicht aber wegen Entjegung, bie 


10° Windſcheid 8 1628, 5. Dieſer Unficht fchließen fih an: Erf. Roſtock 
27/3 1865 Sf. XXIL 147; Darmitadt PBräj. Nr. 157 und Erk. 2/11 1849 
Sf. XXVI. 11;, 2übed 9/6 1871 Sf. XXVI 220. Zn dem ehemaligen 
Königreich Hanover ift dieß dur Präjubiz 26/1 1841 G.S. I. 86 Sf. I. 225 
gefeglich anerlannt. In Bremen ift jeit dem Erf. Lübel 9/7 1831 die Praxis 
eonftant für Vorausſetzung des juriftiichen Beſitzes, vorher räumte fie das 
Rechtsmittel auch dem Detentor ein Bolt, C.R. II. 1. 88, 8. 

1099 In der älteren Praxis wurde die Ausdehnung des Rechtsmittels auf 
den Detentor faft allgemein angenommen Bruns, Befit 394, 1, Eurtius, P.R. 
8 493, und theil3 auf das römiſche Recht zurüdgeführt, in welchem viele 
diefen Grundſatz anerkannt fanden, oben Note 106, theild aus einer durch das 
canoniſche Hecht vollzogenen Ausdehnung erflärt. In conftanter Praxis ift 
Ausdehnung auf den Detentor anerlanut in Schleswigholftein Erl. 
Glüũckſtadt 92 1857 Anz. 57. 260; Kiel 6/11 1872 Unz. 73, 4; 19/4 1874 
Unz 74. 171; Berlin 5/4 1873 F.M. IV. 76 (Schleswig); in Braun 
ſchweig Erk. Wolfenbüttel 14/1 1854. 8. f. Br. III. 109; 25/11 1859 Sf. 
XXV. 7; 2/4 1875 Sf. XXXI 111; Braunſchweig 10/11 1879 Sf. XXXV. 
125 ; Anhalt Deſſau Erf. O. S.G. Deſſau 3/2 1875 8. f. Thür. XXII. 
248. Neuerdings bat fih auch das R.G. Erf. 21110 1881 Entſch. V. 42 da- 
für ausgeſprochen. Für die Ausdehnung erflären fih Bruns, Beſitzklagen 237; 
Heimbad, R.L. VII. 282, 61; Sintenid, C.R. $ 124, 48; Stobbe, P.R.8 77, 
3. Das Bayriiche Landrecht giebt dem Pächter die Beſitzklage auf Grund 
feines Rechtsbeſitzes Erf. Münden 35 1873 Sammig. III. 128; 2515 1876 
Sammlg. VI. 20; 281 3879 Sammig. VII. 318; 127 1881 Sammlg. IX. 
1883. Die gleiche Stellung nimmt die Defterreichiiche Praxis ein ſ. die bei 
Rande, Beſitz 8 7, 8 citirten zahlreichen Erfenntnifje. 

110 Bol. oben Note 22. 

1 Nah Sachſen B.G.B. 8 208 fteht die Befigflage audh dem zu, der 
eine Sache zur Benugung oder zum Zweck der Sicherung inne hat, und nad 
8.8.8. 8209 bei gewaltfamer und widerrechtlicher Entziehung jedem Inhaber. 

12 Aubry 8 189, 3. Andere fprechen dem Inhaber die Befigentjegungd- 
Hage ab Zadhariä $ 1908, 5. 

8* 
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zwiſchen dem Anfall der Erbſchaft und der Befigergreifung bes 
Erben geichehen ift '"°. 

2. Bellagter ift der Dejicient !!%, ſowie derjenige, in deſſen 
Namen die Dejeltion vorgenommen wurde '?° und die Erben der: 
felben ?1°; gemeinrechtli 117 und nah Sähfifhen Recht "1°, nicht 
aber nad Preußiſchem 11%, Defterreichifchem 12° und Franzöſiſchem 


118], 1 8 44 D. 48. 16; Heerwart 8. f. C.R. XI. 210; Randa, Beſitz 
8 7d, 1.2; Pr. L.R. 1. 7. 149; Sachſen 8.8.8. 8 2289. Dieß gilt aud 
nach Defterreichiichem Recht Randa, Beſitz 8 7A, 2. Nach Franzöfiichen Hecht 
ift das Nechtöverhältniß beftritten vgl. oben Note 38. 

111,18 11 D.48. 16; Randa, Beſitz S 7a, 16; Pr. OR. J. 7. 148; 
Sadien 8.5.8. 8 206; Deſterreich 8. 27110 1849 $ 2; Zadariä 8 190b, 1. 
Daß der Spoliant überhaupt ſich in den Beſitz des Objekts geſetzt habe oder 
zur Zeit der Klageftellung noch im Befig bes Objektes fei, ift nicht erforder⸗ 
ih 1. 15 D. 48. 16; Windſcheid 8 160, 10; Randa, Befis 8 7d, 3; Erf. 
übel 96 1871 Sf. XXVL 220, Glückſtadt 7112 1858 Anz. 54. 158; Wol- 
fenbüttel 1411 1854 8. f. Br. III. 109. Dieß gilt auch nad) Oeſterreichiſchem 
Recht 8. 37110 1849 8 2; Randa, Befig 8 7c, 5. Für das Sächſiſche Recht 
dagegen nimmt Schmidt, Borlefungen I. 171 auf Grund der Beſtimmung 
Sachſen 8.8.8. 8 206 die Nothwendigkeit des Beſitzes des Spolianten zur 
Beit der Klageſtellung an. 

115 Bol. oben Note 51 f. 

116 Bemeinrechtlich Haftet der Erbe nur für das was er noch Hat 1. 1. 
8 48 D. 48. 16; Savigny, Befig 430; Windjcheid 8 160, 12; Bayr. LR. II. 
5. 11 Nr. 2. Daß Defterreichijche Recht hat dieſe Beſchränkung nicht A.B. G. B. 
8 1464; Randa, Beſitz $ 7d, 4. Ebenjo giebt Pr. 2.R. I. 7. 148 die lage 
gegen die Erben ohne Beſchränkung Koch, Beſitz 281, 32 und PR. 5185, 6. 

117 Nach römiichem Hecht haftete der Singularfucceffor nit L7D.41.2; 
Savigny, Beſitz 430, 4; Winbicheid $ 160,14. Auf Grund der Beftimmung 
c. 18 X. 2. 13 nehmen die Haftung des dritten Beſitzers mit der oben ange 
führten Befhräntung an Bruns, Beſitz 179 und Beſitzklagen 246; Windſcheid 
8 162, 1; Seuffert, Bandelten $ 415, 3; Ext. Wiesbaden 1851 Naſſ. 4. VI. 
817; Wolfenbüttel 2215 1868 Sf. XXIII. 137; Lübed 916 1871 Sf. XXVI. 
220 ; Bayr. 2.R. IL. 5. 11 Nr. 3. Nach einer anderen Unficht ſoll durch das 
canoniſche Recht die Haftung auf jeden dritten Beſitzer ausgedehnt fein Sa⸗ 
vigny, Beſitz 513, Koch, Beſitz 277; ſ. dagegen Bruns, Beſitz 179 und 394, 
Beſitzklagen 247, 3. 

112 Nach Sachſen B.G. B. $ 206 fteht die Klage gegen ben dritten Be⸗ 
fiber zu, der bei Erlangung bes Beſitzes wußte, daß fein Bormann die Sache 
fehlerhaft befeflen Habe. 

119 Nach Preußiſchem Recht ift die Plage gegen ben Singularfuccefior des 
Dejieienten nicht gegeben Koch, Beſitz 281. 

180 Nach Defterreichiichem Hecht ift die Klage gegen den Singularjuccefior 
des Dejicienten nicht gegeben Randa, Beſitz 5 7c, 6 und 8 7d, 6. 
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Recht 221 au der Singularfuccefjor, der bewußt die geraubten 
Sachen von dem Spolianten erworben hat. 

3. Der Kläger muß widerrechtlich bes Befites entſetzt fein, 
diefen aljo verloren haben 122. Nach römiſchem Recht war Beſitz⸗ 
entfegung dur Ausübung von Gewalt vorausgefeht '?°, was von 
manchen noch jet als gemeinrechtlich geltend angenommen wird '?*, 
und im Bayriſchen 220 und Franzöſiſchen Recht !?° anerkannt iſt. 


121 gachariä & 190b, 2; Aubry 8 189, 16. Webrigens wird aud) nad) 
feanzöfiichem Recht die Meinung vertreten, daB die Klage gegen den dritten 
Befiger zuftehe, der den Beſitz spolii conacius erwarb. 

2 1.1845 D. 48. 16; Savigny, Beſitz 481; Bruns, Beſitzklagen 254 ; 
Brinz, Panbelten (2) 8 188,10; Erf. Dresden 1850 Sf. III. 267; Celle 2816 
1854 Sf. IX 158. Der Kläger muß ein Berbietungsrecht haben Erk. Berlin 
158 1877 und 317 1877. $. M. VIII. 28. 56 (Heſſen). Daher ift die Klage 
ausgeſchloſſen in den Fällen, in welchen einfeitige Befibergreifung geſetzlich 
geftattet ift, oben 8 228, 53; Randa, Beſitz 8 7b, 33; Koch, Commentar Rote 
13 zu ER. I. 7. 146, und gegen formell legale Handlungen von Behörden 
Bruns, Beſitzklagen 257; Kreittmayr, Anm. 40 zu Bayr. ER. II. 5. 11; 
Lang, Sachenrecht 8 11, 148; Erf. Lübed 1272 18830 Sf. V. 26. Dieß gilt 
auch nach franzöfiihem Recht Zachariä 8 189, 7. Die Frage, ob ber Bes 
Hagte ein Recht habe, die betreffende Handlung vorzunehmen, ift daher aller- 
dings im Beſitzproceß zu erörtern. Erf. Berlin 168 1871 5. M. IL 77 
(Heflen); 1875 Anz. 76. 284 (Holftein); München 2411 1874 Sammlung V. 
24. Nach Bayrifhem Landrecht ift die Spolienklage nicht zuläßig, wenn ber 
Bellagte im guten Glauben der Berechtigung gehanbelt hat Erk. Münden 92 
1873 Sammig. V. 159. Entgegengeſetzte Entſcheidung Celle 917 1849 Sf. 
XI, 34. 

21,188 D. 43. 16; Savigny, Beilb 428; Windſcheid 8 160, 5; 
Brinz , Pandekten (2) $ 183, 18. Gegen die Meinung von Ihering, Grund 
bes Beſitzſchutzes 104, daß ſchon nad römishem Recht das Nechtämittel gegen 
jede Befitentziehung gegeben geweſen fei, vgl. Bruns, Befigflagen 84 f.; 
Randa, Befig 8 7a, 20; Windicheib 8 160, 5. 

ı Es ift die Anficht von Savigny, Beſitz 513. 514, der bie Befeitigung 
bes im römifchen Recht beftimmten Erfordernißes der Gewalt dur das Ta- 
noniſche Recht in Abrede zieht. Sie findet ſich anerkannt Erf. Stuttgart 
1711 1837 Sf. I. 224; vgl. Bruns, Beſitz 418, 6; Erk. Dresden 6/5 1848 
Sf. HI. 56, und Erf. A.G. Kiel 1870 Anz. 74. 808, mo ausgeſprochen ift, 
dag durch die Beftimmung der 6.9.8. 13/1 1797 8 1, welche die Klage gegen 
unrechtmäßige Entſetzung giebt, das Rechtsmittel nicht Habe erweitert werden 
follen. 

135 Das Bayriſche Recht nimmt in diefer Frage eine Sonberftellung ein. 
Die Beftimmung der Bayr. G.O. 1758 III. 4. 10 „hat keine petitorifche Klage 
wider den Entwehrten von Seite des Entmwehrers ftatt” ift nach Bayr. L.R. 
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Für das gemeine Recht wird jedoch in Anwendung ber für bie 
Spolienklage geltenden Grundſätze jede eigenmächtige und wiber: 
vechtliche Befigergreifung durch den Beklagten für genügend er- 
achtet 12”. Nah Preußiſchem, Defterreihifhem und Badiſchem 
Recht 128 ift die Klage wegen jeder Befibentziehung gegeben, bie 





1616 XX. 1, melde Stelle von Kreittmayr, Anm. zu G.D. IIL 4. 10 au 
drüdlich angezogen wird, nur von gewaltſamer Befigentfegung zu verftehen; 
vgl. den Auffag „zur Lehre vom remedium apolii” BL. f. RU. I. 247. Su 
Bayr. L.R. II. 5. 11: „wer der Poſſeſſion mit unrechtmäßiger Gewalt entſetzt 
und fpolirt wird“ ift dieß gefeßlich anerfannt, daher hat fich die Bayriſche 
Praxis von jeher für das Erforberniß ber Gewaltſamkeit ausgefprochen. Erf. 
Münden 17/8 1820, 11/8 1828, 19/10 1832 Du ®Brel VI. 78, 81, 110; 
9/8 1858 BI. XX. 91; 9/4 1874 Sammlg. IV. 170; 30/12 1876 Sammig. VI. 
157; 4/10 1880 Sammig. VII. 192. Die Broceßorbnung von 1869 hat 
hieran nichts geändert Erf. Münden 28/1 1879 Sammig. VII. 818, und 
in dem Bayr. A.G. zur D. C. Pr.O. 23/2 1879 Art. 81 ift die fortbauernde 
Geltung der Beſtimmung ©.D. III. 4, da fie civilrechtlichen Inhalts ift, an- 
erfannt. Da die Geltung der &.D. 1753 fi auf das ganze dießrheiniſche 
Bayern erftredte, fo tft die fortbauernde Geltung diefer Beſtimmung für das 
ganze dießrheiniſche Bayern zweifellos. Erk. Münden 4/10 1880 Sammlg. 
VII. 193 ſpricht Übrigens aus, daß auch nad) Bayriſchem Recht die Gewalt 
nicht unmittelbar gegen die Perſon des Beſitzers gerichtet fein müfje, wie dieß 
ja au dem gemeinen Recht entipriht Windicheid 8 160, 6; Erf. Darmftadt 
6/6 1871 Sf. XXVI. 10; Erf. Berlin 28/11 1876 Sf. XXXIII. 196. 

196 Die franzöfiige Jurisprudenz fett für die Klage gewaltſame Beſitz⸗ 
entfegung voraus, was in der Fafſung des CO. c. Urt. 2060, 2 feine Beltä- 
tigung findet Zachariä $ 191, 3; Aubry 8 189, 9. 

137 Dunder, Quafibefit 8. f. d. R. Il. 109, 2; Bruns, Beſitz 395; Sin- 
tenis, C.R. 8 124,48; Wächter, Pandeften 8 128 S. 94; Randa, Beſitz $7c, 
10. Bruns, Befigflagen 243 jpriht aus, daß man das Erforderniß der Ge⸗ 
walt als theoretifch und praktiſch befeitigt anfehen bürfe. Damit ftimmen 
überein: Erf. Lübeck 18/11 1884 Sf. III. 173; 29/10 1835 Sf. V. 23; 9/6 
1871 Sf. XXVI. 220; Dresden 1847 Sf. Il. 50; Jena 25/8 1852 Sf. XII. 
241; Darmftadnt 3/11 1852 Sf. XIII. 32; Oldenburg 1860 Sf. XIX. 46; 
Wolfenbüttel 28/3 1859 8. f. Br. VII. 174; 12/4 1864 Sf. XXV. 212; 
Berlin 22/9 1871 Sf. XXVI. 10 (Naffau). Beſtritten ift, ob in der Weige- 
rung der Yortentrichtung einer Abgabe eine Dejeltion liege. Dafür Dunder, 
RL. 101; Renaud, RL. 72; Erk. Wiesbaden 26/3 1852 Sf. VII. 42; Darm- 
ſtadt 20/11 1855 Sf. XII. 340; Jena 26/2 1848 Sf. XVII. 250; dagegen 
Erk. Jena 25/3 1852 Sf. XII. 241; Münden 10/11 1873 Sf. XXIX. 7. 

135 Br, ER. I. 7. 146. 147; Defterreih A.B.G.8. 8 389. 345; Baben 
LER. Art. 544e. Der Abſatz 2 des Badiſchen L.R. Art. 5440 hat durch E.G. 
zu den R.J.G. 8 146 eine veränderte Geſtalt erhalten. Bingner, Einführungs- 
geſetz 156. 
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gewaltſam !*°, heimlich 1°° oder bittweife 79 vollzogen tft. Nach 
Sächſiſchem Net ſetzt die Befibentziehungsklage, die von bem 
früheren Befiter oder einem Inhaber angeftellt wird, der eine 
Sache zur Benükung oder zum Ywed feiner Sicherung innehatte, 
voraus, daß der Bellagte im Berhältnig zu ihm fehlerhaft be- 
fige 2%. Zur Klageftellung wegen Berbrängung aus der Inhabung 
durch Gewalt oder durch eine andere an fich widerredhtlidhe Hands 
lung tft jeder Inhaber legitimirt ?3®, 

IN. Der Anfprud geht 

1. gemeinrechtlich und nah Sächſiſchem, Defterreihtfchen und 
Franzöſiſchem Recht auf Rüderftattung bed entzogenen Befiges '** 


139 Die Preußiſche Praxis erflärt als Gewalt jeben unbefugten eigen- 
mächtigen Eingriff O. Tr.Präj. 1%/4 1845 Präj. Nr. 1545, Erk. 7/1 1861 
Entid. XLIV. 51; Förfter Eccius 8 162, 37; Gruchot V.484; Randa, Befig 
8 7c, 10. Auch nad) Defterreihiihem Recht gilt ald Gewalt jede widerredht- 
lie Entiegung 8. 27/10 1849 8 2; Randa, Befig $ 7o, 10. 

‚80 Nach Br. L.R. I. 7. 100 wird abfichtliche Verheimlichung vorausge⸗ 
ſetzt. Ert. D.T. 29/11 1843 Präj. Nr. 1869 Hält dieß für nicht anwendbar 
auf die Befipentfegungsflage, erachtet es für dieje vielmehr ald genügend, wenn 
die Entjegung dem Befiger unbelannt geblieben ſei; mit Recht erklären ſich 
gegen dieſe Auffaflung Koch, Note 76 zu ER. I. 7.100; Yörfter Eccius 8 162, 
42. Es ſpricht dagegen ſchon der Umftand, daß in L.R. I. 7. 147 die Heim- 
lichkeit der Lift gleichgeftellt ift. Bgl. über biefe Förſter, Pr. BR. 8 160, 141; 
& 162, 37, der darin die Schaffung eined neuen Beſitzfehlers fieht; wahr⸗ 
feheinlicher ift, daß damit nur eine Art der heimlichen Befigergreifung be 
zeichnet werden follte Die Faſſung Defterreih A.B.G.B. 8 845 „wenn fich 
jemand in den Befit eindringt ober durch Lift oder Bitte heimlich einfchleicht“ 
läßt die Borausjegung abfichtlicher Verheimlichung als zweifellos erfcheinen. 
Dazjelbe liegt in der Faſſung Baden L.R. Art. 5440 „verheimlichte Er⸗ 
greifung”. 

181 eber die Borausfegung der bittweiſen Befitentfegung nah Preußi⸗ 
ſchem Recht vgl. Förſter Eceius 8 162, 43, und nad Defterreichiihem Hecht 
Randa, Befig 8 7e II. Baden 2.R. Urt. 544e nennt fie „geſetzwidrige Selbft- 
verwandlung einer vergänftigten Inhabung in einen Befig”. 

183 Sachſen 8.0.8. 8 206. Fehlerhaft ift nah B.G.B. $ 190 der Beſitz 
besjenigen, welcher die Sache durch Gewalt oder heimlich an fich gebracht hat, 
ober der die bis auf beliebigen Widerruf empfangene Sache nach geichehenem 
Widerruf nicht zurüdgiebt. 

188 Sachſen B.G.B. 8 209. 

4 ],181,1.15. 16. D. 43. 16; Savigny, Befig 448; Randa, Beſitz 
8 7d, 49; Sachſen 8.8.8. 8 206; Defterreih A.B.G.B. 8 346. Dieb findet 
auch nach franzöſiſchem Recht Anwendung Aubry 8 189, 19. 
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und wenn dieß nicht möglih ift, auf Erftattung des Belik- 
werthes 13°; nah Preußiſchem Recht auf Wiederherftellung der 
Gewahrfam '3°; 

2. gemeinrechtlih und nah Sächſiſchem Recht auf Erſatz des 
buch die Beſitzentſetzung verurſachten Schadens 137, Diefer Ans 
ſpruch gebt gemeinredhtli auf Rückgabe oder Erſatz der anderen 
mit der Dejeltion verlorenen Saden 128, Erſatz der durch die De- 
jeftion verlorenen Früchte 1°, Schabenserfag für alle nad der 
Dejektion erfolgten Beſchädigungen der Sache '*°, ſowie für bie 
Unterbrehung der Erfitung !*!. Der Bellagte haftet jedoch in 
. biefem Umfang nur ein Jahr lang, nah Ablauf desfelben nur 
für das was er noch hat !*?. Der Betrag diefer Anſprüche konnte 
nah früherem Recht durch den Eid des Klägers beftimmt wer: 
den !*®, was aber duch die D. C. P.O. aufgehoben ift +. Nach 


185 1, 21 8 2 D. 4. 2; Savigny, Befit 448, 1; Randa, Befib 8 7d, 50. 
Nach D. ©. Pr.O. 8 6 fällt der Beſitzwerth mit dem Sachwerth zufammen, 
wie dieß ſchon Bayr. ER. IL. 5. 11 Nr. 3 ausgeiprocdhen war. Früher wurde 
dieß vielfältig in Abrede geftellt und e3 wurden für Berechnung des Beſitz⸗ 
werth3 bejondere Regeln aufgeftelt Mommſen, Beiträge II. 246. 247; Bruns, 
Beſitzklagen 8 17; Windſcheid 8 160, 10; Randa, Beſitz 8 3, 208. 

50 Pr L.R. I 7. 146; Förſter Eccius 8 162, 77; Roc, Belt 279. Es 
beruht dieß darauf, daß nah Pr. UR. I. 7. 112 durch fehlerhafte Befiber- 
greifung nur die Gewahrfam nit der Beſitz verloren geht. Vgl. oben 
8 227, 101. 

71.1 841 D. 43. 16; Savigny, Beſitz 448; Windſcheid 8 160, 10; 
Bayr. OR. II. 5. 11 Nr. 1; Sachſen 8.6.8. 8 206; Aubry 8 189, 19. 

188 |, 1 pr. 838. 84, 1. 19 D. 43. 16; Savigny, Befig 444; Windſcheid 
8 160, 10. 

189 1, 1 8 40 D. 43. 16; Savigny, Beſitz 444, 4. Es gehören dazu auch 
die nicht gezogenen Früchte 1. 4 Cod. 8. 4; Savigny, Beſitz 444, 5. 

0 1,1885 D. 48. 16; Savigny, Befig 444, 6. 

1 Savigny, Beſitz 444, 7; Seuffert, Bandelten 8 414, 14. 

143 1, ] pr. D. 43. 16; Windſcheid 8 160, 11. Gemeinrechtlich gilt dieß 
auch bei der Spolienflage. Bruns, Beſitzklagen 261, 1; Erk Wiesbaden 26/5 
1852 Sf. VII. 42. Nah Bayr. L. R. II. 5. 11 Nr. 9 erftredt fich die dreißig- 
jährige Berjährung bei der Spolienflage auch auf den Erſatzanſpruch. 

18 1, 9 Cod. 8. 4; Savigny, Beſitz 446, 1; Windſcheid 8 160, 10. Es 
ift dieß das juramentum Zenonianum. 

10 D. C. Pr.O. 5 260. Hiernach kann die eidlihe Schägung des Scha- 
dens durch die Barthei nur richterlich angeordnet werden, während die Vor⸗ 
ſchriften über den Schätzungseid aufgehoben find. 
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Sächſiſchem 4° und Franzöfifhem Recht 14° kommen die allgemei- 
nen Beftimmungen über Schadenserfaganipruh zur Anwendung. 
Rah Preußiſchem Recht kann der Anſpruch auf Schadengerjag 
nur in gejondertem Verfahren durch die gewöhnlbiche Schadens: 
erſatzklage geltend gemacht werden !*7. Nach Defterreihifhem Recht 
bat der Bellagte den Schaden zu erjegen, den er durch die Beſitz⸗ 
entziehbung kulpos verurfacht bat !*. Der Anſpruch muß im or: 
dentlihen Rechtsweg mit der Schadenserſatzklage geltend gemacht 
werben *0. 

IV. Einteden. Dem Bellagten ftehen als Einreden zu: 

1. die Einrede des fehlerhaften Befiterwerbs. Diefe ift nad 
Preußifchem '°° und Defterreihifhem Hecht ?°* gegen die Beſitz⸗ 
entfegungsflage in derjelben Beichräntung gegeben wie gegen die 
Befipftörungsflage, aljo nur infoferne, als der Kläger von dem 
Beklagten den Befit fehlerhaft erworben hat 162. Dagegen ift ge: 


145 Der in Sachſen B.G. B. 8 206 beftimmte Schadenserſatzanſpruch richtet 
fih nad den in 8.6.3. 8 124 getroffenen Beitimmungen. Der Schadenser- 
fatzanſpruch verjährt in einem Jahr und nur fo weit der Bellagte bereichert 
it in drei Jahren 8.9.8. 8 210. 

#46 Der Code civil nnd der Code de procedure enthalten feine bejon- 
deren Beftimmungen über den Erfaganjpruch, ed kommen alfo die allgemeinen 
Regeln über Schabenserfagleiftung zur Anwendung. Vgl. über dieſe Zachariä 
8 445. Für den Schadenderfaganfpruch bei der reintegrande gilt die ein- 
jährige Verjährung C. de pr. Art. 28. 

147 Koch, Beſitz 282, 33. Es wird bie gewöhnliche Schadenserſatzklage 
geftellt, die nah Pr. 2.8. I 6. 54 in drei Jahren verjährt Koch, Beſitz 
270, 54; Bornemann, Syftem I. 268, 3. Ueber bie Schadenserjabflage nad 
Preußiſchem Recht vgl. Förfter Ecciud B. BR. 8 90, 70 f.; Dernburg, P. 
BR. L 8 159. Gegen die Erkenntniſſe bei Gruchot V. 455 und IX. 242, 
welche die Buläßigkeit der Schabenserfagforderung wegen Befigftörung oder 
Befipentfegung läugnen vgl. Dernburg, Br. BR. I. 8 159, 1; Randa, Beſitz 
8 7d, 46. 

ee A.B.G.B. 8 346. Daß ein Schadenserſatzanſpruch nach Dejterreichi- 
Ihem Recht nur bei kulpoſer Schadenszufügung gegeben fei, ift von Rande, 
Beſitz S 7d, 54 überzeugend nachgewiefen. 

“ Nach B. 27/10 1849 8 55 ift der Schadenserſatzanſpruch mit ber 
Befigentfeßungstfage binnen 30 Tagen anzumelden; jedoch wird er, wenn ber 
Gegner ihn nicht freiwillig anerkennt, auf den ordentlihen Rechtsweg ver- 
wiefen, und verjährt dann in drei Jahren Randa, Beſitz 8 7d, 55. 

150 Koch, Beſitz 282; Förfter Eceius 8 162, 92; Randa, Beſitz $ 7d, 31. 

‚ Panda, Befit 8 7d, St. 

‚12 Bol. oben Note 88. 
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meinrechtlich 160 und nah Sächſiſchem Recht 15% diefe Einrebe bei 
der Befitentjegungsflage überhaupt nicht gegeben. Nah Fran⸗ 
zöfifhen Recht kann der Beklagte die Einrede des fehlerhaften 
Befigerwerbs dem Beklagten allgemein entgegenftellen !°°; 

2. die Einrede der Verjährung Nah römiſchem Recht ver: 
jährte das Interdictum unde vi, ſoweit es auf Reftitution des Be- 
fige8 und vollen Schadenserſatz gerichtet ift, in einem Jahr, hin⸗ 
fihtlih der übrigen Anſprüche in breißig Jahren 6e. Kür Die 
Spolienfiage wird breißigjährige Verjährung als geltend angenoms 
men 57, und es ift dieß gemeinrechtlich al3 für die Beſitzentſetzungs⸗ 
Mage allgemein recipirt anzujehen ?°°. Nah Sächfiſchem !°° und 


158 Für das Interdietum de vi war biefe Einrede dur 8 5. 6 Inst, 
43. 16 ausdrücklich ausgeichloffen Savigny, Beſitz 448; Windſcheid 8 160, 15, 
und e3 gilt dieß auch für die Spolienllage Bruns, Beſitzklagen 260; Randa, 
Beſitz 8 74, 31; Erk. Lübel 18/11 1834 Sf. TIL 172; Berlin 14/11 1878 
©f. XXXIV. 274 (Holftein). 

* Sachſen 8.8.8. 8 207 gibt die Einrede des fehlerhaften Erwerb nur 
bei der Befigftörungsklage. Ich kann daher der Meinung von Randa, Bellt 
8 7d, 31 und Bruns, Beſitzklagen 260, 8, baß das Sächſiſche 8.9.8. bie 
Einrede bed fehlerhaften Erwerbs auch bei ber Beſitzentſetzungsklage zulafle, 
nicht beiftimmen. 

155 Yubry 8 189, 6. A. M. Badariä 8 191, 3 ber die Einrede ganz 
ausſchließen will, für das Franzöfiihe Recht alfo den Standpunkt des rö⸗ 
miſchen Rechts oben Rote 153 einnimmt. Dieß nimmt aud Randa, Beſit 
8 7d, 81 an. 

#6 |, 1 pr. D. 43. 16; Windſcheid 8 160, 11. Savigny, Beſitz 450, 4 
nimmt an, daß die einjährige Verjährung nicht Play greife, wenn ber Be- 
klagte den Befiß der Sache noch habe, daß hier vielmehr dreißigiährige Ver⸗ 
jährung eintrete, und dieſer Anficht treten bei Witte, Interbiltum 91; Rande, 
Belig 8 7d, 34; Wächter, Banbelten 8 128 ©. 94. I. 4; Erk. Darmftadt 
30/11 1859 U. f. Br. R.W. IX. 470; 24/4 1866 Sf. XIX. 233; Wiesbaden 
26/3 1852 Sf. VII. 42. Mit Hecht wenbet dagegen Bruns, Beſitzklagen 260, 
5 ein, daß unter dem »quod ad eum pervenit« nur bie Bereicherung nicht 
das noch im Befig des Beklagten befindliche Beſitzobjelt zu verftehen fei, Die 
Klage daher auch Hinfichtlich bes leßteren ber einjährigen Verjährung unterliege. 

187 Urſprünglich war nad eanoniſchem Recht die Spolienklage, foweit fie 
auf Herausgabe ber rechtswidrig befefjenen Sache gerichtet war unverjährbar 
Bruns, Beſitz 159 und Beſitzklagen 261, 2 Später wurde fie durch bie 
Praxis der breißigjährigen Verjährung unterworfen Bruns, Beſiß 397, 1; 
Dunder, 8. f. D. R. IL 109; Stobbe, B.R. $ 77, 36. 

158 Heerwarth, 8. f. C.R. XI. 821; Heimbach, RL. VII. 233, 68. 
Dieß ift Bayr. V.R. II. 5. 11 Nr. 9 und Schleswig-Holftein 8. 18/1 1797 
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Sranzöfiichem Recht ?*° verjährt die Befikentfegungsklage in einem 
Sahr, nach Defterreihifihem Recht in dreißig Tagen '°!, nad 
Preußiſchem Recht ift fie unverjährbar 12. 

3. Nach Preußiſchem Recht fteht dem Bellagten die Einrebe 
ber fehlenden Baffivlegitimation zu, indem der Bellagte, der bie 
Beligentfegung in fremdem Auftrag vorgenommen bat, buch Be: 
nennung feines Auftraggebers ſich von der Klage befreien kann '*®, 

V. Exceptio spolii. Der des Befites Entjegte hat gemein 
rechtlich die exceptio spolii, die er allen ?°* Klagen des Spolian- 
ten mit der Wirkung entgegenfegen kann, daß er bis zu erfolgter 
Reftitution fi auf diefelbe nicht einzulaffen braucht ?°%. Den an: 
deren Rechten ift diefes Rechtsmittel nicht bekannt. 


8 10 allgemein ausgeſprochen. Es gilt dieß jedoch nur für den Anſpruch auf 
Reftitution des Beſitzes; für die Schadenserfagffage gelten bie oben Note 142 
angeführten Srundfäge. Nach einer anderen Unficht fol die einjährige Ver⸗ 
jährung auch für die Spolienklage gelten Dunder, 8. f. D. R. II. 109. 

189 Sachen 8.8.8. 8 210, 

1# GC, de pr. Urt. 23; Badariä 8 189, 9-11. 

ı0ı 8, 27/10 1849 8 2; Randa, Befib 8 7d, 36. 

163 Bol. oben Note 89. 90. U. M. Yöriter Eccius $ 162, 102, der fie 
jest als der dreißigjährigen Verjährung unterworfen anfieht. 

os Föorſter Eccius 8 162, 94 ; vgl. oben Note 92. Nah ben anderen 
Rechten ift dieß nicht begründet, vielmehr haftet nach diejen der Dejicient 
immer; vgl. oben Note 114. 

164 Semeinrechtlich fommt auf den Gegenftand der Klage nicht? an Heim- 
bach R.2. III. 800, 15. Nach Schleswig-Holftein 8. 13/1 1797 89. 10 kann 
bie Einrede nur ſolchen Klagen entgegengefegt werben, bie mit der Befigent- 
jegung conner find. Das Gleiche wird für dad Bayriſche Redht angenommen 
Seuffert, Commentar zur &.D. IL 94. 43; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 134, 97. 

165 Savigny, Befig 516; Bruns, Beſitz 131 f.; Heimbach, R.L. III. 800; 
Ertl. Jena 25/3 1852 Sf. XII. 325. Der Beweid muß jedoch, wenn fie vos 
der Einlafjung befreien ſoll, innerhalb 15 Tagen nicht nur angetreten jon- 
dern auch geführt werben Erf. Darnıftadt 9/8 1872 Sf. XXIII. 105; 12/10 
1875 Sf. XXXIII. 106, In Bayern ift die Buläßigfeit des Rechtsmittels 
duch Bayı. G.O. II. 4 Nr. 10 anerlannt und die fortbauernde Geltung 
diefer Beftimmung ift auch nad Einführung der D. C. Pr. O. anerfannt vgl. 
oben Rote 125. Dagegen ift dafjelbe in Württemberg durh C.P.O. Urt. 38 
Bang, Sachenrecht $ 11, 28, in Sadhjen-Weimar durch Bei. 28/5 1857 8 6 
BL f. Thür. V. 60, und in Sacfen-Meiningen durch Gef. 14/8 1833 auf- 
gehoben. 


er 
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Bud 3. 
Da: Eigenthum. 


Caput 1. 
Helen und Inhalt. 


Titel I 
Begriff 


8 230, 


Das römische Recht Tannte nur Eigentbum an Törperliden 
- Saden?. Das ältere deutfche Recht dagegen behnte den Eigen: 
thbumsbegriff auch auf unkörperlide Sachen aus®, und es ift dieß 
infoferne in das jetzt geltende Recht übergegangen, als dieſes für 
einzelne Rechte die Anwendung des Eigenthumsbegriffs zweifellos 
anerkennt *. Hiernach ift alſo der Eigenthbumsbegriff erweitert 
und es ift Eigenthbum an Rechten bei ung nit wie nach römi⸗ 
ſchem Recht ausgeichloffen. Es gelten hiernach folgende Grunb- 
fäße: 
I. Begriff. Eigenthum ift dag Recht über eine körperliche 
Sache oder ein Recht ausfchließlich zu verfügen °. Seinem Grund- 


I Bol. Pagenftecher, Lehre vom Eigentfum I. 1857; Schmid, Hanbbud 
1. 814; Gefterding, Lehre vom Eigenthum 8 1—10; Windicheid 8 167—169; 
Bangerom 8 295—802; Brinz, Pandekten (2) 8 130—133; Beſeler, P.R. 
8 81; Stobbe, B.R. 8 78. 83-86; Yörfter Eccius 8 166—171; Dernburg, 
B. PR. 1 8 215—221; Bertram, BR. 8 199-220; Platner, Sachenrecht 
8 7—10; Roth, Bayr. ER. (1) 8 118—128; Lang, Sachenrecht $ 15—27; 
Zachariä 8 193a—195; Aubry 8 190—198. 238—246. 

2 Bagenftedher, Eigentbum I. 39; Schmid, Handbuch 8 1, 2. 

°® Dunder, 8. f. d. R. II. 194; Beſeler, BR. S 81, 4; Stobbe, BR. 
8 78, 11. 

* Bol. unten Note 27 f. Kap, die Entwidtung des Eigenthumsbegriffs 
zum abftralten Eigentbum Gruchot XX. 718—727. 

8 Dieß ift die in unferen Landesrechten wiederkehrende Begriffsbeftin- 
mung Bayr. L.R. II. 2. 1: Das Eigenthum ift eine Macht und Gewalt mit 
dem Seinigen nach eigenem Belieben frei und ungehindert ſoweit zu dispo⸗ 
niren, al3 Geſetz und Ordnung zuläßt. Br. L.R. I. 8. 1: Eigenthümer heißt 
derjenige, welcher befugt ift, über die Subftanz einer Sache mit Ausſchluß 
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begriff nad ift das Eigenthum fo beſchaffen, daß tn Beziehung 
auf den Gegenftand dem Willen des Eigenthümers Feinerlei Schran- 
fen gezogen find und ihm Dritten gegenüber ein Recht der Aus: 
ſchließung jeder Einwirkung zuftehtl,! was man früher die na- 
türlide Freiheit des Eigenthbums nannte ®. Indeſſen wird ber 
Eigenthumsbegriff dadurch nicht alterirt, daß der Willfür des Ei- 
genthümers in der Verfügung über den Gegenftand durch allge: 
meine gejegliche Beflimmungen oder Rechte Dritter Schranken ge- 
zogen find’, da mit dem Wegfallen diefer Beichräntungen bie 
Freiheit des Eigenthums von felbft wieder bervortritt ®. Das 
Eigenthum ijt untheilbar, jo daß die darin Liegenden einzelnen 
Befugniffe nicht verſchiedenen Eigenthümern zugetheilt fein können °. 
Es ift feiner Natur nach beftändig und kann nur durch befonbere 
Feſtſetzung widerruflich gemacht werben 1°. 


anderer aus eigener Macht durch fich felbft oder durch einen Dritten zu ver- 
fügen. Sachſen 8.8.8. 8 217: Das Eigentyum gewährt das Recht der voll: 
fländigen und ausichließlichen Herrichaft über eine Sache. Vefterreih A. B. G. B. 
8 354: Als ein Recht betrachtet ift Eigenthum die Befugniß mit der Sub- 
ftanz und ben Nutzungen einer Sache nach Willkür zu jchalten. C. o. Urt. 
544: la propriöt6 est le droit de jouir et disposer des choses de la ma- 
niere la plus absolue pourvue qu’on n’en fasse pas un usage prohibe 
par les lois ou par les reglemens. Alle dieſe Definitionen find identiſch 
und treffen mit der von Sapigny, Syſtem 1. 367 gegebenen überein, wornad) 
Eigenthum die ausfchließliche und unbeichränktte Herrichaft einer Perfon über 
eine Sade ift. In der Hauptjadhe, wenn auch mit einzelnen Modifikationen 
flimmen damit überein Schmid, Handbuch 8 I. 1; Unger, D. P.R. 8 61, 56; 
Förfter Eccius 166, 7. Es bat indeß nicht an Verſuchen gefehlt, in die De- 
finition des Eigenthumsbegriffs die Möglichkeit der Beſchränkung durch Geſetz 
oder Rechte Dritter aufzunehmen. Daher wird das Eigenthum erllärt „als 
bie dem Grundbegriff nach (an fih) vollftändige und ausichließliche Herrſchaft“ 
Windſcheid 8 167, 5; Arndts 8 130; Gerber, BR. 8 76, 1; oder als „bie 
oberfie rechtliche Herrihaft Über eine Sache” Stobbe, PR. 5 78, 1. Diele 
verfchiedenen Definitionen find nur Conſtruktionsverſuche, ohne Einfluß auf 
das materielle Recht, Hinfichtlich deffen keine Meinungsverſchiedenheit befteht. 

® Sefterbing, Eigenthum 19. 20. 

7125 pr. D. 50, 16; Windſcheid 8 167, A. 

8 4 Inst. 2.4; 1.382 D. 7.1; GSintenis, C.R. 8 47, 13; Zörfter 
Eeccius 8 166, 12, 

9 Förfter Eccius 8 166, 11. Bgl. unten 8 231. 

10 Seuffert, Pandekten 8 121, 7; Förſter Eccius 8 166, 18; Badariä 
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II. Subjefte. Die Eigenthumsfäbigtett bildet bie Tegel 
für alle phyſiſchen Perſonen !. Ausnahmen find nur begründet 
nach denjenigen Rechten, welche bei Religiofen mit Ablegung ber 
Klojtergelübde den bürgerliden Tod eintreten laffen ’?. Dagegen 
fernen unfere Landesrechte noch mannigfahe Beichränfungen 
der Fähigkeit zum Eigenthbumserwerb . Für juriftiihe Ber- 
onen ift die Eigenthumsfähigkeit Vorausfehung des Beſtehens 1%; 
auch bei ihnen finden fih Beſchränkungen der Erwerbafähig- 
keit 16. 

III. Gegenſtand des Eigenthums ſind: 

1. Sachen. Nur verkehrsfähige Sachen können im Eigen⸗ 
thum ſtehen ?°. Vorausſetzung des Eigenthums iſt individuelle 
Beſtimmtheit der Sache; es gilt dieß ſowohl für bewegliche als 
für unbewegliche Sachen“. 

a. Unbewegliche Sachen. Für Grundflächen ſind beſtimmend 
bie Grenzen 18. An ſich muß die Abgrenzung künſtlich herge⸗ 
ftelt werden, da die Theilung der Erdoberfläche immer nur eine 
gedachte ift. In einzelnen Landesrechten ift ein befonderes Grenz 
tegulirungsverfahren vorgefchrieben, welches ein nicht ftreitiges 
it. Für die Beſtimmung ftreitiger Grenzen iſt gemeinrechtlich 


11 Bagenftecher, EigentHum I. 39; Gintenid, ER. $ 48, 1; Pr. L. R. I. 
8.6; Sadien 3.9.8. 8 33. Dieß gilt aud nad Oeſterreichiſchem Recht 
Randa, Befib 8 9, 3a, 8 22, 20 und Eigenthumsrecht 8 2. 

12 Sal. oben 8 70, 34. 

18 Bol. unten 8 241. 

14 Bgl. oben $ 71. 

15 Bol. unten $ 241. 

16 Bol. oben 8 79, 12; GStobbe, PR. 8 64 Nr. 1; Bayr. ER. IV. 
2. 4; Pr. ER. IL 8.3; Dernburg, P. PR. 1.8 67 Nr. 1; Zachariä 8 176, 2. 

17 Förſter Eccius 8 168, 29. 

18 Meber Grenzen im Allgemeinen vgl. Oetinger de jure limitum Augs- 
burg 1670; Bed, Recht der Grenzen 1754; Beſeler, BR. 8 181, 8; Bub: 
beus, Grenzen R.L. IV. 880-902; Weiske, Landwirthichafsreht 8 119. 120; 
Hagemann, Landwirthfchaftsrecht 8 161. 

Pr. OR. I. 7. 388-388; Dernburg, B. BR. I. 8 210 Nr. 2; För- 
fter Eccius 8 182, 102; Bayern, Vermarkungsgeſetz 16/5 1868 Roth. Bayr. 
ER. (1) 8 118, 28 f.; Württemberg Gef. 23/7 1877 Bereinigung ber Mar- 
kungsgrenzen; Darmftadt Gef. 23/10 1830 Feftftellung der Grenzen; 8. 23/8 
1833 Inſtruktion für Feldgeſchworene; Sondershaufen Geſ. 18/10 1851 Ber- 
markung der Flurgrenzen; Neuß j. L. Geſ. 25/3 1853 erfahren bei Grenz⸗ 
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und nad unjeren Landbesrechten Die Grenzberichtigungsflage (actio 
finium regundorum) gegeben ?°. Bel Grundflächen erſtreckt ſich 
das Eigenthum nad dem Berhältniß der in folder Weiſe be- 
ftimmten Oberflähe auf den Untergrund und was fi darin be⸗ 
findet ?%, und ben über ber Erdoberfläche befinnliden Raum (bie 
Zuftfäule) ??, jowie auf alle Beftandtheile der Oberfläche ?°, zu 
benen auch die darauf befindlichen Brivatgewäfler gehören **. 


revifionen; 20/12 1855 Aenderung ber Flurgrenzen; Eljaß-Lothringen Gel. 
21/11 1875 Errichtung von Markſteinen. 

” Windſcheid 8 450; Sintenis, ER. 8 122; Heffe, Rechtöverhäft- 
niße (2) 8 104—107; Bayr. L. R. II. 2. 18; Pr. L. R. I. 17. 362—382; Koch, 
5. $ 813; Dernburg, Br. BR. I. 8 216 Nr. 1; Förfter Eccius 8 182, 96; 
Sachſen 8.8.8. 8 364—366;; Defterreih A.B.G.B. 8851-853 Randa, Befik 
8 7b, 50; C. c. Art. 646 Zacharià & 238 Wubry 8 199. Das einzelne wird 
im Obligationenrecht gegeben werden. 

21 1. 24 8 12 D. 39. 2; Windſcheid 8 139, 3; Wächter, W. BR. II. 
8 87, 8; Rreittmayr, Anm. zu Bayr. V.R. II. 8. 4 und 10; Lübel Bauord⸗ 
nung 23/5 1881 8 61; Pr. L.R. J. 8. 32; Förfter Eccius 8 168, 45; Sachſen 
8.8.8. 8 2318; Randa, E. 8 3, 47; C. civ. Art. 552; Badhariä 8 170; Aus 
bry 8 192, 2. Ueber die durch die Regalität der Foſſilien begründeten Aus- 
nahmen vgl. Förfter Eccius 8 168, 47, Roth, Bayr ER. (1) 8 244; Lang 
Sadenredt 8 22, und Hinfichtlich bes Schages unten 8 245. Die gegen diefe 
Auffoflung von Werenberg, Jahrb. f. Dogm. VI. 28 vorgebrachten Bedenken 
widerlegen Hefle, Jahrb. f. Dogm. VI. 396; Roth, Bayr. E.R. (1) 8118, 34. 

22 1. 1 pr. D.8.2;1.22 84 D. 48. 24; Windſcheid 8,139, 3; Schmib, 
Handbuch 8 3, 7; Wächter, W. BR. II. 8 44, 4; Unger, D. P.R. 46, 4; 
Kreittmahr, Anm. 2b zu Bayr. UR.IL1.5; Lübed, Bauordnung 23/5 1881 
8 61; Sadjen 8.8.8. 8 218; Defterreih A.B.G.B. & 297; Randa, €. 8 3, 
47, C. civ. Art. 552. 672. 678 Bachariä 8 174, 1a; Aubry 8 168, 1; 
8 192 Rr.1. Die gemeinrechtlihe und bie Preußiſche Praxis erkennen biejen 
Grundſatz ausnahmslos an vgl. Roth, Bayr. ER. (1) 8 110, 18 und unten 
Rote 42 f.; Förfter Eccius 8 168, 30. Gegen bie Meinung von Werenberg, 
Jahrb. f. Dogm. VI. 8 der den Luftraum über dem Grundftüd für eine res 
communis erflärt vgl. Ihering, Jahrb. f. Dogm. VI. 86; Roth Bayr. C. R. 
(1) 8 118, 85. 

22 Förſter Eccius S 168, 84. Ueber die Beftandtheile der Oberfläche vgl. 
oben & 75, 12—15. 

2 Die gilt allgemein für gebundene Privatgewäfler Mittermair, P. R. 
& 222b, 31; Förfter Eccius 8 168, 40; Erk. Stuttgart 81/1 1865 Sf. XXI. 
12; 26/10 1855 Sf. XXI. 11; Darmftadt 19/7 1869 Sf. XXIII. 207; Eelle 
13/7 1877 Sf. XXXII. 2; Münden 18/5 1878 Sf. XXXIV. 92; Berlin 
28/11 1878 Sf. XXXIV. 267; ebenfo aber für Privatflüffe Mittermair, BR, 
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b. Beweglihe Saden Tönnen entweder einzeln ober in ihrer 
Bereinigung zu Geſammtſachen Gegenftand bes Eigenthums fein. 
Bei Sachgeſammtheiten erftredt ſich das Eigenthum nad) der einen 
Anfiht nur auf die einzelnen Sachen ?°, während nad der an- 
deren Anfiht auch die Geſammtſache ala ſolche Gegenftanb des 
Eigenthums ift ?®. 

2. Rechte. Die Ausdehnung des Eigenthbumsbegriff® auf 
Rechte ift auch für das gememrechtliche Rechtsgebiet nicht zu be- 
zweifeln, da das deutſche Handelsgeſetzbuch benjelben allgemein 
‘auf Snhaberpapiere anwendet ?’, dasjelbe für das Verlagsrecht 
anzunehmen ift?®, und die einzelnen Landesredhte die Hypothek⸗ 
beftelung an beftimmten Rechten zulaffen,, aljo die Immobiliar⸗ 
eigenfchaft derfelben anerkennen ”°. Außerdem haben aber einzelne 
Landesrechte die Ausdehnung beftimmt formulirt. Allgemeiner 
erkennen das Bayriſche?o und Defterreidhiiche Recht? die Aus: 


S 222b, 6; Roth, Bayr. ER. (1) 8 289, 4; Förfter Eccius 8 168, 99; 
8 170, 10. 11; Dernburg, Br. PR. 1. 8 253, 4. 

25 Wächter, W. BR. II. 8 39, 15; Unger, O. BR. 8 57, 44. Dieß ifl 
die Auffaffung von Sachſen 8.8.8. $ 63 und des franzöflichen Rechts Ba- 
dhariä 8 168, 5. 

36 Arndt 8 48; GSintenis, ER. 844, 74. Dieb ift die Auffaflung bes 
Bayriihen Rechts Kreittmayr, Anm. zu Bayr. L.R. II. 5. 6; dann bes Br. 
L.R. I. 2. 32 und 53 Förfter Eccius 8 21, 2 und Defterreih A.B.G.B. $ 311. 
427. 452 Unger, D. BR. $ 57, 43, wogegen Randa, Beſitz 8 19, 2 und 
Eigenthumsrecht 8 3, 2 Eigenthum hier nur an den einzelnen Sachen aner- 
kannt findet. Windſcheid 8 137, 6 nimmt Eigentyum an ber Geſammtſache 
nur bei Heerden und anderen Naturganzen nicht bei anderen Geſammtſachen an. 

27 D. 9.8.8. Art. 306. 307; Lang, Sachenrecht 8 16, 4. 

3 Dieſer Anficht find, wenn auch mit verjchiedener Motivirung Wind⸗ 
ſcheid 8 137, 10; Stobbe, PR. 8 158 Nr. 5; Förfter Eccius 8 168, 35; 
Dernburg, Pr. BR. U. $ 304, 5; Zachariä 8 198b. 

Bol. unten 297. UM. für das gemeine Recht Regelsberger, HR. 
8 44, 4, der den Schluß aus der Hypothekfähigkeit auf die Eigenthumsfähig- 
keit für nicht gerechtfertigt erflärt. Allein die erftere jegt immer Anerlennung 
ber Jmmobiliareigenfchaft aljo Ausdehnung des Eigentbumsbegriffs auf ſolche 
Rechte voraus. 

20 Bayr. LR. II. 2, 2: „Quasi dominium gebt auf unkorperliche und 
und verum auf Förperliche Dinge.” Aus Kreittmayr, Anm. b gebt hervor, 
daß der Gejebgeber die Anwendung des Eigenthumsbegriffd auf Rechte allge- 
mein für zuläßig hielt. Dieß ift neuerdings in Erk. Münden 10/4 1878 
Sammig. VII. 82 anerfannt. In Bayr. Hyp.Geſ. 8 3 ift die Immobiliar⸗ 
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Dehnung des Eigenthumsbegriffs auf Rechte an. Nah Preußt- 
ſchem Landredt ift der Eigentbumsbegriff ausgedehnt auf alle 
Rechte die jubftantiel find und einen ausfchlieplihen Nutzen ge- 
währen ?. Nach ſächſiſchem Recht kann Eigenthum nur an fol: 
hen Rechten angenommen werben, bie ſich zur Hypothekbeſtellung 
eignen ®’. Auch das franzöfifhe Recht läßt Eigentbum an Red: 
ten zu ®. 


eigenſchaft ſolcher Rechte anerkannt, welche mit dem Tod des Berechtigten nicht 
erlöfhen und die jelbftftändig nicht bloß acceſſoriſch dinglich find wie Berg- 
eigenthum, Fiſchereirechte, Bodenrenten, dingliche Gewerbsrechte. Roth, Bayr. 
ER. (1) 8 118, 42. Außerdem ift der Eigenthumsbegriff anerkannt für 
Reallaften Roth, Bayr. C.R. (1) 8 118, 44, Grunddienſtbarkeiten Roth, Bayr. 
ER. (1) 8 118, 46, die Hypothekenforderung Roth, Bayr. E.R. (1) 8 118,52. 

s Defterreih A.B.G.B. 8 353: „Alles was jemand zugehört, alle feine 
törperlihen und unlörperliden Sachen heißen fein Eigentbum.* In befonderer 
Anwendung ift dieß A.B.G.B. 8 427 für Schuldforderungen nusgeiprochen. 
Gegen bie Annahme, daß dadurch der Eigenthumsbegriff auf Rechte ausge⸗ 
dehnt fei, erklären fih Unger, O. BR. 8 61, 59 und Randa, € 8 1, 14, 
indem fie behaupten, daB Hier der Ausdruck Eigentbum von Rechten nur im 
nneigentlihen Sinn gleichbedeutend mit Vermögen gebraudt jei. 

28.1.8 1.2 Förſter Eccius 8 168, 10 f. Das Eigentum 
an Rechten fteht nach Preußiſchem Recht dem Sacheigenthum nicht vollftändig 
glei, und es ift daher gerechtfertigt, das legtere ald Eigenthum im engeren 
Sinne oder eigentliches Eigenthum von dem erjteren al3 Eigentum im mei- 
teren Sinn ober umeigentlihem Eigenthum zu unterjcheiden. Förſter Eccius 
8 168, 14; Dernburg, Br. BR. I. & 181, 12. Gleichwohl fteht dad Preußi⸗ 
ſche Recht nicht auf dem Standpunkte, den Unger ©. B.R. 8 61, 59 für das 
Defterreichifche Recht annimmt, da es für folche Nechte, die es im Eigenthum 
ftehen läßt, die Bindilation geftattet unten 8 265, 15. Bu dieſen uneigent- 
lihen Eigenthumsobjelten find zu rechnen: der Nießbraud Pr. L.R. I, 21. 
22; die Srunddienftbarkeiten Yörfter Eccius 8 168, 19; die Beallaften 
Hörfter Eccius 8 168, 20; Gerechtigkeiten des öffentlichen Rechts Yörfter 
Eecius 8 168, 21; Dingliche Gewerböberechtigungen Förſter Eccius 8 168, 22; 
die Zwangs⸗ und Bannrecdhte Förfter Eccius $ 168, 23; das Bergmerldeigen- 
thum Förfter Eccius 8 168, 24; das Verlagsrecht Förſter Ecciuß 8 168, 25; 
das Hypothekenrecht Erk. D.Tr. Berlin 26/2 1866 Striethorft LXII. 164 
Sörfter Eccius 8 168, 27, der fich hinſichtlich des letzteren dagegen erklärt, 
nicht aber Obligationen Förfter Eccius 8 168, 10. 

ss Sachſen 8.0.8. 8 217 erkennt Eigentyum zunädft nur an Saden 
an, läßt aber 8 495 Hppothefbeitellung an gewiſſen Berechtigungen zu, bie 
dann ein Yolium im Grundbuch erhalten. 

% So an bem Verlagsrecht. Badhariä $ 193 b. 


Roth, Dentſches Privatrecht. M. 9 
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IV. Inhalt. Die ältere Theorie war bemüht, den Inhalt 
des Eigenthums durch Aufzählung der einzelnen Beftandtheile zu 
fpecialifiren °°. Dieje Aufzählung hatte nur den Zwed, die Fälle 
in weldhen man die dauernde Ausfcheidung einzelner Befugniße, 
alſo die Möglichkeit der Spaltung des Eigenthums annahm, feft- 
zuftelen und bat deßhalb für unſer Recht alle Bebeutung ver: 
loren ®°. Dagegen ift die Unterſcheidung des pofitiven und ne- 
gativen Inhalts des Eigenthums von Wichtigkeit’. Während 
das pofitive Element dem Eigenthümer die Befugniß gewährt, 
über fein Eigenthbum willkürlich zu verfügen ®®, gewährt ihm die 


25 Befterding, Eigenthum 10 f. Schmid, Handbuch 8 3. Dielen Stand- 
punkt nehmen auch unfere Geſetzgebungen ein. So unterjcheidet Bayr. L.R. 
1. 2. 6 als Wirkungen des Eigenthums, daß der Eigenthümer Die Sache mit 
Ausſchluß aller andern nicht nur zu eignem Ruben verwenden und gebraudien, 
fondern auch veräußern, verpfänden, oneriren oder fonft nad Butbefinden da⸗ 
mit fchalten und walten kaun. Br. L.R. I. 8. 9 unterfcheidet das Hecht bie 
Sade zu befiten, zu gebrauchen und zu begeben. Sachſen 8.8.8. 8 219 bis 
221 bezeichnet als Inhalt das Necht ber Beränderung, Berbraudhung, Ber- 
nichtung, Verfügung, Biehung der Nutzungen und den Befig der Sache. Deſter⸗ 
reich A.B.G.B. $ 862 führt ala Inhalt das Recht auf, frei über fein Eigen- 
tum zu verfügen, die Sache zu benugen oder unbenußt zu laſſen, zu vertil- 
gen, ganz oder zum Theil auf andere zu übertragen ober unbedingt derjelben 
fi zu begeben. Rad C. o. Urt. 544 ift Eigentyum die Befugniß über Be- 
ftand und Weſen einer Sache fowie über den Genuß derſelben nach Belieben 
zu fchalten. 

se Förſter Eccius 8 169, 5. 

7 Förſter Eccius 8 169, 6. 

Schmid, Handbuch 8 3, 5; Windſcheid 8 169, 6; Kreittmayr, Anm. 2 
zu Bayr. ER. II. 2. 6; Pr. L.R. I. 8. 13; Sachſen 8.6.8. 8 352; Zachariä 
8 194, 3. 8 248, 6. Der Eigenthümer ift an Dispofitionen , die fi in ben 
Schranken feines Eigentgums halten, nicht gehindert, auch wenn dadurch dem 
Nachbar ein bisher genoffener Bortheil entzogen wird, jo Graben eines 
Brunnens, der dem Rachbarbrunnen Waſſer entzieht 1. 24 8 12 1.26 D. 39, 2; 
Erk. Dresden 21/1 1864 Sf. XVII. 12; Wolfenbüttel 12/7 1870 Sf. XXVI. 
107; Sachſen 8.8.8. 8 353; Br. 2.9. I. 8. 180; Verbauen des Lichtes 1. 9 
1.14 D. 8. 2. Heſſe, Rechtsverhältniß (2) 8 124, 86; Burkhard, Caution 
285, 7; Erk. Jena 29/11 1878 Sf. XXXV. 273; Unleguug eines Keller 
neben einem Kanal, der dadurch Waflerverluft erleidet Erf. Berlin 15/9 1871 
FM. III. 68 (Heflen); Abzug des Grundwaflers dur einen Eijenbahnein- 
ſchnitt Erk. Münden 8/10 1877 Sammlung VIL 18. Nah Erk. Wolfenbüttel 
12/7 1870 XXXI. 41 und Berlin 17,12 1878 Sf. XXXIV. 806 ift diefer Ge- 
fichtspuntt für maaßgebend erklärt bei Entfcheidung der Frage, ob bei Stra- 
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negative Seite das Recht, jede Einwirkung eines Dritten auszu⸗ 
Ihließen und daher gegen Entziehung oder Beſchränkung des 
Eigenthums die gefeglihen Schugmittel geltend zu machen ?°. Die 
Ausübung des Eigenthums ift jevoh an fich in doppelter Weife 
beſchränkt. Sie darf nach pofitiver Vorfchrift nicht erfolgen, nur 
um einem andern zu jchaben ‘%, und nicht in ber Art gefchehen, 
bag mit Ueberichreitung der dem Eigenthbum gezogenen Grenzen 
das Eigenthum eined anderen beeinträchtigt wird. Dieß ericheint 
jedoch nicht als. Eigenthumsbeſchränkung ſondern als natürliche 
Conſequenz des jedem Eigenthümer zuſtehenden Verbietungsrechts, 
das ihm zugleich Beobachtung der dem Eigenthum beſtimmten 
Grenzen zur Pflicht macht “. Es tritt dieß allein in dem gegen⸗ 
ſeitigen Verhältniß von Grundſtücken in folgender Weiſe hervor: 


Benanlegung die im Verkehr beeinträchtigten Eigenthämer der Nachbargrund⸗ 
ftäde Anſpruch auf Schadenderjag geltend machen Tönnen. 

20 Darauf find die Eigenthumsklage und die Eigenthumsfreibeitäflage ge- 
richtet unten $ 262. 263. 

“1.88 D.6.1;1.18121.285.9 D. 39. 3; 1.3 pr. D. 50. 10 vgl. 
Rewoldt, das Berbot der Chilane in Gruchot XXIV. 677-702. ALS allge» 
mein geltenden Rechtsſatz nehmen dieß an Gefterbing, Eigenthum $ 3, 12; 
Windſcheid $ 121, 3; Hefle, Rechtöverhältniße (2) 8 118; Kreittmayr, Anm. 
56 zu Bayr. L.R. I. 2. 6; Anm. c zu 2.8. IV. 16, 9; Anm. kzu L. R. IV. 
16. 10; Erf. Münden 21/6 1867 1. €. 8. 1. 310; 23/3 1880 81. XLV. 
232; Lübed 23/3 1840 Sf. X. 222, Stuttgart 1/12 1874 Sf. XXXII. 204; 
Jena 29/11 1878 Sf. XXXV. 273. Dagegen wollen die Geltung auf bie 
in den Quellen erwähnten Fälle beichränten Schmid, Handbuh $ 3, 35; 
Unger, D. BR. 8 68, 21; Wächter, W. B.R II. 8 32, 8; Ext. Berlin 7/11 
1867 Sf. XXI. 192 (Naſſau); Darmitadt 24/8 1875 Sf. XXXI. 118. Wllge- 
mein erlennt den Grundſatz an Pr. ER. I 8. 27. 28 Förſter Eccius 8 169, 
34. Dagegen erlennt Sadjen 8.8.8. 8 352 den Grunbjag nicht an. Ein 
Anwendungsfall der Rechtsausübung aus Chikane ift der Neidbau vgl. Bejeler, 
BR. 8 93, 9; Stobbe, PR. 8 86, 20; Kreittmayr, Anm. 5c zu ER. II 
2.6; Erk. Münden 23/3 1880 Sammig. VII. 121; Jena 29/11 1878 Sf. 
XXXV. 273. Bejondere Beitimmungen darüber geben Münden BauO. Art. 3. 
27. 67; Um 8.09. XVII; Memmingen BD. XXI; Augsburg B.O. I. 25. 
IL 47 Roth, Bayr. ER. (1) 8 126, 5; Hamburg St. II. 20. 8; Erf. Lübed 
28/3 1840 Sf. X 222; Baumeifter, B.R. 8 21, 15. 

#1 Beder, Jahrbuch V. 166; Windfcheid 8 169, 6; Yörfter Eccius 8 169, 
37; vgl. über die darauf bezüglichen Verhältnige: Hagemann, Praktiſche Er- 
Örterungen VII. 384; Spangenberg, über das Nachbarrecht 4. f. E.Pr. IX. 
265; Reinhard, Recht des Eigenthümers gegenüber dem Nachbarreht U. f. 
C.Pr. XXX. 216; Sarwey, Recht der Nachbarn zur Einfprache Württ, Archiv 

9* 
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1. Der Eigenthümer Tann jede Einwirkung auf die der Ober- 
flähe ſeines Grundftüds entſprechende Luftfäule zurückweiſen. 
Einzelne Anwendungsfälle find: 

A. Bauwerke dürfen nicht Über die Grenze der Oberfläche 
in die Luftſäule des Nachbars hinüberragen, dem gegen Zuwider⸗ 
handlung die actio negatoria zufteht *?. 

B. Baumzmeige *°. Die in den Luftraum des Nachbarn 
überhängenden Baumzweige müſſen gemeinrechtlich bei ftäbtifchen 
Grundftüden ganz, bei ländlichen Grundftüden bis zur Höhe von 
15° über dem Boden entfernt werden **. Dem Nahbar fteht 
gegen den Baumeigenthümer die actio negatoria zu*’, oder er 
fann nad feiner Wahl ben Nachbar zur Entfernung ber Zweige 
auffordern und wenn diefer der Aufforderung nicht nachkommt, 
die Abnahme jelbft vornehmen (interdictum de arboribus caeden- 
dis)*®. Nah gemeinem Sachfenreht darf der Eigenthümer des 
Nahbargrundftüds die Überhängenden Zweige wegnehmen und 
behalten *7. Das legtere Recht fteht ihm auch nah Bayriſchem 


1. 235; Ihering, zur Lehre von ben VBeichräntungen des Grunbeigenthums im 
Intereſſe der Nachbarn Ihering, Jahrb. VI. 92; Hefle, zur Lehre von den 
nachbarlichen Verhältnißen Shering, Jahrb. VI. 378—441; Hefle, über bie 
Kegatorienklage Ihering Jahrb. VIII. 82—133; Hefje, Rechtsverhältniße (2) 
8 53-67; Burkhard, Caution 193 f.; Stobbe, B.R. 86 Nr. 7; Roth, Bayr. 
C.R. (1) 8 118, 62 f.; Lang, Sadenredt 8 24, 9; Mages, Allgemeine 
Deſterreichiſche Gerichtözeitung 1871 Nr. 6; Randa, Befib 8 7b, 66. 

1.298 1 D. 9. 2; Shering, Jahrb. VI. 87; Hefle, Jahrb. VI. 394; 
Kreittmagr, Anm. a zu Bayr. ER. TI. 8. 6; Pr. L.R. I 8. 123 Förfter 
Eccius 8 170, 19. 

“ Bol. Maffot, Überhängende Zweige und Wurzeln U. f. Pr. R.W. VLIL 
281 ; Büttner, das Uebergangsrecht BL. f. Thür. VIII. 173; Stobbe, D. PR. 
8 85 Nr. 7; Kayfer, das Preußifche Ueberhangs- und Ueberfallgreht Öruchot, 
XXI 69. 

“1.189 1.2 D. 43. 27; Beder, Jahrb. V. 166.169; Schmid, Hand⸗ 
buch 8 3, 29. 81; Windjcheid 8 169, 10. 

“71,2 D. 43. 27; Windicheid 8 169, 10; Heſſe, Rechtsverhaͤltniße (2) 
8 112, 66; Erk. Wolfenbüttel 3/3 1846 Sf. XI. 115. 

*e 1.18 9 D. 43. 27; Windſcheid 8 169, 10; Hefle, Nechtsverhältniße (2) 
8 112, 67. Bol. über die fih daran Inüpfenden GStreitfragen Mafjot in N. f. 
Br. R.W. VIII 284—286; Schmid, Handbud 8 8, 29—34 ; Bangerow 8 297 
Anm. Nr. 4. 

+47 €3 beruht dieß auf Sip. II. 52 und Weichbild Art. 125; Büttner, 
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Landrecht und Oeſterreichiſchem Recht zu *°. Das Preußiſche Land⸗ 
recht und das Recht des Sächſiſchen B.G.B. geben dem Nachbar 
das Recht der Hinwegnahme, verpflichten ihn aber zur Ablieferung 
bes Weggenommenen *°. Nach franzöfiſchem Recht hat der Baum⸗ 
eigenthümer auf Aufforderung bes Nachbarn bie in deſſen Grund: 
beſitz hinüberragenden Zweige abzufchneiben °°. 

C. Der Eigenthümer darf von feinem Eigenthumsrecht keinen 
folden Gebraud machen, daß durch die von ihm getroffenen Ber: 
anftaltungen °! die in bie Luft ausgeftoßenen frembartigen Stoffe °? 


über Ueberhangsredht Bl. f. Thür. VIT. 294; VIII 173; Haubold, BR. 
& 362d; Eurtius, Handbuch 8 536; Heffe, Rechtöverhältniße (2) $ 113, 75; 
Spien über Eigenthumsbeſchränkungen Unz. 1857. 92; Erk. Eiſenach 1860 
BL f. Thür. VO. 297. Nichtbegründet ift die noch in Erf. Dresden 16/1 
1863 vertheibigte Meinung, daß dad gemeine Sachſenrecht dem Nachbar bad 
Eigenthum der überhängenden Zweige zufchreibe (Luftrecht) |. Dagegen Hau- 
bofd, BR. S 3620; Heſſe, Rechtsverhältniße (2) 8 113, 76. 

* Bayr. LER. II. 8. 6; Roth, Bayr. ER. (1) 8 118, 60; Deſterreich 
ABGB. 5 422 Randa, E. 8 5, 16, 

Br. 2,8. I. 9. 287. 288; Förſter Eccius 5 178, 47; Dernburg, Pr. 
BR. I 8 220, 18; Sachſen 8.9.8.8 362; Schmidt, Vorlefungen 8 68 Nr. 3. 

© C. e. Art. 672, 2; Badariä 8 242, 1; Aubry 8 197, 24. In dem 
SH. Heifiichen Geſetz 23/1 1863 8 8 ift die gleiche Veftimmung für bie ſeit 
23. Januar 1863 gepflanzten Bäume getroffen. Maſſot in U. f. Pr. R.W. 
VIIL 281. 

°ı Die aus natürlichen Berhältnigen entfpringenden Mißftände z. ©. 
Berpeftung der Luft durch Berfumpfung bes Bodens ift der Eigenihümer zu 
befeitigen nicht verbunden 1. 24 8 2 D. 39, 2; Heſſe, Rechtsverhältniße (2) 
8 9, 66. 

°2 Als folche werben angenommen Raub, Ruß, Dampf und Staub Erf. 
Dresden 17/12 1843 Sf. III. 7; Lübed 28/6 1858 Sf. XI. 114; Celle 25/10 
1867 Sf. XXI. 208, Caſſel 1862 Sf. XVII 11; Sadien 8.0.8. 8 358. 
Auch auf Safe iſt dieß auszudehnen Erf. Lübel 25/11 1858 Sf. XV. 2; 
Wiesbaden 1862 Nafj. U. V. 124; Berlin 18/12 1877 Sf. XXXIIL 11 (Fälal- 
ftoffe). Unter diefem Gefichtspuntt wird in den meiften Yällen die Berbrei- 
tung übler Gerüche durch befondere Beranftaltungen als indirefte Immiſſion 
erjheinen. Für das Verbietungsrecht erflären fih: Ihering, Jahrb. VI 111. 
121. 127; Windſcheid 8 169, 20; Erf. Wolfenbüttel 26/5 1876 Sf. XXXII. 
18; Berlin 13/6 1876 $. M. VIL 113; 18/12 1877 Sf. XXXIII. 11; Eelle 
15/11 1873 8. VIII. 32. Gegen Geräufh in dem Nachbargrundſtücke ift ein 
Berbietungsrecht nicht gegeben Spangenberg, 4. f. C.Pr. IX. 272, Pagen- 
ftecher, Eigenthum I. 120; Burkhard, Eaution 234, 6; Förfter Eccius 8 169, 
38; Lang, Sachenrecht 8 24, 9 f.; Erk. Dresden 20/8 1857 Sf. XII. 123; 
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in die Luftfäule des Nachbargrundſtüdcks fich verbreiten. Es gelten 
biefür folgende Grundſätze: 

a Der Eigenthümer bat ein Berbietungsrecht gegen febe 
direkte Immiſſion ®°. 

b. Der Eigenthümer bat ein Berbietungsrecht gegen indirekte 
Smmiffion, nämlich dagegen, daß die in den eignen Luftraum bes 
Nachbargrundſtücks immittirten fremden Stoffe durch ihre natur: 
gemäße Verbreitung in dem Luftraum auf die benachbarten Grunb: 
ftüde eindringen ®*. Es wird dabei vorausgefeht, daß durch eine 


Berlin 4/2 1879 Sf. XXXV. 99. Für dad Verbietungsrecht erklären ſich 
aber auch bier Ihering, Jahrb. VI. 111; Derndburg, P. BR. I. 8 290, 22 
und Hofmann, U. f. Pr. R.W. I. 270, Erf. R.G. 29/8 1882 Entſch. VI. 61 
(Lärm durch eine in der Nacht betriebene Dampfmaſchine veranlaßt) vgl. 
Windſcheid 8 169, 20. Das frangöfiihe Recht fteht auf dem lebteren Stand⸗ 
punkte Aubry 8 194, 7. 

e21,885.7 D.8 5. Jede direkte Immiſſton begründet bie ackio 
negatoria Burkhard, Caution 210; Heſſe, Rechtsverhältniſie (2) 8 56, Sla; 
Windſcheid 8 169, 6. Gegen die Meinung von Spangenberg, 9. f. C.Pr. 
IX. 269, daß dieß auf die Fälle der Beläftigung durch außergewöhnliche Be⸗ 
nügung zu beſchraͤnken jei, erklärt fich mit Recht Hefle, Jahrb. f. Dogm. VII. 
114. Dieß ift auch die Wuffafjung unjerer Braris Erf. Celle 22/6 1837 Sf. 
xl. 14; Darmftadt 27/8 1859 U. f. Pr. R.W. VII. 478; 19/6 1861 Sf. 
XVI. 8; Roftod 16/7 1862 Budde IV. 118; Lübed 29/10 1840 Sf. DL. 
218; Wolfenbüttel 27/2 1877 Sf. XXXIV. 182; Jena 6/6 1862 ©&f. XXI. 
211; Münden 29/5 1873 Sf. XXX. 4 Den gleihen Standpunkt bat die 
Preußifche Praris D.Tr. Pl.B. 7/6 1852 Entſch. XXIII. 252 und das Defter 
reichiſche Recht Randa, Beſitz 8 7b, 66b und Eigenthumsrecht 5 5, 81. 

4 Diefer Geſichtspunkt wurde zuerft von Gefterding, Ausbeute IIL 398. 
409 aufgeftelt und ift in Theorie und Praxis faft durchgängig anerkannt 
vgl. Ihering, Jahrb. VI. 107; Burkhard, Eaution 193—250; Vangerow 
8 297, Unm. 2; Windfcheid 8 169, 7. 19. 20; Bring, Panbelten (2) 8 132, 
14; Erf. Caſſel 1862 Sf. XVII. 11; Wiesbaden 1863 Nafi. U. V. 111; 
Celle 25/10 1867 &f. XXI. 208; Münden 29/5 1873 Sf. XXX. 4; 27/10 
1879 81. XLV. 10; Wolfenbüttel 1858 8. f. Br. V. 177; 26/5 1876 Sf. 
XXXII. 18; Oldenburg 14/3 1874 Sf. XXIX. 218; Jena 6/6 1862 Sf. XXI. 
211; Lübed 28/6 1853 Sf. XI. 114. In Württemberg ift dieß durch Bau- 
ordnung 6/10 1872 Art. 65 in gleicher Weife geregelt Lang, Sachenrecht 
8 24, 9; ebenfo in Sachſen durch 8.8.8. 8 358. Uebereinftimmend ift bie 
Preußiſche Praxis PL. 8. D.Trib. 7/6 1852 Entſch. XXI. 252; Koch, Anm. 
85 zu Pr. OR. I. 8. 28; Förſter Eccius 8 169, 37; Dernburg, B. PR. L 
8 220, 18, und die des Sranzöfiichen Rechts Aubry 8 194, 4—7. Dagegen 
halten ein Berbietungsrecht bei indirelter Immiſſion nicht für begründet, jom 
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befondere Beranftaltung °° eine dauernde ®° Behinderung ber be: 
nachbarten Grundſtücke in ber gewöhnlichen Benütungsweife ®7 
eingetreten jei®®. Dem Eigenthümer ftebt ein Anfpruch auf Be 
feitigung der ſchadenbringenden Veranftaltung zu, dem auch 
nit entgegenfteht, daß die Einrichtung lanbesherrlich conceffionirt 
ober den beftehenben gemwerbspolizeilichen Vorſchriften entſprechend 
eingerichtet iſt 0°, ober daß bie beeinträdhtigte Benützungsweiſe 
erft eingetreten ift, nachdem bie beſchädigende Veranftaltung fchon 


dern nur einen Anfprud auf Schabenderjag mit der cautio damni infeoti 
für gegeben Hagemann, Prakt. Erdrt. VII. 384; Hefle, Jahrb. f. Dogm. VI. 
409; VIII. 118 und Rechtöverhältniffe (2) 8 5. 42; 8 57. 58; Sintenis, C.R. 
8 47, 31; Erk. Darmitabt 27/8 1859 und 19/6 1861 U. f. Pr. R.W. VIL 
478; X. 292; Roftod 16/7 1862 Budde IV. 108. Dieß ift die Stellung ber 
Deiterreihiichen Prarid Randa, Befit 8 7b, 64 f. und Eigenthumsrecht 8 
5,8 f. 

85 Segen das Eindringen von Rauch oder anderen Stoffen, deren Er⸗ 
zeugung mit der Haushaltung ober gewöhnlichen Bewirthſchaftung des Nach⸗ 
bargrundftüds zufammenhängt, ift ein Verbietungsrecht nicht gegeben Burk⸗ 
hard, Kaution 2238; Erf. Kübel 28/6 1856 Sf. XI. 114; B/11 1858 Sf. 
XV. 2; Oldenburg 14/12 1874 Sf. XXXI. 812. Bol. unten $ 240, 1. 

8° Die ſchadenbringende Beranftaltung muß auf einer causa perpetua 
berufen 1. 19 pr. D. 8. 3; Pagenſtecher, Eigentäum I. 121; Yörfter Eceius 
8 169, 87. U. M. Erk. Divenburg 14/10 1874 Sf. XXXI. 312, welches die 
jährlich wiederkehrende Inbetriebſetzung einer Drefhmafchtne für ungutäßig 
erklärt. 

57 Der Schug wird nicht einer außerorbentlichen, beſonders gewinnbrin- 
genden Benutzungsweiſe gewährt Erf. Dresden 17/12 1848 Sf. IH. 7; Mann- 
heim 10/12 1860 ©f. XIV. 118; Lübed 28/6 1856 Sf. XI. 114. 

8 muß eine VBeläftigung nachgewieſen fein‘, melche bie gewöhnliche, 
von jedem Gigenthümer zu duldende überjchreitet Burkhard, Caution 228; 
Bangerow 8 297, 2; Ertl. Drespen 27/12 1848 Sf. III. 7; Lübed 28/6 18583 
&f. XL 114; Wolfenbüttel 28/5 1878 Sf. XXXIV. 181. Daß ein pofttiver 
Schaden eingetreten jei, ift nicht erforderlich Erf. Celle 25/10 1867 Sf. XXL 
208. U. M. Bagenftecher, Eigentbum I. 120, ber zerftörende Einwirkung für 
erforderlich hält. 

Ci nicht ein Anſpruch auf Einftellung des Gewerbsbetriebs ſon⸗ 
dern nur amf Herftellung von Einrichtungen gegeben, welche bie benadhthei- 
ligende Einwirkung ausſchließen R.Gew.O. 21/6 1869 $ 26; Erk. Münden 
20/8 1867 Bi. XXXIL 410; Wolfenbüttel 28/5 1878 &f. XXXIV. 95. 182, 

°° Erf. Dresden 11/5 1844 Sf. IU. 8; Mannheim 20/10 1857 Sf. KU. 
27; Münden 16/4 1861 Sf. XIV. 208. Erk. Berlin 12/10 1875 Sf. XXXI. 
116 ift ansgeiprodhen, daß bie VBeftimmung der R.&ew.D. 1869 der Anftel- 
Iung des negatoriſchen Klage wicht entgegen ftehe. 


- 
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errichtet war ®'. Iſt die Befeitigung nicht ausführbar, fo hat der 
Eigenthümer Anſpruch auf Schadloshaltung *°. Das Rechtsmittel 
fteht allen Eigenthümern zu, deren Grundftüde dem Einfluß ber 
indireften Immiſſion ausgeſetzt find ®°. 

2. Der Grundeigenthümer darf feine VBeranftaltungen treffen, 
welche das Eigenthbum des Nachbarn an dem Untergrund beein- 
trächtigen. Anmendungsfälle find: 

a. er darf nicht in den Untergrund des Nachbarn graben °*; 

b. er darf nichts in den Untergrund des Nachbarn leiten °®, 
und Feine Veranftaltungen treffen, durch welche das in ben eignen 
Untergrund Geleitete durch natürliche Ausbreitung in ben Unter: 
grund des Nachbarn bringt ẽe. Nicht ala Immiſſion ift die Boden⸗ 
erſchütterung anzufehen °7. 

c. Der Eigenthümer braucht fi das Webergreifen ber Wur⸗ 
zeln des Nachbarbaumes nicht gefallen zn lafien. Er kann ge: 
meinrechtlich mit der actio negatoria auf Befeitigung derſelben 


+ Erk. Lübel 25/11 1858 Sf. XV. 2. 

+ R. Gew. O. 1869 8 26; Erk. Münden 24/11 1876 Sammig. VI. 165. 

eꝛ Erk. Lübed 28/6 1858 Sf. XI. 114 und Dresden 28/8 1858 und 
11/5 1858 8. f. R.Pfl. VIII. 88. 481 ift ausgeiprochen, daß bei indirekter 
Immilfion dad unmittelbare Angrenzen der Grundſtücke nicht Vorausſetzung 
bes Verbietungsrechts jei. 

“1.13 81 D.8. 4; Sreittmagr, Anm. f. zu Bayr. 2. II. 8. 10; 
Erf. Noftod 20/4 1871 Sf. XXXII. 14; Pr. L. R. I. 8. 182. 

®1.885D.8.5; Erf. Darmftabt 2/4 1856 9. f. P. R.W. IX. 118; 
Roftod 24/1 1870 Sf. XXVII. 7; Oldenburg 14/3 1874 Sf. XXIX. 218; 
Berlin 29/5 1874 Sf. XXX. 238. Dieß findet feine Anwendung auf Wafler, 
das ſich auf dem Grundſtück von felbft anſammelt Erf. Celle 2/3 1877 Sf. 
XXXII. 208; Wolfenbüttel 7/6 1877 8. f. Br. XXVI. 258, 

es Die oben Note 54 f. erörterten Grundſätze über indirelte Immiſſion 
in den Luftraum finden auf indirefte Immiſſion in den Untergrund analoge 
Anwendung Erk. Dresden 11/5 1844 Sf. III. 7; Münden 8/4 1868 Bl. E. B. 
II. 37; 28/4 1879 Sf. VII. 835; Lübe 25/11 1851 Sf. XV. 2; Oldenburg 
14/3 1874 Sf. XXIX. 218. Es gilt dieß namentlich auch für das Unbraud;- 
barmachen eines Brunnens Pr. L.R. L 8. 129; Erk. Berlin 1/10 1875 Sf. 
ZXXI. 116; Förfter Eccius 8 170, 28. 

 Solzichuher, Theorie 8 91 Nr. 12a; Förſter Eccius 8 169, 39; Erk. 
Dresden 1857 8. f. R.Pfl. XVI. 488. Als indirekte Immiſſion faflen fie 
auf: Erk. Mannheim 20/10 1857 Sf. XII. 134; Jena Sf. XXXIIL 4; Ber- 
lin 21/12 1872 ©f. XXVI. 208; 4/2 1879 &f. XXXV. 99; Braunſchweig 
11/7 1877 8. f. Br. XXV. 110; Ert. R.G. 29/3 1882 Entſch. VL 61. 


Begriff des Eigentyums 8 280. 137 


Magen ®° und es if, wenn der Eigenthümer des Baumes Kiumig 
ift, daß Interdietum de arboribus caedendis analog anwendbar °°, 
Nah Preußiſchem Recht darf er fie felbft abfchneiden, muß fie 
jedoh dem Eigenthümer des Baumes abliefern ”. Nah Süd: 
ſiſchem, Defterreihifhem und Franzöſiſchem Recht darf er fie für 
fih abſchneiden 7°. 

3. Der Eigenthümer muß alle Handlungen unterlaffen, welde 
eine direkte Einwirhung auf das Nachhbargrundftüd ausüben. An: 
wenbungsfälle find: 

a. der Eigenthümer ift nicht befugt, Flüffigkeiten auf das 
Nachbargrundſtück abzuleiten ”?, oder Beranftaltungen zu treffen, 
in deren Folge Flüffigfeiten ftändig auf das Nahbargrundftüd 
fih verbreiten”; 

b. er darf feine Beranitaltungen treffen, in deren Folge 
fremde Stoffe ftändig auf das Nahbargrundftüd geworfen werden ’*. 


es .682D. 47. 7; Ert. Jena 45 1855 Sf. X. 18; Wolfenbüttel 318 
1846 Sf. XI. 115; Heſſe, Rehtöverhältniffe (2) 8 112, 65. 

® 1. 1 Cod. 8. 1; Beder, Zahrb. f. Dogm. V. 171; Hefle, Rechtöver- 
bältniffe (2) 8 112 Nr. 1; Erk. Dresden 1611 1863 Sf. XVIl. 7; Wolfen- 
büttel 3/3 1846 ISf. XI. 115. 

0 Pr. L.R. L 9. 287. 288; Förſter Eccius $ 173, 47. 

"1 Sachſen 8.0.8. 8 362; Defterreih A.B.G.B. 8 422; C. c. Art. 672. 8, 

2 gl. oben Note 58. Erk. Berlin 2919 1874 Sf. XXX. 238, Sadjen 
8.0.8. 8 357; C. ce. Art. 681; Badariä 8 245; Aubry $ 195. 

"1.19 pr. D. 8. 2; 1.1782 D. 8. 5; Ert. Münden 21110 1856 Bl. 
XXI. 85; 207 1857; Sf. XXXIL 15; Oldenburg 1418 1874 Sf, XXIX. 
218 (Faude); Berlin 12110 1875 Sf. XXXI. 116 (Brunnen); Wolfenbüttel 
16111 1847 Sf. XXI. 10; NRoftod 1211 1865 Sf. XXII. 144 (Feuchtwerden 
eined Hauſes durch Erhöhung der Straße); 2411 1870 Sf. XXVI. 7 (Ein- 
dringen von Sauce); Münden 2017 1875 Sammlg. V. 242 (Einbringen von 
Waſſer in Folge der Aenderung ber Straße) ; Sachſen 8.8.8. 8 357. 

“1.885D.8. 5; Windſcheid 8 169, 6; Roth, Bayr. ER. (1) 8 118, 
85; Erk. Berlin 171 1877 Sf. XXXIV. 94 (Schießbahn); Kiel 10111 1877 
Anz. 77. 356 (Schiekbahn). Erf. Münden 1812 1876 Sf. XXXIII. 5 if 
davon Anwendung für das Halten von Tauben gemacht. 
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Titel II. 
Arten des Eigenthums. 


g 9231. 


I. Volles und gethelltes Eigenthum ". 

Schon die Gloffatoren nahmen die Möglichkeit einer Thet- 
lung des Eigenthbums feinem Inhalt nah an, indem fie in den 
Fällen, in welchen das römische Recht dem dinglich Berechtigten 
eine utilis rei vindieatio einräumte, ihm ein dem entiprechenbes 
dominium utile (Nutzeigenthum) zujchrieben, von welchem fie das 
Recht des Eigenthümers ald dominium directum (Obereigenthum) 
unterſchieden. Daß diefe Unterſcheidung nah römischen Recht aller 
Begründung entbehre, ift feinem Zweifel unterworfen ?. Dagegen 
tit es beftritten, ob fie nicht den Grundſätzen bes älteren deutſchen 
Rechts entſprochen habe und deßhalb in unſer neueres Recht auf: 
genommen worden fei®. Dieß ift in mehreren Landesrechten des 
gemeinrechtlihen Rechtögebiets *, dann im Preußiihen® und 


ı Bol. Dunder, das dominium directum unb utile 8. f. D. 9. IL 
177—212; Bagenftecher, Eigentum I. 8 f.; Beſeler, P.R. $ 82; Stobbe, 
BR. 8 80; Förfter Eccius 8 167, 17, 8 188; Roth, Bayr. ER. (1) 8 119. 
$ 198; Badariä $ 198. 

2Thibaud, Verſuche II. 71 f.; Bagenftecher, Eigenthun I. 12—15; Van⸗ 
gerow 8 302; Windjcheid 8 169a, 9. 

s Dafür erklären fih Mittermair, BR. 8 156; Manrenbreder, PR. 
5 244; Befeler, BR. 8 82; dagegen Dunder, 8. f. D.R. II. 177 f.; ®erber, 
BR. 8 77; Stobbe, BR. 8 80. 

* So in Bayern Bayr. L.R. II. 2. 2. IV. 7. 1. IV. 18. 1; Lehenedikt 
7/7 1808 8 79, 85; Wblöfungsgefeb 28/5 1852 8 17 Hinfichtli ber Lehen, 
bäuerlihen Lehen und des Platzrechts; Fideicommißedilt 8 44 hinfichtlidh ber 
Fideicommifje Roth, Bayr. ER. (1) 8 119, 8 und 7; 8 198, 8 und 5. Die 
gleihe Stellung nimmt die Kurheſſiſche Praxis für Lehen ‚und Erbleihe ein. 
Blatner, SR. 8 7, 18. Die bäuerlide Leihe gehört in beiden Rechtögebieten 
dem geltenden Recht nicht mehr an. 

Nr L.R. L 8 19. 20. In beionderer Anwendung ift dieß ausge⸗ 
ſprochen für Lehen Pr. LM. I. 18. 13; Yamilienfibeicommiffe Pr. L.R. IL 
4. 72 und Erbzinsgüter Pr. LM. I. 18. 683 nicht aber für Erbpacht, der 
nur ein dingliches Recht gewährte. Die Lehre vom getheilten Eigenthum bat 
für das Preußiſche Recht nur untergeordnete Bedeutung, da die Lehen mit 
Ausnahme ber Thronlehen allobificirt die Erbzinsgüter in Eigenthum ver- 
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Defterreichifchen Recht ® geichehen. Dagegen wirb gemeinrechtlich ? 
und nah Sächſiſchem? und Franzöfifhdem Recht? das ſ.g. Nutz⸗ 
eigenthum als bingliches Recht aufgefaßt. Obwohl nach den an: 
geführten Landesrechten die Theilung des Eigenthbums feinem In⸗ 
halt nad als möglih angenommen wird, fo ift dieß doch nicht 
dahin aufzufaffen, daß die Theilung allgemein in bem Belieben 
bes Eigenthümers Tiege *°, fie wird vielmehr nur für diejenigen 
Rechtsverhältniße angenommen, für welche dieß gejeglich befonders 
anerkannt ifl. Dabei wird in den erwähnten Landesrechten das 
Rechtsverhältnig als Miteigenthbum conftruirt, indem dem Nut: 
eigenthümer das Nutzeigenthum und ein Theil der Broprietät, dem 


wanbelt find und das Familienfibeicommiß von der Preußiſchen Jurtöprubenz 
neuerdings nicht mehr unter den Geſichtspunkt des getbeilten Eigenthums ge- 
ftellt wird Dernburg, P. BR. I. 8 182 Nr. 1. Sn feiner uripränglichen 
Seftalt wurde nah Preußiſchem Recht das getheilte Eigenthum als Miteigen- 
thum aufgefaßt Förfter Eccius 8 183, 6. 

® 1.8.8.9. 8 337—359. 629. 1124 f. Es gehören dahin Lehen, Erb» 
pacht und Erbzindgüter, Bodenzindgüter und Yamilienfideicommiffe. Yür Die 
erfteren wird das Verhaͤltniß als Miteigentyum aufgefaßt. Obwohl dad Ge⸗ 
jet die Unerfennung des getheilten Eigenthums ausdrücklich ausſpricht und 
dieß früher allgemein anerfannt war, will die Defterreichiiche Jurisprudenz 
nenerdings dem Nupeigentyum nur die Bedeutung eines dinglichen Rechts 
beifegen Unger, D.B.R. 8 61, 78; 8 67, 8; Kirchftetter, Commentar 183; 
Randa, Beſitz 8 1, 25 f. und Eigenthumsreht 8 1, 81. Yür das Fideicoms 
wg ift der Standpunkt des getheilten Eigenthums in fpäteren Geſetzen auf⸗ 
gegeben, unb es find die Nechte ber Anwärter unter dem Gefichtöpunft ber 
dinglihen Eigenthumsbeſchränkung geftellt Patent 9/8 1874 Nr. 174; Randa, 
Beſitz $ 1, 28a und Eigenthumsrecht 8 1, 85. 

Windſcheid 8 169a, 9, Schmid, Handbuch 8 3, 6; Stobbe, B.R. 8 80, 21. 

s Sachſen 8.8.8. 8 226 beftimmt, daß Ueberlaffung einzelner Eigen- 
tHum&befugniffe an einen anberen nur Rechte an einer fremden Sache be- 
gründen könne. | 

° Der C. co. Urt. 543 erwähnt bie Unterfcheidung nicht, die franzöfifche 
Jurisprudenz hat fie aber angenomwen und wendet fie auf Superficied, Em- 
phyteuſe nnd Yamilienfideicommiffe an, jedoch nur in der Bedeutung von 
dinglihen Rechten Badhariä 8 198, 1. Das gleiche nehme tch für bad Ba- 
diſche LU.R. Art. 577aa—577ar an. Ebenſo ift nad Baden 2.R. Art. 57700 
das Stammgut beichränttes Eigenthum. 

ı In Erk. Münden 4/6 1851 BI. XVII. 29 ift zwar angenommen, daß 
Broprietät und Nugung willfürlich getrennt werben könnten, indeß ift bieje 
Auffafjung wieder verworfen Ertl. München 21/6 1851 81. XVIIL 60; Woth, 
Bayr, ER. (1) $ 119, 8. 
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Dbereigenthümer der andere Theil der Proprietät zugefchrieben 
wird. 


8 232. 
II. Das ungethellte Miteigentum ', 


An derfelben Sade kann nicht gleichzeitig mehreren Rechts: 
jubjelten das Eigenthum im ganzen zuftehen, e8 muß, wenn meh⸗ 
tere Rechtsſubjekte betbeiligt find, eine Theilung unter ihnen an: 
genommen werden. Obwohl die Geltung dieſes Rechtsſatzes nad 
römifhem Recht außer allem Zweifel ſteht?, wird boch bie ge- 
meinrechtlihe Geltung von manchen beftritten auf Grund ber 
Annahme, daß das deutſche Recht in dem bei einzelnen Rechts- 
inftituten ® fih findenden Gefammteigenthbum* ein Rechtsverhält- 
niß ausgebildet habe, auf welches der erwähnte Rechtsſatz nicht 
anmendbar fei. In der Begründung dieſer Behauptung herrſcht 
jedoch feine Webereinftimmung. Die ältere Theorie ging dahin, 
das Gefammteigenthum fei ein folidarifches Eigenthum mehrerer 


! Bol. Girtanner, Eigenthumsbegriff Ihering, Jahrb. III. 239; Heſſe, 
Beiträge zur Lehre vom Miteigentfum U. f. Pr. R.W.e IV. 112; Heſſe, 
Nechtöverhältnifie der Grundſtücksnachbarn (2) 8 97. 101; Steinlechner, juris 
communio 1876; Schmid, Handbuh 8 2; Windfcheib 8 169a und S 449; 
Brinz, Pandekten (2) 8 181; Sintenis, C.R. 8 122; Stobbe, B.R. 8 81. 82. 
239; Goͤppert, Miteigentyum 1864; Plathner, Untheilsrechte bei Gruchot 
XXI. 583; Bornemann, Syftem IV. 1—46; Förfter Eccius 8 182; Dern- 
burg, B. BR. I. $ 222. 224; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 118; Lang, Sachen⸗ 
recht 5 28—31; BZadhariä 8 197; Aubry 8 221. 

21.5815 D. 13. 16 duorum .... in solidum dominium vel pos- 
Bessionem 6886 non Posse. 

> In der Negel werben hieher gerechnet: Gejammtbelehnung, Stamm- 
güter, Familienfideicommiffe, Erbverbrüberung , Ganerbichaft , Markgenofjen- 
ſchaft, eheliche Gütergemeinfchaft; andere dehnen es aus auf Deichverband, 
Gewerkſchaft und Aktiengeſellſchaft. 

* Bol. Haſſe, Beitrag zur Reviſion der bisherigen Theorie von der ehe⸗ 
Iihen Gütergemeinihaft Kiel 1808; Dunder, das Geſammteigenthum 1849; 
Stobbe, Miteigentgum und gefammte Hand 8. f. R.®. IV. 207—248; Göp- 
pert, Beiträge zur Lehre vom Miteigentyum 1864; Gierde, Genoſſenſchafts⸗ 
recht I. 424 f.; II. 294 f.; Eichhorn, BR. 8 168. 169, Mittermaier, PR. 
8 155; Stobbe, B.R. 8 81. 82. 289; Förfter Eccius 8 167, 22 und 8 182, 2. 
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Rechtsſubjekte an derfelben Sache in der Art, daß fie jedem ber- 
felben ganz zuftehe . Diefe im vorigen Jahrhundert unter Ger: 
maniften ® und Romaniften ” verbreitete Conſtruktion ift als un: 
haltbar jett ganz aufgegeben ®, die Begründung bes Rechtsver⸗ 
hältnißes wird von denjenigen, die an der Anerkennung desfelben 
feftbalten, vielmehr auf die befondere Beichaffenheit des Rechts⸗ 
ſubjekts zurüdgeführt, entweder, indem man annimmt, die Mehr: 
beit der Berechtigten jei in ihrer Beziehung zur Sache als Einheit 
anzuſehen, welcher juriftiiche Perjönlichkeit beizulegen fei?, ober 
indem man dem Recht der Gejammtheit der Berechtigten, die als 
Einheit fingirt werden, das Recht ber einzelnen felbftftändig ge: 
genüberftellt, demnach eine Theilung des Eigenthums zwifchen der 
Gefammtheit der Betheiligten und den einzelnen Betheiligten be: 
bauptet ?°. Allein aud in dieſer Beſchränkung entbehrt die Auf: 
ftellung, jo weit es fih um noch geltende Rechtsinftitute handelt, 
ber Begründung '!. Gemeinrechtlih hat fih in neuerer Beit bie 


5 Die ift die Erflärung bes Begrünbers der Lehre J. Veracius libellus 
consuetudinum Bambergensium p. 67: per eam sic utriusque conjugis 
bona confunduntur ut quivis eorum totius patrimonii in solidum do- 
minus sit. ... et maritus et uxor jure dicere potest: totum patrimonium 
meum est. 

° S. namentlih Lange, Bütergemeinichaft 162; Scheerer, verworrene 
Lehre I. 97; Danz, Hanbbud IL 8 263. 

7 Hofacker principia II. 8 909; Dabelow, Hanbbud I. 8 730; Glũck, 
Commentar VIII. 79; Seuffert de reclamatione uxoria $ 2 und BL. f. RM. 
XIX. 148; Gönner, Commentar zum $.&. II. 210. 

s S. dagegen Hafle, Reviſion 14; Dunder, GE. 1—11; Runde, ER. 
8 65; Wächter, W. PR. II. 8 75,6; Windſcheid 8 1698, 8. Dieſe Be 
gründung ift jegt allgemein aufgegeben, auch von denen, die den Beſtand 
eined Geſammteigenthums neben dem Miteigenthum annehmen, wie Beſeler, 
BR. 8 83 und Schüler in Ortloff Abh. I. 495. 

® Hoffe, Revifion 8 25; Eichhorn, P.R. 8 68; Seuffert de reclamatione 
8 2; S. dagegen Dunder, GE. 11i—13. In Wirklichkeit würde nach dieſer 
Auffaflung der einzelne Betheiligte gar kein jelbftftändiges Recht haben. 

10 Befeler, E.VB. I. 80 und P.R. 8 83 I; Gierke, Genoſſenſchaftsrecht II. 
139; |. Dagegen Stobbe, P.R. 8 82, 27. Es wäre dieß als ein ber Com⸗ 
manbite ähnliches Verhältniß zu denken. 

11 Förſter Eccius 8 167, 29. Die Markigenoffenichaften in ihrer ur- 
Ipränglichen Geftaltung gehören dem geltenden Recht nicht mehr an; die an ihre 
Stelle getretenen Realgemeinden ftehen im Verhältniß des Miteigenthums 
Ert. Celle 11/2 1864 3. IV. 236, ober fie find .Eorporationen Dunder, G.E, 
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überwiegende Meinung gegen bie Annahme eines Geſammteigen⸗ 
thums erklärt ??, und aud in der Praris ift die Aufftellung 
größtentheils verſchwunden !?. Ebenſowenig ift fie in die neueren 


152—195; Förſter Ecrius 8 167, 183. Attiengefellichaften und Gewert- 
Ihaften find juriftiihe Berjonen oben 8 72, 9. 11; Stammgüter und Fami— 
lienfideicommifje, Gejammtbelehnung und Erbverbrüberung kommen nur für 
Begründung von Succeſſionsanſprüchen in Betracht Dunder, GE. 15. 80. 
138. Die Ganerbſchaft beruht auf ideellem Miteigenthum Dunder, G.E. 145, 
Die Unzuläßigkeit der Anwendung bes Begriffs des Geſammteigenthums auf 
bie ehelihe Gütergemeinichaft ift oben 8 102. V. bargethan. Die Bergabung 
bon Todeöwegen gehört dem geltenden Mecht nicht mehr an. 

12 Hermann doctrina de condominio germanico 1848; Dunder, Ge⸗ 
fammteigenthum 1843; Mittermair, B.R. 8 155; Vraurendrecher, BR. 8 211; 
Gerber, P.R. 8 77; Gengler, Lehrbuch $ 51 und P.R. 8 38; Wächter, W. 
BR. II. 8 75, 6; Förſter Eccius 8 167, 29 und 8 209, 27. 

© Für die allgemeine Gütergemeinfchaft, deren Conſtruktion zunächſt Ver⸗ 
anlafjung zur Entftehung der Theorie von dem Gejammteigenthbum gegeben 
bat, hat fich, wie oben $ 102, 24 ausgeführt, neuerdings die Praxis über 
wiegend dahin feftgeftellt, daß das Mechtöverhältnig als Miteigentgum zu 
ideellen Theilen aufzufaflen ſei. Erf. Stuttgart 7/2 1863 Sf. XVII. 146 
und XXI. 131; 21/11 1873 Sf. XXIX. 147; Darmftabt 26/10 1858 Sf. XVI. 
56, 22:1 1882 ©f. XXXIX. 219; Münden 28/4 1856 81. XXI. 501; 27/1 
1862 91. XXVII. 392; 24/10 1868 91. XXIX. 85. Dieß ift auch die Stel- 
lung der Preußiſchen Prarid. In Pl.B.O.Tr. 22/3 1847 Entf. XIV. 52 
war Miteigenthum zu ibeellen Theilen an jedem Beftandtheil der gemeinjchaft- 
lihen Gütermafje angenommen und diefen Standpunlt hat noch neuerdings 
ein Erf. R.G. 17/10 1881 Gruchot XXVI. 972 vertreten, darauf fußend, daß 
nah Pr. 2.R. II. 1. 653 der Überlebende Ehegatte mit den Berwanbten des 
Beritorbenen im Miteigenthum bleibe; überwiegend hat fich jedoch die Preu⸗ 
Bilde Praxis für die Theorie von den f.g. latenten Antheilen erflärt, unten 
Rote 14, jo dag man dieß ald die conftante Judikatur bezeichnen kann. Auch 
das R.G. hat fi in den nad Preußifhem Recht zu beurtbeilenden Fällen 
biefer Praris angeſchloſſen. Hievon macht auch das Erk. R.G. 24/3 1880 
Sammlung I. 140 keine Ausnahme. Dieſes Erfenntniß Hat eine von der eben 
erwähnten des Obertribunald abweichende Eonftruftion gar nicht beabfichtigt, 
da es jih in den Enticheidungsgründen für die Aufftellung, daß während der 
Ehe von beftimmt zu fondernden Antheilen der Eheleute nicht die Rede fein 
könne, diefe vielmehr erft mit Wuflöfung der Ehe Hervortreten, auf die „con- 
ftante Judikatur“ beruft und namentlich hervorhebt, daß „auf denſelben Er» 
wägungen die Entih. O. Tr. 21/6 1875 Entihd. LXXV. 257 insbeſondere 
©. 265 beruhe”, in welchem Erfenntniß die Bornemanniſche Theorie von ben 
latenten Antheilen beſonders beitimmt zum Ausdruck gelangt iſt. Das R.G. 
hat ſich demnach au hier der VBornemannifchen Theorie angeſchloſſen. Die 
auf diejes Erkenntniß begründete Behauptung von Stobbe, BR. 8239 12 und 





Das ungetheilte Miteigentum 8 282. 148 


Landesrechte übergegangen, dieſe ftehen vielmehr auf dem Stand: 
punkt des Miteigenthums '*. Für diejes gelten , joweit nicht bei 
einzelnen Rechtsinſtituten die für dieſe geltenden befonderen Nor: 
men Modifikationen veranlafien !°, folgende Grundfäge : 


30, daß fih in neufter Beit die Praxis von der Annahme eined Miteigen- 
thums zu ideellen Untbeilen für die allgemeine Gütergemeinichaft des Preu- 
Bifchen Landrecht3 abmwende, entbehrt alfo durchaus der Begründung und ift 
namentlich für die reichönerichtlihe Praris nicht zutreffend, um jo mehr, als 
in zwei fpäteren Erfenntnifjen des Reichsgerichts Strafienat 1%/4 1881 Samm- 
lung IV. 31 und Erf. in Eiviljaden 5/6 1882 Gruchot XXVI. 1004 für bie 
Gutergemeinſchaft des Preußifchen Rechts, Miteigentyum zu latenten Antheilen 
und Erf. 17/10 1881 Gruchot XXVI. 972 gewöhnliches Miteigentyum zu 
ideellen Antheilen angenommen wurde. 

ı* Opne Grund wurde früher das Bayriſche zu den Geſetzbüchern ge- 
rechnet, welche das Bejammteigenthum anerfennen; SKreittmayr Anm. 1g 
zu 2.R. II. 2. 16 Hat fich vielmehr beftimmt dagegen ausgeſprochen, unten 
Rote 16. Die Beſtimmung Pr. L.R. J. 8. 14 und 15 und 1. 17. 1 wurde 
früher vielfältig ald ein Geſammteigenthum begründend angefehen, f. die bei 
Förſter Ecciud $ 182, 3. 7 und Göppert, Miteigenthum 1. 2. Ungeführten 
und J. M. Reſkr. 13/4 1833; diefe Anficht wurde früher auch in der Praxis 
vielfach getheilt; neuerdings ift jedoch in der Preußifchen Theorie und Praxis 
anerfannt, dab den Beitimmungen des Preußifhen Landredht3 über gemein» 
ſchaftliches Eigenthum das Princip des Miteigentbums zu ideellen Theilen zu 
Grund liege Göppert, Miteigentyum 1—40, Bornemann, Syitem IV. 1 folg., 
Förſter, Pr. P.R. 8 182,8, Förfter Eccius 8 182, 8 und zwar bei ehelicher Güterge- 
meinjchaft nach fatenten Antheilen, bie während der Ehe nicht in rechtliche Erichei- 
uung treten, Bornemann, Syftem V.119, Förfter, Br. BR. 8 209 nach Note 31, 
Börfter Eccius 8 209, 27. Diejer Auffafjung hat fich neuerdings die Preußifche 
Braris überwiegend angeichlofien Erf. Berlin 6/1 1867 Entſch. LVII. 67; 
9/7 1869 Entſch. LXII. 24; 27/8 1874 Striethorft 91. 200; 21/6 1875 Entſch. 
LXXV. 265; ebenjo das Neichögericht für das Preußiſche Recht Erk. R.®. 
24/3 1880 Sammlung I. 140 oben Note 13; 5/6 1882 Gruchot XXVT. 104; 
Entſch. RG. in Strafiachen 12/4 1881 Sammlung IV. 31. Dem Sädfifchen 
Recht ift nur Miteigentum zu ideellen Theilen befannt 8.8.8.8 225, ebenfo 
dem Vefterreihiihen Recht A.B.G.B. 8 361, Randa €. 5 9, 13. Die fran- 
zöftihe Jurisprudenz nimmt ein Gefammteigentbum nur im Erbrecht an 
Badariä 8 197, 3 und auch Hier nicht unwiderſprochen, Puchelt zu Zachariä 
& 589, 4; Aubry 8 609, 25. 

ı5 Für einzelne Rechtsinftitute find entjprechend ber bejonderen Beſchaf⸗ 
fenheit derjelben die in der nachfolgenden Darftellung aufgeführten Grund⸗ 
jäge vielfach mobifleirt. Es gilt dieß namentlich für die eheliche Güterge⸗ 
meinjchaft, die offene Handelsgejellihaft, die Rhederei und nad Preußiſchem 
Recht für die Erbengemeinichaft. Die nachfolgende Darftellung giebt die für 
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I. Begriff. Miteigenthum ift vorhanden, wenn das Eigen- 
thum einer Sache mehreren Rechtsſubjekten nach ideellen Theilen 
zufteht 1°. Als getheilt gedacht ift babei nicht der Rechtsinhalt 


dad Miteigentgum geltenden allgemeinen Regeln ohne Berüdfichtigung ber für 
einzelne Nechtsinftitute beftehenden Mobdifllationen, welche bei biejen ihre Dar- 
ftellung finden werben. 

1.5 D. 45. 3. Servus communis sic omnium est non quasi singu- 
lorum totus sed pro partibus utique indivisis ut intellectu magis partes 
habeant quam corpore, Kreittmahr, Anm. 1g zu Bahyr. L.R. II. 2. 16: 
Das Eondominium muß mit der Correalität jo wenig als mit dem f.g. do- 
minir in solidum vermijcht werden, .. . fofern man unter dem lebteren ein 
ſolches dominium verfteht, weldes einem jeden aus mehr dominis volltoms 
men und illimitate zufteht, denn dieſes ift jo wenig als possessio in solidum 
möglih. Pr. ER. 1. 8. 14. 15: Wenn das volle Eigenthum über eine Sache 
mehreren Perjonen zukommt, jo ift ein gemeinfchaftliches Eigenthum vorhan⸗ 
den. Die PBerjonen, welche ein ſolches gemeinjchaftliches Eigenthum haben, 
werden Miteigenthümer genannt. Pr. L. R. 1.17. 1: Gemeinfchaftliches Eigen- 
thum ijt alddann vorhanden, wenn dasjelbe Eigenthumsrecht über eine Sache 
oder ein Recht mehreren Perſonen ungetheilt zulommt. Sachſen B.G.B. 8 225: 
Das Eigenthum an einer Sade kann zu gleicher Beit mehreren nicht unge 
tbeilt, wohl aber nad ideellen Theilen zuftehen. Oeſterreich A.B.G.B. 8316: 
Wenn eine noch ungetheilte Sache mehreren Berjonen zugleih zugehört, fo 
entsteht ein gemeinfchaftlihes EigentHum. In Bezug auf das Ganze werben 
die Miteigentgüämer als eine einzige Perfon angejehen,, injoweit ihnen aber 
gewifje obgleich unabgejonderte Theile angewiejen find, Hat jeder Miteigens 
thümer da3 vollftändige Eigentyum des ihm gehörigen Theiles. Oeſterreich 
Gr. 8.6. 25/7 1871 $ 10: Das Miteigenthyum an der zu einem Grundbud- 
körper gehörigen Liegenſchaft kann infoferne nicht bejonbere Vorjchriften eine 
Ausnahme zulaflen, nur nah im Berhältnig zum Ganzen beftimmten An- 
theilen 3. B. zur Hälfte eingetragen werden. Dieſe Beftimmungen unferer 
Landesrechte ftimmen, wie oben Note 14 ausgeführt, mit ber neuen Theorie 
und Praxis darin überein, daß fie im Gegenfag zum Geſammteigenthum nur 
Miteigenthun gelten laſſen. Für dieſes aber ift Theilung nach ideellen Theilen 
von felbft gegeben. Mit Recht jagt Randa, €. $9,2: Die Untheile der Ein- 
zelnen mögen verſchwindend Hein, Teinem der Genofien ziffermäßig belaunt 
und deren Nealifirung oder Verwerthung erft bei Auflöjung möglich fein, un⸗ 
abweisbar macht fich der Sag geltenb: concursu partes fiunt und dieje fönnen 
doch nur als cortae gedadht werben. Abweichend davon nimmt Stobbe, BR. 
8 82 und $ 239 unter Verwerfung bes Begriffs des Geſammteigenthums an, daß 
bei einzelnen Rechtsinſtituten (ebelihe Gütergemeinichaft, offene Handelögejell- 
ſchaft, Vereine ohne juriftiiche Perfönlichkeit, Mitrhederei, Markgenofienichaft, 
Gewerkſchaft) ein dem älteren deutſchen Recht entftanımendes Miteigentyum 
ohne intellettuele Duotentheilung anzunehmen jei. Er charakterifirt $ 82 
nad Note 28 das Verhältniß dahin: die Sache fteht im Eigenthum mehrerer 
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des Eigenthbums ?7, ſondern der Werth der Sache. Weſentlich 
ift dabei, daß die Miteigenthümer Hinfichtlich des Gegenftandes als 
Ganzes ala Einheit erjcheinen und demnah nur vereint handeln 
fönnen '?, während der Antheil des einzelnen am Werth jein 


Berfonen, jede von ihnen ift nur antheilsweiſe berechtigt, aber es gehört feiner 
ein feſt beftimmter Untheil, jondern es ergiebt ſich die Höhe desſelben, die 
Größe feines Eigenthums erft bei Auflöfung der Gemeinſchaft.“ Dieſe Auf- 
ftellung ift nicht richtig in allen den Fällen, in welchen während der Dauer 
der Semeinihaft Erträgniffe unter den Theilnehmern zu vertbeilen find, da 
hier Feftftellung der Antheile nothwendig vorausgefeht wird. Dieb ift bei 
allen oben aufgeführten Rechtsinftituten der Yall oder doch möglich, mit 
alleiniger Ausnahme der ehelihen Gütergemeinichaft, bei welcher eine Ber- 
theilung der Erträgniße nit vorlommen Tann, da dieje jelbft gemeinjam 
werden. Aber auch bei diejer ift die Eonftruftion unanmwendbar und wie oben 
Rote 13. 14 gezeigt, in Theorie und Praxis neuerdings verworfen. Ich Tann, 
was ich bier nicht weiter begründen kann, die Eonftruftion von Stobbe aud 
für das ältere deutjche Recht nicht ala berechtigt anerkennen. Selbſt aber, 
wenn dieß der Fall wäre, wäre fein Grund gegeben, fie für ein Rechtsinſtitut 
der Gegenwart als anwendbar zu erachten. Mit Recht bemerkt Förjter Eccius 
& 167, 29: Wenn Stobbe hervorhebt, daß der Rechtshiſtoriker dieſe Bejonder- 
heiten, die Stobbe jelbit doch als unklare Formen anfieht, anerkennen müße, 
fo kam ihm die wohl zugegeben werden, aber es folgt daraus nicht, daß der 
Rechtsdogmatiker, dem es obliegt, die Rechtöinftitute juriftilch zu conftruiren, 
die Unklarheit beibehalten und jo zu jagen conjerviren muß. 

ı7 Dieß ift die Anficht von Sintenid, C.R. 8 122, 2; Wrndts $ 53, 5; 
Unger, H. BR. 8 51, 27; Dernburg, P. PR. I. 8 222, 2; Nanda, Befig 
8 17, 15 und Eigenthumsrecht $ 9, 7; vgl. auch Erk. Lübel 2/7 1858 Sf. 
XXXIV. 98. Es wird dieß näher dahin feftgeftellt, daß die im Recht ent- 
baltenen Befugniffe und das Dispofitionsrecht ſowie die Ausübung beider ge- 
tHeilt find. Andere formuliren dieß dahin, es fei die Sache ſelbſt als getheilt 
gedacht Befterding, Eigentyum 8 9, 5, Schmid, Handbuch 8 2, 3, womit aber 
nichts anderes als der eben ausgeiprochene Sag gemeint ift. 

18 Sirtanner, Jahrb. f. Dogm. II. 243; Windſcheid 8 142, 4 und 
8 1698, 5; Förfter Eccius 8 182, 3b; Steinlechner, juris communio I. 8 10 
und 21 f. Sachlich unterjcheibet fich dieſe Conftruftion nicht von der Note 17 
aufgeführten, fie hat aber den Vortheil, daß fie auch die Fälle dedt, in wel- 
chen dem Miteigenthümer eine einjeitige Verfügung über den intelleftuellen 
Antheil nicht zufteht. Der Werthantheil tritt hier erft mit Auflöfung ber Ge- 
meinjchaft Hervor, vgl. unten Note 79. 80. 

1.4 87 D.10.1. Erk. Münden 28/12 1872 Sammig. 11. 139. 
Dieb wird bejonderd betont Bayr. L.R. II. 2. 16: Wenn eine Sache mehrere 
Serrn bat, werden fie zwar ſämmtlich für einen Mann gerechnet und Defter- 
reih A.B.G.B. 8 361: In Beziehung auf das Ganze werden die Miteigen- 
thämer als eine einzige Perſon angefehen; Pr. ER. I. 8. 18: Wenn ed auf 

Koch, Deuiſches Privatseht. LIL 10 
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jelbftftändiges Eigenthum iſt *°. Im Princip ftimmen derin un: 
fere Landesrechte mit dem gemeinen Recht überein und unterfcheis 
den fih nur darin, daß während nad gemeinem Recht bei Ber: 
fügungen über die Sache ald Ganzes Einftimmigleit der Miteigen- 
thümer voransgejegt wird ?!, das Sächſiſche, Preußifhe und 
Defterreihiiche Recht für gewiſſe Verhältnige die Majorität ber 
Stimmen entfcheiden läßt ??. 


Berfügungen über da8 reelle EigentHum der Sache anlommt, fo werden bie 
mehreren Eigenthümer eine jeden einzelnen darunter begriffenen Rechtes nur 
als eine Perſon betrachtet. 

Schmid, Handbuh 8 2, 8 f. und 48 F.; Pagenſtecher, Eigenthum I. 
25; Brinz, Bandelten (2) 8 131, 2 und 17. Damit ftimmen auch unjere 
Randesrechte überein Bayr. L.R. Il. 2. 16. IV. 13. 3; Pr. 2.R. I. 17.10. 50; 
Sadjen 8.6.8. 8 329. 330; Defterreih A.B. G.B. 8 361. Der C. co. Hat 
feine allgemeinen Beftimmungen über das Miteigenthum aufgeftellt, fonbern 
nur die Theilung geregelt, für welche die Beitimmungen über die Erbtheilung 
als analog anwendbar erflärt find C. c. Urt. 1688. Die franzöfiihe Juris 
prudenz hat daher die Lehre vom Miteigenthum jelbitftändig auszubilden ge- 
Habt, wobei fte in der Hauptjache den Standpunkt des gemeinen Rechts ein« 
nimmt Badhariä 8 597, 4; Aubry 8 221, 3. Bejondere an das gemeine Recht 
fih anlehnende Beitimmungen gibt Baden 8.R. Urt. 577ba—577 bg. 

21 Gemeinrechtlich ift eine Enticheidung duch Majorität der Betheiligten 
nicht gegeben, vielmehr Tann jeder Miteigenthümer durch feinen Widerſpruch 
einfeitige Handlungen eines Miteigenthümers hindern, bie fi auf die Sache 
als Ganzes beziehen 1. 28 D. 10. 3; Windſcheid $ 1698, 3. Damit ftimmt 
Bayr. L.R. IV. 13. 3 Nr. 5, Baden L.R. Urt, 577bd und das franzöfifche 
Recht überein Zachariä 8 197, 11b; Aubry 8 221, 8. 

2 Nach Sadien B.G. B. 8 331 iſt Entſcheidung durch Stimmenmehrheit 
nach der Größe der Antheile nur bei Meinungsverſchiedenheit über die Aus⸗ 
führung der über die Urt "der Verwaltung und Benützung getroffenen Be⸗ 
jftimmungen gegeben unten Note 34. Nach Preußiſchem Landrecht entjcheidet 
bei Verfügungen über die gemeinfame Sache und bei Beftimmung ihrer Ber- 
waltung und Benüßung bie Stimmenmehrheit Br. ER. I. 17. 12. Diefe 
wird nach der Größe der Antheile bemeſſen, außer bei perfönlichen Gerecht⸗ 
jamen, bei melchen die Kopfzahl enticheidet Pr. L.R. I. 17. 21. 22. Bei 
Stimmengleichheit tritt jchiedsrichterliche oder richterliche Beſtimmung ein Br. 
ER. J. 17. 23. 24. Stimmenmehrheit ift allein entjcheidend für Beranftal: 
tungen zur Erhaltung der Sache und für die Ausführung bereit8 beichlofjener 
Veränderungen Br. L.R. I. 17. 19. 20 unten Note 36. In den anderen 
Fällen kann die Minderheit, wenn fte fi) dem Majoritätsbeichluß nicht unter» 
werfen will, Aufhebung der Gemeinfchaft, und wenn biefe zur Beit nicht aus⸗ 
führbar ift, richterliche Enticheidung fordern, welche entweder Aufhebung des 
Beichluffes verfügen oder die Buftimmung der Widerjprechenden ergängen 
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D. Entftehung. Das Miteigentfum entfteht entweder 
durch Vertrag ober in Folge eines nicht vertragsmäßigen Rechts⸗ 
verhältnißes, als deſſen Confequenz es erjcheint (communio inci- 
dens) ?°, Gemeinrehtlih und nad Sächſiſchem Recht ſpricht bis 
zum Beweis bes Gegentheild bei Scheidemanern die PBräjumtion 
dafür, daß fie in ungetheiltem Miteigentbum der Rachbarn ftehen**. 
Der gleihe Grundſatz gilt allgemein für andere Scheibungen *°. 

II. Rechtsverhältniß während des Beftehens 
der Gemeinſchaft. 

1. Ausübung bes Miteigenthums. 


a. Gemeinrehtlih und nad Sächſiſchem, Defterreichiichem und 
Ftanzöfiihem Recht ift der Beſitz gemeinfam. Die Miteigen: 
thümer dürfen Befighandlungen nur gemeinfam vornehmen und 
haben gegen einander Befigfhug Anzujprechen **. Nah Preupi- 
ſchem Recht ift die Gewahrjam eine gemeinjame ; wenn dieß nicht 
möglich iſt, bat der höchſt betheiligte Anfpruch darauf oder der: 
jenige der die größte Sicherheit bietet, eventuell der durch das 


faun Br. EUR. I. 17, 13-18, unten Note 37—39. Nach Oefſterreichiſchem 
Hecht enticheibet in Angelegenheiten, die nur die orbentliche Verwaltung und 
Benügung betreffen, die nach dem Berhältniß der Antheile zu beftimmende 
Stimmenmehrheit unten Note 35. Wenn wichtige Betänderungen in Frage 
fommen, Tann bie Minderheit Sicherftellung verlangen und, wenn biefe ver- 
weigert wird, anstreten unten Note 49. Ich ftimme Förſter Eccius 8 182, 
18 und Randa, E. 8 9, 17 darin bei, daß darin nicht ein Aufgeben der ge- 
meinrechtlichen Grundlage zu fehen jet, daB vielmehr das dem gemeinen Recht 
allerding3 twiderfprechende Majorität3princip nur aus äußeren Nützlichkeits⸗ 
gründen in einzelnen Fällen Anerkennung gefunden Hat. 

»® |. 2 pr. D. 10. 8; Schmid, Handbuch 8 2, 6; Bayr. UM. IV. 8. 6; 
IV. 13. 8; Pr. ER. I. 17. 6—9; Sachſen 8.8.8. 5 1359. 1392, Dejterreich 
A.B.G.B. 8 825. 

+ Dieß ift jebt die gemeine Meinung Ruete, Nechtsverhältniffe gemein- 
Ihaftliher Mauern 8 1; Elverd, Serpituten 423; Heſſe, Rechtsverhältniſſe 
8 111, 36; Rreitimayr, Anm. 3 zu Bayr. L.R. II. 2. 16; Bayriſche Sta- 
tuten bei Roth, Bayr. E.R. (1) 8 120, 78; Lang, Sachenrecht 8 29, A. 5; 
Sadien 8.8.8. 8 366. Das Preußiſche und Oeſterreichiſche Recht nehmen 
bei gemeinſchaftlichen Mauern getheiltes Miteigentyum an unten 8 238, 6. 

20 Es gilt dieß namentlih von Gräben Erf. Glückſtadt 24/9 1838 Anz. 
40. 250; Heſſe, Rechtöverhäftnifie 8 111, 52; Rainen Erf, Dresden 2. f. R.Pfl. 
XIII. 277; Br. ER. I 8. 118. 119; Winkeln Stölgel, die Rechtöverhältnifie 
ar gemeinichaftlicden Winkeln U. f. Pr. R.W. IV. 3; Br. ER. I. 8. 120—122. 

26 Bgl. oben 8 226, 12. 13. 


10* 
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2003 Beftimmte. Verfügungen über den Befiß der gemeinfamen 
Sade fünnen die Miteigenthümer nur gemeinfam treffen. Sie 
haben die gefeglihen Schugmittel gegen einander anzufprechen *7. 

b. Verwaltung und Benützung. Jedem Miteigenthümer fteht 
ein Anjprud auf Gebrauh der Sache und Beziehung der Nub- 
ungen nad Berhältnig feines Antheils zu ?°. Gemeinredhtlih kann 
jeder Miteigenthüümer mit der Gemeinheitstheilungsflage Feftitel- 
lung der Art der Benützung verlangen *. Someit eine Beltim- 
mung nicht getroffen ift, bat jeder Miteigenthümer Anipruh auf 
beftimmungsmäßigen Gebraud) der Sache, durch welchen die Rechte 
der anderen Miteigenthümer nicht beeinträchtigt werden ®®. Ge: 


37 Bol. oben 8 226, 14—18. 

1.6 82 D.10. 8; Schmid, Handbud 8 2,33; Sachſen 8.6.8. 8 334 ; 
Pr. ER. I 17. 44; Defterreih A.B.G.B. 5 839. In Ermanglung anderer 
Anhaltspunkte gilt nah Pr. ER. I. 17. 2 Sachſen B.G. B. 8 328 und Defter- 
reih A.B.G.B. 8 839 Gleichheit der Antheile. 

* 1. 12 1. 23 D. 10. 3; Windſcheid 8 169a, 4 Nr. 1; 8 449, 4; Lang, 
Sachenrecht $ 30, 3; Erk. Lübeck 19/7 1877 Sf. XXXIV. 99; Wiesbaden 
27/7 1850 Sf. XIlI. 24; Berlin 28/10 1867 Sf. XXI. 101 (Heſſen). Dieß 
gilt auch nach Franzöſiſchem Recht Zachariä 8 197, 13. 

1,1881 1.1981.2 D. 8 2; 8 9 Inst. 2. 1. Schmid, Handbuch 
8 2, 34 f. will dieß nur dann für zuläßig halten, wenn der Gebrauch ber 
Sache theilbar fei indem er behauptet, daß bie Beftimmungen über gemein- 
Ichaftlihe Mauern und Begräbnißpläge finguläre Borjchriften jeien. Allein 
bie legtere Annahme entbehrt der Begründung, und es iſt die Befugniß des 
Gebrauchs in der oben angegebenen Beichränfung anzuerkennen Gefterding, 
Eigentfum $ 9, 3340; Girtanner, Jahrb. III. 248; Heſſe, Miteigenthum 
A. f. Pr. R.W. IV. 132; Windfcheid 8 169a, 4 Nr. 2 und 8 449, 4; Bayr. 
ER. 1V. 13. 3 und Kreittmayr, Anm. 4 zu ER. II 2. 16; Lang, Saden- 
recht $ 30, 2; Aubry 8 221, 13. Die ift auch in unferer Praris anerlannt 
Erf. Lübeck 30/5 1843 Sf. VI. 345; 19/7 1877 Sf. XXXIV. 99; Gtutt- 
gart 21/3 1870 Sf. XXIV. 300 (Gemeinſame Einfahrt); Münden 11 1874 
Sammlg. V. 25 ud in Bayr. L.R. IV. 13. 3 Nr. 4 und Sachſen 8.9.8. 
8 334 unten Note 34 ausdrüdlich ausgeſprochen. Es wird babei vorausge⸗ 
legt, daß der unmittelbare Gebrauch der Sache durch jeden der Miteigenthü- 
mer nad) der natürlihen Beichaffenheit derſelben möglich fei, und ber von 
den MiteigentHümern gemachte Gebrauh der Beitimmung der Sade ent- 
ſpreche $ 9 Inst. 2. 1; Gefterding, Eigenthum 8 9, 39; Hefle, Miteigentyum 
A. f Pr. R.W. IV. 131 und NRechtöverhältniffe 8 101, 48. Unzuläßig ift 
eine Benugung, melde das Benugungsrecht der andern Miteigenthümer aus: 
ſchließt Erk. Darmitadt 3/9 1862 Sf. XVI. 193; 22/9 1868 Sf. XXII. 216; 
Randa, E. 8 9, 30. 
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meinrechtlich ift die Verwaltung gemeinfam und es kann kein 
Miteigenthümer ohne Zuftimmung der übrigen Vermwaltungshand- 
lungen vornehmen ®!. Eine Ausnahme ift nur begründet, für noth: 
mwendige Reparaturen, welche jeder Miteigenthümer, auch wenn die 
Anderen widersprechen, einfeitig vornehmen darf°?. Die Miteigen- 
thümer können Beftimmungen über die Art der Verwaltung nur 
gemeinfam treffen??. Nah Sächſiſchem Recht fteht der Gebraud 
der Sade jedem Miteigenthüümer frei, wenn derfelbe ohne Beein- 
trächtigung der übrigen Miteigenthümer ftattfinden kann. Someit 
dieß nicht der Fal ift, wird bie Art der Verwaltung und Be: 
nüßung durch Einverftändniß der Miteigenthümer feitgefeht, und 
nur wenn über die Ausführung Meinungsverſchiedenheit vorhan- 
ben ift, entſcheidet Stimmenmehrheit nad der Größe der Antheile 
und bei Stimmengleichheit ein Obmann. Jedoch Tann zur Erhal- 
tung der Sache jeder Miteigenthümer die erforderlihen Maaß: 
regeln einfeitig treffen °*. Nach Defterreihiichem Recht entfcheidet 
in Angelegenheiten, welche die ordentliche Verwaltung und Be⸗ 
nüßung der gemeinſchaftlichen Sache betreffen, die Mehrheit der 
nach Berhältnig der Antheile zu bemeſſenden Stimmen; dasjelbe 
gilt für die Mahl des Verwalters. Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
fcheidet der Richter °. Nach Preußiſchem Recht entjcheidet über 
Die Art der Verwaltung und Benügung der gemeinfamen Sade 
die Stimmenmehrheit °°. Dieſe ift allein entſcheidend für Veran: 
Raltungen zur Erhaltung der gemeinſchaftlichen Sache?“ und die 
Ausführung beſchloſſener Veränderungen °°; in den anderen Fäl- 

21 Gefterding, Eigenthum $ 9, 12; Schmid, Handbuch $ 2, 7; Randa, 
E. R. 89, 10. Der gleihe Grundſatz gilt nach Baden L.R. Urt 577bb und 
ift na Franzöſiſchem Recht anzunehmen Aubry 8 221 Nr. 2. 

s2 1, 82. 35-37 D. 89. 8; 1.52 8 10 D. 17. 2; 1. 4 Cod. 8. 10. 
Schmid, Handbud 8 2, 17; Windfcheid 8 169, 4 Nr. 4; Kreittmayr, Anm. 
4 zu IR. II. 2. 16; Lang, Sadenredt 8 30, 7; Baden, L.R. Urt. 577 bb; 
Der C. c. hat diefe Ausnahme nicht anerfannt Badhariä 8 197, 12. 

ss Dieß gilt namentli von der Verpachtung, die von den Miteigens 
thämern nur gemeinfam verfügt werben darf Gefterding, Eigenthum 8 9, 37; 
Schmid, Handbuh 8 2, 30-82; Badhariä $ 197, 14; Aubry 8 364, 7. 

2. Sachſen 8.9.8. 8 331. 334. 

5 Defterreih A.B.G.B. 8 833. 836; Randa, E. 8 9, 24. 

ↄ2e Pr. 8.R. I. 17. 12. 

Br. 8R. I. 17. 19. 

Dr. 2.9. I 17. 20. Es gilt dieß namentlich von der Entſcheidung, 
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len fann die Minderheit Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen **. 

0. Veränderungen. Gemeinrechtlih und nah franzöfſiſchem 
Recht darf der Miteigenthümer einfeitig Teine Veränderungen vor- 
nehmen *°, au dann nit, wenn die Beränderung der gemein- 
famen Sade zum Vortheil gereicht *!. Jeder der Miteigenthüümer 
bat das Recht, die Veränderung duch fein Verbot zu verhin- 
dern *?. Der Beranftalter der einfeitigen Veränderung ift zum 
Schadenserjag verpflichtet und hat die Sache wieder in ben vo⸗ 
rigen Stand zu bringen *°, ift jedoch von der letzteren Berpflich- 
tung befreit, wenn die anderen Miteigenthümer von dem Recht 
bes Verbote, zu deffen Ausübung fie Gelegenheit hatten, Teinen 
Gebrauch gemacht haben **, und wenn die anderen Miteigenthümer 
an der Wiederherftellung des früheren Zuftandes Tein Intereſſe 
haben *5. Nach Preußiſchem Recht können Aenderungen an der 
Subftanz der Sade nur gemeinfam getroffen werden, wobei, wenn 


ob eine Sache, die nad) Einverftändnif der Miteigenthümer oder enticheidender 
Stimmenmehrheit der gemeinjchaftlichen Verwaltung entzogen wird, verpacdhtet 
oder adminiftrirt werden fol Br. L.R. I. 17. 37 und von der Wahl eines 
Adminiftratord Pr. L.R. I. 17. 40. 

Bol. oben Note 22. 

“1, 28 D. 10. 3; fo Aufführung eines Gebäudes 1. 27 81 D. 8. 2; 
Niederreißen einer Mauer 1. 8 D. 8. 2; Durchbrechen einer Mauer I, 40 
D.8. 2; Schmid, yandbudh 82, 10; Lang, Sachenrecht 8 30, 4. Das Fran⸗ 
zöſiſche Recht ftimmt mit dem gemeinen Recht überein Badharik 8 197, 
11b; Wubry 8 221, 8. Dem Miteigentyämer ftehen gegen einfeitige Hand- 
lungen anderer; MiteigentHümer die Befigflagen zu Erk. Münden 22/6 1871 
. &f. XXXII. 16 vgl. oben 8 226, 13. 

41 Sefterding, Eigentbum 8 9, 29; Schmid, Handbuch 8 2, 23, C. c. 
Art. 1859 Nr. 4. Dagegen geftattet Baden L.R. Art. 577 bo die einfeitige 
Handlung, wenn bei vorheriger Vernehmung der anderen Miteigenthümer ein 
gemeinichaftlicher Bortheil vorbeigelaffen werden müßte. 

“21.28 D. 10. 8; Schmid, Handbuch 8 2, 14; Lang, Sachenrecht 5 30, 4. 
Es fteht ihm die actio communi dividundo und ba8 Interdicetum uti po» 
sidetis und quod vi aut clam zu Erf. Münden 22/6 1871 Sammlg. I. 57 
Sf. XXXIl. 16. 

“1. 28 D. 10. 8; Schmid, Handbuch 8 2, 14. 

“1.28 D. 10. 3; Schmid, Handbuch 8 2, 15; Windſcheid $ 169a, 4 
Nr. 3; Lang, Sachenrecht 8 30, 5; Erf. Münden 18/4 1854 Sf. VII. 285; 
22/6 1871 Sf. XXX. 16; Berlin 19/5 1877 Sf. XXXIV. 9 (Schleswig); 
Darmſtadt 30/6 1865 U. f. Pr. R.W. III. 70; Badariä 8 197, 12. 

“1.26 D. 8, 2; Schmid, Handbuh 8 2, 16; Windſcheid $ 169a, 4 
Nr. 3; Lang, Sachenrecht 8 30, 6. 
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nicht Einftimmigfeit vorliegt, die Majorität entjcheidet, die Min- 
berbeit jedoch die Theilungsflage ftellen darf **. Für einfeitig ohne 
Auftrag oder wider den Willen der übrigen Miteigenthiimer vor- 
genommene Beränderungen haftet der Miteigenthümer wie ein 
Fremder *. Nah Sächſiſchem Recht find einfeitige Aenderungen 
den einzelnen Miteigenthlümern nur geftattet, infoweit fie als 
Sefchäftsführung ohne Auftrag zu Recht beftehen *°. Nach Defter: 
reichiſchem Recht enticheidet bei wichtigen Veränderungen, welche 
zur Erhaltung oder befjeren Benutzung der Sache vorgeſchlagen 
werden, zwar auch die Mehrheit der nach Berhältnig der Antheile 
zu zählenden Stimmen, die Meberftimmten können jedoch Sicheritel- 
lung für fünftigen Schaden, oder wenn diefe verweigert wird, den 
Austritt aus der Gemeinſchaft verlangen. Wollen fie nicht austreten, 
oder gejchähe der Austritt zur Unzeit, oder liegt Stimmengleihheit 
vor, jo fol das Loos, ein Schiedsmann, oder jofern fie fi darü⸗ 
ber nicht einhellig vereinigen, der Richter enticheiden, ob die Verände- 
rung unbedingt oder gegen Sicherftellung ftattfinden ſoll oder nicht *°. 

2. Veräußerung. Hier ift zu unterfcheiden: 

a. Bu einer Verfügung über die gemeinſchaftliche Sache im 
Ganzen tft Einwilligung ſämmtlicher Miteigenthümer erforderlich °°; 
ber einzelne Miteigenthlümer kann daher die Sache ohne YZuftim- 
mung der übrigen weder veräußern °! no im Ganzen verpfän- 
den °*, noch eine dingliche Laft darauf legen ®?. Nach Preußiſchem 
Hecht entſcheidet die Majorität °*. 


“ Br. ER. I. 17. 10. 12; vgl. oben Note 22. 

“TR, S. R. L 17. 59; Förfter Eccius 8 182, 59. 

 Sachfen B.G.B. 8 338, 

4 Defterreih A.B.G.B. 8 8834. 885. 

°° 1.28 D. 10.3; Gefterding, Eigentyum 89, 18; Schmid, Handbuch $ 2,7; 
Bayr. 2.R.IV.13.3 Nr.5; Sachſen 8.6.8.8 330; Defterreih A.B.G.B. 8 828. 

51 Gemeinrechtlich ift die Veräußerung für ben Zheil ded Beräußernden 
giltig, die anderen Miteigenthümer können aber vinbdiciren 1. 1 Cod. 4. 52; 
Gefterding, Eigenthum 8 9, 45; Schmid, Handbud 82, 45. Eine Ausnahme 
beftimmt 1. un. Cod. 10. 4 bei Beräußerungen des Fiskus Gefterding, Eigen- 
tum 8 9, 46; Schmid, Handbuh 8 2, 45. Indeß dürfte die Heutige An- 
wenbbarleit diejer Beftimmung zu bezweifeln jein Roth, Bayr. C.R. (2) 8 36, 19. 
In Bürttemberg ift fie Durch Gef. 1,8 1873 befeitigt Lang, Sachenrecht 8 30, 14. 

52” Es ergibt fi dieß aus dem unten Note 58 Angeführten. 

ss S. bezüglich der Servituten unten 8 268, 11. 

4 Pr. 28 L 17. 12; vgl. oben Note 22, 
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b. Dagegen fteht dem Miteigenthlimer, foweit nicht die Thet- 
lung ausgeſchloſſen ift °°, die freie Verfügung über feinen An: 
theil zu ®®. Namentlich darf er denjelben veräußern °’, verpfän- 
den 5° und mit einem Nießbrauch 9° aber nicht mit einer Prädial⸗ 
Servitut ®° oder einer Reallait °! bejchweren. Inſofern der 
Miteigenthümer feinen Antheil veräußern darf, kann berjelbe auch 
von feinen Gläubigern zum Zwangsverkauf gebracht werden *?. 
Der Miteigenthümer kann feinen Antheil derelinquiren, der aber 
dann den übrigen Miteigenthümern zufällt °®. 


85 Bol. unten Note 79. 80. Wo die Theilung auf einfeitigen Antrag 
ausgeſchloſſen ift, ift die Verfügung über den ibeellen Antheil vor geichehener 
Abtheilung unzuläßig. Nah Preußifhem Landrecht findet bei @ejellichafts- 
bermögen Berfügung des einzelnen über feinen Antheil nicht ftatt Pr. L.R. 
I. 17. 68; Förſter Eccius & 182, 66. 

86 Windſcheid 8 169a, 7; Bayr. ER. IV. 13. 3 Nr. 6; Pr. L.R. I. 17. 
60; Sachſen B.G.B. 8 329; Defterreih A.B.G.B. 8 829; Zachariä 8 197, 5. 

671.1. 3. 4 Cod. 4. 52; Gefterbing, Eigenthum 8 9, 44; Schmid, Haud«- 
buh 8 2, 44; Bayr. L.R. IV. 18. 3 Nr. 6; Kreittmayr, Anm. 4 zu L.R. 
II. 2.16; Pr. ER. 1. 17. 60-68; Förfter Eccius 8 182, 64; Sachen 8.0.8. 
8 329; Defterreih A.B.G.B. 8 829, Baden L.R. Urt. 577bf.; Zachariä 
8 197, 6; Aubry 8 221, 4 Nah Preußiſchem, Bayriihem und Sachſen⸗ 
Coburgiſchem Recht fteht ben Miteigenthümern ein Vorlaufsrecht zu. Das in 
Baden LER. Urt. 577bf den Miteigenthümern eingeräumte Vorkaufsrecht ift 
durch Geſetz 21/7 1839 Art. 1 aufgehoben; das nad) C. o. Urt. 841 den Mit- 
erben eingeräumte Vorkaufsrecht ift auf andere Fälle des Miteigenthums nicht 
auszudehnen Badhariä 8 197, 6. 

° 1. un. Cod. 8. 21; Gefterding, Eigenthum 8 9, 42; Schmid, Handbuch 
5 2, 43; Br. L.R. J. 17. 69 Förfter Eccius 8 182, 67; Sachſen 8.9.8. 
8 388; Defterreih 9.8.0.8. 8 829, Zachariä 8 197, 7; Aubry 8 221, 6. 
Ueber Hypothekbeſtellung des Miteigenthümers vgl. unten 8 298; Stobbe, 
PR. 8 82, 20. 

®° Da ber Nießbrauch theilbar ift Schmid, Handbuch 8 2, 48. 

1.2 D. 8 1; Schmid, Handbuch 8 2, 47. Vgl. unten 8 268, 10. 

1 Bgl. unten 8 286, 5. 

21.3D.4.7; Pr. ER. I 17. 74; Erk. Wolfenbüttel 6/11 1868 Sf. 
XXI. 94; Förfter Eccius 8 182, 69; Yadariä 8 197, 10. 

ee 1. 8 Cod. 3. 38; Girtanner, Jahrb. f. Dogm. III. 262; Pagenftecher, 
Eigenthum I. 28; Heffe, Rechtöverhältniffe (2) 8 101, 45; Dernburg, P. BR. 
I. 8 224, 16; Randa, ER. 8 9, 11. Gejeglich beftimmt ift dieß für die Rhe⸗ 
derei H.G.B. Art. 68; Stobbe, P.R. 8 82, 14. Nach einer anderen Anficht 
wird der Antheil bes Miteigenthümers herrnlos Göppert, Miteigentdum 49; 
Ed, doppeljeitige Klagen 94. 
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2. Gerichtliche Vertretung. Miteigenthümer können bie Vin⸗ 
difationsflage nur für ihren Antheil ftellen **; zur actio nega- 
toria *° und confessoria °° gegen Dritte ift der Miteigenthümer 
für die ganze Sade legitimirt. Unter fih haben fie die poſſeſſo⸗ 
riſchen ®” und petitoriſchen Rechtsmittel *®. 

3. Haftung. Zu den auf der Sache Haftenden Laften und 
ben für die Sache zu machenden Bermendungen bat jeder Mit: 
eigenthümer nach Berbältniß feines Antheils beizutragen °’. Ge: 
meinrechtlih bat der Miteigenthümer,, der nothwendige Repara- 
turen eines gemeinſchaftlichen Bauwerks vorgenommen hat, An- 
fprud auf Ueberlaffung der Eigenthumsantbeile derjenigen Theil: 
haber, welche den fie betreffenden Theil der Koften nicht binnen 
4 Monaten mit BZinfen bezahlt haben ”°. Nah Preußiſchem Recht 
muß der Miteigentbüümer, der fich feiner Beitragspflicht entzieht 
oder bie Beiträge nicht leiften kann, den übrigen Miteigenthilmern 
feinen Antheil nad einer gerihtlih aufgenommenen Berlaufstare 
überlafien ”!. Nach Franzöſiſchem Recht kann der Miteigenthümer 
einer gemeinfchaftliben Mauer fih von der Beitragspfliht durch 
Berzicht auf fein Miteigenthum befreien 7?. Miteigenthiimer haften 


% Bol. unten 8 262, 31. 

6 Bol. unten 8 263, 23. 

°° Vgl. unten 8 270, 9. 

67 Bgl. oben 8 226, 18. 18. 

Bol. nnten 8 262, 32; 8 268, 15. 

© Bagenftecher, Eigentfum I. 27; Kreittmayr, Anm. 3o zu L. R. II. 2. 
16; Erf. Wiesbaden 1860 Nafſ. A. VIIL 117; Br. LER. IL 17. 45; Sadjen 
8.8.8. 8 335; Defterreih A.B.G.B. 8 839; C. co. rt. 1859 Nr. 3; Ba- 
dariä 8 197, 12. 

"0 |, 52 8 10 D. 17. 2; Gefterbing, Eigenthum 8 9, 26; Schmid, Hand» 
buch 8 2, 19; Windſcheid 8 169a, 4 Nr. 4; Kreittmayr, Anm. 4 zu ER U. 
2. 16. Ertl. Münden 27/2 1872 Sammig. IL 1, tft ausgeiprocdhen, daß ber 
Eigenthumsübergang nicht von jelbft erfolgt, fondern einen Antrag des Bauen- 
ben vorausſetzt. Früher war man geneigt, bieje Beftimmung zu generalifiren 
Süd, Eomment. XL 188; jetzt wirb fie auf den erwähnten Fall beichräntt 
Sintenis, C.R. 8 122, 12. In Württemberg ift fie außer Wirkſamkeit geſetzt 
Lang, Sachenrecht 8 30, 7. Das Sähfifhe und Defterreichiiche Recht haben 
dieſe Beſtimmung nit Randa, E. 8 9, 37. 

Br LER I 17. 4648; Förfter Eccius 8 182, 57. Es ift dieß aus 
der Rote 70 aufgeführten Beitimmung abgeleitet Göppert, Miteigentyum 32, 

73. 0, c. Art. 656 Badhariä 8 197, 12. 
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ihren Miteigenthümern gemeinrechtli und nah ſächſiſchem Recht 
für diligentia in concreto ’®, nad) Defterreichifhem ”* und Fran: 
zöſiſchem Recht ”° für omnis culpa, nah Preußifhem Recht für 
grobes und mäßiges Verſehen *. 

IV. Rehtsverhältniß bei Auflöfung der Ge 
meinihaft. Die Aufhebung der Gemeinfchaft erfolgt durch 
Theilung, für welche folgende Grundſätze gelten: 

1. Jedem Miteigenthümer fteht dag Recht zu, die Abtheilung 
zu verlangen ’”, weldes unverjährbar ift’”*. Ausnahmen find 
begründet: 

a. wenn das Geſetz die Theilung auf einfeitigen Antrag auss 
ſchließt. Dieß gilt ala Regel bei der ehelihen Gütergemeinſchaft 
des beutfhen Rechts 7° und bei den im Miteigenthum ftehenden 
Saden, die dem Alleineigentbum der Miteigenthümer dauernd 
gewidmet und mit demjelben verbunden find °°; 


1.25 8 16 D. 10. 2; Winbicheib 8 449, 9; Sintenis, C.R. 8 122, 18 
Sachſen 8.8.8. 8 336. 

74 Defterreich A.B. G.B. 8 1295; Unger, D. B.R. 8 102, 28. 

6 0, c. Urt. 1137; Badariä 8 299, 11. 

16 Br. ER. J. 17. 58; Koch, F. 8 309, 8; Förfter Eccius $ 182, 61. 

"71.5 Cod. 3. 37; Windſcheid 8 441, 12; Bayr. ER. IV. 13. 3 Wr. 2; 
Br. ER. I 17. 75; Sadfen 8.6.8. 8 337; Defterreih A.B.9.8. 8 880; 
C. o. Urt. 815 Zacharia 8 197, 15. Die Theilungsflage Tann auch unter 
einzelnen von mehreren Diteigenthümern geftellt werden Erk. R.G. 9/4 1880 
Sammlg. I. 118. 

8 1. 8 Cod. 7. 34; Savigny, Syftem V. 409; Koh, F. 8 911, 12; 
Bayr. L.R. III. 1. 14 Nr. 26; Br. DR. I. 17. 76 Förſter Eccius 8 182, 
71; Sachſen B.G.B. 8 151; Hefterreih U.8.0.8. 8 1481; C. o. Urt. 816 
Badhariä 8 197, 16; Baden L.R. Urt. 2241a. 

9 Nur nad einzelnen Statuten ift bei allgemeiner ®ütergemeinfchaft und 
und Errungenichaftsgemeinichaft Aufhebung der Gemeinſchaft während der Ehe 
auf einfeitigen Antrag eines Ehegatten geftattet Roth, D. P.R. 8 109, 4. 5, 
8 120, 6. 7 f. Dieß gilt nicht nach franzöſiſchem Necht Roth, D. PR. 
8 120, 8. 

so Erk. Stuttgart 22,1 1869 Sf. XXIV. 239. Es gilt dieß für gemein- 
ſchaftliche Grenzmauern Erk. Berlin Sf. XXII. 198; ben gemeinjdaftliden 
Eingang zweier Häufer 1. 19 8 1 D. 10. 3; Erf. Darmftabt 20/10 1865 Sf. 
XXII. 138; Stuttgart 1,2 1862 Sf. XV. 126; einen gemeinichaftlichen Hofe 
raum zweier Häufer Erf. Darmftabt 1852 Sf. XXIL 138; Erf. Wolfenbüttel 
7/11 1870 3. f. Br. XIX. 210; gemeinfchaftligde Scheunentenuen Erf. Darm⸗ 
ftadt 1861 Sf. XXII. 188; eine gemeinfchaftlide Schwelle, auf welcher die 
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b. bei vertragsmäßiger Ausfchließung. Diefe kann nur auf 
beftimmte Zeit geföhehen °?; Ausnahmen finden fich jedoch in Ge⸗ 
meinbeverhältnißen 82. Der Verzicht auf Thellung ift gemein- 
rechtlich auch für den Sondernachfolger verbindlich °°; nad Säd: 
fifdem und Defterreichifchem Recht verbindet er nicht einmal den 
Grben ®*; 

ce. bet gültiger Anordnung eines Dritten ®°. Auch diefe kann 
nur auf beftimmte Zeit erlaflen werden ẽe, nah Sächſiſchem Recht 


Band des Hanfes ruht Erf. Darmftadt 1861 Sf. XXI. 138; gemeinjchaft- 
liche Winkel Pr. ER. L 8. 120; Erk. D.Tr. 14/11 1856 Entſch. XXXIV. 
142; Förfter, B. BR. 8 170, 18 und für die im Miteigenthum ftehenden 
Beſtandtheile des Haufe beim Herbergärecht vgl. unten 8 288, 19; Badariä 
8 197, 22. Dgl. im Mllgemeinen Dernburg, P. BR. I. 8 224, 1; Aubry 
8 221 ter; Lang, Sachenrecht 8 31, 4. Bei der Gewerkſchaft des älteren 
Recht ift den Inhabern ber einzelnen Kurze die Theilungsflage nicht gegeben 
Stobbe, PR. 8 82, 5. 

s:1,1482.8D. 10. 3; Windſcheid 8 449, 14; Koh, %. 8 311, 2; 
Kreittmayr, Anm. 8 zu V.R. OL 1. 14; Erk. Münden 12/2 1868 BI. E. B. 
1. 414, Der gleihe Srundjaß gilt nah Pr. L.R. J. 17. 75 vgl. mit Pr. ER. 
L 17. 270. 289 und Defterreih A.B.G.B. 8 831. 832. Nah C. o. Urt. 815 
Tann der Vertrag nur auf fünf Jahre gefchloffen werden Bachariä 8 197, 19. 
Rah Sachen 8.8.8. 8 338 ift der Bertrag zeitlich nicht befchränft, jedoch 
ift er, wenn er auf immer oder auf unbeftimmte Beit gejchloffen ift, nur für 
20 Jahre bindend. 

e2 Frl. Stuttgart 7/3 1854 Sf. VIII. 11 und 26/6 1865 Sf. XXIII. 109 
ift ausgeſprochen, daß bei Healgemeindeverhältnifien die Untheilbarkeit gültig 
beftimmt werden könne. Das gleiche beitimmt die Hütten- und Hammerord⸗ 
nung für das %. Siegen 25/1 1830 Koch, Sommentar Note 60 zu L.R. 1. 
17. 75. Die Preußifhe Gemeinheitötheilungsordnung 7/6 1821 8 26 läßt 
nur zeitlich befchräntte vertragsmäßige Ausſchließung der Theilung zu. Dern- 
burg, B. PR. I 8 211, 11. 

es , 1488 D. 10. 8; 1. 16 81 D. 17. 2; Winbicheid 8 449, 14; 
Randa, E. 8 9,62. Das gleiche ift nach Preußiſchem und franzöſiſchem Recht 
anzunehmen, 

 Sadfen 8.6.8. 8 838; Defterreih A. B.G.B. 8 881. 

85 Gemeinrechtlich ift dieß zweifellos zuläßig Glück, Commentar XI. 21, 
18; Windjcheid 8 608, 4; ausdrücklich anerkannt ift dieß Sachſen B.G.B. 
8 2346. Nach franzöflfchem Recht ift es beftritten, ob eine folche Beftimmung 
gültig getroffen werden könne ſ. Badharid 8 197, 19; Aubry 8 221 bie, 22 
und 8 622, 6, welche fich beide für die bejahende Meinung erllären. 

ss Windſcheid 8 608, 4; Kreittmayr, Anm. 3 zu L. R. II 1. 14; Br, 
RR. L 17. 118; Defterreih ABGB. 8 832, 
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auf nicht länger ala 20 Yahre®!, nah Franzöfiihem Recht auf 
nit länger als 5 Sabre °°. 

2. Rechtliche Natur der Thellung. Die Theilung ift ein 
Beräußerungsvertrag ®° und fett daher Beräußerungsfähigteit 
voraus, Beftritten if, welches Rechtsverhältniß dabei vorliege. 
Mährend die gewöhnlide Meinung darin ein der Eigenthums⸗ 
übertragung analoges Rechtsgeſchäft fieht (Succeffionstheorie) *, 
nimmt eine davon abweichende Meinung an, durch die Theilung 
werde der erwerbende Miteigenthümer nur von der in der Gleich: 
berehtigung der übrigen Miteigenthümer fußenden Beichränfung 
befreit (Uccrescenztbeorie) 9. Abweichend davon faßt das Fran- 
zöſiſche Recht die Theilung dahin auf, daß dadurch nur feftgeftellt 
werde, welcher Antheil den Miteigenthümern zukomme ®, fo daß 


e Sachſen B.G. B. 8 2346. 

ss gachariä 8 197, 20; Aubry 8 622, 6. 

® 1. 1 Cod. 3. 88 divisionem praediorum vicem emtionis obtinere 
plaouit,; Kreittmayr, Anm. 12 zu OR. III. 1. 14; Göppert, Miteigenthum 
54, 2 und 57; Arndts 8 320, Note 5; GSeuffert, Banbelten 8 357, 1; Br. 
ER. 1. 17. 82. Dieb wird auch von den Bertheidigern der Accredcenztheorie 
anerlannt Koch, %. 8 811, 7; Steinlechner, juris communio I. 111. 

” 1, 17 Cod. 5. 71; Gfüd, Comment. XI. 18, 62; Bayr. 2.8. IH. 1.14 
Nr. 3; Pr. L.R. I. 17. 82. 

91 Diefe Anficht ift die in Älterer und neuerer Zeit gewöhnliche, |. die 
bei ®öppert, Miteigenthbum 54, 3 citirten und Göppert, Miteigentbum 52. 57. 
71; Sörfter Eccius 8 182, 85. Die Theilung Hat darnach die Natur bed 
Tauſchs unten Note 108 oder Kaufs unten Note 104 oder eines aus beiben 
combinirten Geſchafts. Förfter Eccius 8 182, 81. 

92 Dieje zuerft in Erk. D.Tr. Berlin 41 1859 Entſch. XL. 125 verjuchte 
Conſtruktion ift von Koch, Commentar zu Anm. 8 zu L.R. J. 11. 1 und BR. 
8 669, 4 und Dernburg P. B.R. I. 8 224, 16 angenommen und von Stein- 
lechner, juris communio II. $ 22—24 meiter ausgeführt, |. Dagegen Göppert, 
Miteigenihum 40 f. und Förſter Eccius 8 182, 8. Der dagegen angeführte 
Grund, daß das Accrescenzrecht fein allgemeines Rechtsprincip fei und nur 
im Erbrecht vorkomme, ift von Steinlechner, juris communio $ 12—18 wiber- 
legt ; ebenfo der von &öppert, Miteigenthum 52 gemachte Einwand, daß die 
Notäwendigleit der Tradition unten Note 103 der Annahme des Accrescenz⸗ 
rechts widerſpreche Steinlechner, juris communio II. 8 23. Steinlechner läßt 
auch den Gefihtspunft der Dereliktion und des in Folge davon eintretenden 
Accrescenzrechts fallen und fubftituirt den der Confolidation. 

»: C, o. Art. 888. Die Hier nur für DMiterben gegebene Vorſchrift ift 
duch Art. 1872 auf die Gejellichaft und durch die Praxis auf alle Yälle bes 
Miteigenthums ausgedehnt. Badariä 8 197, 27; Wubry 5 221, 25. Sie 
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das Verhältniß jo angejeben wird, als ſei der Miteigenthümer 
von Anfang an Alleineigentbüümer des durd die Theilung ihm 
zugewiejenen Theils gewejen ’*, was von Einfluß auf die von 
den Miteigenthümern beftellten dingliden Rechte ift °°. 

3. Berfahren bei der Theilung. Die Theilung Tann eine 
außergeridhtlihe oder gerichtliche fein. Die außergerichtliche 
Theilung kann entweder vertraggmäßig unter den Intereſſenten 
ausgeführt werden °’, oder von ihnen dem Richter Übertragen 
werden, der dann das Theilungsgefhäft im Weg der freiwilligen 
Gerichtäbarkeit ausführt °°. Die gerichtliche Theilung erfolgt auf 
die Theilungsklage °. 


berubt auf bem älteren Recht und es war babei der offen ausgeſprochene 
Bwed, die Zahlung des Laudemiums zu umgehen; ®öppert, Miteigentbum 64. 

” 0. c. Urt. 883: Chaque coh6ritier est cens€ avoir succ£d6 seul et 
immediatement à tous les effets compris. Die franzöfiihe Jurisprudenz 
formulirt dieß dahin: die Theilung fei ein acte declaratif et non attributif 
de droits, ®öppert, Miteigenthum 65, 2; Badhariä 8 197, 28. 

° Badariä 8 197, 27. Die dinglichen Rechte, welche der Miteigenthümer 
beftellt Hat, bleiben für den ihm zufallenden Untheil bei Beſtand, aljo auch 
bie dinglichen Rechte, bie die Miteigenthümer indgefammt beftellt Haben; da⸗ 
gegen erlöfchen die dinglichen Rechte, die ein Miteigenthümer auf feinen An⸗ 
theil beftellt Hat, wenn bei ber Theilung die Sache nicht ihm zufällt. Gbppert, 
Miteigentyum 65; Zadariä 8 197, 5. 11. 11a, 

ve Das Preugiihe Recht kennt keine allgemeine Tbeilungsflage, unten 
Rote 100, fondern außer der Privattheilung nur Theilung durch den Richter 
der freiwilligen Geriht3barkeit unten Note 99. Außergerichtliche Theilungen 
bedürfen uach Bayriſchem Recht, injoferne fie fi auf Immobilien beziehen, 
notarieller Berbriefung, Not. Geſ. Art. 14. 

9 Windfcheid 8 449, 14a; Lang, Sachenreht 8 31, 11 und 8 68, 6; 
Sachſen B.G.B. 8 359 , Deiterreih A.B.G.B. 8 881; Pr. L. R. 1. 7. 111 bis 
114; C. o. Urt. 838. Nach Preußiſchem Necht Hat die Privattheilung die Be- 
deutung eines Vergleichs Koch, F. $ 310, 7. In Bayern mühen Theilungs: 
verträge, wenn fie fih audh auf Immobilien beziehen, nach Not. Geſ. Urt. 14 
durch Notariatsakt vollzogen werben. 

ve Windſcheid 8 449, 15. In Bayern find nad Not.G. Art. 29 und 65 
Zheilungen im erfahren ber freiwilligen Gerichtöbarfeit den Notaren über: 
tragen. Das Preußiſche Recht Tennt eine gerichtliche Theilung nur als Akt 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wobei der richterlich vollzogene Theilungsreceß 
die Kraft eines gerichtlichen Erkenntnißes Hat, Pr. LR. I. 17. 111. Ueber 
das Berfahren nah Breußifhem Landrecht val. Koh, F. 8 310; Förſter 
Eccius 8 182, 93 f. 

” Bgl. über biefe Windſcheid 8 449, 15; Koch, %.8 312; Sintenid, ER, 
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4. Art der Theilung. Die Theilung ift entweber Realtbei- 
lung (Naturaltbeilung) oder Civiltheilung. 

a. Die Realtheilung befteht darin, daß bie gemeinfame Sache 
förperlich zerlegt wird 100, oder daß mehrere gemeinſchaftliche 
Sachen unter den Miteigentbümern vertheilt werben !%. Hier 
werden die ideellen Theile der Miteigenthümer gegenfeitig aus: 
getaufcht '°%, 

b. Die Eiviltheilung befteht darin, daß die gemeinfchaftliche 
Sade gegen Abfindung der anderen einem ber Miteigenthümer 
zum Alleineigentbum überlaffen '°° oder daß fie verfteigert und 
der Erlös unter die Miteigenthümer vertheilt wird 19%, 

Melde Art der Theilung zu wählen jei, beftimmt ſich zu- 
nächſt nad) der Uebereinkunft der Intereſſenten, welche auch von 
dem Richter, dem die Theilung übertragen tft, berüdfichtigt werden 
muß !®,. Kommt eine Webereintunft nicht zu ftand, fo hat der 
Richter die den Umftänden angemefjenfte Art zu wählen *00; nad 


8 122,13 f.; Bertram, PR. 8 196— 198; Bayr. L. R. III. 1. 14; Sachſen 8.9.8. 
8 344, Defterreih U.B.9.8.8 843; Randa, E. 8 9,63 f.; C. o. Art. 838 Zachariã 
8 197, 22 und 8 624—626. Das Preußiſche Recht hat keine allgemeine Theilungs« 
Hage, fondern läßt gerichtliche Entſcheidung nur für einzelne unter den Intereſ⸗ 
jenten ftreitige Punkte zu, welche dann als Grundlage für die Note 99 er- 
wähnten Theilungsrecefje dient. Yörfter Eccius 8 182, 94. 

10#1,6881.781D. 10. 3; Windſcheid 8 449, 19; Pr. ER. L 17. 
87; Sachſen, B.G.B. 8 341; Defterreih 4.8.9.8. 8 841; C. c. Urt. 826. 

111.6 889 1.19 88 D. 10.3; Windfcheid" 8 449, 20; Sachſen 
8.0.3. 8 341. Für das Defterreichifche Hecht Hält Randa, E. 8 9, 64 dieſes 
Berfahren nicht für zuläßig. 

12 1.2083 D. 10. 2; Randa, E. 8 9. 65. Das Eigenthum gebt da- 
her hier durch Tradition Über; Pr. L.R. I. 17. 103; Förfter Eccius $ 182, 
81; Lang, Sachenrecht $ 31, 7; Randa, €. 8 9, 67. 

8 1. 13 Cod. 3. 38; Windſcheid 8 449, 21; bier liegt ein Kauf vorl.1 
Cod. 3. 38; Seuffert $ 359, 2; Randa, €. $ 9, 65; Sadjjen 8.6.8. 8 341; 
Pr. ER. I. 17. 108; Förfter Eccius 8 182, 88. 

4 1.8 Cod. 3. 38; Windfcheid 8 449, 21; Sadien 8.9.8. 8 Al. 
Dieß bildet nach den neueren Rechten die Megel dann, wenn eine Ratural 
theilung nit zu Stand kommt Pr. 2%. I. 17. 89; Defterreih U.B.G.8. 
8 843; C. c. Art. 1686 Zadariä 8 197, 28. 

108 Windſcheid 8 449, 18; Sadjen B.G.B. 8 339; Defterreih U.B.G.B. 
8 841. 
06 Windfcheid 8 449, 19; Erk. Jena 19/11 1840 ©f. XXIII. 228; 
15/9 1866 ©f. XX. 32; Sadjen 8.0.8. 8 341. Wie dabei zu verfahren jei 
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Preußiſchem Recht ift zum öffentlichen Verlauf zu fchreiten 197. 
5. Gewährleiftung. Bei Theilungen, mögen fie gerichtlich 
oder außergerichtlich vollzogen fein, müßen ſich die Miteigenthümer 
gegenfeitig Gewähr leiften ?°. 
6. Anfechtung. Privattheilungen können nur wie Vergleiche 109 


it beftritten. Nach ber einen Anficht ift zunächft Naturaltheilung dann öffent- 
liche Berfteigerung eventuell Zuichlag an einen ber Miteigenthümer borzu- 
nehmen. Erk. Caſſel 28112 1861 Sf. XVII. 35; Wiesbaden 20/9 1843 Sf. L 
98; Berlin 7110 1867 Sf. XXI. 43 (Raflau); Stuttgart 11112 1875 Sf. 
XXIII. 283, Nah einer anderen Anficht iſt zunächit Naturaltheilung dann 
Zuſchlag an einen Miteigenthümer und eventuell Berfteigerung einzuleiten. 
Erk. Dresden 2518 1860 Sf. XV. 125. Dieß entipricht den Vorſchriſten des 
Bayr. L.R. II. 1. 14 Nr. 15 f. Nah Er. Berlin 17112 1878 Sf. XXXV. 
23 (Ehrenbreitftein) kann der Richter auch zur befieren Verwerthung auf An- 
trag eines Theild der Miteigenthimer eine vorgängige Umgeftaltung vorneh- 
men (Abholzung). Nach Defterreih A.B.G.B. 8 841 ift, wenn aud nur ein 
Theilgenoffe es verlangt, zum Öffenrlihen Verkauf zu fchreiten. Rad C. e. 
Art. 826. 827 ift die Theilung in Natur vorzunehmen und wo dieſe nicht zu- 
läßig ift, zum Öffentlichen Verkauf zu fchreiten, melden bei Mobilien bie 
Glaͤnbiger oder die Mehrheit der Theitnehmer verlangen können. 

107 Br, LM. I 17. 89. 90; Förſter Eccius 8 182, 95. 

ios |, 66 8 8 D. 21. 2; 1. 14 Cod. 3. 36, Windfcheid 8 392, 3; Seuffert 
& 359, 2; Bayr. ER. III. 1. 14 Nr. 28; Pr. L.R. I. 17. 97 Foͤrſter Eccius 
8 182, 86; Dernburg, B. BR. I. 8 224. 12. 135; Sachſen 8.0.8. 8 2352; 
C. c. Urt. 884—886. Dieß gilt auch nad) Defterreichiichem Recht A. B. G. B. 
8 922 Randa, E. 8 9, 66. 

109 Seuffert, Pandekten 8 860, 4a; Br. 2.R. I. 17. 112. Nach Preußi⸗ 
dem Recht kann daher ein Theilungsvertrag nur angefochten werden megen 
Zwangs, Betrugd und wegen Irrthums über die als unftreitig vorausgefeßten 
thatſächlichen Verhälmiße, Förſter Eccius 8 182, 92. Nah C. c. rt. 887 
kann der Theilungsvertrag wegen Zwangs, Betrugd und Berlegung über ein 
Biertheil angefochten werden. ®emeinrechtlich ift in 1. 3 Cod. 3. 38 eine be: 
fondere Beſtimmung getroffen, beren Auslegung zu einer weit gehenden Mei- 
nung3verfchiedenheit Beranlafjung gegeben bat, vgl. darüber Hennig, zur 
Auslegung der 1. 3 Cod. 3. 28 Bl. f. Thür. X. 29 f. 

1. Nach der einen Anficht ift dadurch ein Anfechtungsredht nur bei be- 
trüglicher Handlungsweiſe gegeben |. die bei Hennig ©. 36 Rr. 1 Eitirten 
und Ranba, ©. 8 9, 68; 

2. nach der andern Anficht ift basfelbe nu- bei dolus und laesio enormis 
begründet ſ. Hennig S. 36 Ar. 2 und Erk. Wiesbaden 1819 1835 Sf. I. 268. 

3. Eine dritte Anfiht läßt die Anfechtung auch bei geringeren Verletz⸗ 
ungen als der über die Hälfte zu, jedoch in verjchiedenem Umfang. 

a. Die eine Meinung läßt die Anfechtung nur zu, wenn ber Irrthum 
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und richterliche Theilungen nur wie rechtskräftige Urtheile ange- 
fochten werden ?!°. 


g 283. 


III. Das getheilte Miteigentum !. 


Unfere Quellen unterfcheiden den Fall, daß bei Realtheilung 
einer Sache die einzelnen Theile nit getrennt werden und Daher 
in dem bisherigen Zufammenhang verbleiben. Hier liegt nur 


fih auf die Antheile bezieht f. die bei Hennig ©. 37 Eitirten, dann, Bind- 
ſcheid 8 449, 25, Lang, Sachenrecht 8 31, 5; Erf. Stuttgart 716 1851 Sf. IV. 
222; Lübeck 17112 1856 ©f. XII. 30. 

b. Die andere Meinung läßt die Anfechtung bei jeder Verlegung aus 
Irrthum zu, alfo namentlich auch dann, wenn fie fi auf den Anfchlag be 
zieht. Bayr. L. R. III. 1. 14 Nr. 27; Slüd, Eommentar XI. 92, Holzjchuher, 
Theorie 8 309 Nr. 7b; Sintenid, C.R. 8 122, 44 Nr. 2; Arndts 8 320, 7. 
Daß der Theilungsvertrag wegen Verlegung über die Hälfte angefochten werden 
fönne, tft gemeinrechtlih anzunehmen Windfcheib 8 396, 10 und 8 449, 25 
und ift Bayer. Sei. 10111 1861 IV ausdrüdiich anerlannt. Nah C. co. Art. 
887 iſt die Unfechtbarkeit bei Berlegung über ein Viertel gegeben. Rad 
Preußiſchem Hecht ift der Anfpruch bei Vergleichen, alfo aud bei Theilungen 
ausgeſchloſſen Pr. L.R. I. 16. 439. I. 17. 111. 112 und nah Sächſiſchem 
Hecht ift er überhaupt nicht gegeben. 

110 Holzſchuher, Theorie 8 309 Nr. 7a; Sintenis, C.R. $ 122, 44 Nr. 1; 
Lang, Sachenrecht 8 68, 25; Pr. L.R. I. 17. 112 Förfter Eccius 8 182, 92. 
Gemeinrechtlich nehmen mande an, daß die richterliche Theilung wegen Ver⸗ 
letzung über die Hälfte anfechtbar fei f. die bet Glück, Commentar XI. 90, 40 
und Holzſchuher, Theorie 8 309 Nr. 7a Ungeführten und es ift bieß Bayr. 
ER. III. 1. 14 Nr. 27 anerlannt; allein es entbehrt dieß durchaus der Be- 
gründung ſ. Holzjchuher, Theorie 3 309 Nr. 7a; Windicheib 8 449, 25 Nr. 1; 
Unterbolzner, ©. V. 8 530 f. 

1 Bgl. Wächter, N. f. C. Pr. XXVIL 176; Wächter, W. BR. IL.8 43,9; 
Unger, ©. PR. 8 51, 15 f.; Baron, 2. f. vgl. R.W. II. 99; Steinlechner, 
juris communio 1. 8 14; Randa, Beſitz 8 17; Gefterbing, Sadjenret 89,1; 
Schmid; Handbuch 8 2, 4; Lang, Sachenrecht $ 28, 2; Roth, Bayr. E.. (1) 
8 120. I. 

21.29 D.41.1;1.5 816 D. 27. 9. Die Unterſcheidung ift in Berüd- 
fihtigung des Spracgebrauds der Quellen vollitändig gerechtfertigt Wind⸗ 
fcheib $ 142, 2. Für das Preußifche Hecht, das keine ausdrückliche Vorſchrift 
enthält, ift die Unterjheidung durch die Beftimmung über gemeinfchaftliche 
Mauern thatfählic anerfannt unten Note 7. Das Franzöſiſche Recht Hat in 
bem SHerbergsrecht einen beftimmten Anwendungsfall unten Rote 18. Yür 
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ſcheinbar eine Gemeinschaft vor, in Wirklichkeit ftehen bie einzelnen 
Theile im ausſchließlichen Eigenthum der einzelnen. Anwendungs: 
fälle find: 

1. Die auf der Grenze befindlichen Erzeugniße des Bodens 
und die Grenzfteine find gemeinrehtlih nah Maßgabe der Grenz: 
linie getheilt, folange fie fi im Boden befinden, während fie, 
fowie fie herausgenommen find, nach intellektuellen Theilen ge: 
meinfam werden?. Nah Preußiihem, Sächſiſchem und Oeſter⸗ 
reichiſchem Recht ftehen fie im Miteigentbum der Nachbarn *. 

2. Mauern, Zäune und Heden, welche Nahbargrundftüce 
trennen, find, ſoweit fie nicht im Alleineigentbum eines Eigen- 
thümers ® oder im ungetbeilten Miteigenthbum der Nachbarn ftehen, 
unter den Nachbarn nah Verhältniß der Orenzlinie getheilt ®. 
Dasjelbe gilt von Grenzbrunnen ”. 

3. Das Herbergsrecht?. Nah römiſchem Recht können Häufer 


den größeren Theil der Rechtögebiete ift die Unterfcheibung durch die wafler- 
rechtliche Geſetzgebung neuerdingd von praftiicher Bedeutung Baron in 2. f. 
vgl. R.W. IL. 99 und nnten Note 21. 

2 1. 19 pr. D. 10. 8; 1. 88 D. 17. 2; Hefle, Rechtöverhältniße (2) 8 111, 
35 ; Bangerow 8 329 Anm. 2, 2; Sreitimayr Anm. Bd zu L. R. II. 2. 16; 
Ertl. Münden 116 1880 Sammlg. VIII. 161; Lang, Sachenrecht 8 29, 11. 

* Br. ER. 1. 9. 286 Förfter Eccius 8 178, 44; Sachſen 8.6.8. 8 861; 
Defterreih A.B.G.B. 8 421; Rande, E. 8 9, 45. 

5 Es Tann dieß auf einer Servitut beruhen Erf. Wolfenbüttel 913 1866 
Sf. XXI. 10%. 

s Manche nehmen dieß gemeinrechtlich al3 Regel an Gefterding,, Eigen- 
tum 8 9, 3, Erk. Wolfenbüttel 913 1866 Sf. XXI, 100. Im NRechtögebiet 
des gemeinen Rechts ift dieß jedoch nur in einzelnen Statuten anerkannt 
Münden BD. Art. 29; Regensburg W. G.O. XV. 2; Würzburg Stadtbau- 
recht IV. 3 bei Roth, Bayr. ER. (1) $ 120, 32; Lũbeck St. III. 12.4. Da- 
gegen ift dieß als Regel anerfannt Br. L.R. I. 8. 135; Wilmomsti, Lübiſches 
Recht 8 22 Nr. 1; Dernburg, Pr. PR. 18 215, 17, Erk. München 1315 
1861, Bl. XXIX. 271. Ebenio deutet mit Recht die Beitimmung Defterreich 
A.B.G.B. 8 855 Unger, D. DR. 8 51, 18 auf communio pro diviso, mo» 
gegen fih Randa, Beſitz 8 17, 4a und Eigenthumsrecht 8 9, 45 erflärt. Auch 
nah Franzöſiſchem Recht gilt für Scheidemauern bie communio pro diviso 
als Regel C. c. Art. 653; Zachariä 3 239, 2. 

’ Erf. Volfenbüttel 916 1865 Sf. XXI. 119 nimmt hier gegenfeitige 
Servitutbeftellung an. 

® Bgl. Roth, Bayı. E.R. (1) 8 120, 33 f.; Stobbe, PR. 8 79 Nr. 2. 
Zu unterjcheiben davon ift das juperficiarifhe Recht an dem Theil eines 
Hauſes unten $ 289, 2. 

Roth, Deutches Privatrecht, LIL, 11 
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nicht horizontal fondern vertifal getheilt werden, und es ift diefer 
Grundſatz im Preußiſchen !°, Sächfifchen *! und Defterreihifchen 
Recht 12 anerkannt. Nach einem früher weit verbreiteten Gewohn⸗ 
beitsrecht war indeſſen der entgegengefehte Grundfag anerfannt 
und e8 wurden Häufer nach einzelnen Gelaffen getbeilt (Her: 
bergsrecht) '°. Diefer Grundfag ift noch jekt in Anwendung in 
Bayern !*, Württemberg '°, Frankfurt!!, Sacdfjen-Meiningen '? 

?1.681D.8 4 Savigny, DR. 8 290; Zaun, U. f. C.Pr. XLIII. 
218; Girtanner in Jahrb. f. Dogm. IH. 287; daher jpricht die Präfumtion 
für das Eigenthum an dem ganzen Haus, wenn jemand das Eigenthum an 
einem Theil desjelben nachgemwiejen hat Erk. Dresden 1846 Sf. IV. 101; 264 
1866 Sf. XXU. 118; Wolfenbüttel 25111 1859 8. f. Br. VI. 190. 

10 Das Preußiſche Landredt enthält keine Beftimmung. Die Prazis, 
welche früher die Zuläßigkeit der Teilung nach Stodwerlen anerkannte Erf. 
1712 1860 Striethorft XXXVI. 332 und 1114 1864 Gtriethorft LIV. 1860 
hat fich neuerdings dagegen erflärt Erf. 1421865 Entſch. LIII. 4; 162 1877 
Entſch. LXX. 128. Ebenjo erklären ſich Dagegen Förfter Eccius $ 160, 27; 
8 168, 36; Derndburg, Pr. BR. I. 8 66, 2, 

11 Sachſen B.8.8. 8 286 ift dad Haus als Beitandtheil des Grundes 
und Bodens erflärt, auf dem es ftebt. 

12 In Defterreich ift die Horizontale Zheilung ſchon buch bie Beftim- 
mungen des A.B.G.B. 8 417-419 ausgeſchloſſen. Sie wurbe gleihmohl 
vielfältig verjucht, wogegen bejondere Berbote erlaffen wurden. 8. 83 1853 
27112 1856 und Geſ. 3018 1879; Unger, OD. BR. 8 51, 28; Randa, Befig 
8 17, 11. 12. Aeltere Kellerrechte conftruirt Randa, Eigenthumsrecht 8 1, 30 
noch jet als getheiltes Miteigentyum. 

ı8 Die weite Verbreitung zeigt ſich an den Verboten, die dagegen erlaflen 
wurden, jo Regensburg W. G.O. XI. 24; Wurzburg BD. 1722 Nr. 8, 
Roth, Bayr. E.R. (1) 8 120, 35; Braunjchweig 8. 1815 1763 Erk. Wolfen- 
büttel 25111 1859 8. f. Br. VI. 190; Naſſau 8. 2818 1827 8 2 Bertram, 
BR. 8 198; Frankfurt Reform VI. 4. 6; Weimar 8. 1213 1841 8 166 U. f. 
Br. RW. II. 45; Schwarzburg⸗Rudolſtadt Geſ. 2613 1858; Coburg Ge. 317 
1869 Art. 3; Großh. Hefien Erf. 2519 1860 N. f. Pr. R.W. VID. 208, Bau- 
ordnung 3014 1881 Urt. 58. 

14 In Bayern ift das Herbergärecht in mehreren Statuten ausbrüdlich 
anerfannt. Nürnberg Reform AXVI. 10; F. Salzburgifche Einſtandsordnung 
81112 1801 8 16; St. Kempten St. VL 21. In Münden und feinen Bor- 
orten ift die Anerkennung notorifch Roth, Bayr. E.R. (1) $ 120, 35. Außer⸗ 
dem ift die Praxis geneigt, dasfelbe allgemein anzuertennen WE. Ansbach 
1612 1830 81. IV. 192; Erk. Münden 232 1867 ©f. XXI 99; 2611 1877 
81. XLIL 122. 

Nah Erf. Stuttgart 2211 1869 Sf. XXIV. 289 und 913 1870 Sf. 
XXIV. 299 it die Buläßigkeit horizontaler Theilung von Häufern als im 
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und im Gebiet des franzöfifhen Rechts 1°. Diefe Herbergen find 
ausgeſchiedene Theile eines Hauſes, welche jelbitftändig bejeflen, 
veräußert, verpfändet und vererbt werden, wobei aber der Natur 
ber Sache entiprechend bie ungetheilte Gemeinfchaft einzelner Theile 
des Gebäudes vorausgefegt wird 1°, fo daß ein aus getheiltem 
und ungetheiltem Miteigentbum gemifchtes Verhältniß vorliegt, 
indem der Antheil an den gemeinichaftlichen Theilen als Beſtand⸗ 
theil des Sondereigenthums erfcheint ?°. 


Titel IL 
Befdzränkungen des Eigenthums im Allgemeinen. 


Abichnitt 1. 


Im Allgemeinen. 
8 234. 


Der Grundſatz, daß dem Eigenthümer bie freie Verfügung 
über den Gegenftand des Eigenthums zuftehe und daß er jede 
Einwirkung eines Dritten abzuweiſen das Recht habe, Tann nicht 
nur duch Beftellung dinglihder Rechte für einen Dritten, jondern 
auch durch allgemeine gejeglihe Beitimmungen beſchränkt fein, 
durch welche dem Eigenthümer eine ſonſt dem Eigenthum ent- 
ſprechende Verfügung unterfagt oder ein ſonſt dem Eigenthümer 
zuſtehendes Widerfpruhsreht ausgeſchloſſen wird. Schon das 





Württemberg geltendes Gewohnheitsrecht anerkannt vgl. Krauß, W. Archiv 
XII. 829 f.; Lang, Sachenrecht 8 2, 8. Gegen dieſe Auffaffung erklärt fi 
Mandry, W. Archiv XIU. 193. Früher wurde das Gegentheil angenommen 
Erf. Stuttgart 416 1864 Sf. XVII. 242. 

16 Erf. Lübeck 2013 1855 Sf. IX. 264 erkennt dieß für die in einzelnen 
Häufern befindlichen ſ.g. Fleiſchſchragen an. 

12 Heimbach, R.2. IX. 498. 

18 C. c. Urt. 664 Zachariä 8 197, 2; Aubry 8 221 ter Nr. 2. 

19 Es gilt dieß namentlich von dem Untergrund, dem Dach und den Um- 
faffungsmauern Erf. Stuttgart 913 1870 Sf. XXIV. 299. Zür dieje gemein- 
ichaftlichen Beſtandtheile ift die Theilungsklage ausgeſchloſſen. Erf. Stuttgart 
116 18583 ©f. VII. 176; Münden 42 1880 Sf. XXXVI. 106. 

20 Roth, Bayr. E.R. (1) 8 120, 38. 

11* 
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römische Recht Fannte derartige Beſchränkungen, weldhe ihre Be: 
gründung theilg in der Wahrung des Öffentlichen Intereſſes, theils 
in der des Nachbarverhältnißes oder ſonſtiger Rechte Dritter 
hatten !. Biel weiter ging darin das ältere deutfche Recht, wel: 
ches ausgedehnte Beſchränkungen nit nur im Öffentlihen In- 
terefie * und für den Familienverband ® fondern auch für das 
Nachbarrecht“ ausgebildet hatte. Bon Einfluß hierauf waren 
namentlich die Bauordnungen °, welche ſchon im Mittelalter viel- 
fältig den ftäbtifchen Statuten einverleibt, für manche Verhältniße, 
welche nah römiſchem Recht der polizeilihen Regelung überlaſſen 
waren, civilrechtlih wirkende Anordnungen getroffen hatten. Biel: 
fältig wurden früher die auf Immobilien bezüglihen Belchrän- 
tungen unter den Gefichtspunft der Legalfervituten geftellt‘, was 
aber in diejer Ausdehnung nicht richtig if. Man muß vielmehr 
unterjcheiden: 

1. Die Beſchränkungen im öffentlichen Intereſſe. Diefe find 
abjolut in der Art, daß eine Befreiung weder durch Mebereintunft 


ı Bl. Dirdien, 8. f. ©. R.W. II. 405; Beder, die gejeglichen Eigen- 
thumsbeſchränkungen des römiſchen Rechts Jahrb. IV. 149; Ihering, zur 
Lehre von den Beſchränkungen des Eigenthums im Intereſſe des Nachbarn 
Jahrb. f. Dogm. VI. 81-130; Heſſe, Rechtsverhältniſſe zwiſchen Grundſtücks⸗ 
nachbarn (2) 1880. Ein Beiſpiel der erſten Art ſind die Vorſchriften über 
Beerdigung, der zweiten Art die über den Ueberfall von Früchten, der dritten 
Art über Abholen von Sachen. Die Beſtimmungen des römiſchen Rechts ſind 
indeß theils überhaupt nicht mehr anwendbar, theils iſt ihre Anwendung in 
andere Formen gekleidet. 

2 Vgl Mittermair, P.R. 8 166. 167; Beſeler, P.R. 8 93; Stobbe, P.R. 
8 84. Es gehört dahin die Beſchränkung der Theilbarkeit von Landgütern 
und die Beichräntung der Waldbenügung im Intereſſe der Forftwirthichaft. 

° Dahin gehören die Veräußerungsbejchräntungen und das daraus abge- 
leitete Naͤherrecht. 

* Qgl. Engelbrecht de jure vicinitatis 1744; Schröter, E. de jure 
vicinitatis 1748; Schelhaß, das Nachbarreht 1863; Hofmann, U. f. Pr. 
RW. I. 241 f.; Stobbe, P.R. 8 85. 86; Förſter Eccius 8 170. 

5 Bgl. unten 8 239, 1. 

° Baleke de difterentiis juris communis Lubecensis et Rostochiensis 
in materia luminum in Gesterding, Thesaurus 132; Prazad, Recht der Ent⸗ 
eignung 22, 10. Dieß ift die Stellung des C. c. Art. 649652 der Servi- 
tutes etabli par la loi unterjcheidet. Gegen dieſe Auffaſſung erflärt ſich 
neuerdings Aubry 8 194, 1. 
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no dur Erfigung erfolgen Tann, jondern eine Dispenfation 
von Seite der Berwaltungsbehörde vorausfekt”. 

2. Eigenthumsbejchränfungen die auf dem Nachbarrecht be: 
ruben, die fi dadurch unterfcheiden, daß fie eine Erweiterung 
des Eigenthumsrechts des Nahbargrundftüds enthalten, und daher 
duch Begründung einer davon befreienden Servitut befeitigt 
werden können ®. 

3. Gefetlihe Servituten. Dieſe unterfcheiden fih von den 
geſetzlichen Eigenthumsbeſchränkungen darin, daß ihre Entftehung 
und ihr Beftand davon abhängt, daß die fie veranlafjende bejon- 
dere Beichaffenheit des herrſchenden Grundftüds vorliegt °. 

Wie Shon nah römiſchem Recht !° kommen auch in unferem 
Recht Fälle vor, in weldhen dem Grundeigenthümer im öffentlichen 
Intereſſe gewiſſe Leiftungen auferlegt find ($ 235). Die Belchrän- 
tungen überhaupt aber können theils die pofitive (Veräußerung, 
Theilung, Gebrauch), theild die negative Seite des Eigenthums 
(Berbietungsrecht) betreffen. 


’ Mittermair, BR. $ 167 Nr. 2; Br. L.R. I. 8. 190; Förfter Eccius 
8 171, 5. 2 

° Mittermair, PR. 8 167 Nr, 2; Eichhorn, BR. 8 183; Befeler, BR. 
8 93, 1; Spfen, Eigenthumsbeſchränkungen Anz. 1857, 96; Lang, Saden- 
recht 8 86, 14; Erk. Berlin 9/1 1843 Sf. II. 139; Noftod 29/1 1872 Budde 
VIII. 49; Münden 18/7 1873 Sammlg. III. 131; Erf. Jena 1868 81. f. 
Thür. XV. 235; Erf. Wolfenbüttel 1 1857 8. f. Br. XXVL 195; 12/12 1876 
Sf. XXXIII. 202. Dieb ift geſetzlich ausgeſprochen Bayern Waffergefeb 28/5 
1852 Art. 37; Nürnberg Reform XXVIL 3. 1; Br. &.R. LI 8. 191. Spuren 
davon finden fi ſchon im römiſchen Recht Windſcheid 8 2114, 11. 

® Bol. unten 8 268 I; Beder, Eigenthumsbeſchränkungen 203. Inſoferne 
entjcheidet bei Legalfervituten die Priorität. Hat ber Eigenthümer eine Tenne, 
fo darf ihm der Nachbar den Luftzug nicht verbauen, dagegen hindert es einen 
Bau nit, daß dadurh der Nachbar für eine Tenne, die er jpäter bauen 
würde, keinen Zuftzug hätte. Gegen Beder erklären fih Windſcheid 8 169, 2 
und 14 und Brinz, Banbelten (2) $ 132, 24 die nur Eigenthumsbeichrän- 
tungen anerlennen wollen. Die unten folgende Darftellung ergibt in den 
neueren Rechten mehrere Fälle der gejeglichen Serpituten jo Entfernung von 
einem ®ebäude ded Nachbarn Pr. L.R. I. 8. 139. 140 unten 8 239, 18, 
dad jus prospectus coeli Pr. 2.R. I. 8. 142. 143 unten $ 283, 15 u. a. 
Die geſetzliche Servitut unterjcheidet fi von anderen Servituten nur burd) 
die Art der Begründung. 

10 Beder, Eigenthumsbeſchränkungen 199. 
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Abſchnitt 2. 
Derpflihtung zu Keiftungen. 
g 235. 


Schon im römiſchen Recht finden fich einzelne Fälle, in wel- 
hen der Eigenthümer eines Grundftüds zu Leiftungen theil3 im 
öffentlichen Snterefle !, theild auf Grund vertragsmäßiger Feſt- 
feßung ? verpflichtet war; dieſe Fälle find jedoch als Ausnahme 
anzufehen und laſſen ſich nicht auf ein einheitliches Princip zurüd- 
führen. Zahlreicher finden fih ſolche Verpflichtungen in den 
neueren Landesrechten namentlih dur die landwirthſchaftliche 
und Wafjergefebgebung ausgebildet. 

I. Bei dem durch neuere Geſetze geregelten Arrondirungs⸗ 
verfahren (Zujammenlegung, Confolidation, Separation) Tann, 
wenn die freiwillige Arrondirung nicht durchgeführt werden Tann, 
ein Zwangsverfahren eingeleitet werben, welches bie einzelnen 
Grundbefiger des betreffenden Bezirks verpflichtet, fi der nad 
den Beitimmungen bes Geſetzes durchzuführenden Grenzregulirung 
zu unterwerfen ®. j 


1 Beder, Eigenthumsbeſchränkungen Jahrb. V. 199. Es gehört dahin 
bie Verpflihtung zur Wegeausbeſſerung und zur Wiederherftellung verfallener 
Gebäude. 

2 €3 gehört dahin die servitus oneris ferendi, mit welcher die Ber- 
pflichtung zur Unterhaltung des dienenden Gebäudes verbunden ift Windſcheid 
$ 201, 3; 8 21la, 3; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 168, 48. 

° Es find folgende Arrondirungsgeſetze zu vergleihen: Preußen Gef. 
2/4 1872; Dernburg, B. PR. IL $S 212; Schlesmwigholftein Gef. 17/8 
1876 377; Hannover Gef. 30/6 1842; 22/8 1847; 12/10 1853; &/11 1856 
Grefe, BR. IL. 8 94; Hofmann, über 8 11 des Gef. 30/6 1842 Hann. Mag. 
VI 184; Rurbejjen Gej. 28/8 1834; 18/5 1867 716 Platner, Sadenredt 
8 33; Nafjau Gef. 5/4 1869 Wißmann, Conſolidationsbuch Berlin 1874; 
Bertram, B.R. 5 488-495; Bayern Gef. 10/11 1861 Roth, Bayı. ER. 
(1) 8 122; Sachſen Gef, 23/7 1861; Baden Gef. 5/5 1856; 8. 18/10 1869; 
Darmftadt Geſ. 24/12 1857; 18/8 1871; Medlenburg-Shwerin 8. 
15/1 1873; Weimar Gel. 5/5 1869; 16/1 1872; Oldenburg Ge. 27/4 
1858; Meiningen Gef. 29/5 1855 und 12/6 1865; 18/3 1872; 22/11 1874; 
Altenburg Gef. 20/4 1857; Gotha Gel. 5/11 1853 und 27/6 1856; 25/6 
1859; Coburg Geſ. 23/6 1863; Rudolftadt Geſ. 7/1 1856; Sonder! 
haufen 2/5 1854; 6/1 1855; 14/7 1857; 4/12 1875; Reuß j. 2. 8/10 1860; 
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II. Nach den neueren Waſſergeſetzen haben die Eigenthümer 
ber Privatflüſſe die Verpflichtung, die ihnen daran zuſtehenden 
Theile in der Art in Stand zu halten, daß dem Waſſerablauf 
fein Hinderniß im Wege ſteht“. 

III. Nah neueren Waffergefegen können unter beftimmten 
Borausfegungen die Grundeigenthümer eines Diſtrikts durch Die 
Mebrbeit der Betheiligten zur Theilnahme an den für die Boden: 
fultur erforderlichen oder erſprießlichen Bewäſſerungsanlagen ge- 
nötbigt werben °. 

IV. Nah neueren Waſſergeſetzen haben die betheiligten Eigen: 
thümer von Brivatgewäflern die Verpflichtung zu Uferſchutzbauten ®. 

V. Einzelne Landesrechte laſſen gegen den Befiker ſchadhafter 
Bauwerke direften Zwang auf Wiederherftellung zu ”. 

VL Nach Preußiſchem Landrecht hat der Eigenthümer einer 
Scheidung die Unterhaltungspflicht ®. 

VI. Nach mehreren Landesrechten haben die Anlieger von 
Landſtraßen die Verpflichtung der Baumpflanzung ?. 

VII. Nah Preußiſchem Recht können die Gemeinden durch 
Ortsſtatut beftimmen, daß bei Anlegung einer neuen oder Ber: 


Defterreich Gel. 6/12 1869 89 und 7/6 1883 Randa, Eigenthumsrecht 
86, Ar. 8. 

* Hörfter Eccius 8 170, 15; Dernburg, P. BR. I. $ 217 Nr. 2; Roth, 
Bayr. E.R. (1) 8 291, 43; das Nähere im Waſſerrecht. 

5 Dernburg, B. PR. I. $ 258 Nr. 4; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 293; 
Randa, E. 8 6 Nr. 6; dad Nähere im Waſſerrecht. 

® Dernburg, P. PR. I. 8 217 Nr. 1; Roth, Bayr. ER. (1) 8 292; 
da3 Nähere im Waſſerrecht. 

" Dieß ift ſchon 1. 46 pr. D. 89. 2 angeordnet, wird aber nur als bau- 
polizeilide Vorſchriſt aufgefaßt Heſſe, Nechtsverhältnifie (2) 8 123, 69; Beder, 
Eigenthumsbeichräntungen Jahrbuch V. 200. In den deutichen Landesrechten 
ift die Verpflichtung zur Wiederherftellung vielfältig ausgeſprochen jo Ulm 
BD. V. 1; Memmingen 8.D. IX. 1; Regensburg W.G.D, IX. 1; Mainz 
BD. VII. 10; Bayr. 2.R. IV. 16. 10 Nr. 4. 6; Roth, Bayr. ER. (1) 8 
125, 7; Pr. ER. I. 8. 37—59; Förfter Eccius 8 171, 10; Demburg, P. 
PR. I. 8 219; Lübel Bauordnung 23/5 1881 8 17; Oeſterreich Patent 1/7 
1784 Randa E. 8 6, 3, 

s Br. L.R. L 8. 152. 153; Förfter Eccius 8 170, 42; Kayſer, das Preuſ⸗ 
fiide Baunreht Gruchot XIX. 705; Er. R.G. 13/5 1880 Entſch. II. 60. 

° Lang, Sachenrecht $ 20, 7; Platner, Sachenrecht 8 12; das Nähere 
in der Lehre vom Straßenregal.' 
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längerung einer ſchon beftehenden Straße der Unternehmer oder 
die Adjacenten die erfte Einrichtung der Straße berftellen und 
dieſelbe zeitweife (höchſtens fünf Jahre) unterhalten 1°. 


Abſchnitt 3. 
Befchränfung des Derfügungsredits. 


8 236. 
I. Befdränkmg der Veräußerung '. 


In der Regel ift mit dem Eigenthum auch die Befugniß der 
Veräußerung gegeben; bieje kann jedoch durch Geſetz, richterliche 
Verfügung oder Vertrag bejchränft fein. 

L Gefeglihe Veräußerungsverbote?. Die Ber: 
äußerung ber mit einem geſetzlichen Veräußerungsverbot belegten 
Sachen ift nichtig ?; der Veräußerer Tann jedoch auf die Nichtig- 
feit der Veräußerung fi nur berufen, folange die VBorausfegungen 
berfelben beſtehen“. Die gejeglihen Veräußerungsverbote find 
entweder abjolut, jo daß durch fie jede Veräußerung ausgefchloffen 


1° Sei, 2/7 1875 8 15. Das Gleiche gilt in Defterreih nur nad ein- 
zelnen Bauordnungen Randa, E. 8 6 Nr. 5. 

ı Laud, 8. f. C.R.Pr. V. 1, Schröder, F. Lehre von ben geſetzlichen 
Beräußerungdverboten 1875; Bagenftecher, Eigentyum I. $ 8-11; Schmid 
Handbuch 8 4; Windſcheid 8 172; Vangerow $ 299; Brinz, Pandekten (2: 
8 134; Dernburg, B. PR. I. 8 80, Roth, Bayr. ER. (1) 8 128; Lang, 
Sachenrecht 8 18; Schmidt, Borlefungen $ 51; Randa, Eigenthumsrecht 8 8. 

2 &3 werden Hier nur die auf der Beichaffenheit der Sache beruhenden 
Beräußerungsverbote aufgeführt, nicht diejenigen, welche die VBeräußerungs- 
befugniß einzelner Berfonen bejchränten, wie des Vormunds für die Immo⸗ 
bilien des Mündels, des Hausvaters Hinfichtlih der regelmäßigen Adventitien 
der Hauskinder, des Ehemannes hinſichtlich des Ehevermögens, der Verwalter 
bezüglich der Immobilien von Kirchen und milden Stiftungen. 

ↄ 1. 16 Cod. 15. 71; 1. 1 Cod. 10. 33; Vangerow 8 299 Anm. Nr. 1; 
Pr. ER. J. 4 15; Sadfen 8.8.8. $ 223. Daß der Beräußerer felbft auf 
bie Nichtigkeit der Veräußerung fich berufen könne, wird jet allgemein an⸗ 
genommen Windicheid $ 1728, 2. 

“142 D. 41. 3; Windſcheid 8 1728, 8. 
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ift oder relativ, jo daß die Möglichkeit der Veräußerung von der 
Buftimmung beftimmter Intereſſenten abhängt ®. 

1. Abfolute Veräußerungsverbote. Als folche gehören dem 
jet geltenden Recht ® folgende an: 

a. Gemeinrehtlih können Dotalgrundftüde bis zur Rückgabe 
der Dos an die Ehefrau auch nicht mit Einwilligung der letzteren 
veräußert werden’. Abweichend davon geftatten mehrere Lan- 
desrechte die Veräußerung mit Einwilligung der Frau®; das 
gleiche gilt nach Oeſterreichiſchem Recht’. Nach franzöſiſchem Recht 
ift die Veräußerung von Dotalgrundftüden nur in beftimmten 
Ausnahmsfällen zuläßig '®. 

b. Verkauf von Früchten auf dem Halm!!. Gemeinrechtlich 
ift der Verkauf von Früchten auf dem Halm injofern beichräntt, 
als er nur zu dem Preis geftattet ift, den die Früchte zur Zeit 
des Contrakts oder 14 Tage nah der Ernte haben ’?. In ein: 
zelnen Lanbesrechten ift dieß zu einem abfoluten Verbot des Ver⸗ 


8 Segen die Geltendmachung eines relativen Veräußerungsverbotes ift bie 
actio negatoria gegeben Erf. Lübed 3/4 1875 Sf. XXXII. 304. 

s Die Beräußerungdverbote von Häufern zum Abbruch Schröder, Ber- 
änßerungsverbote 65, von Eolonen ohne den Boden Schröder 69, von Eu» 
nuchen Schröber 70 und Grundftüden und SHaven ber Eurialen Schröder 
70 find außer Hebung. Neuerdings ift durh D. C. Pr.O. 8 236 das in ein- 
zelnen Rechtögebieten noch erhaltene Verbot der Veräußerung litigiöfer Sachen 
allgemein bejeitigt vgl. über dieſes Windſcheid $ 125; Schröder, Veräuße⸗ 
rungsverbote 45. 84; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 123, 7.8. Auch in dem Defter- 
reichiichen Recht ift dieſes Beräußerungsverbot nicht anerfannt Unger, D. BR. 
8 128, 24; Ruanda, E. 8 8, 15. 

? Bol. oben $ 98, 8—11. Eine Ausnahme ift nur begründet, wenn der 
Rückfall der Dos an die Frau vertragsmäßig ausgeſchloſſen ift oben 8 98, 8. 

s Bol. oben 8 98, 13. 

® Bgl. oben $ 98, 18. 

10 Bol. oben 8 98, 14. 

ıı Bol. Mebling, über das Verbot des Kaufs der Früchte auf dem Halm 
Dt. f. Thür. XI. 237; Mittermair, PR. 8 281, 15 Maurenbrecher, D. BR. 
& 383; Stobbe, D. PR. $ 184, 3; Eurtins, BR. IV. 8 1365; Roth, Bayr. 
C.R. (1) 8 128, 6. 

NPD. 1548 Tit. 10; 1577 Tit. 19. Es ift dieß auf den Fall be- 
ſchränkt, daß der Verkäufer fich in Roth befindet und den Kaufpreis fofort 
bezahlt erhält; Erf. Wolfenbüttel 27,6 1848 Sf. XIV. 24. In diefer Form 
findet fih das Berbot in mehrere Landesrechte aufgenommen Sachſen L.O. 
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kaufs der Früchte auf dem Halm ausgedehnt !?; in mehreren ift 
dasjelbe ganz bejeitigt '*. 

2. Relative Beräußerungsverbote. Als ſolche finden fid 
folgende: 

a. Gemeinrechtlich 15 beiteht ein Beräußerungsverbot hinficht- 
li der lucra nuptialia für ben Überlebenden Ehegatten infoferne, 
als den Kindern der erften Ehe ein Vindikationsrecht auch hinſicht⸗ 
lich derjenigen Gegenftänbe zufteht, melde der überlebende Ehe: 
gatte vor Eingehung der zweiten Ehe veräußert hat !®. 

b. Gemeinrechtlich““ ift der unſchuldige Ehegatte in der Ver⸗ 
äußerung der zur Eheſcheidungsſtrafe gehörigen Sachen infoferne 
beſchränkt, als er fie bei befindeter Ehe bei feinem Tod den 
Kindern diefer Ehe binterlaffen muß 18. 

c. Gemeinrechtlich 2° und nah Preußifchem 2° und Sächſi⸗ 


1556 c. 41; Gotha S.O. II. 4. 21; Altenburg 2.D. II. 4. 21; Kurtrier L.R. 
XV. 8. 

is Audolftadbt V. 3017 1817; Meiningen ®. 1217 1771; Gh. Heflen Po- 
lizeiſtrafgeſetzbuch 30110 1855 Wrt. 380 R. O.H.G. 115 1872 Entſch. V. 108. 
Der gleiche Grundſatz gilt nach Franzoſiſchem Recht Gef. vom 6 und 23 mes- 
sidor An, III. Aubry 8 851, 35. In der Mehrzahl ber Lanbesrechte war 
der Berfauf auf dem Halm abjolut verboten fo Pr. L.R. II. 7. 12; Hildes- 
heim 8. 207 1797; Bayr. L.R. IV. 4. 4 und 8. 1811 1817; Kurſachſen ge- 
nerale 25/6 1817 Curtius, Handbuch 8 19365 Nr. 8, 

14 Breußen 8. 9111 1843 G. S. 347; Hannover Gef. 1112 1849 Abth. 1. 
195; Bayern L.T. Abſchied 1812 1871 8 20 Roth, Bayr. ER. (1) 8 123,6; 
Württemberg Polizeiftrafgefeg 2110 1839 Art. 77. In Naſſau ift die Be- 
ſchränkung außer Uebung Bertram, BR. 8 947. In Sachſen ift fie in das 
B.G.B. nicht aufgenommen Schmidt, VBorlefungen 8 116. 

15 Bol. oben 8 150 I. 

** Nov. 2 o. 2; Nov. 22 c. 26 pr.: Schröber, Beräußerungsverbot 138, 32. 

"7 Bol. oben $ 149, 8. Die neueren Landesrechte kennen dieſe Bejchrän- 
fung nicht. 

is Aus 1.8 8 7 Cod. 5. 17 fchließt Schröder, Veräußerungsverbote 145 
mit Recht, daß der unfchuldige Ehegatte die Eheicheibungsftrafe zu Eigenthum 
erhält, und nur verpflichtet ift, fie bei feinem Tod den Kindern diefer Ehe 
zu binterlafien. Darnach iſt die oben 8 149, 8 wiebergegebene Meinung, daß 
ber überlebende Ehegatte bie Ehefcheibungsftrafe nur zu Nießbrauch erhalte, 
zu berichtigen. 

Bol. Schröder, Veräußerungsverbote 73; Windſcheid 8 648 Nr. 4; 
Roth, Bahr. C.R. 8 315, 33 f. 

2 Förſter Eccius 8 275, 11 f. 
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ſchem Recht *! ift bei einem Erbichaftsvermäcdtnig der Vorerbe in 
der Beräußerung ber Erbſchaftsſachen beſchränkt ?*, 

d. Beftandtheile von Lehen ??, Famtlienfiveicommiffen **, Erb: 
gütern ?°, Stammgütern?® und landwirthſchaftlichen Erbgütern ?7 
fönnen nur mit Einwilligung der bei den einzelnen Güterarten 
als berechtigt erjcheinenden Intereſſenten veräußert werben. 

I. Das rihterlihe Beräußerungsverbot. Diefes 
Tann fi) auf einzelne Sachen ?° oder das ganze Vermögen einer 
Perſon beziehen ?°. Gemeinrechtlich ift die gegen ein richterliches 
Beräußerungsverbot unternommene Veräußerung nichtig °°. Nach 
dem Recht des Sächſiſchen B.G.B. tritt Nichtigkeit ein, wenn bad 
Berbot unter Androhung der Nichtigkeit erlaffen ift!!. Nach 
Preußiſchem Recht ift die gegen ein richterliches Veräußerungs⸗ 
verbot unternommene Veräußerung nur für denjenigen nicht ver- 
bindlih, zu deffen Gunften es erlaflen ifl??. 

II. Das auf Brivatwillen berubende Veräu— 
Berungäverbot. 


2! Sachſen 8.6.8. 8 2517. 

22 Das Nähere wird unten im Erbrecht gegeben werben. Nach Defter- 
reichiſchem Recht Hat ber Borerbe die Stellung bes Uſufruktuars A. B.G. B. 
8 613; Unger, ER. 8 48. Das franzöfiihe Recht läßt das Erbſchaftsver⸗ 
mächtniß nur in beichränfter Weile zu, und hat biefes eigenthümlich geregelt 
Zachariä 8 696. 

22 Stobbe, BR. 8 124. 

 Stobbe, PR. 8 140; Randa, Eigenthumsrecht 8 8, 17. 

20 Es find darunter nur ſolche zu verftehen, bezüglich beren den Berech⸗ 
tigten bei unconjentirter Veräußerung ein Revokationsrecht zufteht Mittermair, 
BR. F 157, 29, nicht ſolche, bei welchen ben Erben nur ein Netraltrecht ge- 
geben ift. Dad Recht der Erbgüter im erfteren Sinne hat fih nur ganz ver- 
einzelt erhalten. 

se Stobbe, PR. 8 197 II. 

27 Diefe finden fih nur in einzelnen Landesrechten vgl. Roth, Bayr. 
E.R. (1) 8 237. 

9 C.P.O. 8 817. 

” ». RD. 8 98. 

71,12 D. 41. 3; .7 8 5 D. 41. 4; Windſcheid 8 1728, 4; Lang, Sa- 
chenrecht 8 18, 7. 8; Erf. Stuttgart 2415 1873 Sf. XXIX. 92; A. M. Brinz, 
Pandekten (2) 8 134, 28. 

s Sachſen 8.8.8. 8 223. 

3 Dieß ift der Standpunkt des Breußiichen Rechts Achilles Gef. 125, b 
und bes Oeſterreichiſchen Recht Randa, E. 8 8, 29. 
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1. Das vertragsmäßige Veräußerungdverbot hat gemeinrecht⸗ 
lich ®® und nad Sächſiſchem'“ und Oeſterreichiſchem ?5 und Fran- 
zöſiſchem Recht?“ die Wirkung der Nichtigkeit der vorgenommenen 
Veräußerung nur wenn es dem Hauptgefhäft als Rejolutivbe- 
dingung beigejeßt ift, außerdem begründet es nur eine Entſchädi⸗ 
gungsflage gegen den YZumwiderhandelnden ®’, und es Tann in 
diefem Fall demfelben auch nicht duch Eintragung im Grundbuch 
dinglihe Wirkſamkeit gegeben werden °®, was aud gegen die bis- 


ss],61 D. 2. 14; . 75 D. 18.1; 1.1385 8 38 D. 45. 1; Windſcheid 
8 1728, 8; Brinz 8 134, 13; Randa, E. 8 8, 45; Ertl. Münden 18 1867 
31. XXXIII. 298; 2813 1877 Sf. XXXIII. 201. Das legtere Erkenntniß 
ſpricht dieß auch für das Bapyrifche Landrecht aus und desavouirt die von 
Kreittmayr, Anm. 4d zu ER. IL. 2. 6 ausgeiprochene entgegengejegte An- 
fiht. Das Gleiche wird für das Württembergifche Recht angenommen Lang, 
GR. 8 18, II. 4. 

34 Sachſen 8.8.8. $ 223: „Beräußerungen .. . gegen ein in einem Ber: 
trag mit der Wirkung einer auflöfenden Bedingung feftgefegte® Verbot find 
nichtig.” Nah 8 224 Hat dieß gegen Dritte nur Wirkung, wenn das Verbot 
in das Grundbuch eingetragen ift. 

> Randa, Eigenthumsrecht $ 8, 45. 

6 gZachariä 8 176, 13. 

27 Auf Grund der Beitimmung in 1.78 2 D. 20. 5 nach der Lesart 
der Florentiniichen Handſchrift: nullam esse venditionem ut pactioni stetur 
wird von manden angenommen, daß ausnahnıöweije die mit dem Hypothek⸗ 
gläubiger getroffene Vereinbarung ein Veräußerungsverbot mit binglicher Wir: 
fung erzeuge Glüd, Eommentar XVI. 50; Vangerow 8 209, Ab; Sintenig, 
C.R. 8 98, 16; Dernburg, PER. IL 8 81; Randa, Eigenthumsrecht 8 8, 45. 
Dagegen wird von anderen auf Grund theild anderer Lesarten, theil® von 
Emendationen der Beftand diefer Ausnahme beftritten Schmid, Handbuch $ 4, 
22; Arndts 8 132, 5; Bring, Bandelten (2) 8 134, 10; Windſcheid 8 172 u, 
8. Unter den Landesrechten des gemeinrechtlichen Nechtögebiet3 hat nur Darm- 
ftabt Geſ. 159 1858 Art. 12 die dingliche Wirkung des mit dem Hypothel⸗ 
gläubiger vereinbarten Veräußerungsverbotes ausgeſprochen Müller, PER. 
8 68, 2, während Weimar Pf.G. $ 120, und Aubolftadt H.D. 5 30 einem 
folhen Vertrag jede Wirkung verfagen. Nah Sachſen H.G. 1843 8 73 Hat 
ein folcher Vertrag, wenn er in das Hypothekenbuch eingetragen ift nur bie 
Wirkung, daß ber Gläubiger von der gleichwohl geichehenen Veräußerung 
durch die Hypothefenbehörde zu benachrichtigen iſt. Diele Beſtimmung ift in 
Sadjfen 8.8.8. $ 224, Altenburg H.O. 8 75, Reuß &. 8. 9.0.8 72 und 
Reuß j. 2. H.O. 8 74 übergegangen. 

8° Ausdrücklich fprechen dieß die Note 37 aufgeführten H.D. mit Aus- 
nahme des Darmftäbtifchen Rechtes aus. Die anderen H.D. haben Teine darauf 
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berige Praxis für das Oeſterreichiſche Recht anzunehmen ift’?. 
Nah Preußischen Landredt kann der Eigenthümer durch Privat: 
verfügung eine ihm gehörende Sade dem Verkehr entziehen, und 
eine ſolche Verfügung hat Wirkung gegen Dritte, wenn fie biejen 
befannt geworden oder in bad Hypothekenbuch eingetragen ift *°. 

2. Zebtwilliges Veräußerungsverbot. Gemeinrechtlich * und 
nah Sächſiſchem“? und Franzöſiſchem Recht *? ift das teftamen- 
tariihe VBeräußerungsverbot, joweit es nur den Erben auferlegt 
iſt, wirkungslos. Nach Preußiſchem Recht wird das ohne weitere 
Deftimmung ausgefprochene teftamentarifhe Veräußerungsverbot 
dabin ausgelegt, daß die Sache bei der Familie des Erblafiers 
bleiben folle *t. Nach Defterreihifhem Recht Tann ein legtmwilliges 
Beräußerungsverbot gültig jedenfalls in Verbindung mit einer 


bezägliche Beftimmung, jo daß nach diefer die Eintragung eines gewillkürten 
Beräußerungdverbotes, foweit es nicht mit einer Refolutivbedingung verbunden 
ift, nicht als zuläßig erſcheint. Nur das Preußiſche Recht macht in diejer 
Beziehung eine Ausnahme unten Note 40, 

* Erner, HR. 8 25, 15 und 8 60, 10 ſpricht fi für die unbeſchränkte 
Zuläßigkeit der Eintragung eines vertraggmäßigen Veräußerungsverbotes in 
da3 Grundbuch aus, und die Praxis hat diefelbe bisher unbeanftandet zu- 
gelafien. Dagegen erflärt ſich Randa, Eigenthumsrecht 8 8, 47 f., der dieß 
nur dann für zuläßig hält, wenn baffelbe in Form einer Nefolutivbedingung 
beigefügt oder wenn zugleich einer dritten Perjon ein bedingtes oder betagtes 
Eigenthumsrecht eingeräumt wird. 

“° Br. 28. 1. 4 14—19. Nah Preußiihem Recht ift es nicht unbe- 
ftritten, ob einem vertragsmäßigen Veräußerungdverbot durch Eintragung in 
da3 Grundbuch dinglide Wirkung beigelegt werden könne. Dafür erklären 
fih Heidenfeld, Smmobiliarfachenrecht 109; Dernburg, B. PR. J. S 80,4 und 
Förfter Eccius 8 194, 24. Dagegen Yörfter, P. PR. $ 194, 24. 

»Nur wenn ed zu Gunften eines Dritten erlaflen ift, an welchen bie 
Sade fallen joll, ift es gültig Windfcheid 8 678 Nr. 3; Erf. Dresden 1819 
1849 6f. III. 302. U. WM. Fitting, 9. f. C.P. LI. 270 und Brinz, Pan⸗ 
beiten (2) 8 134, 15, welche das Veräußerungsverbot auch ohne diefe Bor- 
ausfegung für wirkſam Halten, wenn ihm eine causa beigefügt ſei ſ. dagegen 
Windſcheid $ 1728, 5. 

42 Sachſen B.G.B. $ 223: Veräußerungen gegen ein .. in einem lebten 
Willen zu Gunſten eines Dritten vom Eigenthümer angeorbnetes .. Verbot 
find nichtig... 

+ Das Beräußerungsverbot kann giltig nur erlaffen werden zur Siche⸗ 
rung eine dem Zeftator vorbehaltenen Rechtes oder einer erlaubten Begün- 
fligung eines Dritten Aubry $ 692, 33. 34; Badariü 8 692, 9. 

BR. L 12. 535. 536, Förfter Eccius 8 254, 33, 
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fibeicommifjarifhen Subftitution verfügt werben +; ob aud ohne 
eine ſolche ift beftritten *®. 


8 237. 
II. geſchrãnkung der Chellnng. 


Dem Eigenthümer fteht die Befugniß der Theilung theilbarer 
Saden zu. Ausnahmsweije Tann bie Theilung beſchränkt fein: 
1. Durch geſetzliches Verbot. Nach älterem Recht bildete bei 
einzelnen Güterarten das Verbot der Theilung die Regel, bie 
PBarcellirung war von Genehmigung der Abminiftrativbehörben 
abhängig und nur bis zu einem beftimmten Minimalſatz geftattet ?. 
In den meiften Rechtögebieten find diefe Beſchränkungen befeitigt ®, 
und nur vereinzelt find fie erhalten *. 
2. Bei Miteigenthbum ift der Anſpruch auf Theilung dann 
ausgeſchloſſen, wenn die Fortdauer der Gemeinfhaft der gemein- 
ſchaftlichen Beſtandtheile ſich für den Gebrauch der eigenthümlichen 


+5 Defterreih A.B.G.B. 8 610; Randa, Eigenthumsrecht $ 8, 33. 

6 Dafür erflärt fi) Exner, H.R. 8 25, 15; 8 60, 10. Dagegen Ranba, 
Eigenthumsreht 8 8, 37—A. 

1 Weber die Theilbarkeit der Sachen vgl. oben 8 77. Beichränft ift bie 
Theilung bei Hänfern, bei welchen gemeinrechtlich und nach den meiften Lan- 
deörechten nur vertitale Theilung zuläffig ift. Vgl. oben 8 288, 9. 

? Bgl. Mittermoier, BR. 8 493; Beleler, BR. 8 186; Stobbe, PR. 
8 84. II. 

s Breußen V.U. 31/1 1850 Art. 42; Förfter Eccius 8 171, 28. 24; 
Hannover Gef. über GErb.Weſen 285 1873 8 8; Schleswigholftein 
Gel. über Grb.Weſen 2715 1873 8 29; Kurhefjen Platner, S.R.89; Gel. 
1315 1867 Aufhebung des Güterjchlufles in Fulda; Naſſau Gef. 2817 1837 
Theilung von Smmobilien Bertram, BR. 8 193; Bayern Geſ. 119 1825 
8 3 Roth, Bayı. C.R. (1) 8 124; Sachſen Bei. 30111 1843 Schmidt, Bor- 
lefungen 8 60 A; Gef. 18111 1843 Berfahren bei Grundftüdstheilungen ; 
Württemberg Geſ. 617 1812 Wächter, W. PR. I. 849, Baden Gel. 614 
1854; Darmftadt Gef. 188 1871 Urt. 39; Oldenburg Gel. 244 1873; 
Weimar Gef. 419 1844; 817 1857; Meiningen Gef. 917 1867; Alten 
burg Gef. 914 1859; Gotha Gel. 148 1873; Coburg Geſ. 37 1869; 
Anhalt Gef. All 1875 8 3; Rudolſtadt Ge. 2118 1873; Reuß U. 2. 
Sei. 2012 1875; Reuß F. L. Gef. 2112 1871. 

* Rippe-Detmold Gef. 2313 186483; Schaumburg Gef. 1144 1870; Weimar 
Gef. 1411 1860 Abtretung von Zubehörungen gebundener Güter; Ill 1865. 
Xheilbarkeit zufammengelegter Grunbftüde; Sondershauſen Geſ. 1617 1857. 
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Grundſtücke der Theilhaber als nothwendig berausftellt®. Es 
liegt dieß vor bei gemeinihaftlihen Eingängen und Hofräumen 
zweier Häufer®, bei gemeinfchaftlihen Schwellen ?, bei dem Her: 
bergsrecht für die gemeinihaftlihen Theile des Haufes®, nad 
Preugiihem Landrecht bei gemeinfhaftliden Winkeln ®. 

3. Nah einzelnen Rechten ift der Eigenthümer in ber Thei- 
lung des Hypothekenobjekts beſchränkt ?°. 

4. Mehrere Rechte machen die Theilung gemeinschaftlicher 
Privatwaldungen von der Zuftimmung der Forftbehörbe abhängig "". 


IIL Beſchränkung des Gebrauchs. 


g 238. 
1. Bei Grundfläden. 


Der Grundfag, daß der Eigenthümer fein Grundſtück belie- 
big gebrauden könne, erleidet bei Grundflächen folgende Aus— 
nahmen !: 

I. Berpflidtung bei Shadendrohenden Veranſtal— 
tungen?. Gemeinrechtlich kann der Grundeigenthümer, deſſen Ei- 


® Erf. Stuttgart 42 1862 Sf. XV. 126; Wubry 8 221 ter. gl. oben 
g 232, 80. 

°c1.1981 D. 10. 3; Erk. Darmftadt 20110 1865 ©f. XXI. 138; 
Stuttgart 42 1862 Sf.XV. 126. 

? Erf. Darmftadt 20110 1865 Sf. XXII. 138. 

8 Bgl. oben 8 238, 19. 

° Förfter Eccius 8 170, 18. 

1° Bol. unten $ 309. 

11 Breußen Gef. über gemeinfchaftliche Holzungen 1413 1881; Bayern 
Forſtgeſetz 2815 1852 Art. 20 Roth, Bayr. ER. (1) 8 124, 5; Meiningen 
Gel. 917 1854 Urt. 4; Coburg Gef. 317 1869 Urt. 2. 

ı Die in dem Waſſerrecht und Bergrecht begründeten Beſchränkungen 
werden in den betreffenden Abfchnitten vorgetragen. 

2 Der Cautio damni infeeti wird von Becker, Eigenthumsbeſchränkungen 
172 die Eigenjchaft als Eigenthumsbeſchränkung abgeiproden; ſ. dagegen 
Windſcheid 8 169, 16. Als Eigenthumsbeſchränkung fallen fie auf Pagen- 
ftecher, Eigentum J. 104, Arndts 8 131 Anm. Nr. 9; Ext. Celle 1412 1879 
©f. XXXV. 287. Mir fcheint für das gemeine Recht dieſer Gefichtspuntt 
deßhalb gerechtfertigt, weil dadurch indirekt ein Verbot gegeben ift, Veran⸗ 
ftaltungen auf dem eigenen Grundſtück in der Art einzurichten, daß jie dem 
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genthum in $olge der fehlerhaften Beichaffenheit des Nachbargrund⸗ 
ſtücks oder in Folge von nicht eine Immiſſion bewirkenden Handlun- 
gen, die der Nachbar auf feinem Grundftüd vornimmt, beſchädigt 
wird, nicht einen direkten Erfaganiprud, ſondern nur ein Retentiong- 
recht an den in jein Eigentum gefallenen Sachen geltend ma- 
hen’. Ein Erſatzanſpruch fteht ihm nur zu, infofern ihm von 
dem Eigenthümer des betreffenden Grundſtücks Sicherheit für 
Erjat des Tünftigen Schadens geleiftet ift (cautio damni in- 
fecti) +. Die gemeinrechtlihe Geltung, die früher vielfältig be- 
zweifelt wurde, ift jegt allgemein anerkannt ®. Vorausſetzung ift, 
daß aus dem Grundftüd® des Bellagten für den Kläger ein 
Schaden drohe, deſſen Erſatz mit einem andern Rechtsmittel nicht 
verfolgt werden fann ’. Der Schaden, für deflen Erſatz Sicher: 


Nachbarn zum Schaden gereichen können. Die Entwidlung diejes Inſtituts 
in den neueren Landesrechten hat den Standpunkt der Eigenthumsbeſchrän⸗ 
fung noch beftimmter ausgebildet. 

s Burkhard, Caution I—31; Windſcheid $ 458, 4. Die Geltendmachung 
bes Erſatzanſpruchs ift davon abhängig, daß die Eaution geleiftet ift Erf. 
Stuttgart 3111 1862 Sf. XVII. 51; Münden 211 1874 Sf. XXXI. 334; 
Lübel 239 1873 ©f. XXXII. 247; Berlin 153 1877 Sf. XXXIll. 30 
(Hefien); Wiesbaden 1863 Nafi. U. IV. 328; Heſſe, Rechtöverhältnifie 8 18, 
159; Windſcheid 8 458, 2. 

* Burkhard, die cautio damni infecti 1875; Heſſe, Rechtsverhältniße der 
Grundftüdsnachbarn (2) $ 1—27; Windſcheid 8 458 460; Roth, Bayr. ER. 
(1) $ 125 Nr. 1; Lang, Sachenrecht $ 67; Bertram, P.R. 8 209; Blatner, 
Sachenrecht $ 11 Nro. 8; Eurtius, E.R. $ 1214—1217. Die cautio damni 
infecti ift auch dinglich Berechtigten, die nicht Eigenthümer find, und gegen 
andere Berechtigte als die Eigenthümer gegeben. Hier wirb fie nur in Be- 
tracht gezogen, infoferne fie unter Grundſtücksnachbarn ftatt hat. Eine aus- 
führliche Darftellung des Rechtsmittels wird unten im Obligationenrecht folgen. 

5 Burkhard, Caution 630 - 640; Erk. Stuttgart 3111 1861 Sf. XVII. 51; 
Berlin 82 1875 Sf. XXXI. 144 (Naffau); Jena 616 1862 Sf. XXI. 11; 
Wiesbaden 1859 Naſſ. X. V. 237; Kurheſſen PBlatner 8 11, 21. Gejeglich 
anerkannt ift da Inſtitut in Bayr. L.R. IV. 16. 10 und Hohenlohe LR. II. 
22. 6 Roth, Bayr. ER. (1) 8 125. 

° Es beichräntt fich dieß auf Grundftüde und ift nicht analog anwendbar 
auf Flüffe Erf. Eelle 28111 1854 Sf. IX. 35 (Dampfſchiffahrt). 

? Der Anſpruch auf cautio damni infecti ift nur fubfidiär Burkhard, 
Caution 250. 269; Hefje, Rechtsverhältniße (2) 8 17; Windfcheib 8 459, 28; 
Erf. Berlin 1917 1870 F. M. 1. 99 (Ehrenbreitftein); Münden 42 1873 Sf. 
XXXII. 28, 
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beit geleiftet werden fol, kann darauf beruhen, daß durch fehler: 
bafte ® Beichaffenheit der Sache ? oder der darauf befindlichen An- 
lagen '? eine Beijhädigung des Nahbargrundftüds herbeigeführt 
wird !!. Ebenjo kann aber Sicherftellung verlangt werben, wenn 
jemand durch PVeranftaltungen auf einem Grundftäd'? eine Ein- 
wirkung auf die Subftanz '° des Nachbargrundſtücks ausübt, welche 
den Eigenthümer desfelben oder den fonft Berechtigten pofitiv zu 


s Dagegen kommt der Schaden, der in ber natürlichen Beichaffenheit der 
Sade jeinen Grund Hat, nicht in Betracht 1. 24 8 2 D. 39. 2, Windjcheid 
& 458, 6; Helle, Rechtsverhältniße (2) 8 9, 66. 

® Vitium loei l. 18 8 2; 1. 24 8 2 D. 39. 2. Daß die Caution aud 
bei Befchädigung durch die fehlerhafte Beichaffenheit eines Grundſtücks allein 
(locus), die durch gewöhnliche Sorgfalt und THätigkeit befeitigt werben könnte, 
gefordert werden könne, ift gegen die Meinung von Burkhard, Caution 147 f. 
von Hefle, Rechtsverhältniſſe (2) 3 9 überzeugend nachgewieſen. Anwendungs⸗ 
fälle find: drohendes Herabftürzen von Bäumen 1. 24 8 9 D. 39, 2; Fels 
ſtücken Heſſe, Rechtsverhältniſſe (2) 8 9, 70; eines Abhangs Erf. Stuttgart 
3111 1862 Sf. XVI. 51, 

10 Vitium aedium, operis 1. 24 $ 12 D. 39. 2. Anwendungsfälle find: 
Gefahrdrohende Bauwerke 1. 19 8 1 D. 39. 2; Erf. Stuttgart 3111 1862 Sf. 
XVIL 51; Berlin 29110 1878 F.M. IX. 96 (Naflau); Büngergruben 1. 17 
82D.8.5. Ser 

11 Burkhard, Caution 135 f.; Hefle, Rechtöverhältnifie (2) 8 8—10; 
Windſcheid $ 458,6. 7; Lang, Sachenrecht 8 67, 6. 7, 

12 &3 wird dabei eine Beranftaltung vorausgejegt, welche in ihren Wir- 
kungen die Eigenthbumdgrenze nicht überjchreitet, da in dem legteren Yall die 
actio negatoria gegeben ift oben 3 230, 54 Burkhard, Caution 249, 

13 Es muß eine fchäbigende Einwirkung auf dad Grundftäd ſelbſt ftatt- 
finden Burkhard, Caution 236, Erk. Münden 42 1873 Sf. XXIII. 28. Als 
Beilpiel wird angeführt: Bedrohung der Nachbarmauern durch Graben in den 
Untergrund 1. 24 $ 12 D. 39. 2; Windſcheid 8 169, 17; Schäffer, U. f. Pr. 
RW. II. 272—294;, Ertl. Wolfenbüttel 10:2 1871 Sf. XXV. 219; Münden 
2111 1874 Sf. XXXI. 334. Nicht genügend zur Begründung iſt dag Ent» 
gehen eines thatjächlihen Vortheils, 3. B. Verbauen des Lichts 1. 26 D. 39. 2; 
Ertl. Zena 29111 1878 Sf. XXXV. 273; Graben eines Brunnend, der dem 
Nachbar das Waſſer entzieht 1. 24 8 12 D. 39. 2; Erf. Dresden 2111 1864 
&f. XVII. 12; Wolfenbüttel 1217 1870 Sf. XXVI. 107; Windſcheid $ 460, 5; 
vgl. oben 8 230, 38. Ebenjowenig genügt e8, dab durch Beranftaltungen des 
Nachbars eine Beläftigung eintritt, 3. B. durch Erregung von Lärm Burl- 
hard, Kaution 234, 6 oder Betreiben eines die Nachbarn beläftigenden ©e- 
werbes Erf. Münden 42 1873 Sf. XXXIIL 28, 

Roth, Deutſches Privatregt. LIT. 12 
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beſchädigen droht **. Sind diefe Vorausfegungen vorhanden ', 
fo fann der vom Schaden Bedrohte 1° Sicherftellung verlangen '". 
Der Antrag wird im gewöhnlichen Proceßverfahren verhandelt '*. 
Die Zeitdauer, für welche Sicherheit zu leiften ift, wird richterlid 
feſtgeſetzt ?). Bon der Verpflichtung zur Sicherheitsleiftung kann 
fih der Beklagte durch Preisgeben des Grunditüds befreien ?°. 
Hat der Beflagte die Sicherheit geleiftet, jo kann der Bejchädigte, 
wenn der Schaden innerhalb der Zeit, für welche Sicherheit ge- 
leiftet wurbe, eingetreten ift, den Erſatz Elagmweife geltend machen “. 
Hat der Beklagte die Sicherheitzleiftung verweigert, jo jollte nad 
römiſchem Recht, wenn der Schaden auf der fehlerhaften Beichaf- 
fenheit der Sache beruhte (vitium aedium), die Immiſſion des 
Klägers in den Befit der Sache ftattfinden (missio ex primo et 
secundo decreto) ??, während bei Handlungen des Bellagten 
(vitium operis) obrigfeitliches Verbot eintrat *”. Das Miffions: 
verfahren ift indeffen nicht mehr in Uebung ?*, es wird vielmehr 


14 Burkhard, Kaution 235. Es ift nicht genügend, dab durch die Veran- 
ftaltungen des Nachbars das Eigenthum im Werth finkt Burkhard, Caution 
Erf. Celle 2914 1879 Sf. XXXV. 32. 

15 Es ift Sache des Richters zu entjcheiden, ob der Fall der Gefährdung 
bereit3 vorliege Erf. Berlin 19:11 1870 F. M. I. 98 (Holftein). 

10 Dieß ift der Eigenthümer de3 betreffenden Grundſtücks 1. 5 8 2 1. 20 
D. 39. 2, Diejem fteht der redliche Befißer gleih, was aber beftritten ift |. 
Windfcheid $ 459, 3; Helle, Rechtsverhältniße (2) 8 12; Burkhard, Caution 
306—319; ferner der Superficiar, Nießbrauder und Pfandgläubiger Wind- 
iheid $ 459, 4; Burkhard, Eaution 277 f. ja felbft gewiſſe obligatorifch Be- 
rechtigte Windſcheid 8 459, 5—7; Heſſe, Nechtsverhältniße (2) 8 11. 

17 Der Eigenthümer und redliche Befiger hat nur durch einfaches Ber- 
ſprechen Sicherheit zu leiften 1. 7 pr. D. 39. 2; Erk. Wiesbaden 1859 Nafl. 
U. V. 239. Wird der Anſpruch gegen einen andern als den Eigenthümer 
geltend gemacht, jo ift die Sicherheit durch Bürgichaft zu leiften 1.9 $ 4. 5 
D. 39. 2; Burkhard, Kaution 461; Windicheid $ 459, 14. 

18 Burkhard, Caution 662; Erf. Kübel 16/2 1873 Sf. XXXII. 228. 

ı 1. 28. 29. 37 D. 39. 2; Windſcheid $ 459, 18. 

271.178 11.9 pr. D. 39. 2; Windfcheid $ 458, 5. 

*1 Burkhard, Saution 516. 525; Heffe, Nechtsverhältnige (2) 5-21. Der 
Bellagte kann fich, wenn die Schadenserjagllage geftellt ift, nicht mehr durch 
Aufgeben feines Eigenthums befreien Burkhard, Caution 516, 22. 

22 gl. über dieſes Verfahren Burkhard, Caution 582—571; Heſſe, Rechts⸗ 
verhältniße (2) $ 22—24, Windicheid 8 459 Nr. 4. 

»3 Burkhard, Caution 523—531; Windicheid 8 460, 7. 

4 Die heutige Anwendbarkeit fucht ausführlich zu begründen Burkhard, 
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nah neuerem Recht die Caution durch richterlihen Ausſpruch als 
beftellt erachtet ?°. 

Dem gemeinen Recht ähnlich ift das Defterreihiiche Recht. 
Nach diefem kann der Beliter einer Sache oder eines binglichen 
Rechts, der nachweiſen Tann, daß ein bereit vorhandener frember 
Bau oder eine andere fremde Sache dem Einfturz nahe fei, ge: 
rihtlih auf Sicherftellung dringen ?®. Dagegen kennen das Preu- 
Bifhe, Sächſiſche und Franzöfiihe Recht die cautio damni infecti 
nicht, nach dieſem kann vielmehr der Eigenthümer für den durch 
Beranftaltungen auf feinem Grundftäd veranlaßten Schaben direkt 
verantwortlid gemacht werben 7. 


D. Berpflidtung binfihtlih des Waſſerlaufs. 


BSaution 641 f. Als dem geltenden Recht angehörend behandeln basjelbe 
Bangerow 8 678 Anm. Nr. VII, Windiheid 8 459 Nr. 4; Holzſchuher, 
Theorie 8 328 Nr. 4. Gegen die Anmendbarkeit erklären fich Reinhard, N. f. 
C.Pr. XXX. 247; Glüd, Comment. XVIIL. 266; Heſſe, Nechtöverhältniße (2) 
8 27. Gegen die Anwendbarkeit des Rechtsmittels fpricht, daß dasfelbe in 
größeren Nechtögebieten befeitigt if. Im Gebiet des fächfiichen Rechts war 
es nie recipirt |. den Nachweis bei Heſſe, Nechtöverhältniße (2) 8 27. 245. 
Sn Bayern ift ed durch Bayr. L.R. IV. 16, 10 Nr. 2 und G.O. 1753 V. 10 
Rr. 7 beſeitigt. Ein Fall der Unwendung läßt fi) aus neuerer Zeit nicht 
nachweijen Heſſe, Rechtsverhältniß (2) 152. Beiläufige Ermähnungen wie in 
den bei Burkhard, Kaution 644, 94. 96 citirten Nechtsfällen find nicht ent- 
ſcheidend. Schon Freittmayr, Anm. c zu L.R. IV. 16. 10 bemerkt, daß das 
Niffionsverfahren „heutzutag an wenig Orten mehr üblich ift“. 

25 Heſſe, Rechtöverhältniße (2) 8 27, 245; Sintenig, E.R. $ 127, 45. 

»° Defterreih U.B.G.B. $ 348. Indeſſen ift auch nad Defterreichiichem 
Recht bei Verſchuldung des Eigenthümers die Schadenserfagpflicht nicht von 
vorgängiger Saution abhängig Randa, Beſitz $ 7b, la und Eigenthumsrecht 
8 6, 16; Kirchftetter, Kommentar 175. Auch nach Oeſterreichiſchem Recht er- 
ſcheint daher das ganze Inſtitut unpraktiſch. 

27 Br. 28. I. 8 37—63; Förſter Eccius 8 171, 195; Dernburg P. PR. 
1. 8 219; Sadjen 8.6.8. 8 351. 360; C. c. Art. 1386 Zachariä $ 448 b; 
Aubry 8 194, 2. Rah Baden L.R. Urt. 13862 kann bei beforglicher &e- 
fahr eines Schadens der Nachbar auf Wegihaffung des Baufälligen oder 
Siderheitleiftung für deſſen Unjchädlichkeit dringen. Das Preußiſche Land: 
recht giebt dem von Schaden bedrohten Eigenthümer nicht direlt ein Klage- 
recht auf Befeitigung des Uebelſtandes; mit Recht wird dieß jedoch angenom: 
men A.G. Glogau bei Gruchot II. 70; Dernburg B. BR. I. $ 219, 10. A.M. 
der Aufjat bei Gruchot II. 75. Auf Schadenserfag Hat der Eigenthümer bes 
beihädigten Grundſtücks Anfpruh Pr. L.R. I. 6. 10 und 26 Förfter Eccius 
$& 152, 4; Gruchot, Beiträge VI. 127. 


12 * 
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Nach gemeinem Recht ??°, mit welchem das Sächſiſche?“, Defter- 
reichiſche 3° und Franzöfiihe Recht?! im Princip übereinftimmen, 
bat ber Eigenthümer des niedriger liegenden Grundftüds dem 
Eigenthümer des höher liegenden Grundftüds die Vorfluth zu ge: 
ftatten, welcher lettere jedoch einfeitig Teine Abänderungen des 
natürlihden Wafjerablaufs vornehmen darf. Gemeinrechtlich if 
dieß nur für Regenwaſſer begründet, in den meiften Rechtsge- 
bieten ift e8 jedoch durch die neueren Waſſergeſetze auf Duell- 
waſſer ausgedehnt °?. Hievon weicht das Preußiſche Recht in 


2° Windfcheid 8 169, 11 und 8 473; Helle, Jahrb. f. Dogm. VII. 216 
und Rechtsverhältniße (2) 8 28—44 ; Stobbe, PR. 5 85, 15; Beſeler, BR. 
8 200, 31; Lang, Sadenredht 8 26 und 66; Bertram, P.R. 8 201—203; 
Endemann, ländliches Wafjerreht 8 21; Platner, Sachenrecht 8 10, 1. Nach 
dem Bayr. W.G. 2815 1852 Urt. 34. 37 darf ber Eigenthümer de3 niedriger 
liegenden Grundſtücks den Wafjerablauf nicht hindern, der des höher liegenden 
Grundftüd3 darf jedoh dem Wafler, das auf feinem Grundſtück entipringt 
oder fih darauf natürlich fanımelt, feine den natürlichen Ablauf ändernde 
Leitung geben Roth, Bahr. ER. (1) 8 125, 14. Beder, Eigenthumsbeſchrän⸗ 
tungen 185 ſpricht der aquae pluviae arcendae actio die Eigenjchaft als 
Eigenthumsbeſchränkung ab und will nur die Erweiterung derjelben, nämlid 
“die Befugniß des Eigenthümerd , die Befeitigung der Hindernifjfe des natür- 
lichen Wofjerlauf3 auf dem Nachbargrundſtück vorzunehmen, als geſetzliche 
Servitut anertennen. Nach meiner Meinung liegt darin eine Doppelte Eigen: 
thumsbeſchränkung, die Verpflichtung der Nachbarn, den natürlichen Waſſer⸗ 
ablauf nicht zu ändern und das Recht, die Hemmniße auf dem Nahbargrund- 
jtüd zu befeitigen. In der Fortbildung des Inſtituts in den neueren Landes⸗ 
rechten tritt dieß mit Beſtimmtheit hervor. 

20 Nach Sachſen B.G.B. 5 354—356 hat das niedriger liegende Grund⸗ 
ftüd den Waflerabfluß von dem Höheren zu dulden; Teiner von beiden Be— 
theiligten darf einfeitig Abänderungen des natürlichen Waſſerablaufs vornehmen 
und jeder hat auf feinem Grund und Boden die Befeitigung der Hindernifje 
besjelben dem Nachbar zu geftatten Schmidt, Vorlefungen 8 68 Nr. 4. 

so Nach Defterreih W.G. 3015 1869 Art. 11 darf der Eigenthümer eines 
Grundſtücks den natürlichen Abflug ber über basjelbe fließenden Gewäfler 
nicht einfeitig ändern und der Eigenthümer des unteren Grundftäds darf 
feine Beranftaltungen treffen, durch welche diefer natürliche Ablauf gehindert 
wird Randa, Waflerrecht 36, 1. 

31 0. c. Art. 640 Aubry 8 240; Zachariä 8 235. Der niedriger lie- 
gende Eigenthümer hat die Verpflichtung , den natürlichen Ablauf des Waf- 
jer8 aus dem höher liegenden Grundftüd zu dulden und Teiner der beider- 
feitigen Eigenthümer darf Beranftaltungen treffen, durch welche der natürliche 
Ablauf geändert wird. 

33 Nach römischen Recht galt dieß für den Wblauf des Regen⸗ und 
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fofern ab, als es den Eigenthümer des niedriger liegenden Grunb- 
ſtücks zur Aufnahme des abfließenden Waſſers nur dann ver: 
pflihtet, wenn ber Eigenthümer des höher Tiegenden Grundſtücks 
basfelbe in anderer Weile nicht entwäflern kann, und als es eine 
Berpflihtung, jede Aenderung des natürlihen Waflerablaufg zu 
unterlafien, für feinen ber beiden Eigenthümer anerfennt ®®. 

IH. Entfernung von der Grenze. Gemeinrechtlich 
bat der Eigenthümer die Befugniß, unter Einhaltung der Grenz 
linie der Oberfläche auf feinem Grundeigenthum beliebige Veran: 
ftaltungen zu treffen, ohne daß er eine beftimmte Entfernung ein- 
zubalten verbunden wäre ’*. Dagegen hatten ältere deutfche Sta- 
tuten vielfältig Beftimmungen darüber getroffen, daß der Eigen- 
thümer mit beftimmt bezeichneten gefährlihen oder beläftigenden 
Anftalten eine beftimmte Entfernung von der Grenze einhalten 
müfle °°. Insbeſondere war in dem Nechtögebiet des ſächſiſchen 
Rechts das Berbot, Defen, Kloaken und Schmeineftäle näher als 
drei Fuß von der Grenze anzulegen, anertannt?®. Mehrfach fin: 
ben fich ähnliche Beſchränkungen in einzelnen Landesrehhten des 


Schnee-Waffers für fich oder in der Vermiſchung mit anderem ablaufendem 
Waſſer 1. 1 pr. D. 39. 3. In Folge der Umgeftaltung unjeres Waſſerrechts 
ift diefer Sat auf jeven Wafjerablauf ausgedehnt, was nad römiſchem Recht 
nit der Yall war Aubry 8 240, 5. 

ss Förſter Eccius 8 170, 55 f. Das Nähere wird im Waſſerrecht dar- 
geftellt werben. 

* Die Beftimmungen der 1. 13 D. 10. 1, welche für die Herftellung von 
Brunnen, das Pflanzen von Bäumen und für andere dort bezeichnete An⸗ 
lagen eine beftimmte Entfernung von der Grenze vorjchreiben, find in das 
bei uns geltende Recht nicht übergegangen Stobbe, B.R. 8 86, 10; Erf Darm- 
ſtadt 13/5 1843 Sf. VIR 281; Jena Sf. XXXV. 4; Wolfenbüttel 25/9 1861 
8. fe Br. IX. 56; Kiel 26/4 1845 Sf. V. 107; Glückſtadt 15/10 1852 Anz. 
53. 82; vgl. unten 8 239, 2, Auf diefem Standpunft fteht das Defterreichifche 
Recht Randa, E. 8 5, 23. 24. 

85 |. d. Weberficht bei Stobbe, P.R. $ 86, 10. 

se &3 beruht dieß auf Sip. 51, 1 und ift noch jegt in dem Nechtögebiet 
des gemeinen Sachſenrechts al3 geltend anerkannt Heimbadh, P.R. 8 189, 2; 
8 203, 7; Völker, Handbuch 8 120, 3; Erf. Jena 1845 Emminghaus, Pan- 
beiten S. 448 Nr. 12; 1868 BI. f. Thür. XV. 235. Die Beftimmung wird 
ebenfo in dem Rechtsgebiet des Sachſenſpiegels in Holftein beobachtet Erf. 
Glückſtadt 9/2 1852 Unz. 52. 220; Spfen, über Eigenthumsbeichräntungen 
Anz. 1857, 90; Fald, Handbuch V. 8 113, 78. Auf Bäume findet dich feine 
Anwendung Erk. Glückſtadt 15/10 1852 Anz. 593. 82. 
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gemeinrechtlihen Rechtsgebiets beftimmt 7. Nach Preußiſchem 
Landrecht find für einzelne im Geſetz bezeichnete Veranftaltungen 
beftimmte Entfernungen vorgejchrieben ®. Nah dem Recht des 
Sächſiſchen B.G.B. dürfen ſolche Anlagen nur in folder Ent- 
fernung von der Grenze oder unter ſolchen Vorkehrungen ange: 
legt werden, daß fie dem Grundftüd des Nachbarn feinen Schaden 
bringen, insbejondere auf Gebäude, Grenzmauern und Brunnen 
feinen nachtheiligen Einfluß äußern 3°. Nah franzöfiihem Recht 
dürfen Bäume und Sträuder nur in einer durch Verordnung 
oder ftändige Uebung beftimmten Entfernung von der Grenze ge- 
pflanzt werden. In Ermanglung einer folden Beitimmung ift 
der Zwiſchenraum von zwei Meter für größere, von 1”/a Meter 
für Heinere Bäume einzuhalten *%. Der Grundeigenthümer , der 
Anstalten errichtet, die für das Nachbargrundſtück ſchädlich fein 
fönnen *!, hat diefelben in der dur Ortsrecht oder Ortsgebrauch 
beitimmten Entfernung von der Grenze zu halten, oder fie jo 
einzurichten, daß fie dem Nachbar nicht ſchaden *2. 

IV. Betreiben unleidlicher Gewerbe. Der Eigen: 


#7 So Kurheſſen Bauordnung 1784 Blatner, Sachenrecht 8 10, 11—19; 
Bayriſche Statuten bei Roth, Bayr. ER. (1) 8 125 III; Württemberg Bau- 
ordnung 6/10 1872 Lang, Sachenrecht 8 24. 25; Braunſchweig Gartenge- 
Ihwornenorbnung 2/6 1559 8 5. 6. 21. 26 8. f. Br. XXII. 169; Lübed St. 
IN. 12. 10 Wilmowsti Züb. R. 8 16; Lubeck Bauordnung 23/5 1881 8 72; 
Hamburg St. II. 20. 13 Baumeifter PR. 8 21, 9; Naſſau 8. 2%/1 1851 
Feldfrevelordnung 19/2 1868 8 29—83 Bertram, PR. 8 214; Erf. Wiesbaden 
1862 Naſſ. A. IV. 124; Trier L.R. XXII. 10. 

se Bol. Stobbe, BR. 8 86, 10. Es gilt die von Bäumen und Wein- 
reben Pr. L.R. L 8. 124; II. 15. 247; Förſter⸗Eccius 8 170, 20. 54; 
Schmweineftällen, Kloaken und anderen den Gebäuden fchädlichen Anlagen Pr. 
ER. 1.8. 125—127, Förſter Eccius $ 170, 21; Rinnen und Kanälen Br. 
IR. I. 8. 128 Förſter Eccius 8 170, 22; Brunnen Pr. ER. 1. 8. 129-131 
Förſter Eccius $ 170, 23; VBobenerhöhungen und Bodenvertiefungen Br. ER. 
I. 8. 185—188 Förſter Eccius 8 170, 52. 58. 

 Sadhjen B.G. B. 8 359. 

°C. c. Art. 671 -678; Zachariä 8 241. 

*C. c. Urt. 674 führt derartige Anftalten auf; die Franzöfiihe Juris⸗ 
prudenz betrachtet diefe Aufführungen jedoch nur als Beifpiele, und überläßt 
ed dem Richter, das denjelben zu Grund liegende Princip auf ähnliche Fälle 
anzumenden Bachariä 8 248, 4. 

+2 0. c.- Urt. 674 Zachariä 8 248. 
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thümer ift an bem Betreiben von Gemwerben nicht gehindert, auch 
wenn der Gewerbbetrieb durh Lärm für die Nahbargrundftüde 
beläftigend ift *?. Einzelne Statuten befchränten jedoch den Be: 
trieb lärmender Gewerbe (der j.g. unleiblihen Gewerbe) im Sn- 
terefje des Nachbarn **. 

V. Durch die Forfigejege ift die Waldbenützung Be: 
[hränfungen unterworfen, indem theils die im Eigenthum von 
Öffentlichen Korporationen ftehenden Waldungen der Dberaufficht 
des Staats unterftellt find, theilg die Eigenthümer von Privat: 
waldungen im Öffentlichen Interefje den durch die Forftorbnungen 
vorgejchriebenen Beſchränkungen der Benützung unterliegen *°. 


43 Segen Erregung von Lärm findet fein Nechtsmittel ftatt vgl. oben 
& 230, 58 und es fteht daher dem lärmenden Gewerbbetrieb von dem Stand- 
punkt des Nachbarrecht3 aus nicht? im Weg Roth, Bayı. E.R. (1) 8125, 28, 
Erk. Dresden 20/8 1857 Sf. XII. 123 und oben 8 230, 52. Dieß gilt auch 
nad Hamburgifhem Recht Baumeifter, PR. 8 21: IV und nad) Preußiſchem 
Recht Förfter Eccius $ 169, 38. 

“5. Bayriihe Statuten bei Roth, Bayr. ER. (1) $ 125, 29. Weit- 
gehende Beichränfungen enthält Lübeck St. III. 12. 11 und 12, über welde 
zu vergleichen Falk, BR. V 8 113, 75 Ipſen, über Eigenthumsbeichränfungen 
Anz. 1857. 105. Dieſe waren durch 8. 21/11 1859 für Lübeck jelbjt aufge: 
boben und in den Städten Tübifhen Rechts in Ult- Bor: und Hinterpommern 
befeitigt Erf. D.Tr. Berlin 19110 1840 Entih. VII. 170 und find nun durch 
Neichögefep 4111 1874 allgemein aufgehoben. Die Franzöfiiche Jurisprudenz 
neigt fich einer Anerkennung der Beſchränkung zu Aubry 8 194, 7. 

“ Bol. Mittermair, PR. 8 206; Bejeler, BR. 8 198; Stobbe, BR. 
8 84. III; Preußen 3. 24112 1816 für Sadfen, Weftfalen, Eleve, Berg 
und Niederrhein Waldungen von Corporationen; Geſ. 617 1875 die Schuß- 
waldungen; 1418 1876 Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen An⸗ 
ftalten gehörigen Holzungen in den öftlihen Provinzen, Gel. 143 1881 
über gemeinschaftlie Holzungen Förſter Eccius 8 171, 12. 13; Dernburg 
B. BR. 1.8 217 Nr. 3; Bayern Forftgeiep 28:5 1852 Roth, Bayr. ER. 
(1) 8 125, V; Württemberg Yorftpolizeigefeg 89 1879, Baden Yorft- 
gefeb 15111 1833 mit Abänderungen 613 1845 und 274 1854; Munde, das 
badische Forftgejeg in feiner jegigen Geftalt 1874; Heſſen-Darmſtadt 
Sorftordnung 16111 1811; 3. 3/8 1811; Hoffmann, Bufammenftellung der Ge⸗ 
jeße über das Forſtweſen 1833; Handbuch der Geſetze im Forftitrafwefen 1863; 
Braunfhweig Gel. 304 1861 Ausübung der Yorfthoheit über Privat- 
forften; Sorftftrafgefeb 114 1879, Meiningen Forftordnung 2915 1856; 
Forfigefeß 23112 1874; Rudolftadt Negulativ 1813 1840 Verwaltung der 
Bemeinde-, Kirchen-, Pfarr: und Schulwaldungen; Gef. 1013 1840 Beaufſich⸗ 
tigung der Privatwaldungen; Sondershaufen Gel. 3/7 1858 Bewirth- 
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VI Beſchränkung durh das Feſtungsrayonge— 
feg*®. Durch das Feſtungsrayongeſetz 21/12 1871 iſt für den 
ganzen Umfang des deutſchen Reichs das Grundeigenthum in der 
Umgebung von Feitungen in folgender Weile bejchränft: 

1. Sn der nächften Umgebung der bereit3 vorhandenen und 
der in Zukunft anzulegenden permanenten Befeftigungen werden 
zum Behuf der Regulirung der Eigenthumsbefchräntungen Die 
Grundflächen je nach der Entfernung von der äußerften Verthei⸗ 
digungslinie in drei Rayons getheilt, deren Feftftellung auf Grund 
eines Rayonplanes von Seiten der competenten Militärbehörben 
duch ein Aufgebotöverfahren erfolgt, wobei das Ergebniß in ein 
Rayonkataſter eingetragen wird '. 

2. Mit der definitiven Feſtſtellung des Rayonplanes tritt Die 
Eigenthumsbeſchränkung von jelbit ein‘. Dieſe befteht darin, 
daß innerhalb der einzelnen Rayons gemwiffe durch das Geſetz be: 
zeichnete Anlagen von dem Eigenthümer überhaupt nicht, andere nur 
nad ertheilter Genehmigung der zuftändigen Behörde gemacht werden 
dürfen. Bet Zumiderhandlung ift der Eigenthümer zur Bejeitigung 
der unzuläffigen oder ungenehmigten Anlagen verbunden, und es 
wird dieſelbe eventuell auf feine Koften polizetlich entfernt °. 

3. Inſoweit in Folge des Rayongeſetzes das Eigenthum in 
der Umgebung von Feftungen bisher nicht begründeten Beichrän- 
tungen unterworfen wird ®°, bat der Eigenthümer Anfpruch auf 
Entihädigung , deren Beitimmung durch das NRayongejeb näher 


Ihaftung der Gemeindewaldungen; 21112 1870 Schuß der Holzungen; Neuß 
A. 2. 8. 13112 1870 Bewirthfchaftung der Holzungen; Neuß J. L. 8. 27112 
1870 Schuß der Holzungen. 

“6 Bol. Laband, Deutfches Staatsrecht 8 95; Dernburg B. BR. I. 8 217 
Nr. 6. 

47 Rayongeſetz 8 13—20. 

«8 Dernburg, P. PR. I. 8 217, 16. Nach Rayongeſetz 8 8 ift bei Reu- 
anlagen von Befeltigungen die Eigenthumsbeſchränkung für die Umgebung mit 
der Segung der Rayonfteine gegeben vgl. Erf. R.O.H.G. 295 1874 Entſch. 
XIII 96. 

#9 Rayongeſetz $ 32. 

°° Borausfegung ift dabei, daß das Eigenthum neuen biöher nicht be- 
ftandenen Beſchränkungen unterworfen wird. In fchon beitehenden Feftungen 
wird daher Erweiterung oder Neuanlage von Befeitigungen vorausgeſetzt Erf. 
Münden_29/4 1880 Sf. XXI V.2217. 
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geregelt ift ®! und die regelmäßig durch Zuweiſung einer Rente er⸗ 
folgt °®, 

4. Mit Aufhebung der Feftungsanlage ceffirt die Eigenthums⸗ 
befhränfung, wobei der Eigenthümer keinen Anſpruch auf Fort: 
entrichtung der noch laufenden Rente hat ®. 


8 239. 
2. Bei Bebäuden‘, 


I. Erridtung von Gebäuden. Gemeinrechtlich Hat 
der Eigentbümer nicht die Verpflichtung, bei der Errichtung von 
Gebäuden auf die Nakhbargrundftüde eine weitere Rüdficht zu 
nehmen, als daß er feine Grenze nicht überjchreitet, er Tann da⸗ 


51 Rayongeſetz $ 35—88. Ueber das Verfahren vgl. Rayongeſetz 8 39 
bis 42. Bgl. Regelöberger, über die Berechnung der Erfafumme nach 8 35 
de R.G. 21/12 1871 in Hirth, Annalen 1880 241—254. 

62 Rayongeſetz 8 36. Beträgt die Werthverminderung mindeſtens ein 
Drittel des biöherigen Wertes, jo kann der Eigenthümer nach feiner Wahl 
Entihädigung in Capital fordern. 

65 Rayongeſetz 8 36. 

2 Ueber Baurecht vergleihe Michaelid zufammengetragene allgemeine Bau- 
rechte 1731; Scholz III. das Baurecht 1839; Mattbiä, Praxis des Baurecht 
1863; Buddeus in ML. IV. 4.50. Preußen Grein, Rechtsverhältniſſe der 
Nachbarn in Banangelegenheiten 1842, Grein, das Baurecht 1863, Döhl, 
Repertorium des Baurechtd 1866; Rönne, die Baupoligei bes Preußiſchen 
Staats 1872; Müller, das Baurecht in den landrechtlichen Gebieten Preußens 
1883; Rheinprovinz Raſchdorff, da8 Baurecht in der Preußifchen Rhein⸗ 
provinz 1869; Frankfurt Baugeſetze und Bauverordnungen von Frankfurt 
in Oven Gefebe und Statuten III. 1873; Bayern Schmädel, Handbuch der 
im @ebiet der Baupolizei ... beftehbenden Gejege Augsburg 1846; das Bau- 
weien im K. Bayern 1873 Roth, Bayr. ER. 8 121, 7; Sachſen Leuthold, 
das k. jähfiihe Baupolizeirecht 1875; Württemberg Biber, die neue all- 
gemeine Bauorbnung für Württemberg 1872; Baden Hoffinger, Sammlung 
Badiſcher Baugejege 1852; Sahfjen- Weimar Noblig, dad Bauweſen 1855. 
Bon neueren Bauorbnnungen, die nicht bloß baupolizeiliche Borfchriften ent- 
Halten find zu nennen Rudolſtadt 8.D. 11/2 1868; Württemberg B.O. 
6/10 1872 mit der in der Hauptfade Unhalt BD. 14/4 1881 übereinftimmt; 
Braunfhweig BD. 15/6 1876; Darmftadt BD. 30/4 1881; Son- 
dershaufen BD. 12/5 1881; Lübed 8.8. 16/5 1881; Hamburg BO. 
23/6 1882. 
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ber unmittelbar an der Grenze und fo ho bauen als er will °. 
Der gleiche Grundſatz gilt nah Sächſiſchem?, Defterreihifchem * 
und Franzöſiſchem NReht?, nicht aber nah Preußiſchem Redt ®. 
Hievon find folgende Ausnahmen begründet: 

1. Nah der Württembergiihen Bauordnung 6/10 18727 
ftehbt den Gemeindebehörden die Befugniß zu, mit Genehmigung 
der Negierungsbehörde durch Statut neue Drtsbaupläne mit Stra: 
Benlinien feftzuftellen und beftehende Drtsbaupläne abzuändern ®; 
der fo beftimmte Ortsbauplan ift für die Bebauung ſowie bie 
Veränderung beftehender Baumwejen maaßgebend ?. Der Eigen: 
thümer Tann, wenn das Grundftüd zu einem öffentlihen Platz 


2 $n 113 D. 10, 1 find die Beftimmungen der Solonifchen Geſetzgebung 
wiederholt, wonach Gebäude nur in einer Entfernung von 2’ von der Grenze 
errichtet werden durften. Dieſe Beitimmung Hatte früher wahrfcheinlich praf- 
tiihe Geltung Beder, Eigenthumsbeſchränkungen Jahrb. V. 188; Böding, 
Pandekten 8 140, 19. Nur vereinzelt wird ihr dieje noch jetzt zugeichrieben 
Pagenfteher, EigentHum I. 117; Schmid, Handbuch 8 3, 42; Präjudiz Celle 
&1 1845 Sf. V. 141; überwiegend wird fie ihr abgeſprochen Windſcheid 8 169, 
4; GSintenid, ER. 8 47, 83; Vangerow $ 297 Unm. 12; Hefle, Rechtsver⸗ 
bältniffe (2) 8 122—125; Stobbe, P.R. 8 86, 10; Erf. Kiel 26/4 1846 Sf. 
V. 107; Darmftadbt 13/5 1843 Sf. VII. 281; Wolfenbüttel 18/12 1854 8. 
f. Br. II. 9 unter Abänderung des früher beobachteten entgegenftehenden Ge⸗ 
richtsgebrauchs; Jena 13/5 1841 Sf. XXXV. 4 Damit ftimmen auch die 
bei Roth, Bayr. ER. (1) $ 126, 2 angeführten Bayriſchen Statuten und die 
Württembergifhe Bauordnung 6/10 1872 Art. 56 Lang, Sachenrecht 8 24, 2 
mit der Note 12 angeführten Ausnahme überein; ebenjo Lübel, Bauordnung 
23/5 1881 8 62. 

s Sachſen B.G.B. 8 352 vgl. mit 8 359. 

+ Kanda, E. 5, 4. Die folgt aus A.B.G.B. 5 364, da das Geſetz 
feine Beſchränkung aufführt. 

5 In C. co. Urt. 677 ift die Befugniß des Eigenthümerd auf der Grenze 
zu bauen ausdrücklich anerkannt Vgl. unten Note 33. 

° Dad Pr. LER. I. 8. 141 fpricht zwar aus, daB Jeder in der Regel 
auf feinem Grund und Boden fo nahe an der Grenze und jo hoch bauen 
dürfe, als er es für gut findet, fchreibt jedoch für alle Bauten eine Entfer- 
nung von wenigjtens 1/2’ von der Grenze vor vgl. unten Note 18. 

’ Die Beitimmungen der Württembergiichen B.O. über Yeitftellung der 
DOrtöbaupläne find in der Hauptſache in die Anhaltiihe B.O. 14/4 1881 8 
2—13 aufgenommen. 

e BD. Urt. 4 5. 

’30D. Kt. 6. 7. 21. 
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beftimmt ift, verlangen, daß die Gemeinde basfelbe erwerbe ?°, 
und hat Anſpruch auf Entfhädigung, nur wenn er zum Behuf 
der Durchführung des Drtsbauplanes zur Abänderung eines be- 
veit3 beftehbenden Gebäudes gendthigt it. Wird in Gemäßbeit 
de3 Drtsbauplanes der Wiederaufbau eines Bauweſens auf der 
Grundfläche eines bisher beftehenden Bauweſens unterjagt, jo kann 
der Eigenthümer verlangen, daß die Gemeinde die zu dem Platz 
oder der Öffentlichen Straße erforderliche Grundfläche erwerbe 12, 
Nach dem in der ganzen Monarchie geltenden Preußiſchen Gejeh 
2/7 1875 1° ſteht es den einzelnen Gemeinden zu, innerhalb ihres 
Bezirks Baufluchtlinien zu beftimmen, gegen deren Ueberſchreitung 
ben Gemeindebehörden ein Verbietungsrecht zufteht *. Die Felt: 
ftelung erfolgt durch die Gemeindebehörden 26. Entſchädigung 
wird den betroffenen Grundeigenthümern nur gewährt für bie 
Enteignung des in die Straßenfluchtlinie planmäßig fallenden 
Terrains, für das Niederlegen der in die Straßenflucht fallenden 
Gebäude und wenn die Fluchtlinie einer projektirten Straße ein 
unbebautes aber zur Bebauung geeignetes Grundftüd trifft, wel⸗ 
ches zur Zeit der Feftftellung der Fluchtlinie an einer bereits be⸗ 
ftehenden und für den Öffentlihen Verkehr und den Anbau fertig 
geftellten anderen Straße belegen ift, falls die Bebauung in der 
Fluchtlinie der neuen Straße erfolgt !*. Die Gemeinden find 
außerdem berechtigt, Ortsftatuten zu erlafen, welche Errichtung 
von Gebäuden an noch nicht baupolizeilich feftgeftellten Straßen 
verbieten '. 


10 B.O. Art. 6. Für die Beſtimmung des Grundſtücks zur Ortsftraße 
ober Auflegung fonftiger Baubeſchränkungen wird Entſchädigung nicht geleiftet. 

130. Urt. 8. 

299. Ur. 7. 

18 Weſentlich die gleichen Beftimmungen haben Darmftadt Bauordnung 
Art. 19-22 und Sondershaufen Bauordnung 8 8, 9, die dem Preußifchen 
Gejeg entnommen find. Vgl über dieſes Dernburg, P. B.R. I. 8 218 Nr. 2. 

4 Sei. 2/77 1875 8 11. 

10 Sei. 2/7 1875 8 1. Die Wirkſamkeit febt öffentliche Belanntmachung 
voraus Erf. R.G. 14/1 1882 Entih. VI. 81. Ueber das Verfahren vgl. Bei. 
2/7 1875 8 7, 8. 

16 Gef. 2/7 1875 8 18. Die Entſchädigung wirb nur geleiftet, wenn die 
neue Straßenanlage erfolgt Erf. R.G. 25/3 1881 Entſch. V. 58. 

17 Gef. 2/7 1875 8 12. 15. Die Beftimmungen biejes Geſetzes find unter 


188 Theil 3. Buch 3. $ 289. 


2. Nah einzelnen Statuten tft der Eigenthilmer verbunden, 
bei Errihtung von Gebäuden einen gewiſſen Abitand von der 
Grenze des Nahbargrundftüds - einzuhalten. Nah Preußiſchem 
Landrecht dürfen neu zu errichtende Gebäude nur brei Werkſchuhe 
von den ſchon vorhandenen älteren Gebäuden des Nachbarn unb 
nur 1'/a Werkſchuhe von der Grenze an dem unbebauten Plag 
desfelben errichtet werden, fofern nicht lokale Baugejebe etwas 
anderes vorjchreiben . Nah Württembergifhem Recht dürfen 
außerhalb des geichloffenen Wohnbezirks Gebäude nur in einer 
duch DOrtsftatut zu beftimmenden Entfernung von der Grenze des 
Nachbargrundſtücks errichtet werden, wenn dieß landwirthſchaftlich 
benügt wird 1%. Nach einem Gewohnheitsrecht der Stadt Braun: 
Ihweig dürfen gegenüber von Grundftüden, welche die ſ.g. Gar: 
tengerechtigfeit haben, Neubauten nur in einer nach dem Berhält- 
niß des zu errichtenden Haufes beftimmten Entfernung von der 
Grenze errichtet werden? Nach Lübiſchem Recht ift allgemein 


ben Gefichtöpuntt der Eigenthumsbeſchränkung zu ftellen, da der Grunbdeigen- 
thümer dadurch in der freien Verwendung feines Eigenthums bejchränkt wird. 
Als Erpropriation erjcheint nur die Meberlaffung des Straßenterraind an bie 
Gemeinde Erf. R.G. 15/1 1880 Entich. I. 64. Als Erpropriation faßt das 
ganze Verfahren auf Dernburg, PB. PR. I. 8 218, 6. 

18 Pr. UM. LI 8. 139. 140; Förfter Eccius 8 170, 27; Dernburg, P. 
PR. I. 8 221, 9. 10. Bauen auf der Grenze jet Einwilligung bed Nad- 
barn voraus Pr. L.R. I. 9. 340—342. Hat ber Eigenthümer ohne Einwil- 
ligung des Nachbarn oder gegen feinen Widerfpruch gebaut, fo muß er das 
Gebäude abbrechen und Schadenserſatz leiften Pr. L.R. I. 9. 342, Förfter 
Eccius 8 170, 19; 8 176, 48. Ueber die nach Preußiſchem Recht ben feit 10 
Sabren beftehenden Fenftern des Nahbarhaufes zuftehende gefegliche Dienft- 
barkeit des Lichtrecht3 vgl. unten 8 288, 16. 

17 Württemberg BD. Urt. 60; Lang, Sachenrecht 8 24, 5. 

© Begründet ift dieß durch Gartengefhwornenordnung ber Stabt Braun- 
ſchweig 2/6 1559 8 5, 6; durch Gemohnheitsrecht ift dieß dahin ausgebildet, 
daß Gebäude bis zu 12° Höhe nur in einer Entfernung von 6‘ Gebäude in 
einer Höhe über 12° nur in einer der Hälfte diefer Höhe gleihlommenden 
Entfernung von der Grenze errichtet werden dürfen Erk. Wolfenbüttel 7/6 
1875 3. |. 8r. XXII. 160. Der Beſtand dieſes Gewohnheitsrechts ift anerkannt 
Erf. Wolfenbüttel 18/6 1875 8. f. Br. XXII. 167, ebenjo, daß daflelbe die 
Eigenſchaft einer privatrechtlihen Eigenthumsbeſchränkung hat, und baher 
durch die Beftimmungen eines fpäteren ftädtifchen Statut3 der Bauordnung 
für die Stadt Braunfchweig 15/6 1876 nicht am fich bejeitigt iſt Erf. Wolfen- 
büttel 1/12 1876 ©f. XXXIN. 202; 6/7 1877 8. f. Br. XXV. 14. Da⸗ 
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vorgejchrieben, daß ein Neubau nicht in der Art errichtet werben 
dürfe, daß er dem Nachbar zum Schaden gereihe und ihm zu 
nahe jei, ohne daß ein Maaß der Entfernung beftimmt ift *.. 

3. Fenſterrecht??. Gemeinrehtlih ift der Eigenthümer in 
ber Anlage von Fenſtern in feinem Haus nicht beſchränkt; er 
darf au, wenn er an der Grenze gebaut Hat, Fenfter nach der 
Seite des Nachbarn anlegen ?®, wobei er jedoch, wenn ihm nicht 
eine Servitut zur Seite flieht, das Verbauen nicht verhindern 


gegen ift in denjenigen Theilen des Stadtgebiet, welche durch ftatutarifche 
Beftimmung der Gemeinde als „Baugrund“ erflärt find, die Eigenthumsbe⸗ 
ſchränkung durch die Bauordnung 15/6 1876 8 53 als befeitigt anzufehen 
Erk. Wolfenbüttel 6/7 1877 8. f. Br. XXV. 10. Als Gartenrecht wurde 
nach älterem Recht die Befugniß bezeichnet, ein ländliches Grundſtück einzu- 
zänunen, was von Erlaubniß der Adminiftrativbehörde bedingt war Kreitt- 
mayr, Unm. 2 zu B L.R. II. 2. 6; Haubold, PR. 8 360; Bender, PR. 
8 82 Rr. 1. Die Gartengeredhtigfeit der Stadt Braunichweig erftredte fich 
demgemäß früher nur auf folde ländliche Grundftüde, denen fie befonders 
verlieben war Erk. Wolfenbüttel 24/5 1876 8. f. Br. XXV. 12. Soweit fie 
jeßt die Bedeutung der Eigenthumsbeſchränkung hat, ift fie auf alle Grund. 
ftüde ausgedehnt, für die nicht 8 29 und 53 der Bauordnung 15/6 1876 An⸗ 
wenbung findet Erf. Wolfenbüttel 6/7 1877 8. f. Br. XXV. 16. 

21 Qübed St. III. 12. 3 und 7. Dieb wird von der Holfteiniichen Pragis 
dahin ausgelegt, daß darunter ein Bau zu verftehen fei, der in zu großer 
Nähe an der Nachbargrenze errichtet fei, oder fonjt dem Nachbarn zum Schaden 
gereiche Erk. Glückſtadt 20/12 1847 Anz. 40. 90; 29/3 1853 Anz. 54. 54; 
Spien, Eigentbumsbeichränfungen Anz. 1857.97. Dagegen wird in den Städten 
lübifchen Rechts in Pommern der Bau auf der Grenze dadurch für nicht auss 
gefchloffen gehalten |. die Enticheidungen bed O.Tr. Berlin bei Wilmomsti, 
Rübifches Net in Bommern $ 15. In Lübed ſelbſt ift die Beftimmung durch 
Bauorbnung 23/5 1881 8 73 aufgehoben. 

2 Bol. Pfeiffer, Pr. Ausf. IV. 8, VII. 831; Stölzel, U. f. C.Pr. LI. 
206; Mittermair, PR. 8 167; Befeler, BR. 8 93, 11; Stobbe, PR. 8 86 
Rr. 1. 

ꝛs Süd, Eommentar X. 114; Pfeiffer, Br. Ausf. IV. 4; Erf. Jena 29/11 
1878 Sf. XXXV. 273. Die entgegengefeßte Anficht von Stölzel, U. f. C.Pr. 
LIl. 206 f. ift widerlegt von Heſſe, Rechtöverhältniffe 8 126, 110. Auf dem 
gemeinrechtliden Standpunkt ftehen dad Sächſiſche und Defterreihiiche Recht 
vgl. oben Note 3. 4; Randa, E. 8 5, 26. Vorausgeſetzt wird dabei, daß bei 
Deffnung die Yenfterflügel nicht in den Luftraum des Nachbargrundftüds ra- 
gen; die Befugniß dazu ſetzt eine Servitutbefiellung voraus Erk. Wolfenbüttel 
24/2 1865 Sf. XX. 17; Bfeiffer, Pr. Ausf. IV. 4; Ertl. Jena 29/11 1878 
Ef. XXXV. 273, 
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ann ?*. Hievon find in unſeren Landesrechten folgende Ausnab- 
men begründet: 

a. Ein Theil der Statuten macht jede Fenfteranlage nad) der 
Seite des Nachbarn von deſſen Einwilligung abhängig ?°. 

b. Ein anderer Theil der Statuten läßt die Feniteranlage 
nad der Seite des Rachbarn nur unter gejeglih beſtimmten Be: 
Ihräntungen zu. Nah Kurheffiihem ** und Hamburger Recht *” 
dürfen offene Fenfter nach der Seite des Nachbarn nur in be: 


2 Bol. unten 8 283, 9. Nach Kübel Bauordnung 23/5 1881 8 74 dürfen 
Fenſter, Licht- und Luft-Deffnungen in Grenzmauern, die vor dem 1. April 
1854 beftanden, nicht verbaut werden. Das Beftehen von jpäter errichteten 
Senftern hindert das Verbauen nicht, wenn nicht ein erworbenes Necht ent- 
gegenfteht. 

25 Einbeck St. 27/2 1658 c. 17 (Ebharbt IL. 429); Trier 2.R. XXI. 2 
(v. d. Nahmer 679); Nürnberg Reform XXVI. 3.1; Dintelsbühl St. IL 19. 
8; Mainz BD. VII 34; Umberg B.O. Art. 7 bei Roth, Bayr. C.R. (1) 
8 168, 14; Naſſau R.EBL.D. 17. 8 (v. d. Nahmer 608). Das in Frankfurt 
Reform VIII. 7. 2 getroffene Berbot gehört dem geltenden Recht nicht mehr 
an, da Theil VIII der Reformation durch das Bauftatut 11/6 1809 erjegt if, 
Bender, PR. 8 82 Note, was nah Erf. Lübed 28/3 1844 Bender, B.R. 
8 82, 3 auch auf das Landgebiet fich erftredt. Die Beftimmung Sip. IL 49.1, 
die ih nur in der Quedlinburger Handjchrift befindet, hat im Gebiet des ge- 
meinen Sachfenrechts Leine prattiihe Geltung Erf. Glückſtadt 16/6 1846 Anz. 
47. 62, BI. f. Thüringen XXVL 284 Nah Um BD. X.5 und Memmingen 
B.O. XIV. 5 darf der Eigenthümer, der fein Traufrecht verbaut, nur eine 
Blindmauer gegen den Nachbar errichten Roth, Bayr. ER. (1) 8 168, 28. 29. 
32. Nah Würzburg BD. IH. 1 ift die Fenſteranlage in Giebelmauern, auch 
wenn fie in der gefeglichen Entfernung von der Grenze errichtet find, von ber 
Einwilligung des Nahbarn abhängig Erf. Münden 13/12 1872 Sammlg. 
II. 3; Roth, Bayr. E.R.,(1) 8 168, 22. Lübel St. III. 12. 13 verbietet bie 
einfeitige Unlegung neuer Fenſter, da mo bisher Teine gemwejen vgl. unten 
Note 41. 

26 Der Eigenthümer kann verfchloffene Fenſter nach der Seite des Radj- 
barn ohne Beichränktung errichten Blatner, SR. 8 61, 7 f. Offene Fenſter 
darf er nur errichten, wenn jeine Wand wenigſtens 4’ von der Wand des 
Nachbarn entfernt ift, von dieſen wenigftend 2° ihm gehören und die Fenfter 
nicht unmittelbar offenen Fenftern des Nachbarhauſes gegenüberliegen PBlatner, 
SR. 8 61, 27—29. 

27 Der Eigenthümer ift in der Fenfteranlage unbeſchränkt in einer Wand, 
die 2° von der Grenze entfernt ift Baumeifter, P.R. $ 21, 14. In geringerer 
Entfernung darf er ohne Bewilligung des Nachbarn keine neuen Fenfter nad) 
beffen Seite anlegen St. II. 20. 12; Baumeifter, P.R. 8 21, 10. 
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jtimmter Entfernung erridhtet werden. Das Preußifche Landrecht 
bat Beihränfungen nur bei Bauen auf der Grenze ?®. Die Bay- 
riihen Statuten laffen die Fenfteranlage an folden Häuſern zu, 
die das Traufrecht haben, d. h. in der gejetlich beftimmten Ent: 
fernung von der Grenze erbaut find ??, und beſchränken die Fen- 
fteranlage nach der Nachbarfeite bei ſolchen Gebäuden, bei welchen 
da8 Traufrecht verbaut ift ?%. Nah Franzöfiihem Recht dürfen 
Ausfichtsfenfter nah dem Grundftüd des Nachbarn in gerader 
Richtung nur angelegt werben, wenn die Mauer, in der fie an- 
gebracht find, von dem Nahbargrundftüd 6’ entfernt ift?®!. Aus: 
ihtöfenfter in ſchräger Richtung nah dem Grundftüd des Nach: 
barn dürfen nur angelegt werden, wenn die betreffende Wand 2° 
von dem Nahbargrundftüd entfernt iſt °?. Hält er diefe Ent: 
fernungen nicht ein, jo darf der Eigenthümer nur Lichtfenfter an- 
legen die vergittert fein müflen, und bei Zimmern zu ebener 
Erde 8° bei anderen 6° über dem Zinmerboden erft anfangen °°. 

c. Mehrere Statuten fehreiben Vergitterung der nad der 


2 Nach Pr. IR. I. 8. 138 darf der Eigenthümer in einer an den Hof 
oder Garten des Nachbarn ftogenden Wand, die auf der Grenzlinie fteht, Deff- 
nungen nur 6° von dem Boden erhöht anlegen, injoferne die Umftände es 
geftatten, muß fie aber jedenfalld vergittern. Die Eigenthumsbeſchränkung 
ift nur zu Gunſten von Höfen oder Gärten, nicht aber für andere Flächen 
de3 Nachbargrundſtücks getroffen Roth, Bayr. E.R. (1) 8 168, 42; Förfter, 
B. BR. 8 170, 32-86; Erf. R.G. 28/4 1881 Entih. V. 61. Für Gebäude, 
die nicht auf der Grenze ftehen ift die Fenſteranlage nach der Nachbarjeite 
nicht beſchränkt Br. L.R. I. 8. 137. 

29 Dal. unten Note 36. 

Nah BaudD. Um X. 5 und Memmingen B.D. XIV. darf der Eigen- 
thämer beim Bauen auf der Grenze nur blinde Mauern aufführen Roth, 
Bayr. ER. (1) 8 168, 32; nah Münden BD. Art. 32 darf er nur einfal- 
lende Lichte nah Würzburger BD. Art. IV. 2 und Augsburger Recht darf 
er nur vergitterte Yenfter anbringen Roth, Bayr. ER. (1) $ 168, 33—35. 

sı O. civ. Art. 678; Badhariä 8 244, Nr. 2; Aubry 8 196a. Diele 
Vorſchrift ift nicht anwendbar, wenn die Dauer auf einen Öffentlichen Weg 
ſtößt Zachariä 8 244, 9; Aubry 8 196, 13. 

»2 C, civ. Art. 679; Badarik 8 244 Nr. 3; Aubry 8 196a. Ob aud 
bier das Angrenzen an einen Öffentlichen Weg eine Ausnahme mache, ift be- 
firitten, dürfte aber zu bejahen fein Aubry 8 196, 31; Puchelt zu Bachariä 
8 244, 12. 

28 GC, civ. Art. 676. 677; Zachariä S 244, Nr. 1. Dieß leidet auch 
Anwendung, wenn die Mauer auf der Grenzlinie ftebt. 
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Nachbarfeite gerichteten Fenſter vor, theils allgemein ®*, theils bei 
Gebäuden, die auf der Grenzlinie ftehen °°. 

4. Traufrecht. Mehrere Statuten beftimmen, daß der Eigen- 
thümer eine Traufe nah der Seite des Nachbarn nur errichten 
dürfe, wenn er in einer gejeglich beftimmten Entfernung von der 
Grenze baut ®®. 

5. Mehrere Statuten bejchränfen den Eigenthümer in der 
Herftelung neuer Thüren ??, Altanen °®, Feuerftätten °’ und Ka: 
mine *° nad der Seite des Nachbarn. Nah Lübiſchem Recht 


% Nach den BD. Ulm X. 3. 4 Memmingen XIV. 8. 4 und Wugsburg 
1I. 3. 38 darf der Eigenthümer ber in der gejeglichen Entfernung baut, nur 
vergitterte Fenjter anbringen Roth, Bayr. E.R. (1) 8 168, 23—25. Nach 
Defterreih A.B. G. B. 8 488 mäüfjen alle Fenſter nach der Seite des Nachbarn, 
mit denen nicht ein Ausſichtsrecht verbunden tft, auf Verlangen des Nachbarn 
vergittert werden. 

35 Würzburg B.O. IV. 2; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 168, 27. Das Gleiche 
muß nach der Wugdburger BO. angenommen werden Roth, Bayr. ER. (1) 
8 168, 85; Pr. 2.8. I. 8. 138 oben Rote 21. Nach Württemberg BD. Art. 
59 müſſen Lichtöffnungen in Umfafjungswänden, die nicht wenigſtens 0,6 Meter 
bon der Grenze entfernt find vergittert werden Lang, Sachenrecht 8 24, 4. 
Nach einem Gewohnheitsrecht ber Stadt Braunfchweig dürfen in Häufern die 
auf der Grenze ftehen nach der Nachbarſeite nur Yenfter eingerichtet werden, 
die 6° Hohe Brüftungen haben und die vergittert find Erk. Braunfchweig 25/6 
1859 8. f. Br. VI. 123; Wolfenbüttel 19/1 1835 8. f. Br. VII 106. Auf 
Dachfenſter erftredt ſich dieß nicht Erf. Wolfenbüttel 18/11 1865 8. f. Br 
XIII. 80. 

München BD. Art. 28 und Würzburg B.D. Urt. L 4 12; Augs⸗ 
burg B.O. IL. 3. 38; Ulm 8.0. X. 6; Memmingen B.O. XIV. 6 zwei Fuß; 
Nürnberg. Reform XXVI. 3; Regensburg W.G.D. XVII. 1 drei Fuß; Roth, 
Bayr. E.R. (1) 8 126, 7 und 8 168, 2025. 

7 Pr. L.R. I. 8. 148 verbietet die Unlage von neuen Thüren, die un 
mittelbar auf des Nachbars Grund führen ohne deſſen Einwilligung Förfter 
Eccius 8 170, 39. 

2 Nah Münden BD. Urt. 61 dürfen Altane nur in einer Entfernung 
von 8' vom Nachbarn errichtet werben. Die Beftimmungen des C. civ. Urt. 
678. 679 über Wusfichtsfenfter oben Note 24. 25 find auf Erler, Altanen, 
Teraflen, Blattform3 und flache Dächer anwendbar Badyariä 8 244, 7a. 

Münden BD. 56; Pr. 2.R. I. 8. 183; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 126, 
12; Förſter Eccius 8 170, 25. 

“0 Nürnberg Ref. XXVL 5; Regensburg W.G.D. XXII. 3. Memmingen 
B.O. VIII. 4 und Würzburg BD. IL. 4 verpflichten den Gigenthümer des 
niederern Haufes, den gegen das Dach des höheren Nachbarhauſes gerichteten 
Kamin drei Fuß über das lehtere Hinauszubauen. 
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dürfen Teine neuen Gänge, Wohnungen ober Wohnfeller, Fenſter, 
Thüren, Scheunen ba wo vormals Feine geweſen, eingerichtet wer- 
den, wie benn and) feine Schornfteine oder Feuerftätten, ba wo 
hiebevor feine geftanden, ohne ber Nachbarn Willen und Ber: 
günftigung errichtet werden dürfen *!. 


Abichnitt 4. 
Befchräntung des Derbietungstects. 


g 240, 


Eine Beihräntung des dem Eigenthümer zuftehenden Ber: 
bietungsrechts ift begründet: 

I. Hinfidtli der Luftfäule: 

1. Der Eigenthümer muß fi geringfügige und vorüber: 
gehende Beläftigungen durch Eindringen fremder Stoffe in feine 
Luftjäule gefallen laſſen?. 


“1 Lübel St. IIL 12. 13. Bgl. Ipſen, bie Eigenthumsbeichräntungen 
Anzeigen 1857 97—116; Wilmowski, Lübifches Hecht $ 17. 18. Voraus⸗ 
ſetzung ift, daß bie Grundftüde aneinandergrenzen ; auf Orunbftüde, die durch 
einen Öffentlichen Weg getrennt find, findet dieß feine Anwendung Erk. Glück⸗ 
ſtadt 28/9 1848 Anz. 4. 71; Ipſen, Eigenthumsbeſchränkungen Anz. 1857. 
107; Wilmowski, Lübiiches Recht S. 45. Obwohl das Geſetz die Neuanlage 
ohne Genehmigung der Nachbarn verbietet, wird das Berbietungsrecht doch 
vielfältig von dem Nachweis abhängig gemacht, daß die Neuanlage für den 
verbietenden nachtheilig ſei Mevius, Comment, Pr. 22 und 233 zu St. III. 
12. 13; Stein, Lübijches Recht III. 8 227. Dieß ift durch die Praxis für die 
Städte Lübiihen Nechts in Pommern anerkannt Erf. O.Tr. Berlin 25/10 1839 
Präj. Nr. 279; Wilmowski, Lübijches Recht ©. 44; Yörfter Eccius S 170, 30; 
und in Holftein duch die 8. 4/11 1748 und 26/1 1756 geſetzlich anerkannt 
Spien, Anzeigen 1857. 112. In Lüber felbft find dieſe Beſchränkungen durch 
Bauordnung 23/5 1881 8 62 und 8 73 f. bejeitigt. 

11.885.6D.8 5. Windſcheid 8 169, 7. Jedenfalls Hat der Nach⸗ 
bar fein Berbietungsrecht gegen Verbreitung bes Rauchs, ber durch bie zum 
Bwed ber gewöhnlichen Haushaltung erforderlihe Feuerung erzeugt wird 
Bagenftehher, Eigenthum 1.121; Burkhard, Caution 225; Erf. Dresden 17/12 
1848 Sf. IV. 7; Lübed 29/10 1840 Sf. IX. 218; 28/10 1856 Sf. XI. 114; 
Roftod 16/7 1862 Budde IV. 114 und wenn die Beläftigung eine vorüber- 
gehende und wenig bebutende ift Bagenftecher, Eigenthum I. 121; Erk. Celle 
25/10 1867 Sf. XXI. 208; 29/4 1879 Sf. XXXV. 32; Wolfenbüttel 28/8 
1378 Sf. ZXXIV. 182. Bgl. oben 8 230, 55. 56, 

Roth, Deutjches Vrivatrecht. LIE, 13 
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2. Gemeinrehtlih muß fi der Eigenthümer gefallen Laffen, 
daß bie auf der Grenzicheide ftehende Mauer bis zu einem halben 
Fuß ausbaudt ?. 

3. Der Eigenthümer eines ländlichen Grundſtücks ift gemein- 
rechtlich verpflichtet, von der Höhe von 15° an das Hereinragen 
der Nefte der Bäume des Nachbargrundftüds zu dulden ®. 

II. Hinfihtlih des Untergrundes Der Eigen: 
thümer unterliegt den durch das Bergrecht beftimmten Belchrän- 
kungen‘. - | 
IH. Hinſichtlich der Oberfläche. 

1. Der Eigenthümer ift gemeinrechtlich verpflichtet, dem Nach⸗ 
bar an jedem dritten Tag das Betreten feines Grundftüds zum 
Abholen herübergefallener Baumfrüchte zu geitatten ®. 

2. Der Eigenthümer muß jedem Dritten das Betreten feines 
Grundftüds zum Zweck der Abholung feiner dort befindlichen 
Sachen geftatten ®. 


21.17 pr. D. 8. 5; Windfcheid 8 169, 8; Bangerom $ 297 Unm. Nr. 9. 
U M. Emmerih, 8. f. ER. XVII. 127 und Erk. Wolfenbüttel 5/6 1869 
Sf. XXIII. 210, welche diefe Stelle von einem vertraggmäßigen beiberfeitigen 
Ueberbauen erklären. In Württemberg ift dieſe Eigenthumsbeſchränkung be- 
feitigt Lang, Sachenrecht 8 24, 12, und dem Breußifchen und Defterreichifchen 
Recht ift fie nicht bekannt Förfter Eccius 8 170, 68; Randa, E. 8 5, 25. 

1.189 D. 43. 27; Windſcheid 8 169, 10. Die anderen Rechte kennen 
bieje Eigenthumsbeſchränkung nicht vgl. oben 8 330, 47—50. 

* |. das Nähere im Bergredt. 

° 1. un. D. 43. 28; Windſcheid $ 169, 9; Bangerom 8 297 Anm. Rr. 3; 
Wächter, Bandelten 8 119 Beilage II. Die gilt nidht nach Bayrifhem, Preu⸗ 
ßiſchem und Sächſiſchem Hecht, nach welchen die überhängenden Yrüchte dem 
Nachbarn gehören vgl. unten 8 247, 22. Auch gemeinrechtlich wird von man⸗ 
chen der letzte Grundſatz für geltend angejehen vgl. unten $ 247, 20; ſ. da⸗ 
gegen Windicheid 8 169, 9. Der C. c. enthält Teine Beſtimmung; ber ge- 
meinrechtliche Grundfag wird gleichwohl auch für das franzöfiiche Recht ala 
geltend angenommen Zadariä $ 242, 4. 

°1. un. D. 48. 28; 1. 189 D. 39. 2; Windſcheid 8 169, 21; Er. 
Dresden 27/9 1849 Sf. IV. 10. Für das Defterreichiiche Recht nimmt Ranba, 
€. $ 5, 16 das gleiche an, indem nach feiner Anficht die in A.B.G.B. 8 384 
für Bienenſchwärme und andere zahme Thiere gegebene Borfchrift ein allge 
meine? in analogen Fällen anmwendbares Princip enthält. Ben gleichen 
Grundjag ſpricht das Preußiſche Landredt in einzelnen Anmwendungsfällen 
aus, fo bezüglich der Verfolgung eines Bienenſchwarms Pr. L.R. I, 9. 222; 
Abholen der aus PBrivatgewäflern auögetretenen Fiſche Br. AR. I. 9. 178; 








Beſchraͤnkung des Verbietungsrechts 8 240. 195 


3. Nach einzelnen Landesrechten hat der Eigenthümer das 
Recht, das Nachbargrundſtück zu betreten, jo weit dieß zur In⸗ 
ftandhaltung feines Eigenthums erforderlih if. Einzelne An- 
wendungsfälle find: das Hammerſchlags- und Leiterreht ", das 
Anwende⸗ und Pflugsrecht? und das Schaufelſchlagsrecht ?. 


Abholen eines durch Sturm auf das Nachbargrundſtück geworfenen Baumes 
Br. ER. J. 9. 293-296 mb Förfter Eccinus 8 170, 64-66. Die gleiche 
Beitimmung haben Sachſen B.G.B. 5 230 und Oeſterreich A.B.G.B. 8 384 
binfichtli des Bienenſchwarms und dasſelbe gilt nach franzöfiihem Recht 
Zachariäà 8 200, 18 und 8 246, 12, Baden 2.R. Art. 5642. Gemeinrecht⸗ 
ih ift das Recht der Bienenfolge nicht unbeftritien; dagegen: Erf. Caſſel 
19/11 1853 Sf. VIII 49; Elvers in 9. f. Pr. R.W. III. 218-286; dafür: 
Holzſchuher, Theorie 8 101 Nr. 7; Schelhaß, Nachbarrecht 8 7, 2; Lang, 
Sachenrecht $ 25, 8. 

T Befeler, BR. 8 93, 8; Stobbe, BR. $ 85, 12. Manche fehen dieß 
old gemeines Gewohnheitsrecht an Holzſchuher, Theorie $ 91, 12d; ſ. dagegen 
Erl. Kiel 2614 1845 Sf. V. 107; Hefle, Rechtöverhältniffe (2) 8 117. Es be- 
flieht in der Befugniß zum Bau oder zur Reparatur eined Gebäubes, einer 
Scheidung oder eines Grabens dad Nachbargrundſtück zu betreten und bie 
erforderlichen Gerüfte aufzuftellen, gewährt aber nicht das Necht, allenfallfige 
Sindernifie, z. B. eine Hede, zu bejeitigen Erk. R.G. 28110 1879 Anzeigen 
80. 110. Ebenjowenig kann der Eigenthümer verlangen, daß ber Kachbar 
den erforderlichen Pla unverbaut lafle Erf. Kiel 264 1845 Sf. V. 107; 
Münden 244 1874 Sammilg. IV. 150. Dagegen ift nah Münchner Status 
tarrecht mit dem Hammerftreichörecht der Anipruch verbunden, daß der Ham- 
merftreihägrund wie ein Fuß⸗ oder Fahrtweg von allen die Ausübung er- 
fhwerenden Hindernifien frei bleibe Ert. Münden 222 1873 Sammlung III. 
57. Geſetzlich anerkannt ift e3 Regensburg W.G.O. XII. 6; Amberg BD. 
AXV; Lübel Bauordnung 23/5 1881 8 70, Sadien 8.0.8. 8 350. Nicht 
anerfannt ift es in Württemberg Lang, Sachenrecht $ 25, 5; in Schleswig 
Erk. Flensburg 17/8 1865 Anz. 65, 192; nad) Defterreihiichem Recht Randa, 
E. 8 5, 21 und im Franzöfifhen Recht Zacharia 8 246, 13; Aubry 8 238, 
10. Nur für die Reparatur von Planken ift es anerlannt Pr. U. 1. 8. 
155 Dernburg. B. BR. J. 8 221, 19. 

s Mittermair, PR. 8 167. IV; Beieler, BR. 8 93, 7; Stobbe, BR. 
8 88, 11; Erf. München 80/12 1845 Bl. XV. 282. Auch bieß beruht nur 
auf befonderem Herkommen Hefe, Rechtsverhältniße (2) 8117 D. Nach Preu- 
ßiſchem Necht ift es nicht begründet Yörfter Eccius 8 170, 68; ebenfowenig 
ift es in Württemberg anerkannt Lang, Sachenrecht 8 25, 17; dort beiteht 
es als Felddienftbarkeit (Trepprecht) Lang, Sachenrecht $ 79, 7. Dem 
Defterreichiichen Recht ift es nicht befannt Randa, E. 8 5, 22. 

° &3 ift dieß das Recht, bei der Reinigung von Gräben und Canälen 
den Schlamm auf bie benachbarten Ufer zu werfen Stobbe, P.R. 5 85, 18; 

13 * 
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4. Die Adjacenten öffentliher Flüſſe find verpflichtet, den 
Leinpfad zu geitatten ?°. 

5. Der Eigenthümer des niedriger liegenden Grundftüds 
bat den natürlichen Waflerablauf von dem höher liegenden Grund: 
ftüd zu dulden und darf einfeitig feine denjelben ändernden Ber- 
anftaltungen treffen. Jeder der beiden Eigenthilmer bat dem 
Nachbar die Bejeitigung der Hinderniffe des natürlichen Wafler- 
ablaufs auf feinem Grundftüd zu geftatten *1. 

6. Auf Grund der Jagdgeſetze ift der Grundeigenthümer 
verbunden, den zur Ausübung der Jagd Berechtigten zum Behuf 
berjelben das Betreten feines Grundeigentbums zu geftatten ’?. 

7. Auf Grund der Erpropriationsgefete ift der Eigenthümer 
‚verpflichtet, die Vorbereitungen eines die Zwangsenteignung recht: 
fertigenden Unternehmens auf feinem Grundbefiß zu dulden ’®. 


Caput 2. 
Erwerb des Eigenthums. 
Titel I. 


Bm Allgemeinen. 


g 241. 


I. Fähigkeit um Erwerb. 


Vom civilredtliden Standpunft aus betrachtet bildet Die 
Fähigkeit, Eigenthum zu erwerben, eine der hauptſächlichſten Wir- 
tungen der Rechtsfähigkeit. Sie ift für juriſtiſche Perfonen bie 
Borausfegung der Eriftenz !', für phyſiſche Perſonen eine jelbft- 
Erf. Dresden 1845 Sf. II. 145; 1851 Sf. VI. 139; Deſſau 1876 BL. f. Thür. 
XXIV. 223. 

10 Stobbe, B.R. 8 85, 17 ſ. darüber dad Nähere im Waſſerrecht. 

11 Bol. oben 8 238, 28—31. Ueber die abweichende Stellung de3 Preu- 
Bifchen Landrechts vgl. oben 8 238, 38. 

12 |, darüber das Nähere im Jagdrecht. 

18 Breußen E.G. 8 5; Anhalt E.G. 8 4; Lübed E.G. 8 4; Bremen 
E.G. 8 5. 

Da ſich die Fiktion der Rechtsfähigkeit nur auf die Vermögensverhält⸗ 
niße erſtreckt, ſo liegt die Eigenthumsfähigkeit im Begriff der juriſtiſchen Per⸗ 
ſon Roth, D. P.R. 8 71, 16; Stobbe, D. P.R. 8 49, 7. 
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verflänbliche Folge der Eriftenz ?; bei beiden bildet Beichräntung 
die auf einem Specialgefeß beruhende Ausnahme. 

1. Bei phyfiihen Perfonen bildet gemeinrehtlih und nad 
Preußiſchem, Sähfifhen und Franzöſiſchem Recht die Erwerbs: 
fähigkeit Die Regel *; namentlich ift die in dem älteren Recht be: 
gründete Beihränfung der Ausländer *, der Belenner beftimmter 
Eonfeifionen ° und der Mitglieder einzelner Stanbesclaflen für 
die Erwerbung gewiſſer Güterarten ® nicht mehr anwendbar. Eine 
Beſchränkung ift nur für beftimmte Beamtenkategorien ” und nad 


2 Moth, D. BR. 8 60, 4. 

® Vagenftecher, Eigentbum I. 39; Schmid, Handbuch 8 5, 1; Bayr. L. R. 
U. 2. 3; Pr. L.R. I. 8 6; Sachſen 8.8.8. 8 30; C. o. Urt. 8. 

* Stobbe, BR. 8 42. 43; Mandry, civilrechtlider Inhalt 8 4. In 
Preußen ift durch Geſetz 28/3 1874 und in Württemberg durch Geſetz 1/3 
1865 die Beſchränkung der nicht deutſchen Wusländer in der Erwerbung von 
Grundbeſitz aufgehoben Dernburg, PB. BR. I. 8 45, 5; Mandry, civilrecht- 
licher Inhalt 8 A, 15, während nad) Hamburg Gel. 20/3 1863 YZufchreibung 
von Grundeigenthum an nicht dem beutichen Reich angehörige Berfonen von 
Genehmigung des Senats abhängt. Eine allgemeine Beſchränkung nichtdeut- 
fcher Ausländer Tann jest nur auf Grund des Retorſionsrechts vorkommen 
Roth, D. BR. 8 67, 12. In Oeſterreich find Motenegriner im Retorſions⸗ 
weg von der Erwerbung von Grundbeſitz ausgefchlofien Randa, E. 8 2, 6, 
ferner Ausländer vom Befig von Bauerngütern, was fih jedoch auf bie 
Unterthanen ber ehemaligen deutſchen Bundesftanten, dann von Stalien, Hol: 
fand, Frankreich und Spanien nicht erftredt Randa, E. 8 2, 7. 

° Diefe find durch Reichsgeſetz 3,7 1869 für den ganzen limfang bes 
Deutichen Reichs bejeitigt Roth, D. PR. 8 69, 8. Damit ift auch die in 
Preußen bis dahin geltende Beſchränkung ber Mennoniten und Quäder in 
ben Erwerb von ®rundbefig weggefallen Förſter Eccius 8 124, 25. Die 
Meinung von Blatuer, Sachenrecht 8 8, 19, daß ausländifche Juden noch den 
früher beftehenden Beichränkungen unterliegen, entbehrt der Begründung ſ. Erf. 
RD.HG. Entſch. XXIII. 75. 

° Beichränft waren namentlih nach früherem Preußiſchem Recht Nicht⸗ 
abelige in dem Erwerb von Rittergütern Yörfter Ecciud 8 168, 2 und es ift 
bieß in einzelnen Theilen des NRechtögebiet3 für Borfgemeinden und ihre Mit- 
glieder noch erhalten Förfter Eccius $ 124, 25. Die früher in Preußen für 
Unterofficiere und Gemeine begründete Beichräntung ift duch R.Militärgeſetz 
2/5 1874 8 42 aufgehoben Yörfter Eccius 8 124, 25. Durch Sachſen⸗Weimar 
Geſ. 17,5 1826 8 1—8 find die VBejchränkungen in ber Erwerbung von Ritter- 
gätern, ftädtifhen rundftüden und Bauerngütern durch Angehörige anderer 
Stände aufgehoben. 

" In Preußen find DMitgkieder ber Domänenverwaltungen in dem Er- 
werb von PVomänengrundftäden beichräntt K.O. 219 1812 Förfter Eccius 
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einzelnen Rechten für Neligiojen ® gegeben. Dagegen bat das 
Defterreihiiche Recht einzelne Beſchränkungen des älteren Rechts 
erhalten ®. 

2. Für kirchliche Inftitute ft die Befugniß der Erwerbung 
von Grundeigenthbum durch die Amortiſationsgeſetze vielfach be- 
ſchränkt ?°, und in Preußen bedürfen ausländiſche Corporationen 
und juriftifhe Perfonen zur Erwerbung von Grundeigenthum der 
königlichen Genehmigung ꝛ2. In Hamburg tft die Zuſchreibung 
von Grundeigenthum an juriftiiche Perſonen, die nit vom Staat 
autorifirt find, von Genehmigung des Senats abhängig '?. 


8 124, 26. Forftbeamte bärfen Grundftüde, bie an die ihrer Berwaltung an⸗ 
vertrauten Forften grenzen oder die an denjelben ein Holz⸗Hütungs⸗ ober 
fonftiges Recht haben, nicht erwerben K.D. 5/9 1821 G. S. 158 Koch, F. 8 330, 
35. Bergbeamte und ihre rauen und Kinder find in ber Erwerbung des 
Bergeigentbums in ihrem Bezirk befchränkt Verggeſetz 246 1865 8 195. Die 
diefen Verboten widerſprechende Erwerbung ift nichtig Dernburg, P. BR. L 
8 225, 9. In Bayern ift den äußeren Juſtiz⸗, Bolizei- und Finanzbeamten 
unterfagt, in ihrem Amtsbezirk eine Gut3realität zu erwerben, inbefjen kann 
ein abgeichloffener Vertrag nicht angefochten werben Roth, Bayr. E.R. (2) 
8 33, 1. Nach dem Bahriſchen Berggefeh Art. 96 und dem Württembergifchen 
Berggefeb Urt. 177 dürfen Bergbeamte und ihre Frauen und Kinder in ihrem 
Amtsbezirk nicht muthen. Ueber Heſſen⸗Darmſtadt vgl. Müller, Ingrofjation 
8 20, 5. In Württemberg war nach Dienftpragmatit 2116 1821 8 7 ben 
Beamten die Erwerbung liegender Gründe innerhalb ihres Amtsbezirks mit 
Ausnahme eined Wohnhaufes verboten Reyſcher, PR. 8 208, 5, was aber 
in Folge des Geſetzes 2816 1876 aufgehoben tft Lang, Sachenrecht 8 166, 18; 
die gleiche Beitimmung gilt nach Kurheſſen Staatsdienſtgeſetz 813 1831 8 16. 
Nach Sadfen-Weimar Gel. 45 1826 8 4 bedürfen Zuftizoberbeamte ihre 
Gattinnen und Kinder zur Erwerbung von Grundftüden in ihrem Gerichts⸗ 
iprengel bei Bermeidung ber Richtigkeit der Genehmigung ber Landesregierung. 
Nach Oeſterreich Berggejeb 2815 1854 8 7. 8 find VBergbeamte, ihre Frauen 
und Kinder von dem Befib von Bergwerken in ihren Amtsbezirken ausge- 
ſchloſſen. 

s Bgl. oben 8 70, 33. 

® Bgl. oben Note 4 und 7. Außerdem find nach Oeſterreichiſchem Recht 
erwerböunfähig Dejerteure und folche, die unbefugt ausgewandert find Randa, 
10 gl. oben 8 71, 20; Pr. L. R. II. 11.194; Dernburg, B.P.R.L $ 235, 11. 
1 Gef. 45 1846. Dernburg, B. BR. I. 8 55, 10 und 8 225, 10. 
2 Gel. 20,3 1863 Erwerb von Grundeigenthum. 
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8 242. 
II. Die Erwerbsarten. 


Die Eintheilung der Erwerbsarten des Eigentbums wird 
unter verfchiedenen Gefichtöpuntten aufgefaßt. Die römilchen 
Duellen unterf'heiden civilen und naturalen Erwerb !. Gemein: 
rechtlich werden namentlih hervorgehoben die Unterfheidungen in 
urjprüngliden und abgeleiteten Erwerb ?, Erwerb mit Succeffion 
und ohne Succeffion und Verfertigung und Verbindnng?, Erwerb 
mit und ohne Befitergreifung *, Erwerb an neuentitandenen, herren: 
loſen und fremden Saden®, während andere die einzelnen Er- 
werbsarten ohne weitere Claſſifikation aufzählen. Mit Feiner 
dieſer Eintheilungen ſtimmen die neueren Geſetze überein. Das 
Preußiſche Landrecht hat die Eintheilung in unmittelbare und 
mittelbare Erwerbsarten”’; das Sächſiſche B.G.B. behandelt ge- 
trennt die Erwerbung der unbeweglichen und beweglichen Sachen ®, 
das Defterreihifhe A.B.G.B. unterfcheidet den Erwerb durch Zu: 
eignung, Zuwachs und Webergabe ® und der Code civil den Er: 
werb durch Geſetz, Wille des Eigenthümers und Erfigung '°. Der 
nachfolgenden Darftellung ift die Eintheilung der Erwerbsarten in 
urfprüngliche und abgeleitete zu Grund gelegt. 


Pagenſtecher, Eigenthbum II. 8. Dieß ift Bayr. L.R. IL. 2. 5 und IL 
$. 1 angenommen. 

2Puchta, Bandelten 8 147; Arndt? 8 144; Sintenid, C.R. $ 48, 8; 
Wächter, Bandelten 8 130; Holzfchuher, Theorie 8 106; Baron, PBanbelten 
& 150, Randa, E. 8 10. 

° Windſcheid 8 170. 

* Bangeromw, Pandekten 8 307; Keller, Pandekten $ 128. 

5 Förfter Eccius 8 172. 

° So z. B. Senffert, Pandekten 8 125 f. Occupation, Specifilation, Tra- 
dition, Erfigung, Neceffion und andere Erwerbsarten. 

’ Br. L.R. 19.5.6. Diefe Eintheilung ift nicht mit der in urjprüng- 
lichen und abgeleiteten Erwerb identifch, obwohl fie Aehnlichkeit mit ihr hat. 
Ueber die Unterfcheibungsmertmale vgl. Förfter Eccius $ 172, 5. 

s Sachſen 8.8.8. 8 237—3287. 

? Defterreih A.B.G.B. 8 380—446. 

1% Badariä 8 199. 
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Titel II. 
Arfprüngliger Erwerb. 


Abſchnitt 1. 
mit Rädficht auf bisheriges Eigenthum. 


8 243. 
I. Fruchterwerb!. 


Natürlicde Früchte find gemeinrechtlich big zu ihrer Trennung 
Theile der Hauptſache? und fallen mit ihrer Trennung in das 
Eigenthum des Eigenthilmer3®, dem gemeinrehtlih der Emphy⸗ 
teuta gleichfteht‘. Der gleiche Grundjag gilt nad Sächſiſchem ®, 
Defterreihiihem ® und franzöſiſchem Recht'. Nah Preußiſchem 
Landrecht find die Früchte gleich bei ihrer Entitehung Eigenthum 
bes Eigenthümers ®. 


ı ®öppert, bie organiſchen Erzeugnifie 1869; Schmid, Hanbbud I. $ 9; 
Pagenſtecher, Eigenthum II. 93—113; Windſcheid $ 186. 

» 1, 44 D. 6. 1; Wächter, W. P.R. IL. 8 42, 9a; Schmid, Handbuch 
89,8, 

3 Windſcheid 8 186, 2; Schmid, Handbuch 8 9, 6; Sintenis, C.R. 8 49, 22. 

+1.25 81 D. 22. 1; Schmid, Handbuch $ 9, 6; Windſcheid 8 186, 5. 
Es findet die analoge Anwendung auf den Lehenmann Mayr, Lehenrecht 
8 119, 6; Bayr. ER. IV. 77 Nr. 1; IV. 18. 21 Nr. 2, 

5 Sachſen 8.8.8. 8 244. Der Eigenthümer einer Sache bleibt Eigen- 
thumer der Früchte, felbft wenn fie von der Sache getrennt find, foferne nicht 
ein anderer das Eigenthum an benjelben erwirbt. 

° Defterreih A.B.G.B. 8 405. Nach Defterreihiihen Recht fallen bie 
Früchte mit ihrer Separation in das Eigenthum bed Eigenthümers, dem ber 
Erbpädter gleichfteht Kirchftetter, Commentar 204, 3; Randa, Eigenthums- 
recht 8 14, 14. 

70. 0. Urt. 547. 

° Br. ER. J. 9. 221; Förfter Eccius 8 178, 3. Nur an Thierjungen 
wird erft nach Trennung vom Mutterthier Eigenthum erworben Br. L. R. L 
7. 194. 
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8 244. 
II. Eigenthumserwerb durch Verbindung, 


Wird eine Sache in der Art mit einer andern Sache ver: 
bunden, daß fie nicht mehr ſelbſtſtändig für fich befteht, fo tritt 
Eigenthumserwerb durch Berbindung ein, für welchen folgende 
Srundfäte gelten: 


A. Berbindung einer bewegliden mit einer unbewegliden 
Sade. 


Als leitender Grundſatz gilt, daß eine bewegliche Sache, bie 
mit einer unbeweglichen verbunden wird, dem Eigenthlimer ber 
legteren erworben wird !. Die einzelnen Anwendbungsfälle find : 

I. Bebauen (inaedificatio) *. Wird ein Gebäube errichtet, 
fo wird e3 regelmäßig Theil des Bodens, auf dem e3 errichtet 
wird. Diefer Grundfag erleidet indefien Modifikationen bezüg- 
li des dazu verwendeten Materials , infofern das Eigenthum 
daran nicht unter allen Verhältnigen auf den Eigenthümer bes 
Bodens übergeht. Es find bier das gemeine Recht und die 
neneren Landesrechte zu unterfcheiden: 

1. Gemeinrehtlih gelten folgende Grundſätze: Wird mit 
fremdem Material ein Gebäude errichtet, jo wird dasſelbe als 
Ganzes Eigenthum des Grundeigenthümers *. Der Eigenthümer 


ı Wächter, RL. I. 20; Arndts 8 152 Nr. 2. 

® Baun, U. f. &.Br. XLII. 211. 301; Wächter, RL. I. 25—29 und 
Bandelten 8 133 Beil. III; Gefterding, Eigentum 8 31; Schmid, Handbuch 
8 10, 50 f.; Vangerow 8 300 und 329; Windicheid 8 188 Nr. 10; Arndt 
8 152 Unm. 4; Seuffert 8 144; Sintenid, C.R. 8 50, 52; Lang, Sachenrecht 
8 36 Nr. 2; Curtius, C.R. 8 593; Förfter Eccius 8 176, 31; Dernburg, P. 
BR. I 8 286; Heybemann, Einleitung Il. 64; Zachariä 8 203, 1. 

® Bol. oben 8 75, 13. Eine Ausnahme ift nach Preußiſchem und Fran- 
zoſiſchem Recht bei der Superficied gegeben unten 8 289, 9. 10. 

1.7810. 12 D. 41. 2, 1. 2 Cod. 3. 82; Zaun, U. 212, 5; 300, 1; 
Windicheid 8 188, 10; Schmid, Handbuch 8 10, 54. Hievon ift aud dann 
feine Ausnahme zu machen, wenn der Materialeigenthümer mit Einwilligung 
des Grundeigenthümers auf frembem Voden baut. Gegen die Annahme Erf. 
Münden 13/12 1855 BI. XXI. 384, daß in biefem Fall der Materinleigen- 
thämer Eigenthümer des Baues werde, ſprechen fich für das gemeine und 
Bayriſche Recht aus Erk. München 19/7 1879 Sammig. VIL 396; 15/2 1879 
Sammlg. VIL 324. 
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des Materials verliert aber fein Eigenthum infofern nit, als 
ihm bei Auflöfung des Baues’ ein Vindikationsrecht zufteht ®, 
wenn nit der Eigenthümer bes Bodens auch Eigenthümer bes 
Materials geworden tft’. Es tritt dieß in folgender Weile hervor: 

a. Hat der Grunbeigenthümer in gutem Glauben mit frem- 
dem Material gebaut, fo kann der Materialeigenthümer mit der 
actio de tigno juncto den doppelten? Werth der Materialien ein- 
Hagen®, und wenn er feinen Gebrauch davon gemacht hat, bei 
Auflöfung des Baus die Materialien vindiciren? War der 
Grundeigenthümer in böfem Glauben, fo hat der Eigenthümer 
die actio de tigno juncto auf boppelten Erjag des Materials '° 


5 Solange das Gebäude fteht, ift fein Vindikationsrecht ausgeſchloſſen 
l. 1 pr. D. 47. 3; Wächter, R.L. I. 26, 62; Ertl. Braunfchweig 28/4 1853 
8. f. Br. I. 115. 

° Beftritten ift welches Rechtsverhältniß hier vorliege. Nach ber einen 
Anficht erwirbt der Grundeigenthümer widerrufliches Eigentyum an den Ma- 
terialien Wächter, R.L. I. 20. 26 und Pandekten 8 133 Beilage II Nr. 1; 
Demelius, Exhibitionspflicht 100; Brinz, Banbelten (2) 8 146, 18. Nach ber 
andern Anfiht ruht das Eigenthum bes Materialeigenthümers bis zur befi- 
nitiven Erwerbung durch den Grundeigenthümer Winbfcheid 8 188, 13; Arndts 
8 152, Anm. 2; Jacobi, Bereiherung Jahrb. f. Dogm. IV. 247, 105. 

Dieß tritt in dem unten Note 8 erwähnten Yall ein. 

°e8 29 Inst. 2.1;1.7810 D.41. 151.6 D.10. 4 Manche fprechen 
der actio de tigno juncto die praftiihe Geltung ab, und lafien eine Klage 
nur auf einfachen Schadenserſatz zu Seuffert, Pandekten 8 144, 5; Eurtins, 
E.R. 8 533b, was Bayr. LR. II. 8. 17 Nr. 3 angenommen ift; allein Die 
gemeinrechtlihe Geltung ber actio de tigno juncto kann nicht bezweifelt 
werden Schmid, Handbuh 8 10, 56; Wächter, R.L. I 28 und Pandekten 
8 138, Beilage III. II. 1a; Windfcheib 8 188, 15. Gegen die Anficht von 
Bangerom 8 300 Unm., daß der Anſpruch auf das Doppelte nur bei Ber- 


‚wendung geftoblenen Materiald gegeben ſei ſ. Windjcheid 8 188, 16. Durch 


Leiftung des Doppelten geht das Eigenthum des Materiald auf den Bauenden 
über Windſcheid 8 188, 17; Schmib, Handbuch 8 10, 61. 

° 8 29 Inst. 2.1; 1.78 10 D. 41. 1; Windfcheib 8 188, 13. Diefer 
Anſpruch ift, jo lange das Gebäude fteht der Verjährung entzogen oben 8 87, 
66. Das Bayr. L.R. II. 8. 17 Nr. 3 erwähnt das Bindilationdrecht nicht, 
und e3 fcheint auch nad ben Anmerkungen der Materialeigenthämer nur auf 
den einfaden Schadenserſatz angewiejen zu jein; Erf. München 19/7 1879 
Sammig. VII. 396 fcheint jedoch gegentheiliger Anficht zu fein. 

10 Nach römiſchem Recht war die actio ad exhibendum oder rei vindi- 
catio auf vollen Erfah des Materiald gegeben, weil der bösgläubige Grund» 
eigenthilmer jo behandelt wurde, als habe er ſich Hinterfiftiger Weiſe des Be⸗ 
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und außerdem das Recht, bei Auflöfung des Baus die Materialien 
zu vindiciren ’!. 

b. Hat der Materialeigenthümer auf fremdem Grund gebaut, 
fo bat er, wenn er im Bet if, das Recht der Hinwegnahme, 
injoferne die Trennung ſchadenlos gefchehen fann '?, außerdem 
ein Netentionsreht wegen nothwendiger und nüblicher Verwen- 
dungen !°; ift er nicht im Beſitz, fo bat er nur das Recht ber 
Bindilation bei Auflöfung . War er tn böfem Glauben, fo hat 
er, wenn er im Befiß iſt, ein Recht der Hinwegnahme, wenn die 
Trennung ſchadenlos geſchehen kann !®, oder ein Retentionsrecht 
wegen nothwendiger Verwendungen !*, und wenn er nicht im 
Beſitz ift, das Recht der Vindication bei Auflöfung "7. 


ſitzes entäußert L.1 82 D. 47.8; 1.23 86 D. 6. 1; Schmid, Handbuch 
$ 10, 58. Außerdem Hatte aber ber Materinleigenthümer auch die actio de 
tigno juncto auf das Doppelte 1. 2 D. 47. 8; 1.23 86 D. 6.1; da bie 
legtere in diefem Yall nicht Erſatzklage fondern Straflliage war, fo nimmt 
man an, daß jetzt ber Kläger auf die letztere ald Erſatzklage beſchränkt jei; 
Wächter, Pandekten 8 133 Beilage III. Nr. TI. 1b. Nach Bayr. ER. II. 
3. 17 Nr. 3 ift mur ein Anſpruch auf Vergütung des Materiald gegeben. 

11 In 8 29 Inst. 2.1 fcheint zwar allgemein bei Durchführung ber Klage 
auf das Doppelte das Bindilationsrecht ausgefchloffen zu fein, allein nad) 1. 2 
D. 47. 3 befchräntt fi dieß auf den Fall, daß der Bauende in bona fide 
war Schmid, Handbuch 8 10, 61; Wächter, R.L. I. 27, 64; Winbfcheib 8 188, 18. 

12 1.2785; 1.87 D.6. 1; Erf. Kiel 28/11 1863 Anz. 68, 376, Schmid, 
Handbuch 8 10, 75. Rah Bayr. EUR. II.2. 10 Nr. 7 vgl, mit UI. 3. 17 
Rr. 2 hat er ein Recht der Wegnahme nur für impensae voluptuariae. 

18 & 80 Inst. 2. 1; Schmid, Handbuch 8 10, 72 und 74; Wächter, R.L. 
L 29, 70. Nah Bayr. 2.R. I. 2. 10 Nr. 7 vgl. mit OR. IL. 3. 17 Nr. 2 
Bat er ein Retentionsrecht nur für impensae necessariae. 

ı* L 2 Cod. 38. 82; Erk. Gluͤckſtadt 13/1 1852 Anz. 52. 223; GSeuffert 
8 144, 7; Wächter, Banbelten 8 133 Beilage III. Nr. III. 2b; Lang, Sa⸗ 
chenxecht $ 36, 15. 

1.37 D.6. 1; 1.5 Cod. 8. 32; Schmid, Handbuch $ 10, 71; Ban- 
gerom 8 329, 1. 1; Erf. Celle 17/11 1857 Sf. XII. 125; dieß gilt auch in 
Schleswig Erf. Kiel 20/5 1870 Anz. 70, 228. 

1 1. 5 Cod. 3. 32; Schmid, Handbuch 8 10, 68. Auf Grund der Be- 
flimmungen $ 30 Inst 2. 1,1.7812D, 41.1 und 1. 16 Cod. 3. 32 jpricht 
Bangerow 8 329 Anm. 1. 2 dem bösgläubigen Materialeigenthümer das Re: 
tentionsrecht ganz ab, allein es bezieht fich dieß nur auf impensae utiles und 
voluptuariae, während ihm für impensae neccessariae in 1. 5 Cod. 3. 32 
das Retentionsrecht ausdrücklich zugeiprochen ift Schmid, Handbuch $ 10, 68; 
Wächter, Pandekten & 183 Beilage IIL Nr. IIL 2a. 
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c. Nah Bayriſchem Landrecht kann, wenn ein Gebäude auf 
fremdem Grund und Boden mit fremdem Material aufgeführt 
wurde, der Bauführer, wenn der Bau nothwendig oder nüßlich 
war, feine Koften gegen den Grundeigenthümer geltend machen 
und der Materialeigenthbümer Tann den Werth der Materialien 
von dem Grundheren fordern oder, wenn der Bau aufgelöst wird, 
die Materialien vindiciren 18. 

2. Nah Preußiſchem Landrecht ift zu unterfcheiden : 

a. Hat der Grundherr mit fremdem Material auf feinem 
Grund und Boden ein Haus erbaut, fo wird er Eigenthümer des 
Materials, muß aber nah Maaßgabe feiner Verſchuldung Ent- 
ſchädigung leiften ’°. 

b. Hat der Eigenthümer des Materiald auf frembem Boben 
ohne Vorwiffen des Grundeigenthümers gebaut, jo Tann dieſer, 
wenn er feine Kenntniß davon erhalten, ober fogleih, als er 
Kenntniß erhalten, der Fortfegung des Baus widerſprochen bat, 
entweder Abbruh und MWegräumen des Gebäudes auf Koften Des 
Bauenden und Schadenserſatz oder Weberlaffung des Gebäudes 
gegen Eritattung der Baukoſten oder Webernahme des Gebäudes 
dur den Bauenden gegen Vergütung des Werths der Bauftelle 
und Schadenserfa verlangen ?°. Hat der Grundeigenthümer, 
nahdem er Kenntniß von dem Bau erhalten, nicht ſogleich Wider- 
fpru eingelegt, fo bleibt da8 Gebäude mit dem Grund und 
Boden ?! dem Bauenden, und der Grundeigenthümer kann nur 
Entihädigung für die Bauftelle anfprechen 22. 


ı7 8 30 Inst. 2. 1 und 1.78 12 D. 11. 1 ift ihm das Vindikationsrecht 
abgeiprocdhen, dagegen 1. 2 Cod. 3. 32 zugeftanden. Bei bem innern Wiber- 
ipruch diefer Stellen ift der Beftimmung der letzteren der Vorzug zu geben 
Wächter, RL. I. 29, 76; Vangerow 8 329 Anm. I. 3. Nach einer andern 
Anficht ift in dem wiſſentlichen Bau auf fremdem Boden ein Verzicht auf bad 
Eigenthum an dem Material zu ſehen Bagenftecher, Eigentum II. 148. 2; 
Schmid, Hanbbuh 3 10, 67. Damit übereinftimmend Kreittmayr, Anm. zu 
ER. II. 8. 17. 

18 Bayr. ER. I. 3. 17 Nr. 1. 

10 Pr. L.R. I 9. 334. 835; Förſter Eccius 8 176, 40; Dernburg, P. 
PR. I. 8 286, 3, 

Pr L.R. I 9. 328-331; Förfter Eccius 8 176, 36-38; Dernburg, 
P. BR. L 8 286, 6. 

1 Es ift beftritten, ob darunter nur die bebaute Fläche zu verftehen jei 
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ec. Hat der Bauführer mit fremden Materialien auf fremdem 
Grund und Boden ohne Willen beider Eigenthümer gebaut, fo 
hat der Grundeigenthümer binfichtlich des Gebäudes das erwähnte 
Wahlrecht, der Eigenthümer der Materialien aber einen Erfagan- 
ſpruch nur gegen den Bauführer *®. 

3. Nah Sächfiſchem Recht werden Baumaterialien mit ihrer 
Derwendung in ein Gebäude Beftanbtheile desfelben, und das 
Gebäude mit feiner Errichtung Beftandtheil des Grundes und 
Bodens, auf bem es errichtet wurde **; der Grunbeigenthämer 
aber bat für die Materialien, wenn er in redlichem Glauben war, 
joweit er bereichert ift, wenn er in unreblihem Glauben war, 
vollen Erſatz zu leiften ?°. 

4. Nah Defterreichiihem Recht bleibt das Gebäude, welches 
mit fremdem Material von dem Grundeigenthümer aufgeführt if, 
biefem und er bat, wenn er in gutem Glauben war, ben gemeinen, 
wenn er in böjem Glauben war, ben höchſten Preis mit Scha- 
denserſatz zu erjegen *°. Hat jemand mit eigenen Materialien 
ohne Wiffen und Willen des Eigenthümers auf fremdem Grund 
gebaut, jo fällt da Gebäude dem Grundeigenthümer zu. Dabei 
kann der reblihe Bauführer den Erſatz der nothwendigen und 
nüglihen Auslagen fordern , der unreblide wird als Geſchäfts⸗ 


Ertl. D.%r. 24/10 1870 Striethorft LXXXI. 19; Turnau, Grundbuchsordnung 
1. 321, oder ob fi dieß auch auf die zum Gebraud des Gebäudes unent« 
behrliche Yläche 3. B. den Hof erftrede Erf. R.G. 7/2 1880 Sammlg. I. 66; 
Dernburg, B. BR. I. 8 236, 8 Nr. 5. 

2 Dr. DR. I. 9. 332; Dernburg, PB. PR. 1.8 236, 8. Es iſt beftritten, 
wie bier ber Eigenthumsübergang fich vollziehe. Nach der einen Unficht ift 
der Grundeigenthümer verpflichtet, das Grundeigenthum bem NBauenden zu 
überlaflen, er ift alſo verpflichtet, ben Grund an ihn zu veräußern, ober es 
wird fein Eonjens ergänzt Heydemann, Einleitung II. 66 und die dort ci- 
tirten Erfenntniffe. Nach der andern Anficht erwirbt der Bauende das Eigen- 
tum dur) den unwiderfprochenen Bau, und es ift daher Auflafjung nicht 
erforderlich Dernburg, P. PR. I. 8 236, 13; Achilles Gef. 91 Nr. 7; Turnau, 
&rb.D. II. 321. Die Geltung diefer Vorſchrift ift nah Erf. DO.Tr. 8/6 1877 
Entſch. LXXX. 51 dur das E. E.G. 5/5 1872 nicht berührt. 

Pr L.R. 1 9. 336-339; Yörfter Eccius 8 176, 41. 

* Sachſen B.G. B. 8 286. 

» Sachſen B.G.B. 8 287. 

* Defterreih A.B.G.B. 8 417. 
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führer ohne Auftrag behandelt ?”. Hat der Grundeigenthümer 
Kenntniß von der Bauführung gehabt und fie nicht fofort unter- 
jagt, jo wird der redliche Bauführer Eigenthümer des Bodens 
gegen Erjat des gemeinen Werths für den Grund ?®. Hat ber 
Bauführer fremde Materialien benüßt, fo ift fein Verhältniß zum 
Grunbeigenthümer dasjelbe,, wie wenn er eigne Materialien ver- 
baut hat; dem Eigenthümer der Materialien aber hat er, wenn 
er in gutem Glauben war, den gemeinen, wenn er in böfem 
Glauben war, den höchſten Werth berfelben zu erjegen ?°. 

5. Rah franzöfifhem Recht bleibt das mit Fremdem Material 
aufgeführte Gebäude dem Grundeigenthümer °°. Hat dieſer felbfi 
mit fremdem Material gebaut, jo muß er deren Werth bezahlen 
und nah Umftänden Entſchädigung leiften *!. Hat ber Eigen- 
thümer des Materials auf fremdem Boden gebaut, fo bat ber 
Grunbeigenthümer , wenn der Bauführer in böfem Glauben war, 
bie Wahl, ob er das Gebäude gegen Erſatz bes Arbeitslohnes 
und des Werths des Materials behalten oder den Bauführenden 
nöthigen will, das Bauwerk auf feine Koften und unter Umftän- 
den mit Schadenserfagleiftung binwegzunehmen®?. War der Bau- 
führende in gutem Glauben, fo Tann der Grunbeigenthümer bie 
MWegräumung des Baus nicht fordern, fondern er bat die Wahl, 
ob er den Werth des Arbeitslohn und des Materials oder die 
Summe erfeßen will, um welche der Boden an feinem Werth er- 
höht worden ift ®®. 

II Säen und Pflanzen’! Wird fremder Samen auf 


17 Defterreih A.B.G.B. 8 418. 

38 Defterreih A. B.G.B. 8 418. Der Grunderwerb durch den reblichen 
Bauführer erfolgt hier kraft Geſetzes. Stubenrauch, Kommentar 508, 1; Rande, 
Eigenthumsreht 8 17,11. A. M. Strohal, Eigenthum 8 14, 3, ber dem 
Bauführer nur einen obligatoriichen Anſpruch geben will. 

9 Defterreih A.B.G.B. 8 419. 

0. c. Art. 554. 555; Zachariä 8 203, 2. 

s1 0, co. Art. 554. 

20, o. Art, 555; Zachariä 8 203, 4. 

ss 0, c. Art. 555. 

* Wächter, RL. 1 22—25; Wächter, Pandekten 8 133 Beil. IV; Schmid, 
Handbuch 8 10, 78 f.; Gefterding, Eigentbum 5 32; Windſcheid 8 188, 7; 
Lang, Sachenrecht 8 36. I. 1; Eurtius, BR. 8 534; Förſter Eccius 8 173 
Nr. 5; Zachariä 8 203. 
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einem Grundſtück gejät oder eine fremde Pflanze auf einem Grund: 
ftüd gepflanzt, jo erwirbt der Eigenthümer *° des Grundſtücks das 
Eigentbum des Samend mit dem Ausfüen ®®, das der Pflanze 
fowie diefe Wurzeln geihlagen hat’. Für das Rechtsverhältniß 
bes Grumdeigenthümers und des Eigenthümerd der Materialien 
gelten dabei folgende Grundfäte: 

1. Gemeinrehtlih und nah Preußiſchem Recht wird unter: 
ſchieden, ob der Herr des Bodens felbft die Verbindung vorge- 
nommen bat oder nicht. 

a. Hat ber Herr des Bodens felbft die Verbindung vorge: 
nommen, fo bat er, wenn er in gutem Glauben war, gemeinrecht⸗ 
lih den Betrag feiner Bereicherung herauszugeben ®®, nad Preu⸗ 
ßiſchem Recht den böchften Preis des Materials zu erjehen °°. 
Bar er in böfem Glauben, jo bat er gemeinrechtlich den vollen 
Werth und das Intereſſe *°, nad) Preußiſchem Hecht den höchiten 
Breis mit Schabenserfag zu leiften *'. Nach Bayrifhem Landrecht 
bat der Eigenthümer ohne Unterfheibung, ob er in gutem oder 
böſem Glauben war, den nah unpartetiihem Anfchlag zu ermit- 
telnden Werth der Materialien zu erſetzen *. 


Nach Pr. ER. I. 9. 275 fällt das Eigenthun demjenigen zu, dem das 
Nutzungsrecht ded Bodens zulommt. Gemeinrechtlic und nad) den anderen 
LZandesrechten werben Same und Pflanzen Theile des Bodens $ 32 Inst. 2.1; 
Bayr. L.R. II. 3. 18; Sachen 8.8.8. 8 285; Defterreih A.B.G.B. 8 420; 
C. c. Urt. 558. 

s° 1,58 D. 6.1; Schmid, Handbudh 8 10, 78; Bayr. L.R. II. 3. 18; 
Br. ER. I. 9. 275; Sachſen 8.9.8. 8 285. A. M. Windſcheid 8 188, 7, 
der auch für das Beſäen mit frembem Samen da3 Wurzelichlagen voraus⸗ 
jest. Anſcheinend übereinftimmend damit Defterreih A.B.G.B. 8 420. 

21.2682 D. 41. 1; Schmid, Handbuch 8 10, 83; Bayr. 2.3. II. 3. 
18; B. ER. I. 9. 273; Sachſen B. G. B. 5 285; Defterreih A.B.G.B. 8 420. 
Gemeinrechtlich ift hier nicht wie beim Bauen für den Fall der Trennung 
des Baums vom Boden der urfprüngliche Eigenthümer des Baumd zur Vin- 
dilation bereditigt 1. 9 S 2 D. 39, 2; Schmid, Handbuch $ 10, 87; Wind- 
ſcheid 8 188, 7. 

®1.2385D.6.1; Wächter, R.2.I. 24, 51; Schmid, Handbuch 8 10, 80. 

⸗ↄ20 Pr. L. R. IJ. 9. 289. 

Bäder, RL. 1. 24, 18-50. 

+1 Br. ER. I. 9. 284. Er hat dem Materialeigenthümer den entgan- 
genen Bortheil zu erftatten. 

2 Bayr. L. R. IL 3. 17 Nr. 3. Die Hier für das Bebauen getroffene 
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b. Hat der Eigentbümer der Materialien die Verbindung vor: 
genommen, fo bat er gemeinrehtlihd Anſpruch auf Erfah Des 
Werthes der Materialien wenn er in gutem Glauben war, injo- 
ferne die Verbindung als nothwendiger oder ertragerhöhenber **, 
wenn er in böfem Glauben war, infoferne fie als nothwendiger 
Aufwand erfcheint **, wobei der Anſpruch nur dur Retention 
des Grundftüds geltend gemacht werden kann *. Nah Preußi⸗ 
ſchem Landrecht hat der Grundherr, der die Früchte genießen 
will, dem gutgläubigen Befteller die erweislich, dem bösgläubigen 
Beiteller die Tofalwirtbfchaftlid verwendeten Koften zu erftatten. 
Wil er die Früchte nicht genießen, fo hat der Befteller den Sa⸗ 
men und bie Pflanzen, foweit es ohne Beſchädigung des Grund: 
ſtücks möglich ift, zurüdzunehmen und wenn ihm der Grundeigen- 
thümer die Frucht überläßt, diefen für die entzogene Nutzung des 
Bodens zu entſchädigen *°. 

2. Nah Sächſiſchem““, Defterreihifhem *? und Franzöſiſchem 
Recht kommen für die Beurtheilung des Rechtsverhältniges Des 
Grundeigenthümerd und Materialeigenthümers die für den Eigen: 
thumserwerb durch Bebauen geltenden Grundfäte zur Anwendung. 

IH. Der Abrif (avulsio) 5%. Gemeinrechtlich bleiben Ab- 
riße, nämlich der Landſtücke, welche von einem. Grunbftüd abge: 
riſſen und an ein anderes angetrieben werden, dem Eigenthümer, 


Beftimmung ift durch Bayr. L.R. IL 3. 18 für den vorliegenden Fall ald 
maßgebend erflärt. 

“],5 1. 11 Cod. 3. 82; Wächter, RL. L 25, 52. Dieß gilt auch nad 
Bayerifhem Landrecht, nah welchem die Borfchriften Bayr. IR. IL 2. 10 
Nr. 7 zur Anwendung kommen. 

4 Wächter, RL. I. 24. 58. U M. Geiterding, Eigentbum 8 32, 4 und 
Schmid, Handbuch 8 10, 82, die ihm jeden Anſpruch abipredden. Rad Bay. 
ER. IL 2. 11 Nr. 6, melde Veftimmung nah L.R. II. 3. 18 zur Anwen- 
dung kommt, fteht ihm der Anſpruch zır. 

Wächter, R.2. I. 25, 54. Die von Manden 5. B. Slüd, Commentar 
XI. 152 aufgeftellte Behauptung, baß der Anſpruch duch eine felbftftändige 
Klage verfolgt werden Tönne, entbehrt ber Begründung. 

sen L. R. L 9. 2760 - 281; Förfter Eccius $ 173, 40. 41. 

T Sadjen 8.0.8. 8 287 vgl. oben Note 25. 

“3 Defterreich A.B.G.B. 8 420 vgl. oben Note 26—29. 

# 0. co. Art. 555-555 vgl. oben Rote 50-—33. 

bo Wächter, RL. I. 21; Gefterding, Eigenthfum 8 26; Schmid, Handbuch 
8 10, 10; Förfter Eccius 8 173, 19. 
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fo fange fie mit dem Ufer, an das fie ſich angelegt haben, nicht 
zujammengewadjen find ®!. Mit Vollendung des Zuſammenwach⸗ 
ſens ift das Eigenthum des Abrißes auf ben Ufereigenthümer 
übergegangen °?. Diefe Grundfäge kommen nur in einem Theil 
des Nechtögebietes zur Anwendung ’®; nach den neueren Wafler: 
gejegen ift die Zurüdnahme von Seite des Eigenthümers an eine 
Präclufivfrift gebunden, nad deren Ablauf der Abriß dem Ufer- 
eigenthümer von felbft zufällt *. Nur nah Preußiſchem °° und 
Franzöſiſchem Recht 5° wird Decupation von Seite desfelben 
vorausgeſetzt. 


B. Räumliche Ausdehnung einer unbeweglichen Sache. 


Eine unbewegliche Sache kann in folgenden Fällen eine Aus⸗ 
dehnung oder Erweiterung erhalten: 

I. Ueberſchreiten der Grenze bei Bauten. Nach 
Preußiſchem Landredt hat der Eigenthümer, der auf die Grenze 
bauen will, dem Eigenthümer des Nahbargrundftüds Anzeige zu 
machen und befien Einwilligung zu erholen, die ala ſtillſchweigend 
ertbeilt angejehen wird, wenn der Nachbar auf die Anzeige feine 
Erklärung abgiebt °’. Hat der Bauende dur Zufall, geringes 


1,782 D.41. 1; $ 2 Inst. 2. 1; Schmid, Handbuch 8 10, 10; 
Bäder, RL. I. 21, 38. Bis dahin können fie von dem Eigenthümer vin- 
dieirt werden 1. 9 8 2 D. 39. 2; Schmid, Handbuch 8 10, 11. 

62 Wächter, R.L. I. 22, 39. Das Zuſammenwachſen ergibt ſich nament- 
ih ans dem Hinübertreiben der Wurzeln der auf dem Abriß ftehenden Bäume 
.782D.4l.1. 

58 Es ift der Fall in denjenigen Ländern, welche kein codiftcirtes Wafler- 
recht haben, namentlich in Württemberg Lang, Sachenrecht 8 36, 25. Aner- 


tannt ift der gemeinrechtliche Standpunlt in Sachſen B. G.B. 5 282 und Gotha- 


W.G. 12/4 1859 Urt. 26. 

54 Bayern W.G. 28/5 1852 Art. 29—31; Braunfchweig W.G. 20/6 1876 
8 52; Rudolſtadt W.G. 7/2 1868 Urt. 25; Coburg W.®. 7/2 1871 Art. 25; 
Meiningen W.G. 6/5 1872 Art. 10; Altenburg W.G. 18/10 1865 8 52; 
Neuß j. 2. W.G. 6/4 1872 Art. 25; Defterreih A.B.G.B. 8 412; Unger, 
D. BR. 8 104, 102. 

5° Br. EUR. 1. 9. 224; Förfter Eccius 8 173, 19. 

se C. c. Urt. 559; Badariä 8 208, 17; Aubry 8 2030; Baden EM. 
Art. 559. 

Br. L.R. 1. 9. 340. 341; Förfter Eccius 8 176, 43. 44. 

Roth, Deutſches Privatrecht. III. 14 
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oder mäßiges Verſehen die in folder Weile genehmigte Linie 
überjchritten, fo erlangt er das Eigenthum ber bebauten Fläche 
und der Nachbar hat nur billige Entſchädigung anzufprecden ®®. 
Nah Württembergiihem Hecht geht, wenn der Eigenthümer eines 
Grundftüds bei Aufführung eine® Baus ohne Widerſpruch des 
Nachbarn die Grenze feines Eigenthums überfchritten hat, das 
Eigentum des überbauten Grundes gegen volle Entihädigung 
auf ihn über °°, 

II. Die Anfpülung (alluvio) °%. Gemeinrechtlich werden 
Anfpülungen von felbit Theile des Ufergrunbftüds an das fie fi 
angelegt haben °!, fallen aljo dem Eigenthümer desſelben zu . 
Es gilt dieß fowohl für Privatgewäfler als für öffentliche Ge⸗ 
wäſſer °®. Dieſer Grundfag iſt auch in der Mehrzahl unjerer 


68 Pr. L.R. I 9. 341; Förſter Eccius $ 176, 45. Hat der Bauende bie 
Grenzüberſchreitung ohne Ungeige oder gegen Willen bed Nachbarn vorge 
nommen, jo muß er das Gebäude zurüdrüden Förſter Eccius 8 176, 47. 

6 Bauordnung 6/10 1872 Art. 72, 1; Lang, Sachenrecht 8 36, 21. Ge- 
meintechtlich ift dieß nicht begründet Zaun, U. f. C.Pr. XLIII. 311. 

co Mächter, ML. I. 21; Schmid, Handbuch 8 10, 8; Winbfcheid $ 185, 
8; 8 188, 3; Lang, Sachenrecht 8 36, 33; Förfter, Eccius $ 173, 11; WUubry 
8 2038. Eine weitere Ausführung wird unten im Wafjerrecht gegeben werden. 

eı Es wird vorausgeſetzt, daß fich die Unihwemmung an dem Ufer be- 
feftigt Habe und über das Waſſer geftiegen jei Erf. Celle 17/12 1867 Sf. XXI 
209; Stuttgart 16/6 1868 Sf. XXIII. 211. 

2 8 20 Inst. 2.151.781 D.41. 1; Ert. Celle 11/1 1844 Sf. IX. 8; 
Schmid, Handbuch S 10, 9. Nach römiſchem Hecht galt dieß nicht für agri 
limitati 1. 16 D. 41. 1, welche Beichräntung jedoch nicht mehr praktiſch if 
Gefterding, Eigenthum $ 29; Schmid, Handbuch 8 10, 8; Wächter, RL. I. 
19, 29; Erf. Lübed 28/11 1868 Sf. XXIV. 189. Daß das Eigentbum, das 
durch Alluvion vergrößert werden foll, unmittelbar an das Wafler ftoße, ift 
- feldftverftändliche Borausjegung. In Heflen-Darmftadt 8. 16/5 1754 ift baber 
beftimmt, daß wenn das Ufergrundftüd mit Markfteinen gegen den Fluß ab» 
gefteint ift, die Alluvion dem Fiskus zufält Müller, Ingroſſation 8 38, 2. 
Nach franzöftihem Recht fällt die Alluvion nicht an den Eigenthümer, defien 
Ufergrundftüd von dem Waſſer duch einen öffentlichen Weg getrennt ift 
Aubry 8 203, 2. 

es Wächter, R.L. I. 21, 35. Bei Seen halten auf Grund von J. 12 pr. 
D. 41. 1 die Alluvion für ausgefchloffen Gefterding, Eigenthum 8 26, 1, 
Erk. Roftod 3/6 1856 Budde II. 96, und es ift bieß C. c. Art. 558 ange- 
nommen, ſ dagegen Schmid, Handbuch 8 10, 9, der mit Necht hervorhebt, 
daß der Fall ber Senkung des Waſſerſpiegels von der wirklichen Anſchwem⸗ 
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Zandesrehhte angenommen °* und nur vereinzelt findet fich ber 


Grundjag, dag die Alluvion in Öffentlichen Flüflen an den Fiskus 
fallt *®. 

DI Infeln®® Gemeinrechtlich °7 fällt die in dem Fluß: 
bett entitandene Infel in das Eigenthum ber benachbarten Ufer: 
eigenthümer nah Maaßgabe einer durch die Mitte des Fluſſes 
ber Länge nad Zu ziehenden Linie®®. Liegt die Inſel nur auf 
der einen Seite dieſer Linie, jo fällt fie den Ufereigenthümern 
dieſer Seite zu °°; wird die Inſel durch die Linie bucchjchnitten, 
jo gehört den Eigenthümern eines jeden Ufer derjenige Theil 
der Inſel, welcher zwifchen der Linie und ihrem Ufereigenthum 
liegt ”°. Für die Betheiligung der Ufereigenthümer an bem Er: 


mung zu unterſcheiden fei, und daß die legtere bei Seen ebenjogut vorkomme 
wie bei Flüffen. 

“* Br. ER. 1. 9. 225. 227. II. 15. 56; Hörfter Eccius 8 173, 11; Sach⸗ 
fen 8.9.8. 8 282; Braunjchweig W.G. 20/6 1876, 8 1; Gotha W.G. 12/4 
1859 Urt. 28; Rubdolftadt W.G. 7/2 1868 Art. 25; Coburg W. G. 7/2 1871 
Art. 25; Reuß j. 2. W.G. 6/4 1872 Art. 25; Meiningen W.G. 6/5 1872 
Art. 8; Defterreih A.B.G.B. 8 411; C. c. Urt. 556. Nach Bayern W.G. 
Urt. 25 und Baden W.G. 25/8 1876 Urt. 834 fällt die Alluvion in Öffent- 
lichen und Privatfläffen an den Ufereigentgämer, außer wenn fie in Yolge 
fünftlicder Anlagen entfteht, in welchem Fall fie Eigentum des Unterneh⸗ 
mers wird. 

es Sp in Schleswigholftein Baulfen, P.R. 8 53; Esmarch, P.R. 8 55 
S. 139 und Raffau Bertram, B.R. 8 139. 

ee Wächter, IR. I. 14; Schmid, Handbuch 8 10, 19; Geiterding, Eigen- 
thum & 27; Henrici, zur Lehre vom Inſelerwerb Jahrb. f. Dogm. XIII. 57; 
Windicheid 8 185, 1; Förfter Eccius 8 173, 21 f.; Dernburg, PB. PR. I. 
8 2337, 13; Bornemann, Spftem Il. 30 f.; Zrodlowski, Unterjuchungen 130 
—153; Zahariä 8 203, 19; Aubry 8 208. 

°7 Die gemeinrechtliche Geltung unterliegt feinem Zweifel Erk. Belle 1/8 
1844 Sf. IX. 8; Berlin 20/4 1872 Sf. XXVI 221. In dem Rechtögebiet 
des gemeinen Recht? kommen daher dieſe Grundfäge allgemein zur Anwen⸗ 
dung, ſoweit nicht befondere landesgeſetzliche Beſtimmungen vorliegen, na- 
mentlich in Schleöwig-Holftein Erk. Berlin 20/4 1872 Sf. XXVI. 221; Würt- 
temberg Lang, Sachenrecht 8 36, 30; Heffen-Darmftadt Müller, Ingroſſation 
8 32, 9. 

1.3082 D. 4. 1. Der Erwerb erfolgt ipso jure Wächter, RL. 
L 14, 10. 

eo 8 22 Inst. 2.1; 1.7883 D. 41.1; Schmid, Handbuch 8 10, 27; 
Wächter, RL, I. 15, 12; Bayern W.G. Art. 48; C. c. Urt. 561. 

1.788129 1.30 pr 82D. Al. 1; Wächter, RL. J. 14, 11; 
Schmid, Handbuch 8 10, 28; Bayern W.&. Art. 48; C. ee 561. 
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werb entfcheiden die Grenzen ihrer Ufergrundftüde ”!. Hiezu ver: 
halten fi unfere Landesrechte in folgender Weile: 

1. Ein Theil der Landesrehte hat diefe gemeinrechtlichen 
Grundfäge im ganzen zur Ausführung gebradht "?. 

2. Ein Theil der Landesrechte unterfcheidet die Inſeln in 
Öffentlichen Flüffen, die dem Staat, von benen in Privatfläfien, 
bie den Anliegern nad) Verhältniß ihres Ufereigenthums zufallen "°. 

3. Nah Defterreihifhem Recht fallen Inſeln in ſchiffbaren 
Flüffen von felbft dem Staat zu”*. Entiteht eine Inſel in ber 
Mitte eines nicht Ichiffbaren Fluffes, jo find die Eigenthümer ber 
nad) der Länge berfelben an beiden Ufern liegenden Grundftüde 
ausſchließend befugt, die entſtandene Inſel in zwei gleichen Theilen 
fih zuzueignen und nah Maaß der Länge ihrer Grundftüde unter 
fich zu theilen. Entfteht die Inſel auf der einen Hälfte des Ge- 
wäflers, fo bat der Eigenthümer des näheren Uferlandes allein 
darauf Anſpruch ”°®. 

4. Nah Preußiſchem Landreht können die Adjacenten von 
den in dem Fluß entftandenen Inſeln nah Verhältniß ihrer An- 
theile Beſitz ergreifen ”*. Berechtigt find die Befiger desjenigen 
Ufers, welchem fie am nächften Liegen 7”. Die Nähe beftimmt ſich 
in der Art, daß zwiſchen den zwei den Endpunkten der Inſel 
correfpondirenden Punkten der Flußmitte eine gerade Linie ge: 
dacht wird, wobei die Uferbefiber auf die Theile der Inſel, bie 


71 Der Anfall erfolgt nach der Breite des Ufergrundftüds Windſcheid 
8 185, 1; Müller, Ingroffation 8 33, 9; Lang, Sachenrecht 8 36, 30; Bayern 
B.G. Art. 48; C. c. Urt. 561. 

72 Sachſen 8.9.8. 8 281; Gotha W.G. 12/4 1859 8 25; NRubolitadt 
W.G. 7/2 1868 8 24; Coburg W.G. 7/2 1871 8 24; Neuß j. 2. W.G. 6/4 
1872 8 24; Meiningen W. G. 6/5 1872 Art. 11. 

78 Bayern W.G. Urt. 28. 44 Roth, Bayr. E.R. (1) 8 284, 6; 8 290, 11; 
Braunſchweig W.G. 20/6 1876 $ 51; C. c. Urt. 560. 561; Baden L.R. Art. 
560. 561; Aubry $ 203, 30. Nach dieſen Rechten fällt dag Eigenthumsrecht 
der Inſeln in Privatflüffen von felbft den Ufereigenthümern zu. 

Oeſterreich A.B.G.B. 8 407; Randa, Waſſerrecht 33, 2. 

‘© Deiterreih A.B.G.B. 8 407. 

"e Br. ER. 1. 9. 244. 246. Dieß gilt durchgehend von den Inſeln in 
Privatflüffen, von denen in öffentlichen Flüffen nur, infoferne nicht in den 
Provincialgejegen ein Vorbehalt für den Staat gemadt ift. 

TB LER. 19, 244. 
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zwiſchen ihrem Ufer und der Mittellinie liegen, Anſpruch haben ”®. 
Der Erwerb erfolgt nur dur Occupation ”’. Machen nit alle 
betheiligten Uferbefiger von ihrem Occupationsrecht Gebrauch, To 
fönnen bie anderen nach vorheriger Aufforderung der Säumigen 
die Antheile berjelben durch den Staat ſich zueignen laſſen °°. 
Auch ohne Stantsgenehmigung erwirbt der Dccupant durd drei: 
jährigen ruhigen Befit die occupirten Antbeile °1. 

IV. Das verlaffene Flußbett (alveus derelictus) ®*, 
Steht das Flufbett in dem Eigentbum der Abjacenten, fo tritt 
mit Aenderung des Waſſerlaufs eine Aenderung in den Eigen: 
thumsverhältnißen nicht ein, das Flußbett bleibt daher den bi8- 
berigen Eigenthümern °°, und das gleiche gilt von dem durch 
Senkung eined Privatjees troden gelegten Land ®*. Iſt das Fluß- 
bett im öffentlihen Eigenthum, jo fällt es gemeinrechtlid den 
Adjacenten nah Verhältniß ihrer Uferantheile zu®d. Dieß iſt in 
einem Theil unferer Landesrechte beftätigt ®*, während nad an⸗ 
beren basjelbe bem Staat verbleibt °°. Nah Franzöfiihem Hecht 


Dr. ER. L 9. 247—252. Es unterjcheidet ſichjdieß injoferne von dem 
gemeinen Recht, als nicht wie nach dieſem bie entfcheidende Mittellinie den 
Krümmmungen des Fluſſes folgt, fondern an jedem Ende ber Inſel eine 
Querlinie von dem einen zum andern Ufer und zwiſchen dieſen beiden eine 
gerade Linie gezogen wird Förfter Eccius 8 178, 25. 

7 Br. L. R. I. 9. 244; Förſter Eccius $ 173, 28. 

so Pr. L.R. I 9. 254—256; Förfter Eccius 8 173, 29. 

1 Pr. L. R. 1. 9. 257; Förfter Eccius 8 173, 30, 

Wächter, RL. I. 16; Schmid, Handbuch 8 10, 34; Geſterding, Eigen- 
thum 8 28; Windſcheid 8 185, 2; Lang, Sachenrecht 8 36, 37; Förfter Eccius 
8 173, 33; Dernburg, P. BR. I. 8 237, Nr. 4; Zrodlowski, Unterfuchungen 
158—172; Aubry 8 203d. Die Darftellung im Einzelnen wird unten im 
Waſſerrecht gegeben werden. 

21.785 1.3081D. 41. 1; Wächter, RL. I. 16; Windicheid 8 185, 
2. Damit ftinnmen die unten Note 86 angeführten Landesrechte überein. 

* Pr 28. 1. 9. 267. 268; II. 15. 69; Förſter Eccius $ 178,87. 88; 
Erf. Roftod Sf. XI. 16. 

81.785130 81 D.4. 1; Wächter, RL. I. 17, 21; Schmid, 
Handbuch 8 10, 40. 

se Br. LR. I. 9. 263-273; Förfter Eccius 8 173, 33; Sachſen B.G. B. 
8 281; Gotha W.G. 12/4 1859 8 24; Rudolſtadt W.G. 7/12 1868 8 28; 
Coburg W.G. 7/2 1871 8 28, Neuß j. 2. W.G. 6/4 1872 8 28; Meiningen 
W.G. 6/5 1872 Urt. 14; Defterreih A.B.G.B. 8 409. 410. 

° Nach Bayern W.G. Urt. 27 und Braunſchweig W.G. Urt. 52 wird 
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fönnen bei Öffentlihen und Privatflüſſen die Eigenthümer der 
Grundftüde, auf denen fi das neue Flußbett gebildet bat, zur 
Entihädigung das alte Flußbett nach Verhältniß des Bodens, 
ber ihnen weggenommen ward, occupiren °®. 


C. Berbindung beweglider Saden. 


Werden beweglide Sachen verſchiedener Eigenthümer mit 
einander vereinigt, jo richtet fi, wenn die Bereinigung mit beider: 
feitiger Einwilligung erfolgte, das Rechtsverhältniß nah dem 
Willen der Partheien °%. Erfolgte die Vereinigung nicht mit 
beiferfeitiger Einmilligung, fo fteht dem Eigenthümer, defien Willen 
die Vereinigung nicht entfpricht, ein Anipruh auf Trennung zu ”. 
Sit diefe nicht ausführbar, fo wird gemeinrechtli und nach dem 
auf gleihem Standpunkt flehenden Sächſiſchen und Franzöfifchen 
Recht zwifchen Verbindung und Vermiſchung unterſchieden und es 
wird bei ber erfleren darauf geſehen, ob das Verhältniß von 
Hauptſache und Nebenfadhe vorliege oder nit, während nad) 
Preußiihem und Defterreihifhem Recht ohne Unterſcheidung zwi⸗ 
Ihen Verbindung und Vermiſchung das Verbältnig immer Durch 
ein gejeglich beftimmtes Wahlrecht der Betheiligten geregelt wird. 
Es ift demnach zu unterfcheiden : 

1. Gemeinredtlih und nah Sächſiſchem und Franzöſiſchem 
Recht gelten folgende Grundſätze: 

a. Vereinigung (adjunctio)?!. Erſcheint eine der verbundenen 
Saden als die Hauptfache, jo erwirbt ihr Eigenthümer mit ber 


das verlaffene Flußbette der öffentlichen Ylüffe zur Entihäbigung der durch 
Henderung des Waſſerlaufs Beichädigten verwendet. 

»8 C. c. Urt. 563; Aubry $ 203d. 

ev Iſt die. Bereinigung mit beiberfeitiger Einwilligung erfolgt, jo wird, 
wenn nichts anderes beftimmt ift, das Ganze gemeinfchaftlich S 27, 28. Inst, 
2.1;1.7881. 25 D.2. 1; Schmid, Handbuch 8 12, 2; Windſcheid 8 189, 
10; Kreittmayr, Anm. zu Bayr. ER. IL 3. 15; Förſter Eccius 8 176, 3. 

°1.6D.10.4;: 1.2385D. 6. 1; Windfcheid 8 189, 4a; Schmid, 
Handbuch 8 10, 108; Bayr. 2.8. IL 8. 16; Br. IR. L 9. 298; Förſter 
Eccius 8 176, 2; Sadfen 3.8.8. 8 247; Defterreih A.B.G.B. 8 415: C. c. 
Urt. 568. 578. 

9: Bol. Wächter, RL. I. 30; Gefterbing, Eigenthum 8 93. 34; Schmid, 
Handbuch $ 10 ‚R104 f.; Seuffert 8 145; Windſcheid 8 189; Sang, Sachen⸗ 
vecht $ 85, T; Aubry 8 205. 
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Berbindung das Eigenthbum der Nebenfadhe ?. Als Hauptſache 
wird dabei gemeinrechtlich diejenige angeſehen, welche ohne die 
Nebenſache für fich allein beftehen kann 9°, oder die die Bedingung 
der Eriftenz der andern bildet °*, oder bie für fich allein betrachtet, 
dem Ganzen am meiiten gleichtommt?’. Beſonders beftimmt ift, 
daß bei der Schrift das Material’, bei Gemälden die Malerei 
als die Hauptſache anzujehen fei?’. Nach dem Recht des Säch— 
fifhen 3.6.8. erwirbt derjenige, der eine fremde Sade für fi 
dadurch verwendet, daß er darauf fchreibt, zeichnet, drudt, malt 
oder fonft Schriften oder Bilder bringt, das Eigenthum daran 
ausgenommen, wenn das Erzeugniß feiner Thätigkeit zu der Sache 
in einem untergeordneten Verhältniß fteht °°. Nach franzöfiichem 
Recht wird als Hauptfache diejenige angefehen, mit welcher bie 
andere nur zum Gebraud, zur Verſchönerung oder zur Ergänzung 
vereinigt wurde °°. Iſt feiner diefer Gefichtspunkte maaßgebend, 
fo ift gemeinrechtlich und nah Sächſiſchem und Franzöſiſchem Recht 
das Werthverhältnig zu berüdfichtigen 0%. Gemeinrechtlich bat 
ber Eigentbümer der Nebenſache, der durch die Vereinigung fein 
Eigenthum verliert, einen Erfatanfprud, den er gegen den Eigen: 
thümer der Hauptſache klageweiſe geltend machen kann, wenn 
dDiefer die Verbindung vorgenommen hat 201. Hat der Eigenthü- 


21,23 82 D. 6. 1; Windfcheid 8 189, 2; Seuffert 8 145, 3; Schmid, 
Handbuch 8 10, 105; Bayr. ER. II. 3. 16 Nr. 1; Sachſen 8.0.8. 8 247; 
C. 0, Urt. 566. 

98 Namentlich wenn die legtere nur zur Verzierung bient 1. 26 8 1 1. 27 
pr. 8 2 D. 41. 1; Wächter, R.2. I. 30, 79; Bayr. 2.R. II. 8. 16 Nr. 2. 

”1.2383D.6.1; Wächter, R.2. I 30, 80; Bayr. ER. IL 3. 16 
Nr. 2. 

»1,.2381D. 6. 1; Schmid, Handbuch 8 10, 106. 

®e 1.981 D. 41. 1; Schmid, Handbuch 8 10, 96; Sintenis, C.R. 850, 
46; Seuffert S 145, 1. Abweichend läßt Bayr. L.R. II. 3. 19 das Ganze 
dem Schreiber. 

»7 8 84 Inst. 2.1; 1.982 D.41,1; 1.23 88 D. 6. 1; Schmib, 
Handbuch 8 10, 98; Windiheid 8 189, 6; Sintenis 8 50, 45; Geuffert 
8 145, 2. Dieß beftätigt Bayr. L. R. II. 3. 19. 

os Sachſen 8.8.8. 8 252. 

” C. c. Art. 567. 

#0 1. 2782 D. 41. 1; Wächter, R.2. I. 80, 81; Sachen 8.0.8. $ 250; 
C. oe. Urt. 569. 

101 War der Verbindende in bona fide, jo geht die Klage auf Erjak der 
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mer der Nebenfache die Verbindung vorgenommen, fo hat er nur 
ein Retentiongrecht 1%. Nah Bayriſchem Landrecht hat ber Ei- 
genthümer des Haupttheild den Werth des adjungirten Theils 
zu vergüten ohne Unterjheidung, ob die Adjunktion bona oder 
mala fide geſchah '°°. Nah dem Recht des Sächſiſchen B.G.82. 
bat, wenn bie Verbindung von einem der Betheiligten in reblichem 
Glauben bewirkt worden ift, der Erwerber. der fremden Sache, 
foweit er bereichert ift, dem vorigen Eigenthümer Erſatz zu leiften. 
Hat einer der Betheiligten wifjentlich die fremde Sache mit ber 
feinigen verbunden und erwirbt er dadurch die fremde Sade, fo 
ift er dem Eigenthümer derfelben zu vollem Erfag verbunden; 
verliert er dadurd fein Eigenthbum an den anderen , fo bat er 
gegen letteren nur Anſpruch auf Erjag, joweit die Verbindung 
als nothwendige Verwendung anzufehen ift !°%%. Nach Franzöfi- 
ſchem Recht hat der Herr der Hauptſache dem andern den Werth 
der mit ihr vereinigten Nebenſache zu bezahlen 15. Iſt keine der 
verbundenen Saden ald Hauptſache anzufehen, fo fteht die Sache 
im Miteigenthum der Snterefjenten 1°. 

b. Vermifhung (confusio commixtio) 1. Werden flüffige 


Nebenſache 1. 23 85 D.6. 1; Schmid, Handbud 8 10, 109; Seuffert $ 145, 8; 
war er in mala fide, jo geht fie auf das gejammte Intereſſe $ 26 Inst. 2.1; 
Schmid, Handbuh 8 10, 110; Seuffert 8 145, 7. 

108 &r hat, wenn er in bona fide war, ein Retentiongredht für Erjak 
des Betragd, um den die Sache für den Eigenthümer werthuoller geworden 
it 1.23 $S 4 D. 6. 1; Schmid, Handbuch 8 10, 114; Windſcheid $ 19%, 2; 
war er in mala fide nur für Erjat der nothwendigen Verwendungen 1. 5 
Cod. 3. 32; Schmid, Handbuch $ 10, 119; GSeuffert 8 145, 9. Unbegrünbet 
ift Die von Seuffert 8 145, 10 angenommene Meinung, daß ihm im erfteren 
Fall ein jelbitftändiges Klagerecht zuftehe; die Quellen räumen ihm nur ein 
Retentionsrecht ein Windſcheid 8 190, 3. 

108 Bayr. L.R. I. 3. 16 Nr. 3. Kreittmayr, Anm. zu EUR. II. 3. 16 
macht nur für den Fall eine Ausnahme, daß ber Eigenthümer der Nebenſache 
in böjem Glauben die Adjunktion vorgenommen hat, indem er ihm bier ben 
Anſpruch auf Wertherſatz abipridt. 

108 Sachſen 8.8.8. 8 251. 

105 G, c. Art. 566. 

ı8 1,382 D. 6. 1 Windicheid 8 189, 2; Sachſen 8.9.8. 8 247. 

107 Gefterding,, Eigentyum 8 36. 37; Schmid, Handbuh 8 12. 13; 
Wächter, Pandekten 8 138 Beil. I. II; Windſcheid 8 189, 7; Sintenid, ER. 
8 50, IV; Yubry 8 205. 
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Saden verſchiedener Eigenthümer in der Art mit einander ver: 
miſcht, daß eine Ausſcheidung nicht möglich ift, fo wird, wenn bie 
Bermifhung durch einen der Eigenthümer oder einen Dritten 
abfichtlich erfolgte, der Miſchende durch Specification Eigenthümer, 
wenn buch die Mifchung eine neue von den vereinigten Sub: 
ftanzen begriffsmäßig verſchiedene Maſſe entftanden iſt 108. Iſt 
dieß nicht der Fall, ſo werden die Betheiligten Miteigenthümer, 
jeder nach Verhältniß des Werths feiner Sache 1200. Erfolgte die 
Miſchung zufällig, jo wird das Ganze immer gemeinſchaftlich 110. 
Werden trodene Stoffe mit einander vermiſcht, jo verbleibt ge: 
meinrechtlich !?? jedem der Eigenthümer der mit einander ver: 
mengten Körper fein bisheriges Eigenthbum. Iſt jedoch eine Aus: 
ſcheidung nicht ausführbar, fo tft die Theilung bes Ganzen mit 
Rückſicht auf den Antheil des einzelnen an dem Stoff nach richter⸗ 
lidem Ermeſſen zu bewirken. Eine Ausnahme ift nur für 
baares Gelb begründet, das durch Vermengung, wenn es nicht 
mehr ausgefchieden werden Tann, in das Eigenthbum des Em- 
pfängers übergeht "'?. Nah Franzöſiſchem Recht wird durch Ver: 
miſchung mehrerer Stoffe, die fich nicht mehr trennen laſſen, bie 
Sache gemeinſchaftlich. War der Stoff des einen der Menge und 
dem Werth nad) von größerem Belang ald der des andern, jo 
Tann der Eigenthlimer des werthuolleren Stoffs gegen Abfindung 
der anderen die Sache ſich aneignen. Bleibt die Sache gemein: 
ſchaftlich, ſo wird fie, wenn nichts anderes ausgemacht ift, öffent: 
lich verfteigert "1%. 


—... 


1.58 1D. 6.1; Schmid, Handbuch 8 12, 3; Bayr. ER. II. 3. 15; 
Sadien 8.8.8. 8 248. 

#1.582D.6. 1; Schmid, Handbuch 8 12, 6; GSeuffert 8 146, 4; 
Sachſen 8.6.8. 8 248. 

10 8 27 Inst. 2.1;1.789 D. 41. 1; Schmid, Handbuch 8 12, 7. 8; 
Seuffert 8 146, 3; Bayr. L. R. II. 8. 15. 

241 Bayr. ER. IL 3. 15 und Sachſen B.G.B. 8 248 machen dieſe Unter- 
ſcheidung nicht, fiellen vielmehr bie commixtio der confusio gleid). 

2 8 28 Inst. 2. 1; 1.388215 pr. 81D. 6. 1; Schmid, Handbud 
& 13, 6; Seuffert $ 146, 7; Windſcheid 8 189, 7. 

#1. 78 D. 46. 3; Schmid, Handbuch 8 13, 8; Windſcheid $ 189, 8; 
Sachſen 8.9.8. 8 248. 

114 0, 0 Art. 578-575. 
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2. Nah Preußiſchem Landrecht "Y° und Defterreihiihem Recht 
ift bei Verbindung und PVermengung demjenigen, gegen defien 
Willen oder ohne deſſen Willen die Verbindung erfolgt ift, ein 
Wahlrecht eingeräumt, das fi nad folgenden Grundfäßen richtet: 

a. Hat derjenige, der die Berbindung vorgenommen hat, un: 
redlich gehandelt, fo bat der Benachtheiligte die Wahl, ob er gegen 
Vergütung der Berbefierung die Sache behalten !®, oder ob er 
fie dem anderen gegen Erſatz des Werthes feiner Sache überlafjen 
wolle 117. Nach Preußiſchem Recht bat der paffive Theil außer: 
dem Anſpruch auf Erjab des Schadens und des entgangenen Ge: 
minneg 118, 

b. Hat der Verbindende nit unreblich gehandelt, fo wird 
die Beftimmung nach dem Werth der beiberfeitigen Antheile ge: 
troffen. Nah Preußiſchem Recht erhält der BVerbindende, wenn 
fein Antheil der größere ift, daS Ganze gegen Entichädigung des 
paffiven Theils 2°; hat der paffive Theil den größeren Antheil, 
fo fann er nad feiner Wahl das Ganze gegen Entſchädigung be: 
halten oder dem Verbindenden gegen Erjableiftung überlafien 12°. 
Läßt fich nicht feitfegen,, welchem der Intereſſenten ber größere 
Antheil zukommt, fo hat der paffive Theil das Wahlrecht 1?!. Nah 
Defterreihiichem Recht ift demjenigen, deſſen Antheil mehr werth 
ift, die Auswahl überlaffen 122. 


5 Förſter Eccius 8 176. I; Dernburg, B. PR. I. 8 235 Nr. 2. 

116 Nach Pr. L.R. I. 9, 299-301 ift ber Arbeitslohn und Werth der 
Sache nad dem niebrigften Sag veranſchlagt zu erfegen unb fällt dem Fiskus 
zu. Nach Deiterreih A.B.G.B. 8 415 wird die Verbefferung erſetzt. 

117 Hefterreih A.B.G.B. 8 415; nah Pr. L.R. I. 9. 302 erhält ber 
paſſive Theil den Höchften Werth feiner Sache. 

118 Pr, L. R. 1 9. 303; Föriter Eccius 8 176, 7. 

110 Br. L.R. I. 9. 312. 313; Förfter Eccius 8 176, 8. 

120 Br, L. R. 1. 9. 308—811; Förfter Eccius 8 176, 9. 

11 Pr. L. R. 1 9. 312. 

122 A. B. G. B. 8 415. 
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Abſchnitt 2. 
Dom bisherigen Eigenthum unabhängiger Erwerb. 


8 245. 
I. Die Occnpatton '. 


Die Decupation ift diejenige Erwerbsart, bei welcher durch 
einjeitige Befigergreifung Eigenthum erworben wird. Die Dccu: 
pation jegt Herrnlofigkeit der occupirten Sache voraus?. Nah 
römifhem Recht war Dceupation nur zuläffig an Sachen, die 
durch das Geſetz für herrnlos erklärt oder die von ihrem Eigen- 
thümer derelinguirt waren +. In unjeren Landesrechten ift der 
Geſichtspunkt erweitert, und die Occupation ausgebehnt auf Sa- 
hen, die nachträglich für herrnlos erklärt werden. Bei der 
Decupation ift daher zu unterjcheiden :: 


1 Sefterding, Eigenthum 8 13—19; Bagenftecher, Eigenthum II. 57—92; 
Schmid, Handbud 8 7; Windicheib 8 184; Stobbe P.R. 8 91. 149; Förfter 
Eccius 8 174. 175; Dernburg, P. BR. 1. 8 228—233; Lang, Sachenrecht 
8 33; Zachariä 8 200; Aubry 8 201. 

2 8 12 Inst. 2. 1; Bayr. 2.9. 11.8.2; Kreittmayr, Anm. init. zu OR. 
U. 3. 2 und Anm. 1 zu 2R 11.835; Br 88. 19.9; Sadien 8.68. 
& 227. 228; Defterreih A.B.G.B. 8 381. 382. Einen anderen Standpunkt 
hat das franzöfiiche Hecht, indem es den Grundſatz ausipricht, daß Herrnlofe 
Saden dem Staat gehören C. c. Urt. 539. 713. Indeſſen ift die Occupation 
berrnlojer Sachen dadurch nicht an fih ausgefchloffen jondern nur auf folche 
Saden beſchränkt, an denen nicht dem Staat ein privilegirtes Decupationd- 
recht zufteht Puchelt zu Zachariä 8 174; Aubry 8 168, 5. 

s 8 11 Inst. 2. 1; Schmid, Handbud 8 7, 89. 

*847 Inst. 2.1; 1.1 0D. 41.7; Schmid, Handbuch 8 7, 40. 

° Unter diejen Geſichtspunkt fällt der Eigenthumserwerb an gefundenen 
Saden. Unjere Landesrechte gehen dabei von einem boppelten PBrincip aus, 
indem die einen den Eigenthumsderwerb durch obrigkeitlichen Zuſchlag ober 
mit Sonftatirung der Herrnlofigleit, die andern dur Erfigung des Finders 
vermitteln laſſen. In dem erften alle liegt Decupation durch den Finder in 
Folge nachträglicher Herrnloserklärung oder Conftatirung ber Herrnloſigkeit 
vor Delbrück in Ihering, Jahrb. III. 4i. U. M. Stobbe, P.R. 8 149, 19, 
der annimmt, daß der Eigenthumserwerb unabhängig von dem animus des 
Finders eintrete. Dieß tft Teinenfall3 anwendbar für diejenigen Rechte, welche 
deu Finder durch Erfitung Eigenthümer werben laſſen, da eine Erfigung ohne 
die Abficht des Eigenthumserwerbs nicht denkbar if. Aber auch da, wo der 
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I. Dccupation berrnlofer Sachen. Als berrnlofe 
Sachen erſcheinen: 

1. Diejenigen, welche überhaupt nicht im Eigenthum geweſen 
ſind, urſprünglich herrnloſe Sachen. Für dieſe gilt der Grundſatz, 
daß ſie, ſoweit nicht ein geſetzliches Verbot entgegenſteht, von 
jedermann occupirt werben können ®. Es findet dieß namentlich 
Anwendung 

a. auf die Meeresprobufte ?; 

b. auf den Thierfang. Wilde ungezähmte Thiere, joweit fie 
nit zu den jagdbaren gehören, können von jedermann occupirt 
werben ®; 


—— — —— 


Eigenthumserwerb durch obrigkeitlihen’ Zuſchlag oder nach vorheriger Con⸗ 
ſtatirung der Herrnloſigkeit erfolgt, wird die Abſicht des Finders, die Sache 
zu behalten, vorausgeſetzt, indem der Zuſchlag die Bedeutung einer Aner⸗ 
fennung der SHerrnlofigleit und demnach der Buläffigleit der Occupation 
durch den Finder hat, und bei Conftatirung der Herrnlofigfeit die darauf fol- 
gende Occupation von Seite bed Finders gedacht ift. Vgl. unten Note 34 
und 48. 

° 8 12 Inst. 2.1; 1. 3 D. 41.1; Windſcheid 8 184, 1; Pr. L. R. J. 9. 7; 
Hörfter Eccius $ 174, 1; Sachſen 8.6.8. 8 227. 228, Deiterreih A.B. G. B. 
8 382. Ueber den abweichenden Standpunkt des Franzöfiihen Rechts vgl. 
oben Note 2. 

"8 18 Inst. 2. 1; 1.3 D. 1. 8; @efterding Eigenthum 8 16, 1. Dieb 
gilt namentlih nach Franzöftichem Recht Bachariä 8 200, 3; Aubry 5 201, 
3b. Eine Ausnahme bildet das VBernfteinregal, das in ben Provinzen Dfl- 
preußen und Weftpreußen noch im Beftand ift Dernburg, P. BR. J. 8 228, 
11; Brünned, das Mecht der Zueignung ber Meeresprodufte und das Bern- 
fteinregal 1874. 

° Stobbe, PR. 8 150 J. Nach römischen Recht war der Thierfang frei 
8 12—16 Inst. 2. 1. Gegen die Anficht von Wächter, Sammlung von Ab⸗ 
handlungen I. 333 f., daß ſchon nad römiſchem Recht ein privilegirtes Jagd» 
recht anerlannt gemwejen fei vgl. Windſcheid S 184, 5; Brinz Pandekten (2) 
8 148, 22. Unjere Landesrechte fchließen die freie Occupation jagbbarer 
Thiere aus unten Note 14. Ebenfo ift die freie Occupation von Fiſchen in 
Landgewäſſern durch Die Filchereirechte beichräntt unten Note 15. Soweit 
diefe Beſchränkungen nicht entgegenftehen, ift der Thierfang nach unferen Lan- 
deörechten jedermann geftattet Pr. L.R. I. 9. 114; Sachſen 8.9.8. 8 227. 
229; Defterreih A. V.G.B. 8 383. Nah Pr. ER. IL 9. 115 Hat der Dccu- 
pant, der fremden Grund und Boden ohne Borwiflen oder wider Willen des 
Eigenthümers betreten hat, den Thierfang an diefen auf Verlangen berans- 
zugeben Förfter Eccius $ 174, 9. 
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c. Bienen *. Bienen in Stöden find nicht herrnlos 1°; ber 
Eigenthümer hat das Recht der Bienenfolge '', d. h. er darf das 
Nahbargrundftüd betreten und den ausgeflogenen Schwarm faſſen. 
Uebt der Eigenthümer biefes Recht nicht aus, fo hat der Grund: 
eigenthümer,, auf befien Grund fih der Schwarm niebergelaflen 
bat, dad Recht der Decupation 12, 

Der Grundfag, daß von Natur herrnloſe Sachen von jeder: 
mann occupirt werden können, erleidet eine Ausnahme, injoferne 
das Geſetz für einzelne Arten von Saden ein privilegirted Occu⸗ 
pationsrecht anerkennt. Es gilt dieß für vorbehaltene Mineralien, 
welde nad den Beitimmungen bes Bergrechts nur von dem Berg: 
eigenthümer oecupirt werden bürfen !®, für jagbbare Thiere, deren 
Occupation nur dem Jagdberechtigten!“, für Fiſche in Öffentlichen 
und Brivatgewäflern , deren Occupation nur dem Filchereiberedh- 
tigten zufteht ?°. Nach einzelnen Rechten hat der Staat ein pri: 


’ Buch, Handbuch des Bienenrechts 1830 ; Gans, Bienenrecht in R.L. 
U. 214; Stobbe, P.R. 8 150. III. 

0 Br L.R. 1. 9. 121; Kreittmayr, Anm. 2d zu Bayr. UR. IL 1.7; 
Sadien 8.8.8. 8 230; Defterreih A.B.G.B. 8 348. Für Bienen, die nicht 
in Stöden gehalten find, fommen die für ben Thierfang geltenden Grundfähe 
zur Anwendung. 

11 Dieß wird auch gemeinrechtlich angenommen vgl. oben 8 240, 6. Ge⸗ 
feglih anerkannt ift e8 Br. L.R. J. 9. 222; Baden L. R. Art. 564a und nad 
franzöfifhem Recht duch ein Geſetz 6/10 1791 Badhariä 8 200, 18. Nach 
Sadjen 8.9.8. 8 280 und Defterreih A.B.G.B. 8 384 hat ber Eigenthümer 
diefed Recht nur in den nächften zwei Tagen nad) dem Ausflug. Kreittmayr, 
Anm. 2d zu Bayr. L.R. II. 1. 7 giebt ihm ein Vindikationsrecht. 

 Stobbe, BR. 8 150, 17; Br. L.R. 1. 9, 125; Deſterreich 4.3.0.8. 
5 384. Dieß ift auch nah Sächſiſchem Recht anzunehmen, obwohl 8.0.8. 
5 230 den Bienenſchwarm, den der Eigenthümer in den nächften zwei Tagen 
nicht verfolgt bat, für herrnlos erflärt Schmidt, Borlefungen $ 52 Nr. 8. 
Es entipricht dieß dem älteren Recht Magdeburg Weichbild Art. 119, Curtius, 
BR. 8 511b. Nach Defterreih A.B.G.B. 8 384 ift das Oecupationsrecht 
freigegeben, wenn fich der Schwarm auf gemeinem Grund niebergelafien Bat. 

8 Das Recht der Gewinnung von vorbehaltenen Mineralien ift ald pri- 
vilegirtes Occupationsrecht aufzufaffen Roth, Bayr. ER. (1) 8 244, 9; Dern- 
burg P. PR. J. 260, 3. 

 Stobbe, BR. 8 151; Dernburg, B. BR. 1. S 229. Das Nähere 
werde ich im Jagdrecht ausführen. 

>» Stobbe, P.R. 8 150. IV; Dernburg, B. BR. I. 8 230. Das Nähere 
werde id im Waſſerrecht ausführen. 
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vilegirte8 Decupationsreht für öde Gründe, die in Niemands 
Eigenthum ftehen "*. 

2. Verlaſſene Sachen. Dieß find folde Sachen, deren Eigen 
thum der Eigenthümer ohne Uebertragung auf einen anderen auf- 
gegeben bat !’. Für diefe gilt der Grundſatz, daß fie durch Be⸗ 
fißergreifung in das Eigenthum des Dccupanten übergehen ?®. 
Eine Ausnahme ift begründet: 

a. für Immobilien, indem nah einzelnen Rechten derelin- 
quirte Immobilien in das Eigenthum des Staats fallen ?°; 

b. für Strandgüter, welche nad neuerem Recht der freien 
Dccupation entzogen find *°. 

II. Der Fund?! Das römishe Recht kannte Eigenthums- 


16 Bayern G.DMandat 24/3 1762; Kreitimayr, Anm. 5 zu Bayr. IR. II. 
1. 7; Roth, Bayr. C.R. (2) 8 36, 44; Pr. L. R. II. 16.3; Derndburg, B. PR. 
I. 8 228, 6; Dejterreich, Patent 17/4 1784 8 1; Hofbelret 7/1 1839 3.8.6. 
825. Ueber die Entftehung dieſes Rechtsſatzes vgl. Stobbe, BR. 8 91, 8. 
Nach einzelnen Rechten fteht für herrnloſe Grundſtücke innerhalb ihrer Feld⸗ 
mark das Oceupationsrecht den Stadtgemeinden zu Stobbe, BR. 8 91, 6; 
Dernburg, P. BR. L 8 228, 9; PBlatner, SR. 8 27, 2. 

17 8 47 Inst. 2.1; Bayr. IR. IL 3.5; Br. LM. LI 9. 10; Sadien 
8.6.8. 8 228. Für Immobilien jchreibt Sachſen 8.0.8. 8 294 gerichtliche 
Erflärung vor. 

ı8 8 47 Inst. 2. 1; Schmid, Handbuh 8 7, 42; Pr. EUR. I. 9. 14; 
Förster Eccius $ 174, 19; Windſcheid 8 184, 6; Bayr. L. R. II. 3. 2; Sachen 
3.8.8. 8 227; Defterreih A.B. G.B. 8 386. Nah C. c. Urt. 589 gehören 
fie dem Staat Aubry $ 170, 7. 

” Bayern G.M. 24/3 1762 oben Note 16; Kreittmayr, Anm. 1 zu L.R. 
II. 3. 5; Roth, Bayr. C.R. (2) 8 36, 45; Pr. L. R. T.9. 15; II. 16. 12—14; 
Förfter Eccius 8 174, 4. 18. Bielfältig ift in Preußen durch propincielle 
und ftatutariiche Beftimmungen ein Recht der Stadtgemeinden auf Occupation 
in ihrer Feldmark und der Gutsherrn in ihrem Gutsbezirk anerkannt Dern- 
burg B. BR. I. 8 228, 9. 10. Nah Sadien 8.6.8. 8 294 fallen fie als 
erbloſes But an den Staat. 

20 Für das Verhältniß der Strandgüter ift jet dad R.G. 15/7 1874 
maaßgebend, wonach Strandgäter, deren Eigenthümer nicht ermittelt werben 
fann, dem Landesfisfus zugewieſen werben Förfter Eccius 8 175, 32. Ueber 
das frühere Recht vgl. Stobbe $ 149 IV. 

»ı Delbrüäd, vom Finden verlorner Sachen in Shering, Jahrb. III. 1; 
Gimmerthal vom Finden U. f. C.Pr. LII. 521; Schüße, vom Funddiebſtahl 
A. f. P. RW. II. 155. 298. 345; Wandersleben, vom Fund Grudot XXII. 
872; Luden, Fund und Schag R.L. IV. 481; Schmid, Handbuh 8 7, 38; 
Windicheid 8 184 Nr. 3, Sintenis, ER. 8 50, 4; Hillebrand, PR. 8 51; 
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erwerb durh Finden nit. Der Finder einer verlorenen Sache, 
der diefelbe zu fih nahm, hatte fie für den Eigenthümer zu ver: 
wahren, und diefelbe, wenn er ſich meldete, zurüdzugeben ??. Das 
Nichtmelden des Eigenthlimers war für den Finder ein Titel zur 
Erwerbung des Eigenthums nur infoferne, als er mit Verjährung 
der Bindifationstlage die Sache als herrnlos occupiren fonnte ?®. 
Dagegen hatte das ältere beutiche Hecht ein befonderes Verfahren 
für Behandlung der Fundſachen ausgebildet. Der Finder hatte 
den Fund der Obrigkeit anzuzeigen, die ein Aufgebot erließ. Mel: 
dete fih der Eigenthümer innerhalb einer beftimmten Frift, fo 
batte der Finder die Sache zurüdzugeben, dabei aber Anſpruch 
auf ein Fundgeld. Meldete fih der Eigenthümer nicht, fo fiel 
die Sade in das Eigenthum bes Finders?*. Dieß ift die Grund: 
lage der Entwidlung des Rechtsinftitut3 in unferen Landesrehten 
geworden, während das gemeine Recht auf dem Stanbpunft des 
römischen Rechts ftehen geblieben if. Die von manden vertre- 
tene Meinung, nämlih daß nah dem gegenwärtig geltenden ge- 
meinen Recht der Finder unter gewiſſen VBorausjegungen durch 


Stobbe, BR. 8 149, I; Förfter Eccius 8 175, I; Dernburg, P. PR. I. $ 232; 
Schwarzkopf, dad Fundrecht in der Provinz Hannover B. f. Hann. R. IV. 76; 
Lang, Sachenrecht 8 33; Eurtius, BR. 8 519; Unger, D. B.R. 8 104, 93; 
Badariä 8 200, 4; Aubry 8 201 Nr. 3. Als verloren ift diejenige Sache 
anzufehen, von der man nach ben Umftänden annehnen kann, daß der unbe: 
fannte Eigenthümer durch Zufall aus ihrem Beſitz gekommen fei Schüge, U. 
f. Br. RB. II. 157; Dernburg, P. BR. I. 8 232 Nr. 1. 

22 Der Eigenthümer kann die Vindikationsklage ftellen 1. 67 D. 6. 1; 
Windſcheid 5 184, 7. Der Finder, der die Fundſache aufgenommen bat, fteht 
im Berhältniß eine® negotiorum gestor für ben Eigentümer Delbrüd in 
Shering III 25, 2; Gimmerthal U. 526; Windfcheib 8 184, 7. 

28 Der Eigenthämer Tann die Vindikationsklage nur ftellen, jo lange fie 
nicht verjährt ift Delbrüd, in Ihering 9, 9; Sintenis, C.R. 8 50, 4 Durch 
Berjährung der Eigenthumsklage hören die Nechte des Eigenthümerd an ber 
Sade auf, dieje wird alfo dadurch herrnlos. 

+ Delbräd in Ihering 9—13; Stobbe, PR. 8 149, 6-11. Dieß war 
namentlih die Stellung des Sip. II. 37, deilen Beftimmungen fi im ge- 
meinen Sachſenrecht noch erhalten haben. Nach früherem Recht wurde viel- 
fältig die Sache ber Obrigkeit oder milden Anftalten zugeiprochen Stobbe, 
BR. 8 149, 11; Delbräd in Jhering 13. Diefed Princip ift nur in dem 
Anhaltiſchen Necht erhalten, indem nah Anhalt. Gej. 10/5 1879 8 18 bie 
Fundſache nad durchgeführtem Ediktalverfahren dem Landarmenfonds zuge- 
fprochen wird und der Finder nur Unjpruch auf gejeglihen Finderlohn Hat. 
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Erfigung ?° oder duch Ausfchliegung des Eigenthümers ?° das 
Eigenthum der Fundſache erwerben könne, entbehrt der Begrün: 
dung. Wo nicht durch landesrechtliche Beftimmungen das Rechts: 
verhältnig anders geregelt ift, Tann vielmehr in dem Rechtsgebiet 
des gemeinen Rechts der Finder das Eigenthun ber Fundſache 
nur durch eine nad Verjährung der Eigenthumsklage des Eigen: 
thümers vorzunehmende Decupation erwerben 2”. Auf dem glei- 
hen Standpunkt fteht das franzöfifhe Recht ?°. Dagegen ift in 


» 53 wird diefe Meinung dadurch begründet, daß wenn der Eigentümer 
nad) durchgeführtem Ebdiktalverfahren ſich nicht gemeldet Habe, ber Finder in 
die Stellung eines Ujucapionsbefigers verjegt werde Gimmerthal, U. 528; f. 
dagegen Delbrüd in Shering 37; Windſcheid 8 184, 7; Stobbe, PR. 8 149, 
20a. Ich ſchließe mich der verneinenden Anſicht an, da ein Ebiktalverfahren 
mit rechtliher Wirkung gegen den Eigenthümer nur da eingeleitet werben 
fann, wo das Landesrecht dieß ausdrüdlich vorſchreibt Erk Caſſel 25/7 1864 
Sf. XXI. 15. Den Standpunkt der Erſitzung theilen Reyſcher P.R. 8 288,9 
und Lang, Sachenrecht 8 33, 27, ohne daß dieß jedoch in dem Württember⸗ 
giſchen Recht eine Begründung findet. 

2e Dieß iſt die Anſicht von Delbrück, in Ihering 39 und 41, 28, ber 
annimmt, daß ſich ein gemeines Gewohnheitsrecht für den Eigenthumserwerb 
des Finders durch Präkluſion des Eigenthümers nach durchgeführtem Aufge⸗ 
botsverfahren ausgebildet Habe. Allein es fehlt jeglicher Nachweis für bie 
Bildung eines ſolchen Gewohnheitsrechts |. Sintenis, E.R. 8 50, 4; Stobbe, 
BR. 8 149, 208. Der von Delbrüd für gemeinrechtlich erklärte Rechtsſatz 
findet fi nur in einzelnen Landesrechten unten Note 35—47. 

a7 Bol. oben Note 22. 23; Erk. Caſſel 24/5 1864 Sf. XXI. 15 ift aus- 
geiprodhen, daß gemeinrechtlich der Finder den Fund der Obrigkeit anzuzeigen 
habe, um fich gegen den Verdacht des Funddiebftahld zu verwahren; er er- 
mwerbe wenn der Eigenthümer fich nicht melde weder Eigenthum noch Ufnca- 
pionsbefig, mohl aber komme er in die Lage vorwurfsfrei, wenn auch auf 
Berantwortung vor dem Tünftigen Eigenthümer, über die Sade zu verfügen. 

2° Nach älterem Recht fielen die Fundftüde (öpaves) den @erichtäheren 
theil3 ganz theil3 in Gemeinſchaft mit bem Finder zu. Durch Gejeg vom 13. 
und 20. April 1791 wurde das Recht ber Gerichtäheren aufgehoben, ohne daß 
weitere Beitimmungen getroffen wurden. In C.c. Art. 717, 2 find befondere 
Gejege in Ausficht genommen, die aber nicht erlaffen wurden. Mandye nehmen 
daher an, daß die Fundftüde dem Staat zufallen, überwiegend erflärt fich je 
doch die Zurisprudenz für den Eigenthumserwerb des Finder Zadariä 8 200, 
4; Aubry 8 201, 46. Belanntmadhung oder Anzeige ift nicht vorgeichrieben. 
Nach C. c. Art. 2279, 2 kann der Eigentümer die verlorene Sade innerhalb 
3 Fahren vindiciren. Es gilt Dieß auch gegenüber dem Finder. U. M. Aubry 
8 201, 49, der bie dreijährige Yrift nur gegenüber dem dritten Befiger laufen 
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mehreren Landesrechten anerkannt, daß der Finder —— gewiſſen 
Vorausſetzungen das Eigenthum der Fundſache erwerbe. Dieſe 
Landesrechte vertreten ein doppeltes Princip: 

1. Der eine Theil läßt den Finder durch Erſitzung Eigen⸗ 
thum erwerben. Nah Bayriidem Recht erwirbt der Finder, der 
den dung ehörig befannt gemacht Hat, dag Eigenthum der Fund⸗ 
ſache, wem fich der Eigenihümer innerfalb der Erſitzungszeit nicht 
gemelbet bat, durch Erfitung ?’. Nach Defterreihifhem Recht bat 
der Finder einer Sache, deren voriger Beliger unbelannt ift, wenn 
der Werth 12 Gulden überfteigt, innerhalb 8 Tagen Anzeige an 
die Obrigleit zu erftatten, welche bie öffentlihe Bekanntmachung 
zu erlafien Hat3°, Meldet ſich der vorige Inhaber oder Eigen: 
thümer innerhalb eines Jahres von ber Kundmahung an, To 
wird ihm das Fundſtück gegen Erftattung der Auslagen und eines 
nah dem Werth zu berechnenden Finberlohnes verabfolgt ®. 
Meldet fich der Berechtigte innerhalb Jahresfriſt nicht, fo erhält 
der Finder das Recht, die Sache oder, wenn fie verkauft ift, ben 
daraus gelösten Werth zu benügen ?? und erwirbt das Eigenthum 
daran in ber Erfigungszeit ®. 
läßt, gegen den Finder aber die rei vindicatio mit dreißigjähriger Verjährung 
gewähren will U. M. Zachariä 8 2158, 10. Nach Dekret 13/8 1810 und 
Ordonnance 22/2 1822 fallen Sachen, die in einer Gerichtskanzlei in Ge⸗ 
ſchaftsſtuben oder in Öffentlihen Wägen liegen geblieben find, dem Staate zu 
Bahariä 8 200, 4; Aubry 8 170, 8—12. 

2 Bayr. LM. IL. 3.5. Dieß ift durch V. 22/11 1815 Moriz, Novellen 
184 auf das ganze Nechtögebiet ausgedehnt. Ein Finderlohn ift nicht gegeben. 
Das gleiche Verfahren wird in dem gemeinrechtlichen Theil von Hannover 
nah Herlommen eingejchlagen Schwarzlopf, dad Fundrecht in der Provinz 
Sannover 8. f. Hann. R. IV. 76. 

”NB.8.8. 8 390. Bei Fundſachen, deren Werth einen Gulden über 
feigt, aber den Betrag von 12 Gulden nicht erreicht, hat ber Finder felbft 
bie Belanntmachung zu erlaffen 9.8.0.8. 8 389. 

»n A. B.G.B. 8 391. Der Finderlohn beträgt 10% des Werths, und 
wenn er den Betrag von 1000 @ulden erreicht hat, für das Uebermaaß 5 °/o 
18.0.8. 8 391. 

"49.0.8. 8 892. 

1.8.8.8. 8 392. Meldet ſich ber vorige Inhaber in der Folge, jo 
muß ihm nach Abzug ber Koften und bes Finderlohnes die Sache ober ber 
gelödte Werth ſammt den daraus gezogenen Binfen zurüdgeftellt werben. Erft 
nad der Berjährungszeit erlangt der Finder gleich einem redlichen Beſitzer 
dad Eigenthumsrecht. Unger, DO. P.R. $ 104, 99 ſieht darin einen Fall der 

Katy, Deutſches Brivatsegt. III, 15 
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2. Der andere Theil der Landesrechte beruht auf dem Prin⸗ 
cip, daß nachdem durch Ediktalverfahren bie Herrnlofigfeit ber 
Fundſache conftatirt ift, der Finder Eigenthümer der Fundſache 
wird. Es findet fi dieß in doppelter Weile durchgeführt: 

a. Nach der einen Claſſe von Rechten fällt das Eigenthum 
bes Fundſtücks dem Finder von felbit zu, wenn ber Eigenthümer 
auf das eingeleitete Ediltalverfahren innerhalb der beftinmten 
Frift ſich nicht gemeldet hat. Es ift dieß dahin aufzufaflen, daß 
nachdem bie Herrnlofigkeit der Sache conftatirt ift, das Decupa- 
tionsrecht des Finders zur Anerkennung gelangt‘. Diejer Eate- 
gorie gehören folgende Landesrehte an: Nach gemeinem Sachien- 
recht wird, wenn fi ber Eigenthümer innerhalb 6 Wochen nad 
erfolgter Öffentlicher Belanntmahung nicht meldet, die Sache zwi: 
ſchen Finder und Obrigkeit zu Ys und *s getheilt ?®. Nach 
Preußiſchem Landrecht bat der Finder einer verlorenen Sache, 
deren Eigentbümer unbelannt ift, der nächften Obrigfeit Anzeige 
zu eritatten ®°. Der Finder hat die Sade zu verwahren ®’ und 


Ertinctivverjährung mit der Wirkung der Acquifitivverjährung (Berichweigen). 
Wahrfcheinlicher ift jedoch, daß im Geſetzbuch die im vorigen Jahrhundert üb⸗ 
fihe Anfiht, daß der Finder durch das Aufgebot Ujulapionsbefig erhalte, 
wiedergegeben werben follte. gl. oben Note 25 und 29 und Delbräd in 
Ihering 38. 

”* Delbrüd in Ihering 46. Es ift dabei nicht vorausgelegt, dab die 
Dceupation erjt nad) Anerkennung der Herrnlofigfeit eintrete; der Finder kann 
zur Beit des Auffinden bereit den Entichluß gefaßt haben, die Sade zu 
behalten, wenn der Eigentümer ſich nicht ermitteln lafie. Es findet dann, 
wie Delbrüd in Ihering 47 ausführt ein Erwerb ex tunc ftatt. 

s> Es beruht dieß auf Sip. II. 29. 37, und kommt in den Thüringifchen 
Staaten im Gebiet des gemeinen Sadjenreht3 und in Holjtein im Gebiet 
des Sacdjenfpiegeld zur Unwendung Haubold, PR. 8 182; Pauljen, BR. 
8 49, 2. Im Gebiet bed gemeinen Sachſenrechts hat nad dem Gerichtöge- 
brauch der Eigenthümer der fich meldet, dem Yinder einen Yinderlohn von 
ein Drittel des Werthed nur dann zu verabreihen, wenn er mit ihm nicht 
der gleichen Gerichtäbarkeit untergeben ift. 

nr. L.R. I. 9. 20. Durh Sadhfen-Weimar Geſ. 25/9 1846 find bie 
Beftimmungen des Preußiſchen Landrechts für die Behandlung von Fundſachen 
auf der Thüringifchen Eiſenbahn als anwendbar erklärt. 

27 Nah Pr. ER. I 9. 23 Hatte der Yinder die Sache zur gerichtlichen 
Berwahrung anzubieten und behielt die Verwahrung nur, wenn fie ihm vom 
Gericht Übertragen wurde. Dieß ift dur Pr. A.G. zur C.Pr.O. 8 23, 2 
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kann, wenn die Bejchaffenheit derjelben es als erforderlich er- 
I&einen läßt, den gerichtlihen Verkauf der Sache beantragen, 
mwobei das Kaufgeld an die Stelle ber Fundſache tritt °®. Meldet 
fih der Verlierer, fo kann diefer Herausgabe der Fundſache gegen 
Erjag der darauf verwendeten Koften und Zahlung eines nad 
dem Werth der Sache zu bemefienden Finderlohnes ansprechen ®°. 
Zegitimirt zur Abforderung ift jeder der nachweiſen kann, daß er 
die Sache innegehabt und verloren habe*. Auf Antrag des 
Finders wird ein Aufgebot erlafien *, und durch Ausfchlußurtheil 
dem unbekannten Berlierer oder Eigenthümer, der fich nicht ge⸗ 
meldet Hat, nur ber Anſpruch auf Herausgabe des durch den 
Fund erlangten und zur Zeit der Erhebung des Anſpruchs noch 
vorhandenen Vortheils vorbehalten *%. Der Finder wird hiernad) 
Eigenthümer der Fundſache und ift zur Herausgabe nur ver: 
pflihtet, fo weit die Sache oder ihr Werth noch in feinen Händen 
it 1%. Nach dem Recht des Sächſiſchen B.G. B. erwirbt der Finder 


aufgehoben, dem Finder ift jedoch freiwillige Hinterlegung geftattet. Nach 
Reglement 21/4 1882 über Behandlung von Fundſachen haben fi die Po⸗ 
lizeibehörden auf Untrag des Finders ber Verwahrung von Fundſachen zu 
unterziehen Förſter Eccius 8 175, 25. Der Yinder, der die Fundſache in 
Berwahrung hat, hat auch nach Preußifhem Recht die Stellung eines nego- 
tiorum gestor des Berlierenden Yörfter Eccius 8 175, 5. 

se A.G. zur C. Pr.O. $ 23, 3. Nach der dadurch aufgehobenen Beſtim⸗ 
mung Br. L.R. I 9. 27. 28 wurde der Verlauf von Amtöwegen verfügt 
Förſter Eccius 8 175, 16. 

20 Pr. L.R. J. 9. 57. 70. Der Anſpruch auf den Finderlohn geht ver⸗ 
loren, wenn die Anzeige des Fundes nicht rechtzeitig erfolgte Pr. L.R. I. 9. 
70; Förſter Eccius $ 175, 26—29. Bon Manden wird angenommen, Daß 
Berzögern ber Anzeige den Berluft aller Mechte des Finders zur Yolge Habe, 
ſ. Dagegen Förfter Eccius $ 175, 29; Dernburg, B. BR. I. $ 232, 11. 

o Pr. L.R. 19. 57—59; Förfter Eccius 8 175, 24. 

BROS. zu C. Pr.O. 8 28, 2. Nach dem früheren durch dieſe Beftim- 
mung bejeitigten Recht wurde, wenn in den der Unzeige folgenden acht Tagen 
der Berlierende nicht ermittelt wurde, ein Uufgebot von Amtswegen exlafien, 
und wenn der Verlierende fich nicht meldete, das Eigenthum der Sache dem 
Binder bei Beträgen über 300 Marl dem Finder und der Ortsarmenkaſſe ge- 
meinfam zugejchlagen Br. ER. I. 9. 31—48; Förfter Eccius 8 175, 19. 

3 Br. A.G. zur C. Pr.O. $ 23, 5; Förfter Eccius 8 175, 21. 

+2 Daß der Yinder hiernach Eigenthümer werde und über die Sache ver- 
fügen könne, ohne zum Erja des Verbrauchten verpflichtet zu fein, geht aus 
den Motiven hervor. Nur foweit er die Sache felbjt oder deren Werth ganz 

15* 
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einer Sache, deren Werth 3 Mark nicht überfteigt, das Eigenthum 
innerhalb eines Jahres von der Zeit des Fundes an, ohne daß 
e3 einer Anzeige oder Belanntmahung bebürfte. Weberfteigt ber 
Werth der Fundſache 3 Mark, fo hat der Finder innerhalb vier 
Wochen von der Zeit des Fundes an der Polizeibehörde des 
Tundortes Anzeige zu eritatten, die bei einem Werthbetrag von 
150 Marf einmal, bei einem Werthbetrag über 150 Mark zwei- 
mal den Fund befannt madt. Meldet ſich innerhalb eines Jahres 
von der lebten Belanntmahung an ein zur Abforderung Berech⸗ 
tigter, jo hat ber Finder die Sache nad) Abzug der nothwendigen 
und nütlihen Verwendungen und eines nad) dem Werth zu be- 
ſtimmenden Finderlohnes an benfelben herauszugeben. Meldet 
fih innerhalb eines Jahres von der lebten Belanntmahung an 
ein zur Abforderung des Fundſtücks Berechtigter nicht, jo erwirbt 
der Finder das Eigenthbum des Funbftüds **. Hat der Finder 
nicht innerhalb 4 Wochen die Anzeige erftattet, jo erwirbt ber 
Staat das Eigenthum der Fundſache *°. Nah Badiſchem Land: 
recht erwirbt der Finder das Eigenthbum des Fundſtücks, wenn er 
an dem Drt des Fundes dieſen öffentlich befannt gemacht und in 
drei Jahren der vorige Inhaber die Sache nicht zurüdverlangt 
hat*°. Nah dem Recht der Stadt Bremen hat der Finder binnen 
8 Tagen nad der Auffindung die Sahe an bie Polizeibehörde, 
welche die öffentliche Belanntmachung zu erlaſſen hat, abzuliefern, 
bei größeren Fundſtücken hat er den Fund nur anzumelden, und 
erwirbt nach Ablauf der gejetlichen Frift, wenn fi der Berlie- 


oder theilweife noch bat, ift er zur Herausgabe gegen Erſatz der Koften und 
des Finderlohnes verpflichtet. Es kommt Hier das PBrincip zur Anwendung, 
das für Neftitution des Vermögens bes für verichollen Erflärten gilt oben 
8 61, 143. Gegen die Anfiht, daß nach diefer Beftimmung der Finder als 
das Eigentfum erwerbend anzujehen fei, erklärt ſich Dernburg P. BR. 1. 
8 232, 16, dafür, Förfter Eccius 8 175, 21. 

4 Sadfen B.6.8. $ 239—242. Der Finderlohn beträgt 10% des nach 
Abzug der Koften fich ergebenden Werthed. Beträgt der Werth über 300 
Mark, fo beträgt der Finderlohn von dem über 300 Mark fich ergebenden 
Werthbetrag 40. 

“Sachſen B.6.8. 8 243, 

46 Baden LM. Urt. 7170. Nach Gel. 16/3 1860 Tann die Verwaltung 
der Verkehrsanſtalten die in Wägen und Räumen ihres Betriebs gefundenen 
Saden und bie unbeftellbaren Poſt- und Eiſenbahnſendungen nad Verlauf 
eines Jahres einziehen.! 
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rende nicht gemeldet hat, das Eigenthbum des Fundſtücks, wobei 
jedoh dem Eigenthümer noch drei Jahre lang ein Anſpruch auf 
Herausgabe der Sache oder der Bereicherung zuiteht *”. 

b. Nach der anderen Claſſe von Rechten wird das Eigenthum 
ber Fundſache nah durchgeführtem Ediktalverfahren dem Finder 
richterlich zugeiproden *°. Es findet ſich dieß jet nur noch in 
den Rechten von Braunfchweig und Coburg. Nah Braun- 
ſchweigiſchem Recht wird die Fundſache, wenn fi auf Öffentliche 
Belanntmahung der Eigenthümer innerhalb der ihm gejebten 
Friſt nicht gemeldet hat, dem Finder durch die Obrigkeit zuge: 
ſchlagen ®°. Nach der Coburger Verordnung 29/5 1834 hat ber 
Finder die Fundſache binnen 8 Tagen an die Ortsobrigkeit abzu- 
liefern, und es wird ihm, wenn ſich auf ergangene Ediktalladung 
der Eigenthümer nicht meldet, auf Verlangen das Eigenthbum bes 


Fundſtücks richterlich zugefprochen. 
II Der Shag’!. Zum Begriff des Schates gehört, daß 
verborgene 5? werthvolle Gegenftänbe °° gefunden werben, deren 


47 Bremen Gef. 7/2 1873 die Anmeldung und den Erwerb gefundener 
Sadıen betreffend 8 1. 2. 4. Die Friſten betragen 4 Wochen bei einem Werth 
von 2—100 Mark und drei Monate bei einem Werth über 100 Marl. Das 
Eigenthum geht nad Berlauf dieſer Friſt auf den Finder über, und ber 
frühere Eigenthümer ift berechtigt, daſſelbe in den nächften drei Jahren wieder 
zu erwerben. 

“0 Auch bier liegt das oben Note 5 charalterifirte Verhältniß vor. Der 
Zuſchlag hat nur die Bedeutung eined Ausſpruchs, daß für die Herrnlofigkeit 
der Sade eine Präfumtion fpredhe, und deßhalb die Dccupation durch den 
Finder zuläßig fei. 

“ Die gleiche Stellung hatte früher das Preußifche Landrecht, durch A. G. 
zu der D. C. P.D. ift indefjen der in dem früheren Recht begründete richterliche 
Zuſchlag befeitigt, oben Note 42. 

»° V. 15/4 1824 GSteinader, B.R. 8 177. 

5 Simmerthal, U. f. C. Pr. Li. 63; Windicheid 8 184, 4; Stobbe, PR. 
8 149. III, Förfter Eccius 8 175, 38 f.; Roth, Bayr. ER. (1) 8 140 Nr. 3; 
Badariä $ 200; Aubry 8 201 Nr. 3. 

52 Weſentlich ift das Berborgenfein 1. 831 8 1 D. 41. 1; 1. un. Cod. 
10. 15; Bayr. ER. II. 3. 4; Br. L.R. I. 9. 74; Sachſen B.G.B. 8 233; 
Defterreih A.B.G.B. 8 398; C. c. Art. 716. Daß aud die in Mobilien ver- 
borgenen Sachen als Schag zu behandeln feien, wird jetzt allgemein ange- 
nommen Pagenftecher, Eigenthum II. 88; Sell, Verſuche I. 145; Windſcheid 
8 184, 11. Auch für das Preußiſche Recht nehmen dieß an Yörfter Eccius 
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Eigenthümer durch die Länge der Zeit unbekannt geworden if 
und nicht ermittelt werben Tann®*. Gemeinrechtlich und nad 
Sächſiſchem und Franzöfiihem Recht ift es eine bloße Thatfrage, 
ob der Schatz nach den Umftänden als herrnlos anzufehen fei ®°, 
während nah Preußiſchemee und Defterreihiihem Hecht °” eine 
bejondere Sonftatirung vorgefchrieben ift. Nach älterem deutſchem 
Recht war’ vielfältig die Negalität der Schätze anerlannt®®; ge- 
meinrehtlih und nach unjeren Landesrechten find jest die Grund: 
äße des römischen Rechts maaßgebend °’. Gemeinrechtlich und 


$ 175, 39; Dernburg, B. PR. I. $ 283, 2; ebenjo für das franzöfiiche Recht 
Aubry 8 201, 28. 

68 Im gewöhnlichen Leben verjteht man unter Schat Geld und Koftbar- 
teiten, und es ftimmt damit überein 1.31 81 D.41. 1; Defterreih U.B.G.B. 
8 398. Ausdehnender ift die Erllärung von Kreittmaygr, Anm. 1 zu Bahr. 
ER. II. 3. 4 „Geld und andere koftbare Mobilien”; Br. L.R. I. 9. 74 „Sa- 
hen von einigem Werth”; Sachſen B.G.B. 8 233 „verborgene Sachen“; C. 
0. Urt. 716 „jede verborgene oder vergrabene Sache”. 

* ]. un. Cod. 10. 15; Schmid, Handbud 57, 52; Windſcheid 8 184, 8; 
Förſter Eccius 8 175, 40; Bayr. OR. II. 3. 4; Sachſen 8.0.8. 8 238; 
Defterreich A.B.G.B. 8 398. 

® 1.3181 D.41. 1: Thesaurus est vetus quaedam depositio pe- 
cuniae cujus non extat memoria ut jam dominum non habeat; Bayr. 
ER. II. 3. 4: Gefundener Schäße halber, welche fo lange .. . verborgen ge- 
wejen, daß man den Eigenthümer nicht mehr davon weiß. Nah C. o. Art. 
716 ift Schag jede verborgene Sache, woran Niemand ein Eigenthum barthun 
kann Aubry 8 201, 29. Nah Sachſen B.G.B. 8 288 Tann derjenige, der ein 
Recht auf die entdedten Sachen hat, eine öffentliche Aufforderung der ſonſt 
etma Berechtigten beantragen, ohne daß ihm ein derartiges Verfahren vorge 
ichrieben wäre. 

66 Nach Pr. 2.R. I. 9. 75—80 hat der Finder der Obrigkeit binnen 4 
Moden Anzeige zu erftatten. Ergibt fih aus der Beichaffenheit, daß bie 
Sache ſchon über 100 Jahre verborgen gemefen jei, fo gilt fie ohne weiteres 
als Schag, außerdem nad früherem Recht nur nad vorgängigem Yufgebot, 
für welches die bei Fundſachen geltenden Beltimmungen maßgebend waren 
Förſter Eccius 8 175, 43. Nah U.®. zur C.P.O. 8 23 erfolgt jet das Auf⸗ 
gebot nur auf den Antrag eines Betbeiligten. 

57 Nach Defterreih A.B.G.B. $ 397 wird wie bei Fundſachen verfahren. 

88 ©. den Nachweis bei Stobbe, P.R. 8 149, 22—25. Die Regalität 
des Schages ift noch anerkannt in Schwarzburg-Audolftadt Heimbach. B.R. 
8 180, 7 und nad Sütifch Low II. 113 Baulfen, BR. 8 50, 1. 

6 Es gilt dieß namentlich für Holftein Fald, P.R. III. $ 88, 57; Paul- 
fen, P.R. 8 50, 2; Kurheſſen Platner, Sachenrecht 8 27, 3; Naſſau Bertram, 
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nah Sähfiihem Recht fällt der Schag, zu deſſen Auffindung 
ftrafbare Mittel angewendet werben, an den Fistus °°; nad Bay: 
riihem und Preußiſchem Landrecht gilt dieß nur für den Antbeil 
desjenigen, der die ftrafbare Handlung verübt hat ®!. Außerdem 
fällt der Schag, wenn ber Finder und der Eigenthümer des Fund: 
ort3 verſchiedene Perſonen find, in ihr Miteigenthum °*, Hatte 
ber Finder abfihtlih und ohne Erlaubnig des Eigenthümers des 
Funbortes geſucht, jo fällt er ganz an den legteren *°; nad) Preu⸗ 
ßiſchem und Defterreihifchem Recht fällt in dem lehteren Fall der 
Antheil des Finders an den Fistus**. Hat der Eigenthümer des 
Fundortes den Schaf gefunden, jo wird er Alleineigenthümer °°. 
Für die Beitimmung der Rechte des Eigenthüümers des Fundortes 


BR. 8 88, Württemberg Lang, Sachenrecht 8 33, 32; dem Rechtsgebiet bes 
gemeinen Sachjenrecht3 Heimbach, BR. 8 180 Nr. 2; Medienburg Kamptz, 
BR. 8 43, 4. Die neueren Landesrechte haben alle die gemeinrechtlichen 
Brincipien zur Grundlage genommen, unten Note 62. Eine Ausnahme macht 
nur das Bayriſche Landrecht, welches ein Recht des Fiskus auf einen Theil 
bes Schatfunbes anerkennt. Der gleiche Grundſatz galt nach Oeſterreichiſchem 
Rechte, die neue Geſetzgebung hat dieß jedoch geändert, unten Note 62. 

co & 39 Inst. 2. 1; 1. un. Cod. 10. 15; Windſcheid & 184, 10; Sachſen 
B.G.B. 8 237. Das Defterreichifche und Franzöflihe Recht haben dieſe Be- 
flimmung nit aufgenommen. 

°1 Bayr. UR. II. 3. 4 Nr. 3; Pr. L. R. I. 9. 8688. 

62 8 39 Inst. 2. 1. Damit übereinftimmend Pr. ER. I. 9. 82. 83; 
Sachſen 8.9.8. 8 238; C. ceiv. Art. 716. Nach 8 39 Inst. 2. 1 foll der in 
sacro et religioso loco gefundene Scha ganz an den Finder fallen, während 
1.3810 D. 49. 14 dem Fiskus die Hälfte zufpricht. Vgl. Über die daran 
ſich Tnüpfende Eontroverfe Gimmerthal in U. f. C.Pr. LI. 70, 8. Sept hat 
die kirchliche Stiftung als Eigenthämerin Anſpruch auf die Schaphälfte Wind- 
ſcheid 8 184, 10; Lang, Sachenrecht 8 33, 36. Dieß ift auch die Auffaflung 
des Bayr. L.R. IL. 3. 4 Nr. 4 Nah Bayr. &.R. II. 3. 4 Nr. 1. 2 gehört 
der Scha zu */s dem Fiskus und nur *s fällt an den Finder und Eigen- 
thümer oder an den lepteren allein. Nach Defterreih A.B.G.B. $ 399 fiel 
ı/s an den Fiskus, */s an den Finder und Eigenthümer. Durch Hofdelret 
16/6 1846 Nr. 1 ift jedoch diefe Beftimmung aufgehoben und durch ben ge- 
meintechtlichen Grundſatz erjegt. 

es], un.Cod. 10. 15 Bayr. L. R. 11.3.4 Nr. 2; Sachſen 8.6.8. 8 237. 
Auch für das Franzöfiiche Recht nimmt dieß an Aubry $ 201, 88. 

“Br LER. 1. 9 85; Defterreih A.B.G.B. 8 400. 

ss 8 39 Inst. 2. 1; Förfter Eecius 8 175, 48. Dieß kommt aud zur 
Anwendung, wenn er mit der Nachforſchung Fremde beauftragt hat Schmid, 
Handbuch 8 7, 54; Sachſen 8.6.8. 8 234; Wubry $ 201, 34. 
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gelten dabei folgende Grundſätze: Miteigenthümer erwerben ben 
Schag zu ihrem Antheile‘*. Wird der Schag auf ber Grenze 
gefunden, jo fällt derjelbe oder der Antheil des Eigenthümers an 
die beiden Nachbarn ®°. Bei getheiltem Eigenthum fällt der An 
theil des Eigenthümers an den Nutzungsberechtigten *®. Iſt der 
Fundort ein Objekt, an dem ein dingliches Nutzungsrecht beftellt 
it, fo fällt der Antheil des Eigenthümers nit an den Nutzungs⸗ 
beredtigten fondern an den Eigenthümer °°. Der Eigenthumser: 
werb beim Schagfund ift unter den Geſichtspunkt der Dccupation 
zu jtellen ?°, wobei, wenn Finder und Eigenthümer verfchtedene 
Perſonen find, der eritere für den lebteren erwirbt ”!. 


6° Br. ER. J. 9. 90. Iſt einer der Miteigenthümer ber Finder, fo er- 
hält er den Finderantheil Förfter Eccius 8 175, 55. 

67 Gemeinrechtlich war dieß beftritten ſ. Förfter Eccius $ 175, 58. Die 
angegebene Entfcheidung treffen Pr. 2.R. I. 9. 91. 92 und Sachſen 8.8. 
$ 235. 

ee Für dad gemeine Necht nimmt die an Beſeler, P.R. 8 82, 14; U. 
M. Stobbe, P.R. 8 149 Nr. 4. Der erfteren Anficht fchließen ſich an Bayr. 
ER. II. 3. 4 Nr. 4 und Pr. ER. J. 9. 94. Nach Defterreih A.B.G.B. 8 399 
baben Ober- und Untereigenthümer gleichheitlich zu theilen. 

© Gruchot, Beiträge VL 589; Bayr. ER. II. 3. 4 Rr. 4; Pr ER. 1. 
9. 97. 

10° &3 ift daher Hebung des Schatzes erforderlih 1.3 88 D. Al. 2: 
Sell, Berfude I. 4 $ 1-4; Schmid, Handbudh 8 7, 61—65; Randa, Befik 
8 11, 27; Brinz, Pandelten (2) 3 148, 61. Nach einer davon abweichenden 
Meinung fol zum Eigenthumserwerb am Schap die Entvedung genügen, diefer 
daher dem Finder zufallen, auch wenn er den Schatz nicht hebt Dernburg in 
Heidelberger Krit. Beitjchr. I. 148 und P. BR. I. 8 233, 6; Gimmerthal in 
A. f. L. P. LI. 67; Windfcheid $ 184, 9; Stobbe, BR. 8 149, 28. Dieler 
Anficht ift entgegenzuhalten, daß zum Eigenthumserwerb be3 Yinderd jeben- 
fall3 der Aneignungsmille erfordert wird, der fich eben in ber Hebung doku⸗ 
mentirt, Als Dccupation faffen den Schapfund auf Bayr. L.R. IL 3. 2; 
Kreittmayr, Anm. Ib zu Bayr. 2. II. 3. 4; Sadjen 8.8.8. 8 233 und 
das Defterreidhifche Recht Randa, Beſitz $ 11, 27. Für die letztere Anficht, 
daß Occupation nicht erforderlich ſei entfcheiden fich für das Preußifche Recht 
Erf. D.Tr. Berlin 11/5 1865 Entſch. LIV. 33; Erk. R.&. 17/11 1879 Entſch. 
in Straffadhen I. 7 und für das Franzöfihe Recht Aubry 3 201,80. 

1 Bei Theilung zwifchen Finder und Eigenthümer entfteht die Frage, 
in welder Weiſe für den leßteren die Erwerbung aufzufaflen ſei. Nach der 
einen Unficht erwirbt der Finder, der den Schatz hebt, das Eigenthum des 
ganzen Schates, und der Eigenthümer hat nur einen obligatorifhen Anſpruch 
auf Herausgabe feines Antheild Puchta, Pandelten 8 154; Seuffert, Ban- 
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IV. Kriegsbeute”?. Erwerb durch Beutemachen iſt jetzt 
auf den Fall eines Kriegs des deutſchen Reichs mit einem frem- 
den Staat beſchränkt??. Er fteht nur den am Kampf betheiligten 
Militärperfonen zu ”*, und erftredt fih auf Dccupation der bei 
den feindlichen Truppen befindlichen Mobtlien”’® und im Fall aus: 
drüdlider Erlaubniß des Truppencommandos auf das Eigenthbum 
feindliher Unterthanen 7°. Das Beuteftüd wird Eigenthum des 
Dccupanten 7”. 


8 246. 
ID. Die Bwangsentelguung '. 


Auf Grund gefegliher Beftimmung ?* Tann im Öffentlichen 
Intereſſe eine Berpflihtung zur Abtretung von Eigenthbum oder 


beften 8 130, 4; nad) der anderen Unficht erwirbt der Eigentümer feinen 
Antheil von felbit, alfo durch den Finder, wie dieß auch in 1. 3 8 10 D. 49. 
14 und 1. 63 D. 41. 1 ausgeſprochen ift Schmid, Handbuch 8 7, 66; Arndts 
8 154 Rote 6; Windſcheid 8 184, 10; Brinz, Banbelten (2) $ 148, 65; 
Lang, Sachenrecht 8 8, 35. Dieß ift auch in unferen Landesrechten ange» 
nommen Sachſen B.G. B. 8 238, „Werden fie in einer fremden Sade ent- 
dedt, fo fallen fie mit der Befigergreifung biefem (dem Finder) und dem Ei- 
genthümer der Sade zu gleihen Theilen zu.” Ebenfo laſſen mit dem Eigen- 
thumserwerb des Yinders zugleich den des Eigenthümers eintreten Pr. DR. 
1.9. 82 Förſter Eccius 8 175, 50; Defterreich A.B.G.B. 8 399; C. c. Art. 716. 

73 Bgl. Heffter, Böllerreht 1380-140, Windſcheid 8 184, 5; Stobbe, 
BR. 8 149 III; Förfter Eccius 8 175 II. 

78 Heffter, Völkerrecht 8 114. 

10 Militaͤrſtrafgeſetzbuch 8 128. 

16 Br. L.R. J. 9. 593. 594. Ausgenommen find die dem Staat vorbe⸗ 
haltenen Kriegs- und Mundvorräthe. 

"© Pr. L.R. I. 9. 197; Förſter Eecius 8 175, 66. 

17 Nach römischen Recht war die Beute an den Staat abzuliefern Wind- 
ſcheid 8 184, 12. Unſere Landesrechte laſſen Eigenthumserwerb des Erbeu- 
tenden eintreten Bayr. L.R. II. 3. 6; Sachſen B.G.B. 8 282; Pr. L. R. J. 
9. 194. 

ı Bol. Häberlin, A. f. C.Pr. XXXIX. 1 f.; Laband, A. f. C.Pr. LII. 
152; Martin, A. f. Pr. R.W. IX. 64; Thiel, Expropriationsrecht 1866; 
Meyer, G., da3 Recht der Erpropriation 1868; Grünhut, das Enteignungs- 
xecht 1873; Rohland, Theorie und Praris des deutſchen Enteignungsrechts 
1875; Stobbe, PR. 8 92, Förfter Eccius 8 131; Dernburg, P. BR. I 
8 34; Roth, Bayr. ER. (1) $ 141; Prazad, das Recht der Enteignung in 
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Sonftituirung eines dinglichen Rechts gegen Entſchädigung be- 
gründet fein. Die Zmwangsenteignung befteht in der Entziehung 
des Eigentbums des zu erproprürenden Objelt3 und Uebertragung 
besjelben auf den Erproprianten ? gegen Ausantwortung der nad 
den gejeglihen Beſtimmungen fejtgefegten Entſchädigung an ben 
Erproprürten. Wefentlich ift dabei, daß die Enteignung nur gegen 
Entſchädigung ftattfinde *, und daß das geſetzlich vorgeſchriebene 


Deſterreich 1877; Randa, Eigenthumsreht 8 7; Badarik $ 195. Ueber bie 
geſchichtliche Entwicklung vgl. Häberlin, A. 3—42; Meyer, Erpropriation 8 
1-6; Grünhut, ER. 8 3; Prazad, ER. 8 2; Stobbe, BR. 8 92, 12 f.; 
Dalde, Commentar 10—31. Bon mejentlidem Einfluß auf die Ausbildung 
des Enteignungsrechts war die franzöfiiche Gefeggebung, ſ. Grünhut, ER. 44 f. 

2 Die Geſetze der einzelnen Länder regeln theils die Enteignung allgemein, 
theils beichränten fie ſich auf gefegliche Beftimmungen für beftimmte Gruppen 
bon Unternehmungen. Ullgemeine Enteignungsgefege finden ſich in folgenden 
Landedrehten: Preußen Geſetz 11/6 1874 mit Eommentar von Dalde 1874 
für die ganze Monarchie, audgedehnt auf Lauenburg durch das faft gleich⸗ 
lautende Gefeg 28/4 1875; Bayern Gel. 17/11 1837; Baden Gel. 21/8 
1835 ; Hefjen-Darmftadt Gef. 27/5 1821; Meiningen Gef. 28/6 1845 
und 9/4 1868; Gotha Gel. 8/4 1857 (faft ibentiih mit Meiningen); € o- 
burg Gef. 81/8 1855; Anhalt Geſ. 12/4 1875 (faft ganz dem Preußiſchen 
E.G. nachgebildet); Shwarzburg-Rudolftadt Gef. 24/2 1860; 9/8 1861; 
21/6 1872; Shwarzburg-Sondershaufen Gel. 3/4 1844; 20/8 1863; 
Lübeck Geſ. 21/5 1870; Bremen Gel. 16/4 1882 in ber Hauptjache mit 
dem Preußiſchen E.&. übereinftimmend. In Elſaß⸗Lothringen gilt bie 
franzöfifche Gefeggebung namentlich das .Gefeg 3/5 1841, vgl. Grünhut, ER. 
49. Das wichtigfte und durch den Umfang des Nechtögebiet3 bedeutendfte 
Enteignungsgefeg ift dad Preußifche, welches mit Ausnahme der Enteignung 
für Landeskultur Bergbau und Landestriangulation einheitliche® Recht ge 
ſchaffen Hat Förfter Eccius 8 181, 6. Für die anderen Rechtsgebiete, die in ber 
Note 2 gegebenen Zujammenftelung nicht aufgeführt find, find Enteignungs» 
gejege nur für beftimmte Gruppen von Unternehmungen namentlich Eijen- 
bahn⸗ und Straßenbauten gegeben vgl. unten Rote 37. 

8 Unbegründet ift die Meinung, daß durch Bivangsenteignung nicht Eigen- 
thum übertragen werbe, fondern eine Beftimmung für den usus publicus er» 
folge, vgl. unten Note 76. 

+ Die Fälle, in melden das Geſetz Enteignung ohne Entichädigung zu- 
(äßt find Singularitäten, jo nad Bayrifhem Recht bei Schiffbarmachung eined 
Fluffes Roth, Bayr. ER. (1) 8 141, 9 und nad Defterreihifhem Recht in 
Nothfällen Prazad, ER. 38, 5; vgl. auch Randa, Eigenthumsrecht $ 7, 5. 
Ausdrücklich ausgefchloffen ift Erpropriation ohne Entihädigung in Preußen 
E.G. 8 1; Baden E.G. $ 1; Darmftadt EG. Art. 1; Unhalt E.G. Art. 1; 
Hamburg E.9. 8 1; Lübed E.G. 8 1. 
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Verfahren eingehalten werbe?. Das Enteignungsredht beruht 
immer auf befonderer geſetzlicher Beitimmung , deren Vorſchriften 
allein maaßgebend find und analoge Anwendung nicht zulafien. 

Für die Zwangsenteignung gelten folgende Grundſätze: 

1. Das Rehtsverhältniß. Ueber das der Zwangs⸗ 
enteignung zu Grund liegende Rechtsverhältniß find die Meinungen 
geteilt. Bereinzelt wirb fie auf einen Vergleich * oder ein Delikt ’ 
zurüdgeführt. Folgende Anfichten fommen in Betradt: 

1. Am verbreitetften ift die, daß fie unter den Begriff des 
Kaufs zu jubfumiren fei?. Allein es iſt entgegenzubalten, daß 
die wejentlichiten Vorausfegungen des Kaufvertrags dabei nicht 
vorliegen, namentlih daß ber Conſens des Erpropriirten nicht er- 
forderlich ift®, daß der Erproprlirte weber für Mängel noch für 
Eviktion Haftet, überhaupt Feinerlei Verbindlichleiten übernimmt, 
daß ein Veräußerungsverbot nicht entgegenfteht und daß die 
Awangsenteignung bei Beftand bleibt, auch wenn fie dem Nicht: 
eigenthümer gegenüber vollzogen ift !°. 

2. Eine andere Auffaffung führt das Verhältniß auf eine 
quaficontraktlihe Verbindlichkeit zurüd, für welche, ſoweit bie 


5 Weber Fälle der Dringlichkeit, in melden von Einhaltung diejes Ver⸗ 
fahrens Umgang genommen werden fann vgl. Roth, Bayr. ER. (1) 8 141, 12; 
Grünhut, ER. 263 f.; Prazad, ER 38,8 f. 

° Erf. Stuttgart 12/8 1847 ©f. IV. 41; Lübed 19/11 1850 Sf. IV. 117. 

? Thiel, ER. 21; Erk. Dresden Sf. V. 289. 

8 Tiefe Anfiht findet fih ſchon feit den Gloſſatoren ſ. Prazad, E.R. 
43, 1. Sie wird vertreten von Häberlin, U. f. &.Pr. XXXIX. 201; Martin, 
a f. Pr. R.W. IX. 64. 169; Befeler, BR. 8 92, 14; Gerber, B.R.$ 174b, 1; 
Erk. Wolfenbüttel 5/7 1844 Sf. XIV. 226; Darmftadt 1875 Sf. XXXI. 130; 
Dresden 18/9 1877 Sf. XXXIV. 305; Celle 25/1 1881 ©f. XXXVI 202. 
Die Auffaffung als Kauf ift im Preußifchen Landrecht angenommen. Ob dieß 
auch in dem Preußiihen E.G. 11/6 1874 der Fall jei, ift beftritten ſ. Förſter 
Eccius 8 131, 20; Rohland, ER. 40. 30. Dafür Erf. Celle 9/4 1875 Sf. 
XXXL 42; dagegen Dernburg, PB. BR. I. & 34 Nr. 6. 

» Daß die Abtretung eine erziwungene jei, ift Borausfegung der Zwangs⸗ 
enteignung. Es gibt feine freiwillige Enteignung Grünhut, E.R. 1; Prazad, 
ER. 54, 20; Meyer in Behrend, 8. VIII 581; Erf. R.G. 23/5 1881 Samm- 
Iung V. 67. 

1 ©. Laband, A. f. &.Pr. LIl. 173; Prazack, ER. 53, 15 und 72, 3; 
Grünhnt, E.R. 179; Stobbe, P.R. 8 92 Nr. 3; Dernburg, P. PR. I. $ 34 
Rr. 6; Randa, E. 8 7, 115. 
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Reiftungen in Betracht kommen, die für den Kaufvertrag gelten- 
den Grundfäge maßgebend feien '!, weldher Meinung die gleichen 
Gründe entgegenftehen wie derjenigen, welche fie direkt auf einen 
Kaufvertrag zurüdführt. 

3. Die dritte Anficht ift diejenige, welche die Zwangsenteig- 
nung als Legalerwerb auffaßt ??. Hiernach geht das Objekt der 
Zwangsenteignung von felbft auf den Erwerber über, der ein auf 
dem Geſetz beruhendes Recht auf Erwerb der Sade bat, während 
dem Eigenthümer die auf dem Gefet beruhende Verpflichtung ob- 
liegt, die Enteignung vor ſich gehen zu laſſen. Diefe Auffaffung 
erjcheint ſchon deßhalb als die allein berechtigte, weil die Zwangs⸗ 
enteignung nicht eine derivative Erwerb3art tft, fondern unab- 
hängig von dem Willen des bisherigen Eigenthümers vor ſich 
gebt '°. Mit dem Webergang des Eigenthums auf ben Exrpropri- 
anten ift aber zugleich die auf dem Gefeg beruhende Verpflichtung 
desfelben auf Entſchädigung des Exrpropriirten gegeben. Die 
Bwangsenteignung befteht demnach aus zwei einfeitigen Rechts: 
verhältnifien, dem Eigenthbumsübergang kraft Gefepes in Folge 
eines einjeitigen Staatsaktes und dem in unmittelbarer Folge 


ı Meyer, ER. 184; vgl. darüber Rohland, ER. 32; Randa, E. 5 7, 116. 

12 Dieſer Geſichtspunkt wurde zuerft von Zachariä, Gött. Gel. Anz. 1861, 
81 aufgeſtellt und iſt dann ausgeführt von Laband, U. f. C.Pr. LII. 171. 
Ihm ſchließen fih an: Stobbe, P.R. 8 92, 33; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 141, 
8; Grünhut, ER. 183, 1; Prazad, ER. 46, 2; Rohland, ER. 38; Er. 
Stuttgart 10/6 1870 Sf. XXV. 29; 12/6 1877 ©f. XXXIII. 36. Für das 
Defterreichiiche Recht nehmen dieſen Standpunkt an Prazad, ER. 47, 3; 
Strohal, Eigentum 132, Randa, €. 8 7, 117. 

18 Stobbe, B.R. $ 92, 33; Prazad, ER. 48; Randa, E. 8 7, 118. 

14 Laband, A. f. E.Pr. LI. 179 erHlärt dieſelbe als eine privatrechtliche 
quaficontraftfiche Verbindlichkeit, und dieſer Anficht fchließen fih an: Stobbe, 
BR. 8 92, 35; Prazad, ER. 58, 15 und 137; Erf. Stuttgart 12/6 1877 
Sf. XXXII. 85; 15/10 1877 Sf. XXXIII. 232, mährend Grüngut, ER. 
184, 1 ihr die Eigenfchaft einer privatrechtlichen Verbindlichkeit abſpricht, und 
fie als öffentlichrechtlihe Pflicht charakteriſirt. Die Entichädigungspflicht 
liegt dem Unternehmer ob Meyer, ER. 294; Laband, U. LIT. 179. Gegen 
die Meinung von Thiel, ER. 19 und Grünhut, ER. 98, daß immer der 
Staat das Subjekt der Entjchäbigungspflicht fei ſ. Prazad, ER. 134, Roh⸗ 
land, ER. 58 und unten Note 38. Unſere Exrpropriationdgefege erklären ben 
Unternehmer als zur Entfchädigung verpflichtet Rohland, E.R. S 8, 6; Pra- 
zad, ER. 1836, 11. 
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davon begründeten Forderungsrecht des Erproprürten auf Er: 
fattung des Werthes der Sade 6. 

H. Gegenſtand. Gegenftand der Zwangsenteignung können 
jomohl Saden ald Rechte jein und zwar kommen in Betradt: 

1. Immobilien. Dieß ift der gewöhnliche Fall, der in un- 
jeren Erpropriationsgejegen faft allein Berüdfichtigung findet ?°. 
Die Zuläffigkeit der Zwangsenteignung ift nicht allein für Sachen 
des Staats '7 fondern auch für Öffentlihe Sachen anzunehmen '°. 

2. Mobilien. Daß Mobilien Gegenftand der Zmangsenteig- 
nung jein können ift zweifellos !?, und ift in einzelnen Enteig- 
nungsgejegen ausbrüdlich anerkannt ?%. Die Zuläffigkeit kann um 
jo weniger beftritten werben, als fie auch reichsgeſetzlich feititeht, 
indem durch R.G. 13/6 1873 für den Fall der Mobilmadung 
die Zwangsenteignung von Pferden zu Kriegszweden für zuläffig 
erklärt ift. Dagegen ift nicht als Ymangsenteignung die Befugniß 
der zwangsweifen Tödtung von inficirtem Vieh ?! und die zwangs⸗ 
weile Ausrottung der von der Reblaus inficirten Weinberge *? 
anzuſehen, weil dabei das Unterjcheibungsmerktmal der Zwangs⸗ 
enteignung, die Abficht des Eigenthumserwerbs, fehlt ?°. 


15 Laband, N. f. C.Pr. LII. 182. 

6 Srünhut, ER. 74; Prazack, ER. 75, 7. 

17 Meyer, ER. 262; Grünhut, ER. 78, Prazad, ER. 75, 7; Labanb, 
A. 170, 25. 

8 Brazad, ER. 75, 8. Die zieht in Abrede Grünhut, ER. 77; |. da- 
gegen Rohland, ER. 20; Stobbe, BR. 8 92, 24; Meyer in Behrend, 8. 
VIII. 571. 

 Grünhut, ER. 73, 1; Prazad, ER. 73, 4; Förfter Eccius 8 181, 7; 
Stobbe, PR. $ 85, 18; Randa, Eigenthumsrecht 8 7, 10. Die von Roh- 
lond, ER. 16 dagegen geäußerten Bedenken fcheinen mir nicht maßgebend. 

»° So bezüglich des zum Bau und Unterhalt von Straßen erforderlichen 
Daterial3 Preußen E.G. 8 50; Bayern 3. 3/7 1812 Roth, Bayr. ER. (1) 
F 141, 13; Sadjen Mandat 7/8 1819 8 10; Meiningen E.G. 8 4; Gotha 
E.G. Art. 4; Sonbershaufen E.G. 8 88. Die gilt auch nach Defterreichifchem 
Recht Prazack, ER. 116. 

21 R.G. 7/74 1869 8 3, 4 Maßregeln gegen die Rinderpeft; Preußen 
Geſ. 25/6 1875 8 57 und R.G. 28/6 1880 über Viehſeuchen. 

*2 Br. Gel. 27/2 1872 8 6 Maßregeln gegen die Reblaus. 

ꝛe Randa, Eigenthumsrecht $ 7, 9. Die betreffenden Beitimmungen 
werben vielfältig unter den Gefichtöpunft der Bmangsenteignung von Mobilien 
geftellt |. Stobbe, B.R. $ 92, 18; Dernburg, P. PR. 1. $ 34, 8. 
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3. Rechte können Gegenftand der Zwangsenteignung fein 

a. entweder in der Art, daß die auf enteigneten Immobilien 
baftenden Rechte Dritter, weldde von dem Erproprianten nit 
übernommen werden, namentlich Servituten, Reallaften und Pfand- 
rechte ?* oder felbitftändige Rechte ?** den Berechtigten entzogen 
und zu Gunſten des Erproprianten aufgehoben werben ; 

b. oder in der Art, daß für den Erproprianten durch Zwangs⸗ 
enteignung dinglihe Rechte an dem Eigenthum des Erproprlirten 
conftituirt werden 2°, 

Beräußerungsverbote bindern die Möglichkeit der Zwangs⸗ 
enteignung nicht 20. 

II. Subjeft. Befugt zur Zwangsenteignung ift zunächſt 
die Staatsgewalt; von diefer kann jeboch für ein einzelnes Unter: 
nehmen die Befugniß zur Zmwangsenteignung auch einer Corpo⸗ 
ration oder einer Privatperfon eingeräumt werben ?", welcher 


2 Srünhut, ER. 75; Prazack, ER. 73, 5. Die Frage, ob in diefem 
Tall der dinglich Berechtigte, deſſen Hecht durch die Exrpropriation aufgehoben 
wird, bei Feſtſtellung der Entihädigung feine Rechte jelbftftändig zu wahren 
habe, ift für Hypotheken, Perfonafjervituten und Reallaften zu verneinen, ba 
bei diejen die Berechtigten auf die dem Erpropriirten ausgezahlte Entichädi- 
gungsfumme angewiejen werden, und nur bei Ausmittlung bderjelben ihre 
Rechte wahren können. Dagegen Hat bei Prädialjervituten der Berechtigte 
feine Anſprüche auf Entſchädigung jelbftftändig geltend zu machen Erf. R.G. 
80/6 1881 Sammlung V. 76. Rgl. unten Note 59. 63. 

2 (53 Tann fich dieß namentlich auf Privilegien erftreden, wenn biejel- 
ben gegen Entihädigung aufgehoben werben Unger, D. BR. 8 107, 20; 
Randa, & 87,14. UM. Brazad, ER. 71, 1, der von der Anſicht aus 
geht, daß die Entziehung von Privilegien, ſoweit fie zuläßig fei, einen An- 
ſpruch auf Entſchädigung nicht begründe, j. dagegen Roth, Bayr. ER. (2) 
8 11, 20. Die Zuläßigleit der Anwendung ber Bmwangsenteignung auf Privis 
legien ift anerfannt in Bayern Waſſergeſetz Art. 13 Roth, Bayr. E.R. (1) 8 285, 
24. Auch für Preußen ift dieß anzunehmen Dernburg, P. BR. I. 8 25, 7. 

2 Diep findet namentlih Anwendung auf die Auflegung von Servituten 
Prazad, ER. 111; Preußen &8. 8 2. 4. 12; Bayern, E.G. Art. 1; Baden 
E.G. 8 6; Meiningen E.G. Art. 3; Gotha, E.G. Art. 4. 

20 Srünhut, ER. 75, 2; Prazad, ER. 72, 3; Förſter Eccius $ 131, 26; 
Bayern E.G. Art. 1; Meiningen E.G. Art. 8; Gotha EG. Art. 8; Som 
dershauſen E.G. 8 7; Lübeck E.G. 8 3. 

7 Rohland, ER. 12; Meyer, ER. 261, 2; Stobbe, BR. 8 92, 28; 
Dernburg, B. BR. L 8 34, 9. Welches Rechtöverhältniß bier vorliege, ift 
beftritten. Nach der einen Anſicht ift die Einräumung des Erpropriationd- 
rechts ein Staatshoheitsrecht, und es bedarf einer ſolchen Einräumung auch 
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dann binfichtlich der Berechtigung zur Zwangsenteignung und der 
Berpflihtung daraus die gleiche Stellung zulommt, wie dem Staat, 
ber jelbft als Unternehmer auftritt *®. 

IV. Fälle der Zwangsdenteignung. Als leitender 
Grundſatz für die Zwangsenteignung gilt das in allen Erpro- 
priationsgefegen anerlannte Princip, daß fie nur vorgenommen 
werden darf, foweit die Erwerbung des betreffenden Objekts oder 
die Beichränfung des Eigentums zur Erreichung eines im öffent: 
lichen Intereſſe liegenden Zwedes erforderlich ift ?°. Die Erpro- 
priationsgefege haben dieß leitende Princip in folgender Weile 
durchgeführt: 

1. Ein Theil der Landesrechte firirt die Fälle, in melden 
zur Zwangsenteignung geihritten werben darf, durch Geſetz °”. 


für die Staatlichen Unternehmungen, die aljo mit ſolchen von Corporationen 
und Brivaten auf eine Linie geftellt werben Rohland, E.R. 13; PBrazad, E.R. 
65, 6; Förfter Eccius 8 131, 25; Stobbe, PR. $ 92, 238; Randa, Eigen- 
thumsrecht 8 7, 50. Nach der anderen Anſicht Hat der Staat dad Erpro- 
priationsrecht für alle Unternehmungen, für bie es nad dem Geſetze ange- 
ſprochen werden kann, von fjelbft, während an Eorporationen und Privaten 
für joe Unternehmungen das Erpropriationdreht nur ausnahmsweiſe durch 
Brivilegium verliehen wird Beſeler, BR. 8 92, 11; Dernburg, P. PR. I. 
8 34, 9. Mir jcheint die Entjcheidung der Frage davon abzuhängen, wie in 
dem einzelnen Landesrecht die Yeitftelluug des Enteignungsfalles geregelt ift. 
Wo diefe durch die Mdminiftrativbehörde oder durch Geſetz in dem einzelnen 
Fall erfolgt unten Note 32. 38, jcheint mir die erfle, wo fie Durch Geſetz für 
alle oder für einzelne Gruppen von Unternehmungen firirt ift, jcheint mir die 
zweite Alternative maßgebend zu fein. Gegen Die von manchen vertbeidigte 
Meinung, dab außer dem Staat auch Gemeinden ein jelbftftändiges Enteig- 
nungsrecht zulomme ſ. Rohland, EM. 14; Prazad, ER. 63, 2. 

.%. M. Grünhut, ER. 80 und 97, der au, wenn das Enteignungd- 
recht durch Eorporationen oder Brivate ausgeübt wird, ben Staat als Subjelt 
ber Berechtigung und Verpflichtung annimmt; f. gegen dieſe Auffafjung Roh: 
land, ER. 11; Stobbe, Pit. 8 92, 23. Gegen die Anfiht Grünhuts erklärt 
ih, was die Entihädigungspflicht betrifft, auch Prazad, ER. 184. Die Un- 
fiht Grünhuts beruht auf der Annahme, daß durch die Zwangsenteignung 
überhaupt nicht Eigentum übertragen fondern nur eine Beftimmung für den 
usus publicus bewirkt werde vgl. darüber unten Note 76. 

 Srünhut, ER. 2 und 84; Stobbe, P.R. $ 92, 22. Es wird dadurch 
nicht ausgeichloffen, daß das Enteignungsrecdht auch für jolche Unternehmungen 
gewährt wird, an welchen das Öffentliche Intereſſe nur indirelt betheiligt ift, 
3. B. für den Bergbau. 

 Brazad, ER. 81, 2; Bayern EG. $ 1 (für militärifche Zwecke, 
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2. Ein anderer Theil regelt das Erpropriationsverfahren 
durch Erlaß von Einzelngejeben für beftimmte Gruppen von Unter: 
nehmungen, für die generelle im einzelnen Fal anwendbare Bor: 
Ioriften gegeben werden ®!. 


für Erbauung von Kirchen, Öffentlihen Schulhäufern, Spitälern, Krankenhäu⸗ 
jern, Srrenhäufern, Gottesädern, Staats⸗, Kreid- und Bezirkäftraßen, öffent- 
lien Waflerleitungen, Yustrodnung von Sümpfen, Erbauung von Kanälen, 
Scleußen, Brücken, Öffentlihen Häfen, Eifenbahnen und Staatstelegraphen, 
Vorkehrungen zu ſanitäts⸗ oder ſicherheitspolizeilichen Bweden, zur Schirmung 
der Kunſtſchätze und wiflenichaftliden Sammlungen des Staats, zu Flußbauten). 
Meiningen EG. Art. 1 (für Land-, Bicinal- und Gemeindeſtraßen, Eifen- 
bahnen, Erweiterung der Städte und Dörfer, Gottesäder, Baflerleitungen, 
Brunnen, Kanäle, Schleußen, Brüden, Flüſſe, Austrodnung von Sümpfen 
und Seen, Schuß gegen Ueberſchwemmungen, Kulturverbefferungen, Bergbau, 
Zorfgraben, dann im Nachtragsgejep 9/4 1866 für militäriſche Anftalten). 
Aehnlich find die Fälle in Gotha E&.81; Eoburg E.G. 8 1; Um 
halt E.G. $1 und Sonderdhaufen EG. 8 1 beitimmt. Außerdem 
finden ſich in diefen Lanbesrechten für einzelne Eategorien von Unternehmungen 
noch Specialbeftimmungen, fo in Bayern Waſſergeſetz 28/5 1852 Art. 6, 
3, 24; Bewäflerungsgefet 28/5 1852 Art. 20, 21; Uferſchutzgeſetz 35 1852 
Art. 9; Meiningen Gel. 28/3 1855, Anlage der Werrabahn und 10/6 
1866, Anlegung von Eifenbahnen; Geſ. 21/1 1870 Unlage von Torfgräbereien; 
Berggeſetz 17/4 1868 $ 24; Waflergeieb 6/5 1872 rt. 18, 24, 25, 28, 61; 
Gotha EiſenbahnGeſ. 28/4 1842; Unhalt Berggeſetz 30/4 1875 8 128; 
Wegegeſetz 1/10 1871 8 42, Deichgefeb 28/2 1868 8 20. 

s1 Grunhut, ER. 85; Prazad, ER. 83, 6. Es findet ſich die in fol- 
genden Lanbesrehten: Sachſen Mandat 7/8 1819 8 2.3 Ufer- und Damm- 
bauten, Mandat 4/1 1820 Straßenbauten; Gef. 3/7 1835 Eiſenbahnen; el. 
15/8 1855 Wafferlaufberechtigungen; Gef. 16/6 1868, 8 122, 144, 148 Berg⸗ 
bau; Geſ. 11/6 1868 Berlehrsanlagen; Geſ. 28/3 1872 Waflerleitungen. 
Medlenburg-Schwerin 8. 11/5 1822 und 8/1 1837 Abtretung von 
Hausplägen; 8. 3/1 1837 Anlegung von Kunfte und Waflerftraßen; 8. 6/1 
1842, 25/6 1845, 20/12 1845, 26/3 1856, 17/2 1864, 22/7 1876 Eijenbahn- 
bau. Oldenburg Deichorbnung 8/6 1855 Art. 141 Deiche; Wegeorbnung 
12/7 1861 Art. 124; Gef. 28/3 1867 und %. Lübed 21/7 1868 Eifenbahnen ; 
Waſſerordnung 22/11 1868 und F. Lübel 21/7 1868 Waflerlauf; Geſ. %- 
Lübed 28/1 1876 Schulen. Braunfhweig 3. 4/5 1835 Eifenbahnen; 
11/5 1840 Ausbeutung von Torflagern; 15/4 1867 Berggefeb; 5/6 1871 Wege⸗ 
ordnung; 15/6 1876 Bauordnung; 20/6 1876 Waſſergeſetz; Weimar ei. 
10/4 1821, 5/2 1836, 31/8 1844 Wegebau; Gef. 10/1 1854 Anlage von Fried⸗ 
höfen; 16/2 1854 8 20. 25. 33. 49 Wafferbauten; 16/11 1855 Eilenbahnen; 
23/4 1856 Wafferleitung; 22/5 1857 Bergbau; 11/5 1869 Stabtbauten ; 
Reuß ä L. Ge. 2/1 1856 8 4. 6. 8 Straßenbau; 11/5 1858 Waflerlauf, 
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3. Die dritte Richtung geht dahin, für jeden einzelnen Ent: 
eignungsfall eine jpecielle Verfügung zu erlaffen, und zwar ge- 
ſchieht dieß in doppelter Weife : 

a. nad) dem einen Theil der Landesrechte erfolgt die Feſt— 
ftellung des Erpropriationsfalles auf dem Verordnungsweg °*; 


Kirchen und Friedhöfe, 18/5 1870 Eifenbabnen; 4/11 1871 Stadtbauten. 
Neuß j. 2. 15/8 1856 Eifenbahnen; 26/6 1856 Baupolizei. Lippe-Det- 
mold 8. 1804 IV.,106, 1843 IX. 29 Chauſſeebauten; V. 1864 XIII. 568 
Stadt- und DPorfftraßen ; 1857 8 64 XI. 731 Bergordnung; 1869 XV. 169 
Eiſenbahnen. Lippe-Shaumburg 25/4 1845 Eifenbahnen, 18/4 1872 
Wegbauten. Walded Gef. 13/4 1834, 25/10 1864 Wegbauten; 618 1853 
Slußbauten; 74 1854 Mineralbrunnen; 715 1856 Todtenhöfe; 17/3 1858 
Wofferleitungen; 195 1862 Hochbauten; 1113 1870 Eifenbahnen. 

22 Grünhut, ER. 87; Prazack, ER. 187, 2. Auch hier find aber in ben 
meiſten Rechtsgebieten für einzelne Unternehmungszmweige Einzelgejebe er- 
laſſen. Es findet fi diefe Form in folgenden Rechtsgebieten: Breußen 
E.&. 11/6 1874 8 2 ſetzt als Regel Tönigliche Verordnung voraus; in gerin- 
geren Fällen find die Bezirksregierungen competent 8 3. 4. Dabei finden 
fi folgende noch geltende Einzelgejege: Entwäflerung Vorfluthgeſetz 15/11 
1811 8 1; Waſſergeſetz 28/2 1843 8 19, Deiche Deichgefeg 28/11 1848 8 80; 
Bergbau Berggeſetz 24/6 1865 8 135; Triangulation Gef. 7/10 1865 und 9/6 
1874; Fiſcherei Fiichereigefeg 30/5 1874 8 74. Württemberg, hier iſt der 
k. Geheimerath competent Lang, Sachenrecht 8 50, 6 und 8 54, 14. Baden. 
Nah Baden E.G. 28/8 1835 8 1 entjcheidet Über die Verbindlichkeit zur Ab⸗ 
tretung das Staatsminifterium. Daneben finden fich noch folgende Einzeln- 
gejege: Rheinverlandungsgeſetz 23/5 1856 und 11/2 1870; Bergbau 12/8 1856; 
Eiſenbahnen 29/10 1838, 7/5 1858; Ortsftraßen 20/2 1868; Bufammenlegung 
5/5 1856; 18/10 1869; 21/4 1870; 3/6 1875; Waſſergeſetz 25/8 1876. Heſ⸗ 
jen-Darmftadt. Nah G.G. 27/5 1821 Art. 1 und Gef. 12/6 1874 ent- 
fcheidet der Provinzialausſchuß. Es beftehen folgende Einzelngeſetze: Wiejen- 
tultur 7/10 1830; Badhregulirung 19/2 1853 Art. 15; Entwäfferung Gel. 2,2 
1858; Zufammenlegung Geſ. 18/8 1871. Sahfen-Altenburg. Nach Edikt 
18/4 1831 8 47 und Gef. 14/5 1866 Urt. 5. 9 hat das Miniſterium des In—⸗ 
nern zu entſcheiden. Einzelngeſetze find: Wegebau Gel. 26/5 1837 8 15—21; 
Bewäflerungsanlagen Gef. 18/10 1865; Eifenbahnen Mandat 13/7 1863. 
Schwarzburg-NRudolftadt. Nad Gel. 24/2 1860 fteht die Cognition 
dem Winifterium des Innern zu. Ein gemilchtes Syftem hat das franzöfijche 
Recht. Das EG. von 1841 unterjcheidet zwiſchen größeren im Gejeg aufge: 
fügrten Unternehmungen, bei welchen ein Geſetz zur Feititellung des Enteig- 
nungsfalls erforderlich ift und den übrigen Fällen, bei welchen adminiftrative 
Anordnung genügt. Dieß ift durch Geſetz 27/7 1870 wieder in Wirkſamkeit 
gefegt, nachdem durch Senatusconfult 15/12 1852 und 31/12 1861 die ad- 
miniftrative Unordnung allgemein vorgefchrieben war Grünhut ER. 92. Ein- 
Roth, Deuntſches Privatrecht. III. 16 
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b. nad einem anderen Theil it in jedem einzelnen Sal ein 
Specialgefeg erforderlich °®. 

V. Das Enteignungdverfahren. Für das Ent: 
eignungsverfahren ift nach den deutſchen Erpropriationsgefeßen bie 
Competenz der Aominiftrativbehörden begründet ®*; nur das fran-: 
zöfiihe Necht erkennt die Competenz der Gerichte an?’ Das 
Enteignungsverfahren richtet ſich nach folgenden Grundfägßen : 

1. Das Enteignungsverfahren wird eingeleitet durch Feſt⸗ 
ftellung des Enteignungsfalles, d. h. die Conftatirung, daß ein 
Unternehmen vorliege, für welches die Zwangsenteignung in An- 
ſpruch genommen werden kann ®®. €E3 erfolgt dieß durch Anitel- 
lung einer Unterfuhung über die geplante Unternehmung. Gehört 
diefe den in dem Geſetz aufgeführten Erpropriationsfällen an, fo 
liegt in ihrer Genehmigung die Feitftellung des Enteignungs- 


zelngejebe find: 6/9 1807 Uustrodnung von Sümpfen; 20/3 1831 Anlegung 
von Feſtungen; 21/1 1875 Segung von Markſteinen (für Elfaß-Lothringen). 
Beftritten iſt das Verhältniß nad Vefterreihiihem Recht. Nach der einen 
Unficht fteht die Entſcheidung, ob dem Erpropriationsverfagren ftattgegeben 
werben folle, den politifchen Behörden zu, und es ift die Zuläßigkeit der Ent- 
eignung nicht auf die in einzelnen Gejegen normirten Fälle beſchränkt Pra⸗ 
zad, ER. 85 und 188; Nanda, E. 8 7, 22; Sciffner, Lehrbuch 8 134, 50. 
Nach der anderen Anficht ift die Enteignung auf die in den Specialgefegen 
normirten Fälle beihränft, nach welcher Meinung das Defterreichifche Necht 
dem oben Note 31 ausgeführten Syitem folgt Grünhut ER. 96. Diefe Spe- 
cialgejete ftellt Randa, €. 5 7, 26-46 zufammen. 

22 Srünhut, ER. 87. 91; Prazad, ER. 186, 2. Dieß ift die Stellung 
von Lübeck E.G. 3 2; Bremen E.G. 8 3 nnd Hamburg E.G. 8 2, nach wel- 
hen ein Beichluß ded Senats und der Bürgerſchaft in jedem einzelnen alle 
erforderlich ift. 

%* Stobbe, P.R. 8 92, 26; Grünhut, ER. 2235; Prazad, ER. 137, 4; 
190, 8; Randa, Eigenthumsredht $ 7, 55. Beſtimmungen über das Verfahren 
geben: Preußen E.G. 8 15—23; Bayern E.G. Art. 13—18; Baden E.G. 
8 4—23; Heflen-Darmitadt EG. Art. 3-9; Meiningen E.G. Art. 20-25; 
Gotha E.G. Art. 19-28; Sonderöhaufen E.G. $ 45--—61; Anhalt E.G. 
8 14—22; Hamburg E.G. $ 14—23. Ueber das Enteignungsverfahren vgl. 
Meyer, ER. 308 f.; Thiel, ER. 79; Grünhut, E.R. 201—233; Prazad, ER. 
185 f.; Dernburg, P. PR. I. 8 34 Nr. 2; Randa, €. 8 7, 54 f. 

8° Meber da8 in dem franzöfiiden E.G. 3/5 1841 vorgefchriebene Ver— 
fahren vgl. Grünhut, ER. 220. 

*° Grünhut, ER. 206; Prazad, E.R.186. Die Beftimmung erfolgt nad 
den oben Note 30—83 aufgeführten Grundfätzen. 
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falles 27; außerdem bedarf es des befonderen Ausſpruchs, daß 
auf das betreffende Unternehmen das Zmangsenteignungsverfahren 
Anwendung finden folle 8. 

2. Es erfolgt jodann die Beftimmung des der Enteignung 
zu unterftellenden Objekts, welche mit der Genehmigung des Planes 
verbunden werben ober befonders vorgenommen werden Tann ®®, 
und Mittheilung an die Betheiligten, damit fie etwaige Einwen- 
dungen vorbringen fünnen*?. Die Einwendungen können fich auf 
die Vermeidung der Enteignung *! oder auf den Umfang berfelben 
beziehen dann, wenn die Beſtimmung ih nur auf einen Theil 
eines Objekts erftredt, durch deſſen Theilung dem Eigenthlümer 
ein befonderer Schaden erwachſen würbe *?. 

3. Mit der Beicheidung auf etwaige Einwendungen erfolgt 
der Enteignungsausſpruch, der nach den meiften Erpropriationg- 
gefeten von den Adminiſtrativbehörden erlaflen wird *°, nad ein- 


s7 Grunhut, ER. 206. 

38 Bol. oben Note 32. 83. 

 Grünhut, EN. 212. 216. 225. Nach Defterreihiihem Recht erfolgt 
die Teitftellung des Enteignungsfalles und die Beitimmung des zu erpropri« 
irenden Objektes in demfelben Erlenntnig Randa, E. 8 7, 54. 

40 Meyer, ER. 312; Grunhut 226; Prazad, ER. 188, 5. Nach Preußen 
E.G. 8 19 erfolgt dieß dadurch, daß der Plan 14 Tage lang zu Jedermanns 
Einficht offen liegt. i 

“1 &3 ift damit zunächſt Anwendung des Enteignungdverfahrend auf das 
ipecielle Objelt gemeint Brazad, ER. 188, 5; Preußen E.G. $ 21. Einzelne 
E.&. laffen aber auch Einwendungen zu, melche gegen die Yuläßigfeit der 
Enteignung überhaupt gerichtet find, jo Heflen-Darmitadt E.G. Urt. 89; 
Meiningen E.G. Urt. 23. 

42 Stobbe, P.R. 8 92, 29, Grünhut, ER. 149. 157; Prazad, ER. 178; 
Preußen E.G. 8 8, 9; Bayern E.G. Art. 3; Baden E.G. Art. 30. 31; Mei- 
ningen E.G. Art. 5; Coburg E.G. Art. 6; Gotha E.G. Art. 5; Anhalt E.G. 
8 8; Lübeck E.G. 8 9; Frankreich EG. Art. 50. Der Eigenthümer kann nad) 
einzelnen Gejegen verlangen, daß das Objelt ihm ganz abgenommen werde, 
wenn durch die Theilung die Benübbarkfeit des Geſammtgegenſtandes gejchmä- 
lert würde; immer tft dieß begründet, wenn die theilweife Enteignung ein 
Gebäude betrifft Rohland, E.R. 8 14, 14; Meyer, ER. 283; Er. R.®. 24/6 
1880 Sammlung II. 75. 

12 Srünhut, ER. 214, 225, Prazad, ER. 190, 8; Stobbe, PR. 8 92, 
26; Preußen E.G. 8 21; Bayern E.G. Art. 18; Baden E.G. S 20. 23; An⸗ 
Halt E.G. 8 31, Defterreih Randa, E. 8 7, 54. 55. 


16. * 
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zelnen Landesrechten aber zur Competenz der Gerichte gehört *. 
Der Enteignungsausfpruch begründet den Anfpruh auf Entſchä⸗ 
digung, und fol alfo der Feſtſetzung der legteren vorausgehen *°; 
nach einzelnen Landesrechten wird er jedoch erft nah Feitftellung 
der Entihädigung erlafjen *°. 

4. Mit dem Enteignungsausſpruch ift die Enteignung per- 
fett. Es ift damit nicht nur für den Eigenthümer die Ver- 
pflihtung zur Abtretung begründet, jondern eg wird damit aud) 
der Erpropriant zur Mebernahme des Objekts gegen Entſchädigung 
verbunden in der Art, daß dadurd für den Eigenthümer ein ver- 
folgbarer Anſpruch auf Ausführung der Enteignung entftanden 
it, Das Recht des Rücktritts des Erproprianten muß beion- 
ders begründet fein *°. 

VI, Feftftellung der Entfhädigung Mit der Ent- 
eignung entfteht für den Eigenthümer ein Anſpruch auf Entichä- 
digung, für welchen folgende Grundfäte gelten: 

1. Der Betrag der Entſchädigung wird in Ermanglung güt- 
licher Webereinfunft durch die competente Behörde feitgeftellt. Die 
Competenz ift in unferen Erpropriationsgejegen verſchieden be= 
ftimmt, indem ein Theil derjelben die Feitftellung den Admini- 


“ So nah Hamburg E.G. 8 27. 

“5 Stobbe, BR. 8 92, 37; Rohland, EM. 39. 

“0 Dieß ift namentlich der Fall nad) Preußen E.G. $ 29 unten Note 73. 

7 Srünhut, ER. 187; Rohland, ER. 37, 23; Laband, U. f. &.Pr. LII. 
181, 45; Prazack, ER. 58, 22. Es gilt dieß ohnehin nad) jenen Geſetzen, 
welche mit dem Enteignungsaussprud das Eigentdum auf den Erproprianten 
übergeben lafjen unten Note 72; aber auch nach denjenigen Rechten, welde 
den Eigenthumsübergang von Leiftung der Entjhädigung abhängig machen 
unten Note 73. Andere wollen die Perfektion erft mit Feſtſtellung der Ent- 
ſchädigung eintreten laffen Meyer, ER. 215; Häberlin, U. f. C.Pr. XXXIX. 
169; Martin, U. f. B. R.W. IX. 170. Mit Recht hebt jedoch Stobbe, PR. 
8 92, 27 hervor, daß auch die Auffafjung der Zwangsenteignung als Bwangs- 
fauf der Annahme, daß mit dem Enteignungsausſpruch die Enteignung per- 
fett jei, nicht entgegenftehe, ba e3 fih nur darum handle, daß der Preis be» 
ftimmbar fei. 

“° Grünhut, ER. 188; Prazad, ER. 58, 22; Randa, ©. 87, 103; Erk. 
Stuttgart 12/6 1877 Sf. XXXIII. 36; Celle 12/7 1872 Sf. XXVII. 36. 

* Grünhut, ER. 194. Nach Preußen E.G. 8 42 und Anhalt E.G. $ 31 
darf der Unternehmer bis zur Feitfeßung der Entihädigung zurüdtreten, muß 
aber dem Eigenthümer allenfalld erwachſene Nachtheile erjegen. 
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ſtrativbehörden mit Berufung an bie Gerichte 5%, ein anberer fie 
ben Eivilgerichten zumeistd!. Das franzöfifhe Recht läßt bie 
Beitimmung dur) eine Jury treffen 62. 

2. Dem Eigenthümer foll der pofitive, durch die Enteignung 
erwachſene Schaden erjegt werden °®. Die Berechnung deffelben 
richtet fih nah folgenden Grundſätzen: 

A. Bei Zwangsdenteignung von Saden. Hier kommt für 
Berehnung ber Entihäbigung in Betracht: 

a. der objektive Werth der Sache, der fih aus bem Ber: 
faufswerth ergibt °*; 

b. der Erfah des aus der Zmwangsenteignung für den Er: 
propriirten entftehenden Schadens, nämlich 

aa. der Werthminderung, welche durch die Abtretung in Folge 
ber Berftüdlung dem übrigen Grundbefit des Erpropriirten zu- 


geht °°; 


5° Grünhut, ER. 351; Prazad, ER. 204; Preußen E.G. Urt. 29, 30; 
Meiningen E.G. Art. 81; Gotha E.G. Art. 40; Anhalt E.G. 8 28; Sonder 
haufen E.G. 8 75; Lübeck EG. 8 24. Dieb iſt durch EG. zur E.Br.d. 
23/2 1879 Art. 45 f. auch für das Bayrifche Recht beftimmt, während nad) 
dem früheren Recht die Competenz der Gerichte begründet war Roth, Bay. 
ER. (1) 8 141, 58. 

s Grünhut, ER. 238, 242; Prazad, ER. 204, 8; Baden E.G. 88 und 
48; Heflen-Darmitadt E.G. Art. 10; Hamburg E.G. 8 22. Dieß ift die Stel- 
lung des Defterreihiichen Rechts Grünhut ER. 253; Randa, €. 8 7, 73. 

6 Srünbut, ER. 242; Prazack, E.R. 208, 5. 

5° Srünhut, ER. 99; Prazad, ER. 150. Nicht berüdfichtigt wird der 
Affektionswertd Grünhut, ER. 101; Prazack, ER. 150, 2; Rohland, E.R. 
8 12, 3; Heflen E.G. S 11; Meiningen E.G. Urt. 13; Coburg, E.G. Art. 14; 
Gotha E.G. Urt. 13. 

* Grünhut, ER. 100; Rohland, ER. 65 und 76; Randa, E. $ 7, 93; 
Erk. Eafiel 14/6 1862 Sf. XVI. 224; R. G. 27/1 1880 Sf. XXXV. 26; Mün- 
chen 28/1 1879 Sammlung VII. 328; Bayern E.G. Art. 5, 1; Baden E.G. 
8 24; Heſſen E.G. 8 18; Meiningen E.G. Art. 13; Gotha E.G. Art. 10; 
Sondershaufen E.G. 8 15. Nach Preußen E.G. 8 8 wird der volle Werth 
vergütet. Es ift darıınter der Verkaufswerth und der außerordentliche Werth 
zu verftehen, unten Rote 56. Der Verkaufswerth umfaßt aud die Entichä> 
digung für die zur Zeit der Zwangsenteignung anfallenden Früchte Prazad 
E.R. 157, 15; Preußen E.G. 8 8; Bayern E.G. Wrt. 5, 2. 

5 Grünhut ER. 102; Prazack ER. 151; Erf. Berlin 12/5 1875 Sf. 
XXXI. 337; Münden 27,6 1877 Sammlung VI. 334; Preußen E.G. 8 8; 
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bb. des aus der Enteignung dem Eigenthümer zugebenden 
pofitiven Schadens °*, nicht aber des Entgangs eines erſt für bie 
Zukunft möglichen aber nicht beftimmt in Ausficht flehenden ©e- 
winns ?”, 

B. Bei zwangsweifer Beſchwerung eines Grundſtücks mit einer 
Dienftbarkeit wird der durch Schäbung zu ermittelnde Betrag des 
Minderwerthes, melden das Grundftüäd durch Auflegung der 
Dienftbarkeit erleidet, zu Grund gelegt °®. 

C. Für die Werthbeftimmung der auf dem enteigneten Grund: 
ſtück ruhenden dingliden Rechte gelten folgende Grundſätze: 

a. Bei perjönlicden Servituten °? und Reallaften ®° tritt bie 


Bayern E.G. Art. 5, 2b; Meiningen E.G. Urt. 10; Gotha E.G. Art. 10; 
Sonderdhaufen E.G. 8 16. 

68 Der Eigentümer bat Anſpruch auf Leiftung des vollen Intereſſes 
Häberlin, U. 181; Meyer, ER. 272, Ertl. R.G. 11/10 1880 Sammlg. TIL 
67; Prazack ER. 150, 1; Grünhut ER. 100 Nr. 2. Namentlich fommt in 
Betracht der Werth, den das Objelt durch feine bejondere Benutzungsweiſe 
für den Enteigneten hat Rohland, ER. 67; Stobbe, BR. 8 92, 41; Erf. 
Stuttgart 26,9 1866 Sf. XX. 1385; Bayern E.G. Art. 5, 2a; Heflen E.G. 
8 11; Baden E.G. $ 25; Anhalt E.G. 8 9; Sondershauſen E.G. 8 16. 
Preußen E.G. $ 8 beitimmt, daß der volle Werth erfegt werde. Es ift dar- 
unter neben dem gemeinen auch der außerordentliche Werth zu verftehen Erf. 
R.G. 11/10 1880 Entf. ITI. 67; 23/5 1881 Entid. V. 68; Förſter Eccius 
8 181, 33; Dernburg, P. BR. I. 8 34, 28. Nach Preußen E.G. 8 10 kann 
die bisherige Benützungsweiſe nur bis zu dem Betrag VBerädfihtigung finden 
der hinreiht, damit ber Eigenthümer ein anderes Grundſtück in derſelben 
Weile und mit gleichem Ertrag benügen kanu. Auch der Gewinnentgang muß 
infoferne Berüdfihtigung finden, als es fih um ben Ausfall eines Bermö- 
genszuwachſes handelt, der nach dem gewöhnlihen Lauf der Dinge zu er- 
warten gewefen wäre Prazad, ER. 155 Nr. 3; Grünbut, ER. 103; Randa, 
E. 87, 9; Erk. R.G. 23/5 1881 Entſch. V. 68. 

67 Grunhut, ER. 107; Prazad, ER. 155, 11; Stobbe, B.R. $ 92, 44; 
Erf. D.Tr. Stuttgart 22/12 1849 Sf. V. 178 und 9/10 1873 Sf. XXIX. 34 
(beabfichtigter Bau eines Kellerd in einem erpropriirten Garten); Darmftadt 
28/1 1854 ©f. VII. 325 (mögliche Bonitirung eined Walde); Mannheim 
20/3 1866 Sf. XXII. 150 (mögliche Erweiterung eines Kellers); Erk. Berlin 
12/7 1875 Sf. XXXI 337 (der Speculationdwertb) ; Erk. Müunchen 17/6 1872 
Sammlung II. 103 (Möglichfeit der Erweiterung einer Fabrik); Berlin 15/1 
1878 ©f. XXXIV. 47 (Möglichkeit der Anlegung einer Fabrik); Erf. R.G. 
11/6 1874 Sammilg. VIII. 55 (Möglichkeit jpäterer Verwendung als Banftelle). 

8° Roth, Bayr. E.R. (1) 8 141, 74. 

 Srünhut, ER. 131 Nr, 1; Prazack, ER. 141, 8; Baden E.G. 8 85; 
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Entfhädigungsfumme an die Stelle des Objekts, und es wird 
biefelbe ganz oder theilmeife für die Sicherftellung der Anſprüche 
des Berechtigten für die Dauer derfelben vinkulirt. 

b. Die Anfprüde der Hypothekgläubiger werden auf die Ent- 
ſchädigungsſumme angemiefen, mährend fie dem enteigneten Ob: 
jeft gegenüber erlöfchen !. Reicht die Entſchädigungsſumme für 
die Befriedigung der Hypothefgläubiger nicht bin, jo haben Dies 
jenigen, die daraus nicht befriedigt werben können, ihre Unfprüche 
lediglich gegen den Eigenthümer des enteigneten Grundftüds gel- 
tend zu machen e2. 

ec. Bei Grundbienftbarleiten wird der durch Schäbung er- 
mittelte Werth an den Berechtigten vergütet °°. 

D. Die Anſprüche aus Mieth- und Pachtverhältniffen, info: 
ferne dur die Enteignung eine Entſchädigungspflicht begründet 
wird, find nach einzelnen Rechten von dem Erproprirenden zu 


Heſſen E.G. 8 17; Sondershaufen E.G. 8 19. Nach Frankreich E.G. Art.39 
erhält der Nutzungsberechtigte das Entſchädigungscapital gegen Cautionslei⸗ 
ſtung. Das gleiche gilt nach Oeſterreichiſchem Recht Prazack, ER. 147, 17. 

© Brazad, ER. 142, 9. Nah einzelnen Rechten wird ein der Rente 
entiprechendes Kapital dem Berechtigten herausgegeben Bayern E.G. Art. 6,1. 
Rah Defterreihifhem Recht wirb die Zahlung der Rente aus der Entichädi- 
gungdjumme fiher geftellt Randa, Eigenthumsrecht 8 7, 80. 

1 Prazack, ER. 53, 16 und 142, 10; Grünhut, ER. 136 Nr. 8; Preu⸗ 
Ben E.G. 8 45; Bayern E.G. Urt. 11; Baden E.G. 8 76; Heffen-Darmftadt 
Bf.G. Art. 160; Weimar Pf.&. 8 176; Braunfchweig E.G. 8 15; Gotha, 
E.G. Urt. 152. Dieb gilt auch nad Defterreihiihem Recht Exner, HR. 
8 39, 1. 

 Brazad, ER. 142, 11. 

e Prazack, ER. 140, 6; Grünhut, ER. 133 Nr. 2; Bayern E.G. Art. 
6, 3; Baden E.G. 8 27; Sonderöhaujen E.G. Art. 34. Die Feftftellung der 
Entichädigung muß hier dem Servitutberechtigten als jelbftftändig Betheiligten 
gegenüber geichehen, weil die Wertherhebung des zu expropriirenden Objekts 
feinen Anhaltspunkt für den Werth giebt, melden die wegfallende Servitut 
für den Servitutberedhtigten Hat, weßhalb biefer feine Rechte jelbftjtändig 
geltend zu machen hat Bähr und Langerhans, E.G. 53; Randa, Eigenthums- 
recht 8 7, 69. Die anderen dinglich Berechtigten dagegen, deren Anſprüche 
auf die Entjchädigungsfumme übergehen, nämlid die Berechtigten aus ben 
Berjonaljervituten und Reallaften und die Hupothelgläubiger haben fein an- 
deres Jutereſſe geltend zu machen, al3 daß ihre Anſprüche durch die zu lei- 
fiende Entſchädigungsſumme gededt werden Prazack, ER. 142, 11. 
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befriedigen ®*; nad der Mehrzahl der Rechte find fie gegen den 
Eigenthümer geltend zu machen °°. 

3. Die Werthermittlung hat den Zeitpunkt ber Enteignung 
old Ausgangspunkt zu nehmen *°. Werthserhöhungen, welche in 
Confequenz de Unternehmens, für welches enteignet wird, in 
Ausficht ftehen, find bei ber Werthsermittlung nicht in Betracht 
zu ziehen ®”. 

4. Die Entihädigung erfolgt durch Geldzahlung ®. Nur 
ausnahmsweiſe ift Naturalentfhädigung für zuläßig erklärt *°. 
Unzuläßig ift Anrechnung des Betrags der Wertherhöhung, welche 
voraussichtlich Durch die Unternehmung, für welche die Zwangs⸗ 
enteignung durchgeführt wird, dem nicht enteigneten Theil des 
Grundeigenthums des Exrpropriirten zu theil wird "°., 


* Diefe Stellung hat Preußen E.G. 8 11; Hefien E.G. Urt. 7; Coburg 
E.G. 8 18. Allgemein nimmt dieß an Erf, Flensburg Yıll 1865 Sf. XX. 136. 

5 Bayern E.G. Art. 5; Baden E.G. 8 26; Meiningen E.G. Art. 16; 
Gotha E.G. Art. 17; Rudolſtadt E.G. 8 4; Sonderöhaufen E&.9.8 44; Ham⸗ 
burg E.G. 8 9. Die gleihe Stellung nimmt das Defterreichiiche Recht ein 
Prazad, ER. 149, 21; Randa, €. 8 7, 83. Allgemein, foweit nicht die Ge⸗ 
jege anders beftimmen, nehmen die an Meyer, E.R. 302, 1; Erf. Braun- 
ſchweig 1812 1880 Sf. XXXV. 215. Der Eigenthümer liquidirt dann bei 
Beitftelung der Entfhädigung die betreffenden Beträge gegenüber dem Er- 
proprianten. 

6 Enticheidend ift der Zeitpunkt, in welchem feftfteht, daß die Enteig- 
nung werde ausgeführt werden Erf. R.G. 21/9 1882 Entſch. VII. 73; Belle 
25/1 1881 Sf. XXXVIL 202; Stobbe, B.R. 8 92,286; Grünhut, ER. 106; 
Preußen E.G. 8 11; Bayern E.G. Art. 5, 3; Heflen E.G. $ 7, Coburg E.G. 
8 18; Anhalt E.G. 8 10. 

67 Stobbe, BR. 8 92, 45; Randa, €. 8 7, 91; Rohland, ER. 59, 1; 
Erf. Darmftadt 18/10 1848 Sf. XXIII. 148; Preußen E.G. $ 10; Bayern 
E.G. Urt. 9; Gotha E.G. 8 18; Coburg E.G. 8 14, Meiningen E.G. Art. 13; 
Anhalt E.G. 8 10; Lübeck E.G.8 7. Abweichend ift die Stellung von Frank⸗ 
reih E.G. Art. 51, welches Berüdfidhtigung der wahrſcheinlichen Werther⸗ 
höhung vorfchreibt. . 

os Stobbe, BR. 8 92, 34; Gründut, ER. 121; Prazad, ER. 170,41; 
Preußen E.G. 8 7; Bayern EG. Art. 10 und 20. 

so Prazack, ER. 170, 40; Preußen &.&.8 7; Sonderöhaufen E.G. g 92. 

1° Stobbe, PR. 8 92, 45; Prazad, ER. 167. 34; Meyer, ER. 290; 
Preußen E.G. 8 10; Bayern E.G. Art. 9; Gotha E.G. Art. 13; Eoburg E.G. 
Art. 14; Meiningen, E.G. Urt. 18; Lübed E.G. 5 7. Für die Zuläßigkeit 
der Anrechnung erklärt fih Grünhut, ER. 124; f. dagegen Roland, ER. 84. 
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5. Die Koften des Verfahrens fallen immer dem Erpropri: 
anten zur Laft”!. 

VO. Der Eigentbumsübergang. Hiefür gelten fol: 
gende Grundſätze: 

1. Der Zeitpunft des Eigenthumsübergangs ift in unferen 
Erpropriationsgejegen verjchieden beftimmt. Als Kegel gilt, daß 
mit der Rechtskraft des Enteignungsbeihlufies der Eigenthums⸗ 
übergang fi vollzieht ”?; mehrere Landesrehte laſſen ihn jeboch 
erft mit Zahlung oder Depofition der Entihädigungsfumme ein: 
treten ??. Das Eigentbum geht damit von felbft auf den Er- 
proprianten über, ohne daß e3 dabei der für den Eigenthums- 
übergang durch ein Geſchäft unter Lebenden vorgefchriebenen For: 
men ”* und der Befiteinräumung 7° bedürfte. 

2. Der Erpropriant wird Eigenthümer des Objekts. Die 
Meinung, daß daſſelbe durch die Enteignung zu einer Öffentlichen 
Sade werde, entbehrt der Begründung ”*. 


Die Zuläßigleit der Anrechnung ift anerlannt in Frankreich E.G. 1841 Net. 
51 Grünhut ER, 127. 

"1 Gruͤnhut, ER. 105. 

12 Grünhut, ER. 189; Rohland, E.R. 38; Stobbe, PR. 8 92, 28a und 
458; Strohal, Eigentum 131, 5. 

28 Grünhut, ER. 196; Bayern, E.G. Art. 20; Baden E.G. Art. 80; 
Gotha E.G. Urt. 51; Eoburg E.G. Art. 53. 54; Meiningen E.G. Art. 53. 
Das gleiche wird nach Defterreichifchem Recht angenommen Randa, €. 8 7, 
106; Grünhut, ER. 197; Prazad, ER. 49,7. U M. Strohal, Eigen- 
tum 132. Nach Preußen E.G. 8 44 erfolgt der Eigenthumsübergang mit 
Zuftellung des Enteignungsbefchluffes , der jedoch erft nach erfolgter Zahlung 
oder Deponirung der Entſchädigungsſumme erlaffen werden darf Förſter Eccius 
8 131, 39. Die gleidhe Beitimmung hat Anhalt E.G. 8 43. 

7° Dieß gilt namentlih nad Preußiſchem und Defterreichiihem Recht, 
nad welchem Wuflafjung nicht erforberlih it unten 8 260, 45. Ebenſo ift 
nad Bayriſchem Recht notarielle Berbriefung nicht erforderlih Roth, Bayr. 
C.R. (1) 8 141, 82. 

7° Prazack, ER. 49 Nr. 1 und 54 Nr. 6; Laband, U. f. C.Pr. LIT. 
175, 38; Ertl. Stuttgart 1216 1877 ©f. XXXIII. 36. Ausgeſprochen ift dieß 
Preußen E.G. $ 32, 2; Baden E.G. 8 80; Meiningen E.G. Art. 35. Da- 
gegen eben Befigeinräumung voraus Darmitadt E.G. Urt. 13 ; Gotha E.G. 
Urt. 51; Lübeck E.G. 827; Bremen E.G. 8 46. Meyer, ER, 240 nimmt an, 
dag dem Exrpropriaten die Verpflichtung der Tradition obliege. 

7° Segen diefe von Grünhut, ER. 163 aufgeftellte Anficht vgl. Stobbe, 
BR. 8 92,23; Rohland, E.R. 12; Prazad ER. 66,7; Yörfter Eccius $ 131, 25. 
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VII. Bon manden wird angenommen, daß dem Eigenthilmer 
ein Recht des Rückerwerbs allgemein zuftehe, wenn das enteignete 
Objekt für den Zwed, für den es enteignet wurde, nicht mehr er: 
forderlih jei 77; Andere wollen dieß allgemein nur für ſolche DOb- 
jefte annehmen, welche für das betreffende Unternehmen gar nicht 
verwendet wurden ’®. Allein diefe Anficht entbehrt der Begrün⸗ 
dung. Aus der rechtlihen Natur des Inſtituts läßt fich ein fol- 
her Rechtsſatz nicht ableiten”. In unferen Landesrechten ift 
ein Rückkaufsrecht °° nur anerkannt für folche Objekte, die für 
das betreffende Unternehmen nicht erforberlih find ®!, oder bei 
völligem Aufgeben des Unternehmens ®?. Mehrere Lanbesrechte 
gewähren dem Eigenthümer nur ein Vorlaufsrecht ®®. 


"7 Thiel, ER. 62. Es unterjcheidet fi dieje Anfiht von der Note 78 
angeführten darin, daß fie das Rückerwerbsrecht auch für die zu dem Unter: 
nehmen bereit3 verwendeten Objekte zuläßt. Dagegen erklären ſich Grünhut, 
E.R. 165; Rohland, ER. 44. 

"8 Häberlin, 4. 207; Meyer, ER. 264; Grünhut, ER. 163; Rohland, 
ER. 44. Diefe wollen dad Rüderwerbsrecht nur dann eintreten laffen, wenn 
das Unternehmen gar nicht zur Ausführung kam oder das enteiguete Objelt 
nicht verwendet wurde. 

0 ſ. Stobbe, BR. 8 92, 50; Prazack, ER. 176, 7. Ein Rüdlaufsrecht 
des Exrpropriirten muß dur ausdrückliche gefegliche Beſtimmung begründet 
jein. Eine Ueberficht ber betreffenden Geſetze ſ. bei Rohland, ER.8 7,7 f. 
UM. Meyer, ER. 264, der bad Nüdlaufsrecht für gegeben hält, wo es 
durch die Landesgeſetzgebung nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen ift. 

so Ueber die juriftiiche Conſtruktion des Nüdermerbsrecht3 vgl. Rohland, 
ER. 45; Meyer ER. 267. 

s1 Divdenburg E.G. Art. 6; Meiningen EG. Urt. 7; Gotha, E.G. Art. 7; 
Coburg E.G. Art. 8; Frankreich EG. Art. 60-62. 

9% Bayern E.G. Art. 12; Baden E.G. 8 84. 

88 Preußen E.G. 8 57; Anhalt E.G. 8 49; Kübel EG. 8 31. Mehrere 
Landesrechte ftatuiren ein mit dem Wiederkaufsrecht concurrirendes Vorkaufs⸗ 
recht |. Rohland, ER. $ 7, 9; Grunhut, EN. 174. Das Defterreichifche Recht 
feunt weder ein Rückkaufs- noch ein Vorkaufsrecht Randa, Eigenihumsrecht 
87,9. 
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8 247. 
IV. Erwerb der Früdte einer fremden Sache!. 


Das Recht auf Beziehung der Früchte einer Sache kann dem 
Nichteigenthümer zuftehen, oder von einem ſolchen ausgeübt wer: 
den. Hier ift zu unterjcheiden: 

1. Der Nutznießer wird gemeinrehtlih * und nah Sädjfi- 
ſchem? und Franzöfiihem Recht“ Eigenthümer mit ber Percep- 
tion, nah Defterreihifhem Recht mit der Separation®, nad 
Preußiſchem Recht mit der Entftehung ®. 

2. Der Pächter eines Grundftüds wird gemeinrechtlich Eigen: 
thümer der Früchte durch Tradition von Seite des Verpächters!, 
nah Sächſiſchem Recht? und Defterreichiihem Recht? mit Ber: 
ception, und nah Preußiſchem Recht mit der Entftehung '°. 

3. Gemeinrechtlich ift es beftritten, in welchem Rechtöver- 
bältniß der redliche Befiter zu den Früchten der Sache ftehe ''. 
Nah geſetzlicher Beftimmung bat er mit der Hauptfadhe die zur 
Zeit der Rechtshängigkeit noch vorhandenen Früchte herauszu- 
geben, ijt aljo von der Erſatzpflicht für die verzehrten Früchte 
befreit ??. Während nun die einen annehmen, daß er mit der 
Separation Eigentbum erwerbe und nur die perjönliche Verpflich- 


ı Schmid, Handbuh 8 9; Windfcheid 8 186; Vangerom 8 326; Wächter, 
Banbelten 8 136; Förfter Eccius 8 173; Randa, Eigenthumsrecht 8 14. 

21.25 8 1 D. 22. 1; Windſcheid 8 186, 5; Erf. Berlin 8/11 1859 Sf. 
XX. 18, 

s Sachſen B. G. B. $ 245. 

C. c. Art. 585; Zachariä 8 227, 4. 

5 Rande, Eigenthumsrecht 8 14, 8. 

Br. ER. IL 9. 221. 

" Windicheid 8 186, 6; Exner, Tradition 19, 45; Erf. Berlin 8/11 1859 
Sf. XX. 18; vgl. Francke das Fruchtrecht in Bezug auf die Gläubiger des 
Grundeigenthümers und des Pächters nad) gemeinem Deutſchen und Han 
noveriiden Rechte 3. f. Hann. R. V. 231. 

s Sachſen 8.9.8. 8 248. 

? Handa, Eigenthumsdredht 8 14, 9. 

10 Br 2.8. I 9. 221. 

11 ©, die Literatur bei Windfcheib 8 186, 9. 

12 Bol. unten 8 262, 58. 
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tung babe, bie nicht conjumirten Früchte herauszugeben !°, nehmen 
andere nur bonae fidei possessio biß zur Erfitung an !*, ober 
geben ihm nur interimiftifches Eigentbum, das mit Eintreten ber 
mala fides des Beſitzers wieder aufhört. Nah Preußiſchem '*, 
Sächſiſchem !7, Oeſterreichiſchem !° und Franzöftiihem Recht !? wird 
der redliche Beſitzer Eigenthümer der Früchte. 

4, Gemeinrechtlich gehören die in das Nachbargrundſtück über: 
bangenden Früchte dem Eigenthümer des Baums, und der Nad): 
bar ift verbunden, das Betreten des Grundftüds zum Abholen 
der übergefallenen Früchte zu geftatten ?. Das Gleiche wird 
nah Franzöſiſchem Recht angenommen ?!. Unſere Landesrechte 


18 Diefe Meinung vertreten: Schmid, Handbuch 8 9, 32; Pagenftecher, 
Eigentfum II. 101; Vangerow 8 326, Anm. 2, 2; Wächter, Pandekten 8 136 
Beilage I; Brinz, Pandelten 8 145, 48; Baron 8 185, 12. Dieß ift die 
Auffaffung des Bayr. L.R. II. 3. 20 Nr. 3. Unterholzner, U. f. C.Pr. VIIL 
3838 will dieß nur für SImduftrialfrüchte annehmen, an Naturalfrüchten aber 
nur bonae fidei possessio einräumen f. gegen diefe Unterjcheidung Kereittmayr, 
Anm. Nr. 8 zu Bayr. LM. II. 2. 8; Schmid, Handbuch $ 9, 28; Arndts 
8 156 Anm. 3b. 

* Savigny, Belib 277 f.; Windſcheid, 8. f. E.R. IV. 121 und Ban: 
beiten 8 186, 12, 

16 Marezoll 8. f. E.M. XVIII. 226; Sintenis, E.R. 8 49, 31. 

16 Pr. L.R 17.189. Der redliche Befiger behält alle Früchte ber frü⸗ 
heren Beit und muß bie des lebten Wirthfchaftsjagrs mit dem Eigenthümer 
theilen Förſter Eccius 8 165, 11—28. Bgl. unten 8 262, 62. 

17 Sachſen B.G.B. 8 24. Er wird Eigenthümer mit der Xrennung. 
Bol. unten $ 262, 61. 

is Defterreich A.B.G.B. 8 330. Er wird Eigenthümer mit der Sepa⸗ 
ration Unger, D.P.R. 8 128, 34; Randa, Eigenthumsrecht 8 14, 15. 

1 O. c. Art. 549; Badariä 8 201, 3a; $ 218, 7. 

” Bol, oben 8 240, 5. Mande nehmen ein allgemeines Gewohnheits⸗ 
recht an, wonach die überhangenden Früchte dem Eigenthümer des Nachbar⸗ 
grundſtücks gehören Schmid, Handbuch 8 3, 27; Runde, BR. 8 276. Die 
gleiche Anſicht hatte Kreittmayr, Anm. zu Bayr. L.R. II. 8. 20; allein zu 
dieſer Annahme iſt kein Grund, das Ueberhangsrecht gilt vielmehr nur da, 
wo es durch beſondere geſetzliche Beſtimmung oder als Gewohnheitsrecht er⸗ 
halten iſt Eichhorn, P.R. 8 1786; Maurenbrecher, BR. 8 241, 4; Hillebrand, 
P.R. 8 50, 7; Gerber, P.R. 8 91, 8; Windſcheid 8 169, 9. Ueber dad Ueber⸗ 
fallsrecht vgl. Hillebrand, das Ueberhangs- und Ueberfallrecht 8. f. D. R. 
IX. 810 f. 

21 Bachariä 8 242, 4. Es iſt dieß jedoch beſtritten. 
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iprechen fie jedoch vielfältig dem Eigenthümer des Nahbargrund- 
ftüds zu *?. 


8 248. 
V. Verarbeitung '. 


Verarbeitung liegt dann vor, wenn eine bemegliche Sache in 
der Art umgeftaltet wird, daß eine neue eigenthümlihe Sache 
baraus entſteht?. Weber das dabei obmwaltende Rechtsverhältniß 
waren die Meinungen unter den römischen Juriſten getbeilt. Die 
Sabinianer ftellten die Verarbeitung unter den Gefichtspunft der 
Acceſſion, indem fie annahmen, die Arbeit trete zum Stoff hinzu, 
bie Sache gehöre daher dem Stoffeigenthümer*. Die Proculejaner 
dagegen fahen in der Verarbeitung bie Beritörung der. alten Sache, 
und nahmen an, daß die neue Sache durch Occupation dem Ber: 
arbeitenden zufalle*. Eine jchon früher gebildete vermittelnde 
Meinung, wonad derjenige den fremden Stoff zu einer neuen 


22 Dieß gilt namentlich nach gemeinem Sachſenrecht Heimbach, P.R. 8 316, 
10; Eurtius, BR. 8 5358; Heſſe, RB. 8 113 Nr. 2; Bayr. ER. II. 3. 20 
Nr. 2; Württemberg Bauordnung 1655, neue Bauordnung Art. 73 Lang, 
Sachenrecht $ 25, 11; Pr. LR. I. 9. 289292; Yörfter Eccius 8 173, 48; 
Dernburg, PB. PR. L 8 220, 14; Sachſen B.G.8. 8 363. Auch nach Defter- 
reihiihem Recht ift die als Eonfequenz der Beltimmung A.B.G. B. 8 422 
anzunehmen Kirchitetter, Commentar 210, 2. 

ı Sitting, U. f. C.Pr. XLVIII. 1. 149; Gefterding, Eigentbum $ 35; 
Schmid, Handbuch 8 11; Pagenftecher, Eigentum 11. 113; Windſcheid 8 187; 
Brinz, Pandelten (2) 8 149; Bangerom 8 310; Arndts 8 155; Wächter, Pan- 
beiten 8 135; Sintenis, E.R. 8 50. IT; Lang, Sachenrecht 8 34; Förſter 
Eccius 8 176 II; Aubry 8 105. 

2 Db eine ſolche Reugeftaltung vorliege ift Thatfrage ſ. Fitting, U. f. 
C.Pr. XLVIII. 10-25, 182; 322; Windſcheid 8 187, 5; Sinteni3 8 50, 10; 
Hörfter Eccius 8 176, 22—28. Auch in der Bermifhung kann eine Speci- 
fitation liegen oben 8 244, 108. 

:1,1283D.10.4; 1.4820D.41.3;1.787D.41. 1; Bring, 
Pandekten (2) 8 149, 17; Wächter, Pandekten 8 134, 4. U. M. Fitting, U. 
f. C.P. XLVIII. 154—158, der annimmt, daß auch die Sabinianer von dem 
Deeupationdrecht ausgegangen ſeien. 

*1.787D.4. 1; Brinz, Bandelten (2) 8 149, 14; Wächter, Pan- 
beiten 8 185, 5; Fitting, U. f. &.Br. XLVIII. 151. 

° Sie findet fih ſchon bei Ealliftratus 1.12 81 D. 41. 1, Paulus 1. 24, 


254 Theil 3. Buch 3. 8 248. 


Sache verarbeitet, Eigenthümer derfelben wird, wenn die Sache 
nicht wieder in ihre frühere Geftalt gebracht werden kann, wurde 
von Juſtinian recipirt und ift geltendes Necht geworden. Dabei 
ift jedoch beftritten, ob der Specififant unter dieſer Vorausfehung 
immer Eigenthbum ermwerbe, oder nur foweit er in gutem Glauben 
war. Dieß ift die Grundlage der Ausbildung des Inſtituts im 
Preußiſchen und Sächſiſchen Recht, welche die Vorausfegung, daß 
die Sache nicht wieder in den früheren Zuftand gebracht werden 
fönne, zwar fallen lafjen, dagegen bezüglich des Erfordernifjes des 
guten Glaubens die beiden abweichenden Richtungen der gemein: 
rechtlichen Doktrin repräfentiren. Dagegen haben das Defterrei- 
hifhe und Franzöſiſche Hecht die gemeinrechtliche Grundlage ver: 
laſſen und ein verſchieden beftimmtes Wahlrecht der Intereſſenten 
an die Stelle geſetzt. Es ift daher zu unterjcheiben: 

J. Syftem des Gemeinen Breußifhen und Sähſiſchen 
Rechts. Gemeinrechtlich wird derjenige, der fremden Stoff zu einer 
neuen Sache verarbeitet, Eigenthüümer derfelben, wenn die Sache nicht 
in ihre frühere Geftalt zurüdgebradt werden fann®. Beftritten 
ift, ob zur Eigenthbumserwerbung guter Glaube bes Verarbeitenden 
erforderlich jei oder nicht’. Die eine Meinung gebt dahin, es 
jei zum Eigenthbumserwerb guter Glaube des Specififanten nicht 


D. 41. 1 und Ulpian .5 $1D. 6. 1; Fitting, U. f. C.Pr. XLVIIL 161, 7; 
Bangerom 8 310 Anm. 

° 8 25 Inst. 2. 1; Schmid, Handbuh 8 11, 8; Fitting, U. XLVIH. 
835, 112; Bayr. L.R. IL 3. 14 Nr. 1. Läßt fie fich in ihre frühere Geſtalt 
zurüdführen, jo bleibt fie dem Eigenthümer. Beſtritten ift, ob dieß auch dann 
ber Fall fei, wenn der Specifilant theils eigenen theils fremden Stoff ver- 
arbeitet hat, was Schmid, Handbuch 8 11, 11, Seuffert 8 131, 4, Vangerow 
8 310 Anm. Nr. 1, Sintenis, E.R. 8 50, 16, Wächter, Pandelten 8 135, 8 
und Arndt $ 155 Anm. 2 bejahen, dagegen Fitting, X. XLVIII. 316 f., 
Windfcheid 8 187. 4, Brinz, Pandekten (2) 8 149, 24, Baron, Pandekten 
8 186, 7, Zang, Sadenredt 8 34, 8 und Erk. Glückſtadt 11/5 1841 Unz. 
41. 238 verneinen, indem fie annehmen, daß in diefem Yall das Eigenthum 
der neuen Sache dem Specifilanten erworben werde, auch wenn fie ſich auf 
ihre früheren Beitandtheile zurüdführen laffe. Die legtere Meinung war früher 
fehr verbreitet, und ift von Kreittmayr, Anm. f. zu Bayr. L.R. II. 3. 14 an- 
genommen, dad Preußiſche und Sächfifche Recht nehmen darauf, ob ber Stoff 
fid wieder in die frühere Geftalt bringen lafje, überhaupt feine Rückſicht, 
unten Note 13. 16. 

S. die Literatur Über diefe Streitfrage bei Windſcheid 8 187, 2. 
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erforderlich ®, der Glaube deflelben komme vielmehr nur infoferne 
in Betracht, als ſich darnach feine Entjchädigungspflicht verſchieden 
geftalte, indem der Specififant, der mala fide gehandelt, das volle 
Intereſſe zu leiften babe ?, während er, wenn er in gutem Glauben 
gehandelt habe, nur für Bereicherung hafte ꝛe. Nach der anderen 
Anfiht erwirbt der Specififant dag Eigenthbum nur, wenn er in 
gutem Glauben handelte !!, und hat dem Stoffeigenthümer Erſatz 
zu leiften, foweit er bereichert ift??. Nach Preußiſchem Landrecht 
fällt das Eigentbum der verarbeiteten Sache immer an ben gut: 
gläubigen Berfertiger ??, diefer muß aber dem Eigenthüner der 
Materialien nach feiner Wahl ebenfoviel Materialien von gleicher 
Art und Güte zurückgeben, oder den Werth der Materialien nad 


s Diefe Unficht ift vertreten von Gefterding, Eigentfum 8 35, 32 f.; 
Bagenftecher, Eigentfum II. 118; Schmid, Handbuch 8 11, 31; Pucta, Bans 
dekten 8 154, h; Vangerow $ 310 Anm. Nr. 2; Wächter, Pandekten $ 135, 
10; Seuffert $ 131, 5; Brinz, Pandekten (2) 8 149, 31 f.; Holzſchuher, 
Theorie 8 106c. Nr. 38; Lang, Sachenrecht 8 34, 7, Erk. Glückſtadt 11/5 
1841 Anz. 41. 288; Erf. München 4/2 1879 Sammlg. VIl. 327, und ift Sach⸗ 
jen 38.8.8. $ 246 recipirt. Dieſe Meinung wird mehrfach darauf begründet, 
daß ber Eigenthumserwerb des Specifilanten auf Occupation beruhe Ban- 
gerow 8 310 Anm.; Schmid, Handbuch 8 11, 4; dagegen Brinz, Pandelten 
(2) 8 149, 40. 

v Wächter, Pandekten 8 135, 12; Sintenis, C.R. 5 50, 18; Lang, Sa- 
chenrecht 8 34, 11. 

10 Dieb wird jet allgemein angenommen, obwohl es in den Quellen 
nicht direkt ausgeſprochen ift Bangerom 8 310 Unm. 3; GSeuffert $ 131, 6; 
Sintenis, ER. 8 50, 17; Wächter, Pandekten 8 135, 14; Brinz, Bandelten 
(2) 8 149, 45 f. 

13 Sitting, X. XLVIII 335 f.; Windfcheid 8 187, 3; Arndts $ 155, 3; 
Baron, Pandekten 8 136, 8; Eelle 10/1 1861 Sf. XV. 99. Die Unhänger 
diefer Anficht begründen den Eigenthumserwerb damit, daß er Belohnung der 
Ürbeit jei. Außerdem beziehen fie fih auf 1. 128 3D.10.4; 1.131. 14 
83 D. 13. 1; 1. 4 8 20 D. 41.8; 1.52 8 14 D. 47. 2; f. über diefe Stel- 
len Schmid, Handbuch 8 11, 14—29; Vangerow $ 310 Anm. Nr. 2. Dieje 
Anfiht war früher die überwiegende f. Gefterding, Eigentbum 8 35, 14 f., 
Fitting, X. XLVIIL 886. 118, und fie ift daher Bayr. L.R. II. 3. 14 Nr. 3 
recipirt, auch folgt ihr da8 Preußiſche Landrecdht unten Note 14. . 

2 Fitting, X. XLVIII. 853. 148; Windſcheid 8 187, 6; Arndts $ 153, 
4; Bayr. 2. II. 3. 14 Nr. 12; vgl. oben Note 10. 

ı Br. L. R. J. 9. 304. Das Preußische Landrecht unterjcheidet alfo nicht 
wie das Nömifche Recht, ob ſich die Sache wieder in die frühere Geftalt brin- 
gen laſſe oder nicht. 
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dem höchſten Preis zur Zeit der Verarbeitung erjegen, und ift 
zum Schadenserſatz verpflichtet. War der Verfertiger in böfem 
Glauben, jo wird der Eigenthümer des Stoff Eigenthümer der 
Sache, und hat nur eine an ben Fiskus fallende Vergütung des 
Arbeitslohnes zu leiften 16. Nach Sächſiſchem Net erwirbt Der- 
jenige, der durch Umarbeitung oder Umbildung aus einer oder 
mehreren Sahen, mögen fie ſämmtlich fremde oder zum Theil 
eigene fein, eine neue Sache ſchafft, das Eigenthum berfelben, 
muß jedoh dem Eigenthümer des fremden Stoff, wenn er in 
redlichem Glauben handelte, Erjat ſoweit er bereichert ift, wenn 
er in unredlihem Glauben handelte vollen Erjaß leiften ’®. 

II. Syftem des Deiterreihifhen und Franzöfi- 
ſchen Rechts. Nach Dejterreihiichem Recht wird eine verar- 
beitete Sache, die fih in den vorigen Stand nicht zurüdbringen 
läßt, den XTheilnehmern gemein. Fällt keinem der Theile ein 
Verſchulden zur Laft, jo bleibt Dem, deſſen Antheil mehr werth 
ift, die Auswahl vorbehalten. Jenachdem aljo die Arbeit oder 
der Stoff mehr werth ift, kann der Specififant oder der Eigen= 
thümer des Stoff die Sache für fich behalten. Hat der Specifi= 
kant fchulbhaft gehandelt, jo fteht dem Eigenthümer des Stoffs 
das Wahlrecht zu, ob er die Sache gegen Erjah der Verbefierung 
für fich behalten oder fie dem Specifilanten gegen Vergütung 
überlaffen wolle. Der Specifilant kann außerdem zum Schadens- 
erfag angehalten werden 7. Nah Franzöſiſchem Recht Hat der 
Eigenthümer des Stoffs, den ein Dritter gebraudt hat um ein 
neues Werk daraus zu bilden, wenn der Werth der Arbeit den 
Werth des Stoffes nicht überfteigt das Recht, das neugebildete 
Werk gegen Zahlung des Werths der darauf verwendeten Arbeit 
fih anzueignen, ober ftatt deſſen die Wiedererftattung feines Stof- 
fes in gleicher Gattung Menge und Güte oder die Zahlung des 
Werths zu verlangen !°. MWeberfteigt dagegen der Werth der Ar- 
beit den Werth des Stoffs, jo hat der Verfertiger das Recht, die 


14 Br, ER. I. 9. 804—306; Förſter Eccius 8 176, 18. 

6 Pr. L.R. I 9. 299-301; Förſter Eccius 8 176, 21. 

18 Sachſen 8.9.8. 8 246. Auch das Sächſiſche Recht unterjcheidet nicht, 
ob ſich die Sache wieder in die frühere Geftalt bringen laffe oder nicht. 

1 Defterreih 9.8.9.8. 8 417. 

GC, o. Art. 570-576; Aubry $ 206, 3. 
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Arbeit gegen Bezahlung des Werths des Stoffes zu behalten, 
fann aber unter Umſtänden zur Entichädigung angehalten wer: 
den '°. Hat Jemand zu einem Werk theils eigenen, theils frem: 
den Stoff gebraucht und fie fo vereinigt, daß fie nicht mehr ge- 
trennt werden können, fo ift die Sache zwiichen beiben nach Ber: 
bältniß des Stoffes und der Arbeit gemeinjfam 2°, 


VI Erftung '. 
8 249. 
1. $m Allgemeinen. 


Die Erfigung ift die Erwerbsart, bei welcher durch Zeitab⸗ 
lauf der redlihe Befiker einer Sache oder eines Rechtes zum 
Eigenthümer wird?. Die Erfigung in ihrer gegenwärtigen Ge: 
ftalt gehört ihrem Urfprung nach dem römischen Recht an. Dem 
älteren Deutſchen Recht war die Erfigung als Art des Eigen- 
thbumserwerb3 nicht befannt®. In den älteren Deutfchen Rechts: 
quellen findet fih nur die Verjährung von 31 Jahren, 6 Wochen 
und 3 Tagen für erblofe Verlailenichaften *, und die rechte Ge- 


0.0. Art. 571. 577. 

2° O. co. Art. 572. 

ı Unterholzner, Berjährungsiehre 1858; Pagenftecher, Eigenthum II. 
229 f.; Schmid, Handbuch 8 14; Windfcheid 8 175—183; Vangerow $ 314 
bis 325; Brinz, Pandekten (2) 8 1538—163; Sintenis, ER. 8 51, Stobbe, 
BR. 8 93 und 153; Förfter Eccius B. BR. 8 177, Dernburg, P. PR. I. 
8 173—177; Roth, Bayr. ER. (1) 8 145—147; Lang, Sachenrecht 8 38-46; 
Haubold, BR. 8 185; Eurtius, BR. 8 558—568; Unger, ©. B.R. $ 104; 
Zrodlowski, zur Lehre von der Erfißung in: Unterſuchungen aus dem Oeſter⸗ 
reichifchen Civilrecht 1872 1—-129; Zachariä 8 209—217 ; Aubry 8 216—218. 

21.3 D. 41. 3. Usucapio est adjectio dominii per continuationem 
possessionis temporis lege definiti; Pr. 2.8. 1. 9. 503; Sadfen B.G. B. 
8 260. 261; Deſterreich. A.B.G.B. 8 1452; C. c. Art. 2219. Ueber den 
Begriff der Erfikung vgl. Windicheid S 175; Brinz, Pandelten (2) 8 153; 
Hörfter Eccius 8 176 I. 

s Unterholzner, BL. 8 21; Mittermair, PR. 8 163, 1. Die Spuren 
der Acquifitivverjährung, die fi) in älteren Quellen des Deutſchen Rechts 
finden, find auf Eindringen römiſcher Nechtsjäge zurüdzuführen. 

* Sip. 1. 29; Albrecht, Gewere 117, Laband, vermögensrechtliche Klagen 
373, Befeler, P.R. 8 89, 28; Stobbe, P.R. 8 68, 21. 

Roth, Deutſches Privatrecht, ILL 17 
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were (Verjährung von Jahr und Tag). Beide find von Ein- 
fluß auf die Geftaltung des Rechtsinftituts in einzelnen Landes- 
theilen gewejen. Die erftere wurde in den Ländern bes ſächſiſchen 
Rechts als Erfigungszeit für Immobilien recipirt, die dadurch 
ungemein ausgedehnt wurde ®; die legtere war auch in nichtfäch- 
ſiſchen Landestheilen in Uebung. Die rechte Gewere hatte zur 
Borausfegung faktiſchen unwiderſprochenen Befit von Jahr und 
Tag’, in Folge deffen alle entgegenftehenden Anfprüde Dritter, . 
infoferne ihre Geltendmahung möglich geweſen wäre, ausgeſchloſſen 
wurden ®. Die rechtliche Natur diefes Inſtituts ift feit lauge be- 
ftritten, indem ihm von den einen die Eigenjchaft der erlöfchen- 
den ?, von den andern die Eigenſchaft der erwerbenden Verjährung 
beigelegt wird !°; in Wirklichkeit konnte fie in ihrer urjprüng= 
lichen Geftalt weder der einen noch der anderen verglichen wer- 
ben ?!. Dagegen wurde nad Reception des römischen Rechts, Da 
wo fie erhalten war, die rechte Gewere als Acaquifitivverjährung 
aufgefaßt und die Grundfäge berjelben darauf angewendet. Es gilt 
dieß insbejondere von dem Lübiſchen Recht ? und ben ſüddeutſchen 


5 Albrecht, Gewere 99 f.; Laband, vermögensrechtlihe Klagen 292—352; 
Heusler, Gewere 237 f.; Stobbe, P.R. 8 74. 

° Weber die geichichtliche Entwidlung vgl. Bauer de Saxonica rei im- 
mobilis usucapione Op. I. 308—319; Steinacker de vi et indole prae- 
scriptionis rerum immobilium Saxoniae 1837. Später wurde dieß gejeg- 
lih anerlannt Neue Decifionen 1746 Nr. 1. Dieſe ſächſiſche Immobiliarver⸗ 
jährung ift jegt nur noch in dem Rechtsgebiet des gemeinen Sachſenrechts in 
Holftein und den Thüringiſchen Staaten geltendes Recht. Ueber die jehr be- 
ftrittene Frage, ob die Erfigung die Natur der ordentlichen oder der außer- 
ordentlichen Erfigung des gemeinen Rechts Habe vgl. unten $ 250, 53. 

7 Früher wurde allgemein angenommen, daß die rechte Gewere nur bei 
gerichtliher Auflaffung gegeben jei; allein dieß entbehrt der Begründung ; 
dieſes Erforderniß bildete fich erft fpäter namentlih in dem Magdeburger 
Recht aus Laband, vermögensrechtliche Klagen 292 f.; Stobbe, BR. s 74,10. 

s Laband, vermögendrechtliche Klagen 321 f.: Stobbe, P.R. 8 74, 14 F.; 
Unger, O. BR. 8 104, 89. 

° Gengler, Lehrbuch 227, 32; Baumeister BR. 8 11, 18; Unger, D. 
BR. 8 104, 80. 

ı° Albrecht, Gewere 99, 205; Unterholzner, B.L. 8 22, 82. 

1! Zaband, vermögensrechtliche Klagen 852; Heusler, Gewere 252; Stobbe, 
BR. 8 74, 17. 

22 Es findet dieß auf die in St. J. 8 I und IH. 6.1.3. V. 6. 1 be⸗ 
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Statuten *. Ebenfo wurde für die Mobiliarerfigung bes fächfi: 
ihen Rechts von Jahr und Tag die Eigenschaft als orbentliche 
Erfigung nicht beanflandet '*. Für die Erfitung find alfo in der 
Hauptſache die Grundſätze des gemeinen Rechts maßgebend, und 
es haben die Weberbleibjel älterer deutſchrechtlicher Einrichtungen 
ih nur als Modifikationen des gemeinrechtlichen Inſtituts in Ein- 
zelheiten erhalten. Ebenfo find die gemeinrechtlichen Grundlagen 
in unferen Landesrechten erhalten. 

Die Erfigung ift eine ordentliche oder außerorbentlidhe,, je 


ftimmte Erfitung Anwendung, für melde für Mobilien ſowohl ala Immo⸗ 
bilien die Borausfegungen der ordentlihen Erfigung als erforderlich ange» 
nommen werben Brehmer de annali praescriptione 8 10; Mevius, Comm. 
32—34 zu St. I. 1. 8; 13. 14 zu St. III. 6. 1; 3 zu ©t. III. 6. 3; Stein, 
Abh. II. 8 10. 11. 14. 19; Garften, Beiträge II. 37; Wilmowski, Lüb. R. 
62. 65; Eichhorn, BR. 8 177c; Mittermair, BR. $ 164, 7; Gengler, PR. 
8 44, 14; Unterbolzner, 8.2. 8 23 IL; Heimbach, RL. XII. 329. Die ab- 
mweihende Meinung von Gerber, P.R. 8 101, 7 und Hillebrand, B.R. 8 48, 
10. 11, welde der Lübifchen Unnalverjährung auch jegt noch die Eigenjchaft 
der Ertinctivverjährung beilegen wollen, fteht vereinzelt, und hat in der Praxis 
feinen Anhalt. 

18 Nah Bayr. L.R. 1616 IX. 1 iſt für erfaufte Immobilien eine Er- 
figungszeit von 5 und 10 Jahren beftimmt, die aus ber rechten Gewere von 1 
und 2 Jahren des Rechtsbuchs Ludwigs des Bayern hervorgegangen ift Roth, 
Bayr. E.R. (1) 8 146, 54. Die fortdauernde Geltung ift eben fo zweifellos 
wie die Anwendung der Srundfäge der ordentlihen Erfigung darauf vgl. 
unten 8 250, 160. Die Ueberbleibjel der rechten Gewere in den Statuten 
von Nürnberg, Dinkelsbühl und Nördlingen find von diefen Statuten jelbft 
als Erfigungsfriften bezeichnet Roth, Bayr. ER. (I) 8 146, 55. 57. 58. Die 
Beftimmung der Regensburger Wachtgerichtsordnung 1746, I. 4 Roth, Bay. 
C.R. (1) $ 146, 60, welche eine einjährige Erfigungsfrift für Immobilien feſt⸗ 
fest, was auf ein kaiſerliches Privilegium zurüdgeführt wird, iſt nach Erf. 
Münden 13/10 1879 Sammilg. VIII. 8 nicht mehr anmendbar, ba fie ala 
mit den reichöftäbtiichen Berhältniffen in Verbindung ftehend als durch 2. 
1/8 1810 aufgehoben erfcheint. Das Gleiche wird für die durch Faiferliches 
Brivilegium für Kaufbeuren eingeführte rechte Ge mere anzunehmen fein, für 
deren fortdauernde Anwendung feine Nachweiſe vorliegen Roth, Bayr. ER. 
(1) 8 146, 59. 

14 Bgl. unten 8 250, 145. Es beruht dieß auf Gerichtögebraud der an 
Sfp. I. 28 und II. 44 wenn auch irrthümlich antnüpfend diefe einjährige Er- 
fisung aus ber rechten Gewere ausbildete Haubold de origine atque fatis 
usucapiunis rerum mobilium Saxoniae 1797 II. 37; Haubold, PR. 8 
185b; Unterholzner, BL. 8 23, L 

17* 
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nachdem fie das Vorhandenſein eines Titels vorausfett ober 
nicht 15; dabei Tann an Sachen, die an fih erfigungsfähig find, 
bei denen aber durch Rechtsſatz die ordentliche Erſitzung ausge: 
Ichloffen ift, die außerordentliche Erſitzung ftattfinden '®. 

Die Erfigung ſetzt ein erfitungsfähiges Objeft voraus. Ge⸗ 
meinredtlih und nah Preußiſchem und Defterreihiihem Recht 
kann ſich die Erfißung auf alle Sachen und Rechte erjtreden, an 
denen Eigentum erworben werden Tann !” und bie nicht durch 
eine befondere gefeglihe Beftimmung der Erfigung entzogen find; 
dagegen ift nah Sächſiſchem Recht die Erfigung nur zuläßig an 
beweglichen Sachen !? und Grunddienftbarkeiten 1%; nach franzö- 
ſiſchem Recht nur bei Immobilien ?° und ftändigen und offenen 
Grunddienftbarkeiten *!. Ausgeſchloſſen ift die Erfitung 


15 Unterholzner, 8.2. $ 180; Windſcheid 8 175, 2 Die Uinterjcheidung 
ift unverändert in das Sächſiſche B.G.B. 8 260. 261, Defterreih A.B. G. B. 
8 1461. 1477 und C. c. Urt. 2262. 2265 übergegangen. Das Breußifche 
Landrecht unterfcheidet in den Marginalien zu I. 9. 579. 629 gewöhnliche und 
ungewöhnliche Erfigung, und rechnet zu der erfteren auch die dreißigjährige 
titellofe Erfigung; materiell bewirkt dieß indeffen feinen Unterſchied Förſter 
Eccius 8 177, 26, | 

16 Unterholzuer, 8.2. 8 181. Bol. unten 8 252, 4 und 15. 

17 Pr. L.R. J. 9. 580; Förfter Eccius 8 177, 29; Defterreih A.B. G. B. 
8 1455. Da der Beſitz die Vorausſetzung der Erſitzung bildet, ſo können 
Sachen und Rechte, die nicht beſeſſen werden können, auch nicht erſeſſen wer⸗ 
den Unterholzner, V.L. 8 49; Windſcheid 8 1754; Förſter Eccius $ 177, 29; 
Defterreih A B.G.B. 8 1455. Daher iſt gemeinrechtlich und nad Sächſiſchem 
und Defterreihiichem Recht Erfipung von Geſammtſachen als ſolchen nicht 
möglih 1. 30 8 2 D. 41. 3; Schmid, Handbbud 8 14, 4; Unterholzner, S. V. 
8 49 Nr. 1; Sachſen 8.0.8. 8 63. 191; Randa, Befit $ 19, 3, wohl aber 
nach Preußifhem Recht und dem Bayriſchen Landrecht vgl. oben 8 226, 37. 
38. Nah Pr. L.R. I. 9. 580 ift die Erfigung auch ausgeichloffen an Saden 
und Rechten, an denen Jemand wegen Mangels perjönlider Eigenschaften 
Eigenthum zu erwerben unfähig ift Förſter Eccius 8 177, 29. 

18 Sachen B.G. B. 8 260. 261. Es erftredt fih die nicht auf Sachen, 
die dem Verkehr entzogen find B.G.8. 8 58. Un Grundftüden, fowie an 
Mechten, welche ein Folium im Grundbuch erhalten haben, ift die Erfigung 
ausdrücklich ausgeſchloſſen 8.6.8. 8 279. 280. Ueber ähnliche Beftimmungen 
in den Rechten von Hamburg, Kübel und Braunfchweig vgl. unten Note 31. 

 Sadjen 8.8.8. 8 577. Dagegen ift die Erfißung bei Reallaften und 
perjönlihen Dienftbarleiten ausgefchlofien 8.8.8. 8 512. 647. 

2° GC, c. Art. 2265. Es gilt dieß auch für den Nießbrauch ber durch C. c. 
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1. an Saden, die dem Verkehr entzogen find ”?, und an 
Rechten gegen ausdrückliche Verbotsgeſetze ?°; 

2. an Sachen, die durch geſetzliche Beſtimmung der Erfigung 
entzogen find. Es gehören dahin 

a. gemeinrechtlih Sachen der Pupillen bis zu eingetretener 
Mündigkeit derfelben **, während der Dauer der väterlihen Ge- 


Art. 526 den unbeweglichen Sachen gleichgeftellt ift Bachariä 8 223, 3. Aus 
genommen find Immobilien außer Verkehr C. c. Urt. 2226; Immobilien der 
Minderjährigen und Entmündigten bis zu ihrer Selbftftändigfeit C. o. Art. 
2252, und veräußerte Potalgrundftüde der Ehefrau die nad; Dotalrecht lebt 
während der Ehe C. o. Art. 2255; Zachariä 8 211, 7. 14 8 2158, 13. Bei 
Mobilien ift Erfigung nicht zuläßig, weil nad) C. c. Art. 2279 der Befig die 
Stelle des endgiltig erworbenen Eigentums vertritt vgl. darüber Zachariä 
8 215.2. 

10, c. Art. 690. 691; Badariä 8 251. Un anderen Hechten findet 
nah franzöfiihem Recht Erſitzung nicht ftatt. 

32 1, 9 D. 41. 3; Unterholzner, 8.2. 8 51-55; Schmid, Handbuch $ 14, 
5; Sintenis, C.R. 8 51, 27; Bayer. UR. II. 8.8 Nr. 1; Erk. Darmitadt 
8/10 1867 9. f. Pr.R. V. 214 (fiumina perennia); Pr. L.R. I. 9. 581 
Förſter Eccius 8 177, 30; Defterreih A.B.G.B. 8 1455. Es gilt dieß aud) 
nad dem Sädfifhen und Franzöfiichen Recht oben Note 18. 20. Pr. ER. 
I. 9. 582 erwähnt auch die durch gültige PBrivatverfügung dem Verkehr ent- 
zogenen Sachen. Es ift aber darunter ein Veräußerungdverbot zu verftehen 
Koch, Commentar zu L.R. I. 4. 15 Note 28. 

22 Br. L.R. I. 9. 664; Förſter Eccius $ 177, 88; Dernburg, P. BR. 
I. 8 173, 6. Dieß gilt auch gemeinrechtlich, da auch Immemorialverjährung 
Dagegen nicht zuläßig ift oben 8 88, 19; Holzſchuher, Theorie 8 107, 19. 

ꝛ. Nach 1. 8 Cod. 7. 39 wirb angenommen, da an Saden ber impu- 
beres auch die breißigiährige Erfigung ausgeſchloſſen fei, fo daß dieſelben 
während der Dauer der Unmündigfeit aller Erfigung entzogen find Unter- 
holzner, Berjährungslehre $ 35; Sintenis, ER. 8 51, 32; Wächter, Pan: 
beiten 8 138, 38; Vangerow $ 325; Brinz, Bandelten (2) 8 156, 37. Eine 
davon abweichende Meinung ftellt fie den Sachen der Minderjährigen gleich, 
und unterwirft fie der dreißigjährigen Erfigung Schmid, Handbuch 8 14, 10, 
während eine dritte Meinung ben Wusfchluß der Erfigung an ben Sachen 
ber Unmündigen auf die Sachen der Minderjährigen ausdehnt, jo dab die 
legteren während der Dauer ber Minderjährigleit der Erfigung ganz entzogen 
find Heimbach, R.8. XII. 387, 307; Heimbach, PR. 8 321, 5; Erk. Berbft 
1834; Emminghaus, Pandelten 808 Nr. 110; Gutachten Jena 1695; Em- 
minghaus, Pandekten 802 Nr. 103. Letztere Auffaffung ift im Bayr. IR. 
II. 4. 8 Rr. 6 recipirt, indem hiernach Beginn und Lauf der Erfigung für 
alle Saden der unter Curatel ſtehenden Perjonen ausgeſchloſſen ift. gl. 
Kreittmayr, Anm. 6 zu L.R. II. 4. 3 und Anm. 4 zu L.R. I.4 8. 
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walt die ordentlichen Adventitien der Hauskinder ?°, und der zur 
Strafe der zweiten Ehe des Vaters ihnen zufallenden lucra nup- 
tialia der erften Ehe?®, dann an dem tignum junctum folange 
die Verbindung dauert? ; 

b. nah Bayriidem Landrecht ??, und Franzöfiihen Recht *° 
Sachen der Minderjährigen und unter Bormundfchaft ftehenden 
Perjonen; 

c. nach mehreren Rechten, welche dag Grundbuchſyſtem an- 
genommen haben, ift theild die Erfikung gegen den eingetragenen 
Eigenthümer ®°, theils die Erſitzung überhaupt ausgeſchloſſen °'. 


8 250. 
2. Die ordentlide Erjigung. 


Die ordentliche Erfigung jet voraus: 

I. Ein erfigungsfähiges Objekt. Sachen, welche der 
Erfißung überhaupt fähig find, können der ordentlichen Erfigung 
aus fubjektiven oder objektiven Gründen entzogen fein. 

1. Entziehung aus fubjeltiven Gründen ift nur gemeinredt: 
lich und nah Preußiſchem und Defterreichifchem Recht, nicht aber 


260 1, 14 Cod. 6. 61; 1. 1 8 2 Cod. 7. 40; Kreittmayr, Anm. 3 zu ER. 
II. 3. 4; Unterholzner, 3.2. 8 34; Vangerow 8 325, 1; Sintenis, E.8. 
8 51, 31. 

6 Nov. 22 0. 24; Schmid, Handbuch $ 14, 14; Sintenis, E.R. 8 51, 43; 
Bangeromw $ 317 B. 2. Bgl. unten $ 251, 15. 

27 1. 7 8 11D. 41. 1; Schmid, Handbuch 8 14, 47; Vangerow $ 317 
B. 9; Unterholzner, 8.2. 8 49 Nr. 2; Seuffert, Pandekten 8 134, 4 und 
8 144, 3; Lang, Sachenrecht 8 42, 7a. U M. Windſcheid 8 182, 13. 

28 ©, oben Note 24. 

29 C, c. Art. 2252. 

s0 Bol. unten 8 261, 11. 

1 Nah Braunſchweig EEG. 8 7 ift Erfikung an eingetragenen Inı- 
mobilien ausgefchlofjen; nah Sachſen BGB. 3 279 ift Erfigung an Immo—⸗ 
bilien überhaupt nicht gegeben. Ausgeſchloſſen ift ferner die Erfigung an 
Smmobilien nad den Rechten von Hamburg und Xübed, nad welden Eigen- 
thum an Grundftüden unter Lebenden nur duch Zujchreibung im Grundbud) 
erworben wird Hamburg HD. 8 6; Lübel H.O. 8 29; Baumeifter, PR. 
8 12, 31. 
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nah Sähfiichem !, Franzöſiſchem? und Württembergiihem Recht ® 
gegeben. Es gilt dieß für Sachen bes Staats t, der Gemeinden ®, 


— — 


ı Das Sächſiſche B.G. B. unterſcheidet 8 260. 261 die ordentliche und 
außerordentliche Erſitzung nur jenachdem ein Titel vorhanden iſt oder nicht. 

°C. c. Art. 2227 ſchließt die Privilegien des Staats der öffentlichen 
Anftalten und der Gemeinden ausdrüdlich aus. 

° In Württemberg find durch Gel. 4/3. 1873 die gemeinrecdhtlich begrün- 
beten Privilegien des Stantes, des Landesherrn, der Kirchen und milden 
Stiftungen und der Städte und Dorfgemeinden aufgehoben Lang, Sachenrecht 
8 48, 15. 

*1.18 D.41. 3; Schmid, Handbuch 8 14, 7; Unterholzner, Berjährungs- 
lehre $ 56. Es gilt dieß auch nad Bayriſchem Landrecht Roth, Bayr. ER. 
(1) 8 146, 1. Es ift befteitten, ob für die außerordentliche Erfigung an Sa- 
hen des Staats der Beitraum von 30 oder 40 Jahren gelte vgl. oben $ 87, 
130. 131. Für die 3Ojährige Erfigungszeit erflären fih Savigny, Syitem V. 
359; Bangerow 8 148 Anm. 2 Rr. 4; Sintenid, ER. 8 31, 7; Erk. München 
19/2 1847 Sf. III. 296; Oldenburg 1871 Sf. XXV. 217; Roſtock 15/6 1857. 
Budde III. 57 und für Hamburg Baumeifter, BR. 8 12, 18, für die vier- 
sigjährige Heffter in Beder, Jahrb. VI Nr. 1; Heimbach, U. f. &.Pr. XLVIII. 2. 
Die letztere ift anerfannt nad) feftftehender Praxis in Hannover Erf. Celle 
9/10 1856 T. €. II. 16; Braunfchweig Erk. Wolfenbüttel 23/1 1877 Sf. 
XXXII. 108 und nad gemeinem Sachfenrecht Curtius, BR. 8 5588; Heim- 
bach, P.R. 8 321, 3; Erf. Dresden 1846 Emminghaus, Pandekten 800 Nr. 86; 
Jena 6/5 1864 Sf. XVII. 14; vgl. unten 8 251, 19. Nach römiihem Recht 
war das Privilegium auf Sachen des Regenten ausgedehnt Windſcheid 8 182, 3, 
was nach unferem Recht nicht mehr als zuläßig erjcheint Holzichuher, Theorie 
8 32, 1; Erk. Münden 1830 Sf. VII. 297. Nah Pr. SR. I. 9. 629 un- 
terliegen Sachen bes Fiskus einer A4jährigen Erfigung Dernburg, P. BR. 
1. 8 178, 4; Förſter Eccius P. BR. 8 37, 35. Nach Defterreih. A.B. G. B. 
8 1472 ift für die nicht eingetragenen Immobilien des Fiskus eine vierzig. 
jägrige Erfigungszeit beftimmt unten 8 251, 28. 

® Semeinrechtlich ift es beftritten, ob und in weldhem Umfang die ordent- 
liche Erfigung gegen Gemeinden ausgeſchloſſen ſei. Auf Grund von l.9 D. 
und 1. 12 8 2 D. 6. 3 nehmen mande an, daß Sachen der Städte ber or- 
dentlichen Erfigung entzogen feien Bangerow 8 317, 4; Unterholzner, ®.L. 
8 45, 58; Erk. Caſſel 16/10 1842 Sf. III. 297; Wolfenbüttel 21/10 1825 
Sf. XVI. 187; Glüditadt 29,5 1855 Anz. 55, 308; Berlin 3/11 1868 Sf. 
XXIV. 17. Andere dehnen dieß auf alle Gemeinden aus Kreittmayr, Anm. 
l4e zu 29.1.4 3; Er. Münden 28/2 1873 Sammlung IIl. 127; vgl. 
auch die bei Roth, Bayr. E.R. (2) 8 39, 12 angeführten Erkenntniſſe, ebenjo 
Präjudiz Darmitadt Sf. III. 137. Die gleiche Stellung nahm die Württem- 
bergijche Praxis ein Erf. Stuttgart 14/10 1845 Sf. IX. 119; Lang, Saden- 
recht 8 43, 15. Gegen dad Vorrecht der Gemeinden erllären fi) Arndt3 
8 162, 1; Windſcheid 8 182, 5; Gintenis 8 51, 37; Erk. Berlin 133 1879 
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der Kirchen und milden Stiftungen ®, nah Preußiſchem Landrecht 
derjenigen Korporationen, denen durch Privilegium die Rechte des 
Fistus oder der Kirchen beigelegt find’; ferner gemeinrechtlich 
für die Sachen der mündigen Minderjährigen ®. 


Sf. XXXV. 100. Im gemeinen Sachſenrecht ift es nicht anerkannt Eurtius, 
BR. 8 5598. Nah Pr. L.R. I. 9. 629 kömmt es nur denjenigen Stadtge- 
meinden zu, welchen durch Privilegiun die Rechte des Fiskus oder der Kirchen 
beigelegt find Erf. O.T. 1/11 1849 Entſch. XVIII. 182; Förſter Eccius 8. 
PR. 8 57, 37 unten 8 251, 24. Nach Defterreih. A.B.G.B. 8 1472 ift das 
Privilegium der 40jährigen Erfiyung auf nicht eingetragene Immobilien ber 
Gemeinden beſchränkt unten 8 251, 28. 

° Gemeinrechtlich gilt dieß nur für Immobilien nicht aber für Mobilien 
Nov. 111. c. 1; Nov. 131. c. 6; Authent. quas actiones zu 1. 23 Cod. 1. 2; 
Unterholzner, BR. 40; Sintenis, ER. 8 51, 37; Kreittmayr, Aum. 7 zu 
Bayr. L.R. II. 4. 3; Erf. Darmftadt 21/1 1852 Sf. IX. 266. Dieß gilt auch 
nad) gemeinem Sachſenrecht Eurtiug, C.R. 8 558b. Allgemein jchließt die 
ordentliche Erfißung gegen Kirchen aus Pr. L.R. I. 9. 629, 

"Br L.R. J. 9. 629. 

s Saden ber Unmündigen find gemeinrechtlich aller Erfigung entzogen, 
was manche ausdehnend auf Sachen der Minderjährigen anwenden oben 8 
249, 24—26. Nach 1. 5 Cod. 2. 41 und 1. 8 Cod. 7. 35 find Saden der 
mündigen Minderjährigen während der Bauer der Minderjährigfeit der or- 
dentlihen Erfigung entzogen, dagegen ber außerorbentlihen Erfigung unter- 
worfen Unterholzner, V.L. 8 35; Windſcheid 8 182, 11; Brinz, Bandelten (2) 
8 156, 31; Schmid, Handbuch 8 14, 10; Sintenis, E.R. 8 51, 32. 4; Er. 
Celle 27/9 1849 Sf. X. 224. Nach einer anderen Anftcht fol fi die Aus- 
ſchließung der ordentlichen Erfitung gegen mündige Minderjährige auf Jm- 
mobilien beſchränken, Buchta, Bandelten 8 132, 27. 28, während Unbere die 
Ausſchließung ganz in Ubrede ziehen Baron, Bandelten 8 145, 5; Bangerom 
8 317 Unm. Nr. 5. Gemeinrechtlich ftehen andere curatelmäßige Perjonen 
den Minderjährigen nicht gleih Windſcheid $ 182, 11; Sintenid, E.R. 8,51, 
45; Schmid, Handbuch 8 14, 11. Nah Pr. L.R. I. 9. 593. 594 wird Beginn 
und Lauf der Erfiung gegen vertretene curatelmäßige PBerfonen nicht auf: 
gehalten, jedoch kommt ihnen, wenn die Vollendung der Erſitzung in die Beit 
fällt, in welcher fie vertretungsbebürftig find, das Recht der Neftitution binnen 
4 Jahren nad) aufgehobener Bormundfchaft zu Pr. 2.R. I. 9. 537. 594. 
Gegen nicht vertretene curatelmäßige Berjonen ift der Beginn der Erfigung 
ausgeſchloſſen Pr. L.R. I. 9. 595. Nah Sadien 8.8.8. $ 154 und nadı 
Defterreihh A.B.G.B. 5 1494 ift der Beginn der Erfigung gegen nicht ver- 
tretene curatelmäßige Berfonen ausgeichlofien; die bereit3 begonnene Erfigung 
wird zwar in ihrem Lauf nicht gehemmt, allein jie kann nur nad) behobenem 
Hinderniß vollendet werden. Für vertretene curatelmäßige Perſonen haben 
das Sächſiſche und Defterreichifche Necht keine bejondere Beftimmung Unger, 
D. BR. 8 121, 8. 5. 





Ordentliche Erfibung 8 250. 265 


2. Aus objeftiven Gründen find der ordentlihen Erfikung 
entzogen geftohlene Sachen ?, gewaltſam in Befiß genommene Im⸗ 
mobilien in der Hand des unredlichen Befibers '°, die von einem 


® Res furtivae find gemeinrechtlih der ordentlihden Erfigung entzogen, 
bis fie in die Gewalt des Berechtigten zurüdgelommen find, können alfo auch 
bon einem gutgläubigen Erwerber nicht durch ordentliche Erſitzung erjeflen 
werden $& 3 Inst. 2.6; 1.486 1. 33 pr. D. 44. 8; Schmid, Handbud 
8 14, 21; Windſcheid 8 182, 6; Wrndtd 8 162 Anm. 3; Bayer. ER. 
II. 4. 3. Bon manden wird angenommen, daß durch die Beftimmung der 
C.C.C. Art. 209 auch die außerordentliche Erfikung in der Sand des gut- 
gläubigen Erwerber ausgejchloifen ſei Vangerow 8 325 Unm. Nr. 1; Brinz, 
Pandekten (2) 8 156, 18; Wächter, Bandelten 8 137, 16; Seuffert 8 140, 2; 
ausdrüdlich ausgeiprochen ift dieß Nürnberg Reform XVI. 9. 2 vgl. unten 
Rote 154; allein es entbehrt dieß der Begründung, ba die C.C C. eine von 
dem römifchen Hecht abweichende Beitimmung nicht treffen jondern nur die 
Vorſchriften derjelben beftätigen wollte Schmid, Handbuch 8 14, 210. Daher 
laſſen die außerordentliche Erfigung des gutgläubigen Erwerbers zu Unter: 
holzner, BL.8 60; Schmid, Handbuch 8 14, 210; Puchta, Bandelten 8 159e; 
Keller, Bandelten $ 131, 34; Sintenis, C.R. $ 51, 46. Der lebteren An- 
ſicht fließt fi) an Kreittmayr, Anm. 2 zu ER. II 4 3. Ebenſo wird nad) 
gemeinem Sachſenrecht und Lübifhem Recht die Möglichkeit außerordentlicher 
Erfigung geftohlener Sachen anerfannt Curtius, C.R. 8 5590; Wilmowski, 
Lüb. R. ©. 62. Die gleihe Stellung nimmt Br. L.R. I. 9. 584. 586 ein, 
indem e3 für geftohlene Sachen in der Hand des redlichen dritten Erwerbers, 
bie diefer von dem Dieb erworben hat, nur die außerorbentliche Erſitzung zu- 
läßt Sörfter Eccius 8 177, 31. Nach Defterreich. U B.G.B. 8 1476 muß der⸗ 
jenige, der eine bewegliche Sache von einem unechten oder unredlichen Be- 
figer an fich gebracht hat, oder feinen Bormann anzugeben nicht vermag, den 
Berlauf der jonft ordentlichen Erfigungszeit doppelt abwarten. Nach Sachſen 
8.9.8. 8 266 Tann der redliche Erwerber einer geftohlenen Sache diefelbe 
durch ordentliche Erfigung erwerben. 

10 An diefen ift gemeinrechtlich ebenfo wie bei res furtivae bie ordent- 
lie Erfigung ausgeſchloſſen, bis fie in die Gewalt des Berechtigten zurüd- 
gefommen find 1. 88 8 2 D. 41. 3; 82 Inst. 2. 6; Schmid, Handbuch $ 14, 
36; Bangerom $ 317 B. 5. Gegen die Zulaſſung der außerordentlihen Er- 
figung ſprechen fich aus gleichen Gründen wie bei res furtivae aus Vangerow 
8 325 Anm. Rr.1; Brinz, Pandekten (2) 8 156, 13; GSeuffert 8 140, 2. Da- 
gegen lafjen die auperorbentliche Erfigung des gutgläubigen Erwerbers zu 
Schmid, Handbuch 8 14, 210; Unterholgner, V.L. 8 74; Arndts 5 164, 4; 
Sintenid, E.R. 8 51, 48; Kreittmayr, Anm. 2 zu Bayr. L.R. II. 4. 3; Eur- 
tius, ER. 8 5590; das Gleiche gilt nad) Pr. L.R. J. 9. 584 Förfter Eccius 
8 177, 31. Nach franzöſiſchem echte, welches bei der außerordentlihen Er- 
figung bona fides nicht vorausjegt, fteht der außerordentlichen Erfigung durch 
den Ufurpanten nicht3 entgegen vgl. unten $ 251, 11. 
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unredlichen Befiger veräußerten Immobilien !!, Grenzftreifen '?, 
gemeinrechtlich Sachen, deren Veräußerung gejeblih verboten 
iſt '?, namentli die während ber Ehe veräußerten Dotalgrund- 
ftüde 14, die während der Dauer der väterlichen Gewalt veräuf: 


Die von dem malae fidei possessor veräußerten beweglichen Sachen 
find als res furtivae gemeinrechtlich der ordentlichen Erfigung entzogen 8 8 
Inst. 2. 6. Für die in folder Weife veräußerten Immobilien ift die ordent- 
lihe Erfigung ausgeſchloſſen Nov. 119. o. 7, dagegen ift außerordentliche Er- 
figung zuläßig Unterholzner, V.L. 8 76, 265; Schmid, Handbuch $ 14, 40; 
Brinz, Pandelten (2) $ 156, 20. Zn dem Rechtögebiet des Bayrifchen Land⸗ 
rechts ift die Ausſchließung der ordentlichen Erfigung nicht anwendbar, da 
die entgegengejegte Vorfchrift des L.R. 1616 IX. 7 erhalten ift Kreittmayr, 
Anm. 2 zu ER. II.4. 3; Roth, Bayr. E.R. (1) 8146, 15. Auch das Preußi« 
ide L.R. I. 9. 614 und Defterreih. A.B.G.B. 8 1463 kennt dieſe Beichrän- 
fung nicht. 

1. 6 Cod. 3. 39, Hier ift die dreißigjährige Erfigung zugelaffen Wind- 
jheid 8 450, 10; Brinz, Bandelten (2) 8 156, 45. Nah Preußiſchem Net 
gilt dieß auch von Winkeln Förſter Eccius 8 170, 18. Nah Baden UN. 
Urt. 2241 ift hier alle Erfigung ausgefchlofien. 

"1. 28 pr. D. 50. 16; Windſcheid $ 182, 14; Vangerow 8 817 B. 10; 
Brinz, Pandekten (2) 8 156, 38; Erf. Kiel 21/8 1861 Sf. XV. 3; Stuttgart 
24/5 1856 &f. XI. 6. Hiernach ift die außerordentliche Erfibung zuläßig. 
Gegen die Unnahme, daß ein geſetzliches Veräußerungsverbot ein objeltives 
Ufufapionsginderniß bilde, erklären fi) Savigny, Syſtem IV. 567; Fitting, 
N. f. C.Pr. XLVII. 7. LI. 253; Sintenis, C.R. 8 51, 39. Ein richterliches 
und ein vertragsmäßiges Beräußerungsverbot ſchließt die ordentliche Erfigung 
nicht aus Unterholzner, Verjährungslehre 8 48; Vangerow $ 317 B. 10; 
Sintenis, E.R. $ 51, 39. U. M. Hinfichtlicy des richterlichen Beräußerungd- 
verbot? Schmid, Handbuch 8 14, 51. Ein Teptwillige® Beräußerungdverbot 
wirft nur, wenn es mit einem gejeglichen zufammentrifft Schmid, Handbuch 
$ 14, 52; Bangerom $ 317 B. 10. Nach Preußifchem Lanbredt find die 
durch gültige Privatverfügung dem Verkehr entzogenen Sachen der Erfigung 
ganz entzogen vgl. oben $ 249, 22. 

* An Dotalfachen kann, folange das Rückforderungsrecht der Frau nicht 
entitanden ift, die Erfigung nicht beginnen 1. 30 Cod. 5. 12; Schmid, Hand- 
buch 8 14, 17; Windſcheid $ 182, 13; dagegen wird die begonnene Erfigung 
dadurch daß das Objekt Dotalſache wird nicht zum Stillftand gebracht unten 
Rote 72. Die während der Ehe veräußerten Dotalgrundftüde aber find durch 
1. 16 D. 23. 5 auch nach diefer Beit der ordentlichen Erſitzung entzogen und 
fönnen nur durch außerorbentlihe Erfikung erworben werden Bangerom 
8 317 B. 3; Brinz, Pandelten (2) 8 156, 39; Windfcheid 8 182, 14; Kreitt- 
mayr, Aum. 3 zu L.R. 11.43 UM. Schmid, Handbuch 8 14, 20, der 
fie von diefem Beitpunft an der ordentlichen Erfigung für fähig Hält. Die 
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jerten Beftandtheile der ordentlichen Abventitien der Haustinber, 
und der ihnen zugefallenen lucra nuptialia der erften Ehe '5, 
Gegenftände von Legaten, die der Onerirte veräußert bat, nad 
Braunfchweigiihem Recht die in das Grundbuch nicht eingetra- 
genen Immobilien ?”, nah Oeſterreichiſchem Recht die in das 
Grundbuch nicht eingetragenen Immobilien und eingetragene Im— 
mobilien, bie auf den Befiger nicht umgeſchrieben find !°. Da⸗ 
gegen gehört die früher beftimmte Ausfchließung der res litigiosae '? 


gemeinrechtliche Beitimmung findet Teine Anwendung dba wo durch das Lan- 
beörecht die Beräußerung ber Grundſtücke mit Buftimmung der Frau geftattet 
ift vgl. oben S 98, 13; Müller, Ingrofiation F 68, 11; Erk. Darmftabt 6/1 
1855 U. f. Pr.R. W. V. 146. 

15 An den zu den bona adventitia regularia gehörigen Saden iſt wäh- 
rend der Dauer der väterliden Gewalt alle Erfitung ausgefchloffen oben 
8 249, 25. Das Gleiche gilt für die Beftandtheile der lucra nuptialia, Die 
zur Strafe der zweiten Ehe den Rindern erfter Ehe eigenthämlich zufallen 
oben 8 249, 26. Die während der Dauer der väterlichen Gewalt veräußerten 
Beitandtheile derjelben können nach Beendigung der väterliden Gewalt zwar 
erjejlen werben, allein nach Nov. 22. c. 24 ift nur die außerordentliche Er- 
figung gegeben und zwar ſowohl bezüglich der Aoventitien als der lucra nup- 
tialia Arndt3 8 162 Note Ac; Geuffert $ 134, 3; Kreittmayr, Anm. 3 zu 
ER. IL 4.3. Nur für die legteren nehmen dieß an Schmid, Handbuch 
8 14, 13, Bangerow $ 317 B. 1, Sintenis $ 51, 43, laſſen alſo bei erfteren 
mit Aufhebung der väterlichen Gewalt die ordentliche Erfigung zu. 

16 J. 8 8 3 Cod. 6. 43; Unterholzner, BL. 8 76, 264; Schmid, Hand- 
buch 8 14, 46; Bangerow 8 317 B. 7; Brinz, Banbdelten (2) $ 156, 42. 

17 Nach Braunſchweig E. E.G. 8 7 ift die Erfigung an Grundftüden die 
in dad Grundbuch eingetragen find ausgeſchloſſen; bei nicht eingetragenen 
Srundftüden wird die außerordentlihe Erfibung für zuläßig erachtet Mans⸗ 
feld, Gr.B.G. ©. 20. 

18 Defterreih A.B.G.B. $ 1467 Hatte eine Tabularerfigung von 3 Jahren 
eingeführt, melche mit der rechten Gewere des deutſchen Rechts Aehnlichkeit 
bat, fich aber wie es fcheint zu einer Acquifitivverjährung ausgebildet hatte 
j. Randa, Befig 8 5, 32 und Unger, OÄ. BR. 8 104, 105 f., welcher letztere 
damit nicht vollftändig übereinftimmt; durch G. B.G. 25/7 1871 8 61 --71 ift 
ber Charakter ber Ertinttivverjährung (Tabularverfchweigung) wieder Herge- 
geftellt Randa, Beſitz $ 5, 32. Das Oefterreichifche Recht hat für Immobilien 
nur die außerordentliche Erfigung und zwar auch gegen den eingetragenen 
Eigenthümer. Bgl. unten 8 251, 27. 

19 Diefe waren gemeinrechtlich als nicht veräußerlich der ordentlichen Er- 
figung entzogen Unterholzner, 8.2. 8 48; Schmid, Handbuch 8 14, 50. Jetzt 
üt dad Beräußerungsverbot Hinmweggefallen oben 3 236, 6 und daher die Bes 
ſchraͤnkung allgemein bejeitigt Dernburg, B. BR. I $ 173, 10. 
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und der zur Beamtenbeftehung verwendeten Sachen *° dem gel» 
tenden Recht nicht mehr an. 

U. Suriftifher Befig des Gegenftandes aljo Beſitz mit 
der Abficht, die Sache als eigen zu haben ?1. 

Il. Guter Glaube??. Vorausſetzung der Eigenthums- 
erfigung ift der gute Glaube des Erfitenden *°. Weber den Begriff 
des guten Glauben? find die Meinungen getheilt. Die frübere 
Anficht identificirte denfelben mit der Meberzeugung, Eigenthümer 
geworben zu fein ?*, eine Auffaffung, welche jebt allgemein auf- 
gegeben ift. 


2° Nach 1. 8 D. 48. 11 und 1. 48 pr. D. 41. 3 find Sachen, welche zur 
Beftehung einen Beamten übergeben find, unter denjelben Vorausſetzungen 
wie res furtivae der ordentlihen Erfitung entzogen. Als dem geltenden 
Recht angehörend führen diefe Beſchränkung an Schmid, Handbuch 8 14, 38; 
Windfcheid $ 182, 9; Vangerow $ 327 B. 8; Arndts 8 162; allein diefer 
Beltimmung, die mit ſpeciell römiſchen Berhältniffen zufammenhängt, wird 
mit Recht die Anwendbarkeit für das jebt geltende Recht abgeſprochen von 
Göſchen, Vorlefungen II. 133; Brinz, Pandelten (2) 8 156, 22; Lang, Sa- 
chenrecht 8 43, 4. Kreittmayr in Unm. 3 zu L.R. II. 4 3 erwähnt dieſes 
Berbot nid. 

211.25 D. 41. 3; Unterbolgner, 8.2. 8 93; Schmid, Handbuch 8 14, 
135; Windſcheid $ 1758; Bayr. ER. II. 4.5 Nr. 1; Pr. L.R. J. 9. 579; 
Sachſen B.G.B. 8 268; Defterreich U.B.G.B. 8 1462, C. c. Urt. 2229; Za⸗ 
hariä 8 2150, 2. Nach Preußifchem Hecht wird vollftändiger Beſitz voraus 
geſetzt Yörfter Eccius 8 177, 87. Erk. Kiel 28/1 1851 Sf. VIII iſt ausge⸗ 
ſprochen, daß das durch Ausbauchen einer Mauer veranlakte Hinüberragen 
einer Dachrinne in den Luftraum des Nachbard nicht als den zur Erigung 
erforderlichen Befig enthaltend angefehen werden Tönne. 

22 Möllenthiel über die Natur des guten Glaubens bei der Berjäprung 
1820; Stinging , das Wejen der bona fides und des justus titulus in ber 
römifchen Uſukapionslehre 1852; Sceurl, Beiträge zur Bearbeitung bed rö- 
miſchen Rechts II. Nr. 15; Schirmer, zur Lehre von ber bona fides und dem 
justus titulus 8. f. E.R. XV. 207. XVI. 1; Wächter, die bona fides 1872; 
Bruns, bona fides 1872 und A. f. C.Pr. LVII. 275; Heffe, bona fides bei 
der Erfigung A. f. C.Pr. LVIII. 805; Wächter, Bandelten $ 122 Beilage. 

2» 1, 38 D. 41. 3; Bayr. 2.8. II. 4 4 Ne. 3; Pr. L.R. I 9. 579; 
Sachſen 8.8.8. 8 265; Defterreih A.B.G.B. 8 1463; C. c. Art. 2265. 

24 Diefe von Möllenthiel, Natur des guten Glaubens 8 4 aufgeftellte 
Definition war lange die allein herrſchende ſ. Unterholzner, 8.8. 8 95; Schmid, 
Handbuch 8 14, 102; Seuffert 8 136, 2; Puchta, Pandekten 8 157; Keller, 
Pandekten 8 133; fie ift neuerdings als nicht erfchöpfend aufgegeben, ba ber 
gute Glaube auch ohne diefe Weberzeugung vorhanden fein kann Winbicheid 
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Die neueren Definitionen fcheiden fih in zwei Richtungen: 

1. nad der einen Anficht ift die bona fides negativ zu be- 
flimmen als Nichtvorhandenſein des unredlihen Bewußtſeins ?°; 

2. nad der anderen Anficht wird dabei die pofitive Meberzeu- 
gung von ber Berechtigung vorausgefeht mit verfchtedener Unterlage: 

a. die eine Anſicht erflärt fie als Glauben an das Eigen: 
thum und die Dispofitionsbefugniß des Autors?0; 

b. die andere Anficht gebt dahin, fie beftehe in ber Weber: 
zeugung die Sache rehtmäßig erworben zu haben und bemnad 
von der Befugniß fie ſich anzueignen ?”; 

ce. eine dritte Meinung geht dahin, die bona fides beftehe in 
der Ueberzeugung, daß man durch Aneignung der Sache fein 
materielle8 Unrecht begebe ?®. 


8 176, 6; Baron, Pandelten 8 144, 9. 10. Auf bem älteren Standpunkt 
ftehen Bayr. ER. II. 4. 4 Nr. 3: bona fides d. i. die gute Meinung, nad 
welcher man die Sache nicht für fremd, jondern für die feinige Hält; Sachſen 
8.8.8. 8 166: Reblicher Befiger einer Sache ift derjenige, welcher glaubt 
Eigentgümer derſelben zu fein, und Defterreih A.B.G.B. 8 326: wer aus 
wahricheinliden Gründen die Sache bie er befitt für die feinige hält, ift ein 
reblicher Beſitzer. 

2s So ſchon Savigny, Syſtem III. 372d; näher ausgeführt ift dieß 
Stinging, bona fides 57 f. 123 f. und Scheurl, Beiträge II. 1. Dieſer De- 
finition ſchließen fih an Sintenis, ER. 8 51, 9; Förfter Eccius PB. PR. 
8 163, 3, 8 177, 42 und Erf. R.G. 8/7 1820 Entſch. II. 81. Näher präci- 
firen dieß Arndts 8 160, Anm. 1 und Baron, Banbelten 8 144 dahin, es ſei 
die aus entjchuldbarem Irrthum bervorgegangene Unfenntniß ber Umftände, 
welche den Erwerb des Eigenthums verhindern. Mit Necht wird dagegen ein- 
gewendet, bie bona fides jeße nothiwendig ein pofitives Element voraus Wind⸗ 
ſcheid 8 176, 3. 

»° Bangerow 8 321 Anm. I. 1; Brinz, Pandelten (2) 8 161, 1. Auf 
Grund des C. c. 2265. 2266 fließen fih für das franzöflihe Recht dieſer 
Definition an Zahariä $ 217, 16 und Aubry 8 218, 24; andere wie Trop- 
long II. 917—922 und Duranton XXI. 384 folgen in Anlehnung an C. c. 
Art. 550 der oben Note 25 ausgeführten negativen Definition. 

2” Wächter, Pandelten $ 138, 23. Das Preußiſche Landrecht enthält 
feine Definition der bona fides. Indeß ift im Negifter unter „Beſitz“ ge- 
fagt: „Der Beſiztz ift reblich, wenn der Befiter nad ben ihm belannten That- 
ſachen feinen Befig für rechtmäßig halten mußte; find ihm Thatſachen be- 
Iannt, woraus die Unrechtmäßigkeit feines Beſitzes folgt, jo ift der Beſitz un- 
redlih Pr. 2.8. I. 7. 12. 13.” Die Auffaſſung der Redaktoren des A. L. R. 
ſcheint demnach mit der Definition von Wächter zufammenzutreffen. 

» Schirmer, 3. f. C.R. XV. 214. 2; Windſcheid 8 176, 3. 
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Regelmäßig wird aber der gute Glaube fih barftellen als 
die Meberzeugung, daß man die Sache rechtmäßig erworben habe, 
aljo Eigenthümer geworden fei ?°. 

Der Beliter darf den Mangel feines Erwerbsaktes nicht fen: 
nen, muß fi alfo Hinfichtlich beffelben in einem Irrthum be- 
finden ®°, der indeffen weder ein unentfhulbbarer faktifcher Srr- 
thum ®? noch in der Regel ein Rechtsirrthum fein barf??, Der 


” 1,38 D. 41. 3; Windfcheid 3 176, 4; Pagenftecher, Eigenthum Il. 232. 

2° Bangerom 8 321. I. 3; Förfter Eccius 8 177, 48. Nicht als böjer 
Glaube ift e8 anzufehen, wenn der Erfigende irethfimlich ein Hinderniß an- 
nimmt das wirklich nicht vorhanden ift 1.2 8 2 D. 41. 4; Windfcheib $ 177, 
9; Sadien 3.8.8. 8 269. 

211.58 1D. 41. 10. Gegen Stinging, bona fides 66 f. der annimmt, 
daß auf Entjehuldbarkeit des faktiſchen Irrthums nichts ankomme |. Scheurl, 
Beiträge Il. 68; Schirmer, 8. XVI. 10. 1; Windſcheid 8 178, 1; Brinz, 
Pandelten (2) $ 161, 13; damit übereinftimmend Sachſen B.G.B. 8 267. 
Auch nad Pr. ER. 1. 7. 13 wird entjchuldbarer Irrthum vorausgeſetzt, der 
im unentjchuldbaren Irrthum ſich Befindende wird dem unredlichen Beſitzer 
gleichgeachtet Heydemann, Einleitung I. 338. 628; Förfter Ecciuß 8 168, 17; 
Dernburg, P. P.R. 1. 8 174, 3. Nach Defterreih. A.B.G.B. 8 326 ift ber 
Irrthum in Thatfaden ohne Einfluß auf den guten Glauben Zrodlowski, 
Unterſuchungen 83. 

23 Da wo er ausnahmsweiſe entſchuldigt wird, fchließt der Rechtsirrthum 
die ordentliche Erfigung nicht aus Sapigny, Syftem III. 376; Unterholzner, 
8.2. 8 117. II; Schmid, Handbuh 8 14, 128; Windſcheid 8 178, 2; Arndts 
8 160, 4; Sintenis, E.R. 3 51, 95 Hegelöberger, U. f. Pr. R.W. IX. 190; 
Erk. Berlin 16/10 1872 Sf. XXVIII. 9 (Heflen); 43 1875 Sf. XXXIV. 96 
(Heflen). Eine davon abweichende Meinung will auf Grund der Beftimmung 
l. 31 pr. D. 41. 3 bei Rechtsirrthum die orbentlihe Erfigung immer aus- 
fliegen Bangerom $ 321. I. 3; Wächter, W. PR. I. $ 21, 18; Wächter, 
bona fides 18; Bruns, bona fides 122 entgegen der ©. 57 geäußerten Weis 
nung. Dagegen wird von vielen für Die außerordentliche Erfigung der Rechts⸗ 
irrthum als indifferent angejehen vgl. unten 8 251, 14. Nah Preußiſchem 
Necht ift es beitritten, ob der auf einem Rechtsirrthum beruhende (unrecht 
fertige) Beſitz die ordentliche Erfigung Hindere. Die verneinen Plathner, 
Geist des Preußiſchen Rechts II. 266 und Erf. D.Tr. 24/11 1849 bei Koch, 
Eommentar Note 55 zu Pr. V.R. I. 9. 579, und laſſen alſo die orbentliche 
Erfigung zu. Dagegen fchließen diefe aus und laffen nur die außerordentliche 
Erfigung zu Erf. D.Xr. 20/11 1848 Entſch. XVI. 524; 141 1859 Striet- 
horft XXXII. 134; Erf. Münden 2/12 1879 BI. XLV. 1855; Förſter Eccius 
8 177, 39. 116; Dernburg, P. BR. I. 8174, 3. 8177, 6. Nach Defterreidh 
A.B.G.B. 8 326 ift der Rechtsirrthum ohne allen Einfluß auf die bona fides. 
Nach franzöſiſchem Recht jchließt der Rechtsirrthum infoweit er entſchuldbar 
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gute Glaube muß während der ganzen Erfitungszeit vorhanden 
jein®®, jodaß durch mala fides superveniens die Erſitzung unter: 
broden wird ?*t. Dieß gilt niht nah franzöfiihem Recht, nad 
welhem Borhandenjein des guten Glaubens nur bei Beginn 
der Erfigungszeit vorausgefegt wird ®°. Der gute Glaube wird 
bis zum Beweis des Gegentheild vermuthet°®. Es genügt daher, 
daß der Erfigende Umftände nachweist, aus welchen fich auf feinen 
guten Glauben fchliegen läßt, während der Gegner den Nachweis 
liefern muß, wenn er das Nichtvorhandenſein oder das Aufbhören 
des guten Glaubens behauptet 7. 

IV. Richtiger Titel’? Der Befig muß um zur Er: 


ift den guten Glauben nicht aus Badhariä $ 217, 16; Aubry $ 218, 29, und 
das Gleiche darf nah Sachſen B.G.B. 8 267 vgl. mit $ 97 angenommen 
werden. 

ss Nach römiſchem Recht genügte Borhandenfein des guten Glaubens zu 
Beginn ber Erfibungdzeit, und es wurde die Erfigung durch mala fides su- 
perveniens nicht unterbrochen 1.48 8 1 D. 41.1; 1.43 pr. D. 41. 3; 
Schmid, Handbuch 8 14, 105. Dagegen ift auf Grund der Beitimmung des 
kanoniſchen Rechts c. 20. X. 2, 26 nach heutigem gemeinem Recht guter 
Glaube während der ganzen Erſitzungszeit erforderlich Unterholzner, BVL. 
8 98; Windicheid 8 177, 4; Bangerom 8 321. Anm. 2. Damit ftimmen aud) 
unfere Landesrechte überein Bayr. L.R. IL. 4. 7 Nr. 1; Br. ER. I. 9. 579; 
Sadjen 8.8.8. $ 265. Das Gleiche nimmt man auch nach Defterreichijchen: 
Recht an Zrodlowski, Unterfuhungen 14. 

3 Bol. unten Note 91— 94. 

s 0, c. Art. 2269; Bacdariä 8 217, 17. 

»e Es ift dieß die gemeine Meinung, bie fi) auf 1. 80 Cod. 8. 45 ftügt 
Schmid, Handbuch 8 16, 37; Seuffert $ 136, 11 unb überwiegend in unferer 
Praxis angenommen iſt Erf. Eelle 12/9 1843 Sf. VII. 114; Wolfenbüttel 
11/11 1842 ©f. VII. 152; Lübed 17/6 1845 ©f. VIIL 348; 30/6 1863 Si. 
XVI. 176; Münden 26/4 1873 Sf. XXXI. 187. Wusdrüdlih ausgeſprochen 
ift dieß Defterreih. A.B.G.B. 8 328; Unger, Ö. BR. 8 130, 39. 

27 Arndts 8 160 Anm. 5; Windfcheid 8 177 Nr. 4; Erk. Glüdftadt 1855 
Anz. 55, 310; Darmitadt 21/1 1851 Sf. X. 185. . Auf diefem Standpuntt 
fteen auch unjere Landesrechte Bayr. ER. IL 4 7 Nr. 2; Pr. ER J. 7. 
18 Förfter Eccius 8 177, 64; Sadien B.G.B. 8 188. 272 Schmid, Bor- 
Iefungen 8 57. IT. 2; Oefterreich A.B.G.B. 8 328 Unger, O. P.R. $ 130, 39; 
C. c. Art. 2268 Zadariä 8 217, 16. 

* Bol. Fitting Über dad Wejen des Titels bei der Erfigung A. f. C.Pr. 
LI. 1. 248; LII. 1. 239. 381; Schirmer, über bona fides und justus titulus 
Bf. ER. XVI. 1; Bernhöft, der Befittitel im römijchen Hecht 1875. 
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figung zu führen auf einem Rechtögrund beruhen, ber die Erwerbung 
des Eigentbums herbeigeführt haben würde, wenn nicht ein durch 
die Erfigung zu beilender Mangel entgegenftünde ®%. Der Titel 
muß fo bejchaffen fein, daß er überhaupt zur Eigenthumäver- 
Ihaffung geeignet ift *°, und muß perfelt d. h. in der Art ver- 
wirklicht fein, daß ohne den vorhandenen Mangel das Eigenthum 
übergegangen wäre *!. Der vorhandene Mangel über defien Bor- 
bandenfein der Erſitzende ſich in entichuldbarer Unkenntniß be- 


® pr. Inst. 2. 6; 1.13 pr. D. 41. 3; Schmid, Handbuch 8 14, 54; 
Sachſen 8.9.8. 8 268. Meinungsverfchiebenheit herrjcht über das Berhältniß 
des Titels zum guten Glauben. Nach der älteren Meinung ift der Titel nur 
Rechtfertigungsgrund des guten Glaubens Möllenthiel, guter Glaube 24; Un⸗ 
terholgner, 8.2. 8 95; Savigny, Syſtem III. 371. Dieſe Meinung wird 
neuerdings vertreten von Windſcheid 8 178, 8. Meberwiegend wird jeßt der 
Titel ald der bona fides coordinirt angefehen Stinging, bona fides 58 f.; 
Sceurl, Beiträge II. 54; Schirmer, 2. f. ER. XVI. 2; Bangerom $ 321, 
I. 1; Brinz, Pandelten (2) $ 161, 8; Bruns, bona fides 100. 

4 1. 35 Cod. 7. 385; 1.182 D. 39. 5; Seuffert 8 135, 3. 4; Sintenis, 
ER. 8 51, 53. Die Ufulapionstitel find fo mannigfaltig ald die Erwerb- 
gründe des Eigentums Arndts 8 159 Anm. 3; Schmid, Handbuch $ 14, 59. 
In den gemeinzrechtlihen Quellen find die einzelnen Titel aufgeführt, es ift 
dieß jedoch nicht als erihöpfend erflärt 1.8 8 21 D. 41.2. Eine nähere 
Erörterung der einzelnen Titel ſ. bei Unterholgner, 8.2. $ 108—116; Fitting, 
u. f. C.Pr. LI. 12—35. 248—285. LII. 1—43. 239 — 282, Schmid, Handbuch 
3 14, 60-100; Windfcheid 8 179; Sintenis $ 51, 52; Vangerow $ 320; 
FSörfter Eccius 8 177, 50. Die neueren Landesrechte zählen die einzelnen 
Titel nicht auf, fondern beſchränken fich auf die Beftimmung, daß jeder zum 
Eigentyumserwerb geeignete Titel aud) ein geeigneter Erfigungstitel jei Bayr. 
ER. 11. 4. 6 Nr. 1; Pr. 2.R. J. 9. 579; Sadjen 8.6.8. 8 268; Defterreid) 
A.B.G.B. 8 1461; CO. c. Art. 2265. Nicht als Erfigungstitel erſcheint das 
rechtäfräftige Urtheil, weil diefes nicht einen neuen Erwerbsgrund jchafft, jon- 
dern nur den vorhandenen zur Anerkennung bringt Unterholzner, 8.2. 8 116 
S. 398 ; Vangerow g 320 Anm. 3; Windfheid 8 179, 7; Unger, ©. BR. 
8 132, 10; A.M. Brinz, Pandekten (2) 8 159, 25; Baron, Pandekten 8 143, 
15; Sintenis, ER. 8 51, 52. Der erfteren Meinung jchließt fih für das 
Preußiſche Recht an Förfter Eccius 8 177, 50. 

41 ‚Die Erwerbsthatſache muß mit allen Erforderniffen ihrer Giltigkeit 
wirklich vorhanden fein“ Windfcheid 8 178, 4; Schmid, Handbuch $ 14, 55; 
Sadjen 8.6.8. 8 268; C. c. Art. 2265. Pr. 2.R. I. 9. 579 verlangt einen 
Titel der „an fi“ zur Erlangung des Eigenthums gejchidt iſt. Es ift dieß 
dahin auszulegen, baß der Titel als folder exiſtiren muß. 
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fand *?, kann in ber Perjon des Autors ‘? oder in der Form ** 
begründet fein. Gemeinrechtlich wird regelmäßig das wirkliche 
Vorhandenfein eines Titels vorausgeſetzt (titulus verus) *°; in- 
deſſen wird die Erfigung auch auf Grund eines vermeintlichen 
Titel3 (titulus putativus) *° zugelafen, wenn der Befiter gar 
feinen Titel bat, aber in entihuldbarem Irrthum einen folchen 


#2 Bol. oben Note 30—32. 

4 pr. Inst. 2. 6; 1.36 D. 41.8; 1.5 8 1 D. 41. 10; linterholgner, 
8.2. S 107, 407; Windſcheid 8 178, 3; Dernburg, P. BR. I. & 174, 9. 10; 
Erf. O. Tr. 25/7 1846 Schleſiſches Archiv VI. 461; Oeſterreich U.B.G.B. 
8 1461; C. c. & 2265. 

“1.9 D.41. 8; Seuffert, Pandekten 8 135, 7; Erk. Celle 10/2 1870 
Sf. XXIV. 11. Nah BL 8 O.Tr. 15/2 1841 Entſch. VI. 410 muß der 
Zitel nit nur feinem materiellen Inhalt fondern auch der Form nad) zur 
Erwerbung des Eigenthums geeignet fein. Es Inüpft fi) daran die Streit» 
frage, ob der Formfehler die Erfikung überhaupt ganz ausſchließe, wie För- 
fter, B. PR. 8 177, 58 und Koch, Anm. 54 zu Pr. &.R. I. 9. 579 annehmen, 
oder nur dann, wenn der Formfehler das Rechtsgeſchäft nichtig macht, wäh— 
rend da, wo der Formfehler dem Nechtögefhäft nur die Klagbarkeit entzieht, 
diefer, wenn die Borausfegungen fonft vorliegen, der Möglichkeit der Erfigung 
nicht entgegenfteht Baron, Abhandlungen 125. Nach C. c. Art. 2267 fjchließt 
der Formfehler der Uebertragungsurkunde die ordentliche Erfigung aus. Auch 
nah Bayriſchem Hecht ift bei formeller Ungültigkeit des Titels die ordentliche 
Erfigung ausgejchloffen in den Yällen, in melden nach dem Notariatögejek 
für den Eigentgumserwerb Verbriefungszwang befteht Roth, Bayr, ER. (1) 
8 146, 30; Erk. Münden 29/5 1876 Sammlg. VI. 24; 28/12 1878 Sammlg. 
VII. 272. 4. M. Zink, Beilagenheft zum Not. Geſ. ©. 89. 

#2 1. 4 Cod. 7. 29; Bring, Pandekten (2) 8 160, 2; Gintenis $ 51, 54; 
Schmid, Handbuh 8 14, 55. Iſt ein zur Uſukapion geeigneter Titel vor- 
handen, fo ift es unſchädlich, wenn der Erfibende irrthümlich einen anderen 
nicht vorhandenen annimmt Schmid, Handbuch 8 14, 56; Brinz, Panbdelten 
(2) 8 160, 11; Bangerom $ 319 Anm.; Sadjen 38.0.8. 8 261. 

46 Es wird jet nicht mehr beitritten, daß gemeinrechtlich die ordentliche 
Erfigung aud) auf Grund eines Putativtitel3 erfolgen könne Bangerom 8 319 
Anm.; Windſcheid $ 178, 6; Sintenis, E.R. 8 51, 59; Schmid, Handbud 
$ 14, 58; Baron, Pandekten $ 143, 3. Ueber das Berhältniß von $ 11 
Inst. 2. 6, welches den PButativtitel nicht zuläßt, und 1. 11 D. 14 4 das ihn 
zuläßt vgl. Brinz, Pandelten (2) 8 160. Darnach ift die legtere Meinung 
von Zuftinian recipirt. Paſſend unterjcheidet Wächter, Bandelten 8 138 zwi⸗ 
ihen dem reinen Putativtitel, wenn gar kein Titel vorliegt und dem Puta- 
tivtitel im weiteren Sinn, wenn ein ungültiger Titel vorliegt. Diefe Unter- 
Iheidung findet fich fchon bei Kreittmayr, Unm. d zu Bayr. L. R. IL. 4. 6. 

Roth, Deutſches Privatrecht, LIL 18 
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zu haben glaubt (reiner Putativtitel) 17, oder wenn er auf Grund 
eines nichtigen Titels befikt, den er in entihuldbarem Irrthum 
für gültig hält (Putativtitel im weiteren Sinn) *°. Dagegen ift 
die Zuläßigkeit der Erfigung auf Grund eines Putativtitels in 
unjeren Landesrechten nicht anerkannt. Zweifellos ift dieß nad 
Sähfiihem *?, Oeſterreichiſchem °° und Franzöſiſchem Recht ®1; 
für das Preußiſche Recht ift es beftritten 5%. 

Das Borhandenjein des Erfigungstiteld hat derjenige, ber 
fih darauf beruft nachzuweiſen °®. 


“m Wächter, Bandelten 8 138, la; Unterholzner, B.L. 8 108; Baron, 
Pandekten 8 143, 4; Kreittmayr, Anm. d zu Bayr. L.R. IL 4.6; Erf. Darm- 
ftabt 21/2 1852 Sf. IX. 265; 11/12 1866 Sf. XXI. 16; Berlin 16/10 1872 
&f. XXVII. 9. 

Wächter, Pandekten 8 138, 13; Kreittmayr, Anm. d zu Bayr. L. R. 
II. 4. 6; Erf. Stuttgart 8/11 1844 Sf. II. 188; Berlin 18/11 1876 5%. M. 
VIL. 105 (Rafjau). Hieher gehören die Fälle, in melden ber Titel nichtig 
ift, weil dem Nutor die Beräußerungsfähigteit fehlt ſ. Fitting, U. f. E.Br. 
LI. 275, der fi mit Recht gegen die Meinung erklärt, daß in einem ſolchen 
Fall ein wirfliher nicht ein Putativtitel vorliege. 

Die Buläßigfeit eines Putativtitels erjcheint ald durch 8.8.8. 8 268 
ausgefchloffen Schmid, Vorlefungen I. 206; Siebenhaar, P.R. 325, 1. 

so Die Erfigung auf Grund eines Putativtitel3 erjcheint als durch die 
Beftimmung des A.B.G.B. 8 1461 audgefchloffen Kirchitetter, Commentar 
682, 2, 692, 1; Zrodlowski, Unterſuchungen 85. 

51 Die Beitimmung bed C. c. Urt. 2265 läßt die ordentliche Erfikung 
auf Grund eines Putativtiteld nicht zu Zachariä 8 207, 4; Wubry 8 218, 19. 

5 Für die Zuläßigkeit erflären fih: Baron, Abhandlungen 122; Gruchot 
VI. 616; Dernburg, B. BR. I. $ 174, 18; gegen die Buläßigfeit Arndts 
in Ulrich Archiv III. 310.818; Bornemann, Syſtem II. 98, Förfter Eccius 
8 177, 62; Roc, Note 54 zu Pr. ER. I. 9.579. In Erk. O. Tr. 35/1 1864 
Striethorft, W. LII. 217 ift die Yuläßigkeit der Erfigung auf Grund eines 
Butativtiteld für das Preußifche Recht ausprüädlicd, verneint. Eine Ausnahme 
nimmt Förfter Eccius 8 177, 50 nur bei dem titulus pro herede an, indem 
der Erbe die Erſitzung der im Nachlaß befindlichen fremden Saden beginnen 
fann, Pr. L.R. J. 9. 617, alſo auf Grund eines Putativtitels erfigt. 

58 Arndts 8 159; Bayr. IR. II. 4. 6 Nr. 3. Dieß muß auch für das 
gemeine fächjiiche Recht angenommen werben. Nicht beftritten ift dieß bin- 
fichtlich der Erfigung von Mobilien von Jahr und Tag Eurtius, PR. 8 557 b; 
Haubold, P.R. 8 185b; Unterholzner, V.L. 8 23,98; Heimbach, R.L. 328, 205; 
Bölder, B.R.$ 115, 2; Gengler, PR. 861 Nr.1; Hillebrand, BR. 8 48,2; Erf. 
Glückſtadt 29/3 1855 Unz. 55,307. Dagegen find Hinfichtlich der Immobilien Die 
Meinungen getheilt. Für das Erforderniß des justus titulus fpricht ſich ſchon 











Ordentliche Erfigung 8 250. 275 


V. Lauf der Erfigung. Zur Vollendung der Erfikung 
ift es erforderlich, daß der Beſitz in der gejeblich beftimmten Er: 
figungszeit ununterbrochen fort gedauert habe; e8 darf weder ein 
Stilftand no eine Unterbredung der Erfitung eingetreten fein. 
Durch Stillitand wird die Dauer der Erfitung verlängert, durch 
Unterbredung wird die Wirkung ber Erfibung ganz bejeitigt. Die 
Erfigungszeit wird von Tag zu Tag berechnet, und wird mit 
Anbruc des legten Tags vollendet °*. Für die Berechnung gelten 
folgende Grundfäge: 


1. Die Erfigung beginnt mit der Belitergreifung 5°, info- 
ferne nit eine Hinderungsurfade vorliegt, welche dem Beginn 


Die deutſche Gloſſe zu Sip. I. 29: „Zum andermal ſoll er Haben feiner Ge⸗ 
were eine redliche Sache, d. i. er foll es gekauft Haben oder es fol ihm an- 
geerbt fein” aus, ebenſo Neue jächftiche Decifionen von 1746 Nr. 1 bei Geng- 
ler, Lehrbuch 225, ebenſo Bauer de Saxonica usucapione Op. I. 312; Hau- 
bold, PR. 8 185c; Curtius, BR. 8 5370; Sachſe, BR. $ 280; Hefle, BR. 
5 225; Kori, Theorie der Verjährung 1811 8 71, 348; Mittermair, BR. 
8 164, 7; Gengler, Lehrbuch 225 und P.R. 8 44, 9; Hillebrand, P.R. 8 48,7. 
Dagegen hält den Nachweis des Titels nicht für erforderlich die Lateinijche 
Gloſſe zu Sip. I. 29 >non curamus de titulo aut bona fide praescribentis«, 
und ed wurde daher fchon frühzeitig angenommen, daß bei der Iljährigen 
Erfigung des ſächſiſchen Necht3 der justus titulus präfumirt werbe Heig 
Quaest. I. Nr. 56; Carpzov P. II. 3 def. 7 resp. 1. 66 Nr. 5.6; 84 Nr. 15; 
Hommel, Quaest. Obs. 108; Schott, Inst. Jur. Saxon. p. 157; Hartmann 
in Fald, Landrechtliche Erdrterungen I. 498; Steinacker, de vi et indole 
praescriptionis rerum immobilium 1837; Heimbach, Lehrbuch 8 185, 4; 
Wächter, bona fides 5. Diefe Anfiht ift in Erk. D.U.G. Dresden 6/8 1836 
G. S. 270 als Präjudiz ausgeſprochen, und ift auch von dem D.U.G. Jena 
Dt. f. Thür. IX. 220 reeipirt. Hiernach würde das gemeine Saͤchſiſche Recht 
für Immobilien nur die außerordentliche Erfibung anerkennen. Ich Halte 
die erftere Meinung, wonach bie 3ljährige Erſitzung des Sächſiſchen Rechts 
die Natur der ordentlichen Erfigung Hat für die richtige da wie unten ange» 
geführt daneben eine außerordentliche Erfigung für Mobilien ſowohl als für 
Immobilien fi) findet vgl. unten $ 251, 17—20. 

% 1. 15 pr. D. 44.8; Unterholzner, 8.2. $ 90; Schmid, Handbuch $ 14, 
146; Bayr. ER. II. 4 8 Nr. 5. Dieß gilt ebenfo nah Br. L.R. I. 8. 46 
Förfter Eccins 8 177, 82, Dagegen vollendet fi die Erfigung erſt mit Ab⸗ 
lauf bes legten Tags der Erfigungszeit nah Sachſen B.G.B. 8 87; Deſter⸗ 
reich A.B.G.B. 8 1465 Unger, ©. B.R. 8 106, 32; C. c. Art. 2261 Zachariä 
8 212, 1. 

5 Schmid, Handbuch 8 14 ©. 248; Baron, Bandelten 8 142, 4; Lang, 
Sachenrecht $ 41, 1; Yörfter Eccius 8 177, 64. 

18* 
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der ordentlichen Erfigung entgegeniteht, jo daß fie erft mit Belei- 
tigung befjelben beginnen fann. Solche Hinderniffe find gegeben 

a. gemeinrechtlih für Sachen der impuberes bis zu erreichter 
Mündigkeit 5°, für die ordentlichen Adventitien der Hauskinder 
und bie Beftandtheile der lucra nuptialia während der Dauer ber 
väterlihen Gewalt 57, für verbaute fremde Baumaterialien folange 
die Verbindung dauert °®, für Dotalgrundftüde, Solange das Rück⸗ 
forderungsret der Frau nicht entitanden ift’?, nah Bayriſchem 
Landrecht für Sachen der Minderjährigen bis zu ihrer Großjäb- 
tigkeit 0°, und nach den Beitimmungen des canonifchen Rechts 
während der Zeit eines feindlichen Einfalls *, 

b. Nah dem Recht des Sähfiihen B.G.B. ift der Beginn 
der Erfitung ausgejchloffen, jolange der Eigenthümer gegen den 
erjefien werden ſoll in einer Lage ift, in welcher gegen ihn feine 
Berjährung der Eigenthumsklage Läuft ?, daher zwiſchen Ehe- 
gatten während der Ehe, zwiſchen Vormündern und Pflegebefob- 
lenen, zwiſchen dem leibliben Vater und dem leibliden Kind, 
zwiihen dem an SKindesftatt Angenommenen und dem Anneh- 
menden, dann bei Hinderung der gerichtlichen Verfolgung durch 
höhere Gewalt oder Stilftand der Rechtspflege, und gegen nicht 
vertretene kuratelmäßige Perſonen ®®. 

c. Nah Preußiſchem Landredt ift der Beginn der Erfißung 
ausgeſchloſſen durch alle Umftände, welche dem Beginn der Ber- 
jährung entgegenftehben, aljo gegen denjenigen, bet fein Recht zu 
gebrauchen oder zu verfolgen gehindert ift, zwiſchen Eheleuten, 
zwifhen Vater und Hauskind, zu Gunften des Vormunds gegen 
den Pflegebefohlenen und zu Gunften des unvollftändigen Beſitzers 
gegen den Eigentbümer, dann bei Berjfagung des rechtlichen Ge- 


66 Wal. oben 8 249, 24. 

67 Bgl. oben $ 249, 25. 

68 Vgl. oben 8 249, 27. 

89 Bol. oben Note 14. 

eo Bol. oben 8 249, 24. 

e C.13.14 C.16 qu. 8; co. 10 x. 2. 26; Schmid, Handbud 8 14, 
205; Bangerow 8 323 Anm. 2. 8, 

e Sadien 8.8.8. 8 154. 

68 Sachſen 8.0.8. 8 154. 
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hörs **. Ebenſo Tann die Erfitung gegen nicht vertretene fura- 
telmäßige Perfonen nicht anfangen ®°. 

d. Nach Defterreihiihem Recht ift der Beginn der Erfigung 
ausgeſchloſſen gegen nicht vertretene Turatelmäßige Perſonen ſo— 
lange diefer Zuftand dauert, zwifchen Ehegatten, zwiſchen Kindern 
oder BPflegebefohlenen und ihren Eltern oder Vormündern, gegen 
denjenigen, ber in Civil» oder Kriegsdienften abweſend ift, und 
während des gänzliden Stilftands der Nechtöpflege **°. 

e. Nah franzöfiihem Recht ift der Beginn der ordentlichen 
Erfigung ausgeſchloſſen gegen Minderjährige und Entmünbigte ®”, 
unter Ehegatten °®, während der Ehe gegen die Ehefrau wegen 
eines in bewidmeter Ehe zum Heirathgut gegebenen und nachher 
veräußerten Grundftüds®®, nicht aber wegen Unmöglichfeit der 
Rechtsverfolgung ”°. 

2. Die Erfitung muß während der ganzen Erfihungszeit im 
Lauf geweſen, es darf fein Stillftand darin eingetreten fein. Es 
liegt das letztere vor 

a. gemeinrechtlich, wenn die Sache nach begonnener Erfigung 
in die Hand einer Berfon gelangt, gegen melde die ordentliche 
Erfigung nicht Läuft ”', und wenn Umftände eintreten, welche den 


“ Br L.R. 1 9. 590 vgl. mit I. 9. 512. 516. 524. 526. 528. 530; 
Heydemann, Einleitung II. 144; Förfter Eccius 8 177, 71. 

© Br. EUR. J. 9. 595; Förſter Eceiu3 8 177, 71. Dieß gilt nicht für 
vertretene Turatelmäßige Perfonen, bei welchen der Beginn der Verjährung 
zwar ausgeſchloſſen Pr. 2.R. I. 9. 535. 540. 541, dagegen der Beginn ber 
Erfigung ausdrücklich zugelaffen ift Pr. L.R. 1. 9. 593; Förſter Eccius 8 
177, 71. 

ss Defterreih ABGB. 8 1494. 1496; Broblomsti 108. 126; Unger 
D. BR. 8 121b. 

e7 C. o. Urt. 2252; Badhjariä $ 211, 7; Aubry 8 214, 3. 

es C. c. Art. 2253, Zachariä $ 211, 13; Aubry 8 214, 19. 

GC. c. Art. 2255; Zachariä 8 211, 14; Aubry $ 214, 11. 

In C. c. Urt. 2251—2259 find die Gründe, welche den Stillftand der 
Erfigung und Verjährung bewirken, feitgejebt. Dagegen ift die Meinung, daß 
aud nah franzöfifhem Recht Hinderniffe der Rechtsverfolgung einen Still- 
ftand der Erfiyung herbeiführen (agere non valenti non currit praescriptio) 
in dem Gejeg nicht begründet und daher gegen Bachariä 8 215, 3 und Trop- 
long II. 727 mit Recht verworfen von Puchelt, Note b zu BZadhariä $ 211 
und Rote zu Zachariä $ 214 und Aubry 8 214, 1. 38. 

"ı Schmid, Handbuch 8 14, 198; Bangerow 8 323 Anm. 2 Rr. 1; Seuf- 
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Eigenthümer an der Verfolgung feines Anſpruchs hindern "*. 

b. Nah Preußifhem Landrecht wird die begonnene Erfigung 
nur durch Verſagung des rechtliden Gehörs zum Stillftand ge- 
bracht, nicht aber durch die anderen dem Beginn der Erfikung 
enigegenftehbenden Hinderniffe ”’. Jedoch Tann, wenn die Erfi- 
bungsfrift vor Hebung des Hindernifies abgelaufen tft, ber Be: 
troffene innerhalb vier Jahren von Beit bes gehobenen Hinder⸗ 
niſſes an Reftitution nachſuchen?“. Die gleihe Rechtswohlthat 
fommt den Minderjährigen und anderen Turatelmäßigen Berfonen 
zu, wenn die Erfitungszeit abläuft, ebe die VBeranlaflung zur 
Bormundfchaftsbeftellung gehoben ift”®. 

c. Nah dem Recht des Sächſiſchen 8.6.8. bewirken bie Um⸗ 
ftände, welde dem Beginn der Erfiung entgegenftehen, einen 
Stillſtand der begonnenen Erfitung ’°, der Mangel gejeglicher 
Vertretung kuratelmäßiger Perſonen jedoch nur, wenn dieſelbe in 
das letzte Jahr der Erfikung fällt ’”. 


fert $ 139, 4; Wächter, Pandekten 8 140, 18. Es find dieß bie Fälle, in 
welden aus fubjektiven Gründen die ordentliche Erfigung ausgeſchloſſen ift 
vgl. oben Note 4. 5. 6. 9. 

Schmid, Handbuch 8 14, 202; Vangerow $ 333 Anm. 2. 2; Geuffert 
8 139, 3. Es find die bie oben Note 56 f. aufgeführten Umftände, weldye 
dem Beginn der Erfigung entgegenftehen und die, wenn fie nach Beginn der 
Erfisung eintreten, einen Stilfftand berjelben bewirken. Eine Ausnahme ift 
nur für Dotalfachen gegeben, indem nach ausbrädlicher Beftimmung in 1. 16 
D. 23. 5 dadurch, daß eine Sache zur Dosbeitellung verwendet wird, die be- 
gonnene Erfigung nicht zum Stillftand gebradht wird Schmid, Handbuch 8 14, 
201; Vangerow $ 317. B. 3; Erk. Darmftadt 6/1 1855 U. f. Pr. R.W. V. 
146. Der gleiche Grunbfag gilt nach franzöfiihem Recht unten Note 80. 

Br. L. R. J. 9. 528-530. Nach Preußiſchem Landrecht bewirken bie 
oben Note 59. 60 aufgeführten Gründe, welche dem Beginn ber Berjährung 
oder Erfigung entgegenftehen, nicht einen Stillftand ber begonnenen Erfigung 
oder Verjährung mit Ausnahme nur ber Berfagung bes rechtlichen Gehörs 
Hörfter Eccius 8 46, 88. 54. Dieb gilt auch für nicht vertretene kuratel- 
mäßige Berfonen, gegen welche bie Erfitung zwar nicht beginnen kann oben 
Rote 60, denen gegenüber aber die begonnene Erfigung nicht ſtill ſteht Ert. 
O.Tr. 15/8 1846 Entih. XV. 119. Gegen vertretene Turatelmäßige Berjonen 
wird weder Beginn noch Lauf der Erfitung gehindert Br. L.R. I. 9. 598. 

nr. L. R. L 9. 581. 

75 Pr. LR. L 9. 594. 

76 Sadıjjen 8.8.8. 8 273 f. oben Note 62. 

T Sadhjen 8.8.8. 8 154. 
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d. Rad Defterreihiihem Recht bewirken die Umftände, welche 
dem Beginn der Erfigung entgegenftehen, einen Stillſtand der: 
jelben ?° mit Ausnahme des Mangels gefeglicher Vertretung fu: 
ratelmäßiger PBerfonen, welcher dem Lauf der begonnenen Erfi- 
gung nicht enigegenfteht, wobei jedoch die Erfigung nie früher als 
binnen zmei Jahren nach gehobenem Hinderniß vollendet werden 
kann '°, 

e. Nah franzöfiihem Recht fteht die begonnene Erfigung ftill 
gegen Minderjährige und Mundtodte und unter Ehegatten, nicht 
aber für Dotalgrundftüde ®°. 

Der Stilftand der Erfitung dauert fo lange, bis das SHin- 
derniß das ihn veranlaßte gehoben iſt. Mit Befeitigung defjelben 
wird die begonnene Erfigung unter Hinzurechnung der ſchon vol- 
lendeten Erfigungszeit fortgejeht ®!. 

3. Die Erfigung darf während der ganzen Dauer der Erfi- 
Bungszeit nicht unterbrochen fein. Die Unterbregung Tann eine 
natürlide (usurpatio naturalis) oder eine bürgerliche durch Klage: 
erhebung von Seite des Gegners (usurpatio civilis) fein. 

A. Natürliche Unterbrehung. Dieſe Tann eintreten: 

a. durch Befitverluft. Gemeinrechtlich wird die Erfigung un- 
terbrochen, wenn der Befiter in irgend einer Weife den Beſitz 
verliert ®?, oder den Befigwillen aufgibt. Dieß gilt auch nad 
Sächſiſchem ®* und Defterreihifhen Net. Nach franzöſiſchem 


8 Defterreih U.B.G.B. 8 1495. 1496; vgl. oben Note 66. 

” Defterreih UB.G.B. 8 1494. 

so C. c. Art. 2252. 2253 oben Note 68. 69. Durch Beſtellung eines 
Srundftüd3 zur Dos wird die begonnene Erfigung nicht zum Stilftand ge- 
bracht C. c. Art. 1561, mie dieß ebenjo nad) gemeinem Hecht der Fall ift 
oben Rote 72. 

eı Windfcheid 8 109, 1; 8 181, 1; Schmid, Handbuch 8 14, 12; Seuf- 
fert $ 139, 3, Aubry $ 214, 38. 

e2 1.2.5. 15 pr. 8 2 D. 44. 3; Schmid, Handbuch 8 14, 179; Wind» 
ſcheid $ 180, 6; Sintenis, C.R. 851, 11; Lang, Sachenrecht $41, 21. Dieß 
wird auch nicht dadurd rüdgängig gemacht, daß der Entjegte durch richter- 
liches Erkenntniß in den Beſitz wieder eingejegt wird Erk. Caſſel 1848 9. f. 
Pr. RB. III. 49. Ueber die frage, ob durch Berbindung einer Sade mit 
einer andern die Erfigung unterbrochen werde vgl. Windfcheid 8 152, 6; Un- 
terholzner, 8.2. 8 49 Nr. 2. Note. 

e 1. 8 pr. D. 41. 4; Schmid, Handbuch 8 14, 180. 

s. Sachſen B.G. B. 8 274, dann 8 211. 218. 

°s Defterreih A.B.G.B. 8 1460 beitimmt: „Bur Erfitung .... wird er- 
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Recht tritt Unterbredung der Erfigung durch Befitverluft nur 
ein, wenn die Befitentziehung über ein Jahr lang gedauert hat ®*®. 
Nah Preußiſchem Recht tritt Unterbredung der Erfikung mit 
Unterbredung des Befites ein ®”. Diefe erfolgt aber nicht mit 
Berluft der Gewahrfam ®®, ſondern erft wenn es dem Beſitzer un- 
möglich. geworden ift die verlorene Gewahrſam wieder. zu erhal: 
ten ®® und bei Dereliktion 9° 

b. durch mala fides superveniens. Gemeinrechtlich tritt den 
Grundjägen des kanoniſchen Rechts entfprehend mit Eintritt böfen 
Glaubens auf Seite des Erfigenden Unterbredung der Erfikung 
ein’. Damit flimmen das GSädhfifche ? Defterreichifche °? und 


— 








fordert, daß jemand die Sache oder das Recht die auf dieſe Weiſe erworben 
werden ſollen wirklich beſitze; daß ſein Beſitz rechtmäßig redlich und echt ſei, 
und durch die ganze von dem Geſetz beſtimmte Zeit fortgeſetzt werde“. Daß 
für den Rechtsbeſitz Befitverluft nicht eintritt, wenn der Beſitzer die Befib- 
Mage einreicht, mad nach neuerem Recht innerhalb 30 Tagen nach der Belit- 
entſetzung geichehen muß oben 8 230, 164 ift in Defterreih A.B.G.B. 8 351 
ausgeſprochen, und es ift demnach unbestritten, daß die Erfigung von Rechten 
dur Beſitzentſetzung nicht unterbrochen wird, wenn der Beſitzer mit der in 
der erwähnten Friſt eingereichten Klage durchgedrungen if. Dagegen ift es 
beftritten, ob dieß auch auf den Sachbeſitz Anwendung finde wie Zrodlowski, 
Unterfudungen 53—65 behauptet, oder ob bei diefem jeder Beſitzverluſt die Er- 
figung unterbredhe wie Randa, Befig ©. 380 ausführt. Die legtere Meinung 
icheint mir au8 dem von Randa angeführten Grund, daß die Beitimmung des 
A.B.G.B. $ 351 eine Singularität enthalte, die auf den Sachbeſitz nicht aus⸗ 
gedehnt werden dürfe, den Vorzug zu verdienen. 

se C. c. Aıt. 2248 Zachariä 8 213, 5. Es ift dabei gleichgültig, ob der 
Erfigende innerbalb Zahresfrift durch Klageftellung oder in anderer Weije 
den Befit wieder erlangt Hat Zachariä 8 213, 5. 6. Jedenfalls bewirkt Be- 
figverluft, der innerhalb Zahresfrift wieder gehoben tft, feine Unterbrechung 
der Erfigung. 

Tr ER. I 9. 601. 

8 Br. L. R. 1 7 112. 

Pr DR. J. 7. 116 vgl. oben 227, 102. 

Br L.R. J. 7. 117 vgl. oben 8 228, 7. Hat der Befiber die dere⸗ 
linquirte Sache wieder ergriffen, ehe fie von einem anderen in Befig genom- 
men wurde, jo wird die Zwiſchenzeit, in welcher die Sache in Niemands Befit 
geweſen ift, von der Verjährungsfrift nicht abgerechnet Pr. L.R. I. 9. 602 
Förſter Eccius 8 177, 87, 

»ı Schmid, Handbuch $ 14, 190; Bangerom 8 328 I. 2; Sintenis, E.R. 
$ öl, 12; Wächter, Pandekten 8 140, 8. 

v2 Sachſen 8.6.8. 8 267. 








Ordentliche Erfibung 8 250. 981 


Preußiſche Recht °* überein. Nah franzöftihem Recht wird durch 
mala fides superveniens die Erfigung nicht unterbrochen °°. 

B. Bürgerlide Unterbrehung. Diefe erfolgt: 

a. durch Klageerhebung. Es iſt gemeinrechtlich beftritten, ob 
durch Klageerhebung die Erfitung unterbrochen werde. Die eine 
Anficht geht dahin, daß eine Unterbrechung nicht eintrete, die 
ipäter vollendete Erfigung jedoch dem fiegenden Kläger gegenüber 
nichts Fruchte?®. Die andere Anficht dagegen läßt die Unterbre- 
hung der Erfigung mit der Klageerhebung eintreten”. Die leb- 
tere Anficht ift in unferen Landesrehten aufgenommen ?®. Ge: 


vs Für das Defterreichifche Necht folgert dieß Zrodlowsky, Unterfuhungen 
15 aus den Beftimmungen des A.B.G.8. 8 326 und 1493. 

”* Br LM. J. 9. 579; Förſter Eccius 8 177, 41. Dieß ift namentlich 
entfcheidend für die Wirkung aufßergerichtliher Handlungen, welde die Er- 
fitung nur unterbrechen, wenn ber Befiger von der Unrechtmäßigkeit bed Be⸗ 
ſitzes überführt wird Pr. LM. I. 9. 611; Förfter Eccius 8 177, 97. 

» C. c. Art. 2269 vgl. oben Note 35. 

% Dieß galt nad römifchem Recht zweifellos für die usucapio 1. 12. 
1. 17—21 D. 6.1; 1.2 8 21 D. 41. 4; ob aud) für die longi temporis 
praescriptio ift beftritten f. Arndt? 8 163 Anm. 2; Windfcheid 8 180, 7. 
Für die Unwendung ber für die usucapio geltenden Regeln auf die Erfigung 
in dem jegt geltenden Recht jprechen ſich aus Savigny, Syftem VL 55; Bangerom 
8 160. Il; Arndts 8 163 Anm. 2 8 168, 10; Unger, O. PR. $ 121, 40a; 
Baron 8 146, 5; Seuffert 8 139, 6; Holzſchuher, Theorie $ 107 Nr. 20, in- 
dem fie annehmen, daß im juftinianishen Recht die für die Ujulapion gel- 
tenden Grundjäge auf die longi temporis praescriptio ausgedehnt worden 
jeien; andere kommen zu demfelben Hejultat, indem fie von der Borausfegung 
außgehen, daß auch bei ber longi temporis praeseriptio die oben für Die 
usucapio als geltend aufgeführten Grundfäße zur Anwendung gelommen feien 
Brinz, Pandekten (2) 8 163, 10. 

» Es wirb dieß darauf zurüdgeführt, daß durch 1. 2 Cod. 7. 40 Hin- 
fihtlih der Unterbrechung durch Klageftellung die Erfigung jeder anderen 
Berjährung gleichgeftellt jei Wächter, Erörterungen II. 99 und Pandekten 
8 140, 10; Stephan, 9. f. &.Pr. XXXIV. 189; Windfcheid $ 180, 7. Das 
Gleiche nimmt Sintenis, C.R. F 51, 12 an, weil der Erfigende durch Klage- 
ftelung in mala fides verjegt werde, eine Auffaffung, die ſich im Bayriſchen 
und Preußiſchen Recht wieder findet unten Note 98. 

ve Nach Bayern G.D. 1753 IX. Nr. 2 wird durch Buftellung der Klage 
ber Eitirte in mala fides verfegt die Erfißung aljo unterbrochen. Dieje Be- 
fimmung als dem Civilrecht angehörend, ift duch A.G. zur C.Pr.O. 23/2 
1879 Art. 81 in ihrem Beftand erhalten. Nah Br. L.R. I. 9. 603. 607 wird 
die Erfigung durch Behänbigung ber Klage unterbrochen, was dadurch moti- 
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meinrechtlih °? und nad) Defterreihiihem Recht 7° muß die Klage 
vor dem competenten Gericht geftellt fein; nach gemeinem Sachſen⸗ 
recht 101 und franzöfiichem Recht 19% wird die Erfigung auch durch 
Klageftellung vor dem incompetenten Richter unterbroden. Nach 
Preußiſchem Landrecht '°? und Sächſiſchem Recht 19“ hat die Klage: 
ftellung vor dem incompetenten Richter die Wirkung der Unter: 
bredung dann, wenn fie innerhalb eines beftimmten Termins 
nad der Zurückweiſung bei dem competenten Gericht angeftellt 
wird. Die Unterbredung tritt nah der D. E.Pr.D. mit Erhe⸗ 
bung der Klage ! nah Defterreihiihen Recht mit Unftellung 
der Klage ein!’ Durch Zurüdnahme der Klage wird die Un⸗ 
terbrechung der Erfitung wieder befeitigt 1°”. Durch Abweifung der 


birt wird, daß der Beflagte durch Mittheilung ber Klagichrift in mala fides 
verjegt werde Pr. OR. J. 7. 222; Dernburg, P. PR. I. 4 176, 8; Föorſter 
Eccins 8 163, 21; 8 177, 91. Nah Sachen 8.8.8. $ 274 wird die Erfi- 
gung mit der Benachrichtigung des Beſitzers von ber Klage unterbrochen. 
Nach C. c. Art. 2244. 2245 wird die Erfitung durch Borladung zum Gericht 
unterbroden Badariä 8 213, 6a. Nah der D. C. Pr.O. 8 239 ift jegt die 
Rlageerhebung enticheidend vgl. oben $ 87, 99 und unten Rote 105. Rad) 
Defterreichifchem Recht wird die Erfiyung durch Anftellung ber Klage unter 
broden 4.8.8.8. 8 1497; Unger, ©. B.R. $ 121, 25. 

” 1. 7 Cod. 7. 21; Windſcheid 8 108, 6; Erf. Celle 8/6 1856 Sf. XI. 7; 
Wolfenbüttel 25/6 1872 Sf. XXVIII. 88, 

100 Unger, O. BR. 8 121, 27. 

101 Haubold, BR. 8 873d. 

103 0, o. Urt. 2246. 

108 Br, 2.8. 1. 9. 552. 610. Hiernah muß bie Klage innerhalb eines 
Jahres nach erfolgter Zurückweiſung vor dem competenten Richter geftellt 
werden Förfter Eccius 8 57, 61. 

14 Nach Sachſen 8.9.8. 8 166 bleibt die Unterbrechung erhalten, wenn 
die Klage binnen 3 Monaten von der Zurüdweifung an vor bem competenten 
Richter angeftellt ift. 

106 D. EBD. 8 239. Diefer Termin ift an die Stelle der oben Rote 
98 aufgeführten Beftimmungen der Landesrechte getreten, die joweit fie nicht 
damit übereinftimmen dadurch aufgehoben find Förfter Eccius P. BR. 8 177, 
92. Die Klageerhebung erfolgt durch Zuftellung eines Schriftiages D. &.Br.D. 
8 230, im amtögerichtlihen Verfahren auch durch Buftellung bes die Klage 
enthaltenden Protokolls oder durch mündlichen Bortrag in Anweſenheit des 
Gegners D. &.Pr.D. 8 460. 461. 471. 

106 Dieſe erfolgt buch Erklärung zu Protokoll ober Einreihnng Der 
Alageſchrift Unger, O. BR. 8 121, 25. 

107 In D. C. Pr.O. 8 243 ift ausgeiprochen, daß Burüdnahme ber Klage 
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Klage in der angebradten Art wird nad Defterreichiihem 19° 
und Franzöfifhem Recht 10% die Unterbrechung wieder aufgehoben, 
nicht aber gemeinrechtlich 71° und nah Preußifhem Recht !!!. 
Nah Sächfiſchem Recht wird durch Abweiſung der Klage in der 
angebrachten Art die Unterbrechung nicht rüdgängig gemacht, wenn 
der Kläger innerhalb dreier Monate von der Zurüdweifung an 
die Klage wiederholt ftellt 112. Bei definitiver Abweiſung cejlirt 
die Wirkung der Unterbrechung ?3. 

b. Dur Proteftation. Gemeinrehtlih und nah Sächſiſchem 
Recht Tann, wenn die Klageerbebung nicht möglich ift, dieſelbe 
durch gerichtliche BProteftation erjeßt werben ?!*. Nach Preußiſchem 
Landrecht kann gerichtliche Proteftation nad der Wahl des Klä- 
gers die Klageerbebung erjeten !!°. Nah Bayriidem Landrecht 
genügt zur Unterbredung jede außergerichtliche Sinterpellation ??*, 
nad Preußiſchem Landrecht jede außergerichtlide Handlung bie 
den Befiger von der Unrechtmäßigkeit des Beſitzes überführt '17. 


zur Yolge habe, daß ber Rechtöftreit als nicht anhängig geworben anzujehen 
fei, was fih aud anf die materiellrechtlichen Wirkungen namentlich die Un- 
terbrechung der Erfitzung erftredt Baupp, Commentar II. 56; dieß ift auch 
für das Preußiſche Recht maßgebend Yörfter Eccius 8 57, 63 8 177, 95. Der 
gleiche Grundſatz gilt nach Defterreichifchem Recht Unger, O. P.R. 8 121, 32. 

108 Deſterreich A.B.G.B. 8 1497; Unger, O. B.R. 8 121, 28. 

19 C. c. Urt. 2247; Zadhariä 8 218, 16. 

110 Dieß nehmen auf Grund der 1.3 Cod. 7. 40 an Uuterholguer, 3.2. 
8 125. II. 4; Sintenid, C.R. 8 51, 33; Erk. Darmftadt 21/1 1852 Sf. IX. 
250; Caſſel 16/10 1883 Sf. XX. 101. 

1 Br. 2.9. I 9. 607; Demburg, P. BR. I. 8 176, 14. 

112 Sachſen 8.8.8. 8 166. 

118 Der Erfitende braucht fich auf die Erſitzung gar nicht zu berufen, da 
ihm gegen die Anſprüche des Klägers die exceptio rei judicatse zufteht Un⸗ 
terholzner, 8.2. 8 125. II. 2; Unger, ©. B.R. 8 121, 29. 30; Zachariä 8 
213, 16. 

11 1 2 Cod. 7. 40; Winbfcheib 8 181, 7; Unterholgner, V.L. 8 129; 
Schmid, Handbuch 8 14, 196; Sintenis, ER. 8 51, 13; Sadfen 8.0.8. 
8 275. Nach ber D. C. Pr.O. 8 186 Tann die Zuftelung auch burch öffent- 
liche Bekanntmachung gejchehen. 

115 Br, 2.9. I. 9. 608. Dieſe bewirkt Unterbrehung der Erfigung nur 
wenn darauf eine Belanntmahung an den Befiter erfolgt ift Yörfter Eccius 
$& 177, 98; Dernburg, P. BR. I. 8 176, 9. 10. 

116 Bayr. L.R. II. A. 11; Roth, Bayr. ER. (1) S 146, 71. 

117 Br L. R. L 9. 611; Förfter Eccius 8 177, 97. 
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Das Defterreichifche 1° und Franzöfiiche Recht erkennen bie 
nicht an. 

ec. Durch Anerkennung. Nah Sächſiſchem Defterreihifchen 
und Franzöfiihen Recht wird die Erfitung durch Anerkennung 
des Rechts des Eigenthümer von Seite des Befigers unter- 
brochen 1°, 

Durh Unterbredung der Erfikung wird die Wirkung ber 
bisher verlaufenen Erfißungszeit befeitigt, und es muß, wenn fie 
erfolgen fol, die Erfitung von Neuem beginnen 120. 

4. Zuſammenrechnung des Befiges (accessio possessionis) ?!, 
Der fpätere redliche Befiter darf die von einem früheren Befiker 
begonnene Erfitung fortjegen, in der Art, daß bie Zeit feines 
eigenen Befiges mit der Erfigungszeit ſeines Rechtsvorgängers 
zufammengerechnet wird. Es gelten biefür folgende Grunbfäße : 

a. Bei Univerfaljucceffion feßt der Erbe, wenn der Erblaffer 
im Erfigungsbefiß war 122, diefen fort wenn er felbft in gutem 
Glauben ift 3, Dabei wird auch, infoferne während berfelben 
nicht ein anderer die Sache befefien bat, die Zeit der ruhenden 
Erbſchaft in Anſchlag gebracht '*. Gemeinrehtlih kann die Er- 


118 Unger, O. BR. 8 121, 31. 

119 Sachſen B.G.B. $ 162; Defterreiih A.B.G.B. 8 1497; 0. oc. Art. 
2247 Zachariä 8 213, 20. Man wird dieß auch gemeinrechtlih und nad 
Preußiſchem Recht annehmen dürfen, injoferne dadurch bie mala fides su- 
perveniens conftatirt wird Dernburg, P. BR. I. 8 176 Nr. 2. 

120° Schmid, Handbuch 8 14, 176; Bayr. ER. Il. 4.11; Sadfen 8.6.8. 
g 274. 

121 Vgl. Denzinger, die accessio possessionis 1842; Wächter, Bandelten 
8 138 Beilage; Bangerom $ 322 Anm. 2. 

122 Schmid, Handbuch 8 14, 151; Wächter, Bandelten 8 138 Beilage B. 
5; Bayr. ER. IL 4 10 Nr. 2; Pr. L.R. J. 9. 613; Erk. O. Tr. 25/5. 1852 
Entf. XXIII. 69; Sadfen 8.0.8. 8 264; Defterreih A.B.G.B. 8 1493; 
C. c. Urt. 2235 Aubry $ 181, 11. 

138 Nach römischen Recht war guter Glaube des Erben nidyt erforderlich 
1. 43 pr. D. 41. 3; nach dem jet geltenden gemeinen Recht dagegen bildet 
diefer auf Grund der Beitimmungen des kanoniſchen Rechts oben Note 33 die 
Boransjegung Wächter, Pandelten 8 138 Beilage B. 5. Tas Gleiche gilt 
nach unferen Landesrechten Pr. L. R. I, 9. 613, Sachſen 8.8.8. 8 264; De» 
fterreih U.B.G.B. 8 1493; Baden L.R. Art. 22698. Dagegen wird nad 
franzöfifchem Recht guter Glanbe des Erben nicht für erforderlich gehalten 
Aubry 8 218, 35. 

141,318 5D. 41. 3; Schmid, Handbuch 8 14, 153; Sachſen B.G. B. 
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figung felbft während der Zeit der ruhenden Erbſchaft für den 
Erben vollendet werden 126. War ber Erblaffer in böjem Glau- 
ben, fo Tann gemeinrechtlich der Erbe, auch wenn er felbit in 
gutem Glauben ift, die Erfigung nicht beginnen !?*, was jedoch 
in unferen Landesrechten nicht anerkannt ift !*7, 

b. Bei Singularfucceffion wird dem gutgläubigen Singular: 
fuccefjor der Erſitzungsbeſitz feines Vorgängers zugerechnet 12°, 
mobei jedoch gemeinrechtlich die Erwerbung auf Grund eines wirt: 
lien Titels vorausgejegt wird, ein Putativtitel daher nicht ge- 
nügt 129 

VI Beitdauer. Die Zeitdauer ift in unferen Landes: 
rechten unter dem Einfluß deutſchrechtlicher Grundfäße nicht nur 
abweichend von den gemeinrechtlichen Grundſätzen geregelt, fon- 
dern es weihen auch die an ber Stelle der gemeinrechtlichen ge- 
tretenen Friften vielfältig unter ſich ab. 

Gemeinrechtlich unterjcheidet fich die Zeitdauer nah Mobilien 
und Immobilien und bei letzteren je nachdem die Erfibung unter 


8 264. Es wird dieß auch nad Defterreihiihem und Franzöfiihem Recht 
angenommen Unger, ER. 8 7, 16; Aubry 8 181, 10. Nach Preußiſchem 
Recht, welches das Inſtitut der ruhenden Erbſchaft nicht kennt, Tommt dem 
Erben, der die Erfigung des Erblafjerd fortjegt, bei der Berechnung des Beit- 
raums auch die gejegliche Heberlegungsfrift zu ftatten Pr. L.R. I. 9. 616; 
Förfter Eccius 8 177, 104. 

135 J. 40 D. 41. 3; Schmid, Handbuch 8 14, 154; Wächter, Pandekten 
8 1383 Beilnge B. 2. Das Gleiche nimmt Unger, ER. 8 7, 16 für dad 
Deiterreihifche Redt an. Sachſen 8.0.3. 8 264 hat Teine Beitimmung, der 
gemeinrecdtliche Grundjag fcheint aber den Vorſchriften deffelben nicht zu wi: 
derſprechen. 

120 J. 11 D. 44. 3; Schmid, Handbuch 8 14, 158; Windſcheid 8 181, 6. 
Das Gleihe nehmen auf Grund der Beltimmung des C. c. Urt. 2237 für 
das franzöfiihe Recht an Zachariä 8 217, 18; Aubry $ 181, 12. 

197 Bayr. ER. II. 4 10 Nr. 3; Pr. ER. I 9. 614 Förſter Eccius 
$ 177, 105; Sachſen B.G. B. 8 266; Defterreih A.B.G.B. 8 1463. In allen 
diefen Gejegen ift ausgejprodhen, daß der Erbe, wenn er jelbft in gutem 
&lauben ift, durch den böfen Glauben des Erblaſſers nicht gehindert ift den 
Erjigungöbefig zu beginnen. 

18 | 14 pr. 8 1. 2. D. 44. 8; 8 13 Inst. 2. 6; Wächter, Bandelten 
8 138 Beilage A. I. 1; Windſcheid 8 181, 10; Br. L.R. I. 9. 613; Sachſen 
B.G.B. 8 263; Defterreih A.B.G.B. 8 1493; C. c. Urt. 2285 Zachariä $ 
215c, 16. 

#1, 2816 D. 41. 4; Schmid, Handbuch $ 14, 164. 
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Anmefenden verlaufen tft oder nit. Unſere Landesrechte weichen 
nun darin vom römischen Recht ab, daß fie den Einfluß ber Ab- 
weſenheit auf die Zeitdauer theils ganz ausfchließen !°°, theils 
auch auf Mobilten ausdehnen ?°!, und daß fie die Vorausjegungen 
der Abmwejenbeit und ihre Wirkungen anders beftimmen. Gemein- 
rechtlih wird die Abmefenbeit als vorhanden angejehen, wenn 
der Erfitende nicht in demfelben DObergerichtsbezirk wie der Eigen- 
thümer feinen Wohnſitz hat?!®?; nah Bayriihem Landrecht °® 
gilt als abwesend, wer feinen Wohnfig nicht im Staatsgebiet bat. 
Noch weiter befchränten den Begriff die unten erwähnten klei⸗ 
neren Statuten, indem fie vorausjegen, daß die Betbeiligten in 
dem gleichen Ort bomiciliren ??*, und der gleihe Grundfag gilt 
nah Lübifhem Recht '°°. Dagegen beftimmen dag Preußiſche ?*° 
Defterreichifche 37 und Franzöſiſche Recht 1°° den Begriff darnach, 


180 Dieb ift der Fall nach dem Recht des Sächſiſchen B.G. B. 

1 Dieß ift der Kal nad Preußiſchem und Oeſterreichiſchem Recht. 

192 Nach 1. 12 Cod. 7. 33 beftimmt fich die Anweſenheit nach dem Do- 
micil in derjelben Provinz. Da die römiſche PBrovincialeintheilung bei uns 
nicht mehr beftebt, jo wird der Provinz der Obergerichtöbezirk jubftituirt Un⸗ 
terholgner, 8.2. 8 84, 278; Schmid, Handbuch 8 14, 142. Entſcheidend if, 
daß beide Betheiligte in demſelben Bezirk ihr Domicil haben Erf. Celle 12/9 
1843 Sf. VI. 312; 17/1 1854 Sf. IX. 9; Darmftabt 26/12 1830 Sf. X. 187. 
Es reicht zum Begriff der Anweſenheit nicht Hin, daß der gegen den erjeflen 
werden fol einen ftändigen Bertreter im Bezirk hat Erk. Darmftabt 20/6 
1855 Sf. XII. 250; Lübed 21/9 1824 Sf. XV. 107. Die Anweſenheit und 
Abweſenheit beftimmt fich darnach perfönlidh. 

188 Bayr. IR. II. 4. 8 Nr. 8; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 146, 50. 

184 Bol. unten Rote 154—156. 

185 Bol. unten Note 146. 169, 

130 Dr, L.R. 1. 9. 621. 622; Dernburg, B. BR. L 8 175, 4. Dem als 
Bezirk beftimmten Landezjuftizlollegium entipricht jetzt der Bezirk des Ober⸗ 
landesgerichts Förſter Eccius 8 177, 88. 

187 Defterreih A.B.G.B. 8 1475. Die hier ald maßgebend bezeichnete Bro- 
binz, in welder ſich die Sache befindet, wird jet als bas Kronland“ an« 
genommen Zrodlowski 92. Die Beftimmung, daß nur fchulblofe Abweienheit 
berüdfichtigt werde, ift dem Defterreichiichen Necht eigenthümlich |. Kreittmapr, 
Anm. 3 zu ER. UI. 4. 8. Ueber die Bedeutung der willlürlichen Abwejen- 
heit |. Zrodlowski 92, 

ı88 O. o. Urt. 2265 Zachariä S 217, 19. Dem hier angegebenen Bezirk 
des Uppellhofes entipricht jeßt der des Oberlandesgerichts. Die gleiche Ve⸗ 
ftinmung des Badiſchen L.R. Art. 2265 ift durch E.G. 3/8 1879 8 146 auf» 
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ob der Eigenthümer in dem Bezirk, in dem fi das Erſitzungs⸗ 
objeft befindet, anweſend ift ober nit. Die Wirkung ber Ab- 
weſenheit ift, daß die Zeitdauer verboppelt wird 128. Liegt ein 
Wechſel zwiſchen Anwefenheit und Abwefenheit vor, jo werden 
zwei Sabre des Auseinanderjeins für ein Jahr des Zufammen- 
ſeins, oder ein Jahr des Zuſammenſeins für zwei Jahre des 
Auseinanderfeins gerechnet '*. Gemeinrechtlich ift es beftritten, 
ob kürzere Zeiträume der Abweſenheit in gleicher Weife zu be- 
handeln sder nur ganze Sahresabiänitte in Betracht zu ziehen 
feien **!. Unſere Landesrechte laſſen die Abwejenheit nur in gan: 
zen Sjahresabfchnitten eine Berlängerung der Erfigungszeit be- 
wirken !*?. Die Anwesenheit bat der Erfitende zu beweifen !*. 
Für die Zeitdauer der Erfitung gelten hiernach folgende Grund: 
ſätze: 

A. Mobilien. Die Zeitdauer iſt theils einheitlich geregelt, 
theils mit Beobachtung der Unterſcheidung nach Anweſenheit und 
Abweſenheit beſtimmt. 

1. Einheitliche Regelung. Die ordentliche Erſitzung der Mo: 
bilten dauert gemeinrechtlih und nad dem Recht des Sächſiſchen 
3.6.3. drei Jahre ?**, nach gemeinem Sachlenrecht !*° und den 


gehoben und dahin verändert, daß die Erfitung dad Wohnen des wahren 
EigenthHämerd im Stantögebiete vorausſetzt. 

189 pr. Inst. 2. 6; Br. 2.R. I. 9. 621; Deſterreich AB.G.B. 8 1475; 
C. c. Urt. 2265. Abweichend davon ift die Stellung bes Lübifchen Rechts, 
welches bei Abwefenheit de3 Eigenthümers die Erfigung juspendirt unten 
Rote 147. 169. 

14° Nov. 119. c. 8; Unterholzuer, 8.2. 8 84, 279; Schmid, Handbuch 
8 14, 144, Pr. ER. 1 9. 621; Defterreih U.B.8.8. 8 1475; C. civ. Art. 2266. 

41 Nur ganze Jahre wollen in Betracht ziehen Böding, Pandekten 8 148, 
5; Broblowsti, Unterfuchungen 93. Auch Türzere Beitabfchnitte wollen in 
gleicher Weiſe behandeln Bagenftecher, Eigenthum II. 339, Windſcheid 8 180, 3. 
Die erftere Meinung hat den Wortlaut des Gejeges für fi. Auch die unten 
Rote 154—156 und 168. 164 erwähnten kleineren Statuten [einen nur ganze 
Zermine im Sinn zu haben. 

13 Br, 2.8. I. 9. 623; Defterreih A.B.G.B. 8 1475; Zrodlowski, Un- 
terfuchungen 98; das Gleiche nimmt Bachariä Puchelt 8 217, 20 nad dem 
Bortlaut bes C. c. Art. 2266 an. 

18 Erk. Darmftadt 20/6 1855 9. f. Pr. R.W. V. 332, 

4 pr. Inst. 2. 6; Sadien 8.8.8. 8 261. 

# Saubold, PR. 8 185b; Eurtius, PR. S 5578; Bölder, P.R. S 115, 2, 
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Statuten von Lübeck 1°, Hadeln !*7, Dithmarjchen !*® und Eiber: 
ftedt 14° Jahr und Tag 160, nah Jütiſch Low dreißig Jahre !*!. 
Nah Preußiſchem Landredt ift für die Erfitung von Mobilien 
der Gorporationen eine Erfigungszeit von zwanzig Jahren ?°?, 
nach Defterreihiihem Recht ift für die Erfigung von Mobilien 
des Fiskus, der Kirchen, der Gemeinden und anderer erlaubter 
Sorporationen eine Erfigungszeit von ſechs Jahren beftimmt !°®. 

2. Unterfheidung nach Anmefenbeit und Abweſenheit. Für 
die ordentliche Erſitzung ift als Erſitzungszeit der Mobilien mit 
Unterfheidung nach Anmesenheit und Abweſenheit beftimmt: nad 
den Rechten von Nürnberg und Dinkelsbühl drei und zwölf Mo- 
nate 15%, nach dem Recht der Frankfurter Reformation ſechs und 


Ueber die Entftehung dieſes Rechtsſatzes vgl. oben $ 249, 14. Die Anwens 
dung der Grundſätze der ordentlichen Erfigung des römischen Rechts darauf 
ift unbeftritten Unterholgner, V.L. 8 23, 98; Schmidt, Borlefungen 8 54. 1.1; 
Gengler, BR. 8 61 Nr. 1; Hillebrand, BR. $ 48, 2; vgl. oben Note 53. 

146 Lübeck St. I. 8. 8. Nach dem Wortlaut des Statuts tritt dieſe Er- 
fitung nur ein gegenüber demjenigen der binnen Landes geweſen if. Die 
Abweſenheit des Eigenthümers hat aber nicht die Berdopplung der Friſt zur 
Folge, fondern bewirkt ein Stillitehen der Erfigung Wilmowski $ 25 -©. 63. 
Die Erſitzung läuft gegen den Abwefenden erjt von feiner Rückkehr an Eich- 
born, BR. 8 177h. Die Borausjegungen der ordentlichen Erfigung werden 
unbeftritten darauf angewendet Mevius, Comment. Nr. 32—34 zu St. I. 
8. 1; Stein, Abhandlungen IL. 8 10. 14. 

47 Sadeln, L. R. 1I. 18; Unterholgner, 8.2. $ 283. 100. 

18 Dithmarſchen, L.R. Art. 89, 1; Paulſen, BR. 8 65 Nr. 1. 

19 Eiderſtedt, L. R. III. 47. 1; Baulfen, BR. S 165 Nr. 2. 

150 Dieß ift nad) gemeinem Sachfenrecht bie Beit von 1 Jahr 6 Wochen 
und 3 Tagen oder 410 Tagen Unterholzner, V.L. 8 85, 284; Eurtius, BR. 
8 5570. Das Gleiche nimmt man für Dithmarjchen und Eiderftedbt an 
Baulfen 8 65 Nr. 1. 2. Dagegen wird nad der Praxis die Friſt des Lü- 
biihen Stadtrecht3 zu 366 Tagen berechnet Boehmer, de praescriptione an- 
nali jur. Lub. 8 9; Mevius, Comment. ad St. I. 8. 1 Rr. 16; Stein, Ab⸗ 
Handlungen I. 8 36; IL. $ 11; Pauli, Wbhandlungen I. 174, 29a; Wil. 
mowsti, Lüb. R. 60; Bauljen, BR. 8 62, 2; Erf. Roſtock 11/12 1875 Budde 
1X. 34. 

Das Geſetz jelbft enthält keine Beſtimmung, man wendet baher bie 
für Immobilien geltende 80jährige Erfigung aud auf Mobilien an Paulfen, 
BR. 8 63, 11, Esmarch, SHLR. 8 55. 

152 Pr. 2.9. 1. 9. 624. 

158 Defterreih U.B.G.B. 8 1472. 

14 Nürnberg Reform XVI. 9; Bintelsbühl St. IL. 5. 12—14; Roth, 
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zwölf Monate 1°, nah Lüneburger Stadtreht Jahr und Tag 
und drei Jahre drei Tage !°®, nah Preußiſchem Landrecht zehn 
und zwanzig Jahre 7”. Nach Oeſterreichiſchem Recht dauert bie 
Erfigungszeit für Mobilien drei und ſechs Jahre, und wenn fie 
von einem unredlichen Beliger erworben find ſechs und zwölf 
Jahre 158, 

B. Immobilien. Auch bei Immobilien beftimmt ſich die 
Zeitdauer theild mit Unterſcheidung der Anmwejenheit und Abwe⸗ 
ſenheit theils einheitlich. 

1. Beſtimmung der Zeitdauer nach Anweſenheit und Abwe⸗ 
ſenheit. Mit Unterſcheidung der Zeitdauer nach Anweſenheit 
und Abweſenheit werden Immobilien erſeſſen gemeinrechtlich 160 
und nah Bayriſchem 100 Preußiſchem 1°! und Franzöſiſchem 
Recht 1e2 in 10 und 20 Jahren, nach dem Recht der Nürnberger 
Reformation erfaufte Immobilien unter Anmwefenden in der Stadt 
in Jahr und Tag, auf dem Land in vier Jahren, unter Abwe⸗ 


Bayr. ER. (1) 8 146, 55. 57. Eine Ausnahme ift nach Nürnberger Recht 
für geſtohlenes Binn gegeben, welches nach Rathserlaß 20/12 1695 Lahner, 
Sammlung X. 481 von dem in gutem Glauben erwerbenden Binnarbeiter 
ihon in 5—6 Tagen erjeffen wird Gengler, Handbuch 231, 39, Erk. Müns 
chen 21/10 1873 Sammlg. IV. 136, während nad Reform XVI. 9. 2 andere 
geſtohlene Sachen der Erfigung ganz entzogen find vgl. oben Note 10. 

155 Frankfurt IL. 9. 9. Weiß der Eigentbümer nichts vom Verlauf, fo 
dauert die Erfigungszeit 3 Jahre Bender, BR. 8 45 Nr. 4. 

156 Lüneburg Reformation 1679. II. 9. 

157 Br, OR. I 9. 620. 621. 

58 Defterreih A.B.G.B. 1466. 1475. 1476. 

169 pr. Inst. 2. 6. 1. un. Cod. 7. 31. Nah Württemberg LU.R. J. 75. 
41. 42 und Exekutionsgeſetz 15/4 1824 Urt. 24 ift für Immobilien, die im 
Exekutionsweg verkauft find, die Erſitzungszeit auf 8 und 10 Fahre beftimmt 
Lang, Sachenrecht 8 Al, 5. 

160 Bayr. OR. II. 4. 8. Nr. 1. Eine Ausnahme ift nur beftimmt für 
erfaufte Immobilien, für welche eine Erfißungszeit von 5 und 10 Jahren 
gilt. gl. über die Entftehung dieſer Beftimmung Roth, Bayr. ER. (1) 
8 146, 54. Die fortdauernde Geltung erkennen an Erf. München 18/1 1869 
Bl. XXXIV. 219; 23/4 1875 Sammlung V. 320. 

0 Br L.R. L 9. 620. 621. 

162 G, c, Art. 2265; Badhariä 8 217. 

Roth, Deutiget Privatrecht. III. 19 
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fenden in zwanzig Jahren 1°, nad) dem Recht der Stadt Dinkels- 
bühl in 2 und 5 Jahren !°%. 

2. Einheitlihe Regelung der Erſitzungszeit. Ohne Unter⸗ 
fheidung von Anweſenheit und Abweſenheit der Intereſſenten 
werben Immobilien erſeſſen nad gemeinem Sachſenrecht in 31 
Sahren 6 Wochen 3 Tagen !®°, nah dem Jütiſch Low in 30 
Jahren !°%, nah dem Eiderftetter Landrecht in 10 Jahren !*?, 
nah den Stadtrechten von Lübeck 18 Noftod 1? und Nörblin- 
gen 77° in Jahr und Tag. Nah Darmſtädtiſchem Recht erſitzt 


163 Nürnberg. Reform XVI. 5 vgl. Roth, Bayr. ER. (1) 8 146, 55; 
für erfaufte Immobilien unter Abweſenden und für nicht erlaufte Immobi⸗ 
lien gilt das gemeine Necht, für erftere aljo eine Erfihungszeit von 20 Jahren 
Roth, Bayr. E.R. (1) $ 146, 56. 

166 Dinkelsbühl St. IL. 5. 12—14; Roth, Bayr. ER. (1) 8 146, 57. 

165 Dec. 1 von 1746; Haubold, P.R. 8 1850; Burtius, BR. 8 5570; 
Paulien, BR. 8 60, 9; Völker, BR. 8 115, 8; Heimbadh, PR. 8 185, 2 
und R.L. XII. 328, 206. Ueber die Entftehung dieſes Rechtsſatzes vgl. oben 
8 249, 6. Beſtritten ift, ob ſich diefe Erfigung nach den Regeln der ordent- 
lichen oder der außerordentliden Erfigung richte Ich habe mich oben Note 
53 für das erftere ausgeſprochen. 

iss Das Jüt. Low I. 41. 42 verband mit der Lovhärd nämlich dem 
dreijährigen ruhigen Befig des durch Auflaſſung (Schötung) erworbenen Ob⸗ 
jettes die Folgen der rechten Gewere des Deutſchen Rechts; ſpäter wurde 
die als ordentlihe Erfigung ded gemeinen Rechts aufgefaßt und den Vor⸗ 
ausſetzungen dejjelben unterworfen Baulfen, PR. $ 63, 10; in Fällen wo 
Auflafjung nicht ftattfand, nahm man breißigjährige Erfikung an Paulſen, 
BR. 8 63, 11. Die Lovbietung findet jegt nicht mehr Anwendung Erf. Got- 
torf 18/6 1843 Unz. 45. 21, weßhalb die dreißigjährige Erſitzung für Im— 
mobilien als allgemeine Erfigungdart anzufjehen fein dürfte. 

167 Eiderftett, L.R. III. 472. Die Unterfcheidung zwiſchen Anwefenheit 
und Abwefenheit ift hier ausdrücklich verworfen. 

168 Lübeck St. III. 6. 1. 3; V. 6. 1. Diefe Beftimmung gilt nur für 
aufgelafjene Immobilien. Bmeifellos hatte dieſes Inſtitut die Eigenjchaft der 
rechten Gewere, es wird aber jet als ordentliche Erfihung mit bona fides 
und justus titulus aufgefaßt Mevius, Nr. 13. 14 zu St. II. 6.1; Nr. 3 
zu St. III. 6. 3; Stein, Abh. II. 8 11—19; Wilmowsti, Lüb.R. 65. Im 
Ball der Abweſenheit Läuft dem Eigenthümer die Friſt von der Zeit feiner 
Kenntniß an. Der Zeitraum wird auch Hier zu 366 Tagen gerehnet. In 
Lübeck ſelbſt ift die Vorſchrift durch H.O. 11/5 1880 8 15 befeitigt, da Bier- 
nad die Eintragung in das Hypothekenbuch unanfechtbar ift. 

18° Noftod St, II. 6; Kamptz, Medi. ER. 8 77, 6. 

170 Nach Nördlingen, St. II. 12 gilt für erlaufte Smmobilien eine or» 
dentliche Erfigung von Jahr und Tag Roth, Bayr. ER. (1) 8 146, 58. 
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der im Grundbuch eingetragene Eigenthümer in fünf Jahren vom 
Tag des Eintrags an gerechnet !”". 


& 251. 
8. Die außerordbentlide Erfigung. 


Die außerordentlihe Erfitung bat fi aus ber Klagenver⸗ 
jährung entwidelt, indem nad einer Verordnung Juſtinians mit 
Verjährung der Eigenthumsklage der Beſitzer der den Beſitz gut⸗ 
gläubig erworben auch das Eigenthum der Sache erworben haben 
follte!. Gemeinrechtlich gelten daher für die außerordentliche Er: 
fitung die für die Ertinttivverjährung der Eigenthumsflage gel: 
tenden Grundfäße, wobei nur noch bona fides während der ganzen 
Dauer des Beſitzes erfordert wird ?, und es ift dieß ebenfo in 
unferen Landesrechten zum Ausdrud gelommen?. Für die außer: 
ordentlide Erfigung gelten folgende Grundſätze: 

1. Die außerordentlihe Erfigung ift zuläßig für alle Ob: 
jette, welche nicht der Erfigung überhaupt entzogen find *, umfaßt 
alfo auch ſolche, welche nur der orbentlihen Erfikung entzogen 
finds. Nah Sächſiſchem Recht ift fie auf Mobilien® nah fran- 
zöſiſchem Recht auf Immobilien befchränft ”. 


1 Darmftadt 3. ©. 21/2 1852 Art. 27, 1. Es müſſen dabei alle Bor- 
augjegungen der ordentlihen Erfigung gegeben jein, eine Unterjheidung nad 
Anwejenheit und Abweſenheit wird nicht gemacht Müller, Ingroflfation $ 68; 
Erf. Darmitadt 17/4 1866 U. f. P. R.W. *VIIL 200. 

11,88 1. Cod. 7, 39; Bangerom 8 325 Anm. 

2 Bangerow $ 225 Anm.; Schmid, Hanbbudh 8 214, 209; Arndt 8 
164, 3. Die abweichende Anfiht von Unterholzner, 8.2. 8 177. 178 und 
Brinz, Pandekten (2) 8 157, 4, melde die außerordentlide Crfigung unter 
die Regeln der Erfigung ſtellen wollen, ift weder in der Praxis des gemeinen 
Rechts noch in der Entwidlung unferer Landesrechte durchgedrungen vgl. 
unten Rote 9. 

® Die Landesrechte flimmen darin überein, daß zur außerordentlichen 
Erjigung ein Titel nicht erforderlich jei Br. L.R. I. 9. 625; Sachſen 8.6.8. 
8 260; Defterreihh 1.8.9.8. 8 1477; C. c. Art. 2262. 

* Bol. oben $ 249, 22 f. 

s Es gehören darin die oben 250, 5—18 aufgeführten Categorien von 
Saden. 

° Sachſen 8.8.8. 8 260. 

T Badhariä 8 216, 

19 * 
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2. Der Erfikende muß während der ganzen Erſitzungszeit im 
juriſtiſchen Beſitz der Sache geweſen jein®. 

3. Bei der außerordentlichen Erſitzung iſt gemeinrechtlich der 
Nachweis eines Titels nicht erforderlich ?, und es ſtimmen damit 
unjere Landesrechte überein 1°. Dagegen wird außer nad fran- 
zöſiſchem Recht !! guter Glaube während der ganzen Erfibungs- 
zeit vorausgefebt 1°. Das Nichtvorhandenſein des guten Glau= 
bens hat ber Gegner zu ermweifen, indem er Thatjahhen anzuführen 
hat, welche die Unreblichleit des Beſitzes ergeben '?. Beftritten 
ift, ob dabei Entihuldbarkeit des Irrthums vorausgefegt werde, 
und ob namentlihd Rechtsirrthum wie bei der ordentlichen Erii- 
Bung den guten Glauben ausfchließe !*. 


s Arndts $ 164 Anm. 1; Baron, Bandelten 8 147 Nr. 1; Erk. Münden 
16/10 18738 Sammig. VII. 271; Pr. L.R. IL 9. 625; Förfter Eccius 8 177, 
114; Sadjen 8.0.8. 8 260. 

? Die ift die gemeine Meinung Schmid, Handbuch 8 14, 211; Vangerow 
8 325 Anm. Nr. 2; Windſcheid 8 180, 2; Arndts 8 164, 2; Sintenis, ER. 
8 51, 65, die auch in unferer Praxis Anerkennung gefunden bat. Abweichend 
davon verlangen Brinz, Panbelten (2) $ 157, 4 und die bort angeführten, 
auch bei der außerordentlichen Erfisung Nachweis des Titel, ſ. dagegen 
Brig, 8. f. C.R. IH. 485. 442; Schirmer, Note zu Unterholzner, 8.2. 8 185; 
Wächter, bona fides $ 1. 

10 Bayr. EUR. UI. 4. 6 Nr. 3 und Kreittmagr, Anm. 2 dazu; Pr. LR. 
I. 9. 625. 630; Sachſen 8.0.8. 8 260; Defterreih U.8.0.8. 8 1477, Brod= 
lowsti, Unterfuhungen 7; C. c. Art. 2262 Badariä 8 216. 

110, c. Urt. 2262 beftimmt, daß bei ber breißigjährigen Berjährung die 
Einrede des unredlichen Beſitzes nicht zuläßig ſei Bacdhariä $ 216, 1. 

12 Nach 1. 8 8 1 Cod. 7. 39 war guter Glaube nur bei Beginn des 
Beſitzes erforderlich, nach den Grundſätzen des canonifchen Rechts c. 20. X. 2. 26 
ift dieß jedoh auf die ganze Erfigungszeit ausgedehnt Schmid, Handbuch 
8 14, 214; Bangerow 8 325 Unm.; Arndts 8 164, 1. 

8 c. lin. VI. 2. 18; Schmid, Handbuch $ 14, 212; Geuffert, Ban- 
beiten 8 140, 3; Winbfcheib 8 188, 2; Erk. Celle 20/2 1861 Sf. XVI. 9; 
Bayr. ER. IL. 4. 6. Nr. 3; Pr. L. R. I. 9. 628. 

4 Die nehmen an: Bangerow 8 325 Anm. Nr. 2; Schmid, Handbuch 
8 14, 212; Scheurl, Beiträge II. 80; Schirmer, Note zu Unterholzner, 8.2. 
8 185; Windfcheid 8 183, 2; Bruns, bona fides 105; Wegelöberger, A. f. 
Pr. R.W. IX. 184; Erf. Jena 25/4 1874 Sf. XXIX. 219. Dagegen halten 
den Rechtsirrthum bei der aufßerorbentlichen Erfigung für unſchädlich Sa⸗ 
vigny, Syitem III. 371b; Sintenis, ER. $ 22, 52; Wächter, W. PR. IL. 
8 21, 43; Wächter, Pandekten 8 138, 30; Wächter, bona fides 5 und 18; 
Erk. Stuttgart 24/5 1856 Sf. XI, 178; Kiel 21/8 1861 Sf. XV. 3, Celle 
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4. Die Erfigungszeit ift gemeinrechtlich dreißig Jahre '5, für 
Immobilien der Kirchen und milden Stiftungen vierzig Jahre ?*; 
nah gemeinem Sachſenrecht an beweglichen Sadhen der Minder: 
jährigen ?7 und an geitohlenen und geraubten Mobilien 18 31 
Jahre 6 Wochen drei Tage, an Sachen des Iandesherrlihen Fis- 
kus ?° und Immobilien der Kirchen, Univerfitäten, Schulen und 
milden Stiftungen ?° 40 Sabre. Nah Preußiſchem Recht ift gegen 
Vrivatperfonen und nicht privilegirte juriftiiche Perſonen eine ti: 
tellofe Erfigung von dreißig Jahren *!, an geraubten und geftoh: 
Ienen Sachen in der Hand bes erften reblihen Befiters?? und 
bei Rechten die nicht alljährlich fondern nur bei gewiſſen Gele- 
genheiten ausgeübt werden fünnen ?? von vierzig Jahren, gegen 
Fiskus, Kirchen und die diefen gleichgeftellte Gorporationen von 
vier und vierzig Jahren ?*, zur Befreiung von einer öffentlichen 
Laſt oder Abgabe °° und zur Ueberfchreitung der durch Geſetze 
Verträge oder richterlihe Erkenntniffe klar beſtimmten Grenzen 


19/4 1859 ©f. XV. 197. Der lebteren Anſicht ſchließt ih für das Preußifche 
Recht an Erk. D.Tr. Berlin 20/11 1848 Entſch. XVI. 524; Förfter Eccius 
& 117, 116. Nach Defterreichifchem Recht ift Rechtsirrthum ohne Einfluß auf 
die bona fides A. B.G.B. 8 326. 

1.88 1 Cod. 7. 89; Bayr. IR. IL 4 6 Nr. 3. Dieß gilt gemein» 
rechtlich namentlich für erfibbare ber ordentlichen Erfigung entzogene Sachen 
des Staats $ 250, 4; der Gemeinden 8 250, 5; der mündigen Minderjäh- 
rigen 8 250, 9; für geftohlene gewaltjam in Befig genommene und von einem 
malae fidei possessor erworbene Sachen 8 250, 10-12; für Grenzitreifen 
8 250, 13; für Sachen beren Veräußerung verboten ift $ 250, 14—17; nad 
Braunſchweigiſchem Hecht für die in das Grundbuch nicht eingetragenen Im⸗ 
mobilien 8 250, 18. Einzelne Landesrechte nehmen für Sachen des Staats 
eine vierzigjährige Erfigung an oben 8 250, 4. 

18 Nov. 11. & 1 oben 8 250, 6. 

17 Curtius, BR. 8 559, 

ı8 Surtins, BR. 8 559c. 

1 Curtius, BR. 8 5588; Erf. Jena 6/5 1864 Sf. XVII. 14; Dresden 
1846 Emminghaus, Pandekten 800 Nr. 86. 

»° Const. Sax. II. 5; Eurtius, P.R. 8 558b. 

21 Br. L.R. 1. 9. 625628; Yörfter Eccius 8 177, 108. 

22 Br. ER. I 9. 648; Förſter Eccius 8 177, 117. 

Br. L.R. 1 9. 649; Förfter Eccius 8 177, 118. 

* Br. 28. 1.9. 629; Förfter Eccius 8 177, 127. 

Br L.R. 1 9 655—659; Förfter Eccins 8 177, 136. 
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einer Sache oder eines Rechts ?° von fünfzig Jahren beftimmt. 
Nah Defterreihiihem Recht ift eine titellofe Erfitung von 30 
Jahren für Immobilien ?” und für Rechte gegen Fiskus, Kirchen, 
Gemeinden und andere erlaubte Körper, die in die öffentlichen 
Bücher nicht einverleibt find ?®, dann von vierzig Jahren an Fa= 
milienfiveicommiffen, Erbpachtgütern und Erbzinsgütern ?° gegeben. 
Nah ſächſiſchem Recht ift an Mobilien ®°, nach franzöfifhem Recht 
an Smmobilien ®? eine titellofe Erfitung von 30 Jahren gegeben. 


Titel III. 
Abgeleiteter Erwerb. 


Abſchnitt 1. 
Eigenthumsübergang durch Richterſpruch. 


g 252. 


Durch Richterſpruch wird Eigenthum übertragen: 

IL. durch Zuſchlag in Theilungsklagen. Hier iſt zu unter- 
ſcheiden: Gemeinrehhtlic geht bei Theilung zwiichen Miteigen 
thlimern * und bei Erbtheilung ? das Eigentbum durch dag rechts⸗ 


Br. L. R. IL 9. 660. 661; Förfter Eecius 8 177, 187. 

7 Defterreich A.B.G.B. 8 1468. Hiernach ift nur bie außerordentliche 
Erfigung gegeben an Immobilien welche auf den Namen beflen der die Be- 
fißrechte darüber ausübt nicht eingetragen find. Daß damit die Erfigung 
auch gegen ben eingetragenen Bucheigenthümer gemeint fei, ift jebt keinem 
Biweifel mehr unterworfen Strohal, Eigenthum $ 12. 13; Randa, Eigen- 
thumsrecht 8 17, 12. Das Defterreichiiche Recht Hat alfo den in den beut- 
ihen Srundbuchgefegen ausgeiprochenen Rechtsſatz, daß bie Erfigung gegen 
den eingetragenen Eigenthümer auögefchloffen fei, nicht angenommen. 

0 Sefterreich A.B.G.B. 8 1472, 

20 Oeſterreich A.B.G.B. 8 1474. 

30 Sachſen B.G. B. 8 260. 

s1 C. c. Art. 2262; Zachariä $ 216. 

"85 und 7. Inst. 4. 17; Bayr. L.R. IV. 13. 3 vgl. mit III. 1. 14. 
Nr. 19. 

2 854 und 7. Inst. 4. 17; Windfcheib 8 608, 17; Bayr. L.R. IIL 1. 14. 
Nr. 19. 
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fräftige Urtbeil von felbft auf Denjenigen über, dem es zuge: 
fproden wird. Der gleihe Grundſatz gilt nah franzöſiſchem 
Recht?. Nah dem Recht des Sächſiſchen B.G.B. gilt diefer Grund: 
ja jedod nur für Mobilien, während bei Jmmobilien das rich: 
terlihe Erkenntniß nur einen Rechtsgrund für Eintragung in das 
Grundbuch gewährt?. Nach Defterreihiihem Recht hat das Ab- 
judifationsurtheil in Theilungsfachen die Bedeutung eines con- 
demnatorifchen Urtheils zur Vollziehung des Theilungsausſpruchs ®. 
Das Preußifhe Recht Tennt ein dem gemeinrechtlichen entipre- 
hendes Adjudikationsurtheil in Theilungsſachen nicht ”. 

I. Durch das Urtheil im Grenzſcheidungsproceß wird Eigen: 
thum übertragen, wenn der Richter das ftreitige Land zwiſchen 
den Partheien theilt, weil ſich die wahre Grenze nicht mehr feft- 
ftellen läßt . 

OL Durch Zuſchlag im Subhaſtationsverfahren. Es iſt 
beſtritten, wie bei gerichtlicher Subhaſtation von Immobilien der 
Eigenthumsübergang ſich vollziehe, ob derſelbe mit dem Zuſchlags— 
erkenntniß eintrete, oder ob dazu Tradition oder gerichtliche Auf: 
laffung erforderlih fei?. Ueberwiegend ift in unferen Landes- 
rechten die erfte Alternative zur Anerkennung gelangt !°, während 


s Nach franzöfiihem Recht Hat dag Adjudikationsurtheil die Bedeutung 
einer deklaratoriſchen Sentenz oben 8 232, 94. 

* Sadjen 8.0.3. 8 257. 

5 Sachſen B.G. B. 8 277. 

s Unger, D. PR. 8 131, 15; Strohal, Eigenthum 98, 1. 

T Förſter Eccius 8 178, 12. 

e 86. 7. Inst. 4. 17; Windfcheid 8 450, 4; Kreitimayr, Anm. Nr. 8 zu 
Bayr. LR. I. 2. 13. Die gilt auh nah Pr. LER. I 17. 379 Förfter 
Eccius 8 178, 12 und $ 182, 99 und Defterreih A.B.G.B. 5 853 Gtrohal, 
Eigenthbum 94, 3. Das Gleiche iſt nah franzdfiihem Recht anzunehmen 
Aubry 8 199 Nr. 2. Nah Sachſen 8.8.8. 8 277 gewährt das Erkenntniß 
nur einen Rechtstitel zur Eintragung in das Grundbuch. 

9 hr ben Uebergang bes Eigenthums mit dem Zuſchlag erklären fich 
Strippelmann, Subhaftation 357; Dernburg, B.R.I. 8 120, 16; Stobbe, P.R. 
8 92, 2; Schneider, U. f. C.Pr. LXVI. 291; Scheerer, Zwangsaufſteckung 
a. f. Pr. R.W. XII. 51. Dagegen Halten bei Subhaftation zum Eigen- 
thbumsübergang Tradition für erforderlich Seuffert, Commentar zur G.D. IV. 
332, 68; Steppes in BL. f. RU. XVII. 321 und XXVI. 270; Holzſchuher, 
Theorie III. 754. 

10 Es gilt dieß in folgenden Landesrechten: Preußen Pr. ER. L II. 
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nach einem anderen Theil ber Landesrechte das Zufchlagserfennt- 
nig nur einen Titel für die Eigenthumsübertragung bildet *". 


Abichnitt 2. 
Eigenthumsübertragung. 


& 253. 
Allgemeines. 


Die Eigenthbumsübertragung durh ein Geſchäft unter Le: 
benden erfolgte nad römischen Net für Immobilien wie für 
Mobilien dur Tradition. Mit Perfektion des binglihen Ber: 
trag war der Eigenthumsübergang mit allen Wirkungen gegeben. 
Nach Deutfhem Necht dagegen unterfchied ſich die Eigenthums⸗ 
übertragung ber Mobilien von der der Immobilien. Während 
die erftere durch Uebergabe vollzogen wurde, war für die letztere 
ein Formalakt erforberlih, den man als Auflafiung bezeichnet. 
Die Reception des römiſchen Rechts hatte zwar für bie Letztere 
vielfache Aenderungen zur Folge, allein im Ganzen blieb ber 
deutſchrechtliche Grundſatz erhalten, indem auch in denjenigen Rechts⸗ 
gebieten, in welden das Princip der Auflaffung verlaflen war, 
bie Tradition von Immobilien an beftimmte Vorausſetzungen ge- 
bunden wurde, die für die Tradition von Mobilten nicht erfor: 


342, 8w. B.O. 1883 8 97, Dernburg P. PR. I. $ 850, 1; Bayern Subh.D. 
23/2 1879 Urt. 55 Nr. 2; Württemberg Subh.G. 18/8 1879 Urt. 18; Darm- 
ſtadt Präjudiz Nr. 24 12/2 1830, Müller, Ingroſſation 8 27; Braunfchweig 
Subh. G. 10/7 1879 8 74, Meiningen Erelutiondordnung 17/7 1862 Urt. 49; 
Altenburg H.D. 8 106. 127; Neuß &. 2. 9.0. 8 99. 103; Reuß j. & HD. 
8 105. 126; Sondershauſen Gr.B.D. 2/8 1883 853; Lippe⸗Detmold C. Pr.O. 
12/4 1859 8 132; Schaumburg Gef. 24/4 1880 8 13; Bremen E. und H.F. O. 
1860 8 13; Defterreih Randa, Eigentyumsreht 8 17, 23. Es gilt dieß 
ebenfo nach franzöfiichem Recht C. de pr. Urt. 714. 731; Baden E.G. 13/3 
1879 8 7; Heſſen W.®. 4/6 1879 Urt. 147; Elſaß⸗Lothringen SubhD. 30/4 
1880 8 22. 

11 83 gilt dieß nad folgenden Landesrechten: Sachſen 8.9.8. 8 277. 
452; Sadjfjen-Weimar Gef. 12/5 1879 8 58; Coburg-Gotha Gel. 7/4 1879 
8 18; Anhalt Subhaftationdgejeg 10/5 1879 8 51; Rudolſtadt Gel. 8/8 1879 
8 14; Dldenburg Subh.G. 3/4 1879 Art. 49; Medlenburg Gef. 24/5 1879 
8 44 Nr. 5; Lübed Subh.G. 16/7 1879 8 29. 
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berlich waren. Die neuere Nechtsentwidlung, melde das Gebiet 
der Auflaffung jo ungemein erweitert hat !, hat auch in den an⸗ 
deren Rechtsgebieten des gemeinen Rechts zu einer Ausdehnung 
bes oben charakterifirten Princips geführt, indem in dieſen Rechts: 
gebieten die Einhaltung beftimmter Formen für die Tradition 
vorgefchrieben ift, und der Eigenthbumsübergang nur durch Ein- 
tragung in das Grundbuch vollftändig wirkſam wird *. Die gleiche 
Stellung nimmt das franzöfiiche Recht ein, nach welchem zwar 
der Eigenthumsübergang für Immobilien ſowohl als für Mobi- 
lien durch Vertrag erfolgt, die Wirkung des Eigenthumsübergangs 
Dritten gegenüber aber von der Eintragung in das Tranſkrip⸗ 
tionsregifter abhängig gemadt if. Es ift daher gerechtfertigt für 
das gegenwärtige Recht die Eigenthumsübertragung der Mobilien 
und der Immobilien gejondert darzuftellen, und bei ber letzteren 
das Rechtsgebiet der Tradition ber Tranſkription und der gericht- 
lihen Auflaſſung zu unterfcheiben. 


Abtheilung 1. 
Eigentbumsübertragung an Mebilien ‘. 
8 254. 


Die Eigenthbumsübertragung von Mobilien erfolgt gemein: 
rechtlih und nach unjeren Landesrechten mit Ausnahme des fran= 


: In abgerundeten Ziffern bat nad bem Bevölkerungsſtand von 1880 
im deutichen Reid: 
&. Das Rechtögebiet der Tradition 6,700,000 E. 
b. Dad Rechtsgebiet der Tranjfription 8,000,000 €. 
c. Das Nechtögebiet der gerichtlihen Auflaffung 30,500,000 €. 

2 Nur der in das Hypothekenbuch als joldher eingetragene Eigenthümer 
kann in dem Nechtögebiet der Tradition Diejenigen Bispofitionen treffen, 
welde nur durch Eintragung im Hypothekenbuch Giltigleit erlangen. Damit 
it ein inbirefter Zwang zur Eintragung des Eigenthumsübergangs gegeben, 
der ſonſt, ſoweit die Berpfändung nicht in Betracht kommt, fakultativ ift. 
gl. unten 8 256, 2 und 25. 

ı Schmid, Handbuh 88; Windſcheid 8 171. 172; Goldfchmidt, Handels- 
recht (1) 8 79; Bring, Panbelten (2) 8 150. 151; Bangeromw. 8 811; Förfter 
Ecciuß 8 178; Dernburg, B. BR. I. & 238. 239; Lang, Sachenrecht 8 47 
—4); Exner, Rechtserwerb durch Tradition 1867; Zachariä 8 180; Aubry 
8 174. 
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zöfifehen Rechts durch Mebergabe?, für welche folgende Grunb- 
ſätze gelten: 

I. Rechtliche Natur der Webergabe. Nach der äl- 
teren Anſicht wurbe die Webergabe aufgefaßt als Erfüllung bes 
vorausgehenden obligatorifchen Vertrags, der daher immer vor: 
ausgejegt wurbe?. Dieſe Auffaffung bat im Bayrifhen * und 
Preußiſchen Landredit® Aufnahme gefunden, und ift daher für 


2 Eine Ausnahme ift nad dem 9.6.8. Urt. 439 für Seeſchiffe begründet, 
die durch bloßen Bertrag übergehen. 

° Dieje Auffaffung war früher die allein geltende. Sie findet ſich noch 
Süd, Commentar VII. 113; Gefterding, Eigenthum 121; Schmid, Handbuch 
8 8, 8; Sell, bedingte Tradition 8; Puchta, Pandekten 8 148; Wächter, Pan⸗ 
beiten $ 131, 14; Holzſchuher, Theorie 8 1060 Nr. 1; Bagenftecher, Eigen- 
tbum 11. 194; Lang, Sachenrecht 8 47, 8. 

* Bayr. L.R. I. 3.7 Nr. 2. „Sol ein titulus dominii translativus 
d. i. eine ſolche Urſache, durch melde man das Eigentfum auf andere zu 
bringen pflegt 3. E. ein Tauſch .... vorhanden fein.” Dazu bemerkt Kreitt- 
mayr, Unm. 3: „die bloße Uebergabe transferirt das Eigenthum von einem 
auf den andern nicht fofern ſolche nicht titulo ad dominium transferendum 
habili geſchieht“. Durch diefe Beitimmung fcheint mir die Konftruftion der 
Tradition als bingliher Bertrag ausgejchloffen zu fein. Dieß ift die Auf- 
faffung von Erk. Münden 6/10 1876 Sammlung VI. 160. Für das Im⸗ 
mobiliarſachenrecht ift dieß außerdem dadurch zweifellos gemadt, dab nad 
Bayriſchem Recht Tradition von Grundeigentfum nur auf Grund eines no- 
tariell abgejchloffenen Vertrags geichehen Tann. 

eo Br 2ER. 17.58: „Durch Mebergabe wird der Beſitz erlangt, wenn 
ber bisherige Befiter einer Sache fich derjelben zum Bortheil eines andern 
entihlägt und dieſer den erledigten Beſitz ergreift. I. 9. 6: Geht aber das 
Eigenthum erft durch Erledigung des Beſitzes von Seite bed vorigen und 
durch Ergreifung bed Befiges von Geite des neuen Eigenthümers über, jo 
heißt die Erwerbung mittelbar.” Auf Grund diefer gejeglichen Beftimmung 
nehmen Förfter, B. BR. 8 178, 7 und Dernburg, P. BR. I. 8 288, 10 an, 
daß nach Preußiſchem Recht der Eigenthumserwerb durch Tradition nur auf 
Grund eines geeigneten Titel3 erfolgen könne, dieje alfo Erfüllung bes Titels 
jet; den gleichen Standpunkt nehmen Baron, Abhandlungen 86 und Gruchot, 
Beiträge VIII. 420 ein; bagegen nehmen auch nad Preußiſchem Recht für 
die Tradition die Eigenfchaft eines binglichen Vertrags an Roloff, Erwerb 
bes Eigenthums in Zur. W. Schr. 1846. 877; Koch, P. PR. $ 252; Yörfter 
Eccius 8 160, 51, 8 178, 7. Mir fcheint, daß nach dem Wortlaut des Ge- 
ſetzes nur bie erſte Meinung fich begründen läßt, obwohl wie Förfter bemerkt, 
dieß nur als die Megel angejehen werden Tann, da auch nach Preußiſchem 
Recht eine Condiktion gegeben fein Tann. 
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diefe maßgebend. Gemeinrehtlih und nad Defterreichifchem 
Recht? dagegen wird jet der Mebergabe die Bedeutung eines 
dinglihen Vertrags beigelegt, und es hat dieſe Eonftruftion im 
Sächſiſchen B.G.B. Aufnahme gefunden®. Diefer Auffafiung ift 
durchaus zuzuftimmen ꝰ. 

I. Vorausſetzungen des Webergab3vertrag?. 
Der Webergabövertrag ſetzt voraus: 

1. Subjeltive und objeltive Möglichkeit der Webertragung. 
Der Webergeber muß veräußerungsfähig der Nehmer ermwerbs- 
fähig fein !°, und der Veräußerung des Gegenftandes darf Fein 
rechtliches Hinderniß entgegenfteben ''. 

2. Regelmäßig kann nur der Eigenthümer Eigenthbum über: 
tragen 12. Webertragung von Seite des Nichteigenthümers ift wir- 
kungslos !°, wenn nicht der Eigenthümer nachträglich einwilligt '*, 


e Dafür ſprechen fih aus Savigny, Shitem III. 312 und Obligationen: 
recht II. 257m; Windfcheid 8 171, 3; Sintenis, CR. 8 48, 9; Strempel, 
justa causa 21; Meifcheider, Beſitz 321; Achilles, Beiträge zur Lehre von 
der Auflafiung in Gruchot, Beiträge XXI. 21 f.; Exner, Tradition 321, 8. 
Gegen dieje Eonftruftion erklären ſich Lenz, Befis 56 und Bremer, 2. f. 
C.Pr. XX. 57, beide aus demfelben Grund, indem fie die Tradition als Be- 
mädtigung unter Zuftimmung bes bisherigen Eigenthümers definiren, alfo 
den Standpunkt einnehmen, der in Pr. ER. I. 7. 58 oben Note 5 zıfn Aus- 
drud gelangt ift. 

" Der Beftimmung Defterreih U.B.G.B. 8 425: „ber bloße Titel gibt 
noch kein Eigenthum. Das Eigenthum und alle dinglichen Rechte überhaupt 
können außer den in dem Geſetz beftimmten Fällen nur durch die rechtliche 
Uebergabe und Uebernahme erworben werden” fteht der Annahme des ding- 
lichen Vertrags nicht entgegen für ben fich für das Defterreichifche Necht aus⸗ 
iprechen Unger, ©. BR. 8 72, 30 8 93, 8 und Exner, Trabition 84, 118, 

s Sadjen B.G.B. 8 253. 254. 

® Der oben Rote 3 angeführten Anficht fteht 1. 36 D. 41. 1 unten Note 
34 beftimmt entgegen, auch Hätte in Conſequenz derfelben die Eondiktionen- 
Iehre teinen Boden Exner, Tradition 321. 

10 Exner, Trabition 50; Bayr. L.R. 1I. 3.7 Nr. 1; Sadien 8.6.8. 
8 254. 

11,58 181.36 pr. D. 24, 1; Exner, Tradition 73, 90. 

12 1. 20 pr. $ 1;D. 41, 1; Exner, Trabition 58, 31; Pr. L.R. I 10, 3; 
Förſter Eccius 8 176, 16; Sachſen B.G.B. 8 254; Defterreih A.B. G. B. 
8 254. 

18 1. 20 pr. D. 41. 1; Exner, Tradition 58, 32. Eine Ausnahme ift 
in dem Rechtsgebiet des gemeinen Rechts nach denjenigen Statuten begründet, 
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oder der Tradent nachträglich Eigenthümer wird !5, oder von dem 
Eigenthümer beerbt wirb !*. 

Ausnahmen find begründet: 

a. Gemeinrechtlich und nad Preußiſchem Recht wird burd 
Beränßerungen bes Fisfus Eigenthum auch an folden Saden 
übertragen, die nicht in feinem Eigenthum ftehen !”. Das Gleiche 
gilt gemeinrechtlich für Veräußerungen des Negenten und feiner 
Gemahlin ’®; 

b. für BVeräußerungen von Waaren oder beweglichen Sachen 
durch einen Kaufmann in feinem Handelsbetrieb, an welden, in: 
foferne fie nicht geftohlen oder verloren waren, der reblide Er: 


welche nad dem Grundſatz Hand muß Hand mahren die Vindikation von 
Mobilien gegen den gutgläubigen Erwerber ausſchließen unten 8 262, 6, 
welcher Grundſatz durch das D. 9.8.8. für den Handelsverkehr unten Note 
19 und theilweife im Defterreichiihen Recht angenommen ift unten Note 22. 

“1.984 D. 41. 1; Windſcheid $ 172, 3. 

15 Sachſen 8.9.8. 8 254. Dem Erwerber fteht die exceptio doli gegen 
den Trabenten zu ber bie frühere Uebertragung nicht anerkennen will 1. 17 
D. 21. 2; 1.1 pr. D. 21. 8; 1.17 D. 28. 5; Windfcheid 8 172, 55 Foͤrſter 
Eccius 8 178, 16. 

1,738 D. 21.2; 1.18 1D. 21. 8; Gefterding, Eigentfum $ 21, 8; 
Windicheib 8 172, 8. 

11.2. 8 Cod. 7. 37; Windfcheib 8 165, 6; Erf, Celle 1849 Sf. V. 
108; Darmftadt 21/2 1852 Sf. IX. 268; Jena 15/8 1856 ©f. XXI. 18. 
Gegen die heutige Geltung erflärt ſich Holzichuher, Theorie 8 32, 20. Die 
Anmwenbbarkeit in Holftein ift beftritten bafür Erk. Kiel 4/8 1860 Sf. XIV. 
207; Glückſtadt 16/4 1852 Anz. 58, 90; dagegen Erf. Kiel 21/11 1846 Sf. 
V. 109. Ausgeſchloſſen ift fte in Bayern Roth, Bayr. C.R. (2) 8 36, 19, in 
Württemberg nach Geſetz 4/3 1873 Lang, Sachenrecht 8 47, 17, und Sachſen⸗ 
Weimar durch Gef. 28/5 1847. Anerlannt ift der Grundfag durch Pr. LM. 
I. 15. 42; Förfter Eccius $ 180, 57. Es iſt bier zwar nur ausgeſprochen, 
daß die Vindikation ausgeſchloſſen fei, allein daß dadurch Eigenthum über⸗ 
tragen mwerbe, wird auch nah Preußiſchem Recht angenommen Dernburg, P. 
BR. I. 8 188, 4; Koch, P. PR. 8 258. In den andern Landesrechten ift 
dieſe Beftimmung nicht angenommen. 

is |, 3 Cod. 7. 87; Erk. Darmitadt 21/2 1852 Sf. IX. 263; Jena 23/2 
1875 Sf. XXI. 13. Die Ausdehnung tft anerfannt in Anhalt SL. f. Thür. 
XXIII. 223. Ausgeſchloſſen ift fie in Bayern für das Rechtsgebiet des Bay⸗ 
tifhen Landrechts Roth, Bayr. E.R. (2) $ 35, 10 und in Württemberg Lang, 
Sachenrecht 8 47, 17. Auch das Preußiſche Hecht Hat bie Ausdehnung ver- 
worfen Koch, B. BR. $ 60. III. Die anderen Landesrechte haben bie Be- 
ftimmung nicht aufgenommen. 
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werber Eigenthum erlangt, auch wenn ber Tradent nicht Eigen- 
thümer war ’°; 

c. für Papiere auf den Inhaber, durch deren Veräußerung 
oder Webergabe der redlihe Erwerber Eigenthbum erhält ?°; 

d. in dem Rechtsgebiet des Preußifhen Landrechts für be- 
weglihe Sachen, bie in einer öffentlichen Verfteigerung erkauft 
worden find, die damit in das Eigenthum des Erwerbers über- 
gehen ?'; 

e. nad Defterreihifhem Recht für den Erwerb bemeglicher 
Sachen in Öffentlicher Auktion, für den Erwerb beweglicher Sachen 
von einem zum Handel mit Sachen diefer Gattung befugten Ge: 
ſchäftsmann und von einem Detentor, der bie Detention der Sache 
mit dem Willen des Eigenthümers begonnen oder fortgeſetzt hat ?*, 
und für den Erwerb von beweglichen Erbichaftsfachen von dem⸗ 
jenigen, dem eine Erbſchaft ausgeantwortet worden ift?®, indem 
in diefen Fällen ber redlihe Erwerber auch durch Mebertragung 
von Seite des Nichteigenthümers Eigenthum erwirbt; 

f. nah Sächſiſchem, Preußiſchem und Defterreihifhem Recht 
für baares Geld und Papiergeld, welches in das Eigenthum des 
redlichen Erwerbers übergeht ?*; 


»9»Dd 9GB. Art. 306; Dernburg, B. BR. I. $ 188, 13; Goldſchmidt, 
Handelsrecht (1) 8 80. Durch Einf. Geſ. zum 9.8.8. 8 30 ift in Bremen 
diefer Grundſatz generalifirt Poſt, BR. IL 1. 8 58, 6. Nach Defterreichifchem 
Recht gilt dieß auch für geftohlene und verlorene Sachen unten Note 22. 

D 9GB. Art. 307; Dernburg, P. BR. I. 8 188, 15; Randa, Ei: 
genthumsrecht 8 13, 40—42 und 45—48. 

1 Pr. L.R. 1.15 42; Er. Münden 29/4 1876 Sammlung v1. 23; 
Sörfter Eccius 8 180, 57. Eine Uusnahme für geftohlene ober verlorene 
Sachen ift hier nicht gemacht. Die Beltimmung Pr. L.R. I. 15. 43, welche 
dieß auf Saden ausdehnt, bie in Läden der Gilde angehöriger Kaufleute ge- 
fauft find, ift durch die Veränderung unferer Gewerbegeſetzgebung binfällig 
geworden Förſter Eccius 8 180, 58. Wuch Hier wird Webergang des Eigen- 
thums auf den Erwerber angenommen vgl. Note 17. 

22 Defterreih A. B.G.B. 8 367; Exner, Tradition 67. Es gilt dieß auch 
für geſtohlene und verlorene Sachen. 

8 Defterreih A. B.G.B. 8 823, 824; Exner, Tradition 69; Randa, Ei- 
genthumsrecht 8 13, 17—85. 

” Sadjen 8.9.8. 8 296; Defterreih 4.8.8.8. $ 371; Goldſchmidt, 8. 
f. H.R. VII. 289; Randa, Eigenthumsrecht 8 13, 37. 39; Br. L. R. I. 15. 
45. 46 Förſter Eccius 8 180, 51. Nach letzterem wird überbieß entgeltliche 
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g. nad der Deutihen Wechjelorbnung wird ber wechſelrecht⸗ 
lich Tegitimirte Inhaber Eigenthümer des Wechjeld, den er in 
gutem Glauben und nicht mit grober Fahrläßigkeit erworben bat *°. 

3. Der Uebergabsvertrag ſetzt Willengübereinftimmung ber 
Contrahenten voraus ?e. Diefe braucht nit ausdrücklich erflärt 
zu werben, es genügt, wenn fie fih aus ben Umftänden ergibt ?”. 
Die Willensübereinftimmung muß fidh erftreden 

a. auf den Gegenftand. Der Wille muß in der Art auf eine 
beftimmte Sache gerichtet fein, daß der Tradent diefe übertragen, 
ber Erwerber diefe nehmen will ?®; 

b. auf die Perfon des Erwerbers, Es ift für den Ueber: 
gabsvertrag nicht wejentlih, daß der Wille des Gebers auf einen 
individuell beftimmten Erwerber gerichtet jei ?°; ſoweit jedoch bie 
Millensrihtung auf eine beſtimmte Perſon geht, wird nur biefer 
Eigentbum erworben °°; 

c. der Uebergabsvertrag fegt einen denſelben vechtfertigenden 
Grund voraus (justa causa traditionis) *!. Weber bie Bedeutung 


Erwerbung vorausgeſetzt. Gemeinrechtlid gilt diefer Grundfag nicht, das 
baare Geld ift vielmehr ber Binbilation unterworfen, folange e8 unterjcheib» 
bar beim Befiber vorhanden ift 1.11 8 2 1. 14 D. 12. 1; Goldſchmidt, 8. f. 
HR. VII. 240, 30; Lang, Sachenrecht $ 58, 1. 

20 D. W. O. Art. 36. 74. 

25 Exner, Tradition 53, 10; die Willensübereinſtimmung muß auf Eis 
genthumsübertragung gerichtet fein Förfter Eccius 8 178, 17; Gruchot VIIL 
425; Bangerom $ 311 Anm. 3 ©. 573; Wächter, Pandelten $ 131, 13. 

7 Windſcheid 8 172, 16; Erner, Tradition 53, 21. 

21.286D. 41. 4; Erner, Tradition 270; Windſcheid $ 172, 14. 

29 Exner, Tradition 53, 278. Es findet dieß Anwendung beim jaetus 
missilium 1.9 87 D.41.1; Erner, Tradition 12, 25; Windſcheid 8 172, 11. 

°°], 52 8 21 D. 47. 1; Windſcheid 8 172, 5; Exner, Tradition 279, 
84. 88; Förſter Eccius 8 178, 20. 

sı 1.81 pr. D.41. 1; Windſcheid 8 172, 5; Exner, Tradition 317—337; 
Bahr. ER. II. 3. 7 Nr. 2; Br. 2.R. I 10. 1. 2 Förfter Eccius 8 178, 7; 
Deiterreih A.B.G.B. 8 424. In Sachſen 8.9.8. 8 258 ift die justa causa 
als Borausfegung des Eigenthumsübergangs nicht mehr aufgeführt. Das 
Preußiſche Landrecht und Defterreichifche G.B. bezeichnen als Titel Vertrag, 
Geſetz und Richterſpruch, vgl. darüber Förfter Eccius 8178, 8; Gruchot, Bei- 
träge VIII. 420. Weber justa causa vgl. Warnkönig, 9. f. C.Pr. VL 111; 
Dernburg, U. f. C.Pr. XL. 1; Strempel, über justa causa 1856 ; Maper, 
bie justa causa 1871; Hofmann, die Lehre vom titulus unb modus acqui- 
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diefer Borausfegung find die Meinungen getheilt je nad Ver: 
ſchiedenheit der Auffaffung der juriftiihen Natur ber Uebergabe. 
Nah der Älteren Meinung ift fie das Nechtsgeichäft, welches durch 
bie Webergabe erfüllt wird? ; nach der Anficht, welche die Ueber: 
gabe als dinglichen Vertrag befinirt, ift fie das Erfennungszeichen 
deö Mebereignungswillens ®®. Der Rechtsgrund kann mit der 
Uebergabe zufammenfallen oder diefer vorausgehen ®*, allein es 
it weder erforberlih, daß der Rechtsgrund an fich begründet fei®>, 
noch daß die Gontrahenten den gleichen Rechtsgrund im Sinne 
haben ?°, und es ift ohne Einfluß, wenn fie hinfichtlich des Nechts- 
grundes in einem Irrthum fich befinden 37, wenn nur ihre Ab- 
ſicht auf Eigenthumsübertragung gerichtet ift ®®. 


rendi 1873. 46 f.; Bernhöft, der Befigtitel im römifchen Recht 1875; Lotmar, 
über causa 1875. 

*2 ©. die oben Note 3 Angeführten vgl. darüber Erner, Tradition 318 f. 

2° Savigny, D.R. II. 259; Warnkönig, X. f. C.Pr. VI. 111; Strempel, 
justa causa 8 22; Windfceid $ 172, 168; Unger, OD. BR. 8 72, 30; Erk. 
Celle 11/12 1877; Sf. XXXIII. 108. Neuerdings definirt fie Exner, Trabi- 
tion 337 negativ al8 das Erforderniß des Nichtvorhandenſeins von Berhält- 
niffen, welche den Eigenthumsübergang verhindern. 

4 Geſterding, Eigenthum 125, 6; Schmid, Handbuch 8 8, 8. 

3 Lang, Sachenrecht 8 47, 28; Förfter Eccins 8 178, 24. 

1.36 D. 41. 1. Die entgegengejebte Enticheidung enthält 1. 18 pr. 
D. 12. 1. Es ift nicht möglich den Widerfpruch diefer Stellen zu löfen, und 
e8 wird daher jet angenommen, daß aus Berjehen die widerjprechenden An⸗ 
fichten von Zulian und Ulpian Aufnahme gefunden haben Brinz, Pandekten 
(2) 8 150, 37; Bangerow 8 311 Unm. 8; |. die Literatur Über dieje Streit- 
frage bei Bangerom $ 311 Anm. 3; Arndts 8 145, 5; Windſcheid 8 172, 
15; Hofmann, zur Lehre vom titulus 91, 77. Ueberwiegend wird jept die 
Anfiht Julians in l. 86 D. 41. 1 als geltend angenommen, fo ſchon von Kreitt- 
mayr, Anm. Sc zu Bayr. L.R. 11. 8. 7; Windſcheid 8 172, 15; Arndts 8 
145, 5; Bangerom $ 311 Anm. 3; Sintenis 8 172, 15; Wächter, W. PR. 
MH. 8 102, 3. Das Gleiche beftimmt Sadhjen B.G.B. 8 256, und ed wird 
für das Preußiſche Recht angenommen von Förfter Eccius $ 178, 23; ebenjo 
für das Defterreihiiche Necht Exner, Tradition 77, 104. Neuerdings ſuchen 
die gegentheilige Unficht zu begründen Hofmann, titulus $ 7, Xernhöft, Be- 
figtitel 64 und für das Defterreichifche Necht Exner, Eigenthumsrecht $ 11, 58. 

21.1581 D. 12. 6; Seuffert $ 132, 4; Erf. Wiesbaden 7/6 1853 
&f. X. 231; Bayr. ER. IL 3. 7 Nr. 5; Förſter Eccius 8 178, 235; Sadjen 
8.8.3. 8 256. 

® Erf. Celle 7/11 1860 Sf. XV. 90; 11/12 1877 Sf. XXXIII. 108; 
Roftod 5/11 1863 Sf. XIX. 122. 
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4. Der Webergabsvertrag kann unter einer Bebingung oder 
Befriftung gefchloffen werden ®?. Beftritten ift, welche Bebeutung 
beim Kaufvertrag die Nebenverabredung des Eigenthumsvorbehalts 
(pactum reservati dominii) *° babe, indem bie einen ihm bie Be- 
deutung einer Suspenfivbedingung *' die andern die einer Refo- 
lutivbedingung beilegen *?, während eine britte Meinung dahin 
geht, e3 komme auf bie Abficht der Bartheien in dem einzelnen 
Fall an *®. 

III. Form. Zur Berfeltion des Webergabsvertrags iſt Be⸗ 
figübertragung an den Erwerber nad den für den Befikerwerb 
geltenden Regeln erforderlich; es ift dieß die zur Perfektion bes 
Vertrags genügende Form**. Die Befigübertragung Tann be— 
ſtehen in Törperlicher Webergabe und Ergreifung *°, Webergabe von 


9 Exner, Tradition 57; Windſcheid 8 172, 17. 

40 Bol. über den Eigenthumsvorbehalt Glück, Commentar XVI. 229; 
Goldſchmidt, HR. 1. 8ı, 29; Leonhardt, zur Lehre von den Rechtsverhält⸗ 
niffen am Grundeigenihum 1843 Nr. 4; Windſcheid 8 172, 18; Regelsberger, 
HR. 8 54 Nr. 5. Für unzuläßig erklären benjelben Württemberg Pf.G. 
Art. 16; Weimar Pf.G. 8 60; Dldenburg Mobiliar Pf.G. Art. 31; Braun- 
ſchweig Mobiliar Pf.G. 8 18. 

1 Schmid, Handbuch 8 8, 77; Bangerow 8 311 Anm. 2; Urndts 8 145, 
6; Wächter, Bandelten 8 131; Randa, Eigentbumsreht 8 11, 29. Dieß ift 
angenommen Bayr. L.R. IV. 8. 10 Nr. 3 Erk. Münden 23/6 1879 Samm- 
fung VII. 329, und Sachſen 8.0.8. $ 292. 

+2 Müller, X. f. C. Pr. X. Nr. 13; Hoffmann, U. f. &.Br. XVII. 254 ; 
Leonharbt, Nechtöverbältniffe 221; Windſcheid S 172, 18a. Dieß iſt ange- 
nommen Pr. L.R. I. 11. 266; Förfter Eccius 8 126, 18. 

Sintenis, E.R. 8 49, 21; Exner, Tradition 57, 29; dieß tft die Stel- 
fung des Württembergifchen Nechts Lang, Sachenrecht 8 48, 4. Die ältere 
Unficht, welche das pactum reservati dominii al8 Borbehalt eines ſpeciellen 
Pfanprechtstitel® auffaßt, ift widerlegt von Leonhardt, Rechtsverhältnifſe 
am Grundeigentum 224 und tft gemeinrechtlich jetzt allgemein aufgegeben f. 
Holzſchuher, Theorie $ 105 Nr. 6; Förfter Eccius $ 126, 28; Regelsberger, 
HR. 8 54, 24. Indeß Hat fie für Immobilien in unferen Hypothekenord⸗ 
nungen vielfältig Aufnahme gefunden vgl. unten 8 299, 25, und gilt für Mo- 
bilien nach Württemberg Pf. E.G. Urt. 16 und Anhalt Mobiliar Pf. &. 8 4. 

“ Winbicheid 8 171, 3; Br. L.R. I. 10. 1; Förfter Eccius 8 178, 4. 7; 
Sadjen 8.9.8. 8 253; Defterreih A.B.G.B. 8 425. 

#6 Diefe kann beftehen in Törperlicher Uebergabe bes Tradenten oben 
8 227, 67, ober in einem Geftatten der Befigergreifung durch den Erwerber 
oben $ 227, 56; Schmid, Handbuch 8 8, 42; Windſcheid 8 172, 20, 
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kurzer Hand *°, Webergabe dur Constitutum possessorium *7, 
und in der Erklärung des Tradenten, daß der bisherige Befiter 
nunmehr Eigenthümer ſei *®°. 

IV. Wirkung. Mit der Tradition geht das Eigenthum 
der Sade auf den Erwerber über, gemeinrehtlih jedoch nicht 
immer beim Kauf, indem bis zu erfolgter Zahlung bes Kauf: 
preijeg das Eigentbum dem Tradenten bleibt, wenn nicht ber 
Kaufpreis creditirt oder für die Zahlung Sicherheit angenom: 
men it”. Die neueren Landesrechte haben dieſen Grundfag 
nicht anerkannt °°. 

Abweichend von den aufgeführten Grundſätzen beftimmt das 
franzöfifhe Recht, daß das Eigentbum an Mobilien mit der Per- 
feltion des Vertrags übergeht 5! ohne daß Tradition erforderlich 
wäre. Die Tradition gewährt nur ein Vorzugsreht dann, wenn 
jemand ein Fahrnißſtück zweien Perfonen nah einander zugefagt 
Hat, indem bier derjenige Eigenthum erwirbt, der in ben wirk⸗ 
lichen Beſitz der Sache geſetzt ift °?. 


“0° Schmid, Handbuch 8 8, 38; Windicheib 8 172, 21. Vgl. oben 8 227, 65. 

7 Schmid, Handbud 8 8, 39; Windſcheid 8 172, 21. Bgl. oben 8 227, 57. 

“1.21 8 1 D. 41. 1 Exner, Tradition 21. 72. 86; Gefterding, Eigen- 
thum 8 22, 2; Windicheid 8 172, 22; Erk. Münden 7/11 1877 Sammlung 
VIL 15. 

4 8 41 Inst. 2. 1; 1.19. 53 D. 18. 1; Cropp in Heife und Eropp I. 
425; Erner, Tradition 338; Bayr. L.R. IV. 3. 10 Nr. 6. 

6° Er ift befeitigt in Preußen Förſter Eccins $ 125, 75; Dernburg, P. 
BR. I. 8 288, 14; Sachſen 8.8.8. 8 1094; Defterreih A.B.G.B. 8 1068; 
Nanda, Eigenthumsrecht 8 11, 28 und für Mobilien in Württemberg Bf. E.G. 
Art. 16; Lang, Sachenrecht 8 47, 34. 86; Weimar Pf. ©. 8 60; Oldenburg 
Mobiliarpfandgejeg Art. 31. 

510,0. Art. 711. 1138, 15835, Zachariäà 8 180, 1; Aubry 8 174, 1. 

52 G, c. Art. 1141; Zacharia 8 180, 5; Aubry 8 174, 7. Die Aus⸗ 
fchließung der Vindikationsklage gegen den gutgläubigen Erwerber von Mo- 
bilien, welche nicht verloren oder geftohlen find, hat nad franzöſiſchem Recht 
für diefe die Wirkung des Eigenthumserwerbs vgl. unten $ 262, 24. 


Roth, Deutfäeh Privatrecht, LEI, 20 
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Abtheilung 2. 
Eigenthumsübertragung an Immobilien. 
g 250. 


Aleberſicht. 


Nach dem Deutſchen Recht war der Grundſatz, daß die Ueber⸗ 
tragung von Grundeigenthum durch ein Geſchäft unter Lebenden 
einen Formalakt (Auflaſſung) vorausſetze, von jeher anerkannt ?. 
Diefer geftaltete ſich jedoch nad der Zeitfolge ganz verſchieden, 
weßhalb die einzelnen Perioden zu unterſcheiden find. 

In der älteren Zeit vor der Veriode der Rechtsbücher erfolgte Die 
Webertragung des Eigenthums an Grundftüden in zwei Handlungen, 
traditio (Sala) und investitura.. Die Sala tft der Veräußerungs- 
vertrag nämlich die vor Zeugen? urfprünglid auf dem Grunb- 
ſtück ſelbſt? unter Anwendung von Symbolen abgegebene Erflä- 
rung des Veräußerers, daß er das Eigenthbum übertrage; bie 
investitura ift die Einweifung in ben Befiß, melde gleichfalls 
unter ſymboliſchen Formen auf dem Grunbftäd jelbft vollzogen 
wurde *. Urfprünglich war die Inveſtitur eine reale, regelmäßig von 
der Sala zeitlich getrennt; feit Mitte des 9. Jahrhunderts wurde 


ı Für bie geſchichtliche Entwicklung ift jet maßgebend die bahnbrechende 
Darftellung von Stobbe, die Auflaffung des deutſchen Rechts in Ihering, Jahrb. 
XII 188—272; die Literatur ift vollftändig zufammengeftellt bei Stobbe, 
BR. 8 94, 1. Anzuführen find namentlich Albrecht, Gewere 63—78; Beſeler, 
E28. I. 19-47; Sandhaas, germaniftiihe Abhandlungen 1—77;, Laband, 
vermögensrechtliche Klagen 1869; Sohnt, zur Geſchichte der Auflafiung 1879; 
Randa, Eigenthumsrecht $ 18. 

2 Die traditio erfolgte auch fchon in der älteren Zeit zuweilen in Der 
Gerichtsverfammlung, ed war dieß jedoch nur fakultativ. Die ältere Meinung, 
melde ſchon für die ältefte Beit behauptet, daß die Auflaffung nothwendig 
eine gerichtliche fein mußte, ift zuerit von Beſeler, E.8. I. 1947 widerlegt 
und jet allgemein aufgegeben Stobbe, Auflafjung 144. 

2 &3 finden ſich indeſſen jchon in biefer Zeit Häufig Fälle, in welchen bie 
traditio in der Kirche bei einer Vollsverſammlung oder vor Gericht vorge⸗ 
nommen wurde Gtobbe, P.R. 8 94, 11. 12, 

* Die Inveftitur enthält die Auflaffung , indem dabei der Befitverzicht 
mit Halm und Mund (exfestucatio resignatio) ausgefproden wurde Stobbe, 
PR. 8 94, 5; Sohm, Auflafjung 86. 

° Wurde die traditio auf dem Grundſtück felbft vorgenommen, fo bildete 
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mit der Sala eine ſymboliſche Inveſtitur verbunden, indem der 
Beräußerer unter den für die investitura üblichen Formen den 
Auflaffungswillen erklärte. Ob das Eigentbum ſchon durch die 
Tradition oder erft mit der Inveſtitur auf den Erwerber über: 
gegangen fei, ift bejtritten ”. 

Bur Zeit der Rechtsbücher war zwar der Grundfag, daß bie 
Hebertragung von Grundeigenthum Auflafjung vorausjeße unver: 
ändert erhalten, allein dieſe geftaltete fich infoferne nach Gegenden 
verfchieden, als in einzelnen Rechtsgebieten die gerichtlihe Auf- 
laſſung fi ausbildete, während in anderen die außergerichtliche 
Auflaffung erhalten blieb. Der Grundſatz, daß die Auflafjung 
zu ihrer Giltigkeit einen Gerichtsakt vorausſetze, war indefien nicht 
einmal in dem Nechtsgebiet des fächfiichen Rechts allgemein ans 
erlannt ®; in ben Rechtsgebieten der anderen Stammesrechte war 


die investitura mit ihr einen einheitlichen Alt; allein dieß mar nicht der 
Regelfall oben Rote 3. 

° Sohm, Auflaffung 90. Eine befondere Art ſymboliſcher Inveſtitur war 
die Mebertragung durch Uebergabe ber Verfäußerungsurkunde Stobbe, BR. 
8 94 Rr. 3. 

? Die letztere Anſicht war früher vertreten von Albrecht, Gewere 65 und 
Sandhans, Abhandlungen 52. Dagegen laſſen Beleler, BR. 8 90, 5 und 
Stobbe, Auflaffung 161 B.R. 8 94, 15 ſchon mit der traditio das Eigenthum 
übergehen, während Sohm Wuflafjung 100 dieß nur für die Sala mit ſym⸗ 
boliſcher nicht für die Sala mit realer Inveſtitur zugeben will. 

s Früher wurde auf Grund der Beſtimmung Sip. I. 52.1 angenommen, 
daß nad Sächfiſchem Recht zur Zeit der Rechtsbücher Eigenthum an Immo—⸗ 
bilien nur durch gerichtliche Huflaffung im Echteding übertragen werden konnte 
Beſeler, E&.8. 1. 43. 59. Ullein dieß entbehrt der Begründung. Zuerſt wurde 
von Laband vermögensrechtliche Klagen 305—819 nachgewieſen, daß die ge- 
richtliche Auflaffung auch in Sachſen nicht allgemein die Boraudjegung ber 
rechten Gewere gebildet habe, dieſes vielmehr nur nach einzelnen Rechten der 
Fall gewejen fei, und es ift dieß von Bulowius, utrum ad dominium rerum 
immobilium transferendum secnndum jus Saxonicum medii aevi resignatione 
sollenni in judicio facta opus fuerit 1870 im Einzelnen weiter ausgeführt. 
Sn der Hauptjadhe ftimmt damit Stobbe, Auflafjung 167-179 überein, in« 
dem er zugibt, daß in einer Reihe von Städten des ſächſiſchen Rechtsgebiets 
die rechte Gewere nachweisbar auch ohne gerichtlihe Auflafjung entjtehen das 
Dingliche Recht aljo Durch einen Privatakt übertragen werden konnte. Neuer- 
dings hat Sohm, Fränkiſches Recht 41 |. die gegentheilige Anficht wieder zu 
begründen gejudt, ohne daß mir Dadurch die Ausführung von Laband und 
Stobbe widerlegt ſcheint. Ich muB namentlich darauf hinweiſen, daß in ben 

20* 
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er nur vereinzelt durchgedrungen °. Die gerichtlide Auflaffung 
findet fih in diefer Zeit in doppelter Form, theils durch Erflä- 
rung des Autors, daß er fein Recht auf ben Erwerber übertrage 
und gerichtliche Betätigung '°, theil® durch Mebertragung des €Ei- 
genthums auf den Richter und Rüdübertragung von Seite des 
legteren auf den Erwerber !!. Die gerichtliche Auflaffung, bie 
uriprüngli immer bei dem Gericht der gelegenen Sache vorge: 
nommen werben mußte !?, Tonnte jpäter auch vor dem Stadtrath 
erfolgen !®, und wurde, mo foldhe beftanden, in die Stadtbücher 
eingetragen !*. Sie bewirkte Eigenthumsübergang auf den Er: 


Mechtögebieten, in welchen ber Sſp. noch geltendes Recht war, wie in Kur- 
fachfen, das Erforderniß der gerichtlichen Auflaffung im 17. Jahrhundert nicht 
allgemein anerfannt war, und daß es in Holftein im Rechtsgebiet des ſäch⸗ 
ſiſchen Rechts ganz befeitigt wurde. 

° Die Beftimmungen des Dfp. 25 und Swſp. 22, ſowie des Kl. Kayfer- 
recht3 II. 92 laſſen entnehmen, daß das Erforderniß gerichtlicder Auflafjung 
zur EigenthHumsübertragung nad) der Meinung der Berfafjer nicht anerkannt 
war Stobbe, Auflafjung 179. Entjcheidend tft, daß fich in ſüddeutſchen Stabt- 
rechten die gerichtliche Auflaffung nur ganz ſporadiſch findet, fo in München 
und Bamberg Stobbe, Wuflafjung 181, 112. 113, daß vielmehr zahlreiche 
Beugniffe für die Zuläßigkeit außergerichtliher Auflaffung vorliegen Stobbe, 
Auflaffung 180, 108 f., Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 17. 18, und daß das 
in Süddeutſchland weit verbreitete Inſtitut der rechten Gewere dort nirgends 
gerichtliche Auflafiung zur Vorausſetzung Hatte Laband, vermögendrechtliche 
Klagen 313, 55. 

10 Ueber das Verfahren vgl. Stobbe, Auflaffung 188—198 und B.R. 
8 94, 21-23. Es findet ſich diefe Form namentlih in dem Magdeburger 
Stadtrecht mit jeinen Töchterrechten und einer Reihe von oftfälifchen und 
weitfälifchen Stadtrechten Stobbe, Auflafjung 178. 179; Laband, vermögens- 
rechtliche Klagen 315—320. 

it Stobbe, Auflafjung 193—199 und PR. 8 94, 24. Dieß ift die Grund⸗ 
lage der noch in dem jpäteren ſächſiſchen Recht erhaltenen Allodialinveftitur 
vgl. unten $ 258, 5. Sie findet ſich früher auch in Frankreich in ben fog. 
pays de nantissement unten Note 59, 

2 Stobbe, Auflafjung 183, 118. 119. 

ꝛ An vielen Orten wurde die Competenz auf den Stabtrath übertragen, 
an anderen Orten hatte er eine mit ber die Gerichte concurrirende Eompe- 
tenz Stobbe, Wuflafjung 183 —188. 

Stobbe, Auflafjung 205—208. Die Eintragung lieferte vollen Beweis 
der Auflafjung; nad einzelnen Nechten war ber Eigenthumsübergang von der 
Eintragung bedingt Stobbe, Auflafjung 208 und P.R. 8 94, 28. 
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werber und Anfpruh auf Befibeinweifung ’. In denjenigen 
Nechtögebieten, in melden das Erforberniß der gerichtlichen Auf: 
laffung nicht ausgebildet war, erfolgte die außergerichtliche Auf: 
laſſung vor Zeugen !®, oder auch durch Ausftellung von Urkunden 7, 
Der Rechtszuſtand in Deutſchland war demnach ſchon zur Zeit 
der Reception des römischen Rechts ein zerflüfteter, indem inner: 
halb des Rechtsgebiets deſſelben Stammesrechts theils die gericht- 
lihe Auflaſſung theils die außergerichtlihde Auflaffung geltendes 
Recht war '®, 

Mit Neception des römischen Rechts wurden im Allgemeinen 
die Grundſätze deſſelben auch für die Eigenthumsübertragung von 
Smmobilien maßgebend ’°. Zmar blieb auch jetzt das ältere Recht 
in manden Rechtsgebieten erhalten 2°, namentlich da, wo es durch 
gefegliche Feftftelung ?? oder durch Einführung von Grundbücdern 
gefidert war ??; aber auh da, wo das Auflafjungsprincip dem 
gemeinrechtlihen Traditionsprincip hatte weichen müflen, hatte das 
legtere durch die Gefeßgebung mannigfahe Mopififationen erfah- 
ren, indem durch diefe vielfah Formvorſchriften für den der Tra— 
bition zu Grund liegenden Veräußerungsvertrag gegeben wurden, 
deren Beobahtung nah manchen Rechten die Vorausſetzung der 
giltigen Tradition bildete ?°, während nad) anderen bieß allerdings 
nicht der Fall wart, 


16 Der Erwerber hatte Aufpruch auf Befiteinweifung Stobbe, PR. 8 94, 
tonnte ſich aber auch felbft in den Beſitz ſetzen Stobbe, Auflaſſung 199. 
10 Stobbe, Auflaffung 180; Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 17. 

ıT Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 18. 

18 So im Nechtögebiet des Sächſiſchen Rechts Stobbe, Auflaſſung 178. 
10 Stobbe, Auflafjung 212. 282. 

2° S. die Ueberficht bei Stobbe, Auflafjung 229. Es gilt dieß nur für 
bie gerichtliche Auflaffung; die außergerichtliche Auflaffung wich nad Mecep- 
tion des römifchen Rechts der Tradition. 

2 Es war bieß namentlich ber Fall in Lübel und Hamburg, Ehurköln 
und Jülich⸗Berg Stobbe, Auflaffung 229. 230. 

22 3. 8. in Münden, wo der Beftand ber Grundbücdher der Negelung 
durch die Gefeggebung lange vorangieng Roth, Bayr. ER. (1) 8 176, 29. 

23 Es gehören dahin die unten 8 258, 13 aufgeführten Statuten, nad 
melden die Tradition nur auf Grund eines gerichtlich beftätigten Vertrags 
giltig vorgenommen werden kann Stobbe, Auflaffung 227, 242. Auf diejem 
Standpunkt fteht noch jetzt das Bayriſche Recht unten $ 256. 

” Stobbe, Auflafjung 224. 227; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 136, 50. 51. 


23 


= 
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Erft feit der Mitte des 17. Jahrhunderts trat eine rüdläu- 
fide Bewegung ein, welche die Wiederheritellung des Auflaſſungs⸗ 
princips einleitete ?°, wobei fih für die Auflafjung vier Haupt 
formen ausbildeten, die gerichtliche Auflaffung im eigentlichen Sinn 
(Berlaffung) ?°, die Alodialinveftitur ?7, die gerichtliche Vertrags⸗ 
beftätigung ?®, und bie Eintragung in das Grundbuch ?°. Durch bie 


2° Bon weſentlichem Einfluß war die ſächſiſche Gejebgebung, welche durch 
Dec. 61. von 1661 die in der Praxis beftehbende Meinungsverjchiedenheit da- 
Bin beſchied: „daß Hinfüro eine Ertrajudicialübergadbe und Einräumung eines 
unbewegliden Stüd Gutes nit für nenugfam zu halten, fondern nad üb- 
lichem Gerichtsgebrauch und Art zu reden die Lehen auf vorgehenbe bed vo⸗ 
rigen Poſſeſſores Auflafjung vermittelt des Lehenheren auf dem Land und 
in Städten gerichtlich erlangt werben ſolle.“ Dieſes Vorgehen ber jächfiichen 
Geſetzgebung war von Einfluß auch auf die PBreußifche Gejebgebung Dern- 
burg, B. PR. I. 8 190, 8. Das Edikt 28/9 1693 für die Städte Cölln und 
Berlin machte die Giltigleit jeder Befigveränderung fogar der erbrechtlichen 
bon der Eintragung in das Grundbuch abhängig. Ebenfo war in dem Lande 
recht für das Königreich Preußen die Eintragung von Immobiliarveräuße⸗ 
rungen in das Grundbuch vorgefehen. In der Hypotheken- und Konkursord⸗ 
nung von 1772 wurde bei Veräußerungen bie Eintragung bes Befigtitel$ bei 
Strafe der Nichtigkeit vorgefchrieben; das Gleiche gejchah in der Hypotheken⸗ 
ordnung 4/8 1750 8 4. In der HYypothefenorbnung 20/12 1783. II. 55 und 
99 enblich war die Erwerbung bed Eigenthums von ber Eintragung in das 
Hypothekenbuch abhängig gemacht, und der hier eingetragene für den wahren 
Eigenthümer erklärt. Erft duch die Beftimmung Pr. ER. J. 10.1 nud L 
11. 124—126, daß zur Erwerbung des Eigenthumes Tradition erforderlich 
jei und die Anwendung die diefelbe in ber Praxis fand, wurde die Rüdtehr 
zum Xraditionsprincip herbeigeführt; vgl. über dieſe Entwidlung Achilles, 
Gel. 51; Stobbe, Auflaffung 244. 

20 Es ift dieß die Form, welche der Geftaltung der gerichtlichen Auflaſ⸗ 
fung in der Periode der Nechtöblicher entipricht, und bie zulegt in den Hans 
featifchen und Mecklenburgiſchen HD. erhalten war. Vgl. unten 8 258, 2. 
Dadurch daß fie in ber Hauptſache durch die neue Preußiſche Grundbuchge⸗ 
jeggebung aboptirt worden ift, ift fie neuerdings zu der in Deutſchland herr- 
{chenden geworben. 

27 Es ift dieß die Form, die für das fächfiiche Necht durch Dec. 61 von 
1661 anerkannt wurde und bis zur Umgeftaltung durch die Gejeßgebung von 
1843 in Sadfen und den fächfifchen Herzogthümern geltendes Necht war vgl. 
unten $ 258. II. Sept ift biefe Form in keinem Landesrecht mehr vorhanden, 
ba fie überall durch Eintragung bes Veräußerungsvertrags in das Hypothe⸗ 
kenbuch erfebt ift. 

20 Bgl. unten 8 258, 13. Diefe Form unterjchieb ſich dadurch, daß der 
obrigkeitlichen Betätigung des Vertrags die Wirkung der gerichtlichen Auf⸗ 
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Geſetzgebung der neueſten Zeit endlich bat fi nicht nur das 
Rechtsgebiet der gerichtlihen Auflaffung weſentlich erweitert ®°, 
jondern diefe auch auf zwei Formen zurücgeführt, die Auflaffung 
durch Conſens ®! und die Auflaffung durch Eintragung des Ver⸗ 
äußerungdvertrags in das Grundbuch 22. Dagegen ift das Tra- 
bitionsprincip nur in wenigen deutſchen Landesrechten erhalten ®>. 
Völlig verſchieden von ber in Deutſchland ift die Geftaltung ber 
Eigenthumsübertragung von Immobilien in Defterreih 3*, ſowohl 
was den äußeren Berlauf als was den Inhalt der Rechtsent⸗ 
widlung betrifft. Während dag deutſche Rechtsinftitut, urſprüng⸗ 


lafjung beigelegt wurde Stobbe, Auflafjung 226, 241. Seht findet fich diefe 
Form nicht mehr. 

0 Dieſe Form gilt jeht in dem einen Theil ber Landesrechte unten 
Rote 82. Sie findet fih ſchon im vorigen Jahrhundert, z. B. in den ver- 
ſchiedenen Preußiſchen Hypothekenordnungen, welche die Wirkung des Ber- 
äußerungsvertragd von der Eintragung in das Grundbuch abhängig machten 
oben Rote 25. 

so Seit der Durchführung der Preußiſchen Grundbuchgeſetze ift bie ge: 
richtliche Auflafjung in zwei Drittheilen bes Nechtögebiets in Deutichland 
geltendes Necht geworden vgl. oben $ 253, 1. 

2ı In der Hauptjache ftimmt das Syitem des Preußiſchen Eigenthums- 
erwerbsgeſetzes mit dem in den Hanfeftäbten und ber Medlenburgiichen Stadt- 
buchordnung geltenden überein, und kann demnach als das Syitem der Auf: 
loffung durch Conſens bezeichnet werden vgl. unten 8 258. I. und 8 260, 
4—29. Das Rechtsgebiet der Auflaffung dur Conſens ift Dadurch das aus- 
gebehntefte, indem e3 nach dem Bevölkerungsſtand von 1880 etwa 25 Mil- 
lionen Einwohner aljo 5/6 des ganzen Rechtsgebiets der gerichtlichen Auf⸗ 
laſſung umfaßt. 

ↄ22 Es ift dieß das fog. Legalität3princip das in den unten 8 260, 30-38 
aufgeführten Rechten zur Unwendung kommt, Die dazu gehörenden Rechte 
haben ein Rechtögebiet von beiläufig 5 Millionen Einwohner, aljo ein Sechätel 
des ganzen Rechtsgebiets der gerichtlichen Auflafſung. 

ss Bol. unten 8 256. Das Rechtsgebiet des Trabitionsprincipd umfaßt 
eine Bevölkerungszahl von etwa 6,700,000 Einwohnern. 

Bol. Randa, Entwidlung der öffentlichen Bücher in Vefterreih in 
Gränhut, Zeitſchrift VL 81 folg. und Randa, Eigenthumsrecht 8 18. Es 
find dieß erſchöpfende Darftellungen der Entwidlung, deren Berlauf bisher 
in Dentihland wenig berüdfihtigt wurde. Die Darftellung im Eigenthums- 
recht 8 18 ift größtentheils dem YAuffab in Srünhut VL 81 entnommen. Die 
Literatur über das Landtafelwejen gibt Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 3. 
Die Darftellung von Randa ift in einzelnen Punkten angefochten von Czylharz, 
zur Sefchichte des bücherlichen Befiges in Grünhut, Beitichrift X. 263 folg. 
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lich im Grundprincip einheitlich geftaltet, im Mittelalter in zahlloſe 
Statuten zerflüftet mit Reception des römischen Rechts größten: 
theil3 von diefem verdrängt, und erft in neuefter Zeit durch Die 
Preußiſche Gejeßgebung für den größeren Theil von Deutihland 
wieder bergeftelt wird, bat ſich das Oeſterreichiſche Grundbuch⸗ 
recht von einem Gentralpunft aus über die ganze Monarchie ver: 
breitet in der Geftaltung, die es in dieſem Gentralpunft erhalten 
hatte. Seinem Anhalt nach unterfcheidet fih das Oeſterreichiſche 
Grundbuchrecht Thon in feiner früheren Geftaltung daburd von 
dem deutſchen Inſtitut, daß es ſchon in feinen erften Anfängen 
das Schwergewicht nicht auf die Auflaffung fondern auf die Ein- 
tragung legt, für welche fih jehon im 14. Jahrhundert bie Prin⸗ 
cipien ausgebildet finden, welde in ber beutfchen Gejebgebung 
erit in einem verhältnigmäßig fpäten Stadium zur Anerkennung 
gelangen ®°. Den WMittelpunft der NRechtsentwidlung bildet bag 
Inſtitut der Landtafeln, das fih zunähft in Böhmen Mähren 
und Defterreihifchichlefien ausbilbete?®. Die Böhmiſchen Land: 
tafeln waren urjprüngli bei den Gaugerichten geführte Samm- 
lungen von Gerichtsaften 7, feit der Mitte des 13. Jahrhunderts 
wurden fie zugleich das Grundbuch für alle freien Güter??. Seit 
Mitte des 14. Jahrhunderts Tonnten Eigentbum und dingliche 
Rechte an freien Gütern nur durch Eintragung in die Lanbtafel 
erworben werden’. Die Eintragung erfolgte nach chronologiſcher 


» Das Böhmifchmährifche Necht Hat fchon in der Mitte des 14. Jahr⸗ 
hunderts das Princip der Publicität und Specialität vollftändig durchgeführt 
und die publica fides ber Landtafel anerkannt unten Note 41—47. 

Die Entwicklung der Böhmifchen Landtafel zum Grundbuch ſetzt Randa 
in die Mitte des 13. Zahrhunderts, während Czylharz und Krasnopolski bie 
materielle Bedeutung des Eintrags erft in einer [päteren Beriode anerkennen 
wollen Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 28. In Mähren und Oeſterreichiſch 
Schleſien findet fi die gleiche Einrichtung wie in Böhmen, und es ift in 
Mähren die conftitutive Bedeutung ber Eintragung feit 1359 allgemein au⸗ 
erfannt vgl. Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 28 und 88—41. 

°7 Es wurden hier bie Hauptergebnifie der Proceſſe eingetragen Rande, 
Eigenthumsreht $ 18, 31. Ebenfo dienten fie auch al3 Archiv für die wich⸗ 
tigften StaatZalte und blieben dieß bis in das 17. Jahrhundert Randa, Ei- 
genthumsrecht 8 18, 37. 

3° Später wurden bie Landtafeln nur für bie ftändifchen Güter geführt 
Randa, Eigenthumdrecht 8 18, 82. 

Far Mähren ift dieß durch die Landtafelinftruftion Carl IV. von 
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Heihenfolge *° in der Regel unter beftimmter Angabe der Grund: 
ſtücke (Specialität *') und des Rechtsgeſchäfts“ auf perfönliche 
Erklärung der PBartheien *? vor dem verfammelten Landrecht **, 
und fette Prüfung des Dispofitionsrecht3 des Veräußernden und 
des Rechtstitels voraus *®. Die Eintragungen genoßen öffent: 
lihen Glauben *° und waren formell unanfechtbar 47. Die materielle 
Ungiltigfeit fonnte binnen 3 Jahren und 18 Wochen von der In⸗ 
jEription an vermittelft der Odporklage geltend gemacht werben *®. 
Die Einrihtung ber Landiafel wurde im 15. und 16. Jahrhun⸗ 
dert wenig geändert *°. Eine wejentliche Umgeftaltung erfuhr fie 
im 17. Jahrhundert durch Zulafjung der Eintragung auf Grund 
der Borlegung von Urkunden ohne perfönliches Erfcheinen ber 
Beteiligten 5° und Ende bes 18. Jahrhunderts dur Einführung 
des Hauptbuchg 51. Geit der Mitte des 18. Jahrhundert? wurde 


1359 außer Zweifel geftellt Czylharz in Grünhut X. 272, 9; Randa, Eigen- 
thumsrecht 8 18, 4. Da in diefer auf bie böhmijche Obſervanz Bezug ge- 
nommen ift, fo nimmt Randa an, daß aud in Böhmen in diefer Zeit der 
Eintragungszwang anerlannt gewejen jei, was von Underen in Bmweifel ge: 
zogen wird, fo von Czylharz in Grünhut, 8. X. 269. Aa. 

“0 Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 49. 

“1 Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 48. Es kommen jedoch auch General⸗ 
verpfändungen vor. 

2 Dem Eintragungdzwang unterlagen Beräußerungen und Berpfändungen 
von Immobilien und auf folche bezüglicde Iebtwillige Verfügungen Randa, 
Eigenthumsrecht 8 18, 44. 

ss Urkunden und Stellvertreter waren urjprünglich ausgeſchloſſen Randa, 
Eigenthumsrecht 8 18, 50. 

Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 51; fpäter trat an befien Stelle ber 
Landtafelbeamte. 

 Nanda, Eigenthumsrecht 8 18, 52. 

““ Die Landtafeln waren für Jedermann zugänglich Randa, Eigenthuns- 
redht 8 18, 43. Daher konnte fi niemand mit Unfenntniß des Inhalts ent- 
ſchuldigen Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 45. 

47 Es galt der Grundſatz: Niemand kann die Landtafel überweijen, d. h. 
Beugenbeweis dagegen war außer im Fall der Fälſchung ausgeſchloſſen Randa, 
Eigenthumsrecht 8 18, 46. 

“8 Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 47. 

Randa, Eigenthumsrecht 8 18 ©. 371. 

so Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 55. 

51 Es erfolgte dieß durch das für Böhmen und Mähren erlaſſene Land⸗ 
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das Inſtitut der Zandtafeln in den meiſten öfterreihiichen Kron⸗ 
ändern durch befondere Gejege eingeführt °?, und wurbe bamit zu 
einem in dem größten Theil von Defterreih geltenden Rechtsin⸗ 
ftitut, deſſen Beftand auch duch das A.B. G. B. beftätigt wurde ®®. 
Die Landtafeln wurden in Böhmen, Mähren und den meiften 
Kronländern mit Landtafel=- Batenten für die ftändifhen Güter 
geführt. Für die Führung der Stabtbücher für den ſtädtiſchen 
Grundbefiß ®* und der Grundbücher für den nicht Tanbtäflichen 
ländlichen Grundbeſitz °° galten in ben meiften Kronländern be- 
\ondere Beftimmungen °°. Die der Landtafelgefeßgebung zu 
Grund liegenden Principien find in der Hauptſache in bie 
Grundbuchgefeggebung vom 25. Juli 1871 übergegangen, fo 


tafelpatent 22/4 1794. Bis dahin waren nur fog. Snftrumentenbücher ge- 
führt. In dem neu eingeführten Hauptbuch wurde der Eigenthums- und La» 
ftenftand für jedes Gut überfichtlich zufammengeftellt. 

ca Das erfte diefer Lanbtafelpatente ift vom 15/3 1730 für Steiermarf, 
das letzte 27/9 1790 für die Bulowina Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 65. Nicht 
eingeführt wurde das Lanbtafelinftitut in Tirol, Salzburg, Iſtrien und Dale 
matien Rande, Eigentfumsrecht 8 18, 70. Die für die einzelnen Kronländer 
erlafienen LZandtafelpatente fchloffen ſich an die böhmiſch⸗mähriſche Geſetzge⸗ 
bung an, beren Beitimmungen fie zum Theil wörtlich wiedergeben Ranba, Eigen- 
thumsrecht 8 18, 65. Das für Böhmen-Mähren erlaflene Lanbtafelpatent 
22/4 1794 fand auch in den anderen Kronländern, für welche Landtafelpatente 
erlaffen waren, fubfidviäre Anwendung Randa, Eigenthumsrecht 8 13 nad 
Note 58, 

18.5.8. 8 446. 

5 An Böhmen galt in den Stäbten mit fächftihem Recht urjprünglich 
das Princip der gerichtlichen Auflaffung, und es war damit nicht durchgängig 
Eintragung in das Stadtbuch verbunden Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 78—89. 
Erit im 15. und 16. Jahrhundert wurde in ben böhmiſch⸗mähriſchen Städten 
die Führung von Stadtbüchern, die nach Art der Landtafeln eingerichtet waren, 
gewöhnlich Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 95. In den anderen Kronländern 
wurden vor Einführung der Landtafeln nur vereinzelt Stadtbücher geführt 
Randa, Eigenthumsrecht 8 18, 9E—101. 

55 Diefe hatten mehr lokale Bedeutung. In Ober- und Nieberöfterreidh 
wurden fie Gewähr- und Satzbücher, in Böhmen und Mähren Urbarien oder 
Grundbücher genannt vgl. Randa, Eigenthunsrecht 8 18, 102—116. 

56 Mit Einführung der Lanbtafeln wurden in ben einzelnen Kronländern 
vielfältig allgemeine Anordnungen über die Führung der Stadt- und Grund⸗ 
bücher erlafien Randa, Eigenthumsrecht 8 18 nach 110. 
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daß die letztere als Fortbildung der erfteren anzufehen ift 5”. 
Nah dem Hecht vor der Revolution galt in dem größten Theil 
von Frankreich auch in demjenigen des Gewohnheitsrechts der rö⸗ 
milch rechtlihe Grundfag, daß GrundeigenthHum dur Trabition 
übertragen werde °°; nur in einem kleinen Theil den fog. pays 
de nantissement hatte ſich die gerichtlihe Auflafjung und zwar 
in der Form der Mlodialinveftitur erhalten ®. Durch das Zwi⸗ 
ihengefeg 11 Brumaire an. VII, wurde unter Aufhebung des 
Syſtems der gerichtlichen Auflaffung in den pays de nantissement 
und des Traditionsprincips in den übrigen Rechtsgebieten ber 
Grundfa angenommen, daß das Grundeigenthbum unter ben Con⸗ 
trahenten durch Vertrag übergehe; dabei wurde jedoch zur Siche- 
rung der Rechte des Ermwerbers gegen Dritte die Tranftription 
eingeführt. Der C. c. nahm den letzteren Grundjag nur für 
Immobiliarſchenkungen und fideicommiſſariſche Subftitutionen bei 
Immobilien an, während bei Veräußerungen durch läſtigen Titel 
die Tranfkription dem Erwerber nur die Möglichkeit ber Vor: 
nahme des Purgationsverfahrens gewähren follte*!. Neuerdings 
it in dem größeren Theil des Rechtsgebiet? des Franzöfiichen 
Rechts der Grundjag, daß die Wirkung ber Veräußerung gegen 
Dritte von der Tranftription abhängt wieder hergeftellt ©?. 

Für das gegenwärtig in Deutſchland geltende Recht find daher 
drei Syſteme der Immobiliarübertragung das der Tradition, das 
der Tranffription und das der gerichtlichen Auflaſſung zu unter: 
ſcheiden, welchem lebteren das Oeſterreichiſche Recht angefchloffen 
wird. 

5 Das Oeſterreichiſche B. G.B. hat zwar die Benennung Landtafel Stadt⸗ 
buch und Grundbuch im e. ©. beibehalten, allein alle unter die Bezeichnung 
Grundbuch im weiteren Sinne zufammengefaßt und fie den allgemeinen Be⸗ 
fimmungen unterworfen, während nach früherem Recht für die Führung der 
Landtafeln, Stadtbücher und Grundbücher vielfach abweichende Beftimmungen 
galten Erner, HR. ©. 14. 18. 

58 Aubry $ 207, 8. 

5° Badhariä 8 206 ; vgl. über die Allodialinveftitur unten F 258, 5. 

co Zachariä 8 206; Aubry 8 207. 

61 Bol. unten 8 257, 5. 

62 Bol. unten 8 257, 6—8. 
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8 256. 
I. Rechtsgebiet der Tradition. 


Gemeinrechtlich unterfcheidet fih die Eigenthumsübertragung 
von Immobilien nicht von ber von Mobilien, ſodaß die für Die 
legteren geltenden Grundfäße auch für die erfteren maßgebend 
find . Dieß ift jedoch nur in einem verfchwindend Kleinen Bruch⸗ 
theil des gemeinrechtlichen Rechtsgebiet? noch geltendes Recht *, 
denn es bat nicht nur der überwiegende Theil der Landesredhte 
das Trabitionsprincip durch das der gerichtlichen Auflaflung er: 
jest, jondern es haben auch in den größeren Landesredhten, in 
denen daſſelbe erhalten ift?, die gemeinrechtlichen Grundfäge durch 
Tandesgefeglihe Regelung des Uebergabsvertrags vielfältige Mo- 
dififationen erlitten, jo daß die Beftimmungen biefer Landesrechte 
eine gefonderte Darftellung nöthig maden. 


A. Bayern. 


Unter Befeitigung der bis dahin in einzelnen Landestheilen 
in Geltung gewefenen gejeglihen Beftimmungen über die Sollen: 
nifation der SImmobiliarverträge + ift dur das Notariatsgefek 
10/11 1861 ° für alle Immobiliarverträge der Verbriefungszwang 
eingeführt, für welchen folgende Grundfäße gelten: 


1Windſcheid 8 171. 172. 

2 &3 gilt dieß nämlih in Lauenburg Mafcher, Grundbuchweſen 188; 
Homburg Mafcher, Grundbuchweien 208; für allodiale Landgüter in Medien- 
burg-Schwerin und Medlenburg-Strelig Meibom, HR. 8 7. 43; für bie 
Erbpadititellen in den Kloftergütern Dobbertin, Malchow und Nibnig nad 
ber rev. H.O. 8/12 1852 Meibom, HR. 8 1, 87 und 8 2, 44, dann nad) 
dem Recht der Stabt Frankfurt vgl. oben 8 222, 24. Auch nad dieſen 
Landesrechten tft jedoch Eintragung des Eigenthumsübergangs in das Hypo⸗ 
thefenbuch zur Erwerbung der Difpofitionsbefugnig in Hypothekenſachen er- 
forderlih. Es ift dieß namentlih nach Medienburgiidem Recht anerkannt 
Meibom, HR. 8 16, 22. 

° Es find dieß Bayern und Württemberg. Yür Bayern ift eine Aus⸗ 
nahme nur für die Stabt München gegeben, in ber gerichtlichen Auflaffung 
gilt Roth, Bayr. E.R. (1) 8 136, 87. 

* ©. bie Bufammenftellung bei Roth, Bayr. E.M. (1) 8 136, 39 - 48. 

5 Notariatsgejeg 10/11 1861 mit Commentar von Bin in Dolmanın, 
G.G. IL 3. 339 f. und Beilagenheft 1868. 





Trabition 8 256. 317 


1. Dem Berbriefungszwang unterliegen alle Verträge, welche 
bie Befißveränderung oder das Eigenthum unbeweglider Sachen 
oder diefen gleichgeachteter Rechte ſowie über alle Verträge, welche 
binglihe Rechte an unbeweglichen Sachen betreffen. Es gehören 
dahin alle Verträge, durch welche das Eigenthbum an einer unbe: 
weglihen Sache überlaffen wird ’, nicht aber foldhe, welche eine 
Veräußerung nur vorbereiten®, oder die nicht Mebertragung des 
Eigenthbums ° oder nicht Webertragung der unbeweglichen Sade 
als folder bezweden !°. Bei zufammengefehten Verträgen erftredt 
fh der Verbriefungszwang nur auf denjenigen Theil, welcher die 
Eigenthumsübertragung von Immobilien regelt '!. 

2. Die Berbriefung kann nur durch notariellen Alt erfolgen. 
Damit ift die früher in einzelnen Statuten begründete Gompetenz 
der Civilgerichte zur Errichtung derartiger Verträge befeitigt. Eine 
Ausnahme tft nur begründet für die Aufnahme von Vergleichen 
duch das Proceßgericht '*. 


— — 


eNot.Geſ. Art. 14. Bgl. den Aufſatz! Was iſt unter Verträgen, welche 
dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen betreffen im Sinn des Art. 14 des 
Rot-©. zu verftehen? DB. f. RU. XXXI. 369. | 

Es iſt dabei nur auf die Abſicht der Eontrabenten nicht auf die Form 
zu ſehen, in welde die Veräußerung gekleidet if. Nah Erf, Münden 4/5 
1866 BI. XXXI. 381 unterliegt ein Vertrag über Gutszertrummerung und 
nad Erk. 6/6 1865 Bl. XXX. 266 ein auf ein einzelnes Immobile bezüg- 
licher Erbvertrag dem Berbriefungszmang. 

° int, Comment. 481. Nro. 1. Nach Erk. München 2/3 1866 BI. XXXI. 
283 ijt das in einem Berlobungsvertrag gegebene Verſprechen ein Anweſen 
zu erwerben und zu inferiren nad Erk. München 10/12 1864 Bl. XXX. 80 
und 15/5 1868 Bl. XXXIII. 287 der auf Ermwerbung eine® Immobile ge- 
richtete GSejellichaftsvertrag und nah Erk. Münden 28/4 1866 BI. XXXI. 
384 der Vertrag wodurch der Anlauf eines Immobiles vermittelt wird dem 
Berbriefungszwang nicht unterworfen. 

° Daher find Pachtverträge dem BVerbriefungszwang nicht unterworfen 
Zink, Somment. 431 Nr. 1. 

ı Nah Erk. München 18/5 1864 BI. XXX. 94 bedarf der Kaufvertrag 
über ein Gebäude zum Behuf des Abbruchs und nah Erk. Münden 21/8 
1864 und 11/8 1865 Bl. XXX. 867 ber Kaufvertrag über einen Wald zum 
Behuf ber AbHolzung nicht der Verbriefung, da dieje als Verträge über be- 
wegliche Sachen angejehen werden. 

ı1 Binf, Commentar 488 Pr. 10. 

Bin, Gommentar 484, 17; Graf, Commentar III. 175. In Erk. 
Münden 5/3 1864 UI, XXIX. 136 ift ausgeſprochen, daß nad Bayı. G.O. 
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3. Die dem Verbriefungszwang unterworfenen Verträge find 
nichtig, wenn biefe Form nicht beobachtet wird !. Es erftredt 
fih dieß wie auf den Hauptvertrag auf Nebenverträge '*, auf 
nachträgliche Abänderungen 1d und auf den Vertrag in allen feinen 
Theilen. Es Fönnen daher nit einzelne Stipulationen eines 
nicht verbrieften Vertrags deßhalb, weil fie an ſich dem Verbrie⸗ 
fungszwang nit unterworfen wären, als zu Recht beftehend an⸗ 
gejehen werden, wenn der Vertrag wegen mangelnder Verbriefung 
im Ganzen ungiltig ift ’®. 

4. Die notarielle Verbriefung ift die Vorausſetzung der Per⸗ 
feftion des Vertrags. Borverhandlungen find baher nicht bin- 
dend, und es ift daraus Feine Klage anf Vornahme der Berbrie: 
fung gegeben !”. 

5. Nur nah vorgängiger Verbriefung können Immobilien 
giltig trabirt werben; Befikeinräumung vor erfolgter VBerbriefung 
ift wirkungslos !®, Für die Eigenthbumsübertragung von Immo: 
bilien gelten demnach nah Bayriihem Recht folgende Grundfäße: 

I. Rechtliche Natur der Uebergabe. Die Webergabe 
von Immobilien nah Bayrifhem Recht Tann nicht als binglicher 


1753 XVII. 1 Nr. 2 bie Competenz der Procefgerichte zur Aufnahme von 
Bergleichen keinem Zweifel unterliege, und daß ein folder der notariellen Ber- 
briefung nicht bebürfe, auch wenn er Immobilien betreffe. Durch ©. C. Pr. O. 
Art. 702 Nr. 1. 2 und Bayr. A.G. zur C.Pr.O. Art. 86 ift biefe Befugniß 
der Proceßgerichte beflätigt. 

15 Not. Geſ. Art, 14. 

ı* Erk. Münden 28/1 1865 Bf. XXX. 126; 4/6 1864 Bl. XXIX. 284; 
12/12 1865 Bl. XXXI. 79; 30/10 1866 3. XXXI. 127; 5/8 1870 Bl. 
XXXV. 868, 

15 Erf. München 16/7 1866 und 1/3 1867 81. XXXII. 244; 184 1868 
Bl. XXXIII. 383; 13/6 1871 Sammlg. I. 58. 

1s Dieß gilt namentlich von einer Conventionalftrafe ſ. den Auffag in 
81. XX VIII. 225 und einem Reugeld Erf. München 19/5 1863 81. XXVII. 
193; 7/3 1864 Bl. XXIX. 120; 30/5 1864 9. XXVII. 264. Nach Erf. 
Münden 6/11 1863 BI. XXIX. 71 kann felbft das ſchon bezahlte Reugeld 
zurüdgeforbert werben, und in Erk. München -7/2 1865 Bl. XXX. 169 ift 
ſelbſt die notariell verbriefte Zuficherung eine auf einen nicht berbrieften 
Smmobiliarvertrag ſich beziehenden Reugeldes für unwirkſam erflärt. 

7 Zink, Commentar 435 Nr. 8; U. E. 21/11 1862 Bl. XXVII. 21; 
24/1 1863 81. XXVIII. 57; 21/11 1862 81. XXVIII. 68. 

»° Bint, Commentar 495, 18 und Beilage 44, 51; vgl. unten Note 27. 
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Vertrag conjtruirt werben, ba die Mebergabe, welche nicht einen 
notariell verbrieften Vertrag zur Grundlage hat, wirkungslos ift, 
und Eigenthum nicht überträgt’. Die Webergabe ift demnach 
nur als Ausführung des notariell aufgenommenen Vertrags auf: 
zufaflen. 

U. Der Veräußerungsvertrag fteht unter den allge: 
meinen Borausfegungen. Es ift Daher erforderlich ſubjektive und 
objeftive Möglichleit der Veräußerung’, Eigenthum auf Seite 
des Beräußernden ?! und Willensübereinfliimmung der Contra⸗ 
benten 22. Die Berbriefung muß den wirklichen Willen der In—⸗ 
tereffenten betreffen, bei Simulation ift die Berbriefung mir- 
kungslos ?°, 

IL $orm. Der notariell verbriefte Vertrag wird durch 
Tradition zur Ausführung gebracht‘. Zur Tradition gehört 
auch die Umfchreibung im Hypothekenbuch, da nur dur dieſe 
dem Erwerber die Möglichkeit der Verfügung in den mit dem 
Hypothekenweſen in Verbindung ſtehenden Rechtsverhältniffen ge: 
währt wird 2°. Darnach entjcheidet fih auch, melde Bedeutung 
in dem einzelnen Fall dem Eigenthbumsvorbehalt beizulegen et. 
Hat nämlich der Veräußerer in die Umſchreibung des Hypotheken⸗ 


9 Bol. unten Note 27. 

30 Bol. oben 8 254, 10. 

21 Bol. oben 8 254, 12. Für Immobilien ift in Bayern von dieſem 
Orundjag Feine Ausnahme gemacht, da die gemeinrechtlich für Veräußerungen 
des Fiskus beftimmte Ausnahme im Bayrifchen Recht nicht anerkannt ift oben 
8 254, 17. 

22 Bol. oben 8 254, 26. Der notarielle Uebergabsvertrag kann immer 
nur anf eine beftimmte Perſon gerichtet fein, da er Abſchließung durch den 
Ermerber vorausfegt, und der Nechtsgrund muß durch Willensübereinftim- 
mung feftgeftellt fein. Ueber den Einfluß von Irrthum umd Betrug vgl. 
Zink, Sommentar Beilage 60—65. 

38 gink, Eommentar, Beilage 65—68. 

An dem Erjorderniß der Tradition ift burch die Beſtimmung des No⸗ 
tariatsgeſetzes nichts geändert Roth, Bayr. C.R. (1) 8 136, 4; Regelsberger, 
HR. 8 65, 12; Graf, Commentar zum H.G. TIL 175. Nicht zureichend ift 
Ueberweifung nur in der Urkunde, weil damit die Vorausſetzungen der longa 
manu traditio nicht gegeben find Erk. München 14/4 1871 Bl. XXXVI. 253. 

»5 Erk. München 10/7 1880 BI. XLV. 343. Nur ber hier als Eigen- 
thümer_ Eingetragene gilt al3 legitimirt Roth, Bayr. C.R. (1) 8 183, 60; 
5 185, 15; Regelsberger, H.R. 8 36, 6. 
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objeft3 auf den Erwerber gewilligt, jo kann ber Eigenthumsvor⸗ 
behalt nur die Bedeutung einer Refolutivbedingung haben, und 
wird als ſolche behandelt 2°. 

IV. Mit der durh Tradition bewirften Vollziehung 
des Webergabsvertrags geht das Eigentbum auf ben Erwerber 
über. Dagegen ift die Uebergabe, bie nicht auf Grund eines no- 
tariell verbrieften Vertrags erfolgt, wirfungslos. Das Eigenthum 
geht auf denjenigen dem übergeben ift nicht über ?”, und es ge- 
währt die Tradition ohne vorausgegangene Verbriefung nicht ein= 
mal einen Titel der ordentlichen Erfigung *®. 


B. ®Bürttemberg. 


Nah MWürttembergifhem Recht bildet zwar die Tradition die 
Borausfegung des Eigenthumsübergangs auch für Immobilien, 
allein die gemeinrechtlichen Grunbfähe find in folgender Weile 
modificht: . 

1. Nah Württembergifhem Recht müfjen alle Kauf: und 
Taufchverträge, die Gebäude oder Grundftüde zum Gegenftand 
haben, bei Strafe der Nichtigkeit jchriftlich abgefaßt und von den 
Gontrahenten oder ihren Bevollmächtigten unterzeichnet werden. 
Die Vertragsurfunde muß die Namen der Gontrahenten, die be= 
ftimmte Bezeihnung der BVertragsgegenftände, den Betrag bes 
Kaufihillings und Ort und Tag des Vertragsabichluffes enthalten; 
bei Berfauf von Grundftüden im Flächengehalt von wenigitens 
10 Morgen aus einer Hand muß die Urkunde von dem Bezirks⸗ 
notar, Drtsvorfteher ober Rathsſchreiber beglaubigt werden *°. 
Die Tradition, mit welcher das dem Württembergifhen Recht ei⸗ 
genthümliche Reurecht erlifcht ?°, Tann demnach bei Kauf und Tauſch 


20 Roth, Bayr. C.R. (1) 8 188, 28; Megelöberger, HR. 8 54, 17. Ueber 
die Beitimmungen bes Bayeriſchen Hypothekenrechts hinfichtlih des Eigen⸗ 
thumsvorbehalts vgl. Noth, Bayr. E.R. (1) 8 188, 29 f.; Negelsberger, HR. 
8 54, 26 f. 

27 Erk. Münden 29/5 1876 Sammlg. VI. 24; 28/11 1876 Sammlg. VII. 
273; 21/7 1873 Sammlg. IV. 18. 

20 Bol. oben 8 251, 44. 

=? Gef. 23/6 1853 Art. 1-3. 7; Lang, Sachenrecht $ 53, 3. 30. 

°° Lang, Sachenrecht 8 58, 41. Ueber das dem Württembergiihen Recht 
eigenthümliche Reurecht bei Immobiliarverträgen vgl. Reyſcher, W. BR. 
5 243, 10; Lang, Sachenrecht $ 53, 1. 2. 39—4l, 


Tradition 8 256. 321 


nur auf Grund eines fchriftlichen Vertrags giltig vollzogen wer: 
den ®1, 

2. Nah Württembergifhem Recht unterliegen Berträge über 
liegende Güter, wodurch das Eigentbum derjelben veräußert oder 
beſchränkt wird, der gerichtlichen Inſinuation bei der competenten 
Behörde °?. Die Beftätigung ift nicht Vorausfegung der Giltig- 
feit des Bertrags, fondern fie bewirkt Erlöfchen des Reurechts 3°, 
und ift Vorausfegung der Eintragung in dag Güterbud ’* und 
da3 VBertragsbuch 3°, demnach der mit dem Eintrag in diefe Bü— 
her verbundenen Wirkungen ?°. Für den Eigenthumsübergang 
felbft aber ift nad Württembergiſchem Recht die Tradition ent- 
icheidend ®”, wobei der gemeinrechtliche Grundfag, daß bis zur Zah: 
lung oder Ereditirung des Kaufpreißes das Eigenthbum dem Ver: 
fäufer bleibt, bei Immobilien aufrecht erhalten ift ®®. 


»ı Geſ. 23/6 1853 Art. 1; Hegler, Recht der Forderungen 8 54, 8. 
Bol. jedoch unten Note 37. 

#2 Lang, Sachenrecht $ 54. I. Ausgenommen find Uebergabe von Lie- 
genfchaften zu Heirathgut, Bermögensabfonderung bei Ehefcheidung, Vermö⸗ 
gensübergaben, Erwerb durch Erbihaft oder Vermächtniß, Eigenthumsverän- 
derung aus Anlaß von Feldregulirungen und Erpropriation Lang, Sachen⸗ 
recht 8 54, 9—14. Es beruht dieß auf ben Beitimmungen bes Württ. L.R. 
I. 13 und IL. 18. 4. 9. Ueber die gejchichtlide Entwidlung dieſes Rechts⸗ 
inftitut8 vgl. Wächter, W. BR. I. $ 43 und 68. 

ss Württ. LR. II. 13. 4; Lang, Sachenrecht $ 54, 29. 

* Wächter, Württ. BR. II. 8 56, 12.13. Bgl. über diefes oben 8 221, 8. 

> Wächter, Württ. PR. II. $ 56. III. Qgl. über diejes oben $ 221, 8. 

Die Eintragung in das Güterbuch ift enticheidend für die Difpofitions- 
befugniß Hinfichtlich des Pfandbuche. Die Eintragung in das Vertragsbuch 
bat zunädft nur die Bedeutung einer Recht3verwahrung, für die eremten 
Srundftüde hat es jedoch die Bedeutung des Güterbuchs vgl. oben 8 221, 9—11. 

27 Lang, Sachenrecht $ 54, 27; Wächter, Pandelten 8 131. E. Nach 
Wöürttembergiichem Recht wird dur Tradition Eigentyum übertragen, auch 
wenn da3 Veräußerungsgeſchäft nichtig iſt. Früher wurde dieß verneint Erf. 
Stuttgart 12/10 1858 Tafel, Civilrechtsſprüche IV. 321; 10/11 1869 W. 
Archiv XVL 149, 1; jest wird es bejaht Erf. Stuttgart 9/2 1870 W. 
Archiv XII. 231; Stiegele im W. Archiv XVI. 149 f. 

ss Durch Pf. Entw.Gef. Art. 16 ift dieſer gemeinrechtlihe Grundſatz nur 
für Mobilien aufgehoben, für Immobilien aber erhalten Lang, Sachenrecht 
8 47, 4. 


Roth, Deutſches Privatrecht. IL, 21 
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8 257. 
I. Rechtsgebiet der Gransfkription. 


Nach franzöfiihen Recht geht dag Eigenthbum der dur ein 
Geſchäft unter Xebenden veräußerten Immobilien mit Perfektion 
des Vertrags über, ohne daß es zur Geltung unter den Contra⸗ 
henten der Tradition bedärfte?!. Die Transſkription in den Trans⸗ 
jfriptiongregiftern ift für den Eigenthbumsübergang unter den Eon- 
trahenten nicht entjcheidend, fie jet vielmehr voraus, daß das 
Eigentbum übergegangen ſei, und bat nur den Zwed, den Er: 
werber zur Geltendmahung jeines Eigenthums Dritten gegenüber 
zu Iegitimiren. Sie findet fih in vierfacher Weile: 

1. Nach den urſprünglichen Beitimmungen de3 Code civil ? 
ift fie bei Immobiliarſchenkungen? und fibeicommiffarifhen Sub- 
ftitutionen foweit fie Immobilien umfaffen * zur Wirffamfeit’gegen 
Dritte erforderli ; in allen anderen Fällen liegt fie in dem Be- 
lieben der Intereſſenten, und bat nur den Zwed, dem Erwerber 
die Möglichkeit zu gewähren, die erworbene Liegenſchaft von ben 
darauf haftenden Unterpfändern zu befreien und die Inſkription 
neuer Unterpfänder durch den Veräußerer zu verhindern ®. 

2. Nach dem Transſkriptionsgeſetz 23/3 1855, welches in EI- 
faß-Rothringen zur Anwendung kommt, ift die Tranjtriptiong- 
pfliht auf alle Arten des Eigenthumserwerbs und Begründung 
bingliher Rechte ſowie auf die durch richterliche Urtheile begrün- 
beten Veränderungen ausgedehnt. Bei Unterlaffung der Trans: 
Tription Tann der Erwerber nit nur das Purgationsverfahren 
nicht einleiten und die Weiterbelaftung der erworbenen Immo⸗ 
bilien durch neue Inſkriptionen nicht hindern, fondern er kann 


1 0. co. Art. 1588; Zachariä 8 349, 27. Es gilt dieß auch Für Schen- 
ungen C. c. Urt. 938; Zachariä 8 704, 3; Aubry 8 704, 24. 

2 Diefe fommen zur Anwendung in der Preußiſchen Rheinprovinz und 
und der Bayriichen Pfalz. 

°C. o. Urt. 989. 941. Zur Wirkſamkeit unter den Contrahenten ift 
Tranzffription nicht erforderlich AUubry 8 704, 24; Jonas Studien 62. 

°C. o. Urt. 1069; Zachariä $ 696, 35; Jonas Studien 68. 

50. c. Urt. 2181; C. de pr. Art. 834; Badariä 8 208; Jonas Stu- 
dien 62. 
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auch die aus der Erwerbung fich ergebenden Eigenthumsrechte vor 
geihehener Transſkription Dritten gegenüber nicht geltend machen ®. 

3. Nah den großherzoglich heſſiſchen Geſetzen 13/4 1824, 
29/10 1830 und 6/6 1879 erhalten in der Provinz Rheinheflen 
Uebertragungen von Grundeigentbum durch Vertrag Wirkſamkeit 
gegen Dritte nur dur Eintragung in das für jede Gemeinde zu 
führende Mutationsverzeichniß ”. 

4. Nah dem Recht des Großherzogtbums Baden ift die 
Transſkription aller Liegenſchaftskäufe ſowie für Liegenfchafts- 
erwerb aus Schenkungen, Berlafienihaften, Vermögensübergabe 
und Berpfändungsverträgen ſowie aller Erwerbungen von Sim: 
mobilien aus irgend einem Rechtstitel, welche felbftftändig und 
der Verpfändung fähig find, vorgefchrieben, und es bemirft Die 
Unterlaffung, daß der Erwerber fein Eigentbum nicht gerichtlich 
geltend machen auch feine Pfandverfchreibung darauf geben kann, 
auch alle vom vorigen Eigenthümer darauf kommende Pfanbver: 
ſchreibungen gegen ſich gelten laſſen muß ®. 


1II. Rechtsgebiet der gerichtlichen Auflaffung. 
8 258. 
Allgemeines. 


Die gerihtlihe Auflaffung, die jest in dem überwiegenden 
Theil der deutſchen Rechtsgebiete geltendes Recht ift !, findet ſich 
nah NReception des römiſchen Recht? hauptjählih in vier ver- 
Schiedenen Formen: 

I. al3 gerihtlide Auflafjung im engeren Sinn 
(Berlaffung). Entſprechend ber Geftaltung im älteren Hecht bes 
ftand fie in der vor dem competenten Gericht abgegebenen Er: 
Härung des BVeräußerers, daß er fein Recht zu Gunften bes Er: 
werbers aufgebe, und der richterlichen Webertragung des Eigen 
thums auf den Erwerber (Berlafjung), worauf die Eintragung in 


© Bol. oben $ 228, 9—12. 
2 Bol. oben 8 223, 17. 
s Bgl. oben 8 223, 13—15. 
“Bol, oben 8 253, 1 und unten $ 259, 4. 
21* 
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das Öffentliche Buch erfolgte?. Der Schwerpuntt Tiegt hier in 
dem Verzicht des Veräußerers zu Gunften des Erwerbers und 
dem fih daran anjchließenden Ausipruh des Richters, daß das 
Eigentum auf den Ermerber übergegangen fei, und injoferne 
bildet diefe Form die Grundlage der Rechte des Conſensprincips 
des neueren Rechts. Dabei ift nicht nach allen Rechten die An- 
gabe des Rechtsgrundes oder Vorlage des Veräußerungsvertragg 
erforderlih?. Räumlich war diefe Form jeit Reception des rö— 
miſchen Rechts nicht jehr weit verbreitet *. 


2 Stobbe, Auflaſſung 189 und P.R. 8 94. II. 2. Die Eintragung war 
urjprünglich unmefentlich und hatte nur die Bedeutung eincd Beweismittels. 
Gie war daher auch ſpäter nicht überall angenommen 3. B. nicht in Bremen, 
wo fie noch jeßt nicht erfolgt. Dagegen war in Lübeck ſchon nad älterem 
Recht der EigentHumsübergang von der Eintragung in das Stadtbuch bedingt 
.Stobbe, Uuflaffung 208, 194. 

° Dieß gilt namentli in Bremen, mo fich die Auflafjung in einer dem 
älteiten Recht am nächſten ftehenden Form entwidelt hat vgl. E. und 9. F.O. 
8 28; Poft, PR. III. 8 49, 5. In Hamburg wird der Grund der Berlaf- 
jung nicht eingetragen Bornemann im Br. Zuft.Min. Bl. 1848, 44. Dieß 
entipricht jchon dem älteren Recht, da nad St. 1270. I. 6 die Auflafiung 
voraugjegte, daß der Kaufpreis bezahlt fei Baumeifter, BR. 8 19, 6. Auch 
nad älterem Lübiſchen Recht mar Angabe der causa nicht weſentlich Yabri- 
cius, Stralfundifches Stadtbuh 264. In den mit Lübifhem Recht bewid⸗ 
meten Holfteiniihen Städten, in denen fich die alten Formen der gerichtlichen 
Auflafjung erhalten Hatten, wurde noch in der jüngften Beit bei der Auflaf: 
jung der Bertrag nicht erwähnt, fo in Glückſtadt und Itzehoe Holft. Anz. 
1843, 278. 8war wurbe hier nach V. 20/9 1698 8 3 ein fchriftlicher Vertrag 
ausgefertigt, diefer war aber für bie Auflaffung nicht mwejentlih, fondern 
diente nur zu Zwecken des Hypothekenbuchs Anz. 1843, 279. Auch nad den 
älteren Medlenburgiihen Stadtrehten war Borlegung des Vertrags nicht 
wejentfih. Die von Manchen aufgeftellte Behauptung, daß, bei der gericht« 
lien Auflafjung des älteren Rechts das zu Grund liegende Veräußerungs⸗ 
geichäft immer mit verlautbart worden fei, ift Daher nicht richtig, es finden 
fi vielmehr wie gezeigt Statuten, nad) welden nicht einmal Angabe des 
Nechtögrundes der Auflaffung erforderlid mar. Uber man darf dieß anderer- 
feit3 nicht generalifiren, denn e3 finden fich ebenjo Statuten, nach welchen bei 
ber gerichtlichen Auflaffung nicht nur Ungabe der causa ſondern auch Bor- 
lage des Vertrags erforderlich war, fo nad dem Recht der Städte Hannover 
und Lüneburg Leonhard, Eigenthumsverhältniffe 42. 48; dem früheren Hecht 
der Stabt Altona Hofftein. Anz. 1843, 279; dem Landrecht von Kurköln XII. 1; 
dem Münchner Stadtreht nah Grundbuchordnung 1572 Art. 1 bei Uuer, 
Münchner Stadtrecht 244 vgl. Erf. München 22/2 1873 Sammlung III. 57. 
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I. Als Allodialinveftitur. Die in dem älteren Recht 
ih findende Form der gerichtliden Auflaſſung durch Webertra- 
gung von Seite des Veräußerers an den Richter und Rüdüber- 
tragung von diefem an den Erwerber nahm in dem Rechtsgebiet 
des gemeinen ſächſiſchen Rechts die Form der Allodialinveftitur 
an®. Nach den Beltimmungen der Deciſ. 61 von 1661 und Deciſ. 
1 von 1746 mußte bei Veräußerungen unter Lebenden ber Ber: 
äußerer dag Eigentbum an den Richter auflaffen und der Er: 
werber hatte e3 durch Lehengreichung bes letzteren zu empfangen”. 
Ebenſo mußte in Erbfällen und bei den modis acquirendi do- 
minii originariis ferner bei Subhajftation die Lehensreichung je: 
doch ohne vorhergehende Lehensauflaffung gefheher®. Die Un: 
terlaffung der Lehensreihung hinderte nur den Webergang bes 
bürgerlichen Eigentbums nicht aber den bes natürlichen Eigen: 
thbums?, fo daß die Erfitung folder Immobilien zuläßig war ’°. 
Diefe Form galt in den Ländern des gemeinen Sachſenrechts und 
Hatte fich dort big in die neuere Zeit erhalten ’!. 

II. As gerichtliche Vertragsbeftätigung Nach 
mehreren Landesrechten war zum Eigenthumserwerb von Immo— 
bilien dur ein Geſchäft unter Lebenden richterliche Betätigung 


Indeß ift dieß letztere wahrjcheinlich fpäteres Necht, denn nad Münden St.R. 
Art. 267 ift Vorlage eines Kaufbrief3 nicht erforderlich, fondern es erfolgt 
die Uebereignung durch Uebertragung an den Richter und Rüdübertragung 
durch diefen an den Erwerber. 

* Sie findet fih namentlich in Hamburg, Bremen, den Städten Lübiſchen 
Rechts, mecklenburgiſchen und hannoverischen Stadtrechten, den Landrechten 
von Kurköln und Jülich und dem Münchner Stadrtrecht. 

5 Bgl. Stobbe, Auflaſſung 193 und 214; Stobbe, P.R. 8 94, 24. 

® Bl. über dieje: Stobbe, Auflaſſung 214, 206; Weiske, Unterfuchungen 
1. 30. 33; Gotſchalk, Bemerfungen 8. f. V. und R.Pfl. in Sadjen L1; 
Giebenhaar in 3. f. R.Pfl. XV. 118; Haubold, PR. 8187; Heimbach, PR. 
$ 187; Sachſe, PR. 8 284. Die Literatur f. bei Haubold, P.R. 8 187a und 
Eurtius, ER. $ 5400. Bol. auch unten 8 260, 33. 

” Haubold, PR. 8 187a; Heimbadh, PR. $ 187,1. Damit war ridh- 
terlihe Beftätigung des Vertrags verbunden vgl. unten 8 260, 33. 

s Heimbad, Pr.R. S 187, 8. 4. 

® Bgl. über diefe Unterfcheidung Stobbe, Auflafjung 240; Haubold, P.R. 
8 1868; Heimbach, BR. S 186. 

 Haubold, BR. S 187b; Burtius, BR. 8 54ld. 

1 Bol. unten Rote 19—27. 
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des Vertrags erforberlihd, welcher die Wirkung der gerichtlichen 
Auflaffung beigelegt war ??. 

IV. Nah einzelnen Statuten genügte die Eintragung 
des Veräußerungsvertrags in dad Grundbuch ’®. 

Nur in wenigen Rechtsgebieten, in welchen es gegenwärtig 
gilt, hat fi indefjen das Inſtitut im biftorifchen Zufammenhang 
entwicelt !*, viel mehr ift es: 

1. in dem einen Theil der Landesrechte neu eingeführt und 
an die Stelle des Trabitiongprincip3 getreten, nämlich in Preuſ⸗ 
jen TS, Heflen-Darmftabt ie, Dlvdendburg 17” und Braunfchweig *8; 


12 Stobbe, Auflafjung 226, 241; Stobbe, P.R. 8 94, 34. Diefe Form 
war namentlich in dem früheren Kurheſſiſchen Recht ausgebildet, nad welchem 
die gerichtliche Konfirmation des Vertrags die Auflafjung erſetzte Pfeiffer, 
Prakt. Ausf. I. 155; Befeler, BR. 8 90, 10; Blatner, Sahenredt 8 17. 
Ebenso Tiegt fie dem Naſſauiſchen Recht zu Grund Contrattenordnung 3 
1774 8 22; lach, Entſcheidungen I. 23. Nicht hieher zu rechnen find Dies 
jenigen Statuten, welche gerichtliche Errichtung Betätigung ober Anfinuation 
des Beräußerungdvertrags zur Bedingung der Giltigleit befjelben machen, da- 
gegen für den EigenthHumsübergang die Tradition entfcheiben laffen. Es ge- 
hören diefe Statuten dem Nechtögebiet des Trabitionsprincipg an Beſeler, 
BR. $ 90, 17. Es gehören dahin die Landrechte von Solms, Kurpfalz, 
Mainz und Kabenellenbogen Müller, Ingroffation 8 2, 3—6,. die Kurbraun⸗ 
Ichweigifchen 8. von 1712. 1733. 1736 und 1753 bei Leonhard, Rechtsverhält⸗ 
nifje 5—14, ferner die bei Roth, Bayr. ER. (1) 8 136, 39—46 angeführten 
Bayriſchen Statuten. 

18 Es ift dieß die Form, die in den Landesrechten des Legalitätäprincips 
neuerdings zur Unwendung kommt vgl. unten 8 260, 38 folg. Sie findet 
fi ſchon in früherer Zeit, namentlich in Gejegen einzelner Preußifcher Pro- 
binzen vgl. oben 8 255, 25 und 29. 

Es gehören dahin die Bremer Erb- und Handfefteorönung 30/7 1860, 
die ganz auf dem älteren Recht beruht‘, und das Naſſauiſche Stockbuchgeſetz 
5/5 1851, welches bie Eontraftenorbnung 2/3 1774 zur Grundlage hat. Ebenfo 
find die H.D. von Hamburg und Lübed und die Medienburgifche Stadtbuch⸗ 
ordnung Ausbildungen des älteren Rechts. 

10 In diefem zum größten Theil. In dem Rechtsgebiet des Preußifchen 
Landrechts galt bis zur Einführung der Grundbuchgefege das Traditiong- 
princip in der befonderen Geftaltung, die es durch das Preußiſche Landrecht 
erhalten Hat; vgl. über dieſe Koh, P. BR. 8 229; Stobbe, Auflaſſung 243 
-—247; Achilles, Gef. 51; Derndburg Hinrichs 8 3. In Nenvorpommern und 
Rügen war zwar durch das Hypothekengeſetz 21/3 1868 die gerichtliche Auf- 
laſſung in ber jet geltenden Form bereitö eingeführt, allein e8 war bieß 
neues Recht, das an die Stelle des gemeinen Nechtd getreten war. Die ge- 
richtliche Vertragsbeftätigung mit der Wirkung ber gerichtlichen Auflaffung galt 
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2. in dem anberen Theil der Landesrechte iſt es durch bie 
Gefeßgebung umgeftaltet. Es gehören dahin: Königreih Sach—⸗ 
jen ꝛe, Weimar ?°, Altenburg ?', Meiningen ??, Coburg:Gotha ?®, 
Anhalt **, Sondershaufen?®, Rudoljtabt ?°, Neuß älterer und 


auf Grund älteter fpäter generalifirter Geſetze in Kurheſſen Platner, Sachen⸗ 
recht $ 17 und im Bezirk des Juſtizſenats Ehrenbreitftein, in welchem dieß 
jedoch erft durch bas Geſetz 2,2 1864 neu eingeführt war. In Hannover galt 
das Princip ber gerichtlichen Auflaffung nur in vier Städten, in den übrigen 
Theilen das Trabitionsprincip Grefe, BR. II. 108, wie auch in Schleswig⸗ 
Holftein, wo nur in den Holſteiniſchen Städten die gerichtliche Auflaſſung er- 
halten war Seeftern-Pauly, Gr. B.R. II. 8 3. II. Die Preußiſchen Grund⸗ 
buchgejege haben alfo in dem weit überwiegenden Theil des Nechtögebiet3 Die 
gerichtliche Auflaffung unter VBejeitigung des Traditionsprincips neu eingeführt. 

16 Sier galt bis zur Einführung des Gef. 21/2 1852 über Ermwerbung 
des Grundeigenthums das Trabitionsprincip Müller, Ingrofjation $ 2, 3-6. 

17 Hier galt bis zur Einführung der Grundbuchgejege von 1876 das 
Zraditiondprincip nach der Hypothelenorbnung 11/10 1814. 

» Hier war nad) bem Geſetz 19/3 1850 die Wirkſamkeit von Verträgen 
über binglide Rechte an Grundftüden Dritten gegenüber von der Eintragung 
in das Hypothekenbuch bedingt Mansfeld, Grundbuchgeſetze 9; nur in einigen 
Städten Hatte fich die gerichtliche Auflaſſung erhalten Steinader, BR. 8 178,3. 

9 Hier galt die Allobialinveftitur de3 gemeinen fächfiichen Rechts oben 
Note 6, bie durch die Hypothefenorbnung 6/11 1848 8 6 zu dem jegt geltenden 
Recht umgeftaltet wurde vgl. unten $ 260, 38. 

»° Hier galt die Allodialinveftitur des gemeinen ſächſiſchen Rechts Sachſe, 
BR. 8 284, an beren Stelle nad) dem Geſetz 20/4 1883 das Princip der ge- 
richtlichen Bertragsbeftätigung trat oben 8 220, 29. 

* Hier galt die Allodialinveftitur des gemeinen fächfiichen Rechts Heim- 
bach, P.R. 8 187, 2 an deren Stelle durch die H.D. 13/10 1852 8 6 das 
jegt geltende Recht eingeführt wurbe vgl. unten $ 260, 33. 

2 Hier wurde die Allodialinveftitur de3 gemeinen ſächſiſchen Rechts durch 
das Geſetz 15/7 1862 über die Anlegung von Grundbüchern befeitigt, und 
durch Eintragung des Veräußerungsvertragd erjegt vgl. unten $ 260, 36, 

»2 Hier war bie vorher geltende Allodialinveftitur des gemeinen ſächſiſchen 
Rechts durch die Geſetze über Heritelung von Grund» und Hypothekenbüchern 
9/6 1859 für Gotha und 24/5 1860 für Coburg befeitigt. Durch die Geſetze 
1/3 1877 find neuerdings bie Breußifchen Grundbuchgejepe fait unverändert 
eingeführt. 

”* Hier galt die Allobialinveftitur des gemeinen Sachſenrechts Heimbach, 
BR. 5 187, 2 und Geſ. 18/4 1870 8 2, an deren Stelle jebt die durch bag 
Geſetz 11/3 1877 geregelte gerichtliche Auflaffung getreten ift unten 8 260, 26. 

© Hier war die vorher geltende Allodialinveftitur des gemeinen jächfifchen 
Rechts duch die HD. 2047 1857 8 6 befeitigt. Neuerbings ift durch bie 
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jüngerer Linie ?7, Lippe-Detmold ?®, Lippe-Schaumburg *’. Man 
fann daher die gerichtliche Auflaffung in ihrer gegenwärtigen 
Geftaltung als ein Produft der Gejeggebung ber neueren Seit 
bezeichnen, indem das Inftitut in einem Theil des Rechtögebietes 
neu eingeführt in dem anderen Theil zu der gegenwärtig gel: 
tenden Form umgeftaltet ift. s 


8 259. 
1. Vorausſetzung. 


Nach den Landesrechten, welche das Princip der gerichtlichen 
Auflaffung angenommen haben, jeßt die Uebertragung von Grunb- 
eigentbum in Folge freiwilliger Veräußerung einen Formalakt 
voraus, der mit der Eintragung des Veräußerungsaktes in das 
Grundbuch vollzogen ift!. Es ift dadurch nicht der Eigenthums- 
erwerb von Immobilien überhaupt fondern nur der Eigenthums: 
erwerb von Immobilien bei freiwilliger Veräußerung durch ein 
Geſchäft unter Lebenden von der Eintragung bedingt. Die übrigen 
Arten des Eigenthumserwerbs werden dadurd nicht berührt, voll: 
ziehen fich vielmehr felbftftändig nach den dafür geltenden Grund: 
fägen?. Jedoch erlangt in den Fällen, in welchen Grundeigen: 


Orundbuchgefege von 1882 die gerichtliche Auflaffung des Preußiichen Rechts 
angenommen. 

2° Die bier geltende Allodialinveftitur des gemeinen ſächſiſchen Nechts 
wurde durch das Geſetz 6/6 1856 die gerichtliche Uebereignung unbeweglicher 
Sachen betreffend befeitigt unten $ 260, 38. 

27 An die Stelle ber Allodialinveftitur des gemeinen fächfiihen Rechts 
wurden durch die 9.8. 27/2 1873 für Reuß ä. 2. und 20/11 1858 für Neuß 
j. 2. die Beftimmungen der ſächſiſchen HD: 6/11 1843 8 6 eingeführt. Bol. 
8 260, 83. 

28 Hier ift das Geſetz 23/3 1864 die Uebertragung von Grundeigenthum 
betreffend durch die Grundbuchgejege von 1882, welche dad Preußiſche Recht 
faft unverändert angenommen haben, umgejftaltet oben 8 219. XXI. 

20 Hier ift das Geſetz 4/3 1870 über die dad Eigentum an Grundjtüden 
übertragenden Verträge durch die Einführung der Preußiſchen Grundbuchgeſetze 
befeitigt oben & 219. XX. 

’ Dgl. unten 8 260, 15. 18. 23. 25. 27. 30. 31. 33. 37. 

2 Br. EEG. 8 5. Vgl. unten 8 260, 40 f. Eine Ausnahme ift nad 
mehreren Landesrechten für den erbfchaftlichen Uebergang dann den Eigen- 
thumsübergang bei Subhaftation begründet vgl. unten $ 260, 47 f. 
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thum ohne gerichtliche Auflaſſung erworben wird, der Erwerber 
das Recht der weiteren Verfügung durch Auflaſſung und dingliche 
Belaſtung erſt durch feine Eintragung in das Grundbuch?. 

Für die gerichtliche Auflaſſung gelten folgende Grundſätze: 

1. Nah den Landesrechten, melde das Princip der ge— 
richtlichen Auflaffung angenommen haben *, erhält jedes jelbit- 
ftändige Grundftüd®, welches im Verkehr ift ®, und jede den Im— 
mobilien gleichftehende felbftftändige Gerechtigkeit ” ein Folium im 


s Pr. EEG. 85. Bol. unten 8 260, 52. Eine Ausnahme ift nad 
mehreren Landesrechten für Miterben gegeben unten 8 260, 53. 

Es find dieß Preußen mit Ausnahme der Rheinprovinz, Naflau, 8. 
Sachſen, Heffen-Darmftadt mit Ausnahme der Brovinz Mheinheffen, Medlen- 
burg- Schwerin und Strelib für Städte und bäuerliden Grundbeſitz, Ol⸗ 
denburg, Braunſchweig, Weimar, Altenburg, Coburg-Gotha, Sahfjen-Meiningen, 
Anhalt, Sonderähaufen, Rubolftadt, Neuß ä. L. Reuß j. L., Lippe-Detmold, 
Zippe-Schaumburg, Walded, Lübeck, Bremen, Hamburg, Defterreid). 

° Pr. BD. 81; Sadfen &.D. 8 109. Nach Hannover Gef. über 
Grundbuchweſen 28/5 1873 8 7, Detmold E.E.G. 8 1, Oldenburg E. E.G. 
$ 1, Braunihweig E.E.G. 8 71, Mecklenburg St.B.D. 8 6 und Anhalt Orb. ©. 
& 13 wird bei getheiltem Eigenthum das Nugeigenthum eingetragen. Nach 
Hamburg HD. 8 8 ift die Eintragung einer Superficies unzuläßig. Immo⸗ 
bilien im Eigentum des Staats, der Kirchen, Gemeinden und Schulen er- 
halten nad Pr. Er.B.D. 8 2, Oldenburg Gr.B.D. 8 2 und Detmold Gr.B.D. 
8 2 ein Grundbuchblatt nur wenn fie veräußert oder belaftet werden oder auf 
Antrag des Eigenthümers, nach Altenburg H.O. 8 156 und Reuß j. und ä. 2. 
HD. 8 155 nur wenn eintragungspflichtige dingliche Mechte daran beftellt 
werden. Nah Sadien G.O. 1865 8 7 werben Folien für nicht eingetragene 
geiftlie Güter und Gemeindegrundftüde nur auf Antrag eröffnet, während 
für Staatögüter eine befondere Anordnung erlaffen werden fol, die jedoch 
noch nicht erfolgt if. Ganz ausgeſchloſſen ift die Eintragung für dad Staatd- 
und Domänenvermögen in Sadjjen-Meiningen Gr.B.G. 15/7 1862 Art. 86 
und Anhalt Gr.B.G. 8 1. Nah Heffen-Darmftadt Gef. 20/10 1830 Art. 1—4 
uud nad Raffauifhem Recht Bertram, P.R. 8 394 werden alle Grundftüde 
ohne Unterjchieb eingetragen. 

e Rah Br. Gr.B.D. 8 2 werben Eifenbahnen und öffentliche Landwege 
nur eingetragen, wenn fie veräußert oder belaftet werden, oder wenn bon dem 
Eigenthümer oder einem Berechtigten darauf angetragen wird. Nach Gädjli- 
ſchem Recht ift die Eintragung von Straßen, jo lange fie dem öffentlichen 
Verkehr dienen, unzuläßig Siegmann, H.O. 8 25. Nach Heflen-Darmftädtiichen 
und Naſſauiſchem Recht werben auch dem öffentlichen Verkehr dienende Im⸗ 
mobilien eingetragen oben Note 5. 

’ Eintragungsfähig find nur fruchtbringende dingliche Rechte, die nicht 
von dem Beſitz eine? Grundſtücks abhängen, aljo felbftjtändig find. Allgemein 
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Grundbuch, deſſen VBorhandenfein die Vorausſetzung jeder Ber- 
äußerung und dinglihen Belaftung bilbet®. Es werben bier ein- 
getragen: 

1. der Mebergang des Eigenthums in Folge freiwilliger Ver⸗ 
äußerung °; 

2. der Uebergang des Eigenthums in den Fällen, in welchen 
Eigentbum ohne gerichtlihe Auflaffung erworben wird !°; 

3. die dinglichen Belaftungen, welche zu ihrer Entftehung ober 
Wirkung gegen Dritte der Eintragung bebürfen '". 

II. Zegitimirt zue Eigenthbumgübertragung oder ding: 
lichen Belaftung von Immobilien ift nur derjenige, der im Grund: 


wird hieher das Bergeigenthum gerechnet Pr. E.E.G. $ 68; Siegmann, HR. 
8 58; Bertram, PR. $ 150. 409; Coburg-Gotha E.E.&. 8 68; Braunſchweig 
E.E.G. 8 70, nicht aber Sondershauſen E.E.G. 8 60; ferner jelbfiftändige 
Gerechtigkeiten Pr. E.E.G. 8 69; Braunſchweig E.E.G. $ 71; Sonberöhaufen 
E.E.G. 8 61; Coburg-Gotha E.E.G. 8 69; Sachſen 8.6.8. 8 59. 8 661; 
Weimar A.G. zum Pf.G. 12/3 1841 8 41. 42; Wltenburg H.D. 8 11; Neuß, 
ij. L. H.O. 8 11; Reuß, ä. L. 9D. 8 14; Anhalt Bei. 11/3 1877 8 34. 
Nah Sachſen G.O. 8 108 fteht die Enticheidung, ob für eine felbftfländige 
Gerechtigkeit ein Folium eröffnet werden fol, dem Zuftizminifterium zu. Nach 
Sadjen 8.0.8. 8 661 wird für vererblihe und veräußerlide Bau⸗ und 
Kellerrechte ein Folium angelegt. Nah Gr. B.O. von Oldenburg $ 1 und 
Detmold 8 1 werden Grundbuchblätter nur für Grundftüde angelegt. Ueber 
das Oeſterreichiſche Recht vgl. Schiffner, Er.B.R. 8 93. Vgl. auch unten 8 298. 

s Im Rechtögebiet der Preußiſchen Grundbuchordnung bildet die Anle- 
gung des Grundbuchblatte8 nach dem neuen Geſetz die Borausfegung ber An- 
wendung berjelben im Nechtögebiet des Preußiichen Landrechts E.E.G. 8 5, 
Gr. B.O. $ 2. 49, fowie in ben nicht gemeinrechtlihen Theilen der Provinz 
Hannover und in Reuvorpommern und Rügen ſ. die beir. E.G. 8 1, und es 
fommt bier, foweit ein Grundbuchblatt nicht angelegt ift, das frühere Hecht 
zue Unmwendung. Dagegen gilt dieß nicht im Jahdegebiet, Schleöwig-Holitein, 
den gemeinrechtlichen Theilen der Provinz Hannover, Kurheffen, dem Bezirk 
des Juſtizſenats Ehrenbreitftein und Hohenzollern, indem in diejen Landes- 
theilen die Bejtimmung der Gr. B.O. 8 49 duch die Einführungsgejege aus⸗ 
geichloffen ift, jo daß hier die Preußiſchen Srundbuchgejege für alle Grund» 
jtüde gelten. 

° &3 gehören dahin namentlich Veräußerung burh Kauf Tauſch und 
Schenkung, Uebergang bei Auflöfung der Sütergemeinihaft auf einen Ehe- 
gatten, Theilung unter Miterben, Uebergang auf eine re: 

 RBal. unten 8 260, 42 folg. 

11 Bl. unten $ 268, 1; 8 285, 9. a 
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buch als Eigenthümer eingetragen ift !?, und nur infomweit, als 
fih nit aus dem Eintrag im Grundbuch eine Dispofitionsbe: 
ſchränkung ergibt ꝛꝛ. Im Uebrigen wird Dispofitionsfähigfeit nad) 
den allgemeinen Grundfägen vorausgejept '*. 

II. Für die Eigentbumsübertragung und die Be- 
gründung dinglicher Rechte durch Auflaffung haben unjere Lan- 
desrechte ein doppelte Princip !°: 

1. Das Conſensprincip. Der eine Theil der Landesrechte 
begründet den Eigenthumsübergang und die Entftehung der bing- 
lien Rechte auf die in geſetzlicher Form abgegebene Willenser- 
Märung bes Eigenthümers und die daran fi anfchließende Ein- 
tragung in das Grundbuch !*. Der Auflaffungserllärung ſteht ein 
recht3fräftiges Erkenntniß gleih, durch welches der Eigenthümer 
zur Auflafjung verurtheilt wird 1”. Die Auflaffung hat die recht: 
lide Natur eines Vertrags ’®. 


12 Pr. E. E.G. 8 2 und 5; Achilles, Gef. 88 Nr. 1; Hamburg HD. 8 13 
Läbel H.D. 8 17; Medlenburg St.B.D. 8 8; Sachſen 8.6.8. 8 276. 398; 
Heflen J.G. Urt. 4. 4 Müller, Ingrofiation 8 37, 1. Naſſau Stockbuch⸗Geſ. 
8 7 Bertram, BR. 8 136; Defterreih Gr. B.G. 8 21. Braunſchweig Gr.B.D. 
8 23 und Rubdolftabt Gef. 6/6 1856 8 11 geftatten nicht eingetragenen Eigen- 
thümern die Herftelung ihrer Legitimation durch Ediktalladung. Wuflafjung 
durch einen nichteingetragenen Eigenthümer wird faum vorlommen, wird je- 
do nad Preußiſchem Recht auch durch nachträgliche Eintragung des Auf- 
lafjenden nit giltig, da nach dem neuen Breußifchen Grundbuchrecht das 
Convaledcenzprineip nicht mehr in Geltung ift vgl. unten 8 299, 4. 

18 Bol. unten 8 260, 57. 

14 Dernburg, P. PR. I. 8 241, 5; Meibom, HR. 8 9, 23, Erf. R.G. 
13/12 1879 Entid. I. 52. 

5 Es ift unbebingt nothwendig, diefe beiden Nichtungen der Gejeßgebung 
zu unterjcheiden, da die Vorausjeßungen bei beiben ganz verfchieden find vgl. 
im Allgemeinen oben 222. | 

10 Pr. E.E.G. 8 2, Gr. B.O. 8 48 und damit übereinftimmend die daraus 
abgeleiteten Grundbuchgefebe von Oldenburg, Braunfhweig, Coburg-Gotha, 
Lippe⸗Detmold, Lippe-Schaumburg und Sondershauſen; Medlenburg St.B.D. 
8 8; Hamburg HD. 8 8; Kübel HD. 8 17. 29; Defterreih Gr.B. Gel. 
g 31. 32. 

17 Br. E. E.G. 3 3; Mecklenburg St.B.D. 8 8; Anhalt Gr. B.G. 8 23, 
2b; Hamburg H.D. S 4; Lubeck H.O. 8 17. 

= AM. war Förfter, Gr. BR. 88 und P. BR. 8 178, 49. 50. Sept 
ift Die Auffofjung als dingliher Vertrag allgemein angenommen Achilles, Aufs 
lafjung 17—29 und Gef. 77, 18; Bahlmann, Gr. B.R. 32, 7; Turnau, Gr. B.O. 
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2. Das Legalitätsprincip. Nah dem andern Theil der Lan: 
desrechte ift die Willenserflärung des auflaffenden Eigenthümers 
für fi allein nicht genügend, e8 bedarf vielmehr der Angabe und 
rihterlihen Prüfung des Veräußerungsvertrags 1ö8. Auch nad 
ben Landesrechten des Legalitätsprincipg ſteht der Auflaſſungs⸗ 
bewilligung die Verurtheilung dazu durch ein rechtskräftiges Er⸗ 
kenntniß gleich 20. 

IV. Die Eigenthumsübertragung durch gerichtliche 
Auflaffung kann von !einer Suspenfivbedingung nicht abhängig 
gemacht werden ?!. Eintragung unter einer Refolutivbedingung 
2 zuläßig, bat aber die Bedeutung einer Verfügungsbefchrän- 
ung 22. 


8 260. 
2. Form ber geridtliden Yuflaffung. 


Nah den Landesrechten, welche das Princip der gerichtlichen 
Auflaffung angenommen haben, find die Grundbücher fat durch— 
gängig mit den Sypothefenbüchern vereinigt!, und es find in 


I. 182, 3; Dernburg, P. PR. I. 8 241, 9; Dernburg Hinrichs 8 23 Kr. 
1. 3. Auch Förfter Eccius 8 175, 33 Hat fih nun diefer Anficht angejchloffen. 
Das Gleiche nimmt für dad Oeſterreichiſche Recht an Strohal, Eigenthum 31, 8. 

10 Sachſen 8.0.8. $ 276. 277 und G.O. 8 169 Siegmann, 9.0. 154; 
Ultenburg, Reuß, j. L. Reuß, ä. 2. 9.8. 8 144. 145 Meiningen Gr. B. G. 
Art. 25. 26; Weimar Gef. 20/4 1833 8 2; Rudolſtadt E.Ü. Gef. 6/6 1856 
$ 1. 4-9; Naſſau Stodbuchgefeb $ 8 Bertram, B.R. 8 139; Heſſen €.@. 
Art. 4 Müller, Ingroſſation $ 11. 

»° Sachſen B.G.B. 8 277; Meiningen Gr.B.&. Urt. 26; Rudolſtadt Gel. 
6/6 1856 8 3. 4. 12; Darmitadt E.G. Art. 3. 9. 

21 Sol der EigentHumsübergang von einer Suspenfiobedingung oder 
Beitbeftimmung abhängig gemadjt fein, fo kann die Auflafjung erft mit Ein- 
tritt derfelben erfolgen Achilles, Gef. 26, 6; Braunichweig E. E.G. $ 3, Ans 
halt Gr.B.G. 8 16. Nach Darmftadt E.E.®. Art. 6, 2 ſetzt die Eintragung 
bejondere Einwilligung des Beräußernden voraus. 

22 Achilles, Geſ. 28, 6; Sachſen B.G.B. 8 399, Darmftadt E.G. Art. 
17, 1 Müller, Ingrofjation 8 24, 18; Anhalt E.E.G. $ 16. Nicht zuläßig 
ift die Eintragung unter einer Nejolutivbedingung nad) Braunſchweig E. E. G. 
8 3 und Hamburg 9.0. 8 8. 

ı Eine Ausnahme ift nur gegeben in Naffau, Großherzogthum Heſſen, 
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dem legteren Fall die gleichen Behörden für die Führung com- 
petent ?. 

Für die gerichtlihe Auflaffung des Grundeigentbums durch 
ein Geſchäft unter Lebenden gelten folgende Grundſätze: 

I. Hinſichtlich des Verfahrens find die Landesrechte des 
Conſensprincips und Die des Legalitätsprincipg zu unterſcheiden: 

1. Die Landesrechte des Conſensprincips. Nah Preußiſchem 
Recht und nad) den daraus abgeleiteten Rechten Tann ber Zeit: 
punft der Auflafjung vertragsmäßig beftimmt fein. Iſt eine Ber: 
einbarung nicht getroffen, jo kann, wenn ein obligatorifches Ber: 
bältniß vorliegt, jeder der Intereſſenten einen Termin durch den 
Grundbuchrichter beftimmen laffen?. Der Antrag auf Einfchrei- 
bung kann mündlich oder fchriftlich gejtellt werden. Der Grund: 
buchrichter hat darauf zu prüfen, ob dem Antrag Fein Hindernig 
entgegenftebe ®, die Prüfung bat fich jedoch darauf zu beſchränken, 
ob das Recht, defien Eintragung verlangt wird, überhaupt ein- 
tragsfähig, die Competenz des Grundbuhamtes begründet und die 
Regitimation des Antragiteller® bergeftellt jei®, nicht aber die 
Prüfung des Beräußerungsgefhäfts zu umfaſſen?. Erjcheint der 
Antrag als zuläßig, jo kann die Auflaffung verfügt werden. Diefe 
befteht in der mündli vor dem Grundbuhamt zu ertheilenden 
Erklärung des Eigenthümers, daß er die Eintragung des neuen 
Erwerber bewillige ®, und der mündlich von Seite des Erwerbers 


Sadjen- Weimar und Sadjen-Meiningen, wo die Grundbücher äußerlich ge- 
trennt von den Hypothelenbüchern geführt werden oben 8 220. I. 3. IIL V. VI. 
An Schwarzburg-Rudolftadt und Bremen werden keine Grundbücher geführt. 

» Weber die Kompetenz zur Führung ber Grundbücher vgl. oben 8 222 A. 
Ueber die Buchführung für die Grundbücher vgl. Förfter Eccius 8 23, Dern⸗ 
burg, P. BR. I. $ 193—205; Dernburg Hinrih8 8 9—15; Siegmann, HD. 
1872; GSiegmann, HR. 8 2. 3; Müller, Ingroſſation 181—212; Exner, 
HR. 26; Randa, Eigenthumsrecht $ 22. 

® Achilles, Gef. 81. a. 

* Br. Gr. 3.0, 831; Dernburg, P. PR. 1.8 197, 3. gl. oben 8 222, 25. 

s Pr. 8.8.0. 8 48; Förfter, Gr.B.R. 61. 

e nr. Gr.B.D. 8 46, 1; Dernburg Hinrichs 8 23, 15; Dernburg, P. 
BR. I. 8 205, 4. 

' Br. EBD. 8 46, 2; Dernburg, PB. BR. I. 8 205, 7. 

s Dr. E.E.G. 8 2; Dernburg Hinrichs 8 33, 2. Ein Erlenntniß, durd) 
welches der eingetragene Eigenthümer zur Auflafjung verurtheilt wird, erjebt 
die Auflaflungserklärung defielben Br. E.E.G. $ 3. 
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abzugebenden Erklärung, daß er die Eintragung beantrage®. Die 
Erklärungen müfjen mündlich abgegeben werden !°, ohne daß ba- 
bei der Gebrauch einer befonderen. Formel vorgefchrieben wäre; 
doch muß fih daraus die Abficht ergeben, daß das Eigenthum 
übergehen jole!!. In der Auflaffungserflärung können die Be: 
theiligten das zu Grund liegende Rechtögefchäft bezeichnen, und 
fie können eine Abjchrift der darüber errichteten Urkunde zu den 
Alten geben, ohne daß eine Verpflichtung dazu beftände !?. Die 
Erklärung der Auflafjung und die Annahme hat gleichzeitig d. h. 
in einem ungetrennten At zu geſchehen e. Erfolgt die Erflärung 
ber Annahme nicht, jo ift die Erklärung der Auflaffung unwirk⸗ 
jam ’*. Auf die Erklärung der Intereſſenten erfolgt die Ein- 
Ihreibung in das Grundbuch, wodurch der Eigenthyumsübergang 
bewirkt wird 1°, wobei der geitpunft der Eintragung den Zeit: 
punkt des Eigenthumsübergangs beftimmt?°. Erfolgt bie Ein- 


’ Br. EEG. 8 2; Yörfter Eccius 8 178, 33. Dieje Erklärung ift nur 
bei Auflafjung des Eigenthums erforderlih nicht bei anderen Einſchrei⸗ 
bungen Pr. EEG. 8 13. Dafjelbe gilt nad den Rechten von Medien- 
burg, Hamburg und Lübed. 

10 Achilles, Gef. 85, 5. Berjönliches Erjcheinen des Betheiligten ift nicht 
erforderlich, vielmehr Rertretung zuläßig Förſter Eccius $ 178, 44; Dern- 
burg, P. PR. 1. 8 241, 6. Beftritten ift, ob fi beide Betheiligte durch die- 
jelbe Berjon vertreten lafjen dürfen; für die Bejahung Dernburg, BP. PR. 
1. $ 241, 8; Turnau, Gr. B.O. I. 185; für die Verneinung Förfter Eccius 
8 178, 44; Mannsfeld, Grundbuchgefege 13; Bahlmann, Anm. 6 zu Gr. BMO. 
8 48. Jedenfalls muß conftatirt fein, daß ein Widerftreit ber Intereſſen nicht 
möglich ſei Uchilles Gel. 86; Dernburg Hinrichs 8 23, 14; Pr. IR. I. 13. 
22; Ext. Hamm 8/1 1874 Johow IV. 94. 

11 Achilles Geſ. 86 Nr. 6. 

ı Br, Gr. B.O. 8 48; Achilles Gel. 393. VIL Nah Detmold EBD. 
8 39 wird ein gerichtlich abgeſchloſſener Vertrag vorausgejegt, da die im Ge⸗ 
je 23/3 1864 8 2 gegebene Vorſchrift durch Gr. B.G. 8 2 aufrecht erhalten ift. 

18 Br. E. E.G. 8 2; Achilles Geſ. 85, 4; Turnau, Or.B.D. I. 189; Yör- 
fter Eccius 8 178, 43, 

1 &3 ergibt fich dieß fchon aus bem Umstand, ba bie Auflafjung bie 
Natur eines Vertrags hat oben 8 259, 18. 

ı Br. Gr. B.O. 8 48. 

10 Achilles Gef. 786; Hörfter Eccius 8 178, 49. U M. Dernburg, Br. 
BR. I. 8 242, 9 der annimmt, daß ber Eigenthumswechjel für die Contra⸗ 
henten mit der Auflafjung eintrete. 
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ſchreibung nicht, fo geht das Eigentbum nicht über 1. Nach der 
Medlenburgifhen R.St. B.O. fett die Eigentbumsübertragung Ver: 
laffung voraus. Sie erfolgt bei Gejchäften unter Lebenden auf 
die ausbrüdfihe Erklärung des aus dem Buch ſich ergebenden 
Eigenthümers, daß er jein Eigentbum dem neuen Erwerber auf: 
lafle und des lebteren, daß er jolches annehme, nad) vorheriger 
Berfündigung nämlich öffentlicher Belanntmahung durch Anfchlag 
an die Rathstafel und in einem dffentlihen Blatt, dur Eintra- 
gung in die erite Rubrik des Hypothekenbuchs?s. Bei der Ber: 
lafjung ift von den Betheiligten der Betrag der für den Weber: 
gang des Eigenthums zu gebenden Kaufgelder oder fonftigen Lei: 
ungen aufzuführen, und diefer, wenn nicht eine entgegenftehende 
Erflärung vorliegt, von Amtswegen einzutragen!” Nach den 
5.8. von Hamburg und Lübed erfolgt die Eigenthumsübertra- 
gung durch gerichtlihe Auflaſſung ohne Berlaffung ?° auf die 
Erklärung des eingetragenen Eigenthümers, daß er die Ein- 
tragung de3 neuen Erwerbers bewillige ?!, und die Erklärung 
bes Erwerbers, daß er die Auflafjung annehme ??, und die Ein- 
Ihreibung des legteren in das Grundbuch *. Die Erklärung der 
Auflaffung und die Annahme braucht nicht in unmittelbarem Zu- 


ı7 Achilles Gel. 786. Es entfteht Hier die Frage, ob der Auflafiende 
mit der Auflafjung an feine Erllärung gebunden fei oder bis zur Einjchrei- 
bung noch verfügen Tönne, was zu verneinen iſt Erf. O. Tr. 27/5 1873 Gru- 
hot XXIII. 114; Achilles Gef, 78b; Förſter Eccius 8 178, 49. 

18 R.St. B.O. 8 8—8. Der Ungabe bed zu Grund liegenden Rechtsge⸗ 
ſchäfts bedarf es nicht. 

10 R.St. B.O. 8 9. 

20 In Hamburg gehörte die Berlaffung dem älteſten Recht an, Achilles 
Beiträge 10 Nr. 2. 3, iſt aber in ber neuen H.O. beſeitigt Hamburg H.O. 
81. Nah Lübel HD. 8 34 ift das Uufgebotsverfahren nur bei Aufnahme 
von biöher nicht in bie Hypothekenbücher eingetragenen Grundjtüden vorges 
ſchrieben. 

21 Hamburg HD. 8 4; Lübeck HD. 8 17. Ein gerichtliches Erkenntniß, 
welches den Eigenthümer eines Grundftücks zur Auflaſſung verurtheilt, ſteht 
der Bewilligung deſſelben gleich. 

22 Hamburg H.O. 8 7; Lübed H.O. 8 30. 

2» Hamburg HD. 8 6; Lübeck H.D. 8 29. Der Beräußerungspertrag 
bedarf der Vorlegung nicht. 

2 Hamburg HD. $ 7. 50; Lübel HD. $ 30. 
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fammenhang abgegeben zu werden **. Nach der Bremer €. und 
9.5.0. erfolgt der Eigenthumgübergang bei öÖffentlihem Verkauf 
durch Einhändigung des Zuſchlagsprotokolls, bei Veräußerungen 
unter der Hand dur Lafjung, welche nach vorangegangener öf- 
fentliher Ladung aller Betheiligten (Abkündigung) vor einer Com: 
miffion vorgenommen wird und den Eigenthbumsübergang zur 
Folge Hat. Nah dem Gr.B.G. für Anhalt erfolgt die Ein- 
fchreibung des Erwerbs auf Antrag de3 Eigenthümers ober des 
Erwerber, wenn der legtere die Bewilligung des Eigenthümers 
beibringt, oder ein rechtskräftiges Erkenntniß vorlegt, durch wel: 
ches der Eigenthümer zu diefer Bewilligung verurtheilt wird, oder 
wenn er den vollftändigen Nachweis des Rechtsgrundes der Einjchrei- 
bung beibringt, infoferne diefer ohne eine Erklärung des Berech— 
tigten wirkſam ift?®. Nach Defterreihifchem Recht ſetzt die Eigen- 
thbumsübertragung von Immobilien dur ein Geſchäft unter Le⸗ 
benden Einverleibung (Intabulation) voraus ?’. Die Einverlei- 
bung erfolgt auf die in einer Öffentlichen oder in einer beglaubigten 
Privaturkunde abgegebene Erklärung des legitimirten Eigenthü- 
merd, daß er das Eigenthum übertrage, und die Erklärung des 
Erwerbers, daß er die Mebertragung annehme ??. Einer Beziehung 
auf das obligatorische Veräußerungsgeſchäft bedarf es dabei nicht ?°. 

2. Die Landesrechte des Legalitätsprincipg. Nach den Lan: 
desrechten des Legalitätsprincips jebt die Eintragung des Erwer— 
bers voraus, daß der Rechtstitel, auf Grund deſſen der Eigen: 
thumsübergang erfolgen fol, nachgewieſen werde. Es findet ſich 
dieß in folgender Weile geregelt: 

a. Die eine Clafje von Rechten fegt die Vorlage eines rich: 
terlich beftätigten Vertrags voraus, ber für die Eintragung des 
Eigenthumserwerbs in das Grundbuch bejtimmend if. Es ge: 


25 Bremen Erb- und Hanbfeftorbnung 8 10. 12. 18. 61. 68; Poſt BR. 
III. 8 41—49. Rechtskräftige Verurtheilung des Eigenthümers zur Vornahme 
der Laſſung hat die Wirkung berfelben €. u. 9.5.0. $ 63; Poft PR. II. 
8 49, 6. 

20 Anhalt Gr.B.&. 16/3 1877 8 28. 

7 Defterreih A.B.G.B. 5 431. 

28 Gr.B.G. 8 31, 32, 97; Exner, Defterr. H-R. 8 26, 3. 4. 

2 7.8.6. 8 32; Strohal, zur Lehre vom Eigenthum 34. 
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hören dahin die Rechte von Nafjau?? Heffen-Darmitabt ®! und 
Sadjen- Weimar ??. 

b. Nach der anderen Claſſe von Rechten ift Nachweis bes 
Rechtstitels und vichterliche Prüfung deſſelben erforberlich, wobei, 
wenn die richterlihe Prüfung ergeben bat, daß derfelben fein 
Hinderniß entgegenftehe, die Eintragung des Erwerbers erfolgt. 
Dieß ift die Stellung der Nechte, deren Beftimmungen aus ber 
Sächſiſchen H.D. 6/11 1843 abgeleitet find, nämlich des Sächſi⸗ 
ſchen 8.6.38. und der H.O. von Sachfen-Altenburg, Reuß ä. 8. 
und Neuß j. 2. Durch die Sächſiſche H.D. 6/11 1843 wurde 
nämlich die dem gemeinen Sachſenrecht eigenthümliche gerichtliche 
Confirmation der Verträge mit darauf folgender Lehensauflaffung 
(investitura allodialis) befeitigt . . Es wird jept nach dieſen 
Rechten Nachweis des Nechtstitels in einer Hffentlihen oder einer 
gerichtlih beglaubigten Urkunde °* und richterlide Prüfung der 
Richtigkeit und Giltigkeit deſſelben vorausgefegt?d. Nach dem 


20 Stockbuchgeſetz 8 8; Bertram, BR. 8 127. 420—429. 

st Heflen-Darmftadt E.G. 8 4; Müller, Ingroſſation 8 11. 19. 20. 38. 
Nach Gef. 4/8 1871 Haben auf Immobilien bezüglicde Veräußerungsverträge 
verbindliche Kraft erſt, wenn fie gerichtlich protofollirt find. Ueber das Ber: 
fahren babei und den Umfang des Prüfungsrecht3 vgl. Müller, Ingrofiation 
8 19. 20. Dem Bertrag wird bei der Beftätigung bie Bejcheinigung beige- 
fügt, daß der Ingroſſation nichts im Wege ftehe Müller, Ingroſſation $ 22 
und 40. 

s2 Geſ. 20/4 1833 8 1 vgl. oben 8 220, 29. 

ↄ28 Bol. über die früher geltende Mllodialinveftitur bes gemeinen ſächſiſchen 
Achts oben 8 258, 6. Durch H.G. 6/11 1843 8 6 wurde bie bis dahin gel- 
tende gerichtliche Konfirmation ber Berträge und barauf folgende Ullodial- 
inveftitur bejeitigt, und durch Eintragung in das Grundbuch nach vorgängiger 
Sachprüfung erjeßt, doch mwurbe in den Motiven zu H.G. 8 6 hervorgehoben, 
daß für die der Eintragung vorausgehende causae cognitio bie Grundjäße 
des früheren Rechts Hinfichtlich der ber Beftätigung vorangehenden Sachprü⸗ 
fung maßgebend jein follten Heyne, Comment. I. 54. Das neuere k. ſächſiſche 
Recht Hat daran nichts geändert G.O. 1865 8 94. Auch in Sacjen-Alten- 
burg Reuß d. 2. und Neuß j. 2. ift die früher Hier geltende Bertragsbeitä- 
tigung und Allodialinveftitur durch die Hypothelenordnungen 8 6 befeitigt und 
durch die Eintragung in das Hypothekenbuch erfegt, bie eine voraudgehende 
Prüfung des Nechtötiteld vorauzjegt Altenburg HD. $ 138; Neuß ä. 2. und 
j. 2. 9.82. 8 137. 

 Sadjen 8.0.8 168—173; Altenburg Neuß d.2.u.j.2. 9.0. 8 144.145. 

> Sachſen G. O. 1865 8 94. :168—173. 198; Altenburg 9.D. 8 138; 

Roth, Deutfhes Privatrecht, III 22 
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Recht von Sachſen-Meiningen fegt die Eigenthumsübertragung 
Nachweis des Rechtsgeſchäfts in einer öffentlichen Urkunde 38 und 
richterlihe Prüfung defjelben voraus. Ergibt diefe, daß Fein 
Hinderniß entgegenftehe, jo erfolgt die Eintragung des Erwer: 
bers??. Nah dem Gef. 6/6 1856 für Schwarzburg:Rubolftadt 
muß dem Antrag auf Eigenthumsübertragung Angabe und Be: 
Iheinigung des Rechtstitels beigegeben werben, und die Zufchrei- 
bung erfolgt nur nach vorangegangener Prüfung und Genehmi: 
gung in Form einer Urkunde ®®. 

Il. Die gerihtlihe Auflaffung ift Vorausfeßung des 
Eigenthumsübergangs nur bei freiwilliger Veräußerung durd ein 
Geſchäft unter Lebenden; für den Eigenthbumserwerb aus anderen 
Rechtötiteln dagegen Tommen die für die einzelnen Rechtsinftitute 
geltenden gejeglichen Beitimmungen zur Anwendung ?. Es gilt 
dieß namentlih für den Eigenthumserwerb der Ehegatten bei 
Gütergemeinfchaft *° und der Kinder bei fortgefegter Gütergemein: 
Ihaft *!, den Eigenthumserwerb durch Verbindung *?, dur Dc- 


Neuß &. 2. und j. 2. $ 137. Für die vichterlihe Prüfung find die Grund⸗ 
ſätze, welche nad früheren: Hecht für die der Bertragäbeftätigung vorangehenbe 
Sachprüfung galten, maßgebend geblieben oben Note 33. Die Prüfung er- 
ftredt fih auf die Dispofitionsbefugniß ber Betheiligten, die Giltigleit und 
den Inhalt des Rechtsgeſchäfts auf deſſen Grund eine Eintragung nachge- 
ſucht wird, die Befchaffenheit der vorgelegten Urkunden und die Legitimation 
zur Sade Siegmann H.D. 28. 

0 (Gefep, die Anlegung von Grundbüchern 15/7 1862 Urt. 81. 

7 Geſetz 15/7 1862 Art. 25. 26. Auch Hier iſt die Eintragung in das 
Grundbuch an die Stelle der früher geltenden Vertragsbeftätigung und Als 
fodialinveftitur getreten. 

88 Geſetz 6/6 11856 die gerichtliche Uebereignung unbewegliher Sachen 
betr. 8 3. 4. 12. 

Br. EEG.8 5. 

40 Bol. oben $ 102, 27; 8 104, 1. Nah Pr. Gr. B.O. 8 50, Olden⸗ 
burg Gr.B.O. 8 44 und Coburg-Gotha Gr. B.O. 8 47 erfolgt die Eintragung 
nur auf Antrag eines Ehegatten. Nah Einf.G. für Ehrenbreititein 30/5 
1873 8 5 erfolgt die Eintragung bei partitulärer Gütergemeinſchaft auf ein- 
jeitigen Antrag des Ehemannes. 

41 Bol. oben 8 111, 24; Pr. G. B.O. 8 50; Dernburg Hinrichs 8 22, 14. 
Nach E.G. für Neuvorpommern 26/5 1873 8 11 ift die Fortſetzung der Gü⸗ 
tergemeinfchaft auf Untrag des Überlebenden Ehegatten einzutragen. 

2 53 gehört dahin nach Preußiſchem nnd Oeſterreichiſchem Recht das 
Bebauen oben 8 244, 21. 28, nach beiden jedoch nicht unbeitritten Dernburg 
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eupation *?, durch Erfigung ‘‘, der Eigenthumsübergang bei Er- 
propriation *° und Gemeinheitstheilung oder Zufammenlegung *°; 
ferner nad einzelnen Rechten für den erbichaftlichen Webergang *? 


Hinrihs 8 19, 8, Strohal, Eigenthun 8 14; ferner die Aoulfion oben $ 244, 
52—55; die im Fluß entftandene Inſel oben 244, 67, und das verlafjene 
Flußbett oben 8 244, 82; Dernburg Hinrichs 8 19 Nr. 2; Müller, Ingroſ⸗ 
fation 8 33; Randa, Eigenthumsrecht 3 17, 6 folg. 

» Müller, Ingroſſation 8 83; vgl. oben $ 245, 18. Hierauf ift nad 
Preußiſchem Landrecht der Eigenthumserwerb am Abriß oben $ 244, 55 und 
an Inſeln oben 8 244, 79 zurüdzuführen. Für letztere gilt dieß auch nad 
Oeſterreichiſchem Recht oben 5 244, 75. 

“Heſſen E.G. Art. 3, 2, Müller, SIngrofiation & 34; Randa, Eigen 
thumsrecht 5 17, 12. Dieß gilt nicht nad dem Recht des Sächſiſchen B.G. B. 
5 279, nad welchem die Erfigung von Immobilien überhaupt ausgeſchloſſen 
ift oben & 249, 18, dann nad ben Rechten von Hamburg und LZübed und 
nad) Braunfchweigiihem Recht an eingetragenen Immobilien vgl. oben 8 249, 
31. Ueber die Geftaltung der Erfigung, ſoweit fie noch zuläßig ift, nach den 
Grundbuchgefegen des Grundbuchſyſtems vgl. unten 8 261, 11. Beſondere 
Beftimmungen gibt Br. Gr. B.O. $ 135 für die Behandlung der Eintragung 
auf rund der Erfibung bei Anlegung neuer Grundbuchblätter. 

#5 Bei Erpropriation gebt das Eigenthum ohne Wuflafjung auf den Ex⸗ 
proprianten über oben 8 246, 72. 73; Dernburg Hinrichs 8 19, 9; Randa, 
Eigenthumsrecht $ 7. 110 und 118, 

“0 Adilles Gel. 90 Nr. 6; Bernburg Hinrichs 5 19, 4. 8 20; Braun. 
ſchweig Geſ. 8/3 1878 betreffend Erwerb des Grundeigenthums bei &emein- 
heitstHeilungen; Sondershauſen E. E.G. 8 57. 

7 Br. Gr. B.O. 8 51; Altenburg H.O. 8 178; Neuß j. 8. 9.0. 8 177; 
Reuß ä. L. H.O. 8 175; Meiningen Geſ. 15/7 1862 Art. 3. 4; Naſſau 
Stockhuchgeſetz 8 9; Heſſen⸗Darmſtadt E.G. Art. 3. 8. 11 Müller, Ingroſ⸗ 
fation & 10. 29-31; Hamburg H.D. 8 14; Lübed 9.02. 8 22. Dieß gilt 
auch nach Defterreichiichem Recht Unger, D. PR. 8 74, 4; Strohal, Eigen- 
thum 8 8; Randa, Eigenthumsrecht 8 17, 15. Nach älterem ſächſiſchen Recht 
war zum erbichaftlichen Hebergang von Immobilien Allodialinveftitur erfor⸗ 
lich, was durch Decif. 1 von 1746 anerlannt wurde Heimbad P.R. $ 187, 3; 
Eurtius, ER. 8 540d. Dieb war durch die allgemeine Beftimmung des 9.6. 
6/11 1843 8 6 befeitigt, und es war durch dieſes Geſetz 3 174 nur vorge- 
ſchrieben, daß die Erben zur Eintragung des erbichaftlichen Uebergangs ans 
gehalten werden follten. Durch bie Beftimmungen des 8.8.8. 8 277. 2286 
und 9.0. 1865 8 197 ift aber für das Königreih Sachſen der Grundſatz, 
daß der erbichaftliche Uebergang die Eintragung in dad Grundbuch voraus 
fege, wieber hergeftellt vgl. Wächter, Platzrecht 231, 1. Die gleihe Beitim- 
mung haben: Mecklenburg R.St. B.O. 87.8. 1; Weimar Geſ. 11/3 1839 8 1; 
Anhalt Gr. V.G. 8 2; Rubolftadt E.G. Art. 1. 5. 18. 

22 * 
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und den Erwerb des Legatarz *°, nah Preußiſchem Recht für den 
Erbichaftsfauf*’, dann für den Eigenthumserwerb durch Adjudi- 
fation 5° und Subhaftation !. Jedoch ift in dieſen Fällen die 
Dispofition über das Objekt, ſoweit es fih um Rechtsverhältnifie 
handelt, die mit dem Grundbud in Verbindung ftehen, von ber 
Eintragung des Eigenthbumsübergangs in dag Grundbuch ab- 
hängig °?. Eine Ausnahme ift nur infoferne begründet, als nad 
einzelnen Nechten Miterben ein ererbtes Grundftüd unter fich oder 
an einen Dritten auflaflen fönnen, ohne daß der Eigenthbums: 
übergang auf fie vorher im Grundbuch eingetragen ift®®. Zur 


“= Das angefallene Vermächtniß einer dem Erblaffer gehörigen Sache 
geht nach Preußifchen Landrecht mit dem Tod des Erblafferd, gemeinrechtlich 
mit dem Antritt des Erben auf den Legatar Über Roth, Bayr. C.R. (1) 8 365, 
18. 25, daher ift bier Auflaffung nicht erforderlih Darmftabt E.G. Art. 3; 
Müller, Ingroffation 8 30, 17. Doch bat nah Pr. Gr.B.O. 8 53 ber Le- 
gatar die Einwilligung des Erben beizubringen. Die gleiche Beftimmung bat 
Mecklenburg R.S.BD. 8 8 Nr. 4. Nach Oeſterreichiſchem Recht ift Antre⸗ 
tung des Legatars und daher Auflafjung erforderlih Strohal, Eigenthum $ 9. 
Nah Sachſen 8.6.8. 8 2426 erwirbt zwar der Legatar das Legat mit dem 
Tod des Erblafferd, allein nah B.G.B. 8 277 geht das Eigenthum unbe- 
wegliher Saden erft mit ber Eintragung auf ihn über. 

40 Nach Preußiſchem Recht ift der Erbichaftslauf Veräußerung des Erb- 
rechts, der Käufer alſo Erbe der der Auflafjung nicht bedarf Erf. D.Tr. 14/9 
1877 Entid. LXXX. 261; Udilles Gef. 90 Nr. 2; Dernburg Hinrichs 8 22, 
15. Dagegen ift nach gemeinem und Defterreihifchen Recht der Erbichafts- 
fauf Kauf des Erbvermögend Unger, ER. 8 49, 3, daher iſt Auflaffung 
erforderlih Mannsfeld, Grundbuchgefebe 73. Nah Sachſen 3.8.8. $ 2372 
wird zwar ber Erbſchaftskauf auch als Beräußerung bes Erbrecht! aufgefaßt, 
allein nach ben Note 57 angeführten Beftimmungen des ſächſiſchen 8.9.8. ift 
Eintragung erforderlich). 

5° Dieß gilt für alle Fälle der Adjudikation nur nad gemeinem Recht 
oben 8 252, 1. 2. 8; nad Preußiſchem und Defterreihiihem Recht nur bei 
Adjudikation im Grenzſcheidungsproceß oben 8 252, 8. Nach dem Recht des 
Sächſiſchen B.G.B. ift die Adjudikation bei Immobilien nur ein Titel zur 
Auflafjung oben 8 252, 4. 5. 

54 Der Zuſchlagsbeſcheid ift nach den oben 8 252, 11 angeführten Rechten 
nur ein Titel zur Eigenthumsübertragung, während nach ben oben 8 252, 10 
angeführten Rechten mit den Zufchlag das Eigenthum von jelbft auf den Er⸗ 
werber übergeht. 

3 Br, E.E.G. $ 5. Nach Darmftadt E.G. 8 3 ift in dieſen Fällen die 
Geltendmadhung des Eigenthums Dritten gegenüber von der Eintragung ab- 
hängig Müller, Ingrofjation 8 10, 2. 

# Br. E.E.G. 8 5; Dernburg Hinrichs $ 26, 31; Altenburg HD. $ 175. 
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Anmeldung des Eigenthbumsübergangs zum Grundbuch in den 
Fällen, in welchen Auflafjung nicht erforderlich ift, kann nad ei: 
nigen Rechten der Eigenthümer von einem dinglich Berechtigten 
oder einer Behörde angehalten werben °*. 

III. Zur Erhaltung des Rechts auf Auflaffung kann der 
Antragfteller eine Vormerkung erwirten °®. 

IV. Dispoſitionsbeſchränkungen, ſoweit fie zur Ein- 
tragung geeignet find °°, erlangen Wirkung gegen Dritte die fie 
nicht gefannt haben nur durch Eintragung °”. 


176; Reuß j. 2. 9.8. 8 174. 175; Neuß &. 2. 9.8. S 172. 173; Meiningen 
Gef. 15/7 1862 Art. 5; Anhalt G. B.G. 16/3 1877 8 7; LZübel 9.8.8 21. 
22; Raſſau Min.®. 31/5 1854 $ 33; Darmſtadt Min. V. 9/9 1854 Müller, 
Ingroſſation $ 87, 2. Ausdrücklich ausgefchloffen iſt dieß Mecklenburg R.St.B.D. 
8 7, 3 und Hamburg H.D. 8 14. Nah HDefterreih Gr.B.G. 8 23 Tann ein 
zu einer Verlaffenfchaft gehöriges Immobile, wenn es veräußert wird, unmits 
telbar nach dem Erblaffer auf den Erwerber eingetragen werden. 

4 Br. Gr. B.O. 8 35. 56; Achilles Geſ. 402. Nah Altenburg HD. 
8 178, Reuß ä. 2. 9.0. 8 175 und Neuß j. 2. 9.8. 177 ift dieß beim erb⸗ 
ſchaftlichen Uebergang vorgejchrieben. 

55 Br. E.E.G. 8 8; Gr. B.O. 8 88. 89; Derndburg Hinrichs 8 27; Erf. 
R.G. 17/12 1881 Entſch. VII. 55; Sachſen G.O. 1865 8 119, 8.0.8. 8 143; 
Altenburg H.O. 8 22. 139; Neuß j. und ä. 2. 9.8. 8 22. 138; Meiningen 
Geſ. 15/7 1862 8 28; Unhalt Gr. B.G. 11/3 1877 Urt. 11; Heflen-Darmitadt 
Geſ. 21/12 1852 Urt. 18; Müller, Ingrofjation 8 41. 42. 57—60; Hamburg 
902. $ 27. 68; Deiterreih Gr.B.G. 8 35. 

5° Bur Eintragung eignen ſich Beichränkungen die aus der Qualität des 
Eigenthums felbit hervorgehen wie Lehen: und Fideicommißeigenichaft, Sub⸗ 
ftitutionen," auflöfende Bedingungen, Beräußerungsverbote, das Vorkaufsrecht 
Uchilles Gel. 128 Nr. 4; Medlenburg R.St. B.O. 8 2. IL. 1. 8 11; Wanda, 
Eigenthumsrecht $ 20, 35; dann perjönliche Beichräntungen des Eigenthümters 
in ber Berfügung über das Eigentyum wie Arreſte, gerichtliche Beräußerungs- 
verbote, Eröffnung des Konkursverfahrens Achilles Gel. 125; Altenburg H.O. 
8 154; Reuß ä. 2. und j. L. 8 153. Dagegen werben Beichränfungen der 
Berfügungsfähigkeit ded Eigenthümerd z. B. in Folge von Euratelbeftellung 
nit eingetragen. Abweichend jchreibt Defterreih G. B.G. $ 20a die Eintra- 
gung auch der letzteren vor vgl. oben $ 220, 74. 

7 Br. E. E.G. 8 11; Br. Gr. B.O. 8 54; Dernburg Hinrichs 8 30; Erf. 
R.G. 20/5 1882 Entſch. VII. 71; Mecklenburg R.St. B.O. 8 11. 48; Meibom, 
HR. $ 12, 3; Anhalt Gr.B.G. $ 5. 17. In Hamburg HD. 8 19—23 wer- 
ben bieß Elaufeln in Lübed HD. 8 49—55 Noten genannt; in Defterreid) 
Unmerlungen Exner, HR. 8 25, 11. 
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8 261. 
3. Wirkung der geridtliden Auflaffung. 


Als Wirkungen der gerichtlichen Auflaffung find anzuführen: 

1. Durd die Auflaffung gebt das Eigenthum des aufgelaj- 
jenen Grundſtücks auf den Erwerber über!. Als Zeitpunkt des 
Eigenthumsübergangs erjcheint der der Vollendung der Eintra- 
gung?. Nah Preußiſchem? und Darmftädtiihem Neht* muß 
der Befit befonders übertragen werden, während nach den übrigen 
Rechten dieß nicht erforderlich ift®. Dagegen wird durh Tra— 


ı Br. EEG. 8 1; Sadjen 8.8.8. 5 276; Wltenburg und Reuß HD. 
8 2; Darmftadt EG. Art. 1 Müller, Ingroffation 8 9; Anhalt G. B.G. 5 2; 
Medienburg R.St. B.O. 8 1; Hamburg HD. 86; Kübel H.O. 8 29; Defter- 
veih A.B.G.B. 8 441, Gr.B.Gel. 8 4, Strohal, Eigentbum 44, 2. Rad 
Rudolſtadt E.G. 8 1 tritt der Eigentgumderwerb buch gerichtliche Zuſchrei⸗ 
bung ein. Nach Darmftadt E.G. Art. 26. 28. 34 erzeugt bie Eintragung in 
das Grundbuch für den Eingetragenen die Bermuthung bes Eigenthums Müller, 
Ingroſſation $ 12, 2. 8 67. 

2 Förſter Eccius 8 178, 49. Für das Preußiihe Necht nimmt Dern- 
burg, P. BR. 1. $ 242, 9 an, daß der Eigentyumsübergang für die Contra⸗ 
benten mit der Auflaffung eintrete |. dagegen Achilles Gef. 78b; Bahlmann, 
GBR. 28 Nr. 7. Nah den andern Redten ift es unbeftritten, baß der 
Eigentgumßübergang erjt mit der Eintragung eintritt. 

° Das Preußiihe E.E.G. erwähnt das Verhältniß der Auflaflung zur 
Befigeinräumung nicht, und es iſt baber von ber Preußiſchen Jurisprudenz 
nicht bezweifelt, daß wie nach früberem Recht befondere Befigeinräumung er- 
forderlich fei Föriter, Gr.B.R. 93; Achilles Gel. 82c. 97 f., weßhalb nad 
Preußiſchem Recht der Uebergang der Gefahr auch erft mit Befigeinräumung 
angenommen wird Wcdilles Gel. 82; Förfter, Gr.B.R. 94; Förſter Eccius 
8 108, 63. Ebenſo geht aber mit Befigeinräumung vor der Wuflaflung die 
Gefahr auf den Beſitzer über Erf. R.G. 13/5 1882 Entſch. VII. 69. 

* Müller, Ingroffation 8 9, 3; 8 25, 1. 

® Diefen Grundfag Haben unfere neueren Lanbesrechte überwiegend an- 
erfannt Sachſen 8.8.3. 8 276; Altenburg und Reuß H.O. 8 2; Weimar 
Gef. 20/4 1833 8 3; Rudolſtadt E.G. 8 1; Medienburg R.St.3.D. 8 5; 
Hamburg HD. 86; Lübel H.D. 8 29; Defterreih A.B.G.B. 8 441; Strobal, 
Eigentbum 26. Sn der Naſſauiſchen Praxis ift er in Conſequenz bed Stod- 
buchgeſetzes $ 5 anerfannt Erk. Berlin 23/6 1871 F. M. 11. Nr. 94. Es findet 
fi dieß fchon im älteren Recht Stobbe, Auflaffung 199, 165. Yür die Auf⸗ 
laſſung nah Münchener Stadtrecht ift dieſer Grundfag noch jegt anerfannt 
Hortter in BL. f. RU. XIIL 257; Erf, Münden 2%1 1875 Sammlg. V. 305. 
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dition ohne Auflaffung Eigentbum nicht übertragen®. Der Be: 
fißer ift der Bindilation des eingetragenen Eigenthümers aus: 
gelebt, dem gegenüber er nach Preußifchem Recht feine Rechte nur 
auf dem Weg der Klage oder Widerflage geltend machen kann”, 
während er nach den anderen Rechten die exceptio rei venditae 
et traditae hat?. Dagegen hat er Dritten gegenüber die Rechte 
bes redlichen Befiters, daher die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel? und 
die Publicianiſche Klage '°. 

I. Gegen den eingetragenen Eigenthümer iſt bie 
Erfigung ausgefchlofien ?!. Ebenjo findet die erlöfchende Verjä— 
rung der in. das Grundbuch eingetragenen Nechte nicht ftatt '?. 


Gegen dieſen Grundſatz erklären fih Beſeler, BR. 8 91, 5; Meifcheider, 
Beſitz 268. 

° Der eingetragene Eigenthümer kann nah wie vor alle Verfügungen 
vornehmen, und dieſe bleiben bei Beftand, injoferne fie burch den Öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs geſchützt find. 

"Br. E. E.G. 8 7; Oldenburg E.E.G. 8 6; Coburg⸗Gotha E.E.G. 8 7; 
Detmold E. E.G. 8 6; Sondershauſen E.E.G. 5 7; Achilles Gel. 98 Nr. 2; 
Dernburg, PB. PR. I. 8 243, 8. Die exoeptio rei venditae et traditae ijt 
ihm damit abgeſprochen. 

° Müller, Sugroffation F 10, 19; 8 25, 5; Erk. Dresden 5/11 1851 
&f. VI. 145; Roſtock 8/12 1864 Sf. XIX. 214; Lübed 16/2 1878 Sf. XXXIV. 
14. Ausdrücklich ift dieß abweichend von der Beitimmung des Pr. E. E. G. 
$ 7 anerfannt Braunfchweig E.E.G. $ 9. 

® Achilles Gef. 99. 

10 Achilles Gef. 99 f.; Dernburg Hinrihs $ 21, 52; Müller, Ingroſſa⸗ 
tion 8 10, 6; Strohal, Eigentum 89, 40; Erf. Roftod 3/12 1864 Sf. XIX. 
214. Wusdrüdtich abgejprochen ift fie ihm Braunſchweig E.E.G. 8 5. 

11 Meiningen E.G. Urt. 2; Altenburg und beide Reuß HD. 8 24; An« 
halt E.G. 8 8; Darmitadt E.G. Urt. 33; Pr. E.E.G. 8 6; Coburg⸗Gotha 
E.E.G. 8 6; Oldenburg E. E.G. 8 5; Detmold E.E.G. 8 5; Sondershaufen 
E.E.. 8 6; Schaumburg E.E.G. 8 6. Nach denjenigen Rechten, welche die 
Erfigung an Immobilien überhaupt oder an eingetragenen Immobilien aus- 
ſchließen, ift die Erfigung gegen den eingetragenen Eigenthümer von jelbft 
ausgeſchloſſen vgl. oben $ 249, 31. Dagegen läßt das Defterreichiiche Recht 
bie außerordentlihe Erfigung gegen den eingetragenen Eigenthümer zu, oben 
8 251, 27. 

2 Pr. L.R. J. 9 511; Neuvorpommern EG. 8 7; Schleswigholſtein 
E.G. 8 30; Hannover E.G. 8 9; Kurheſſen E.G. 8 7; Ehrenbreitftein E.G. 
8 6; Hohenzollern E.G. S 4; Oldenburg E.E.. 8 15; Braunſchweig E.E.®. 
8 23; Sadjjen 8.6.8. $ 151; Wltenburg und beide Neuß H.O. $ 26; Mei- 
ningen E.G. Urt. 2; Anhalt E.G. 8 8; Hamburg HD. 8 5; Lübel HD. 
8 18. 
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Sn Anwendung davon it nach Preußifhem Recht die Vindika⸗ 
tionsflage des eingetragenen Eigenthümers der Verjährung ent- 
zogen '®. 

III. Die Auflaffung fann angefochten werben, wobei ſich 
jedoch die Anfechtung verſchieden gefaltet, jenachdem die Landes- 
rechte der Auflaflung conftitutiven oder deklaratoriſchen Charakter 
beilegen. . 

1. Nah den Landesrechten, welche die abftrafte Natur ber 
Bucheinträge anerkennen, bat der Benachtheiligte nur eine per: 
ſönliche Klage gegen den Eingetragenen und feine Erben auf Til: 
gung des Eintrags. Es gilt dieß nah den H.D. von Hamburg 
und Lübel !*, der Medlenburgiihen R.St. B.O. 1°, und dem Recht 
des Sächſiſchen B. G. B. 1°. 

2. Nach den Landesrechten, welche der Auflaſſung deklara⸗ 
toriſche Wirkung beilegen, iſt gegen die Auflaſſung theils die ding⸗ 
liche theils die perjönliche Klage gegeben, jenachdem die Auflaf- 
fung als nichtig oder als anfechtbar erfcheint. Nach Preußiſchem 
Recht und den daraus abgeleiteten Rechten kann, wenn bie Auf: 
laſſung nidtig if} !7, die Anerkennung der Nichtigkeit derfelben 


Br, E.E.G. 8 7; Meiningen E.G. Art. 2. 

4 Hamburg HD. 8 2. 3 und gleichlautend Lübeck H.O. 8 15. 16, oben 
g 222, 102. Hiernach Hat ber Benachtheiligte nur eine perjönliche Klage gegen 
jeinen Contrahenten, gegen einen Dritten, auf welchen die Sache weiter über: 
tragen ift, Tann er die Klage nur unter der Borausfegung ftellen, daß dem- 
felben die Mitwirkung zu einer betrügerifchen Handlung dargethan werden kann. 

5 Nah Medienburg R.Et.B.D. 8 36 oben 8 222, 104 Tann derjenige, 
zu beifen Nachtheil eine Verlaffung gejchehen ift, feine Rechte nur mit ber 
perjönliden Klage nur gegen diejenigen geltend machen, bie mit ihm in ver- 
tragamäßigen oder unmittelbaren gejeglichen Recht3beziehungen ftehen. Gegen 
Dritte, welhe daraus Rechte erworben haben, ift diefer Anſpruch nur ges 
geben, wenn ihnen böfer Glaube nachgewieſen werden kann. 

1° Nah Sachſen B. G.B. 8 278 Hat, wenn die Eintragung auf Grund 
eined nichtigen oder anfechtbaren Rechtögrunded gefchehen ift, ber eine Be— 
theiligte gegen den andern Betheiligten einen perjönliden Anſpruch auf 2ö- 
ſchung, wobei jedoch, wenn Dritte fpäter al3 Eigenthümer eingetragen worden 
find, eine Löfchung ihrer Eintragung nur verlangt werden kann, wenn fie zur 
Beit der Eintragung von ber Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der früheren 
Eintragung Kenntniß hatten, vgl. oben 8 222, 108. 

17 Br. EEG. 8 9 Dieß ift der Fall, wenn bie Auflaffung gar nicht 
vollzogen ift Achilles Gef. 1098, und wenn die Auflafjungshandlung nichtig 
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und Wiebereintragung des Klägers als Eigenthlimer erwirkt wer: 
den 18. Die Klage ift, wenn fie zugleih auf Herausgabe bes 
Grundſtücks gerichtet ift, die Vindikationsklage, außerdem eine ana- 
loge Nachbildung derjelben '°. ft die Willenserflärung des Auf: 
laffenden anfechtbar ?°, ober wird fie auf Grund des Rechtsge⸗ 
ſchäfts, das zu der Auflaffung Veranlafiung gegeben bat, ange- 
fochten ??, fo fteht dem Anfechtenden nur eine Condiktion auf Rüd- 
auflaffung zu ??. Wiebereinfegung in den vorigen Stand ift auch 
in denjenigen Rechtögebieten, in denen fie jonft noch beitcht, ausge: 
ſchloſſen *. Die gleichen Grundſätze gelten auch für die anderen 
Landesrechte, welche die abftrafte Natur der Bucheinträge nicht 
anertennen ?*, und fommen auch nah Defterreihiihen Recht zur 
Anwendung ?®. 


ift namentlih bei mangelnder Dispofitionsfähigleit des Auflaffenden Mans- 
feld, Gr.B.R. 31, 1, bei wejentligem Irrthum Hinfichtlich des Gegenſtandes 
Achilles Gef. 111, bei Simulation Achilles Gef. 110a. Bol. Förfter Eccius 
& 178, 59. ZLegitimirt ift nur der wahre Eigenthümer nicht der bloße Ber 
figer Erf. R.G. 23/5 1880 Entſch. II. 64. 

10 Achilles Gej. 112; Förfter Eccius $ 178 ©. 280; Mannzfeld, Grund- 
buchgeſetze 31. 

© Achilles Geſ. 109, 1a; Dernburg Hinrichs, HR. 8 21, 44; Förfter 
Eccius 8 178, 61. 

”° Achilles Gef. 110, 1b; Förfter Eccius $ 178 vor Note 62. Diefer 
Hal ift in Pr. E.E.G. 89 mit dem ber nichtigen Auflaffung zufammengeftellt. 
In Braunſchweig E.E.G. S 11. 12 find beide Fälle unterfchieden. 

21 Br EEG. 8 10. Es erftredt fich dieß jedoch nicht auf einen Mangel 
der Form, da biefer durch die Auflaffung geheilt wird. Dieß gilt nach Preußi- 
jhem Landredt aud für mündliche Nebenverabredungen zu fchriftlichen Ber- 
trägen, welche fonft nah L.R. I. 5. 127—129 ungiltig find Erf. R.G. 29/6 
1880 Entſch. II. 78. 

2 Förſter Ecciuß 8 178, 62. 

22 E. G. Kurheſſen 8 40; E. G. Neuvorpommern $ 10; E. G. Walded 8 26; 
E.G. Schleswigholſtein $ 15; E.E.G. Braunſchweig 8 76. 

»Von den anderen Grundbuchgeſetzen haben Beſtimmungen nur: Darm⸗ 
ſtadt E.G. Art. 33, 1: wird die zu Gunſten des eingetragenen Erwerbers lau⸗ 
fende Erfigungszeit dur eine auf Grund der Ungiltigleit des Erwerbätitels 
beziehungsweiſe des Eintrags erhobene Klage unterbrochen .... Meiningen 
E.G. Art. 2: wird wegen Ungiltigkeit des eignen Rechtstiteld eines Eingetra- 
genen die Eintragung wieber befeitigt oder beſchränkt, jo geichieht dieß unbe- 
ſchadet ber inzwifchen durch neue Eintragungen zu Gunften Dritter ertheilten 
Rechte. Anhalt Gr. B.G. 8 10: Die Unfechtbarkeit von Eintragungen und Lö⸗ 
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IV. Nah einzelnen Landesrechten ift eine abgefürzte 
Berjährung der gegen die Auflaffung gerichteten Nichtigleits- ober 
Anfechtungsflage gegeben **°. 


Caput 3. 
Schuß des Eigenthums. 


g 262. 


1. Die Eigenthumsklage!. 


Das ältere Deutſche Recht hatte die Eigenthumsklage für 
Mobilien nicht unbeſchränkt anerkannt, vielmehr principiel zwischen 
verlorenem und anvertrautem Gut unterfchieden. Nur demjenigen, 
dem eine Sache wider feinen Willen entzogen war, ftand bie Pin: 
bilation zu?; derjenige Dagegen, der den Befit einer beweglichen 


Ihungen im Grundbuch ift nach dem bürgerlichen Recht zu beurtheilen. Ich 
halte e8 für zweifellos, daß auch nad) den anderen Grundbuchgeſetzen, welche 
die abftralte Natur der Bucheinträge nicht anerkennen dic Nechtömittel nach 
den Anfehtungsgründen zu unterfcheiden find, jo daß bei Nichtigkeit bie bing- 
liche bei Anfechtbarkeit die perfönliche Klage gegeben ift, vgl. oben $ 222, 121. 

= Segen Exner, HR. 8 14 der immer nur eine Condiktion für gegeben 
hält, führt dieß Schiffner, Lehrbuch Heft 4 8 109, 14 aus, und es wird biefe 
Auffaffung von Strohal, Eigenthum 3, 2 und Randa, Eigenthumsrecht 443 
—446 getheilt, vgl. oben 8 222, 122. 

»° Nah Darmftadt E. G. Art. 27, 1 erfigt der im Grundbuch eingetra- 
gene Eigenthümer in 5 Jahren Müller, Ingroflation 8 13, 68. Nach Defter- 
reih A.B.G.B. S 1467 galt eine bejondere Tabularerfigung für den einge 
tragenen Eigenthümer Unger, O. P.R. 8 104. 105; durch Gr.B. G. 25/7 1871 
8 61—71 ift derjelben der urjprüngliche Charakter der Ertinktivverjährung 
wieder beigelegt, vgl. oben 8 250, 18. - 

* Schmid, Handbuch $ 15; Windfcheid 8 192-197; Bangerom 8 332— 334; 
Bring, Bandelten (2) 8 167—170; Förfter Eccius 8 180; Dernburg, P. BR. 
1. 8 188. 246; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 149; Lang, Sachenrecht 8 57—60; 
Eurtius, BR. 8 600-607; Poſt, PR. II. 1. 8 52—54; Baumeilter, BR. 
8 34. 35; Wilmowski, Lübifches Recht 8 34. 85; Badhartä 8 2iba. 8 218; 
Aubry 8 183; 8 219, 

2Es galt dieß nicht bloß für geraubte und geftohlene Saden, ſondern 
auch für andere Fälle des unfreimilligen Beſitzverluſtes |. den Nachweis bei 
Laband, dingliche Klagen 78—84. Es ift dieß jept die gewöhnlihe Meinung 
Mittermair, PR. 8 153, 10; Stobbe, B.R. 8 146, 14. Die Klage war nicht 


Die Eigenthumsklage 8 262. 347 


Sache freiwillig unter der Bedingung fpäterer Rückgabe einem 
andern übertragen hatte, konnte wenn dieſer fie aus feiner Ge: 
were gelafjen, feine Rechte nicht gegen den dritten Beſitzer ver- 
folgen, fondern er mußte fih an feinen Gontrahenten halten, und 
diefem gegenüber feine Anfprüche geltend machen (Hand muß Hand 
wahren)?. Ausnahmen waren gleihwohl in beiden Fällen ſchon 
früher gegeben‘. Mit der Reception des römiſchen Rechts verlor 
indeß dieſes Inſtitut feine allgemeine Geltung®. In dem gemein: 
rechtlichen Rechtsgebiet hat es ſich nur in einzelnen Statuten er: 
halten ®, und ift in dem überwiegenden Theil defjelben durch die 


vindicatio, fonbern hatte den Charakter einer actio in rem scripta Stobbe, 
PR. 8 146, 7. Sie ftand nit nur dem Eigenthämer fondern jedem zu der 
unfreiwillig den Bejig verloren hatte Stobbe, P.R. 8 146, 14a. 

s S. die Literatur bei Stobbe, P.R. 8 146, 1, worunter beſonders ber- 
vorzuheben Budde de vindicatione rerum mobilium 1837; ®erber in 8. 
f. C.Pr. XI. 1; Renaud, die Eigenthumsllage in Bezug auf Mobilien Kri« 
tiſche 8. f. R.W. des Yuslands XVII. 137. 212; Goldſchmidt, über den Er» 
werb dinglider Rechte in 8. f. 9.8. VIII 225. IX. 1; Heudler, bie Bes 
ſchränkung der Eigenthumsverfolgung bei Yahrhabe 1871; Laband, vermö- 
gensrechtliche Klagen 50 f. Zu vergleichen find: Eichhorn, B.R. 8 171. 172; 
Pittermair, PR. 8 158; Gerber, PR. F 102; Gengler, PR. 8 62; Beſeler, 
BR. 8 86; Stobbe, PR. 8 146; Goldſchmidt, H.R. (1) 8 79, Exner, Tra⸗ 
bition 58 f.; Franlen, Gutachten in Verhandlungen des Juriſtentags 1880, 
13. 131. Auch für diefe Klage war jeder Beſitzer legitimirt Stobbe, BR. 
8 146, 24, 

* So wurde auch bei unfreiwilligem Verluſt die Vindikation ausgefchloffen 
für die in gutem Glauben auf offenem Markt erfauften und für bie über 
See gebradten Saden; in anderen Fällen mar eine Löfungspflicht gegeben 
Goldſchmidt, H.R. (1) 8 79, 42; GStobbe, P.R. 8 146, 20—23. Bei freimil- 
liger Befigübertragung waren Ausnahmen für VBeruntreuungen durch Dienft- 
boten, Handwerker und Depofitare gemacht Bejeler, BR. 8 86, 7 f.; Stobbe, 
BR. S 146, 27 f., oder dem Eigenthümer allgemein ein Einlöfungsrecht ge- 
geben Bejeler, BR. S 86, 10; Stobbe, P.R. 8 146, 88. 

° In Sachſen fam der Grundjag frühzeitig außer Hebung Maurenbrecer, 
Privatredht 8 238, 2; Goldſchmidt, 8. f. H.R. VIII 260, 5; ebenjo in Bayern, 
wo er früher im Landrecht und Stadtrecht anerlannt war Sreittmayr, Anm. 
5b zu Bayr. L.R. II. 2. 7, und in Braunjchweig Erk. Wolfenbüttel 8/7 1871 
8.8r. XIX. 202, 

eEs find dieß: Hamburg St. II. 2. 7; IL. 4. 2; II. 8.8; 11. 9. 7. 18; 
Baumeifter, B.R. 8 34. 85; Lübed Gt. IIT. 2.1. 21; III. 4.9; III. 8.17; Erf. 
D.Tr. 5/12 1870 5.M. IL 86; Wilmowski, Lübijches Recht 8 34. 35; No» 
ſtock St. III. 2, 14 Erf. Roftod 28/11 1866 und 25/3 1867 Budde VI. 
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gemeinrehtlihen Beftimmungen erjebt. In der Hauptſache ftehen 
auf dem Standpunkt des römischen Rechts das Preußifche Land: 
recht ” und das Sächſiſche B.G.B.°, während das Defterreichifche ® 
und Franzöſiſche Recht 10 wenn auch mit Modifttationen bie deutſch⸗ 


24; Bremen Poſt, PR. II. 1 8 52—54; Holftein im Gebiet des Sachſen⸗ 
recht3 Erf. Kiel 14/4 1870 Anz. 71. 255; O. Tr. 2/11 1876 F. M. VIIL 21. 

"Nah Preußiſchem Landrecht ift die Bindilation ausgeichloffen in ben 
Fällen, in welchen durch Uebertragung von Seite des Nichteigenthümers Eigen- 
thum erworben wird vgl. oben 8 254, 17. 19. 20. 21. Es ift dieß aber nicht 
als Beſchränkung der Bindilation aufzufaffen, da gegen den Eigenthüämer nicht 
vindicirt werden fann. Es ift dieß zwar in ben betreffenden Gejegesitellen 
nicht direft auögefprochen, allein in der Praxis wird unbeanftandet ange- 
nommen, daß der Erwerber in den vom Geſetz bezeichneten Fällen Eigen- 
tbümer werde und daß dieß der Grund ber Ausjchließung der Bindilation 
jei Koh, P. BR. 8 253; Förfter Eccius 8 180, 57; Exner, Tradition 66, 
97. Es erſcheint dieß auch injoferne als gerechtfertigt, als Pr. 2.R. I. 10. 3 
durch Verweifung auf ER. I. 15. 42 ben Eigenthumsübergang auf den Er- 
werber in dem leßteren Fall anerkennt. In allen anderen Fällen ift nad 
Preußiſchem Recht die Bindilation gegen jeden Beliter zuläßig, und das 
Preußiſche Recht unterjcheidet fi von dem gemeinen Recht nur dadurch, daß 
e3 dem gutgläubigen entgeltlihen Erwerber einen Löſungsanſpruch gewährt 
unten Note 89. 5 

e Nah dem Recht des Sächſiſchen 8.0.8. ift die Vindikation ausge- 
Ihlofjen in den Yällen, in welchen durch Uebertragung von Seite des Nicht- 
eigenthümers Eigenthum erworben wird oben 8 254, 20, 28, 24; es gilt biefür 
das Note 7 Gefagte. In allen übrigen Fällen ift Vindikation gegen jeden 
Befiter zuläßig, und es ift nur in beftimmten Fällen dem gutgläubigen ent« 
geltlichen Erwerber ein Löſungsanſpruch gegeben unten Note 90. 

® Das Defterreichifhe Recht läßt zwar die Rindilation allgemein gegen 
jeden Inhaber zu unten Note 33 und fchließt die Eigenthumdflage in den 
Fällen aus, in welchen durch Uebertragung von Geite bed Nichteigenthümers 
EigentHum erworben wird, oben $ 254, 25. 26, es fteht aber infoferne dem 
Standpuntt des älteren Deutſchen Necht3 näher als das Preußiſche und Säd- 
fiihe Recht, al3 e8 durch Uebertragung von Seite eines Detentord, der bie 
Detention der Sache mit dem Willen des Eigenthümer3 begonnen ober fort- 
gefett Hat, durch den gutgläubigen entgeltlihen Erwerber Eigentbum erwerben 
läßt oben 8 254, 28. Ein Löſungsanſpruch ift nad Oeſterreichiſchem net 
nicht gegeben, unten Note 86. 

10 Nach franzöſiſchem Recht ift die Vindikation von Mobilien nur gegeben, 
infoferne fie geftohlen oder verloren find, und auch Hier hat der Bellagte einen 
Löfungsanfpruh, wenn er fie auf einem Markt in einer Berfteigerung oder 
von einem Kaufmann erworben hat. In allen anderen Fällen ift die Bin- 
difation gegen den Befißer, der mit der Abficht des Eigentümers befigt, aus⸗ 
geichloflen |. unten Note 24. 27, 
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rechtliche Beſchränkung der Bindilation angenommen haben, Es 
gelten hiernach für die Eigenthumsklage folgende Grundfäge: 

L Gegenftand. Gemeinredtlih und nah Sächſiſchem und 
Defterreichifhem Recht können nur körperliche Sachen vinbicirt 
werden !!; nah Preußifchem Landrecht koͤnnen auch jelbftftändige 
Gerechtigfeiten und dingliche Rechte vindicirt werden, und zwar 
gegenüber demjenigen, der fie durch Anmaßung gleicher binglicher 
Berechtigungen beeinträchtigt, nicht gegenüber dem Eigenthümer 
der belafteten Sacje!?. Bindicirt werden können nur einzelne 
beitimmt bezeichnete Sachen ganz oder zum Theil!?, oder eine 
Sachgeſammtheit ald Ganzes !*, nicht aber ein Inbegriff von Ver: 
mögensrechten !5. Ausgeſchloſſen ift die Vindikation derjenigen 
Saden, an denen durch Uebertragung von Seite eines Nichteigen- 
thümers Eigenthbum erworben worden ift!!. Nah den Rechten 
von Lübed und Hamburg kann der Eigenthümer geftohlene und 
geraubte beweglihe Sachen überall vindiciren?!. Dagegen kann 


11 LL81D. 6. 1; Schmid, Handbuh 8 15, 69; Bayr. L.R. II. 2. 7. 
Rr. 5; Sadjen 8.0.3. 8 295; Defterreih A.B.G.B. 8 366. 

12 Br EUR I 15. 8 Dagegen ift die Vindikation von perjönlidhen 
Rechten und Forberungsrechten unzuläßig Förſter Eccius $ 180, 63. Ob ſich 
dieß auch auf Hypothelforderungen erjtrede ift beitritten Förſter Eccius 8 180, 64. 

ı#]1,882,1. 6,1. 76 pr. D. 6. 1 Schmid, Handbuch 8 15. 84; Deiter- 
reih A.B.G.B. 8 370. Auch ibeelle Antheile Lönnen vindicirt werben 1. 35 
8 3D.6. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 85. Iſt die zu vindicirende Sache 
mit einer andern verbunden, jo muß vor Allem auf Abfonderung geflagt 
werden 1. 23 85 D.6. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 84; Sintenis, E.R. 8 52, 
24; Pr. LM. I 9. 298. 315; Förfter Eccius 8 180, 40; Sachſen 8.9.8. 
8 311. 

“1.183D.6.1; Schmid, Handbuch 8 15, 78; Kreittmayr, Unm. 4d 
zu IR. IL 2. 7; Sörfter Eccius 8 180, 45. Windfcheid 8 137, 6—8 mill 
dieß nur für Heerden und Naturganze nicht aber für andere Sachgeſammt⸗ 
heiten zugeben. Bon anderen wird die Buläßigfeit allgemein verneint, fo 
aud für das Sädfiihe Recht von Schmid, Vorlejungen I. 99. 

1.8 Cod. 4. 34; Schmid, Handbuch 8 15, 86; Yörfter Eccius 8 180, 46. 

16 Bg. oben 8 254, 17—25. 

17 Lübeck St. III. 4. 8. 9. Nach Hamburg St. II. 2. 8 gilt dieß aud 
für abgetrogene Sachen. Ueber den Begriff des abgetrogenen Gutes vgl. 
Baumeilter, BR. 8 34, 10. Nach beiden Rechten ift eine Ausnahme für 
Güter gegeben, die über See gelommen find Lübeck St. VI. 4. 5; Hamburg 
St. II. 2. 19; Baumeifter, BR. 8 34, 17. 
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er bewegliche Sachen, die er freiwillig aus feiner Wehre gelaffen !®, 
von einem dritten gutgläubigen ? Erwerber, dem fie ber erjte 
Empfänger contrattlich 2° überlaffen hat, nicht vinbiciren, ſondern 


er bat fih an feinen Kontrahenten zu halten *!. Eine Ausnahme 


ift für die Handwerkern zur Verarbeitung überantworteten und von 
diefen veräußerten Materialien ? und nah Lübiſchem Recht für 
Depofiten gegeben *. Nah franzöfifhem Recht ift die Eigen: 
thumsflage zur Vindikation von Immobilien, zur Binbilation von 
Mobilien jedoch nur injoferne gegeben, als fie geitohlen oder ver- 
loren find **. In allen anderen Fällen ift die Vindikation gegen 


* Auf die Natur des Geſchäfts, durch welches der erite Empfänger die 
Sade von dem Eigenthümer erhalten bat, kommt e8 nicht an Stobbe, PR. 
8 146, 26; Baumeifter, BR. 8 35, 2. Audgenommen find die unten Rote 
22. 23 aufgeführten Fälle. 

Daß ſchon nah älterem Recht NRedlichleit des Erwerb vorausgejept 
wurde wie Goldſchmidt, 8. f. H.R. VIII. 256, 28 annimmt, läßt fi nicht 
nachweifen Stobbe, P.R. 8 146, 26. Dagegen ift nach bem neueren Lübifchen 
und Hamburger Recht reblicher Erwerb des Empfängers zweifellos als Bor- 
ausfegung anerkannt Mevius, Comment. Nr. 29. 30 zu St. III. 2. 2; Ham⸗ 
burg St. II. 4. 2; Baumeifter, P.R. 8 35, 18. 

2° Lübeck St. III. 22, „daß derjenige, deme es geliehen ober vertrant 
bafjelbe verfaufte verjegte oder fonften alienirte*. Hamburg St. II. 2.7 „wider 
den Einhaber deffelben, wofern berjenige folches mit gutem Titel an ſich ge- 
bracht”. Es genügt jeder Titel der zum Befig berechtigt, nicht bloß ein fol- 
her der Eigenthum verichaffen kann Baumeifter, BR. 8 35. II. 

21 Dübel Gt. II. 2. 1; Hamburg St. II. 2.7. Nach Lübel St. II. 


2. 2 fteht dem Eigenthümer das Recht zu, das veräußerte Gut bei dem Er: 


werber einzulöfen. Dem Hamburger Recht ift diefe Beitimmmng fremb. Auch 
nad Bremer Recht war urfpränglih ein Einlöjungsrecht gegeben f. Poft, 
PR. I. 1852, 3. Diefes Einlöfungsrecht des Lübiichen Rechts Hat zu der 
Beitimmung des Preußiſchen Landrechts unten Note 89 Beranlafjung gegeben, 
daß der Vindikant dem gutgläubigen entgeltlichen Erwerber den Erwerböpreis 
zu vergüten hat. 

22 Nach Lübeck St. III. 8. 15 und Hamburg St. II. 2. 18 Tann der 
EigentHümer das einem Handwerker zur Verarbeitung anvertraute und von 
diefem veräußerte Material gegen Erſatz des Arbeitslohns vindiciren. Der 
gleiche Grundſatz gilt nad) Bremen St. 1433 Ord. 61 Boft, PR. IL. 1. 8 53,2. 

23 Movius Comment. 20. 21. 27. 28 zu St. III. 2. 2; Stobbe, PR. 
8 146, 27. 

20 0, c. Urt. 2279. Weber die Vorausſetzungen des Diebftahls und Ber: 
luſtes vgl. Renaud, 3. XVII. 151-154; Aubry 8 188 Nr. 2. Die Klage 
muß “innerhalb dreier Jahre angeftellt werden, was bie Vebentung einer 
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den Befiger von beweglichen Saden, der mit der Abficht des Ei- 
genthümers befigt?°, ohne Rüdficht darauf, ob er in gutem Glau⸗ 
ben ift oder nicht ?6, ausgeichloffen 2”. 

OD. Bartheien. Kläger ift der nichtbefitende Eigenthümer 2°, 
auch derjenige, deſſen Eigentum befchräntt ?° ober widerruflich 
it°°. Miteigenthilmern fteht gegen Dritte die Klage auf ihren 
Antheil zu°!; ebenjo haben fie unter fi das Rechtsmittel ®*, 


Sriftbeftimmung hat Renaud in 8. XVII. 158. 49; Badhariä 8 215a, 10; 
Aubry 8 183, 17. Dem Kläger Tiegt eine Löfungspfliht nur gegenüber dem 
Bellagten ob, ber die Sache auf einer Meſſe oder einem Markt oder in einer 
öffentlihen Berfteigerung oder von einem Kaufmann, ber mit ſolchen Sachen 
handelt, gelauft hat C. c. Urt. 2280. 

25 Daß die Negel bed C. c. Art. 2279 juriftiichen Beſitz vorausfege, aljo 
nur demjenigen zu gut komme, der animo domini befibt, wird jetzt allgemein 
zugegeben Renaud, 3. XVII. 151. 31; Zachariä 8 215a, 2; Aubry 8 183, 26. 

»e Db die Binditationsklage nur gegen den gutgläubigen Beſitzer ausge- 
ſchloſſen jei war lange beftritten, und wird jet noch angenommen von Gold⸗ 
Ihmidt, 8. f. HR. VII. 284, 7 und HR. (1) 8 79, 52. Neuerdings über- 
wiegt die gegentheilige Meinung, wonad der Ausſchluß der dinglichen Klage 
von dem guten Slauben bed Befigerd nicht bedingt ift, der bösgläubige Er- 
werber jedoch der perjönlichen Klage des Eigenthümers unterliegt Renaud in 
8. XVII 151, 32; Sacdariä 8 2158, 2; Aubry $ 188, 29. 

7 C, c. Urt. 2279. Es wird dadurch eine Präfumtion des Eigenthums 
begründet, gegen die fein Gegenbeweis zuläßig ift Renaud in 8. XVII. 155. 
Gegen die neuerdings aufgeftellte Meinung, daß durch den Beſitzz fofortige 
Erfigung eintrete |. Aubry $ 183, 3; Badhariä 8 215a, la, 

»2 8 2 Inst. 4.6; Schmid, Handbuh 8 15, 30; Bayr. L. R. II. 2. 6; 
Sadien 8.8.8. 8 295; Pr. UN. L 15. 1; Förfter Eccius 8 180, 29. 

22 1.33 D. 6. 1; Schmid, Handbud 8 15, 3. 

1.41 pr. 1.66 D. 6. 1; Schmid, Handbuch $ 15, 15; Kreittmayr, 
Unm. 2 zu Bayr. 2.8. II 2. 7. 

»:1,382,1.6 pr. D. 6. 1; Windſcheid 8 193, 6; Randa, E. 8 9, 40; 
Erf. Münden 29/12 1848, St. III. 145; Dresden 1855 Sf. IX. 268. Der 
Kläger ift hiernach verpflichtet, die Quote zu benennen, zu der er dad Mit» 
eigentgum anfpricht. Nach einer anderen Unficht Hat jeder Miteigenthümer 
in solidam die Vindikationsklage Erf. Kiel 4/11 1868 Anz. 69, 64; Wolfen- 
bättel 17/2 1859 Sf. XXI. 14. Die gleiche Stellung nimmt die Breußijche 
Praxis ein Dernburg, B. BR. I. 8 223, 10, 

22 1. 4 D. 6.1; Erf. Dresden 1854 Sf. IX. 268. UM. Buff, U. f. 
Pr. R.W. IH. 119, 7, der bei Irrungen unter Miteigenthilmern nur bie 
actio communi dividundo für gegeben hält; |. dagegen Hefie, U. f. Pr. R.W. 
IV. 127, 32. Für bad Preußiſche Hecht Hält Förſter Eccius 8 180, 31 und 
8 182, 35 die Eigenthumsklage unter Miteigenthümern für zuläßig. 
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Bellagter ift jeder Befiber der Sache, ſowohl der im eigenen als 
der in fremdem Namen befigende ?°. Gegen die Erben des Be: 
figer8 ift die Klage gegeben infoferne fie ſelbſt im Befik find ?*. 
Nah Gemeinem Sächſiſchem und Defterreihifhem Recht kann die 
Klage auch gegen den Nichtbefiger geftellt werden, wenn der Nicht- 
befiger unter dem Vorgeben, daß er befike auf ben Streit fi 
eingelaffen bat (Liti se obtulit) 29%, Der Bellagte wird bier wenn 
er dem Kläger die Sache nicht verjchaffen Tann zum Schabens- 
erjaß verurtbeilt °%. Nah Preußiſchem Recht dagegen hat ſich ber 
Kläger an den wirklichen Beftger zu halten, und bat nur einen 
Anſpruch auf Schadenserfag wegen ber falichen Angabe gegen den 
der fih als Befiker ausgegeben bat?’. Gemeinrechtlih ?® und 
nah Sächſiſchem's und Deſterreichiſchem Necdt*' ift bie Klage 
auch gegen denjenigen gegeben, der, um fich der Klage zu ent- 
ziehen, argliftig des Befiges fich entäußert. Nach Preußiſchem 


— 


1.9 D.6.1; Schmid, Hanbbuh 8 15, 33; Windſcheid 8 196, 5; 
Bayr. ER. 11.2.7 Nr. 4; Pr. ER. 1.15 1; Sadfen 8.8.8. $ 295; 
Oeſterreich A.B.G.B. 8 366; Aubry 8 219, 3. Die Klage ift daher gegen 
den Pächter gegeben Erf. Kiel 23/12 1846 Unz. 47, 53; ebenjo gegen den 
Eonfursverwalter Erf. Darmftadt 14/9 1827 Sf. XII. 226; Förſter Eccius 
8 180, 39. 

34 ], 42, 51, 55 D. 6. 1; Sintenis, C.R. 8 52, 18; Förfter Eccius 8 
180, 40. 

1. 25 D. 6. 1; Schmid, Handbuch $ 15, 37; Vangerow $ 332 Anm. 
III. 18; Windfcheid 8 196, 8; Bayr. L.R. II. 2. 7 Nr. 4; Sadfen 8.6.8. 
8 299; Defterreih U.B.0.8.-8 377. 

s Schmid, Handbuch 8 15. 38; Kreittmayr, Unm. Sc zu ER. II. 2. 7; 
Sachſen B.G.B. 8 304; Dejterreih A.B.G.B. 8 377. 

Br L.R. I 15. 12—14; Förfter Eccius 8 180, 105; Dernburg, P. 
BR. I. 8 247, 8. 

ss Dieß Liegt bei dem unredlichen Beſitzer immer vor, wenn er fich über- 
haupt der Sache entäußert Hat I. 20 D.5. 3; Windfcheid 8 193, 8; Wächter, 
Erörterungen III. 129, 87; Erk. Lübed 7/4, 45 Sf. XV. 202; Berlin 7/2 
1878 Sf. XXXIII. 358; Braunfchmweig 26/4 1880 8. Br. XXVIII. 35. Bei 
dem reblichen Befiger wird dieß erft bei Veräußerung nad Klaghängigkeit der 
Sacde angenommen 1. 25 8 7 D. 5. 3; Schmid, Handbuch $ 15, 62. 

Das Sächſiſche Recht ftimmt ganz mit dem gemeinen Hecht oben Rote 
88 überein Sachſen 8.0.8. 8 304. 

0 Defterreich A.B.G.B. 8 378. Als argliftige Veräußerung gilt jede 
Veräußerung nach Buftellung der Stage, ſowohl für den unreblihen ala für 
ben redlichen Beſitzer. 
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Landrecht hat der Kläger in diefem Fal Anſpruch auf Schadens: 
erjag gegen den Veräußernden, den er geltend machen kann aud 
ohne daß er gegen den gegenwärtigen Befiter Klage geftellt hat *!. 

III. Klagebegründung. Der Kläger muß den Nach— 
weis jeines Eigenthbums +? und wenn er fein Recht auf Ueber- 
tragung von Seite eined andern gründet des Eigenthums feines 
Autors führen *?. Läugnet der Beklagte Befiter zu fein, fo muß 
ber Kläger den Beweis führen **, kann jedoch wenn er diefen er: 
bracht hat, fofortige Befiteinmweifung ohne Nachweiſung feines Ei- 
genthums verlangen *°. 


Br L.R. I 15. 15. 16; Förſter Eccius 8 108, 105; Erf, DO.Tr. 11/2 
1869 Entſch. LXI. 424; 5/6 1871 Striethorft LXXXII. 183; Münden 30/5 
1876 Sammlung VI. 22. 

41.23 pr.D. 6.1; Schmid, Handbuch 8 15, 141; Windfcheid 8 196, 2; 
Bayr. L.R. IL 2, 8 Nr. 3; Sachſen 38.0.8. $ 298; Oeſterreich A.B. G. B. 
8 369; Aubry $ 219, 5. Der in das Grundbuch eingetragene Eigentümer 
bedarf feines weiteren Nachweiſes Pr. E.E.G. 8 7; Erk. R.G. 20,6 1881 
Entſch. V. 77; Dernburg Hinrichs 8 25 Nr. 2; Sadjen 8.8.8. 8 302. In 
dem Naſſauiſchen Recht ift dieß nicht anerkannt Stodbuchgefeg 15/5 1851 
87.8; Erk. Berlin 23/11 1874 F. M. V. 44. Bur GSubftanzirung der 
Klage gehört Angabe des Erwerbgrundes Erf. Kiel 1/11 1845 Sf. VI. 148; 
Roftod 18/9 1855 Sf. XII. 88; Berlin 3/3 1873 F. M. IV. 87; Sadjen 
8.8.8. 8 301. 

71.20 D. 41.1; 1.3584 D. 18. 1; Arndts 8 166, 8; Lang, Sa- 
hhenredht 8 58, 10; Schmid, Handbuch 8 15, 145; Windſcheid 8 196, 3. M. 
M. Brinz, Pandelten (2) 8 168, 4 u. a. welche die Anficht vertreten, DaB 
wenn ber Stläger den rechtmäßigen Erwerb nachgemwiejen habe, dem Bellagten 
ber Beweis obliege, daß der Autor des Klägers nicht Eigenthümer geweſen 
jei f. Dagegen Bangerow 8 332 Annı. 1. Unſere Landesrechte jchließen ſich 
der erfteren Unfiht an Bayr. 2.R. II. 2. 8; Sadjen 3.9.8. $ 301, Yöriter 
Eccius $ 180, 26; Badariä $ 218, 1. 

“1,36 pr. D. 6. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 155; Bayr. L. R. IL 2. 7 
Rr. 3; Sadfen B.G.B. $ 300; Dernburg, P. BR. I. 8 246, 20. 

#1, 80 D. 6. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 156; Windideid 8 196, 7; 
Erk. Eafjel 23/8 1853 Sf. XIII. 209; Kreittmayr, Anm. 5d zu 2.R. II. 2. 7. 
Dieß gilt auch nach gemeinem Sächſiſchen Recht Eurtius, C.R. 8 466 Nr. 5 
und Defterreich W.B.9.8. 8 376. Nach Sachſen B.C&B. 8 300 wird in diefem 
Fall das Eigenthum des Klägers bis zum Beweis des Gegentheild vermuthet, 
was materiell auf daſſelbe hinauskommt. Für Württemberg zieht die Geltung 
des angeführten Mechtöfages in Abrede Lang," Sachenrecht $ 58, 14. Das 
Preußiſche Recht hat denfelben nicht aufgenommen Dernburg, B. PR. I. 
S 246, 20. 

Roth, Deutfceß Privatrecht, LIE, 23 
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IV. Inhalt. Die Klage gebt auf Herausgabe der Sade 
mit allen Acceffionen *° an dem Ort wo fie fich befindet *”. Ber: 
weigert der verurtheilte Beklagte die Herausgabe, fo Hat ber 
Kläger die Wahl zwiſchen Direftem Zwang und Leiftung des Sn: 
terefjes °. Iſt dem Beklagten die Herausgabe der Sache nicht 
möglich weil er diefelbe veräußert hat *?, jo bat gemeinrechtlich 
ber malae fidei possessor für jede Veräußerung®? ber bonae 
fidei possessor für die Veräußerung nah Proceßbeginn 5! Sca: 
denserfag zu leiften. In anderen Fällen der Unmöglichkeit der 
Leiftung wegen Berlufte® der Sache haftet der malae fidei pos- 
sessor vor Proceßbeginn für den durch fein Verfchulden veran: 
laßten Untergang ?, nah Procepbeginn für den Zufall, außer 
wenn er beweijen Tann, daß die Sache auch beim Eigenthümer zu 


41, 20 D. 6. 1; Schmid, Handbuch $ 15, 106; Winbfcheid 8 194, 1; 
Bayr. ER. 11. 2. 10 Nr. 1. Il. 2, 11 Nr. 1; Kreitimayr, Anm. 6 zu Bayr. 
ER. II. 2. 7; Br. ER. I 7. 188 Förfter Eccius 8165, 9; Sachen 8.8.8. 
8 308; Aubry $ 219, 13. 

471, 10—12 D. 6. 1; Schmid, Handbuch S 15, 92; Dernburg, P. BR. 
1. 8 246, 16. 

“]1.68D.6.1;1.2 81 D.12. 3; Schmid, Handbuch $ 15, 91; Wind- 
ſcheid 8 193, 2. 3; Kreittmayr, Anm. 6a zu Bayr. L. R. II. 2. 7. 

#0 Der malae fidei possessor haftet als fictus possessor, wenn er die 
Sache überhaupt, der bonae fidei possessor nur wenn er fie nad) Proceh- 
beginn veräußert hat oben Note 38. 

1,2783 D.6. 1; Bayr. L.R. II 2. 11 Nr. 2. Der malae fidei 
possessor hat demnach bie. aostimatio rei zu leiften Wächter, Erörterungen 
III. 128; Sadfen 8.8.8. 8 304. Bösliche Veräußerung ift jede gewollte 
Veräußerung des malae fidei possessor Windſcheid $ 193, 8. 

1,258 7D.5.3; 1 68 71D.6. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 62; 
Sadjen 8.6.8. 5 304; Defterreich A.B.G.B. 8 878. Gegen ben redlichen 
Beſitzer, der vor ber Rechtshängigkeit der Sache veräußert bat, ift nur ein 
Uniprud auf Herausgabe des Kaufpreißed gegeben, wenn die Sade nicht 
mehr vindicirt werden kann 1. 17 pr. D. 6. 1; Schmid, Handbuch $ 15, 61; 
Erf. Lübel 17/4 1860 Sf. XIV. 238; Pr. ER. I. 15. 28. 30-32. Nach 
Bayr. ER. II. 2. 10 Nr, 2 ift diefe Erftattungspflicht nicht begründet. 

es 1, 13—15 pr. 1.45 D. 6. 1; Wächter, Erörterungen Ill. 130; Van⸗ 
gerow 8 332 Unm. 2. III. 1b; Sintenid, C.R. $ 42, 38. A. M. Windſcheid 
8 198, 13; Brinz, Panbelten (2) 8 170, 13. Der erfteren Anficht ſchließen 
fih an Sachſen 8.0.8. 8 306; Defterreih A.B.G.B. 8 335. Nach Pr. ER. 
1. 7. 240 haftet der unrebliche Befiger vor Proceßbeginn für jedes mäßige 
der eigentlich unredliche Wefiger für dad geringfte Verſehen. 
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Grund gegangen wäre 5°, der bonae fidei possessor nach Beginn 
des Proceſſes für verfchuldeten Untergang °*, nicht aber für Zu- 
fall °°. Bor Beginn des Proceſſes haftet der bonae fidei pos- 
gessor gar nicht ®°. Mit dem Anſpruch auf die Hauptſache ift 
gegeben: 

1. ein Anſpruch auf Erfab der Verjchlechterungen, für welche 
ber Bellagte in denjelben Fällen und in demfelben Umfang haftet 
wie für den Erjaß bei gänzlichem Berluft °7; 

2. ein Anſpruch auf Herausgabe der Früchte. Hier ift zwi: 
Ihen dem redlihen und unredlichen Befiter zu unterfcheiden. Der 
redliche Befiter hat gemeinrechtlich nur diejenigen Früchte heraus: 
zugeben, welche zur Zeit der Nechtshängigkeit noch vorhanden und 
die nach dieſem Zeitpunkt gezogen oder verſäumt find ®®; er haftet 
daher nicht für die vor diefem Zeitpunft verfäumten und für bie 
confumirten Früchte 9. Nach gemeinem Sachfenrecht erftattet ber 
redliche Befiger nur die Früchte, die er im legten Wirthſchafts⸗ 
jahr vor angeftellter Klage erhoben hat, und haftet für die Früchte 


51.15 83 D. 6.1; 1.30 pr. D. 5. 8; Wächter, Erörterungen III. 
131; Vangerow $ 833. J. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 102. 103; Sadjen 
3.9.8. 8 307. Für zufälligen Untergang vor der Klageerhebung haftet ber 
malae fidei possessor nur wenn er Dieb oder Mäuber ift 1. 4 Cod. 8. 4; 
1.19 D. 43. 16; Schmid, Handbuch 8 15, 655 Wächter, Erörterungen III. 
131—133. Rah Bayr. 2.8. II. 2. 11 Nr. 7 haftet der malae fidei possessor 
überhaupt nur in dem letzteren Fall. Nah Pr. L.R. L 7. 241 Haftet der 
eigentlich unredliche Befiger für den Zufall ſchon vor Klageerhebung. 

s41.831.36 811.45 D. 6. 1; Wächter, Erörterungen III 106. 131: 
Sadjen 8.6.3. 8 305. 306; Defterreich A.B.G.B. 8 338. Nach Bayr. ER. 
1I. 2. 10 Rr. 5 und Pr. 2.R. 1. 7. 240 haftet er für mäßiges Berjehen. 

e8 1. 21 D. 6. 1; Schmid, Handbuh 8 15, 100; Bayr. ER. II. 2. 10 
Rr. 6; Sachſen 8.6.8. 8 307. 

1.258 111.318 1D.5.3; Wächter, Erörterungen III. 128. 129; 
Bangerow 8 332 Unm. I. Nr. 2; GSeuffert, Pandelten 8 152, 4; Erk. Mün- 
den 13/5 1871 Sf. XXVII. 10. Nah Br. L.R. I 7. 219 Haftet er für 
grobe3 Verjehen Förſter Eccius 8 165, 40. 

671.13 D. 6. 1; Windjcheid $ 193, 13; Schmid, Handbuch $ 15, 104; 
Sadien 8.8.3. 8 306, 307. 

68 1. 22 Cod. 3. 32; Schmid, Handbuch 8 15, 108; Windſcheid $ 124, 6; 
Bayr. ER. 11. 2. 10 Nr. 8. 

® 8 2 Inst. 4. 17; Schmid, Handbuch 8 15, 109; Windſcheid 8 194, 3. 
Rah Bayr. ER. IL 2. 10 Nr. 3 hat er die conjumirten Früchte zu refti- 
tuiven ſoweit er dadurch bereichert ift. 


23* 
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von der Zeit der Rechtshängigkeit an‘. Nah dem Recht des 
Sächſiſchen B.G.B. behält der redliche Befiter die getrennten 
Früchte, und haftet für die Früchte von der Zeit der Nechtshängig- 
feit an! Nach Preußiſchem Landrecht behält der rebliche Befiter 
alle gezogenen Nubungen und genofjenen Früchte, ſowie bie abge- 
fonderten Früchte beweglider Sachen und die Früchte unbemweg- 
liher Sachen aus früheren Wirthſchaftsjahren, hat aber die des 
legten Wirthichaftsjahrs mit dem Eigenthümer zu theilen ®?. Nach 
Defterreichifchem °° und Franzöfiihem Hecht * behält ber redliche 
Befiber die vor der Rechtshängigkeit bezogenen wenngleich noch vor- 
bandenen Früchte, und tft für die vor ber Rechtshängigfeit conſum⸗ 
mirten und für die verfäumten Früchte nicht verantwortlich, haftet 
für diefe vielmehr erjt von der Rechtshängigkeit an. Der unreb- 
lihe Befiter muß nach gemeinem Recht alle verzehrten gezogenen 
und ziehbaren Früchte erfegen °°. Der gleihe Grundſatz gilt nad) 
dem Recht des Sächſiſchen B.G.3B.°°, dann nad Oeſterreichiſchem 9° 
und Franzöſiſchem Recht‘? Nah gemeinem Sachſenrecht baftet 
er für die in den drei legten Wirthſchaftsjahren vor geftellter Klage 
erhobenen Nußungen und für die Früchte von der Rechtshängig- 
keit an°?. Nah Preußiſchem Landrecht gibt der eigentlih un— 
redliche Befiger die vorhandenen Früchte heraus und vergütet die 
verzehrten und verfäumten Früchte 7°; der fingirt unredlide und 
ber unredhtfertigte Befiger gibt die vorhandenen Früchte heraus 
und vergütet die werzehrten nicht aber die verfäumten Früchte “. 

V. Gegenforderungen des Befllagten Der Be: 
Hagte bat Anſpruch: 

e° Decisio 2 von 1746; Eurtius, E.R. $ 471. b. c. 

 Sadjien B.6.B. 8 244 und 308. 

62 Br. L.R. I. 7. 189. 193—203. Ueber die Auseinanderjegung |. För⸗ 
fter Eccius 8 105, 20—28. 

6s Defterreih A.B.G.B. $ 330; Unger, O. BR. 8 128, 32—34. 

%4 Badhariä 8 201, 3a; 8 218, 7. 

61,35 D. 2.151.628 1D. 6.1; 1. 22 Cod. 3. 82; Schmid, Hand- 
buch 8 15, 110; Windſcheid 8 124, 6; 8 194, 6; Bayr. IR. II. 2.11 Nr. 4. 

ee Sachſen 8.8.8. 8 308. 

7 Oeſterreich A.B.G.B. 8 335; Unger, OÖ. B.R. 8 128, 31. 

es Zachariä 8 201, 4; 8 218, 7; Aubry 8 219, 18. 

® Decisio 2 von 1746; Eurtius, E.R. 8 471 Nr. 2. 3. 

© Pr. L. R. I. 7. 223. 224. 2389; Förſter Eccius 8 165, 46—52. 

Br S. R. 1.7. 223— 228, 232—240. 243.244; Förſter Eccius 8165, 54.55, 
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1. auf Erjat der Verwendungen. Jedem Bellagten werden 
die Verwendungen auf die zu reftituirenden Früchte vergütet ”?. 
Hinfigtlih der Verwendungen auf die Hauptſache ift zu unter: 
Icheiden: Nothwendige Verwendungen ’? werben jedem Bellagten, 
alfo auch dem unredlichen Befiter erjeht "*. Gemeinrechtlich "° 
und nah Sächſiſchem 'e, Defterreihifchem 7” und Franzöſiſchem 
Recht ”° erftredt ſich dieſer Anſpruch auf alle nothwendigen Ver: 
wendungen. Nach Preußiſchem Landrecht werden nothwendige Ver- 
wenbungen, bie in baaren Auslagen ober nicht aus der Wirth: 
Ihaft des Jahres gezogenen Naturalleiftungen beftanden haben, 
und bie den Vortheil des Eigenthümers förberten, ſowie zweck⸗ 
entſprechende Anftalten zur Abwendung künftiger Gefahren injo- 
ferne fie bei Räumung bes Befites noch vorhanden find erſetzt, 
nicht aber Aufwendungen, melde aus der Sache felbft oder den 
Nugungen des betreffenden Jahrgangs gemacht wurden’. Nübß- 
lihe Berwendungen werben gemeinrehtlih und nach unferen Lan: 
desrechten nur dem redlichen Befiger erjegt °%, während der un- 


711.46 D. 22. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 175; Windfcheid 8 195, 13; 
Br. L.R. I. 7. 202. 233—235; Sachſen 8.8.8. 8 313; Zachariä $ 201, 18. 

’3 Als folche erfcheinen bie zur Erhaltung der Sache nothwendigen Auf- 
wendungen 1. 79 D. 50. 165 Windfcheid 8 195, 2; Sachſen BG.B. 5 77; 
Defterreich A.B.G.B. 8 331; Aubry 8 219, 31. Nach Sachſen 8.8.8. 8 314 
erfcheint al3 notbwendige Verwendung auch der Preis, den der Inhaber ges 
zahlt Hat, wenn durch die Erwerbung dem Eigenthämer bie Verfolgung feines 
EigentHums möglich geblieben ift. 

1.5 Cod. 2. 32; Schmid, Handbuch 8 15, 178; Bayr. L. R. II. 2. 10 
Ar. 7; 11. 2. 11 Nr. 6; Pr. L.R. I. 7. 286; Sachſen 8.6.8. 8 312; Oeſter⸗ 
reih A.B. G. B. 8 386. 1086; C. o. Urt. 1881. Gemeinrechtlich ift nur für 
den Dieb eine Ausnahme gemadjt 1. 1 Cod. 8. 52; Schmid, Handbuch $ 15, 
179; Windſcheid 8 195, 3. Das Bayr. Landrecht Hat bdiefe Ausnahme nicht 
anerkannt Kreittmayr, Anm. 10. b. zu ER. II. 2. 7, und in bie anderen 
Landesrechte ift diefelbe nicht aufgenommen. 

51,181 114 pr. D. 25. 1; Windſcheid $ 195, 2; Bayr. IR. IL 
2. 10 Nr. 7; II. 2. 11 Nr. 6 

78 Sachſen 8.9.8. 8 312. 

77 Nach Defterreich A.B.G.B. 8 336 Hat der unredliche Beſitzer Anſpruch 
auf Erjag der Verwendungen nah ben für Geichäftsführung ohne Auftrag 
geltenden Grundfägen. Für dieſe aber gilt nach A.B.G.B. 8 1036 als Regel, 
daß der Gefhäftsführer den nothiwendigen Aufwand erjegt erhält. 

"@ 0, c. Urt. 1881; Aubry 8 219, 83. 

Br. LER. 1. 7. 212—217; Förfter Eccius 8 165, 30—33. 

1.7812 D.4. 1; Schmid, Handbuch 8 15, 181; Windſcheid 8 195, 
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redliche nur das Recht der Hinwegnahme hat®!,. Dagegen werben 
nah Franzöfiihem Recht nützliche Verwendungen dem unreblichen 
wie dem reblichen Befiger erjegt, joweit der Eigenthümer dadurch 
bereichert iſt ??). Hinfichtli der nur zum Vergnügen dienenden 
Verwendungen bat aud der redliche Befiger nur das Recht der 
Hinmegnahme °°. Zur Geltendmachung feiner Anſprüche hin⸗ 
fihtlihd der Verwendungen bat gemeinrechtlih der Befiger nur 
ein Retentiongrecht ®*; unfere Landesrechte räumen ihm außerdem 
ein felbftftändiges Klagerecht ein ®®. 

2. Gemeinrechtlich hat der Beklagte feinen Anſpruch auf Er: 
fat des für das Klagsobjekt gegebenen Preißes®°, wenn nicht 
bejondere Verpflichtungsgründe vorliegen °’. Hievon find jedoch 
folgende Ausnahmen begründet: 


5; Erf. Darmftabt 18/2 1857 Sf. XV. 4; Bayr. L.R. II. 2. 10 Rr. 7; Br. 
ER. I. 7. 204-211; Förfter Eccius 8 165, 34; Sachſen 3.6.8. 8 316; 
Defterreih A.B.G.B. 8 331. 

sı ]. 5 Cod. 3. 82; Windſcheid 8 195, 4; Bayr. ER. II. 2. 11 Nr. 4; 
Br. ER. I. 7. 238; Sachſen 8.0.8. 8 316; Vefterreih A.B.G.B. 8 336. 
1037. 1038. 

s2 Yubry 8 219, 36. 

es 1,9 D. 25. 1; Windſcheid 8 195, 11; Bayr. L.R. IL. 2. 10 Nr. 7; 
Br. LER. I 7. 210; Förfter Eccius 8 165, 38; Sachſen 8.9.8. 8 316; C. c. 
Art. 599; Aubry 3 219, 39. Nach Defterreih A.B.G.B. 8 332 Hat der Beſitzer 
die Wahl zwiichen Hinwegnahme und Erſatz des Betrag, um welden der 
gemeine Werth der Sade erhöht ift. 

& 1.48 D. 6. 1; Windicheib 8 422, 7; Vangerow 8 334 Annı. Nr. 1. 
Gegen die von älteren Praftitern vertretene Meinung, daß ihm auch ein 
Klagerecht (actio negotiorum gestorum utilis) zuftehe, ſ. Schmid, Handbud) 
8 15, 198. 

5 Nach Bayr. 2.R. II. 2. 10 Nr. 7 ift das Retentionsrecht nur für bie 
impensae necessariae gegeben; für die impensae utiles hat der bonae fidei 
possessor ein Klagereht. Das Klagerecht erfennen an Sachen 8.8.8. 8 310 
das franzöfiihe Recht Aubry 8 219, 40 und Defterreih A.B. G.B. 8 334 und 
471 dur Verwerfung des Retentionsrechts. Weber das Preußiſche Recht vgl. 
Hörfter Eccius 8 165, 6. 

ee |. 23 Cod. 3. 32; Schmid, Handbuch 8 15, 168; Kreittmayr, Anm. 
6a zu L.R. II 2 7; Erk. Münden 20/1 1876 Sammlg. VI. 21. Der gleiche 
Grundjag gilt nach Defterreih A.B.G.B. 8 333. 

87 Als folche Verpflichtungsgründe werden angeführt: wenn Verwendung 
in ben Nuben des Klägers vorliegt 1. 16 Cod. 5. 71, und wenn ber Beſitzer 
die Sade erworben bat um fie dem Eigentümer zu erhalten, jo baß die 
Boraußjegungen ber negotiorum gestio gegeben find 1. 6 88 D.3. 5; 1.10. 


Die Eigenthumsklage $ 262. 359 


a. Auf Grund befonders ertheilter Privilegien find Leib: 
bäufer und Greditinftitute zur Herausgabe der von dem Nicht: 
eigenthümer bei ihnen verpfändeten Saden nur gegen Löfung 
verbunden e8. 

b. Nah Preußiſchem Landrecht kann derjenige, der eine dem 
rechtmäßigen Eigenthümer abhanden gelommene Sade in gutem 
Glauben von einer unverdbädtigen Perſon oder auf Meflen und 
Märkten durch einen Yäftigen Vertrag an ſich gebracht Hat, bei 
Herausgabe derfelben Erftattung alles defien was er dafür ge- 
geben fordern ®*°. 

c. Nah dem Recht des Sächſiſchen B.G.B. kann der Beklagte, 
der eine Sache in einer Öffentlichen BVerfteigerung oder im Meß: 
und Marktverkehr von einer zum Handelsbetrieb damit befugten 
Perſon in redlidem Glauben erworben bat, Erfab des für die 
Sache gezahlten Preißes verlangen 9°. 

d. Nah den Rechten von Lübel?!, Hamburg und Bre- 
men?’ bat der Eigenthümer bei Vindikation von Stoffen, bie 


11 Cod. 2. 19; Schmid, Handbuch 8 15, 169-171; Kreittmayr, Anm. 68 
zu Bayr. ER. II. 2. 7. Der letztere Geſichtspunkt ift anerkannt Sachſen 
8.9.8. 8 314 und Defterreih A.B. G.B. 8 333. Manche rechnen auf Grund 
von 1. 6 D. 49. 15 auch den Fall bed Kaufs einer vom Feinde erbeuteten 
Sade hieher 3. B. Glück, Commentar VII. 225, Kreittmayr, Anm. 68 zu 
LER. II. 2. 7, was aber der Begründung entbehrt Gefterding, Eigenthum 356; 
Schmid, Handbuh 8 15, 171. In Sadfen B.G. B. 8 316 ift jedoch dieſer 
Fall ausdrücklich anerfannt, ebenjo im gemeinen Sachfenrecht Decif. 90 von 
1661 Heimbach, P.R. 8 188, 6. 

ss S. Goldihmidt, H.R. (1) 8 86, 19, wo einzelne Fälle aufgeführt find; 
Stobbe, P.R. 8 147, 17; Platner, Sachenrecht 8 86, 6; Bertram, BR. 8 168; 
Bender, B.R. 8 66; Heimbach, P.R. 8 188, 5; Haubold, P.R. 81880; Völker, 
BR. S 119, 27. 

so Pr. L.R. J. 15. 25.26. 44; Förſter Eccius 8 180, 76. 82. Auf Grund⸗ 
jtüde leidet dieß nur Anwendung infoferne ein Grundbuchblatt für fie nicht 
angelegt iſt Sörfter Eccius 8 180, 82. Der Grundſatz wird auch auf bie 
Bindilation von Hypothelenforberungen angewendet Erf. O. Tr. 11/11 1859 
Entf. XLII. 90; 25/2 1866 Entſch. LVI 121; ſ. dagegen Föriter Eccius 
8 180, 64 und 77. 

” Sadien 8.8.8. 8 315. 

vı Dübel Gt. III. 8. 15 vgl. oben Note 22. 

. 9% St. 1. 9. 18; Baumeifter, PR. 8 35, 25. 
»® St. 1483 Ord. 61; Poſt, ER. II. 18 53, 2, 
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einem Handwerker zur Verarbeitung anvertraut und von biefem 
veräußert find, den Arbeitslohn zu vergüten. 

e. Nah Franzöſiſchem Recht hat bei Vindikation geftohlener 
oder verlorener Sachen der Befiber, der fie auf einer Meſſe oder 
einem Markt, oder in einer Öffentlichen Verfteigerung,, oder von 
einem Kaufmann, der mit folden Sachen handelt, getauft hat, 
die Sade nur gegen Eritattung des nn herauszu⸗ 
geben ?*, 


8 263. 
2. Die Eigentbumsfreiheitsflage '. 


Zum Schuß gegen Verlegung des Eigenthums durch Eingriff 
ift dem Eigenthümer die Eigenthumsfreiheitsklage (actio nega- 
toria) gegeben, für welde folgende Grundfäße gelten: 

I. Borausfegung. Ueber die VBorausfegungen der Ei- 
genthumsfreiheitstlage find die Anfichten getheilt. Nach der einen 
Anficht ift fie nur gegen ſolche Eingriffe gegeben, welche den In⸗ 
halt einer Dienjtbarkeit oder eines Dienftbarkeitähnliden Verhält⸗ 
niſſes zu bilden geeignet wären?. Die andere Anfiht dagegen 
geht dahin, fie fei gegeben nicht nur gegen Anmaßung eines ding: 
lichen Rechts, fondern auch wegen jedes rechtswidrigen Eingriffs 
in das Eigenthum, durch welchen der Befit nicht entzogen wird °. 


0, co. Urt. 2280. 

ı Bol. Glück, Commentar X. 230 f.; Schmid, Handbuch 8 17; Pagen- 
ftecher, Eigenthum III. 182—192; Hefje, Rechtöverhältniffe 8 52—67; Wind: 
iheid 8 198; Brinz, Bandelten (2) $ 171; Bangerom $ 353; Baron, Pan⸗ 
beiten 8 154; Wächter, Pandekten 8 145; Sintenis, ©.R. 8 52; Förſter Eccius 
8 181; Dernburg, P. PR. I. 8 250; Koch, P. PR. 8 241; Lang, Saden- 
recht $ 64; Aubry 8 219, Zachariä $ 219. 

: Brinz, Pandelten (2) 8 171, 4; Bethmann Hollweg, &.Br. IL. 255; 
Ed, boppelfeitige Klagen 22; Heſſe, Rechtöverhältniffe (2) 8 52, 8, 8 57; 
Steinlechner, juris communio Il. 185, 1. Dieſe Anficht vertritt Erf. Jena 
6/6 1862 Sf. XXI. 211 neuerdings ift der Gerichtshof jedoch von dieſer 
Borausfegung abgegangen Sf. XXXL 115. Gie ift in dem Oeſterreichiſchen 
und Franzöſiſchen Necht angenommen, unten Rote 6. 

:s &3 wird namentlich Hervorgehoben, daß die actio negatoria auch bei 
ſolchen partielfen Eingriffen gegeben fei, die gar nicht als Ausfluß eines bing- 
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Die letztere Anficht ift nicht nur überwiegend in der Nechtswillen- 
Ihaft* fondern auch nahezu ausschließlich in der Praxis ange: 
nommen ®, und auch theilweije in unfere neueren Landesrechte über: 
gegangen ®. Die Klage ift hiernach gegen jeden Eingriff gegeben, 
der eine Einwirkung auf die Sache gegen den Willen des Eigen: 
thümers enthält, oder diefen an der Ausübung feines Eigenthums— 
recht3 hindert’. Sie iſt demnach namentlich gegeben gegen An: 
maßung einer Servitut ?, einer Reallaft?, Beſchränkung der Ber: 


lien Rechts anfgefaßt werden können ſ. Schmid, Handbuch 8 17, 6; Koch, 
BR. 8 241, 4; Bangerow $ 353 Unm. 1. Da die aotio negatoria nur 
gegen Eingriffe gegeben ift, burch welche der Befi nicht entzogen wird, jo ift 
fie nur für Immobilien begründet, da nur bei diefen ein Eingriff in das 
Eigenthum ohne gleichzeitige Entziehfung des Befiges denkbar ift Förfter Ec- 
cius 8 181, 2; Hefle, R.B. 8 52, 6. 

* Schmid, Hanbbuh 8 17, 2. 3; Bagenftecher, Eigentfum III. 183; 
GSeuffert 8 181, 2; Puchta, Panbelten 8 172; Bangerom 8 353 I; Wind» 
ſcheid 8 198, 7; Arndt3 8 169, 2; Sintenis E.R. 8 52, 56; Wächter, Pan⸗ 
beiten 8 145; Baron, Pandekten 8 154, 8. 

5 Ertl. Darmitadt 1841 Sf. XV. 101; Dresden 24/4 1862 Sf. XXXI. 
115; Gelle 2/10 1872 Sf. XXVII. 12; 11/4 1876 &f. XXXI. 311; Mün- 
hen 9/2 1878 Sammlg. VII. 94; Hildburghaufen BI. f. Thür. XXI. 309; 
Caſſel 2/4 1844 ©f. IX. 138; Glüdftadt 26/6 1854 Anz. 1855. 58; Lübed 3/4 
1875 ©f. XXXIL 304; 5/12 1876 ©f. XXXIII. 208. 

° Ausdrüdlich ausgefprochen iſt dieß Sadien 8.9.83. 8 321: „Beſchränkt 
jemand thatfählich das Recht eined andern, oder behauptet er ein das Eigen- 
thum des andern bejchräntendes Recht...“ Das Gleiche gilt nah Preuf- 
ſiſchem Recht Dernburg, B. BR. I. 8 250, 3; Förfter Eccius 8 181, 16. 
Das Bayr. ER. IE. 7. 11 führt die actio negatoria zwar nur ald Rechts⸗ 
mittel gegen Anmaßung von Servituten auf, die Praxis läßt diejelbe jedoch 
auch gegen jeden partiellen Eingriff in dag Eigentum zu Erk. Münden 12/5 
1873 Sammlg. III. 126; 23/4 18738 Sammig. VII. 93; 8/5 1875 Blätter 
XL. 232; 14/11 1879 81. XLV. 26. Dagegen ift nach franzöfiihem Hecht 
das Rechtsmittel auf Servituten beſchränkt Badariä :$ 219; Aubry $ 219 
Nr. 2. Das Gleiche ift nach Defterreih A.B.G.B. 8 523 der Fall, und es 
wird dieß auch in der Praxis nicht anders aufgefaßt. : 

Windſcheid 8 198, 1; Sintenid, E.R. 8 52, 65; Wächter, Pandekten 
8 145, 4; Förfter Eccius 8 181, 8; Erk. Darmftabt 11/1 1861 Sf. XVII. 
215 läßt fie auch zur Befreiung einer dinglichen Laft von einer andern zu 
(Befreiung eines Zehentrechts von ber Kirchenbaupflicht). 

°1.2 pr. D. 8.5; Windfcheid 8 198, 8; Bayr. ER. IL. 7. 11 Nr. 1; 
Förſter Eccius $ 181, 10; Oeſterreich A.B.G.B. 8 523; BZadariä $ 219, 2. 
Es gilt dieß auch für die unberechtigte Ausdehnung einer Servitut Seuffert 
8 188, 6; Slüd, Commentar X. 237; Schmid, Handbuh 8 17, 10. Unzu⸗ 
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äußerungsfreiheit "9, Anmaßung des Miteigenthums !!, Verleßungen 
des Nachbarrechts 12, Eintragungen in Grund- und Hypotheken⸗ 
bücher '°, Anmeldungen auf gerichtliche Ebdiktalladung '*, Beein- 
trächtigungen der Rechte der Miteigenthilmer !° und Immiſſionen "*®. 
In dem Eingriff muß zwar eine regelmäßig wiederkehrende Be- 
einträchtigung des Eigenthums liegen '7, allein es ift dabei weder 
wirkliche thätlihe Störung !® noch Behauptung eines Rechts auf 
Seite des Störenden erforderlich !. 

II. Bartheien. Die actio negatoria ift eine Eigenthums⸗ 
Hage ?°, und kann daher nur von dem Eigenthümer geftellt werden, 
ber fih als folder zu legitimiren bat?!. Auch dem Miteigen- 


läßig ift einrebeweife Geltendmahung einer Nothjervitut Erf. Eafjel 25/5 
1850 Sf. XII. 211; Kiel 11/8 1860 Sf. XIV. 114; Erf. Wien 14,3 1867 
Stu. VI. 2758. 

® Dunder, Reallaften 8 23, 167; Yörfter Eccius 8 188, 38; Roth, Bayr. 
ER. (1) 8 173, 6; Erf. Eelle 26/4 1855 Sf. IX. 260. 

10 Erf, Kübel 3/4 1875 Sf. XXXIL 304, vgl. oben 8 236, 5. 

11 Segen denjenigen, ber Miteigenthümer zu fein behauptet, ift dem Eigen- 
thümer bie actio negatoria gegeben Erf. München 23/4 1878 ©f. XXXIV. 
100 Sammlg. VIL 93; Jena 15/3 1880 81. f. Thür. XXVII. 262. U. M. 
Erf. Lübeck 26/4 1844 Sf. VIII. 347; 9. f. Pr. R.W. II. 827, 1. 

2 Förſter Eccius 8181,11; Erk. Wolfenbüttel 12/12 1876 Sf. XXXIII. 20%. 

18 Förſter Eccius $ 181, 15; Dernburg, P. BR. I. 8 250, 4; Roth, 
Bayr. ER. (1) 8 150, 7; Blatner, Sachenrecht $ 37, 3. Gegen Einträge im 
Hypothekenbuch gewähren die actio negatoria Erf. Caſſel 2/4 1844 Sf. IX. 
138, Darmftadt 22/1 1858 Sf. XI. 247; Münden 12/7 1873 Sf. XX VIII. 200. 

10 Ert. Selle 25/10 1867 Sf. XXL. 210; 24/4 1860 T. E. V. 19; 11/7 
1862 T. €. VI. 26. 

16 Bol, unten Note 22. 

16 Bol. oben 8 230, 54 folg. 

17 Rückert, BL. f. Thür. XXI. 9; Sintenis, E.R. $ 52, 65; Förſter Ee⸗ 
cius 8 181, 8. 18; Erf. Eifenah BL. f. Thür. XV. 173; Dresden 30/4 1866 
Sf. XXI. 17; Jena Sf. XXXI. 115. 

8 Windſcheid 8 198, 9; Seuffert S$ 183, 1; Förſter Eccius 8 181, 20. 
Es genügt wörtliche Berühmung einer Servitut Erk. Celle 30/11 1859 Ef. 
XIV. 273; Jena 8/11 1864 Sf. XVII. 117 und Sf. XXXI. 205. 4. M. 
Schmid, Handbuch 8 17, 7; Hefe, R.V. 8 60, 65. 

10 Windſcheid 8 198, 7; Förſter Eccius 8 181, 31; Erk. Münden 92 
1878 Sf. XXXIV. 279; Darmftadt 1841 Sf. XV. 101; Dresden 24/4 1868 
Sf. XVI. 11. 

» Schmid, Handbuch 8 17, 1; Sintenis, ER. 8 52, 56; Erf. Münden 
11/3 1865 81. XXX. 224; 14/11 1879 Sf. XXXV. 187. 

21 Windſcheid 8 198, 12; Förfter Eceius 8 181, 3; Sachſen 8.8.8. 


Die Eigenthumsfreiheitöllage 8 263. 563 


thümer ftcht fie zu, ſowohl gegen feine Miteigenthümer ??, als 
gegen Dritte *°. Beklagter ift jeder, der die Störung ausgeübt 
hat ®*. 

II. Inhalt. Die Klage ift gerichtet auf Befeitigung des 
das Eigenthum beeinträdtigenden Zuftandes, namentlich flörender 
Anftalten, und Wiederherftelung des früheren Berhältnifjes ?>, 
Erjagleiftung für allen aus dem Eingriff erwachſenen Schaden ?®, 
und Strafandrohung für den Fall Fünftiger Störungen 27. 


& 322. Auch der prätorifche Eigenthümer ift Tegitimirt Schmid, Handbuch 
$ 17, 8; Winbfcheid 8 199, 3; Erf. Wiesbaden 27/4 1843 Sf. XIV. 209; 
Glückſtadt 27/12 1857 Anz. 57. 212; Wolfenbüttel 27/2 1866 Sf. XXII. 17; 
Münden 25/5 1869 Bl. XXXIV. 3865. Nah Pr. L. R. I. 7. 175. 176 Iegi- 
timirt der vollftändige Beſitz Förfter Eccius 5 181, 3. 24, nicht aber der un- 
vollſtändige Beflg Pr. LER. I. 19. 10; Förfter Eccius 8 181, 8 UM. 
Dernburg, P. BR. I. 8 250, 7. 

32 Bangerow 8 353 Anm. 1; Sintenis $ 122, 3; Randa, €. 8 9, 39; 
Erf. Münden 20/4 1852 Sf. IX. 268. Daffelbe nimmt für das Preußifche 
Recht an Förfter, P. BR. 8 181, 26 und Dernburg, PB. BR. I. $ 223, 10, 
und es ift bieß in der Defterreichifchen Praxis anerlannt Randa, E. 8 9, 39. 
Dagegen erflären fih Buſch, U. f. Pr. R.W. III. 119. 6; Heſſe, U. f. Br. 
RW. 1V. 127, 382; Windfcheid 1698, 4; Brinz, Pandelten (2) 8 171, 8; 
Erk. Jena 1593 1880 Bl. f. Thür. XXVII. 262 und für das Preußiſche Recht 
Förſter Eccius 8 181, 27. 

21,684D.8. 5; Glück, Sommentar X. 235; Randa, E. 8 9, 40; 
Erk. Münden 29/12 1848 Sf. III. 145; 13/1 1879 Sammlung VII 320; 
Jena 1843 Sf. VII. 289; Lübed 28/2 1842 ©f. XI. 214. Daffelde nimmt 
für dad Preußiſche Recht an Förfter, P. B.R. 8 181, 25; Dernburg, B. PR. 
8 223, 10. U. M. Foͤrſter Eccius 8 181, 27. 

2° Erf. Eiſenach BI. f. Thür. VII. 146; Förfter Eccius 8 181, 31. Die 
Klage Tann nicht gegen denjenigen geftellt werben, ber ſelbſt Eigenthämer zu 
fein behauptet Lang, Sachenrecht 8 64, 14; Erf. Stuttgart 12/3 1847 Sf. 
III. 304; Darmftadt 4/4 1862 Sf. XX. 105; Münden 12/5 1873 Sammlg. 
III. 126. 

» ]J. 14 pr. 1.1782 D. 8. 5; Schmid, Handbud) 8 17, 10; Windjcheid 
8 198, 2; Bayr. L.R. II. 7. 11 Nr. 1; Förſter Eccius 8 181, 31, Sachſen 
8.8.8. 8 321. Der Urheber des Eingriffs kann zur Befeitigung auf feine 
Koften angehalten werben Windſcheid 8 198, 8; ber dritte Befiger iſt nur 
verpflichtet, dem Eigenthümer die Befeitigung zu geftatten Erf. Dresden 14/12 
1866 Sf. XXI. 18; Münden 21/11 1870 BI. XXXV. 406; 20/7 1875 Bl. 
XL. 831. 

20 1. 48 2D. 8. 5; Schmid, Handbuch $ 17, 11; Brinz, Pandelten (2) 
5 171,33. A. M. Ihering Geift des römiſchen Rechts IIT. 131 und Burk⸗ 
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IV. Einreden. Dem Beklagten ftebt die Einrede der 
Berechtigung zu, wobei er den Titel derfelben nachzuweiſen hat 8; 
ebenfo fann er die Einrede der Klageverjährung vorbringen ?. 

V. Beweisauflage. Beftritten ifl, ob wenn der Kläger 
fein Eigenthum bemiefen bat, der Beklagte den Nachweis der Be: 
ſchränkung defjelben zu liefern habe ?°, oder ob der Kläger den 
Beweis der Nichteriftenz der Beſchränkung immer?! ober doch 
dann zu erbringen babe, wenn der Belagte im Beſitz des Be- 
ſchränkungsrechts ſich befindet®®, Der erfteren Anficht jchließt 


hard cautio 238, welche für Verfolgung des Schabenserfaganfpruchs die An- 
ftelung einer gefonderten Klage für erforberlich Halten ſ. dagegen Windſcheid 
8 198, 5: Helle, RB. 8 59, 50; Erk. Celle 24/10 1860 Sf. XVII. 122; 
Wolfenbüttel 26/5 1876 Sf. XXX. 17; Berlin 12/10 1875 Sf. XXXI. 
116. In der gemeinrechtlihen Praris wird die Verfolgung bes Schabend- 
erſatzanſpruchs mit der actio negatoria unbeanftandet zugelaſſen. Das 
Gleiche gilt nach unjeren Landesrechten Förſter Eccius 8 181, 36; Sadjen 
8.8.8. 8 321; BZadariä 8 219, 3. Kür die Schabenserjagpflicht gelten die 
allgemeinen Grundſätze Windſcheid $ 198, 5; Erf. Berlin Sf. XXI 218; 
Münden 2/11 1870 BI. XXXV. 405; 20/7 1875 Sf. XXXIL 15. 

37 Nach) 1. 12 D. 8. 5 konnte der Kläger auf Cautionsleiſtung antragen. 
Koh J.R.A. 8 162 ift Strafandrofung im Urtheil an die Stelle getreten 
Windfcheid 8 198, 6; Derndburg, B. BR. I. 8 250, 13; Sadien B.G.B. 
8 321. 

28 Förſter Eccius 8 181, 38; Sachen 8.0.8. 8 323. Er kann z. B. 
die Einrede des Öffentlichen Wegs vorbringen Förfter Eccius 8 181, 33; 
Lang, Sachenrecht 8 64, 17; Ertl. Münden 92 18738 Sf. XXXIV. 279; 
Stuttgart 12/11 1870 Sf. XXV. 1874; Xena 6/7 1866 Sf. XXI. 19. 

29 Förſter Eccius 8 181, 35; Erk. Stuttgart 21/10 1875 Sf. XXXI. 106. 

so Dieß ift die jebt herrjchende Meinung Schmid, Handbuch 8 17, 12; 
Puchta, Pandekten 8 172d; Vangerow $ 353, 2; Windſcheid 8 198, 15; Sin- 
tenis, C.R. 8 52, 57; Erk. Darmftadt Sf. I. 409; Celle 26/4 1855 Sf. IX. 
260; Noftod 8/11 1855 und 15/6 1857 Sf. XV. 102; Ofdenburg 1847 und 
1859 ©f. XVII 211; Lübed 30/3 1855 Sf. XIX. 125; Wolfenbüttel 14/2 
1862 3. Br. IX. 150; Berlin 19/10 1867 Sf. XXL. 102. Durch Geſetz 16/4 
1833 ift dieſe Anfiht in Weimar und buch Geſetz 25/5 1847 in Detmold 
recipirt. Dieß findet auch Anwendung Hinfichtlich dev Behauptung der Yus- 
dehnung, wenn Kläger eine beſchränkte Einrkumung bed Rechts zugefteht Erf. 
Celle 31/8 1831 und 5/9 1848 Sf. X. 139. 

1 Diefe Anficht führen aus Du Roi U. f. C.Pr. XL. 24 und Pape, 8. 
j. ER. XVL 194; f. dagegen bie Ausführung von Schmid, Handbuch 8 
17, 16 f. 

32 Diefe Unficht vertreten Heife, U. f. C.Pr. XL. 50 f.; Stüd, Com: 
mentar X. 255; Seuffert, Pandekten 8 183, 5; Brinz, PBandelten (2) 8 171, 
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fih dag Preußiſche Landrecht?? und das Sächſiſche bürgerliche 
Gefegbuch ?*, dann die Praris des Defterreihifchen °° und Fran- 
zöſiſchen Rechts ?® an, während die letztere Anficht im Bayrifchen 
Landrecht Aufnahme gefunden hat ?”. 


8 264. 


8. Die Bublicianifche Klage '. 


Gemeinrechtlich ift zum Schuß des Erfigungsbefites eine ber 
Eigenthumsklage nachgebildete dingliche Klage Publiciana in rem 





10 f.; ihr fchließt fi bie Württembergifhe Prarid und für das gemeine 
Recht die Bayriſche Praxis an Erf. Stuttgart 3/2 1847 Sf. II. 142; Roth, 
Bayr. ER. (1) 8 150, 18. 19. Das D.U.G. Lühel Hat in den Erf. 15/1 
1836 14/3 1839 und 17/6 1851 Sf. XIX. 125. 4 diejelbe al3 in ber Bragis 
bed Bremer Rechts für begründet erflärt. 

3 Pr, 2.8. I. 7. 182: Wenn alſo auch jemand in dem Beſitz bie Frei- 
heit oder das Eigenthum eines anderen einzujchränten fich befindet, fo muß 
er dennoch fein Recht zu dieſem Befig angeben und nachmweijen. Förfter Eccius 
8 181, 5. 

4 Sachſen 8.0.8. $ 323. „Der Bellagte kann die Klage durch die Ein- 
rede abwenden, daß er zu ber in Frage ftehenden Beſchränkung berechiigt fei. 
Er Hat den Beweis diefed Rechts zu führen, ſelbſt wenn er ſich in deſſen Beſitz 
befindet und ſelbſt wenn er durch richterliches Erkenntniß in dieſem Befig 
geihügt worden iſt.“ Demnach ift die Angabe von Yörfter Eccius 8 181, 5, 
daß nad Sächſiſchem Necht der Eigenthümer die Anmaßung der Servitut be- 
weijen müſſe, nicht richtig. 

8 Auf Grund der Beitimmung A.B.G.B. 8 523 nahm man früher viel- 
fältig an’, daß nad Defterreichijchen Recht der Kläger das Nichtvorhandens« 
fein der Beſchränkung zu beweijen habe, wenn Bellagter im Befiß derjelben 
ſei; neuerdings wird jedoch auch für das Defterreichifhe Recht die Note 30 
aufgeführte Meinung für begründet erklärt Swoboda, Erörterungen praf- 
tiſcher Nechtsfälle 1873 ©. 1—56 und Randa, Beſitz 8 6, 12b. Auch die 
Praxis Hat fi wie Randa, Beſitz 8 6, 12c nachmweidt, nunmehr diefer An- 
ſicht angeſchloſſen. 

30 Zachariä 8 219, 3a; Aubry 8 219, 48. 

27 Nah Bayr. ER. II. 7. 11 Nr. 2 hat der Kläger, wenn ber Bellagte 
in zehnjährigem ruhigen Beſitz der Servitut fich befindet, die Freiheit feines 
Eigenthums zu beweijen Erk. München 18/2 1873 Sammlg. III. 125. Dieß 
ft U. &. zur EBD. 23/2 1879 Art. 142 beftätigt. 

ı Gtüd, Sommentar VIII. 311; Huſchke, das Necht der Publicianifchen 
Klage 1874; Schmid, Handbuch 8 16; Windſcheid 8 199; Bangerom $ 335; 
Brinz, Pandekten (2) 8 178; Sintenis C.R. 8 53; Lang, Sachenrecht $ 61, 


366 Theil 3. Buch 8. 8 264. 


actio gegeben. Die Vorausfegung derjelben, Schuß des Erfigungs- 
befißes, it in dem Bayrifhen ? Sahfifhen ? und Defterreichifchen * 
Recht anerkannt, und es ift in dieſen Gefeggebungen die Bublicianifche 
Klage des gemeinen Rechts angenommen. Abweichend davon hat 
das Preußiſche Landrecht das Rechtsmittel zu einem Schub des 
befjeren Rechts zum Beſitz erweitert, und damit ein dem gemeinen 
Necht nicht befanntes Rechtsmittel geihaffen?. Nach franzöſiſchem 
Necht ift das Nechtsmittel nicht gegeben ®. 

Für die Publicianifhe Klage gelten folgende Grundſätze: 

I. Begriff. Die Bublicianifche Klage ift Die zum Schuß des 
Erſitzungsbeſitzes dienende dingliche Klage. Zu Gunften des Erſitzungs⸗ 
befites wird die laufende Erfigung ala vollendet fingirt, und dem 
Erfigungsbefiger gegen einen minder berechtigten oder ganz un⸗ 


2 Bayr. IR. 11.2. 9 jebt für die Publicianiiche Klage voraus „daß 
der Kläger dad Gut einmal rechtmäßigerweife innegehabt”, worunter nad) 
Kreittmayr, Anm. 2b zu L.R. II. 2. 9 der Ufucapionsbefib zu verftehen ift. 
„Rechtmäßig ift der Befig nicht absque bona fide et causa vel titulo justo”. 
Der Meinung von Stobbe, P.R. 8 147, 33, daß das Bayriſche Landrecht 
zu denjenigen Rechten gehöre, welche ber Bublicianifchen Klage eine erwei- 
terte Grundlage gegeben, Tann ich nicht beiftimmen. Daß nah Bayriſchem 
Landrecht die Publicianifche Klage früheren Ujucapionsbefig des Klägers vor- 
ausfegte, war in der Bayrifchen Praxis nie beftritten Erf. Münden 7/2 1854 
und 15/4 1856 Bf. XXIII. 66; 20/11 1880 Sammlung VIIL 615. 

’ Sadjen 8.6.8. $ 325. 326. Die Klage ift Hier nur für beivegliche 
Sachen gegeben. 

* Defterreih A.B.G.B. 8 372. 

5 Bgl. unten $ 266. Gegen die Meinung von Delbrüd, dingliche lage 
bes Deutfchen Rechts 1857. 37 f., daß die Bublicianifhe Klage in unjerem 
gemeinen Necht zu einer dinglichen Klage des beutjchen Rechts aus dem äl- 
teren titulirten Beſitz umgeftaltet ſei j. Windſcheid 8 162, 8; Sintenis, C.R. 
$ 46, 24 und $ 53, 2; Förſter Ecciud $ 164, 10 f.; Bruns in Beder Jahrb. 
IV. 1 und Befibllagen 212 f.; Stobbe, P.R. 8 147, Annterlung; Pagen⸗ 
ſtecher, Eigenthum III. 207 f. In der Praxis hat diefe Meinung Delbrüd’s 
foviel ich fehe keine Aufnahme gefunden. 

® Der C. c. enthält feine darauf bezügliche Beftimmung, und es geht 
daher neuerdings die Meinung dahin, daß nad franzöſiſchem Recht ein der 
Publicianiſchen Klage entjprechendes Nechtömittel nicht gegeben fei Aubry 
8 219, 1; Zaurent VI. 156. rüber war man geneigt fie auch für das Fran⸗ 
zöfiihe Necht anzuerkennen Badhariä $ 218, 13 und die dort Augeführten. 
Dagegen ſcheint Baden L.R. Art. 5440 eine Klage aus bem „ſtärkeren Be- 
fig” anzuerkennen. 
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berechtigten Befiger eine der Eigenthumsklage nachgebildete Klage 
gewährt”. Da dabei nur der Nachweis des Erwerbs bes Erfi- 
tzungsbeſitzes erforderlich ift, fo dient dieſe Klage aud dem wirk— 
lihen Eigenthümer, für den ed des erleichterten Beweiſes wegen 
von Bortheil fein kann, fich ihrer flatt der rei vindicatio zu be⸗ 
dienen ®. 

I. Borausfehungen auf Seite des Klägers find: 

1. Die Sache, welche den Gegenftand der Klage bildet, muß 
der orbentliden Erſitzung fähig fein ®. 

2. Der Kläger muß im juriftifhen Befig der Sache gemefen 
jein !°. Hievon ift gemeinrechtlih eine Ausnahme begründet in 
den Fällen, in weldden Eigenthum ohne vermittelnden Befigerwerb 
übergehen kann "I, wobei jedoch vorausgejegt wird, daß der Autor 
im Befig geweſen jei'*. 


784 Inst. 4. 6; 1. I pr. D. 6. 2; Schmid, Handbuch 8 16, 4; Ban 
gerow 8 335 Anm. I. 

s Daß dem Eigenthümer das Recht zufteht fich ihrer zu bedienen ift 
jelbftverftändlih, da er ebenſo viel Recht haben muß mie der Erfigungdbe- 
fiter Glück, Kommentar VIII. 372; Sintenis, ER. 8 53, 16; Wächter, Ban- 
beiten 8 144, 5. Der Eigenthümer Tann fie baber ftatt der rei vindicatio 
anftellen, oder mit derjelben alternativ verbinden Seuffert 8 156, 3; Gin- 
tenis, C.R. 8 53, 16; Lang, Sachenrecht 8 61, 3; Glück, Commentar VII. 
372; Schmid, Handbuch 8 16, 26. 

1.985 11284D.6. 2; Schmid, Handbuh 8 16, 7; Bangerow 
8 835. II. 1. b.! 

21.21.61. 13 pr. D. 6. 2; Schmid, Handbuch 8 16, 19; Vangerow 
8 335. II. 1. a; GSeuffert 8 157, 2; Arndts 8 1700; Sintenis, ER. 8 53, 
10. Allgemein und ohne Ausnahme fegen dieß voraus Bayr. ER. II. 2. 9 
und Kreittmayr, Anm. 2b dazu, und Defterreih A.B.G.B. 8 372. 

11,182)1.7pr. 1.11821.12 81 D.6.2; Schmid, Handbuch 
8 16, 21; Vangerow $ 385. II. 1a; Wrndts 8 170 Anm. 1; Brinz, Ban- 
beiten (2) 8 178, 29; Baron, Pandekten 8 153, 7; Seuffert, Pandelten 8 157, 
2; Windfcheid 8 199, 9; Sadjen B.G.B. $ 326. Gegen dieje Ausnahme er- 
Hären ſich Bagenftecher, Eigentyum III. 196; Keller, Pandekten 8 156, 2. 
Nur als Uusnahme für die einzelnen in den Duellen bejonderd hervorgeho- 
benen Fälle will dieß anerkennen Sintenis 8 53, 11; Erk. Celle 30/4 1874 
Sf. XXIX. 220. 

12 Bangerow 8 335 Unm. II. 1a; Sintenid, C.R. 8 53, 11; Lang, Sas 
henrecht $ 63, 11. Gegen diefe Borausfegung erklärt fi Windfcheid 8 199, 
9. Noch weiter geht Schmid, Handbuch $ 16, 22, indem er bonae fidei 
possessio des Autors verlangt, was Sachſen B.G.B. 8 326 angenommen iſt. 
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3. Der Befigerwerb muß ſich auf einen zur Erfikung geeig: 
neten Titel gründen !?, wobei jedoch auch ein Putativtitel genügt '*. 

4. Der Kläger muß bei dem Befiterwerb in gutem Glauben 
geweſen fein !® und fi noch darin befinden !*. 

II. Vorausſetzung auf Seite des Bellagten. Die Klage 
kann nur gegen ben Beſitzer angeftellt werben der minder bered- 
tigt iſt als der Kläger, der aljo gar keinen Titel hat, oder deſſen 
Titel dem Titel des Klägers nachiteht !7, dagegen nicht gegen den: 
jenigen, ber gleiches oder befferes Recht hat als der Kläger. Sie 
fann daher gegen den Eigenthümer nicht angeftellt werben ?®. 
Hat der Befit des Beklagten gleiche Eigenfchaften wie der des 
Klägers, jo ift zu unterſcheiden: Leitet ber Befiber fein Recht von 


8], 1 pr.l. 5-7 pr. & 1—5 1. 13 D. 6. 2; Windſcheid $ 199, 5; 
Bangerow 8 335. II. 1. c. 

4 Kreittmayr, Anm. 20 zu Bayr. L.R. II 2.9; Windſcheid $ 199, 6; 
Brinz, Pandekten (2) 8 178, 39. Bezüglich des Kauf von einem furiosus 
wiberiprechen ji 1. 2 8 14 D. 41. 4, welches bie Publiciana abjchlägt und 
1.782 D. 6. 2, welches fie zuläßt. Daß hier eine Untinomie vorliege wird 
jet ziemlich allgemein zugegeben Glück, Commentar VIII 3.50; Brinz, Pan⸗ 
beiten (2) 8 178, 36; Schmid, Handbuch 8 16, 11; Windſcheid 8 199, 5; 
Bangerow 8 335. II. 1. 0; Erf. Celle 23/6 1875 Sf. XXXI. 13. 

1.7 811—17 D.6.2; Windiheid 8 199, 4; Bangerom $ 335. II. 1.d. 

16 Nach römiſchem Recht war guter Glaube nur bei der Beſitzerwerbung 
erforderlih 1. 7 8 12. 14 D. 6. 2. Auf Grund der Beftimmungen des Ta- 
nonifhen Rechts nehmen das Erforderniß der Yortdauer des guten Glaubens 
an Windfcheid $ 199, 8; Sintenig, E.R. 5 53, 12; Schmid, Handbuch $ 16, 
18; Baron 8 155 Nr. 1; Lang, Sachenrecht 8 61, 13; Sadien 8.8.8. 8 325; 
Oeſterreich A.B.G.B. $ 373. Gegen die Ausdehnung auf bie Publiciana 
erflären jih Seuffert $ 157, 4; Bangerow $ 335. 11. 1. d; Wächter, Pan⸗ 
beiten 8 144, 12; Brinz, Pandekten (2) $ 178, 51; Kreittmayr, Anm. 2b 
zu Bahr. UM. II. 2. 9; Glück, Commentar VIII 347. 

ı71,9841.16. 17 D. 6. 2; ®lüd, Commentar VIII. 863; Schmid, 
Handbuch 8 16, 28; Sintenig, E.R. 853, 17; Kreittmayr, Unm. 2h zu Bapr. 
ER. IL 2 9. 

is Dem Eigenthümer fteht die exceptio justi dominii zu 1. 16. 17 
D. 6. 2; Schmid, Handbuh $ 16, 29; Windſcheid 8 199, 12; Bangeromw 
8 335. Il. 2a; Sadjen 38.8.8. $ 327. In den Fällen, in welchen die Vin⸗ 
bilation des Eigenthümers durch eine wirkſame Exception zurückgewieſen wers 
ben Tann, Tanı die Einrede des Eigentums durch die entfprechende Replik 
elidirt werden 1. 72 D. 6. 1; Schmid, Handbud 8 16, 30; Bangerom 8 335. 
II. 2a; Sintenis $ 53, 19; Baron $ 155, 9, Kreittmayr, Anm. 2h zu Bahr. 
L. R. IL 29 
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demfelben Autor ab wie der Kläger, fo ift die Klage gegen ihn 
nur gegeben, wenn jein Recht der Zeit nad das jüngere ift '®. 
Leiten beide ihr Recht von verjchiedenen Autoren ab, fo entjcheidet 
der Befis, die Klage Tann daher nicht mit Erfolg gegen den Be: 
figer angeftellt werden, auch wenn fein Recht der Zeit nach jünger 
it ?%. Das Defterreihiihe Recht gibt immer dem Befiter den 
Borzug ?!. In allen anderen Beziehungen fteht die Publicianifche 
Klage unter den Regeln der Eigenthbumsflage ??. 


8 265. 
4. Die Klage aus dem befieren Recht zum Beſitz!. 


Abmeichend von dem gemeinen Recht hat das Preußifche 
Landrecht auf Grundlage de3 zum possessorium ordinarium aus- 
gebildeten Interdietum uti possidetis? die Publicianifhe Klage 
zu einer Klage aus dem befferen Recht zum Befig erweitert ®, 


21.984D.6. 2; Schmid, Handbuh 8 16, 31; Vangerow $ 335. 
I. 2b; Wächter, Bandelten 8 144, 16. 

»21.984D. 6. 2. Nach der abweichenden Unficht des Neratius L 31 
8 2 D. 6. 2 entfcheidet auch hier die Priorität des Erwerbs. Beide Beſtim⸗ 
mungen widerſprechen fih, und die Vereinigungsverjuche find refultatloß ge- 
blieben |. Windſcheid 8 199, 13. Man gibt jet ber Meinung des Ulpian 
al3 der conjequenteren den Vorzug Windicheid 8 199, 13; Brinz, Pandelten 
(2) $ 178, 64; Baron, Pandekten $ 155, 2b; Glüd, Commentar VIII. 361; 
Wächter, Pandekten $ 144, 17. 

21 Defterreih A.B.G.B. 8 374. 

2 Süd, Commentar VIII. 321; Schmid, Handbuch $ 16, 40; Vangerom 
8 335. II. 8. 

ı Bornemann, Syitem I. 271 f.; Koh, Beſitz $ 30 und P.R. 8 240; 
Förſter Eccius $ 164; Dernburg, Pr. BR. I. $ 249; Brünned, die Eollifion 
mehrerer reblicher Befiker und die Actio Publiciana nad Preußischen Land⸗ 
recht bei Gruchot XI. 840; Glafenapp, Begründung der Interventionsklage 
8 6 bei Gruchot XXIV. 266; Franklin, Legitimation bei Necht3itreitigleiten 
aus dinglichen Rechten $ 6 bei Gruchot V. 22. 

2 Bol. oben $ 229, 5. 

8 Daß dieſes Nechtämittel aus dem possessorinm ordinarium fi ents 
widelt habe ift allfeitig anerkannt Bornemann, Syſtem I. 226. 227 ver- 
glihen mit 271; Koh, PR. 8 240, 2. 3; Förfter Eccius $ 164, 17. 

Roth, Deutſches Privatreht. TI. 24 


370 Theil 3. Buch) 3. 5 265. 


indem e3 den Grundſatz aufftellt, daß der relativ befier beredhtigte 
Befiter eine Klage auf Wiederherſtellung des Beſitzes gegen den 
ſchwächer beredhtigten habe *. Es gelten biefür folgende Grundſätze: 

I. Der Inhaber kann die feiner Gewahrfam entlommene 
Sade von demjenigen zurüdfordern, ber fie ohne allen Rechts⸗ 
grund im Befit bat’; dagegen ift fein Recht ſchwächer als das 
Hecht eines jeden, der eine Befugniß zum Befit nachweiſen fann *. 
Daher hat er ala Bellagter demjenigen, von dem er die Sadıe 
in Gewahrfam erhalten, diefelbe zurüdzugeben”!, und wenn er 
biefen nicht weiß demjenigen, der fih gegen ihn alö den legten 
Befiter ausweilen fann?; bei zmweifelhafter Legitimation kann er 
die Sache zur gerichtlihen Verwahrung ausliefern ®. 

II. Der unvollftändige Befiger geht, folange fein Be: 
figrecht dauert, jedem andern auch dem Eigenthümer vor, und 
kann auf Wieberherftellung feines Befiges klagen !°. Jedoch weicht 
er demjenigen, ber gegen ihn ein befferes Recht ausgeführt bat, 
wenn fein Autor überhaupt nicht befugt gewefen ift, ihm das Be: 
figrecht zu übertragen, oder wenn das Recht feined Autors er- 
loſchen ift *1. 

IH. Der vollſtändige redliche Beſitzer weicht nur 
dem Eigenthümer '*, und es muß ihm, ba er die Vermuthung der 
Rechtmäßigkeit und Redlichkeit feines Befites für fih hat !*, dar- 
gethban werben, daß fein Recht das fchwächere jei. Kläger hat 
baher dahin zu wirken, daß Bellagter zur Angabe feines Titels 
gendthigt werde. Dieß kann gefchehen: 


* Br. 2.8. I. 7. 161; Förfter Eccius 8 164, 16. Ueber die Streitfrage, 
ob diejes Rechtsmittel einen poſſeſſoriſchen oder petitoriihen Charakter Habe 
vgl. Förfter Eccius 8 164, 17, der fi) mit Recht für bie letztere Alternative 
entſcheidet. 

°s Br. L.R. I. 7. 162; Förſter Eccius 8 164, 22. 

e wr L.R. 1 7. 163. 

"Br. ER. J. 7. 164. 

° Br. 2.8. 1. 7. 167; Förfter Eccius 8 164, 23. 

® Br, L.R. J. 7. 168. 

Br. 2.8.1. 7. 169; Förfter Eccius 8 164, 36; Koh, Pr. PR. 8 
140, 7; Franklin bei Gruchot X. 25. 

Br ER I 7. 171. 172; Förſter Eccius $ 164, 38. 

12 Pr. ER. J, 7 175 

Br. ER. I 7. 179; Förſter Eccius 8 164, 28. 
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1. wenn er beweist, daß er ben Beſitz fehlerhaft oder doch 
ohne feinen Willen verloren babe, indem bier der Beklagte den 
Titel aus welchem er befigt anzugeben verbunden ift, und big 
dieß geſchehen fein Beſitz als der ſchwächere gilt !*; 

2. wenn er beweist, daß fein fpäter verlorener Beſitz recht⸗ 
mäßig gewejen fei, indem auch bier der Bellagte feinen Titel 
anzugeben verbunden ift!®. 

Stehen ſich die beiden Titel gegenüber, fo wird, wenn beide 
Titel auf denjelben Autor zurücdführen, das Recht besjenigen für 
das befjere gehalten, der den Beſitz ohne Kenntniß eines älteren 
Titels des andern erlangt hat!!. Führen die Titel auf verfchie- 
dene Autoren zurüd, jo ftreitet die Vermuthung für den gegen: 
wärtigen Befiger 7. 


Buch 4. 
Die dinglichen Rechte. 


8 266. 
Allgemeines. 


Die gemeinrechtliche Doktrin ſtellt neben das Eigenthum nur 
die dinglichen Rechte an fremden Sachen, ohne für die letzteren eine 
weitere Unterſcheidung je nach der Ausdehnung und dem Inhalt 
der Berechtigung zu machen, obwohl ſchon nach römiſchem Recht 
die Unterſcheidung der dinglichen Rechte begründet iſt, jenachdem 
fie Anſpruch nur auf Nutzung (Dienſtbarkeiten, Emphyteuſis, Su: 


Bra. J. 7. 184; Förſter Eccius 8 164, 80. Entzieht ſich der 
Beklagte der Angabe ſeines Titels, ſo gilt er als unredlicher Beſitzer Pr. 
ER. J. 7. 186; Förſter Eccius 8 164, 31. 

Br. L. R. J. 15. 34; Koch, Pr. BR. 8 240, 12; Förſter Eccius 8 164, 32. 

16 Pr. ER. I 10. 235 Förfter Eccius 8 164, 34; Dernburg, Pr. BR. 
1. 8 249, 10; Rod, Beſitz 8 30, 8. 

17 Dieß nehmen auf Grund von Pr. ER. IL 7. 187 an Savigny, DOM. 
1I. 167, Förſter Eccius 8 164, 33; Brünned in Gruchot XI. 642. Dagegen 
laſſen hier den älteren Titel entfcheiden Koch, Befig 301; Platäner, Geift des 
Pr. R. IL 179; Glafenapp in Gruchot XXIV. 286. 

24 * 
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perficies) oder auf die Subftanz der Sache gewähren (Pfand- 
tet). Für das jebt geltende Recht iſt es unumgänglich noth: 
wendig, nah dem Borgang des Preußiſchen Landrechts? dieſe 
Unterfcheidung zu treffen, weil das Deutfhe Recht nicht nur dag 
Pfandrecht ganz zweifellos als Subſtanzrecht ausgebildet? ſon⸗ 
dern auch die Subſtanzrechte ihrem Umfang nach ausgedehnt hat. 
Das Deutſche Recht hat nämlich in dem Näherrecht und dinglichen 
Vorkaufsrecht An dingliches Recht auf Erwerbung einer Sache und 
in der Anwartſchaft ein dingliches Necht auf Fünftigen Anfall einer 
Sache ausgebildet, was an fich ſchon die allgemeine Durchführung 
diefer Unterfcheidung nothwendig macht. Die nachfolgende Dar: 
ftelung wird daher für die dinglichen Rechte die Hauptunterfchei- 
dung in dinglihe Gebrauchs- und Nugungsredhte und in dingliche 
Subſtanzrechte aufitelen. Zu den dingliden Gebrauchs- und 
Nutzungsrechten find zu zählen die Dienftbarkeiten, die Reallaften 
und da3 Platzrecht. Zu den dinglihen Subftanzredhten gehört 
das Pfandredt und das dingliche Vorkaufsrecht und Näherredt. 
AZweifelhaft könnte es fcheinen, welche Stellung den Lehen Fa— 
milienfideicommifjfen und bäuerliden Erbgütern im Syftem zu 
geben ſei. Die Lehen in ihrer urjprünglichen Geftalt gehören zu 
den dinglihen Gebrauchs- und Nubungsredhten analog der rö- 
milden Emphyteufis. Indeſſen ift in der neueren Rechtsentwick⸗ 
lung eine Veränderung infoferne eingetreten, al3 auch da, wo fie 
noch unverändert beftehen, das Recht des Dbereigenthümers in 
der Hauptſache fih auf das eventuelle Rückfallsrecht beſchränkt, 


1 Windſcheid $ 145. Die Unterfcheidung ift angedeutet von Arndts 8 126 
Note 2; Wächter, Pandekten 8 148, 3. Der Grund, aus weldem bie gemein- 
rechtlihe Doktrin diefe Unterfcheidung im Syſtem nicht allgemein zum Ausd«- 
druck bringt, ift wahrjcheinlid) darin zu ſuchen, daB das Pfandrecht von ber 
romaniftifhen Jurisprudenz nicht durchgängig als Subſtanzrecht aufgefaßt 
wird vgl. Arndts 8 126 Note 2; Brinz, Pandelten (2) 8 185, 7. Arndts, 
Wächter und Brinz ftellen nämlich das Pfandrecht in das Obligationenredht, 
Vangerow, Windſcheid, Sintenis, Holzſchuher und Seuffert dagegen in das 
Sachenrecht. Unſere Landesrechte ftellen es alle in dad Sachenrecht. 

2 Diefed hat zuerft die Unterfcheibung zwifchen dinglihen Subftanzrechten 
(Pr. &R. I. 20) und Nutzungsrechten (Pr. ER. I 21) aufgeftellt. 

° Das Deutiche Hypothekenrecht, das jegt in ben Nechtögebieten des Deut- 
ſchen Rechts als allgemein durchgeführt angejehen werden kann, ift zweifellos 
als dingliches Subſtanzrecht aufzufafen. 
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dieſen alfo in gleiche Stellung mit den Agnaten verfegt. Für bie 
Familienfideicommifje findet fi in Theorie und Gefeßgebung eine 
doppelte Auffafjung, indem die einen Eigenthum des Inhabers 
mit Beſchränkung duch das Recht der Anwärter, die anderen eine 
Theilung des Eigenthbums zwiſchen dem Sinhaber und Anwärter 
nad Art des getheilten Eigenthums annehmen. Die erftere Mei- 
nung ift als die richtige anzufehen, und es ift daher das Recht 
ber Familienfideicommiffe den dinglichen Subftanzrecdhten beizu- 
zählen. Das Gleiche ift für die in einzelnen Landesrechten er: 
haltenen bäuerlichen Erbgüter anzunehmen. In der nachfolgenden 
Darftellung werden daher Lehen, Familienfideicommiffe und bäuer: 
lihe Erbgüter unter den dinglichen Subſtanzrechten dargeftellt 
werden, 


Caput l. 
Die Dienftbarkeiten !, 


g 267. 


Allgemeines. 


Dienftbarkeiten find Rechte an einer fremden Sade oder 
einem fremden Recht, weldhe dem Berechtigten die Befugniß geben, 
auf diefe in einer das Eigenthbum befchränfenden Weiſe einzu- 
wirken, indem der Eigenthümer gewiſſe Handlungen des Berech— 
tigten dulden muß, oder gemwilje in der Befugniß des Eigenthü- 
mers liegende Handlungen nicht vornehmen darf?. Sie fehen 


1 Bol. Glück, Commentar IX. X. 1—262; Elverd, die römiſche Servi- 
tutenlehre 1854; Schönemann, bie Servituten 1866; Windjcheid 8 200—217; 
Bangerom 8 338—357; Sintenid, ER. 8 57—66; Brinz, Bandelten (2) 
$ 186-201; Mittermair, PR. $ 166—171; Stobbe, BR. 8 97. 98; Yörfter 
Eccius 8 185—187; Dernburg, Br. BR. I. $ 278—237. 8 292—804; Plat⸗ 
ner, Sachenrecht 8 49-62; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 152—168; Lang, Sa- 
chenrecht 8 70—100; Poſt, BR. III. 8 11—18; Zachariä $ 221-255; Aubry 
8 225—255. 

21,.1581D.8 1. Mit diefer Auffaffung ftimmen unjere Landes- 
rechte überein. Bayr. L.R. II. 7. 1: Die Dienſtbarkeit ift eine Gerechtfane, 
welcher man fich zu eignem Beſten auf fremdem Gut zu erfreuen hat; Sachſen 
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daher zu ihrem Beftand immer die des Eigenthbums voraus, das 
fie nur befchränfen ®. 

Nah ihrem Inhalt unterfcheidet man: 

1. perfönlide und Grunddienitbarkeiten, jenachdem fie einer 
Perſon als berechtigtem Subjekt zuftehen, oder einem Grundftüd 
zu Gunften eines anderen Grundftüdg aufgelegt find ‘; 

2. offirmative und negative Dienftbarkeiten, jenachdem der 
Eigenthümer der belafteten Sache zu einem Leiden oder einem 
Nichtthun verpflichtet ift °; 

3. ftändige und nichtftändige Dienftbarkeiten (servitutes con- 
tinuae, discontinuae)®, jenachdem die Ausübung eine fortwährende 
ift oder nicht ”; 


B.G.B. 8 520: Dienftbarkeit ift das Recht an einer fremden Sache, vermöge 
deſſen deren Eigenthümer rüdfichtlich diefer Sache etwas zu dulden oder zu 
unterlaflen Hat; Defterreich A.B. G.B. 8 472: Durch dad Recht der Dienfibar- 
feit wird ein Eigenthümer verbunden zum Bortheil eined andern in Rückſicht 
feiner Sache etwas zu dulden oder zu unterlafjen. Gegen die Auffafjung der 
Servituten ald Eigenthumsrecht an einer unkörperlichen (fingirten) Sache vgl. 
Windſcheid 8 200, 3. 

® Gegen die Auffaffung von Vangerow 8 338 Anm. 1, Arndts 8 175 
Anm. 2 u. a. die Servituten ſeien ausgejchiedene dem Berechtigten ſelbſt⸗ 
ftändig zuftehende Bejtandtheile des Eigenthums vgl. Windſcheid 8 200, 3. 

*1.1D. 8. 1; Windſcheid 8 201,4; Bayr. EUR. 11. 7.2 Nr.5; Sachſen 
8.9.8. 8 520; Vefterreih A.B.G.B. 8 473. Der C. c. Urt. 543 unterfcheidet 
droit de jouissance und services foncieres, was mit der gemeinrechtlichen 
Unterſcheidung zufammentrifft, obwohl für erftere die Bezeichnung als Servi⸗ 
tuten fih nicht findet Zadhariä 8 221, 1. Das Breußiiche Necht ftellt den 
Srundgeredtigkeiten, die den Prädialfervituten entiprechen, nicht Perjonals 
jervituten fondern Rechte zum Gebraudh oder Nubung fremden Eigenthums 
gegenüber, zu denen außer dem Nießbrauch auch Beibe, Pacht und Miethe ge- 
hören Förſter Eccius 8 185, 16. 17. 

61.15 81D. 8.1; Windſcheid 8 201, 1; Bayr. &.R. 11.7.2 Nr. 1.2; 
Sachſen 8.6.8. 8 520; Defterreih A.B.G.8. 8 472. Andere bezeichnen die 
eriteren al3 servitutes habendi und faciendi, bie letzteren als servitutes 
prohibendi Bangerom $ 339 Unm. II. Das Pr. LER. I 7. 81. 86 nennt 
die erfteren negative die leßteren Unterfagungsrechte, mas mit der Auffaflung 
bon Bangerow zujammentrifft. 

° Windfcheid 8 201, 9; Randa, Beſitz 8 27, 5. 6. Die Bezeichnung iſt 
nicht quellenmäßig, aber in unjerer Rechtsſprache anerkannt Bayr. ER. II. 
7. 2 Nr. 3; C. c. Urt. 688. Die Uinterjcheidung des Pr. L. R. L 9. 649 zwi» 
ſchen den gewöhnlich und den nur bei gewiſſen Gelegenheiten geübten Dienit- 
barkeiten ſtimmt damit nicht überein, fondern ift eine nur auf die Erfigung 
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4, regelmäßige und unregelmäßig. Diefe Unterfheibung 
wird in doppelter Weife gemadt: für Grundpdienftbarkeiten, bie 
als Perſonalſervituten beftellt find (irreguläre Berjonalfervituten) ®, 
und für Grundbdienftbarkeiten, bei welchen die Unterfheidung zwi- 
ſchen ftäbtifchen und Ländlichen Dienftbarkeiten verwiſcht ift (ir: 
reguläre PVrädialjervituten)?. Beide Unterfheidungen find nicht 
allgemein anerkannt ; 

5. das Preußifche ?° und Franzöſiſche Recht! unterjcheidet 
offene und verborgene Dienftbarkeiten, jenachdem ſich die Dienft- 
barfeiten durch äußere Anlagen anzeigen oder nicht. 

Für die Servituten gelten folgende allgemeine Grundjäße: 

1. Servituten können Saden oder Rechte zum Gegenftand 
haben; das letztere findet fid nur bei PVerjonalfervituten ?. Das 
Dbjelt der Servitut muß im Verkehr fein '®. 


bezügliche Unterjcheidung zwiſchen den servitutes discontinuae Förfter Eccius 
S 185, 27. Entjprechend unterjcheidet Sachſen B.G.B. $ 581. 582 die ser- 
vitutes discontinuae in Grunddienjtbarkeiten, welche zu jeder Beit oder in 
regelmäßig mwiederlehrenden Zeiträumen ausgeübt. werden, und ſolche, die nur 
bei nicht regelmäßig mwieberfehrenden Gelegenheiten ausgeübt werden. Die Un- 
terfcheidung der ftändigen und nicht ftändigen Dienftbarkeiten findet fich ge- 
wöhnlich bei Grundpdienftbarfeiten, fie findet aber Anwendung auch auf per« 
fönlihe Dienftbarkeiten, namentlich die jog. irregulären Prädialjervituten 3. 2. 
eine Weidegerechtſame. 

7 Windicheid 8 201, 10; Randa, Beſitz 8 27, 5. 6. Bayr. ER. IL. 7.2 
Nr. 3 bezeichnet als ftändige Dienftbarkeiten diejenigen, die für ſich ſelbſt ohne 
menschliche Uebung beftehen, al3 unftändige diejenigen, deren Gebrauch auf 
menfchlicher Uebung beruht. Damit übereinftimmend C. c. Urt. 688. Andere 
identificiren diefe Unterfcheidung mit ber zwiſchen Servitutes habendi und 
faciendi Förfter Eccius 8 185, 26. 

s Glück, Eommentar IX. 21, 7; Elverd Serpituten 198; Förjter Eccius 
8 185. V. vgl. unten 8 271, 5. Gegen dieje Unterjcheidung erklären fich 
Bangerom 8 339 Anm. I; Windſcheid $ 202, 2; Sintenis, C.R. 8 98, Zu. a., 
indem fie die Fälle, in melden der Inhalt einer Grunddienftbarleit einer 
Perſon verliehen ift, als rein perjönliche Dienftbarkeiten erklären. 

9 Puchta, Pandekten 8 183g; Hoffmann, Serpituten $ 59. Gegen dieſe 
Unterſcheidung Eohnfeld, irreguläre Servituten 8I—99; fie ſcheint neuerdings 
ganz aufgegeben zu fein, und ift auch in unferen neueren Landesrechten nicht 
anerkannt. 

10 Pr. L.R. I 22. 17; Dernburg, Pr. PR. I. 8 295. 4. 

110, c, Art. 689; Zachariä 8 248 Nr. 3; Aubry 8 248 Nr. 3. 

12 Der Nießbrauch ift auch an Rechten und Forderungen gegeben, vgl. 
unten $ 272, 2. 
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2. Eine Servitut kann dem Berechtigten nidht an feiner eignen 
Sade zuftehen (res propria non servit) !*. Ebenfowenig kann 
eine Servitut an einer Servitut beftellt werben 16. 

3. Die Dienftbarkeit befteht in einer Beſchränkung des Eigen 
thums, indem der Eigenthüner der dienenden Sache verpflichtet 
wird, dem Berechtigten eine Einwirkung auf diefelbe zu geftatten, 
oder Verfügungen Über die dienende Sache, die ihm ſonſt als 
Eigenthüümer zuftehen würden, zu unterlaffen, nicht aber dazu eine 
Leiftung vorzunehmen !°. Die Meinung, daß es nah Deutichem 


ı8 Elvers, Servituten 8 13; Randa, Befis 8 26, 1. An Saden, die 
nicht im Verkehr find, können Serpituten nicht beftellt werden Roth, Bayr. 
C.R. (1) 8 152, 10; Aubry 8 249, 3—5. 

“1.26 D. 8. 2; Windfcheid S 200, 4. Manche nehmen an, daß der 
MiteigentHümer an ber gemeinfchaftlichen Sache eine gegen feine Miteigen- 
thümer wirkſame und diefe in ihren Rechten an der gemeinfamen Sade be- 
Ichränfende Dienftbarkeit erwerben fünne Glück, Commentar IX. 7, 20; Luden, 
Gerituten 8 6, 2; Erk. Dresden 25/11 1844 Sf. VI. 153. Mit Recht ver- 
werfen dieß vom Standpunkt des gemeinen Rechts aus Holzſchuher, Theorie 
8 111, 7b; Ertl. München 12/4 1878 Sammlung VII 97; Darmftadt 22/9 
1868 Sf. XXI. 216. Durch Bayr. Waſſergeſetz Urt. 54 iſt die Möglichkeit 
für Privatflüffe anerfannt Roth, Bayr, ER. (1) $ 165, 6. 

15 1, 1 D. 33. 2; Windſcheid 8 200, 5; Föriter Eccius 8 185, 35; 
Sachſen 8.6.8. 8 520. Eine Ausnahme findet fi beim Nießbrauch an dem 
ein Nießbrauch beftellt werden kann Kreittmayr, Anm. f. zu Bayr. L. R. II. 
7. 1; Windicheid 8 206, 10; Bachariä $ 224, 2. 

1.15 81 D. 8. 1; Elvers, Servituten 8 6; Vangerow 8 338, Anm. 
2, 1; Windſcheid 8 201, 3; Förfter Eccius 8 185, 28; Sachſen 8.6.8. 8 522; 
Defterreih A.B.G.B. 8 482. Dieß bildet indeffen nur die Regel. Ausnahms⸗ 
weiſe Tann in einzelnen Fällen der Eigenthümer der dienenden Sache zu einem 
die dauernde Ausübung der Servitut ermöglichenden Thun verpflichtet fein. 
Es kann dieß auf’gefeglicher Beftimmung beruhen, fo gemeinrechtlich bei der 
servitus oneris ferendi unten 8 283, 21; nad) Württembergifchem Recht beim 
Traufrecht unten $ 283, 30; nach Preußiſchem Landrecht bei den durch Ver- 
trag gegen Entgelt beftellten Grunddienftbarkeiten unten 8 277, 31; ebenjo 
fann es aber auch durch bejondere Feſtſetzung beftimmt fein. Ausdrücklich 
ausgeiprochen ift dieß Pr. L.R. I. 22. 30; Sachſen 8.0.8. 8 522; C. c. 
Art. 698. Huch für das Defterreichiiche Necht ift dieß nah A.B.G.B. 8 483 
anzunehmen. Die Zuläßigfeit einer derartigen Feſtſetzung ift aber auch ge- 
meintchtlih anzunchmen Holzſchuher, Theorie 8 111 Nr. 12; Erf. Roſtock 
10/1 1841 Sf. XVIL 8; Dresden 11/12 1862 Sf. XVII 15; Darmftadt 
3,8 1866 Ef. XXI. 214; Berlin 8/12 1871 Sf. XXVI. 108; 16/1 1877 Sf. 
IXXIV. 16. 
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Recht Dienftbarkeiten gebe, die zu einer Leiftung verpflichten, ent: 
behrt der Begründung '”. 

4. Der Berechtigte kann zu einer Gegenleiftung verpflichtet 
fein '®. 

5. Der Berechtigte muß an ber Servitut ein rechtliches In— 
terefje haben, fie muß ihm Vortheil gewähren '?. 

6. Erwerben fann eine Servitut außer dem fpäter Berech— 
tigten auch ein Stellvertreter 2°, Grundbienftbarkeiten auch der 
Nupeigenthümer ??, und nah Bayrifhem und Preußiſchem Land- 
recht der Nutznießer *?. 

T. Die Servituten find unveräußerlich 28. 

8. Die Servituten müfjen mit möglihfter Schonung des 
Eigenthümers ausgeübt werben ?*. 








11 Stobbe, P.R. $ 97, 8. Früher war diefe Anficht allgemein verbreitet 
und man ſah darin eine wejentlihe Modifilation des römiſchen Recht? durch 
die Grundſätze des deutſchen Rechts; man erklärte daraus einerjeit3 die Real. 
laften |. die bei Dunder, Neallaften 8 5 Citirten, theild die Bannredite |. die 
bei Roth, Bayr. ER. (1) 8 152, 12 Citirten. Dieſe Auffaffung findet fich 
noch Bayr. L.R. II 7.1 Nr. 1 und Rreittmayr, Anm. le zu Bayr. 2. 
1. 7.2. Uber auh vom Standpunkt des Deutichen Rechts aus iſt Diefe 
Auffaffung jegt allgemein aufgegeben Mittermair, B.R. 8 166, 20; Mauren- 
bredder, P.R. 8 260, 1; Erk. Dresden 9/5 1863 Sf. XVIIL 15. 

18 Roth, Bayr. C.R. (1) 8 162, 29; Lang, Sadenredt 8 77, 11; fo 
beim Weiberecht, unten 8 278, 36 und bei der Holzgerechtigkeit unten 8 281, 
10. Anerkannt ift dieß Sachſen 8.6.8. 8 523. Gegenleiftungen können auch 
bei Perjonalfervituten vorkommen Elvers, Servituten 195. 

1.1 pr. D. 8 1; Elverd, Servituten 138; Förfter Eccius 8 185, 37; 
Sadjen 8.8.8. 8 521. Bei Berjonalferpituten ergibt fih dieß von jelbit. 
Der Sag iſt namentlih für Prädialfervituten von Bedeutung, vgl. unten 
g 277, 18. 

2° Elvers, Servituten 696; Bayr. ER. 11. 7. 4 Nr. 6. 

21 Elvers, Servituten 695; Windfcheid 8 212, 7; Erf. Celle 1849 Sf. 
VI. 155; Bayr. LR. II. 7.4 Nr 5. 

22 Bayr. L.R. II. 7. 4 Nr. 5; Pr. ER. 1. 21. 98. Gemeinrechtlich Tann 
der Nutznießer eine Grunddienftbarfeit für das Grundſtück nicht erwerben 
1.15 87D.7. 1; Windſcheid 8 212, 7; ebenjo nad) Sachſen 8.6.8. 8 568. 

23 Dieß gilt wie von Berfonalfervituten 8 271, 7 und 8 274, 50 fo von 
Prädialjervituten unten 8 277, 32. 

1.9 D. 8 1; Glück, Comment. IX. 156, 29; Windfcheid 8 209, 11; 
Sintenis, ER. 8 57, 12; Kreittmaye, Anm. 2b zu Bayr. ER. IL 7. 6; 
Br. ER. J. 19. 17; 1.22. 29. 47; Förſter Ecciug 8 185, 74; Sachſen 8.6.8. 
8 524, 
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9. Als Beihränfung des Eigenthums ift die Dienftbarkeit 
ftrift zu interpretiren, daher ift im Zweifel gegen das Dafein und 
den Umfang der Dienftbarkeit zu entjcheiden ?6. 


Titel I. 
Begründung, Aufhebung und Schuß der Pienfibarkeiten. 


8 268. 
I. Begründung der Dienftbarkeiten. 


Dienitbarkeiten können unmittelbar durch eine gefetliche Vor- 
[chrift gegeben fein oder auf einem Begründungsaft beruhen. Der 
Begründungsaft kann auf dem Willen des Verpflichteten beruhen 
(Privatdispofition), oder ohne feine Zuftimmung vollzogen werben 
(Richterſpruch, Erpropriation, Erfitung). Nach einzelnen Rechten 
ift Eintragung in das Grundbuch vorgefchrieben !. Die einzelnen 
Arten der Begründung find folgende: 


20 Süd, Sommentar IX. 156. 28; Sintenis, ER. 8 157,11; Erf. Müns 
chen 13/12 1844 Sf. VI. 314; Bayr. ER. IL. 7.6 Nr. 8, Pr. L. R. J. 19. 
14—16; Förfter Eccius 8 184, 46; Zachariä 8 254, 2. 

1 Für Grundgeredtigkeiten ift Eintragung in das Grundbud die Boraus- 
ſetzung der Entſtehung nah folgenden Rechten: Naſſau Stodbuchgefe 8 8; 
Braunſchweig E.E.G. 8 14; Medlenburg R.St. B.O. $1 Nr. 1; R.H.O. f. 
Landesklöſter $ 3 Nr. 3; GStrelig R.H.D. für Hinterjaffen $ 2; Rev. Dom. 
HD. 8 2; Defterreih A.B.G.B. 8 481. Bur Rechtswirkung gegen Dritte ift 
die Eintragung erforderlih nad Kaſſel E.E.G. 8 3; Mecklenburg R.R.H.O. 
86 Nr. 1; Frankreich Transſkr.G. 23/3 1855 Urt. 2; beftritten tft es nad) 
den Rechten von Württemberg Lang, Sachenrecht 8 52, 1; Baden Heindheimer 
HR. 8 4. 20; Lübeck Duhn, deutjchrechtliche Urbeiten 47. Die Eintragung 
ift zuläßig aber nicht erforderlich nach Pr. L.R. I. 22. 18 E.E.®. 8 12; Achilles 
Gef. 140; Unhalt G.E.G. 8 3, 2; Hamburg H.O. 8 24. Biweifelhaft find: 
Didenburg E.E.&. 8 12; Coburg E.E.G. 8 12; Detnold E.E.G. 3 12; Son 
dershauſen E.E.G. 8 12. Nah den anderen Grundbud- und Hypotheken⸗ 
gejegen ift die Eintragung von Prädialjervituten nicht zuläßig. Perjonaljer- 
bituten, joweit fie fih auf Immobilien beziehen, bedürfen zu ihrer Entftehung 
der Eintragung nach Naſſau Stodbuchgejeg $ 8; Medlendburg R.St. B.O. 
8 13 Nr 1b; R.R.H.O. 8 12. 2a; Domän. HD. 8 11, 2; Klofter 9.8. 
8 14, 2; Anhalt G. E.G. 8 3; Altenburg H.O. 8 3. 4. 13; Neuß j. L. H.O. 
8 3.4.13; Neuß &. 2%. 9.8. 8 8. 4. 15; Defterreih A.B.G. 8 481. Bur 
Rechtswirkung gegen Dritte ift ihre Eintragung erforderlih nah Pr. E.E. G. 
8 12 und den daraus abgeleiteten Geſetzen; Sachſen B.G.B. 8 646; Würt⸗ 
temberg Pf.E.G. Art. 15.45; Weimar Pf.G. $ 130. 137; Meiningen Gr. B.G. 
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I. Geſetz. Nach der gewöhnlichen Anficht fol die Entfte- 
hung unmittelbar duch das Gefeg nur beim Nießbrauch vor: 
fommen?. Das römiſche Recht kannte mehrere Fälle der Be: 
gründung von Grunddienftbarkeiten durch Gefeß, die zum Theil 
nicht mehr praktiſch find®, die Möglichkeit der Begründung von 
Grunddienftbarkeiten durch Geſetz auch für das gemeine Recht je- 
Doch zweifellos machen‘ Die gefegliche Dienftbarkeit unterfcheidet 
ih von der Eigenthumsbeſchränkung darin, daß die erftere ihre 
Begründung nur in den vorausgefegten befonderen Verhältniſſen 
des Nachbargrundſtücks findet, während die lehtere jedem Grund: 
ſtück ohne Rüdficht auf die befondere Beichaffenheit des Nachbar: 
grundftüds auferlegt iftd. Auch in unferen Landesrechten ift das 
Geſetz als Entftehungsgrund von Grunddienftbarkeiten anerkannt ®. 
Die gejegliche Dienftbarkeit ift mit dem Eintreten des Verhält— 
niſſes gegeben, welches nach der gefehlichen Beſtimmung dazu 





Art. 1.2, C.c. Art. 939. 941. 2118; Frankreich Tranſkr.⸗Geſ. 23/3 1852 Art. 
2. Bur Rechtswirkung gegen nachſtehende Hypothefgläubiger ift die Eintra- 
gung der Berfonalfervituten erforderlich nach Bayern 9.8. 8 22 Nr. 7 Erf. 
Münden 13/6 1876 Sammig.VI. 31. VBgl. Stobbe, P.R. 8 97, 26 folg. 

2 Windfcheid 8 214, 3; Arndts 8 190; Lang, Sachenrecht $ 73, 1. 

® Befker, Eigenthumsbeichräntungen Jahrb. V.-201 zählt fünf auf, näm- 
fi die Erweiterung dev aquae pluviae arcendae actio (179), das Verbot 
des Verbauens des Quftzugs einer Tenne und der Ausficht aufs Meer (191), 
des Verbauens des Licht? (190) und der Anlage von Gräbern (188). Die 
beiden leßteren ber bier aufgeführten Legalfervituten find jedenfalls jet nicht 
mehr praktiſch. 

* Belter, EigentHumsbeichränfungen 152. Gegen die Annahme von ge- 
ſetzlichen Servituten erflären fih Windfcheid $ 169, 2, Brinz, PBandelten (2) 
8 132, 24 und Lang, Sachenredht 8 73, 2, welche die betreffenden Verhältniffe 
als Eigenthumsbeſchränkungen auffaffen vgl. jedoch oben $ 234, 9 und Roth, 
Bayr. E.R. (1) 8 168, 8. 

5 Die Unterfheidung der Eigenthumsbeſchränkung und der Legalfervitut 
tritt am fchärfiten in den Beltimmungen des Preußiſchen Landrechts über die 
Errihtung von Gebäuden hervor, monad für Gebäude überhaupt eine Ent- 
fernung von 1'/ Fuß (EEigenthumsbeſchränkung) für Bauten gegenüber einem 
ihon beftehenden Nachbargebäude von 3 Fuß (Legalfervitut) eingehalten werden 
muß, oben 8 239, 18 und unten 8 283, 6. 

° Roth, Bayr. E.R. (1) 8 153, 8. Es gehören dahin 3. B. die Be 
ſchränkungen des Baues gegenüber ſchon beitehenden Nachbargebäuden nad 
dem UAugsburger und Regensburger Recht und dem Preußiſchen Landrecht 
vgl. unten 8 283, 6—8. 


380 Theil 8. Bud 4. 8 268. 


Beranlafjung geben fol, und hört mit der Beendigung dieſes Ver: 
hältniſſes auf. 

Il. Brivatdispofition?. Die eine Servitut begrün- 
dende PBrivatdispofition Tann in einem Alt unter Lebenden oder 
in einer lehtwilligen Verfügung vollzogen fein. Berechtigt zur 
Beitellung ift nur der Eigenthümer®. Miteigenthümer können an 
ihrem ibeellen Antheil nur einen Nießbrauh® nit aber eine 
andere Perjonaljervitut?° oder eine Prädialfervitut 2! beftellen. 
Nupeigenthümer können Dienftbarkeiten nur für die Dauer ihres 
Rechts einräumen '?; nah Bayrifhem Landredt!? und Franzd- 
ſiſchem Recht !* fteht diefe Befugniß für die Dauer feines Rechts 
auch dem Nubnießer zu. Die Beftellung kann gefchehen: 

1. Durch einen Aft unter Lebenden und zwar: 

a. duch Vertrag. Die Beftellung kann direkt durch darauf 
bezügliche Uebereinfunft erfolgen. Nach Bayrifhem Recht be- 
darf die vertragsmäßige Beſtellung von Präbialfervituten und 
folder Perſonalſervituten, die fi auf unbewegliche Sachen beziehen, 
der notariellen Verbriefung !*. Nah Württembergifhem und Sad: 
ſen-Weimariſchem Recht ift zur vertragsmäßigen Errichtung von 
Grunddienſtbarkeiten gerichtliche Beftätigung des Vertrags erfor: 
berlih 1”. Nach Preußiſchem Recht ift zur vertragsmäßigen Er- 


? gl. Schmidtlein de servitutibus per pactum constituendis 1823; 
Haertel de servitutibus per pacta et stipulationes constitutis 1828; Wind- 
ſcheid $ 212. 

° 1,6 pr. D. 8.1; Bayr. ER. II 7. 4 Nr. 1; Sachſen B.G. B. 8 568. 644. 

ꝰ 1.831 D. 33. 2, Schmid, Handbuch $ 2, 48. 

10 Da diefe nicht theilbar find unten 8 271, 9. 

11 Wal. unten 8 277, 36. 

21, 1 pr. D. 7. 4; 1. 189 D. 4. 18; Glück, Commentar IX. 42, 13; 
Elvers, Servituten 692; Windſcheid 8 212, 2. 

18 Bayr. L. R. II. 7. 4. Nr. 4. 

14 gachariä 8 250, 2. 

5 Süd, Kommentar IX. 64; Windjcheid 8 212, 1; Bayr. ER. IT. 7. 3 
Nr. 1; Pr. ER. I 21. 1; I. 22. 13; Sachfen 3.6.8. 8 567. 644. 

16 Notariatögejeh Art. 14; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 153, 19. Die Ein- 
tragung von Perfonalfervituten in das Hypothekenbuch erfolgt nur zur Si- 
cherftellung des Ranges den Hypothelgläubigern gegenüber oben Note 1. Prä⸗ 
bialfervituten werden nad) Bayriſchem Recht nicht eingetragen. 

7 Württemberg. IR. IL. 9. 10; Lang, Sachenrecht 8 72, 16; Weimar 
Pf.G. 6/5 1839 8 139. 
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rihtung von Grundgeredhtigkeiten Schriftlichkeit erforderlich '®, 
ebenſo bei Perjonaljervituten bie ſich auf Immobilien beziehen '?, 
und den übrigen fomweit fie einen höheren Werth als 150 Mark 
haben ?°, außerdem bei Perjonaljervituten Befikeinräumung oder 
Eintragung in das Grundbuch ?!. Nach denjenigen Landesrechten, 
nad welchen die Eintragung nicht als Vorausſetzung der Begrün- 
dung der Servitut erfcheint ??, entjteht Die Frage, ob bei vertrags: 
mäßiger Erridtung von Servituten der Vertrag genüge?®, oder 
ob Duafitradition erforderlich fei?*. Ueberwiegend wird jet in 
Theorie und Praris die erftere Alternative bejaht. 


8 Br. 2.8. 1.5. 131. 135. Die Schriftlichkeit ift ohne Rückſicht auf den 
Werth allgemein vorgejchrieben Yörfter Eccius $ 187, 7. Br. L. R. 1. 22. 
16—24 Hatte für Grundgerechtigleiten, deren Beitand nicht Durch eine dauernde 
Anlage erfannt werden kann, oder die den Nubertrag des dienenden Grund- 
jtüd3 durch ihren Beſtand nicht jchmälern, die Eintragung in das Hypothelen- 
buch vorgejchrieben; durch Verfügung 30/12 1798 Anhang 8 58 wurde e8 
jedoch den Betheiligten freigeitellt, ob fie auch bei diejen die Eintragung nad)» 
juden wollten. Nah E.E.G. $ 12 bedürfen Grundgeredtigfeiten der Eintra- 
gung nicht. 

19 Bol. oben Note 18. 

20 Pr. ER. 1 5. 131. 

1 Pr L. R. 1 2.135 17 7. 119.4 Nah EEG. 8 12 ift zur 
Wirkſamkeit gegen Dritte Eintragung in das Grundbuch erforderlich. 

23 Bol. oben Note 1, wo die Landesrechte aufgeführt find, nach welchen 
die Begründung der Servituten von der Eintragung in das Grundbuch be— 
dingt ift. . 

23 Die iſt gemeinrechtlich jebt die Herrfchende Meinung Elverd, Serbi- 
tuten 697 a; Schönemann, Servituten 8 38, 18; Windſcheid 8 212, 1; Arndt 
8 188, 1; Sintenid, C.R. $ 64, 15; Lang, Sachenrecht 8 72, 14; Erk. Darm⸗ 
ftabt 28/1 1857 Sf. XII 30, und ift angenommen Sachſen B.G. B. 8 574. 
644. Dafür enticheibet fich auch bei Prädialjervituten die Preußiſche Praris 
Förſter Eccius 8 187, 22 und 28. 

24 Diefe Anficht vertreten für das gemeine Recht Glück, Commentar IX. 
65; Bangerom & 350, 1; Brinz, Pandelten (2) 8 197, 9; Geuffert, Ban- 
beten 8 174, 4; Erf. Dresden 14/2 1861 Sf. XV. 5; Wiesbaden 16/10 1863 
Sf. XX. 110. Sie ift recipirt im Bayriſchen Recht nach Kreittmayr, Anm. 
10 zu ER 1.7.4; Anm co zu 2RI.7.9 Nr. 1 und 1.38 Nr. 1 
Roth, Bayr. ER. (1) 8 153, 22, und in dem Defterreichifchen Recht bei dem 
Nießbrauch an bemeglichen Sachen Defterreih 4.8.6.8. 8 481 mit 8 426. 
Nach denjenigen Rechten, melche zur Entitehung von Dienftbarkeiten die Ein- 
tragung in das Grundbuch vorausſetzen, erfeßt diefe die Tradition Erf. Müns 
hen 23/1 1875 Sammlung V. 305. 
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b. indirekt entweder durch Vorbehalt bei Verfonalfervituten ?° 
und bei PBräbialjervituten von Seite des Eigenthümers bei Ver: 
äußerung des Grundftüds, welches dadurch das dienende wird ?®, 
oder dur Berfügung von Seite des Eigenthümerd des Grund: 
ftüds, mweldjes dadurch das dienende wird (Widmung) ?’. Vorbe— 
halt und Widmung können auch ftillfchweigend gejchehen ?®, und 
es wird dieß namentlich angenommen, wenn der Eigenthümer 
zweier Grundftüde, deren eines dem andern durch eine Anlage 
oder Vorrichtung dient, das Eigenthum eines diefer Grundftüde 
an einen anderen oder beider Grundftüde an verſchiedene Per: 
onen überträgt, ohne daß die Anlage oder Vorrichtung befeitigt 
wird ?°, und wenn fih aus den Umftänden ergibt, daß die bisher 
von dem Eigenthümer geübte Benübung bes einen Grundftüds zu 
Gunſten de3 anderen für das lebtere unentbehrlich ift °°. 


25 So Vorbehalt einer Perjonalfervitut bei Veräußerung eines Objekts 
Erf. Münden 13/7 1874 Sammlung V. 36; 21/3 1877 Sammig. VI. 225, 

22], 3 pr. D. 8. 4; Glüd, Commentar 1X. 70; Elvers, Gervituten 712; 
Windiheid 8 212, 10; Sintenis, E.R.$ 65, 4; Erk. Jena 22/1 1839 Sf. IV. 
207; Wiesbaden 1858 ©f. XX. 209; München 12/2 1841 Bl. VII. 296. In 
dieſem Fall iſt auch nah Bayriſchem Landrecht Tradition nicht erforderlich 
Erk. Münden 25/5 1877 Sammlung VI. 297. Anders conſtruirt dieß Wind⸗ 
ſcheid $ 212, 12 indem er annimmt, die Dienftbarkeit werde Hier von dem 
Erwerber de3 dienenden Grundſtücks beitellt. 

271,3 D. 8. 4; Haertel de servitutibus 8 39; Glüd, Commentar IX. 
70, 92; Vangerow $ 350, Anm. 2. 3; GSintenid, ER. 8 64, 5; Erf. Wol- 
fenbüttel 20,12 1870 Sf. XXV. 201. 

28 MWindfcheid 8 212, 13. Dieß ift nicht zuläßig nach Württembergiſchem 
Recht, nach welchem zur Errichtung von Grunbdienftbarkeiten ein richterlich 
beftätigter Vertrag erforderlich ift Lang, Sachenrecht 8 72, 16 und nad Preuſ⸗ 
ſiſchem Recht nach welchem bei Beftellung von Servituten ein jchriftlicher 
Bertrag geichloffen werden muß Förſter Eccius 8 183, 7. Nach denjenigen 
Rechten, welche zur Entitehung von Grunbdienftbarkeiten Eintragung in das 
Grundbuch vorausſetzen, gewährt die ſtillſchweigende Beftellung einen Titel zur 
Eintragung Erf. Wolfenbüttel 20/12 1870 Sf. XXV. 201. 

22 1. 86. 37 D. 8. 2; Windfcheid $ 212, 13; Erk. Berlin 7/6 1875 Sf. 
XXI. 119; Münden 2/12 1878 Sammlg. VII. 279; 3/2 1880 Sf. XXXV. 
278; Um 80. VII 5; Memmingen 8.02. XII. 4 bei Roth, Bayr. EM. 
(1) 8 153, 18; Sachſen 8.6.8. 8 575. Auch C. c. Urt. 692—695 erkennt 
dieß für offene und ftändige Servituten an Zachariä 8 252, Aubry 8 252; 
Erf. Mannheim 1845 Sf. XI. 121. 

1.36 D. 8. 2; Erf, Stuttgart 25/6 1844 Sf. XIIL 212; Wiesbaden 
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ec. Nah Franzöſiſchem Recht Tonnen urjtändige Dienftbar- 
feiten ohne Titel nur durch Anerkennung von Seite des Ber: 
pflichteten errichtet werden ®!. 

2. Durch Tebimillige Verfügung, indem der Teftator an einer 
Erbichaftsfache eine Servitut zu Gunften eines Dritten beftellt °?. 

IH. Richterliche Berfügung. Der Richter Tann die Be: 
ftelung einer Dienftbarkeit anordnen im Xheilungsverfahren ®®, 
und wenn das eine Grundftüd ohne die einem anderen Grund: 
tüd aufzulegende Servitut unbrauchbar fein würde (Nothfervi- 
tut) ®*. Der gemöhnlichfte Fall it der des Nothmegs ®°; es fteht 
jedoch nicht3 entgegen, das zu Grund liegende Princip, wie dieß 
im Preußiſchen Recht gefchehen ift, auch auf andere Fälle anzu— 
wenden ®®. Es wird dabei vorausgefeht, daß das Grunditüd?”, 


1858 ©f. XX. 209; Caſſel 1863 Sf. XXI, 105; Berlin 7/6 1875 Sf. XXXV. 
119. Auch ohne diefe Vorausfegung nimmt Sreittmayr, Anm, d zu L. R. I. 
7. 3 die Möglichkeit ftillichmeigender Beltelung an Roth, Bayr. E.R. (1) 
8 158, 18. 

ↄ21 0, o. Art. 695. Gemeinrechtlich Hat die Anerlennung von Seite des 
Berpflichteten nur die Bedeutung eines Beweismittel! Erk. Münden 15/5 
1847 81. XIV. 107; 20/1 1858 81. XXII. 805. 

21.6 pr. D. 7.1; Glüd, Comment. IX. 71; Elvers, Servituten 717; 
Bayr. L.R. IL. 7. 3 Nr. 1; Förfter Eccius $ 186, 130; 8 187. Ia; Sadjen 
8.8.8. 8 567. 644. 

”1.681D.7.1;1.18 D. 10. 8; Windfcheid $ 214, 1; Kreittmayr, 
Anm. c zu Bayr. ER. II. 7.3; Sachſen B.G.B. 8 576 und 645. Nach 
Preußiſchem und Defterreichifchem Necht ift diefer Entftehungdgrund nicht ge- 
geben vgl. oben 5 252, 6. 7. Nach franzöflihem Recht wird diefer Erwer- 
bungsgrund jegt überwiegend verworfen Aubry 8 227, 2 und 8 249, 7; für 
zuläßig hält ihn Badhariä 8 228, 2. 

* Die Nothjervitut jet Begründung durch Richterfpruch voraus. Gegen 
die negatorifhe Klage ift die Einrede des Nothwegs nicht gegeben Erf. Kiel 
11/8 1860 Sf. XIV. 114; Sena 3/3 1840 Sf. VI. 156; Caſſel 25/5 1850 
Sf. XII 211. 

Süd, Commentar IX. 101; Arndts 8 131. Anm.; Seuffert, Pan⸗ 
beiten 8 123, 11; WMittermair, P.R. 8 127. III; &Stobbe, PR. $ 85 Nr. 1; 
Hörfter Eccius 8 187, 14; Roth, Bayr. ER. (1) 8 153, 25; Lang, Saden- 
recht 8 25, 6; Zachariä 8 246. 

3° Allgemein aljo nicht beſchränkt auf den Nothweg halten Servitutbe- 
ftellung burch NRichterfpruch bei Borhandenfein der gefeßlichen Vorausſetzungen 
für zuläßig: Glück, Kommentar IX. 101, 69; Holzſchuher, Theorie $ 99, 2; 
Koch, Recht der Forderungen III. 8 209, 3; Erk. Stuttgart 2/7 1829 Sf. 1. 
177; Sena 8/2 1840 ©f. VI. 140; Jena 313 1840 Sf. VI. 156; Caffel 25/5 


384 Theil 3. Buch 4. 8 268. 


für welches die Dienftbarkeit in Anſpruch genommen wird, ohne Aufle- 
gung derſelben nicht beftimmungsgemäß gebraucht werben Eönnte®®, 
ohne daß jedoch diejes Verhältniß als durch mwillfürliche Anord⸗ 
nungen von Seite des Prätendenten herbeigeführt erfcheint °°; 
ferner daß die Verpflichtung nad den Umftänden gerade für den 
Beklagten begründet jeit‘, und daß der Erwerber die durch den 
Richter beftimmte Entfhädigung leifte *. 

IV. Nah einzelnen Landesrehten kann eine Servitut auch 
auf dem Weg der Zmwangsenteignung aufgelegt werben “?. 

V. Erfigung*. Durch Erſitzung können ſowohl perlönliche ** 


1850 Sf. XII. 211; Berlin 27/9 1859 Sf. XVI. 12. Es ift dieß die Gtel- 
lung des Pr. L.R. I 22. 3. 10 Böle, die nothwendigen Serpituten Arndberg. 
Archiv I. 25; Koch, Schleſ. Archiv IV. 200, Koch, Recht der Forderungen 
111. 8 209; Förſter Eccius 8 187, 10. Das Defterreihiiche Recht erkennt 
einen ſolchen Anſpruch nicht an Randa, E. 8 5, 20. 

7 Bum Zweck des Gebrauchs einer Grundgerechtigkeit ift der Anſpruch 
nicht gegeben Erf. München 19/4 1838 BI. XIII. 268; Förfter Ecciuß 8 187, 
11. Der Anſpruch ift auch für praedia urbana gegeben Erf. Darmitadt 
19/3 1858 U. f. Pr. R.W. VI. 463. 

88 Der Anſpruch ijt für eine nicht gewöhnliche Benützung nicht gegeben 
Ertl. Lübeck 28/5 1867 Sf. XXXII. 3 (Weg von einem neu aufgeführten 
Bau zu einem Schlahthaus). Der Petent muß in dem ordnungsmäßigen 
Gebrauch ſeines Grundftüd3 gehindert fein; zum Behuf einer Erhöhung der 
Nutzbarkeit deffelben ift der Anſpruch nicht gegeben Glück, Commentar IX. 
102, Erf. Dresden 1851 Sf. IV. 204; Stuttgart 22/11 1859 Sf. XIII. 210, 
Berlin 8/7 1872 Sf. XXVII. 8. 

* Erf. Stuttgart 22/11 1859 Sf. XIII. 210; Darmftadt 19/3 1858 U. 
f. Pr. RW. VI 463; Pr. ER. I. 22. 8. 

“0 Diefer muß daher mit der Einrede gehört werden, daß die Serpitut 
bequemer und weniger läftig dem Grundftüd eines andern Adjacenten auf- 
erlegt werden könne Erf. Berlin 27/9 1859 Sf. XVI. 12; Förfter Ecciug 
8 187, 83. 

“1 Süd, Commentar IX. 203; Erl. Stuttgart 2/9 1829 Sf. J. 177; 
Berlin 27/9 1859 Sf. XVI. 12; Pr. L.R. 1. 22. 3—6 Hörfter Eccius 8 187, 11. 

42 Stobbe, BR. 8 97, 21a; Förfter Eccius $ 187, 20; Roth, Bayr. ER. 
(i) 8 153. IV. 

3 Vol, Muther, Erfigung der GSerpituten 1852; Unterholzner, Berjäh- 
rungslehre 8 195— 216; Elverd, Servituten 8 68; Windſcheid 8 213; Förſter 
Eccius $ 187, 81. 

20 Es ift dieß jebt allgemein anerkannt Unterholzner, Verjährungslehre 
8 207; Windfcheid 8 213, 10; Vangerow $ 351 Anm. Nr. 4. Damit ftimmen 
Bayr. ER. IL 9, 2, Pr. L.R. J. 21. 7 und Defterreih U.8.0.8. 8 1455 
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als Grunddienftbarkeiten 1% erworben werben, und es ift bei letz⸗ 
teren auch nicht zwiſchen pofitiven und negativen *° ſowie zwi- 
Then jtändigen und unftändigen Dienftbarkeiten *7 zu unterfchei- 
den. Es gelten biefür folgende Grundfäte: 


überein. Auch nach Franzöſiſchem Recht können Berjonalfervituten durch Er⸗ 
figung erworben werden Zadhariä $ 223, 3, und zwar nicht nur der usus- 
fructus fondern auch der usus Wubry 8 237, 3. Dagegen ſchließt Sachen 
B.G.B. 8 647 die Erfißung von Perjonalfervituten aus. 

“6 Windſcheid 8 213, 10, Wächter, Pandekten $ 159, 17; Arndts 8 189 
Unm. 1; vgl. unten Note 46; Sachſen B. G.B. 8 577; ODeſterreich A.B. G. B. 
8 1469; Pr. SR. L 22. 13. Nach Preußiſchem Recht ift jedoch die Erfigung 
von Grundgerechtigkeiten die für ablösbar erflärt find ausgefchloffen Förfter 
Eccius 8 187, 54. Nach Franzöſiſchem Recht können nur ftändige und offene 
Dienftbarkeiten durch Erfigung erworben werden, unftändige und verborgene 
Dienſtbarkeiten find aller Erjigung entzogen C. c. Urt. 690. 691; Zachariä 
8 251 Nr. 1. Wo Eintragung ber Grundbdienftbarleiten in da3 Grundbuch) 
vorgeichrieben ift gewährt die Erfigung einen Titel zur Eintragung Erk. Ro⸗ 
ftod 27/5 1867 Budde VI. 86; 24/6 1869 Budde VIL 87. 

4 Semeinrechtlich zieht für Prohibitivfervituten die Möglichkeit der Er- 
figung in Abrede Beſſel A. f. C.Pr. XIII. 410; dieſe Anficht ift aber allge 
mein verworfen Bangerom 8 351 Anm. Nr. 4; Windſcheid 8 213, 10. Unfere 
Zandesrechte laſſen die Erfigung an Brohibitivfervituten zu mit Ausnahme 
von Braunfchweig E.E.G. $ 15, dad bie Erfigung nur bei pofitiven Grund- 
bienftbarkeiten eintreten läßt. 

+7 Die ältere Anficht nahm bei unftändigen Servituten Nothwendigkeit 
der Immemorialverjährung an Glück, Commentar IX. 148 und die dort Ei» 
tirten. Für das gemeine Necht ift dieß jeht allgemein verworfen, und es ift 
jest angenommen, daß unftändige Dienftbarleiten der ordentlichen Erfitung 
unterliegen Savigny, Syſtem IV. 498; Bangerow $ 351 Anm. 3; Windfcheid 
8 213, 3. In mehreren Rechtögebieten des gemeinen Recht war bie ältere 
Auffaffung durch die Prarid reeipirt und wurde ald gemwohnbheitsrechtliche 
Feſtſtellung behanbelt, jo in Kurheſſen Pfeiffer, Pr. Ausf. IL. 114, VII. 254; 
Erk. Caſſel 12/9 1863 Sf. XVII. 17; in Naſſau Flach, Entſch. IL. 1.9. f. 
Br. R.W. III. 51, 1, und in Neuporpommern Erf. Berlin 16/1 1877 5. M. 
VII. 30; allein durch die Rechtsſprechung ift neuerdings feftgeftellt, daß Dieje 
nur auf irriger Auslegung ber Quellen beruhende Auffaffung auf Anerlen- 
nung feinen Anfpruch habe, fo für Kurhefien Erk. Berlin 6/10 1875 Sf. XXXI. 
120 und 13/3 1879 Sf. XXXV. 7 und allgemein Erk. R.G. 26/10 1880 
Entſch. III. 59. Das Bayr. L.R. IL 7.5 Nr. 3 läßt bei unftändigen Dienfts 
barkeiten die ordentliche Erfigung zu, ftatt der außerordentlichen Erſitzung 
jedod) nur Immemorialverjährung Roth, Bayr. E.R. (1) 8 153, 46. Nach 
Preuß. OR. I. 9. 649 ift bei unftändigen Dienitbarfeiten nur die außere 
ordentliche Erfigung gegeben Förſter Eccius 8 177, 125. Das Sächſiſche und 

Roth, Deutſches Privatrecht. LI. 25 
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1. Die Erfisung Tann eine ordentlihe oder außerordentliche 
fein **. Gemeinrechtlich findet die Tegtere nur flatt an Saden 
die der ordentlihen Erſitzung entzogen find *%; nah Bayriſchem, 
Württembergiſchem, Preußiſchem und Defterreihiichem Recht ift 
jedoch nah Analogie der Eigenthungerfigung auch eine titellofe 
außerordentliche Erfitung der Servituten gegeben >°. 

2. Gemeinrechtlich ift zur Erfißung der Servituten fein Titel? 
aber guter Glaube? erforderlich, welcher lebtere jedoch präfumirt 


Defterreichifche Recht unterwerfen unftändige Dienftbarleiten der gewöhnlichen 
Erfigung. Nach franzöfiihem Hecht find unftändige Dienftbarfeiten aller, Er⸗ 
figung entzogen C. c. Urt. 691 Zachariä $ 251 Nr. 1. 

48 Elvers, Serpituten 749; Windſcheid $ 213, 9; Gintenid, ER. 8 64, 
44. Dieß ift im Bayrifhen, Preußiſchen und Oeſterreichiſchen Recht aner- 
fannt. Das Sächſiſche B.G.B. $ 577 Tennt nur eine ordentliche Erfigung ber 
Grundpdienftbarkeiten, während es die PBerfonaljervituten aller Erfigung ent» 
zieht 8 644. Das franzöfiiche Recht Tennt die ordentliche Erfigung nur bei 
Perfonaljervituten Zachariä $ 223, 3, bei Prädialjervituten nur die außer- 
ordentliche Erfigung Zachariä $ 251, 6, die auch bei Perfonalfervituten zu- 
läßig ift Zachariä 8 223, 3. 

4° Unterholzner, Berjährungslehre 8 204; Windicheid 8 213, 9; Seuffert, 
Banbelten 8 175, 6; Erk. Münden 9/7 1849 Sf. V. 144; Xena 28/2 1832 
Sf. VI. 140; 6/5 1864 Sf. XVIII. 14; Roſtock 15/6 1857 Sf. XIH. 131; 
Berlin 28/5 1861 Sf. XIV. 271; Oldenburg 1864 Sf. XVII. 213; Wolfen- 
büttel 23/1 1877,6f. XXXIL 108; Berlin 5/6 1879 Sf. XXXV. 6 (Heflen). 
U M. Puchta, Pandekten 3 188m und Brinz, Pandelten (2) 8 197, 18 die 
in diefen Fällen die ordentliche Erfigung zulaffen und Bangerow $ 351 Anm. 
Nr. 5, der die Servitutenerfigung an ſolchen Sachen ganz ausfchließen will. 

50 Bol. unten Note 58. 

sı Dieß ift jet die gemeine Meinung Unterholzner, Verjährungslehre 
8 212. I; Elverd, Servituten 741; Windfcheid 8 218, 7; Sintenis, ER. 8 
64, 42 Nr. 3; Erk. Münden 16/7 1847 Sf. I. 408; Präjubiz Darmftadt 
1835 Nr. 97; Lübeck 17/6 1845 Sf, IX. 182; Berlin 17/11 1868 Sf. XXXIV. 
19; Wolfenbüttel 9/3 1871 8. Br. XIX. 207. U. M. Muther, Serpituten- 
erfigung 8 13, der gemeinrechtlih das Vorhandenſein eines Titel zur or- 
dentlichen Erſitzung für erforderlich hält. 

#2 Ob jchon nach römischem Necht guter Glaube erfordert wurde ift be- 
ftritten; dafür ſprechen fih aus Glück, Kommentar IX. 133; Unterholzner, 
Verjährungslehre $ 212. IL; Elvers, Servituten 749; nach der gewöhnlichen 
Meinung ift diefes Requifit exit durch das canoniiche Recht aufgenommen 
Windiheid 8 213, 6; Sintenis, E.R. $ 64, 42 Nr. 2; Vangerow 8 351 Anm. 
Nr. 3, und e3 wird das Erforberniß jebt von den meiften anerkannt Erf. 
Lübeck 17/6 1845 Sf. VIIL. 348; 30/6 1863 Sf. XVI. 176; Dresben 15/6 
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wird, jo daß der Gegentheil den Beweis der Unredlichfeit führen 
muß ®?. Dagegen ift nah Bayriihem Landrecht 5*, nah Würt⸗ 
tembergifhem Recht ẽs, nah Preußiſchem Landrecht e und nad 
Deſterreichiſchem Recht °” außer gutem Glauben auch richtiger Titel 
erforderlih, und nur bei der außerordentlichen Erſitzung iſt das 
Vorhandenfein des richtigen Titeld nicht geboten ®®. Nah frau: 
zöſiſchem Recht ift für die orbentlihe Erfigung der perfönlichen 
Servituten das Erforderniß des richtigen Titels gegeben °®, 

3. Vorausſetzung ift juriſtiſcher Beſitz der Dienftbarkeit 8°, 


1855 Sf. X. 235; Celle 20/2 1861 Sf. XVI. 9; Münden 27/7 1877 Sammlg. 
VI 299; 14/11 1879 Sf. XXXV. 192, und c8 ift dieß Sachſen 8.6.8. 8 583 
angenommen. Gegen das Exforderniß des guten Glaubens erklären fich 
Puchta, Bandelten $ 188m; Seuffert, Pandeften 8 175, 3; Brinz, Pan« 
beiten (2) 8 197, 18. 

6° Windfcheid 8 213, 7; Erk. München 16/7 1847 Sf. I. 408; Lübed 
17/6 1845 ©f. VIII. 348; 30/6 1863 Sf. XVI. 176; Celle 20/2 1861 Sf. 
XVI 9; Sadjen 8.6.8. 8 583. 

64 Nah Bayr. ER. II. 9. 2 Nr. 1 wird zur Erfisung von Berfonal- 
jervituten ein Titel vorausgefegt. Nah Bayr. 2.9. II. 7.5 Nr. 1 ift zur 
Erfigung von ftändigen Grundgeredtigfeiten Titel ober scientia et patientia 
domini erforderlih Roth, Bayr. ER. (1) 8 153, 62; Erf. Münden 111 
1849 81. XV. 297. 

65 Nach anerlanntem Gewohnheitsrecht ift hier zur Servitutenerfigung 
ein Zitel erforderlich Lang, Sachenrecht 8 74, 21. 

66 Nach Pr. 1. 21. 7 und I. 22. 13 kommen die für die ordentliche Er: 
figung überhaupt geltenden Grundſätze bei der Servitutenerſitzung zur An- 
wenbung Förfter Eccius 8 186, 130; 8 187, 31, und es ift namentlich das 
Erforderniß des Titels anerkannt Förfter Eccius 8 187, 47. 

57 Nach Defterreih A.B.G.B. $ 480 und $ 1455 kommen für die Ser- 
vitutenerfißung die allgemeinen für die Erfigung geltenden Grundſätze zur 
Unmwendung. 

ss Bayr. ER. IL 7.5 Nr. 2; II. 9. 2 Nr. 1; Lang, Sachenrecht 8 75, 
2; Pr. L.R. 1. 9. 625; Gruchot VIII. 203, 3. Nah Oeſterreich A.B. G. B. 
8 1470 findet die außerordentliche Erfigung der Gervituten nur ftatt, mo 
feine öffentlichen Bücher beſtehen, ober wenn ein folches Recht nicht einge- 
tragen ift. 

© Badhariä $ 228, 8. 

eo Vangerow 8 351 Anm. Nr. 3; Muther, Servitutenerfigung $ 29; 
Sadien B.G.B. 8 578; Pr. LM. I 22. 14. Durch Pl.B. 27/8 1838 Entſch. 
IV. 169 iſt feitgeftellt, daß bier die allgemeinen in Pr. L.R. I. 9. 627 be- 
ftimmten Grundfäge zur Unwendung kommen Förfter Eccius 8 187, 35. Es 
muß dabei die opinio juris vorliegen 1. 25 D. 8. 6; Erk. Jena 11/7 1839 
Sf. V. 255; Darmſtadt 23/6 1866 Sf. XX. 211; Dresden 12/4 1866 Ef. 


25? 
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und daß dieſer fehlerlos erworben *! und ausgeübt ®? fei, alfo 
nicht heimlih **, nicht gewaltfam®* und nicht buch bloße Ber: 


XX. 212; Oldenburg 1850 Sf. XXI. 75; Wolfenbüttel 16/3 1869 Sf. 
XXIII. 210; Stuttgart 26/11 1870 Sf. XXV. 9; Berlin 14/11 1878 Sf. 
XXXIV. 282; 1/5 1879 ©&f. XXXV. 5. Diefe opinio juris wird dadurch 
nicht ausgeihloffen, daß fi) der Ausübende für ben Eigentümer hält oben 
$ 227, 11. Wenn die Beichaffenheit der Handlung nicht entgegenfteht, fo 
braudt die Abficht der Rechtsausübung nicht erwieſen zu werden Erf. Kiel 
26/10 1859 Sf. XIV. 14; 8/1 1862 Sf. XV. 185; Moftod 15/6 1857 Sf. 
XIV. 14; Eelle 28/2 1865 Sf. XX. 19. Nah Bayr. ER. II. 7. 5 Nr. 4 
wird Yusübung jure servitutis voraudgefegt Erf. Münden 4/1 1872 Sammlg. 
I. 148, 

°ı Erf. Münden 26/10 1850 BI. XVI. 334, 16/7 1847 Sf. I. 408. 

e1.1 823 D. 39. 3; Windjcheid 8 218, 5; Sachſen B.G. B. 8 588. 
Die Ausübung kann auch durch Mitteldperjonen gejchehen 3. B. durch Pächter 
Erf. Jena 1828 Sf. XXIII. 214; Noftod 14/1 1867 Sf. XXIV. 191, wobei 
nicht wie bei der Ausübung des Eigentgums Kenntniß des Brincipals vor⸗ 
ausgeſetzt wird Erf. Jena 1/3 1861 Sf. XXIV. 218. _ 

es Zur Heimlichkeit reicht nicht Hin, daß ber Gegner Feine Kenntniß 
hatte, die Ausübung muß ihm vielmehr verheimlicht worden fein Seuffert, 
Banbelten 8 175, 9; Erf. Kiel 29/11 1854 Sf. IX. 130; Celle 28/10 1867 
Sf. XII. 251; Darmftadt 26/2 1867 Sf. XXI. 106. Nah Sadfen 8.6.8. 
8 585 ift heimlich der Befit, welcher in einer Urt und Weife ausgeübt wird, 
daß der EigenthHümer des Grundſtücks Teine Kenntniß davon erlangen joll. 
Die ältere Theorie nahm an, daß nad) 1. 2 Cod. 3. 34 scientia et patientia 
domini erforderlich jei Slüd, Comment. IX. 141. 88 |. die bei Gruchot, Bei- 
träge VIII. 47 Citirten; die neuere Theorie und Rechtsſprechung Hat fich da- 
gegen erflärt Elvers, Servituten 742, 2; Bangerow $ 351 Nr. 2; Erk. Kiel 
29/11 1854 Sf. IX. 130; Lübed 21/9 1824 Sf. XV. 109; Darmſtadt 26/1 
1867 ©f. XXI. 106; Münden 28/2 1880 Sf. XXXV. 190. Damit ftimmt 
Sadjfen B.G.B. 8 585 und das Defterreihiiche Recht überein Randa, Beſitz 
8 27, 17. Nah Bayr. IR. I. 7. 5 Nr. 1 ift das Erforderniß der scientia 
et patientia jedoch anerfannt vgl. oben Note 54, und das Gleiche nimmt die 
Preußiſche Praxis auf Grund der Beſtimmung L.R. I 7. 81 an Förſter Ec- 
cius 8 187, 47. 

* Y gemwaltiam ift fchon der gegen den Widerjpruch des Eigenthümers 
geübte Befit anzufehen Windfcheid $ 213, 5; Seuffert, Pandekten $ 175, 7; 
Lang, Sachenrecht 8 74, 5; Erf. Dresden 23/5 1850 Sf. IV. 15; 15/6 1855 
Ef. X. 235; 10/8 1862 Sf. XVII. 13; Lübed 27/10 1851 Sf. VI. 154; 
Dfdenburg 1850 Sf. XXIII. 17; Wolfenbüttel 7/12 1869 Sf. XXIV. 107; 
R.G. 13/1 1880 Sammlung I. 43. Entſcheidend ift der Widerſpruch des Ei⸗ 
genthümers, nicht der feiner Yamilienangehörigen Erf. Münden 24/2 1874 
Ef. XXXIL 315. Nah Sachſen 8.8.8. 8 584 find gewaltſam die Beſitz⸗ 
handlungen, welche unter Befeitigung ber von dem Eigenthümer des Grund- 
ſtücks entgegengefegten thätlichen Hinderniffe vorgenommen worden find. 
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günftigung ®°. Der Beweis der Fehlerhaftigkeit ift von dem Be⸗ 
klagten zu erbringen, infoferne die Befithandlungen, auf welde 
Kläger feine Anſprüche fügt, nicht an fih als fehlerhafte fich 
darftellen °°. 

4. Der Beſitz muß die Erfigungszeit hindurch ununterbrochen 
und ungeftört gehandhabt worden fein. Es gelten biefür folgende 
Grundjähe: 

A. Die Erfitungszeit beträgt 

a. bei der ordentlihen Erfigung gemeinrechtlih zehn Jahre 
unter Anwejenden und zwanzig Jahre unter Abwefenden 7, ohne 
Unterſcheidung zwiſchen Mobilien und Immobilien °® und zwijchen 
ftändigen und unftändigen Dienftbarkeiten °°. Einige Landesrechte 
beitimmen eine kürzere "° oder längere ”! Erfigungszeit. Nach Preuf: 


5 Glück, Eommentar IX. 134; Erf. Wolfenbüttel 23/6 1871 Sf. XXV. 
221; Bayr. L.R. 11.7.5 Nr. 4; Pr. L.R. L 22. 14. 15; Wörfter Eccius 
8 187, 36; Sachſen B. G. B. 8 588. 

6° Elvers, Servituten 748; Windfcheid $ 218, 5; Seuffert, Panbelten 
8 175, 2; Erf, Münden 16/7 1847 Sf. I. 408; Lübel 30/5 1855 Sf. XV. 
108; Celle 15/9 1862 Sf. XVII. 122; Wolfenbüttel 3/1 1878 Sf. XXVII. 
16; Jena Sf. XXXI. 208; R. G. 13/1 1880 Sf. XXXV, 191; Yörfter Eccius 
8 187, 36. Die Fehlerlofigkeit des Befibes wird bid zum Beweis des Ges 
gentheils präjumirt Erf. Celle 13/12 1842 Sf. X. 73; Sachſen B.G. B. 8 583. 
Die gilt nah Bayr. OR. 11.7.5 Nr. 4 jedod nur, wenn ein mwenigftens 
zebnjähriger Gebrauch der Servitut vorliegt. 

e7 1. 2 Cod. 3. 34; Windiheid $ 218, 8; Gintenis, C.R. 8 64, 48; 
Erk. Münden 16/7 1847 Sf. I. 408; Berlin 7/11 1868 Sf. XXXIV. 19; 
Bayr. L.R. II. 7. 5 Nr. 1. 3. Ueber den Begriff der Abweſenheit vgl. oben 
8 250, 132. 

es Windſcheid 8 213, 8 

9 Bol. oben Note 47. 

7° So das Bayrifhe L.R. II. 7. 5. Nr. 5 bei erkauften Grunddienftbar- 
feiten von fünf und zehn Jahren Roth, Bayr. ER. (1) 8 153, 62, ‚das Lü- 
biihe Necht von Jahr und Tag St. I. 8. 2; Erk. Kiel 25/2 1852 Anz. 52, 
72; Roſtock 2/2 1874 Budde IX. 25; das Recht von Bremen für ftändige 
Dienftbarkeiten von Jahr und Tag Poft, ER. III. 8 15, 4. 

11 So von 30 Jahren für alle Dienftbarkeiten die Nechte von Nothen- 
burg Roth, Bayr. ER. (1) 8 153, 67 und Nürnberg Roth, Bayr. ER. (1) 
& 153, 65; Erf. Münden 17/12 1866 Bl. XXXI. 267; 8/7 1878 Sammlung 
VII. 158; von 31 Jahren 6 Wochen und 3 Tagen für alle Grundbienftbar- 
keiten das gemeine Sachſenrecht Curtius, E.R. 8 1011 f.; Heimbach, BR, 
8 191, 8. 
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ſiſchem Landrecht beträgt bei der orbentlihen Erfigung ber flän- 
digen Dienftbarkeiten die Erfitungszeit 10 Jahre unter Anwe⸗ 
fenden und 20 Jahre unter Abweſenden“?. Nach bem Sächſiſchen 
B.G. B. beträgt die Erjitungszeit der Grunddienftbarkeiten 30 
Sahre ’®. Nach Defterreihiichem Recht beträgt für die orbentliche 
Erſitzung die Erfißungszeit der Dienftbarkeiten, wenn fie in bie 
öffentlichen Bücher eingetragen find 3 Sabre, wenn dieß nicht der 
Fall ift 30 Sabre”. Nah franzöfiihem Recht erfolgt die or: 
dentliche Erfigung der Perfonaljervituten in 10 Jahren ”°. 

b. Für die außerordentlide Erfigung beträgt die Erfitungs- 
zeit gemeinrechtlich 30 beziehungsweife 40 Sabre ’*; nah Bayri- 
ſchem Landrecht der Perjonalfervituten 30 Jahre 77, der ftändigen 
Dienftbarleiten 40 Sabre ’?; nah Preußiſchem Landrecht bei Ber: 
fonaljervituten und ftändigen Grunddienftbarfeiten dreißig Jahre 7°, 
bei unftändigen Grunbddienftbarkeiten 40 Jahre ®%, bei Erfitung 
von Dienftbarkeiten gegen Fiskus, Kirchen und bie dieſen gleich: 
berechtigten GCorporationen 44 Sahre ®! ; nah ODeſterreichiſchem 
Recht der Dienftbarkeiten die den Öffentliden Büchern einverleibt 
find 6 Jahre, der Dienftbarleiten die den öffentliden Büchern 
nicht einverleibt find 40 Jahre ®?; nah franzöſiſchem Recht der 


a Pr. L.R. I 22. 620. 621. Nah Preußiſchem Landrecht werden auf 
bie GServitutenerfigung die allgemeinen Grundjäge der Erfigung angewendet 
Dernburg, Pr. PR. I. 8 298, nach Note 2. Bei unftändigen Dienftbarleiten 
findet nur außerordentliche Erſitzung ftatt oben Note 47. 

78 Sadjen 8.9.8. 8 577. 

7% Oeſterreich 4.8.8.8. 8 1469. 1470. 

"© C. o. Art. 2265; Hachariä 8 228, 3. 

76 Semeinrechtlich ift die außerordentliche Erfigung nur gegeben gegen- 
über ſolchen Objekten, die der ordentlichen Erfibung entzogen find oben Note 
49. Vgl. über die einzelnen Fälle oben $ 250, 4—6. Abweichend davon iſt 
nah Württernbergifchen Recht auch eine titellofe außerordentlihe Erfigung 
gegeben Lang, Sachenrecht 8 75, 2. 

77 Bayr. L.R. I. 9. 2 Nr. 1. 

s Bayr. IR. IL. 7.5 Nr. 2. Unjtändige Dienftbarkeiten find nad 
Bayriſchem Recht der außerordentlihen Erfigung entzogen; an deren Gtelle 
tritt Smmemorialverjährung oben Note 47. 

Pr L.R. J. 9. 625. 

so Pr. L.R. 1 9. 649; Förſter Eccius 8 187, 61. 

sn L.R. I 9. 629. 630. 

2 Defterreich A.B.G.B. 8 1472. 
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Berfonalfervituten ®? und der ftändigen und offenen Grunddienſt⸗ 
barfeiten 30 Sabre ®*. 

B. Der Befit muß während der ganzen Erjigungszeit un- 
unterbrochen fortgebauert haben, wobei der Nachfolger wie bei der 
Eigenthumserfigung den Erfigungsbefit jeines Vorgängers fi 
zurechnen fann®®. Die Fortdauer bes Beſitzes ergibt fi aus 
der Ausübung ®. Die Ausübung befteht bei Dienftbarkeiten, 
welche eine Anlage oder Vorrichtung erfordern, in dem Vorhan— 
benfein derfelben während ber ganzen Erfibungszeit °7; bei Grund: 
dienftbarfeiten, die auf ein Unterlafjen einer Handlung des Eigen- 
thümers des dienenden Grundftüd3 geben in der Nichtvornahme 
biefer Handlung während der ganzen Erfitungszeit®®; bei un- 
ftändigen Dienftbarfeiten, melde zu einem Thun berechtigen, in 
der Vornahme der betreffenden Handlung ®’. In welchem Um: 
fang bei nichtſtändigen Dienftbarkeiten Ausübungshandlungen er: 
forderlich feien, um ben Befib als nicht unterbrochen erjcheinen zu 
laſſen, ift gemeinrechtlich beftritten, indem die einen einmalige. 
Ausübung in jedem Jahr für erforderlich erflären ?°, während 
die anderen es für genügend halten, wenn die Ausübungshand- 
lungen nicht dur zu lange Zwiſchenräume getrennt find ??, oder 


ss 0. o. Urt. 2262; Zachariä $ 228, 8. 

** O. c. Art. 690; Badariä $ 251, 7. 

ss Savigny, Syſtem IV. 525; Unterholzner, Berjährungslehre $ 214, 
642; GSeuffert, Pandekten 8 175, 4a; Lang, Sachenrecht 8 74, 26; Erf. 
Münden 29/1 1844 Sf. I. 323. Das Gleiche gilt nach Preußiſchem Recht 
Förſter Eccius 8 187, 53, und Sachen B. G. B. 8 578. 

86 Neber die Frage, welche Handlungen als Ausübungshandlungen an⸗ 
zuſehen feien, entſcheidet das richterliche Ermeflen Erk. Celle 14/10 1832 Ef. 
V. 254; Dresden 14/8 1862 Sf. XVIL. 13. 

°7 Erk. Dresden 15/11 18438 Sf. IL. 262; Sachſen 8.9.8. 8 579. 

8 Erf. Stuttgart 18/9 1854 Sf. XIV. 13; Sachſen B.G. B. 8 580. 

89 Bol. unten Note 90 f. 

»° Muther, Servitutenerfigung $ 41; Erk. Celle 13/3 1842 Sf. I. 408; 
Dresven 29/4 1848 Sf. II. 141; 27/11 1862 Sf. XVII. 213; Wolfenbüttel 
23/10 1834 Sf. XVI. 177; 7/9 1866 Sf. XXI. 217; 7/11 1848 Sf. XXIV.85. 

91 Unterbolzner, Verjährungslehre 8 214, 644; Bangerow 8 351 Anm. 
Nr. 1; Lang, Sachenrecht 8 74, 16; Erk. Münden 16/7 1847 Sf. J. 408; 
Kiel 29/11 1854 Sf. IX. 129; Jena 23/7 1846 Sf. XVI. 177; Darmftadt 
26/2 1867 Sf. XXI. 107. Diejer Anficht fchließt fi Kreittmayr, Anm. c zu 
ER. IL 45 und Anm. 5. b zu 8.8. I. 5. 9 an Roth, Bayr. ER. (1) 
8 153, 78. 
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breimalige Befighandlungen während der Erfigungszeit fordern *. 
Das Preußifche Landrecht ſetzt bei Dienftbarkeiten, welche gewöhn⸗ 
lih ausgeübt werben, Ausübung in jedem Jahr voraus, während 
bei Dienftbarfeiten, welche nur bei gewiſſen Gelegenheiten ausgeübt 
werden können, wenigftens drei Fälle der Ausübung erforderlich 
find, und die Erfigung unterbrochen wird, wenn eine Gelegenheit 
der Ausübung verfäumt wird ?. Nah dem Recht des Sächſiſchen 
3.6.3. find bei Grunddienftbarfeiten die zu jeder Zeit oder in 
regelmäßig wiederkehrenden Zeiträumen ausgeübt werden außer 
der Ausübung am Anfang und Ende der Erfigungszeit drei Aus⸗ 
übungsfälle erforderlich, Die über Jahresfriſt von der erften und 
legten Ausübung entfernt find, und felbft über Jahresfriſt aus: 
einander liegen °*; bei Grunddienftbarkeiten, die nur bei nicht 
regelmäßig wiederkehrenden Gelegenheiten ausgeübt werben können, 
ift Ausübung bei drei Gelegenheiten zwifchen deren erfter und 
legter wenigftens die Erſitzungszeit inne liegt erforderlich ®. Nach 
Defterreihifhem Recht ift Nachweis breimaliger Ausübung wäh: 
rend der Erſitzungszeit erforderlich 9°. 

C. Der Beſitz muß ungeftört und ununterbroden ausgeübt 
fein?”. Die Erfißung der Servituten wird wie die des Eigen- 
thums unterbrochen °®. 

5. Der Umfang der Servitut beftimmt ſich nad) dem Um: 
fang des Befikftandes während der Erſitzungszeit ®°. 





v2 Holafchuher, Theorie $ 112, 9; Erf. Dresden 29/4 1848 Sf. II. 141; 
Sena 23/7 1846 Sf. ZI. 82. 

Pr. L.R. I. 9. 596. 649. 651—654 ; Föriter Eccius 8 177, 78. 80. 

% Sachſen B. G. B. 8 581. 

o6 Sachſen B.G. B. 8 582, 

© Oeſterreich A.B.G.B. 8 1471. 

97 GSeuffert, Pandelten 8 175, 4; Erk. Münden 16/7 1847 Sf. I. 408; 
Dresden 23/5 1850 Sf. IV. 15; Sachſen 8.6.9. 8 578. 

ee Windfcheid 8 213, 4 Nah Erf. R.G. 13/1 1880 Entſch. I. 48 reicht 
außergerichtlicher Wiberjpruch zur Unterbrechung hin. Nah Sachſen B.G.B. 
8 586 wird der Beſitz durch ein auf Antrag des Eigenthümers de3 dienenden 
Grundſtücks erlafjenes gerichtliches Verbot, durch Pfändung, Slageerhebung 
und Anerkennung de3 Eigenthümerd des herrichenden Grundftüds, daß ihm 
die Dienftbarkeit nicht zuftehe, unterbrochen. 

os Es gilt der Grundſatz tantum praescriptum quantum possessum 
Geuffert, Pandekten 8 175, 5; Erk. Wolfenbüttel 18/10 1839 Sf. XVII. 12; 
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& 269. 
II. Erlöſchen der Dienfibarkeiten. 


Die Dienftbarkeiten erlöfchen:. 

1. Durch Untergang ber dienenden Sade ! oder dadurch, 
daß diefe dem Verkehr entzogen wird ?, Berjonalfervituten ge: 
meinrechtlich auch durch völlige Umgeftaltung des Objekts?. Nach 
franzöfiihem Recht erlöfhen Dienftbarkeiten auch mit Widerru- 
fung de3 Eigentums des Beftellens *; 

I. mit Eintritt des Endterming ihrer Beitelung, wenn 
fie nur auf Zeit beftellt find ®; 

II. duch Veränderung in den Saden oder Perjonen, 
für welche die Beftellung erfolgt if. Grunddienftbarkeiten er- 
löſchen mit dem völligen Untergang® nicht aber injoferne die 
Ausübung noh möglih ift bei bloßer Umgeftaltung bes herr: 
ſchenden Grundftüds ”; gefeklihe und durch richterliche Verfügung 
beftelte Grundbienftbarkeiten mit Wegfallen der Vorausfeßungen, 
die zu ihrer Beftellung Veranlaffung gegeben haben ®. Perjönliche 


27/1 1862 Sf. XVII 12; Celle 14/5 1869 Sf. XXIII. 16; Münden 23/2 
1875 Sammlung V. 2337; Ext. R.G. 13/1 1880 Entſch. I. 45; Kreittmayr, 
Anm. f. zu OR. I. 4. 5; Sachſen 8.6.8. 8 588. 

11.23 D. 7. 4; Elvers, Servituten 758; Erf. Münden 11/5 1875 
Sammlg. V. 239 (Nichtwiedererrichtung eines Gebäudes, auf dem bie Ger- 
vitut laftet); Bayer. LER. II. 7.7 Nr. 4; II. 9. 8 Nr. 2; Sadjen B.G.B. 
8 595. 653; Defterreih A.B.G.B. 8 525; C. c. Art. 617. 708. 

2 Windſcheid 8 215 Nr. 1. 

°»1.20 82 D. 8. 2; Elverd, Servituten 760; Windicheid 8 215, 2. 
Damit übereinftimmend Sachſen 8.8.8. 8 653. Dieß gilt jeboch nicht nach 
Bayr. ER. IL. 9. 8 Nr. 2, Pr. L.R. I. 21. 184 und CO. c. Art. 617, die nur 
ben völligen Untergang der Sache als Erlöfchungsgrund anführen. 

* Badhariä 8 280, 11; 8 255 Nr. 4; Baden L. R. Art. 617a. 

° Windſcheid 8 . 9; Bangerow 8 340 Anm. 1, 45 Bayr. UR. II. 
71. 8 Nr. 2; Pr. L.R. I. 21. 177; Förſter Eccius 8 186, 188; 8 187, 71; 
Sadjen 8.0.8. 8 598. Pe Defterreich A.B.G.B. $ 527; C. c. Art. 588. 
617; Zachariä $ 224, 4; 8 230, 9; Aubry 8 255, 29. 

4 2082D.8. 2; .3D. 8. 6; Windfcheid 8 215, 3; Bayr. ER. 
11, 7. 7 Ne. 4; Sachſen 2.6.8. 8 595; Defterreih A.B.G.B. 8 525. Bei 
Wiederherftellung des herrichenden Grundſtücks leben fte wieder auf. 

Elvers, Servituten 7858. 

® Br. L.R. L 22. 10; Förfter Eccius 8 187, 19. 
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Dienftbarkeiten, die für phyſiſche Perſonen beftellt find, erlöfchen 
mit dem Tod des Berechtigten?; doch kann Mebergang auf die 
Erben beftimmt fein‘, was fich jedoch im Zweifel nur auf bie 
unmittelbaren Nachfolger des Berechtigten erftredt 1, Nach Defter: 
reihifhem Recht geht das einer Yamilie verliehene Recht auf alle 
Mitglieder derjelben über ??. Die einer juriftiiden Perſon ohne 
Beftimmung der Zeitdauer beftellte Berfonalfervitut erlifcht gemein: 
rechtlich, wenn die juriftifche Perſon nicht früher aufgehoben wird, nad) 
100 Jahren 128; doch Tann die Beftellung auch mit unbegrenzter 
Dauer erfolgen '*. Nah Preußiſchem Landrecht dauert der einer 
juriftiihen Perſon legirte Nießbrauch 50 Jahre ie, während ber 
auf andere Weife verliehene Nießbrauch mit der juriſtiſchen Ber: 


° 8 3 Inst. 2. 4; Elvers, Servituten 791; Windſcheid $ 215, 4; Bayr. 
ER. I. 9. 9. Nr. 1; Pr. 2.R. I. 21. 176; Sadjien 38.6.8. 8 656; Defter- 
reich A.B.G.B. 8 529; C. o. Art. 617. 

1.5 pr. D.7.4;1.38 8 12 D. 45. 1; Windſcheid 8 215, 7. Damit 
ftimmen unfere Landesrechte überein unten Note 11. 12 mit Ausnahme bes 
franzoſiſchen Nechts, welches Beftimmung des Uebergangs auf die Erben nicht 
zuläßt Zachariä $ 230, 4. A. M. Aubry 228, 3 der ben Uebergang auf be 
rannte fchon eriftirende Erben für zuläßig hält. Der auf die Erben über- 
gehende Nießbrauch gilt als ein neu beftellter Nießbrauch Sachſen B.G. B. 
8 657; Förſter Eccius 8 185, 50. 

111. 14 Cod. 8. 33; Windſcheid 8 215, 7; Bayr. ER. 11.9. 9 Nr. 4 
und Kreittmayr, Unm. c. dazu; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 154, 11; Pr. ER. 
I. 21. 178; Förfter Eccius 8 185, 50; Defterreih A.B.G.B. 8 529. Nach 
Sachſen 8.6.8. 8 657 kann die Erftredung nur auf den unmittelbaren Nach⸗ 
folger des Berechtigten gefchehen; daffelbe nehmen Curtius, C.R. $ 1033g 
für das gemeine fächftiche und Lang, Sachenrecht 8 87, 5 für das Württem- 
bergiiche Recht an. Gemeinrechtlich und nach Preußiihem und Defterreichi- 
ſchem Recht ift Ausdehnung auf!alle Erben zuläßig. Durch Ablöfungsgejeg 
2/3 1850 8 91 hält jedoch Dernburg, Br. BR. 1. 8 280, 3 die Zuläßigkeit 
erblicher Uebertragung des Nießbrauchs an Grundftäden in Preußen für be- 
feitigt. 

12 Defterreih A.B. G.B. 8 529. 

131,56 D. 7. 1; Windſcheid 8 215, 6. Dieß erkennen an Bayr. EUR. 
1. 9. 9 Nr. 3; Sachſen B.G. B. 8 656. 

 Windfcheid 8 215, 8; Erf. Lübel 30/6 1863 Sf. XVI. 176 nimmt 
dieß für den Nießbrauch juriftifcher Perjonen als Regel an. Nah Ertl. Müns 
den 15/5 1877 Sammlg. VI. 300 ift eine ſolche Beſtimmung aud nad) Bay—⸗ 
riſchem Landrecht zuläßig. 

10 Br. ER. J. 12. 428. 
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fon gleihe Dauer bat!‘ Das lebtere gilt allgemein nad) Defter- 
reichiſchem NReht!”. Nah franzöſiſchem Recht dauert der einer 
juriſtiſchen Perſon verliehene Nießbrauch 30 Jahre *. 

IV. Durch Confuſion. Die Dienſtbarkeiten erlöſchen, wenn 
ſich die Dienſtbarkeitsberechtigung und das Eigenthum der dienenden 
Sache in einer Perſon vereinigen '’, und leben gemeinrechtlich 
auch bei fpäterer Trennung nicht wieder auf? Abweichend ba: 
von bejtimmen unjere Landesrechte, daß mit Wiederaufhebung der 
Bereinigung die Grundbienftbarkeiten wieder aufleben, wenn fie 
im Grundbuch eingetragen waren und nicht gelöfcht find ?!, dann 
wenn die vorhandenen Anlagen nicht befeitigt find ??, nad Säch⸗ 
ſiſchem Recht auch, wenn die Vereinigung eine nur vorübergehende - 
war, oder dur Anfechtung des zu Grund liegenden Nechtöge- 
ſchäfts wieder aufgehoben wird *?. Wird bei Grundbienftbarkeiten 
der Eigenthümer des herrſchenden Grundftüds Miteigenthüümer des 
dienenden oder umgelehrt, fo wird der Beftand der Dienftbarkeit 
nicht berührt **, während bei Verfonaljervituten das Zufammen- 
treffen der Berechtigung mit dem Miteigenthbum theilweijes Er- 
löſchen der Dienftbarfeit zur Folge hat 2°. 


10 Br. 2.8. L 21. 179; Hörfter Eccius 8 186, 136. 

17 Defterreih A.B.G.B. 8 529. 

» C. co. Urt. 619; Badhariä 8 230, 5. Nach einer anderen Anficht kann 
die Verleihung nad) Analogie der Emphyteufe auf 99 Jahre geichehen f. da- 
gegen Aubry 8 228, 4. 

1,10 D8.4; 1. 1 D. 8. 6; Windſcheid 8 215, 9; Bayr. OR. II. 
7. 7 Nr. 4; II. 9. 8 Nr. 4; Pr. ER. I. 21. 184; I. 22. 52; Förfter Eccins 
8 186, 139; 8 187, 67; Sachſen B.G.B. $ 594. 651; Defterreih A.B. G.B. 
8 526; C. c. Art. 617. 705; Badhariä 8 230, 8; 8 255, 3; Aubry 8 234, 
25; 8 255, 10. 

” 1.17 D. 7. 4; Windfcheid 8 215, 10; Bayr. ER. II. 7. 7 Nr. 3. 

21 Pr. L. R. 1.22.53. 54; Förſter Eccius 8 187, 68; Defterreih A.B. G. B. 
8 526. Es iſt dieſer Grundſatz für diejenigen Landesrechte als maßgebend 
anzuſehen, welche die Eintragung der Prädialſervituten in das Grundbuch 
vorſchreiben. 

22 Br. L.R. I 22. 53. 54; Förſter Eccius 8 187, 68. Das Gleiche be- 
ftimmt C. c. Art. 705 für offene Dienftbarkeiten Aubry 8 255, 12; Zachariä 
8 252, 9. 

23 Sachſen 8.8.8. 8 594; 1.57 pr. D. 7. 1 fchreibt in diefem Fall 
Wiederherftellung durch richterliche Verfügung vor Windjcheid 8 215, 10. 

24 Bol. unten $ 277, 38. 

20 Windſcheid 8 215, 9. 
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V. Durch Verzicht des Berechtigten. Diefer Tann 
ausdrücklich?s oder ſtillſchweigend erflärt werben. Stillſchwei⸗ 
gender Verzicht wird angenommen für Berfonalfervituten bei vor: 
behaltlofer Bewilligung der Veräußerung und bei Aufgeben des 
Rechts an der dienenden Sache ?”, für Grundbienftbarkeiten durch 
das Zulaffen von Veranftaltungen auf dem dienenden Grundftüd, 
die die Ausübung der Grundbienftbarkeit hindern 28. 

VI. Durch Zwangdenteignung kann nah einzelnen 
Landesrechten eine Grundbienftbarfeit gegen Entfhäbigung auf: 
gehoben werben ?°. 

VI. Durch Verjährung. Diefer find gemeinrechtlich alle 
Dienftbarkeiten unterworfen mit Ausnahme des Jahr um Jahr 
wechſelnden Nießbranchs °° und des Wohnungsredhts *!. Nach den 
neueren Zandesrechten erlöjfchen alle Dienftbarkeiten ohne dieſe 
Ausnahmen durch Verjährung ??. Das Erlöſchen der Dienftbar- 


20 Der ausdrüdliche Verzicht kann in einer leptwilligen Verfügung er: 
Märt werben 1. 86 S 4 D, 30; Elver8, Servituten 771; Sadjen 8.9.8. 
8 592. Bei Verzicht durch einen Aft unter Lebenden ift es beftritten, ob 
Unnahme von Seite des Berpflichteten zur Geltung befjelben erforderlich fei. 
Dafür erklären fih Elvers, Serpituten 768; Windſcheid $ 215, 11; Bring, 
Pandekten (2) 8 198, 16; Lang, Sachenrecht 8 92, 8, und es ift beftimmt 
Sachſen 3.6.8. $ 590 und 649. Dagegen halten auf Grund der Beftimmung 
l. 48 pr. 1. 64. 65 pr. D. 7. 1 einfeitigen Berziht für genügend Puchta, 
Pandekten 8 190k; Schönemann, Gervituten 8 47; es entipricht dieß dem 
Defterreihifchen Hecht SKirchitetter, Kommentar 451, 1 und ift angenommen 
im franzöfiihen Recht Aubry 8 234, 45, 8 255, 31. Nah Pr. ER. 1. 16. 
392 iſt nur bei gerichtlich erflärtem Berzicht Acceptation des Verpflichteten 
nicht erforderlich Förſter Eccius & 18, 42. 

271.4 812 D.44. 4; Windſcheid 8 215, 11; Seuffert, Pandekten 8 169, 
27; Bayr. ER. II. 9.5 Nr. 5; Sachſen 8.8.3. 8 650; Pr. EUR. I. 21. 
181—183; Yörfter Eccius 8 186, 137. Der Berechtigte wird dadurd don 
feinen Verpflichtungen nur für die Zukunft befreit. 

22]. 8 pr. D. 8. 6; Geuffert, Bandelten 8 177, 3; Lang, Sachenrecht 
8 92, 7; Bayr. L.R. II. 7.7 Nr. 5; Sadfen 8.0.8. 8 591; Pr. L. R. 1. 
22. 43, Förfter Eccius $ 187, 56. 

9 Vgl. oben 8 246, 24. 

1.28 D. 7. 4; Windſcheid 8 216, 11; Kreittmayr, Anm. 1 zu LM. 
II. 9. 8. 

31 1, 10 pr. D. 7. 8; Windfheid 8 208, 2. In mehreren Landesrechten 
des gemeinrechtlichen Rechtögebietes ift dieß nicht anerfannt vgl. unten 8 276, 12. 

32 Pr, 2.8. 1. 21. 184; 1. 22. 50. 51; Sachſen B. G.B. 8 596. 655; 
Defterreih A.B.G. 8. $ 1488; 0. civ. Art. 617. 706. 
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feit durch Verjährung erfolgt gemeinrechtlich und nach franzöfiihem 
Recht theild durch Nichtgebrauch, theils durch Erfigung der Frei: 
heit von Seite des Verpflichteten ®°, nach den neueren Landes: 
rechten nur durch Nichtgebrauch °*. 

Es gelten hiefür folgende Grundſätze: 

1. Durch Nichtgebrauch erlöſchen gemeinrechtlich die perſön⸗ 
lichen Dienſtbarkeiten mit Ausnahme des Jahr um Jahr wech— 
ſelnden Nießbrauchs und des Wohnungsrechts ?5, und diejenigen 
Grunddienſtbarkeiten, die nur zu einzelnen ſich wiederholenden 
Handlungen berechtigen ®°, während bei Grunddienſtbarkeiten, deren 
Ausübung ein Recht auf einen dauernden Zuftand des herrichenden 
oder dienenden Grundſtücks gewährt, Erfitung ber Freiheit von 


83 Bol. unten Note 35—37. 43, 44. 

4 Bol. unten Note 39—42. 

» 1.25 D. 7. 4; Unterbolzner, Berjährungslehre 8 127; Elvers, Ger- 
vituten 7728; Windicheid 8 216, 2; Brinz, Bandelten (2) $ 198, 18; Bayr. 
LER. IL 9. 8 Nr. 1. Andere Halten aud beim Nießbrauch Erfibung der 
Freiheit für erforderlih Süd, Commentar IX. 370 ſ. dagegen Bangerom 
8 357 Anm. Re. 1. 

se 1.6 D. 8. 2; Windfcheib $ 216, 2; Arndts 8 194 Unm. 3; Kinder 
vater, in Better Jahrb. VI. 137. Da die Quellen das Erforberniß der Frei—⸗ 
heit3erfigung nur für ftädtilche Dienftbarkeiten erwähnen, jo unterſchied bie 
ältere Meinung nad den ftädtifchen und Ländlichen Dienftbarleiten und nahm 
nur für lebtere die Verjährung durch Nichtgebraud an Glück, Commentar IX. 
31, 88; Unterholzner, Verjährungslehre $ 217; Seuffert, Pandelten 8 180, 
21; Vangerow 8 357 Anm. Nr. 3; Sintenis, C.R. $ 66, 16; Erk. Münden 
26/4 1848 Bl. XVII 847; Lübed 24/5 1845 Ef. VIII. 349; 27/3 1847 Sf. 
X. 19; Berlin 18/6 1874 Sf. XXIX. 222. Dieß ift ſchon Bayr. ER. II. 
7.8 Nr. 3 und Kreittmayr, Anm. c dazu verworfen, indem mie dieß ſchon 
in dem älteren Landrecht gefchah, die Freiheitserſitzung nur bei ftändigen 
Dienftbarkeiten als erforderlich erklärt ift. Dieje Stellung nehmen Erf. Celle 
7110 1860 T.E. VII. 27 und Berlin 3/2 1874 ©f. XXX. 7 ein, indem fie 
annehmen, daß bloßer Nichtgebrauch bei Dienftbarkeiten genüge die zu ein- 
zelnen Handlungen berechtigen, während Erſitzung ber Freiheit bei ſolchen 
Dienftbarkeiten erforderlich fei, die ein Mecht auf einen dauernden Zuſtand 
des herrichenden oder dienenden Grundſtücks gewähren. Nah einer andern 
Meinung fol die usucapio libertatis bei allen Grunddienftbarkeiten erfor- 
derlich fein Darmftadt Präj. Nr. 187; Erk. 9/2 1869 Sf. XXVII. 9. Endlich 
findet fih auch die Meinung vertreten, daß das Erforderniß der Freiheits— 
erfigung für alle Dienfibarkeiten befeitigt fei f. bie bei Glüd, Comment. X. 
264, 48 angeführten und dagegen Bangerom $ 357 Anm. Nr. 3, 
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Seite des Verpflichteten erforderlich ift °”. Nach gemeinem Sad: 
ſenrecht erlöfchen alle ländlichen Servituten durch Nichtgebrauch ?s. 
Nah Preußiſchem Landrecht erlöfchen durch Nichtgebrauch ſowohl 
die Berjonaljervituten ?? als die Grunddienſtbarkeiten, letztere 
jedoch, infoferne fie durch befondere Anlagen und Anftalten ihr 
Dafein befunden, erft mit Hinwegnahme derſelben *%. Nah Säd-: 
ſiſchem“ und Defterreihifhem Recht erlöſchen alle Dienſtbar⸗ 
feiten durch Nichtgebrauch. Nah franzöſiſchem Recht erlöfchen 
Perjonaljervituten und nichtftändige Dienftbarkeiten durch Nicht: 
gebrauch *°; bei ftändigen Dienftbarkeiten tft Erfißung der Frei- 
heit erforderlich **. 

2. Zur Erfigung der Freiheit ift gemeinrechtlich erforderlich, 
daß die dienende Sache die Verjährungszeit hindurch in fervitut: 
freiem Zuftand bejefien worden ſei“s, wobei der Zuftand der Frei: 
heit nicht gewaltfam, bittweife oder heimlich herbeigeführt fein 
darf ‘®, und guter Glaube des Erfitenden erforderlich iſt““. Zur 


7 ©. die Note 31 Citirten und Kreittmayr, Anm. c zu L.R. IL 7. 8; 
Windſcheid 8 216, 2; Erk. Dresden 17/11 1870 Sf. XXIX. 113; Berlin 
31/2 1874 Sf. XXX. 7. Das Gleiche nimmt das Württembergiicdhe Recht für 
jolche unftändige Dienftbarkeiten an, bei denen eine Thätigkeit des Eigenthü- 
mers ber dienenden Sade mitwirken muß Lang, Sachenrecht 8 95, 15. 

88 Dec. 3 von 1746 Heimbach, B.R. 8 190, 4. Die Beſchränkung auf 
Dienftbarkeiten ländlicher Grundſtücke entſpricht der Ueberjchrift des Geſetzes. 
Abweichend nimmt Eurtius, ER. 8 1019p an, daß dieß nad) gemeinem Sach⸗ 
fenrecht bei allen Grundbienftbarkeiten eintrete, bie nicht ein bloßes Berbie- 
tungsrecht enthalten. 

> Mr. LER. I. 21. 184. 

10 Br, ER. I. 22. 50. 51. Es ift jbieje Beftimmung al3 ein Heberbleibjel 
der gemeinrechtlich erforderlichen reiheit3erfigung anzufehen Förſter Eccius 
& 187, 60. 

41 Sachſen B.G.B. 8 595. 655. 

42 Defterreih A. B. G.B. 8 1488. 

43.0, c. Art. 617. 707; Zachariä 8 230, 13; 8 255, 5; Aubry 8 234, 11; 
8 255, 16, 

4.0, c. Art. 707; Zachariä 8 255, 6; Aubry 8 255, 16. 

“1,32 D. 8. 2; Windſcheid 8 216, 6—8; GSintenid, ER. 8 66, 26; 
Lang, Sadenredt 8 95, 16. 

“1, 32 pr. D. 8. 2; Windſcheid 8 216, 9, Lang, Sachenrecht & 95, 17. 

47 Windſcheid 8 216, 10; Sintenid, C.R. 8 66, 27. Nicht für erforder- 
fih Halten den guten Glauben Elvers, Servituten 777; Ertl, Lübed 27/3 1847 
Sf. X. 20, 


= 
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Verjährung durch Nichtgebrauch muß gemeinrechtlich die ganze 
Verjährungszeit hindurch die Ausübung unterlaſſen worden ſein, 
ohne daß dabei bona fides des Eigenthümers des dienenden Grund— 
ſtücks erforderli it‘. Die Verjährung wird durch jede Aus- 
übung der Dienftbarkeit unterbrochen *%. Nach Preußiſchem Land: 
recht ift bei nichtſtändigen Dienftbarkeiten zur Verjährung dur 
Nichtgebrauch erforderlich, daß während der Verjährungszeit in drei 
Fällen, wo fie hätte ftattfinden können, die Ausübung unterblieben 
fei °°; bei den anderen Servituten, infoferne fie nit in das Hy: 
pothefenbuch eingetragen find, reicht Nichtausübung während der 
Berjährungszeit Hin. Durch theilweife Ausübung des echt? 
wird das ganze Recht erhalten °?. Hat der Belaftete die Aus: 
übung unterfagt, und der Berechtigte ſich dabei beruhigt, jo tritt 
Erfigung des Unterfagungsrehts auf Seite des Belafteten ein ®®. 
Nah Sächſiſchem Recht tft bei Grundpdienftbarkeiten, die nur bei 
gewiffen nicht regelmäßig wiederkehrenden Gelegenheiten ausgeübt 
werden, zur Verjährung erforderlich, daß wenigſtens dreimal Ge- 
legenheit zur Ausübung vorhanden war, und von ber erften Ge: 
legenheit an während eines Zeitraums von 30 Jahren feine Aus⸗ 
übung vorgelommen ift’*. Bei Grundbdienftbarkeiten, in Folge 
deren auf dem dienenden Grundftüd etmas unterlaffen werden 
muß, ift zur Verjährung erforderlih, daß der Eigenthümer eine 
Handlung unternommen bat, durch welche der Rechtsbeſitz aufge: 
hoben worden ift, und daß ber Berechtigte während der Verjäh— 


48 Seuffert, Banbelten 8 180, 22; Erk. Wiesbaden 14/6 1842 Sf. VI. 
316; Lübed 24/5 1845 Sf. VIII. 349; 27/3 1847 ©f. X. 20; Wolfenbüttel 
12/6 1867 Sf. XXI. 24; München 26/4 1848 Bl. XVII. 377; Bayr. L. R. II. 
7. 8 Nr. 4 

I. 1282 1.88 D. 7. 1; 1.5.6 pr. D. 8. 6; Elvers, Servituten 
8 175; Windſcheid 8 216, 4; Kreittmayr, Anm. £ zu Bayr. L.R. II. 7. 8. 
Durch theilweiſe Ausübung wird das ganze Recht erhalten J. 6 8 1D. 8.6; 
Vangerow 8 340 Anm. 2. 1g; Erk. Wolfenbüttel 18/10 1839 Sf. XVII. 11; 
Celle 2/7 1861 Sf. XVII. 19; 14/7 1863 ©f. XVII. 20. 

Pr. L.R. J. 9. 548. 544; Förſter Eccius 8 187, 62. 

PLN. I. 22. 50. 51. Iſt die Dienſtbarkeit mit einer Anlage ver⸗ 
jehen, jo beginnt der Lauf ber Verjährung erft mit Entfernung derjelben 
Förſter Ecciuß 8 187, 59. 60. 

2 Förſter Eccius $ 187, 64. 

58 Br. L.R. I. 22. 52; Förfter Eccius 8 187, 65, 

54 Sacdfen 8.8.8. 8 597. 
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rungszeit fi dabei berubigt hat’d. Auch nah Sächſiſchem Recht 
reiht theilmeife Ausübung zur Erhaltung der Servitut Hin ®*®. 
Nach Defterreihiihem Recht ift zur Verjährung durch Nichtge- 
brauch erforderlih, daß ſich der Verpflichtete der Ausübung der 
Servitut widerſetzt und der Berechtigte während der Verjährungs: 
zeit jein Necht nicht geltend gemacht habe’. Nach franzdfiichem 
Recht reicht bei unftändigen Dienftbarleiten der bloße Nichtge- 
brauch zur Verjährung hin, und diefe beginnt mit dem Tag ber 
legten Ausübung; bei ftändigen Dienftbarkeiten ift erforderlich, 
daß eine mit der Dienftbarkeit in Widerſpruch ftebende Handlung 
vorgenommen worden fei ®®. 

3. Die Erlöfhung der Dienftbarkeiten erfolgt gemeinrechtlid 
ohne Unterſcheidung zwiſchen Mobilien und Immobilien ſowohl 
bei Freiheitserſitzung als bei Erlöſchen durch Nichtgebrauch in 10 
Jahren unter Anweſenden und 20 Jahren unter Abweſenden °?, 
bei nicht ſtändigen Dienſtbarkeiten die nur monatweiſe oder in 
längeren Zwiſchenräumen geübt werben in 20 Jahren?o, bei 
Dienftbarkeiten an Sachen die der ordentlichen Erfigung entzogen 
find in 30 bezw. 40 Jahren ®\, Nah Preußiſchem Recht erfolgt 
die Erlöfchung immer in 30 bezw. 44 Jahren ®?, nad gemeinem 








8 Sachſen 8.0.8. 598. 

66 Sachſen 8.6.8. 8 596. 

57 Defterreih A.B.G.B. 8 1488, 

ee CO. co. Art. 707; Zachariä 8 255, 4, 

©» 1.16 $ 1 Cod. 3. 33; 1. 13 Cod. 8. 34; Windfcheid 8 216, 11; 
Bayr. L.R. II. 7.8 Nr. 1.2. Nah Er, Münden 6/5 1842 Bf. VIII. 48 
findet die abgelürzte Eigentyumserfigung des Bayriſchen Rechts oben $ 268, 
70 auch auf die Treiheit3erfigung Anwendung. 

01.7 D.8.6; 1. 14 Cod. 3. 34. Die lebtere Stelle wird gewöhnlich 
dahin audgelegt, daß bei jolchen Dienftbarkeiten die Verjährungszeit ohne 
Unterjcheidung der Anmejenheit und Abmwefenheit 20 Jahre betragen jolle 
Elvers, Serpituten 784, GSintenis, C.R. 8 66, 29; Arndts 8 194k; Erl. 
Wolfenbüttel 17/12 1859 Sf. XIV. 117. Dieß entipricht der Württember- 
giihen Praxis Erf. Stuttgart 15/3 1877 Sf. XXX. 240; Lang, Saden- 
recht $ 95, 8. Dad Bayr. L.R. II. 7. 8 Nr. 3 verdoppelt die Beit und läßt 
jolhe Servituten in 20 Jahren unter Anmejenden und 40 Jahren unter Ab» 
wejenden verjähren Roth, Bayr. ER. (1) 8 154, 40, 

61 Unterholzner, Verjährungslehre $ 229; Windicheid 8 216, 13. 14. 

®? Br. 2.9. I. 22, 50; Förſter Eccius $ 187, 50. 
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Sadfenreht in 31 Jahren, 6 Wochen und 3 Tagen®®, nad 
Sächſiſchem und Franzöfiihem Recht in 30 Jahren ®%, nach Defter: 
reichiſchem Recht in 30 beziehungsweile 40 Jahren °°. 

VII. Beftritten tft, ob Berjonalfervituten zur Strafe wegen 
Mißbrauchs verloren gehen. Gemeinrechtlich ift dieß zu verneinen ee, 
womit das Preußiihe, Sächſiſche und Defterreichifche Necht über: 
einftimmen*”. Dagegen ift Verluſt wegen Mißbrauch in meh- 
reren beutihen Landesrechten *® und dem franzöfifchen Recht °° 
anerkannt. | 

IX. Ablöfung Im Intereſſe der Landeskultur haben ein- 
zelne Landesrechte bie Ablösbarfeit einzelner Grundgerechtigkeiten 
namentlich der Forſt- und Weiderechte ausgefprochen 7°. 


g 270. 
II. Zchutz der Dienfibarkeiten. 


Zum Schuß im Beſit dienen bei Dienſtbarkeiten die Beſitz⸗ 
Hagen '. 


ee Curtius, C.R. 8 1019d. 8 1035. 

4 Sadjien B. G. B. 8 596. 655; C. c. Art. 617. 706. 

es Defterreih A.B.G.B. 8 1478. 1485. 

*° Süd, Commentar IX. 380, 40 und 493; Förfter Eccius $ 186, 129. 

7 Br. OR. 1 21. 140-142; Sadjen B.G.B. 8 613; Defterreih A. B. G. B. 
5 529. Das Preußiſche Landrecht orbnet bei Mißbrauch Sequeftration an 
Pr. 2.9. J. 21. 140. 

os So Bayr. ER. II. 9. 8 Nr. 6; Roth, Bayr. ER. (1) 8 144, 50; 
Württemberg. ER. IV. 11, 2; Lang, Sadenredt $ 88, 78; Solmfer L.D. 
1I. 28. 2 Erf. Wiesbaden 30/5 1838 Sf. VII. 194. 

9 C. ce. Art. 618; Zachariä 8 228, 8. 8 230, 14; Aubry 8 234, 50. 

7° Förſter Eccius 8 187, 30; Roth, Bayr. ER. (1) 8 154, 45. 46. 

’ Die Beſitzſtörungsklage ift gemeinrechtlih nur für ſolche Servituten 
gegeben, die nicht burch ein befonderes Rechtsmittel geſchützt find oben 8 229, 
18; die neuen Landesrechte geben für Servituten bie gewöhnliche Befigftö: 
rungdflage oben 8 229, 19—26. Die Spolienklage ift gemeinrechtlich bei 
Serwituten mit Ausnahme der Gebäubefervituten gegeben, nad Preußiſchem, 
Defterreichtichem, Sächſiſchem und Franzöſiſchem Recht für alle GServituten 
oben 8 229, 105. Beftritten ift, ob bei Brädialjervituten der Berechtigte 
Selbſthülfe üben könne; für zuläßig hält dieß Erk. Darmftabt 1840 Sf. IX. 
157; gegen die Zuläßigkeit erklären ſich Erk. Wiesbaden 7/3 1839 Sf. I, 


Roth, Deutſches Privatrecht, III, 26 
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Zur Geltendmahung des Dienſtbarkeitsanſpruchs tft gemein- 
rechtlih ? und nach unferen Landesrechten ? eine befondere Klage 
(actio confessoria) gegeben, für welche folgende Grundſätze gelten: 
als Kläger legitimirt ift gemeinrechtlich ber Servitutberechtigte *, 
bei Grundbienftbarkeiten auch der Nubeigenthümer, der Nub- 
nießer ® und der befitende Pfandbgläubiger’, nah Preußiſchem 
‚Recht jeder unvollftändige Befiter ®. Steht das Grundſtück, für 
welches die Dienitbarkeit in Anfpruch genommen wird, im Mit- 
eigenthum, jo Tann jeder Miteigenthümer den Anſpruch verfolgen. 
Beklagter ift jeder, ber ber Ausübung der Dienftbarleit Hinber- 
nie in den Weg legt, alfo jeder, von dem eine Störung aus: 
geht '°. Borausfegung der Klage ift Verlegung bes Rechts durch 


222; Caſſel 5/1 1847 und 28/11 1851 Sf. V. 258; Elvers in U. f. Br. 
R. W. VII. 62. 

* Elverd, Servituten 8 76. 77; Windſcheid 8 217; Arndt? $ 191; Bayr. 
ER. II 7.10. 

® Br. L.R. 1.19. 10; Franklin in Gruchot V. 39; Förfter Eccius 8 184, 
34; Dernburg, Pr. BR. I. 8 277; Sachen B.G.B. 8 563—566; Oeſterreich 
A.B.G.B. 8 523. Nach franzbſiſchem Hecht richtet fich die confeflorifche Klage 
nad) den für die Eigenthumsklage geltenden Grundſätzen Zachariä 8 254, 2, 

*1.5 pr. D. 7. 6; Elvers, Servituten 800; GSintenis, E.R. 8 65, 11. 
Nah Sachſen B.G.B. 8 563 ift bei Grunddienftbarkeiten ausichließlich der 
Eigenthümer des herrſchenden Grundſtücks Tegitimirt. 

°1.16 D. 8. 1; Windfcheid 8 217, 6; Erk. Dresden 1837 Sf. J. 19; 
Kreittmayr, Anm. 6 zu UR. II. 7. 10. 

e1\.1pr1.581D.7.6; Windfcheib $ 217, 6; GSeuffert, Pandelten 
8 180, 3; Erf. Dresden 1837 Sf. I. 19; Kreittmayr, Anm. 6 zu OR. I. 
7. 10. Der Pächter ift gemeinrechtlich zur Anftellung der Klage nicht legiti- 
mirt Erk. Dresden 1837 Sf. I. 19; Eiſenach BI. f. Thür. VII. 146. 

7116D. 8. 1; Windfcheid $ 217, 6. Nach unjeren neueren Hypothe⸗ 
tengejegen werben die Fälle, in welchen ein Pfandgläubiger in die Lage 
fommen Tann die Klage anzuftellen, nur jelten vorfommen. 

s Franklin bei Gruchot V. 42; Dernburg, Pr. PR. I. 8 156, 5. 

»1.483 D. 8.5; Windſcheid $ 217, 8, GSintens, ER. 8 57, 21; 
Randa, €. 8 9, 40; Erk. Münden 19/12 1848 Sf. IH. 145; Lübed 28/23 
1842 Sf. XI. 214; Bayr. L.R. II. 7. 10 Nr. 4; Sadfen 8.9.8. 8 564; 
Dernburg, Pr. BR. I. $ 228, 10; 8 277, 6. Das von einem einzelnen Mit- 
eigenthümer erftrittene Urtheil wirkt für alle Erk. Jena 1873 Sf. XXXI. 74. 

°1,.581D.7.6;,1.1081D.8 5; Seuffert, Panbelten 8 182, 4‘ 
Erf. Dresden 19/11 1859 Sf. XIV. 119; Münden 28/2 1873 Sammlg. II. 
127; Bayr. L.R. IL. 7. 10 Nr. 2; Sadjen B.G.B. $ 532. Nach einer am 
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Störung ber Ausübung oder Beftreitung befjelben ꝛ2. Die Klage 
it auf Anerkennung der Dienftbarkeit und Befeitigung jeder Std: 
rung in der Ausübung gerichtet, wobei der Beklagte zur Cau- 
tionsftelung angehalten werben kann 7%, und zum Erſatz bes an⸗ 
gerichteten Schadens verpflichtet ift ?°. Der Kläger muß bei Wi- 
derſpruch den Beweis des Rechts !*, bet Grunddienftbarkeiten da— 
her auch den Beweis feines Nechtsverhältniffes zum herrſchenden 
Grundftüd 7° führen. 


Titel I. 
Die perfönligen Bienfibarkeiten ?, 


8 271. 
Allgemeines. 


Perſoͤnliche Dienftbarkeiten find Diejenigen, welche beftimmt 
find bem Intereſſe einer phyſiſchen oder juriftiihen Verfon zu 
dienen. Gemeinrehtlih ift die Zahl der Perfonalfervituten auf 
drei bejchränft (ususfructus, usus, habitatio) ?, und es findet ſich 


beren Anficht foll bie actio confessoria nur gegen ben Eigenthümer bes herr- 
ſchenden Grundſtücks gegeben fein Erf. Xena 19/5 1860 Sf. XIV. 91. Nach 
Br. IR. I. 19. 10 ift die Klage nur gegen ben Eigenthümer oder vollitän- 
digen Befiter gegeben, wenn bie Nichtigkeit des dinglichen Rechts auf bie 
Subftanz der Sache ausgemittelt werden foll. 

114851108 1D.85; Erf Jena 9/12 1841 Sf. I. 324; Darm- 
ſtadt 25/4 1856 Sf. XI. 126; München 19/6 1876 Sf. XXXII. 211; Bayr. 
LER. II. 7. 10 Nr. 2; Sachſen 8.6.8. 8 532. 

21.7 D. 8.5; Windſcheid $ 217, 1-3; Bayr. ER. II. 7. 10 Re. 5. 
Nah Sadien 8.6.8. 8 532 wird Strafandrohung verfügt. 

21.4 82.3 D.8.5; Windſcheid 8 217, 2; Erf. Berlin 18/1 1868 
Sf. XXI. 213; Bayr. ER. II. 7. 10 Nr. 5; Sachſen 8.6.8. $ 532. 

“1.281 1.10 pr. D. 8. 5; Vangerow 8 3853 Anm. I. a; Gintenig, 
CR. 8 65, 19; Bayr. L.R. IL 7. 10 Nr. 6; Weimar Gel. 16/4 1833 Nr. 2; 
Sadien 8.6.8. 8 533. 565; Defterreih A.B.G.V. 8 523. 

» Erk. Münden 14/10 1847 Sf. II. 12. 

1 Bol. Elvers, Servituten 8 50-61; Windſcheid 8 202—208; Yörfter 
Eecius 8 186. 

2 Die im römischen Recht weiter aufgeführte Dienſtbarkeit der operae 
animaliam ift nicht mehr praftiih Puchta, Pandelten 8 179; Lang, Sachen⸗ 
recht 8 87, 9. 

26 * 
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biefes ebenfo im Sächſiſchen, Defterreihifchen und Franzöfilden 
Recht?; Dagegen bat das Preußiſche Recht alle drei in die eine 
Dienftbarkeit des Nießbrauchs zufammengezogen *. Gleichwohl ift 
gemeinrechtlih und nah unferen Landesrechten die Grundlage zu 
einer Ausdehnung gejhaffen, indem in den fog. irregulären Per⸗ 
Sonalfervituten die Möglichkeit ein Recht, das gewöhnlich als Prä- 
dialfervitut befteht, für eine Perſon als berechtigtes Subjekt zu 
beftellen, gegeben ift®, was jedoch injoferne nicht als eine Aus⸗ 
nahme erfcheint, al3 darin nur die theilweiſe Einräumung eines 
Nießbrauchs oder Gebrauchsrechts zu jehen it. Für bie per- 
ſönlichen Dienftbarkeiten gelten folgende allgemeine Grundfägße: 


2 Sachſen B.G.B. 8 604. 637. 638; Defterreih AU.B.9.B. $ 478; C. c. 
Art. 578. 625. 

Pr. L.R. J. 21. 1. 185; vgl. unten 8 275, 6; $ 276, 7. 

5 Bol. über diefe Zachariä, U. f. C.P. XXVIL 38; Elvers, Serpituten 
8 28; Cohnfeldt, Die irregulären Perjonaljervituten 1862; Vangerow 5 339 
Anm. I; Windſcheid 8 202, 2; Randa, Befig 8 27, 7. Manche ziehen bie 
Möglichkeit eines ſolchen Verhältniffes in Ubrede und nehmen an, ed könne 
nur als obligatorifhe Verpflihtung nicht als dingliches Recht conftituirt wer» 
den; allein in unferen Quellen find Beifpiele von berartigen Servituten anf. 
geführt 1.82 D. 7.1; 1.486 1.87 D.8.3; 1.6 D. 83, 3, und es ift 
die Möglichkeit der Konftituirung folder Dienftbarkeiten in Geſetzgebung und 
Praxis anerkannt Kreittmayr, Anm. a zu L.R. IL 9. 1; Erf, Lübel 15/7 
1850 &f. VI. 11; 30/6 1863 Sf. XVI. 176; Eaffel 24/2 1838 &f. VIII. 118; 
Wolfenbüttel 28/4 1858 Sf. XV. 205; Jena 21/1 1858 Sf. XXL 95; Mün- 
den 23/5 1845 Bl. XII. 59; Sachſen 8.0.8. 8 601; HDefterreih A.B.G. B. 
8 479, Auch für das Preußiihe Necht wird die Zuläßigfeit angenommen 
Förſter Eccius 8 185, 89; Dernburg, Pr. P.R. I. 8 288, 2 Ueber das 
Stanzöfifche Recht vgl. Zachariä 8 247, 1. 

e Dieß ift die gewöhnliche Conſtruktion Windicheid 8 202, 2; Arndts 
8 177, 3; Sintenis, CR. 8 58, 2, Erk. Berlin 4/2 1873 Sf. XXIX. 111. 
Diefer ſchließt fih an Sachſen 8.8.8. 8 601: „Begenftand einer perjönlichen 
Dienjtbarkeit können die gefammten Nutzungen oder einzelne Arten ber Nu⸗ 
Bungen einer fremden Sache fein. Auch Befugniffe, welhe den Inhalt von 
Grunddienfibarleiten bilden können, ohne mit dem Eigenthum eines Grund- 
ftüd3 verbunden zu fein, als perjönfiche Dienftbarkeiten beſtehen“. Als Ber- 
lonaljervituten faßt fie auf Kreittmayr, Anm. 8b zu L. R. II. 7. 2 und Anm. a 
zu ER. II. 9. 1. Auch für das Preußiiche Recht wird dieſer Standpunkt 
vertreten von Förſter Eccius 8 185, 89. Nach einer anderen Anficht follen 
e3 dem deutſchen Necht eigenthHümliche Grundbienftbarkeiten ohne herrichendes 
Grundftüd fein Erf. Stuttgart 8/4 1869 Sf. XXI, 111. 112; Dresden 20,9 
1873 Sf. XXXVL 108; Lang, Sachenrecht 8 77, 17; bamit übereinftimmend 
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1. Eie find an die Perfon des Berechtigten gebunden, daher 
unveräußerlih ” und in ber Regel unvererblich ®. 

2. Die perjönlihen Dienftbarkeiten find mit Ausnahme des 
Nießbrauchs nicht theilber °. 


I. Der Nießbrand; '. 


8 272. 
1. Begriff und Arten. 


Der Nießbrauch ift das Recht eine fremde Sache oder ein 
fremdes Recht zu benügen?. Nah römiſchem Recht war urjprüng- 
li der Nießbrauch nur an nicht verbrauchbaren Sachen gegeben, 
und follte Daher nur den ohne Verlegung der Subftanz möglichen 
Gebrauch enthalten?; durch die gefehliche Beſtimmung, daß ein 
Nießbrauch auch an verbraudbaren Sachen zuläßig fei*, mwurbe 
der Begriff ausgedehnt, und es ift dieß auch in unfere Lan 
desrechte übergegangen’. Bon Manden wird der Nießbrauch 


Defterreih A.B.G.B. 8 479: „Es können Dienftbarkeiten, die an ſich Grund⸗ 
dienftbarleiten find, der Perſon allein verliehen fein.” Grunddienſtbarkeiten, 
bie einer Gemeinde zuftehen, werden von manchen als regelmäßige Präbdial- 
fervituten aufgefaßt, indem fie die Gemeindemarkung als herrichendes Grund⸗ 
ſtück anſehen Erf. Jena 21/1 1851 Sf. XXI 95; Darmftadt 21/3 1871 Sf. 
XXVI. 41. 

Windſcheid 8 202, 5; Sachen 8 600. Bgl. unten 8 274, 50. 

s Windſcheid 8 202, 4 vgl. oben 8 269, 9 f. 

® Windicheid 8 207, 12; Sachſen B.G. B. 8 648. 

* Bol. Held vom Uſusfruktus 1848; Bürkel, Lehre vom Nießbrauch 1864; 
Heimbach, Uſusfruktus RL. XI. 867. 

2Es kommt Hier der Nießbrauch in Betracht nur infoferne er als ſelbſt⸗ 
ftändiges Nechtsinftitut auftritt, nicht aber ſoweit bie Berechtigung zur Bes 
ziehung der Nubungen nur nad) Analogie des Nießbrauchs beurtheilt mird, 
in Wirflichleit aber von einem anderen Rechtsverhältniß abhängt, wie das 
Recht des Pfarrers an ben Pfarrgrundftüden und des Bafallen am Lehen. 
Es find folche Berechtigungen bei den einzelnen Nechtsinftituten zu behandeln. 

s1,1D.7.1. Ususfructus est jus alienis rebus fruendi salva rerum 
substantia. Damit ftimmt unter ben neueren Qandesrechten nur C. c. Art. 
578 überein. Ueber die anderen Landesrechte vgl. unten Note 8. 

*1.1 D.7.5. gl. darüber Elvers, Servituten 578; Windſcheid 8 206, 2. 

° Bayr. ER. II. 9. 10; Pr. L.R. I 21. 178. 174; Sachſen 8.6.8. 
8 623; Defterreih 9.8.0.8. 5 510; C. co. Art. 587, 
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in der letzteren Gchtalt als quasi usuafructus oder uneigentlicher 
Nießbrauch unterfchieden® oder gar nicht zu den Servituten ge= 
redhnet”; richtiger ift es, nad dem Borgang ber neueren Geſetz⸗ 
gebungen® den Nießbrauch als einheitliches Rechtzinftitut zu be- 
handeln, bei weldem nur die Verſchiedenheit der Gegenftände auf 
bie er fidh bezieht für einzelne Seiten des Rechtsverhältniſſes von 
Einfluß it’. Es ift dieß nothwendig ſchon für Anwendung ber 
Grundfäbe des römiſchen Rechts, da auch nad) diefem die Mög- 
licykeit einer Verbindung der Nutznießung an verbraudbaren und 
nit verbrauchbaren Saden zu einem einheitlichen Rechtsverhält⸗ 
niß gegeben ift'°; noch vielmehr aber nach der neueren Rechts⸗ 
entwidlung, in welcher eine Berbindung des römischen Ufusfruftus 


° Dieb geichieht noch jebt durchgängig von unferen gemeinrechtlichen 
Schriftſtellern, fo 3. B. Winbicheid 8 206. Es beruht die anf 1.2 51 
D. 7. 5: remedio introducto coepit quasi ususfructus haberi. 

So Elverd, Servituten 579; Sintenis, C.R. 8 59, 50. 

® Die neueren Landesrechte behandeln den verus und quasi ususfructus 
als einheitliches Nechtsinftitut, indem fie die Nothwendigkeit der Erhaltung 
der Subftanz nicht als Erfordernif des Nießbrauchs erflären. So jagt Bayr. 
ER. OD. 9, 1: „Der Nießbrauch ift eine rechtliche Befugniß fremdes Gut zu 
benutzen“; Sadjen 8.8.8. 604: „ber Nießbranch gibt das Recht alle Nu⸗ 
gungen ber dienenden Sache zu ziehen“, Pr. L.R. I. 21. 22: „das vollftäu- 
dige Nutzungsrecht oder die Befugniß eine fremde Sache nad Art eined guten 
Hausvaters ohne weitere Einfchränktung zu benugen und zu gebrauchen wird 
der Nießbrauch genannt“. Nach Defterreih A.B.G.B. 8 510 ift die Frucht⸗ 
nießung an verbraudhbaren Saden als an bem Werth derſelben beftellt ans 
zufeben. 

» &3 Tiegt Hier das gleiche Verhältniß vor wie bei der Doß, für welde 
unter ſich abweichende Regeln gelten, je nachdem fie in vertretbaren in nicht 
vertretbaren beweglichen ober in unbeweglichen Sachen befteht, und je nachdem 
fie gegen eine Schäßungsfumme übergeben ift oder nicht. Nach diefer Ber- 
fchiedenheit der Gegenftände iſt das Necht des Ehemanns verichieben ſowohl 
was das Recht an der Sade als was bie Dispofitionsbefugniß und die Re⸗ 
ftitutionspflicht betrifft; und doch fpricht man immer von einem einheitlichen 
Nechtöinftitut der Dos. Das Gleiche findet beim Nießbrauch ftatt, indem bie 
beiden Arten beflelben in dem Recht an der Sache und in der Dispofitionds 
befugniß und Reftitutionspflicht bes Berechtigten fi unterfcheiden. 

Bei dem Nießbrauch an einem ganzen Vermögen wird auch nach rö⸗ 
miſchem Recht Verbindung bed verus und quasi ususfructus zu einem ein- 
heitlichen Rechtöverhältniß angenommen Arndt3 8 181; Seuffert, Bandelten 
$ 170, 1; gerade dieſes aber ift jeßt der gewöhnliche Fall, während Rieh- 
brauch an einzelnen Sachen jeltener vorkommt. 
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mit der deutfchen Leibzucht vollzogen ift. Auch das ältere deutſche 
Recht Tannte nämlich ein dem römiſchen Uſusfruktus analoges 
Rechtsinftitut, welches man jet mit dem gemeinfamen Namen ber 
Leibzucht bezeichnet *, und das in der Hauptſache dem Inſtitut 
entiprigt, das in unferem neueren Recht als Recht der Nub- 
nießung aufgeführt wird ?. Gerade dieſes unterjcheidet fi) aber 
von dem römishen Ufusfruftus darin, daß es auf alle Arten von 
Bermögensgegenftänden ausgedehnt ift '?. 

Der Niegbraud kann an allen Sachen und Rechten !*, daher 
auch an einem ganzen Vermögen '° begründet fein. Je nad der 
Beichaffenheit des Objekts ift indeſſen auch jet noch zu unter: 
fheiden, indem bei dem Nießbrauch an verzehrbaren Sachen bie 
Reftitutionspfliht daher auch das Dispoſitionsrecht anders ge⸗ 
regelt ift als bei dem Nießbrauch an nicht verzehrbaren Sachen !*. 
Beftritten ift, zu welcher Categorie der Nießbrauch an Rechten, 
namentlih an Gapitalien zu rechnen ſei?“; während die einen ihn 
immer zum Niepbraud an verzehrbaren !°, bie anderen zum Nieß- 


— — 


11 Maurenbrecher, P.R. 8 254, 256. Aeltere Schriftſteller gebrauchen 
dieſen Ausdruck nur von dem bäuerlichen Austrag; indeſſen findet er ſich ſchon 
Sſp, J. 21 für das Leibgeding der Wittwe, und war ſpäter allgemein für alle 
Nutzungsrechte in Uebung Maurenbrecher, P.R. 8 254, 6. 

12 Maurenbrecher, P.R. 8 254 will als allgemeines Unterſcheidungsmerk⸗ 
mal der deutſchen Leibzucht und des Uſusfrultus aufſtellen, daß bei erſterer 
der Berechtigte über die Subſtanz verfügen dürfe, daß er feine Caution zu 
beitellen Habe, und daß er zu pofitiven Handlungen verpflichtet fei. Allein 
diefe Annahmen entbehren durchaus der Begründung. 

18 In den deutſchrechtlichen Quellen findet fih nichts, was auf eine dem 
verus und quasi ususfruotus entfprechende Unterjcheidung der Leibzucht gedeutet 
werden Tönnte. 

“1.1381D.7.1; 1.8 D. 7.5; Windfcheid 8 200, 5; 8 206, 7; 
Sachſen B.G.B. 625. 630; Pr. ER. J. 21.1. 

»1.3D.7.5;1 29. 3482D.7.1; Süd, Comment. IX. 176, 94; 
Bayr. L.R. 11.9.3 Nr. 2; Br. L.R. 1. 21. 42. 71; Sachſen B. G.B. $ 631—686. 

16 Vgl. unten 8 274, 1 und 69. 

17 Bol. Steinberger über den ususfructus nominis 8. f. C.R.“ XL 159; 
Dunder, U. f. Pr. R.W. VI. 6; Thomas de usufructu nominum 1837; 
Mansbach, der Nießbrauch an Forderungen 1880; Stammler, der Nießbrauch 
an Forderungen 1880; Windjcheid 8 206, 9. 

‚se Süd, Comment. IX. 172, 408; Elvers, Servituten 597; Puchta, Pan⸗ 
beiten $ 182; Erf. Roftod 18/11 1861 Sf. XVII. 65. 
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brauch an unverzehrbaren Sachen rechnen '*, will eine dritte Mei- 
nung nach dem Gegenftand bes Forderungsrechts unterſcheiden *°. 
Aber auch von diefem Standpunkt aus wird der Niekbrauh an 
Sapitalien gewöhnlih als uneigentliher Nießbrauch erklärt ?". 
Unjere Landesrechte behandeln durchgängig den Nießbrauch an 
Forderungen als Niepbraud an unverzehrbaren Objekten 2°. 


8 273. 
2. Begründung. 


Der Nießbrauch kann durch Privatbispofition Zeitablauf 
und Gejeg begründet werden. Während für die beiden erften 
Begründungsarten die allgemeinen bei allen Dienftbarkeiten gel- 
tenden Grunbfäße in Anwendung fommen, find für die Fälle der 
Entjtehung durch Geſetz vielfältig die Grunbfäbe bes Familien: 
rechts und Erbrechts beftimmend. Manche fcheiden daher die Dar- 
ftellung des geſetzlichen Nießbrauchs aus der Lehre von ben Dienft- 
barfeiten aus, theils weil fie darin nur ein dem Familienrecht 
angehörendes Verhältniß ſehen, theils weil fie ben gefeßlichen 
Niepbrauh als ein von der PBerjonalfervitut des Nießbrauchs 
völlig verſchiedenes Inſtitut betrachten. Die Abweichungen follen 
darin beftehen, daß bei dem gefeglichen Nießbrauch ber Berechtigte 


17 ©. bie bei Glück, Eomment. IS. 406, 7 und GSteinberger 2. f. ER, 
*XI. 150, 1. 2 Eitirten. 

3° Steinberger, 8. f. E.R.* XI. 159; Windſcheid 8 206, 9; GSintenis. 
C.R. 8 59, 57. 

21 Steinberger, Beitichrift für E.R.* XI. 176; Schönemann, Servituten 
8 24; Heimbadh, R.L. XI. 953; Lang, Sachenrecht 8 89, 6. Andere unter- 
fcheiden, ob der Nießbrauch nur an den Binfen oder an dem Capital felbft 
beftellt jei, und nehmen in dem erftern Fall verus in bem leßteren quasi usus- 
fructus an f. bie bei Glück, Comment. IX. 407, 12—14 Eitirten; Held, Usus- 
fructus $ 12; Seuffert 8 170, 8. Dieje legtere Auffafjung ift in Sachſen 
BGB. 8 625—627 recipirt. 

2 So das Bayriſche Landrecht Kreittmaygr, Anm. f zu L.R. II 9. 10 
und Anm. d zu 2ER IM. 9 3; Pr. EUR. J. 21. 101. 104; Dernburg, Pr. 
BR. I. 8 285, 3; Defterreih A.B.G.B. 8510. Das Gleiche wird nad Fran⸗ 
zöfifchem Necht angenommen Badhariä 8 225, 1. Auch das Sächſiſche Recht 
ift infoferne hieher zu rechnen, als e8 bei dem Nießbrauch an Werthpapieren 
dem Nießbraucher das Recht des Verkaufs abipricht 8.8.8. 8 628. 





Nießbrauch, Begründung 8 278. 409 


feine Caution zu errichten habe !, und daß der Inhalt ein anderer 
fei, indem dem Berechtigten bei dem geſetzlichen Nießbrauch eine 
weitergehende Dispofitionsbefugniß zuſtehe. Allein dieſe Anficht 
entbehrt der Begründung ?. Der gefehlihe Nießbrauch ift viel- 
mehr nad den für den Nießbrauh überhaupt geltenden Regeln 
zu beurtheilen, und nur in Folge befonderer gejeglicher Beſtim⸗ 
mungen gelten für ihn von den allgemeinen abweichende Grund: 
füge?. Die einzelnen in unferem Recht begründeten Fälle des 
gefeglichen Nießbrauchs find folgende: 

I. In dem Nechtögebiet des gemeinen Rechts‘ bat ber 
ſich wieder verheirathende Ehegatte, den lebenslänglichen Niep- 
brauch an dem Ehegewinn und an dem Erbtheil eines verjtor: 
benen erftehelichen Kindes, das er zugleich mit deſſen Gefchwiftern 
beerbt hat, während das Eigenthum diefer Vermögenstheile den 
erftehelichen Kindern zufällt®. 


t Die Befreiung von der Cautionspflicht ift nach ber neueren Rechtsent- 
widlung nicht einmal im gemeinrechtlihen Nechtögebiet ein durchgehendes Un— 
terfheibungsmertmal unten 8 274, 83 f., das Breußifche und Defterreichifche 
Recht kennen überhaupt feine allgemeine Cautionspflicht unten $ 274, 103. 104. 

2 Die bier erörterte Frage kann überhaupt jo allgemein nicht geitellt, 
fie muß auf den geſetzlichen Beifig der Eltern an dem Vermögen der aufge- 
Töften Ehe, den gejeglichen Nießbrauch des Vaters an dem nichtfreien Der: 
mögen ber Kinder und den Nießbrauch des Ehemanns an bem ehefräulichen 
Bermögen beichräntt werden. In diejer Hinficht ift die Begründung der oben 
ausgeiprochenen Meinung unten Note 38, 42 und 46 gegeben. Yür die übri- 
gen Fälle des geſetzlichen Nießbrauchs gelten Feine von den gemeinen Regeln 
abweichenden Beltimmungen unten Note 7. 11. 14. 35. 

® Erk. Wiesbaden 30/5 1888 Sf. VII. 394 ift audgefprochen, daß bei 
Leibzucht die über die Art der Ausübung bes Nießbrauchs im Allgemeinen 
geltenden Grundjäge zur Unmwendung Tommen, foweit nicht gejegliche Bor- 
Schriften etwas anderes beftimmen oder die Natur des Snftituts es mit fi 
bringt. Man kann dieß auf den geſetzlichen Nießbrauch allgemein anwenden. 

* Im Preußifchen, Sächſiſchen, Defterreichiihen und Franzöfifchen Hecht 
ift dieſe Beftimmung nicht aufgenommen, ebenfo ceifirt fie in ben oben 8 150, 
5—8 aufgeführten gemeinrechtlichen Rechtsgebieten. 

° gl. oben 8 150, 13. 18. Ohne Grund wird von Manchen angenonı- 
men, daß biefes Nubnießungsreht dem an dem nichtfreien Kindervermögen 
gleichftehe Elvers, Servituten 57b ſ. dagegen Roth, Bayr. C.R. (1) 8 158, 
11. 12. Nah O. c. Urt. 754 haben die Eltern die mit Gefchwiftern die Erb- 
[haft eines kinderlos verftorbenen Kindes tHeilen die Nutznießung an bem 
dritten Theil des Vermögens, das fie nicht zu Eigenthum erhalten. 
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II. In dem Rechtsgebiet des gemeinen Rechts erwirbt ber 
Ehemann an der Dos, die Ehefrau an der donatio propter 
nuptias, für welche ihnen vertragsmäßig der Anfall nah Auf: 
löſung der Ehe zugefichert ift, bei dem Vorhandenſein von Kin: 
dern da3 Eigentbum nur an einem Kopftbeil, während fie an 
dem übrigen nur Nießbrauch erhalten®. Für dieſen Nießbraud 
fehlt e8 an näheren Beftimmungen, und er ift daher nach den allge: 
meinen Grundjägen zu beurtheilen ’. Nah Bayrifhem Landrecht 
hat bei befinbeter Ehe der Ehemann an ber beftellten Dos, Die 
Ehefrau an der Widerlage lebenslängliden Nutzgenuß anzufprecen ®. 

III. Bet Eheſcheidung fällt gemeinrechtlih ? die Eheſchei⸗ 
dungsftrafe den vorhandenen Kindern zum Eigenthum zu, und 
der unfchuldige Theil hat daran nur Lebenslänglichen Nießbrauch '°. 

Nah franzöfiihem Recht fällt bei Eheſcheidung auf Grund 
gegenfeitiger Einwilligung das Eigenthbum ber Hälfte des Vermö⸗ 
gens jedes Ehegatten den Kindern zu, wobei Vater und Mutter 
die Nutznießung diefer Hälfte bis zur Volljährigkeit der Kinder 
anzuſprechen haben ?, | 

IV. Die arme Wittwe, welche gemeinredtlih ein Erb: 
veht an dem Vermögen des Ehemanns bat !?, erhält wenn fie 
mit eignen Kindern concurrirt nur lebenslänglichen Nießbrauch 
en ihrer Erbportion ’. Da das Geſetz nähere Beſtimmungen 


° Nov. 98. 0. 1; Nov. 127. ce. 8; Windicheid 8 506, 16. 

Elvers, Serbituten 577 hält die für bie Nutznießung an dem nicht- 
freien Vermögen der Kinder geltenden Grundfäge auch Hier für anwendbar, 
allein e3 fehlt für diefe Behauptung jeder pofitive Anhaltspunkt. e 

s Bayr. L.R. I. 6. 36 Nr. 7; I. 6. 37 Nr 6. 

® Die Beitimmungen des römischen Rechts kommen nicht in allen Theilen 
be3 gemeinrechtlichen Nechtögebiet3 zur Anwendung oben 8 149, 15. 26. 30. 
32. 33, ferner nit nah Preußiſchem, Sächſiſchem, Defterreihifhem und 
Sranzöfiihem Recht. 

1.118 1 Cod. 5. 17; Nov. 117. c. 8. 9; vgl. oben 8 149,8 In 
Ermanglung befonderer Beitimmungen kommen für diefen Nießbrauch die all 
gemeinen Regeln zur Anwendung; a. M. Elvers, Servituten 577 Nr. 4. 

110, c. Urt. 305; vgl. oben 8 149, 71. 

12 Windſcheid $ 574, 2; Roth, Bayr. ER. (1) 8 355, 8. Diejes Erb- 
recht findet nur in dem Rechtsgebiet bed gemeinen Rechts Anwendung, und 
auch hier iſt es für einzelne Landesrechte gejeglich ausgejchloflen. 

»® Nov. 117.c.5; Windſcheid 8 355, 20; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 355, 20. 
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nieht getroffen bat, fo find die allgemeinen für den Nießbrauch 
geltenden Grunbfähe dafür anwendbar ’*. 

V. Auf Grund der während der Ehe in Geltung gewejenen 
ehelichen Güterordnung bat der überlebende Ehegatte den Beifit 
an bem Vermögen des Verftorbenen in folgenden Fällen anzu: 


ſprechen: 
1. bei unbeerbter Ehe, 

a. bei allgemeiner Gütergemeinſchaft nach Preußiſchem Land⸗ 
recht 1b, der Nürnberger Reformation 1%, Recht des F. Kempten '7, 
Meftfalen 8, Stadt Wimpfen ?, Münfter B.D.2%, Lingen Land: 
vecht ?1; 

b. bei Errungenſchaftsgemeinſchaft Stadt Bendorf ??, Solm- 
fer 2.8. 3°, Nürnberger Reformation ?*, Bayrifches Landrecht ?°, 
Württembergifches Landrecht ?°, Recht der Stadt Regensburg ?”, 
N. 8. L.O. 28, Solmjer 2.D.?°, Frankfurter Reformation ?’, D. 
K.L. O. 31, Pfälzer L. R. 22; 


14 Elvers, Servituten 577 Nr. 5 nimmt auch hier Befreiung von der 
Cautionspflicht an; allein in Ermanglung geſetzlicher Beſtimmungen müſſen 
bier die allgemeinen Grundſätze als maßgebend angeſehen werben. 

15 Bgl. oben $ 110, 17. 

16 Bol. oben 8 110, 17. 

17 Bgl. oben 8 110, 17. 

18 Bol. oben 8 111, 28. 

19 Bol. oben 8 111, 23. 

20 Bol. oben 8 112, 44. 

21 Bol. oben 8 112, 24. 

92 Bl. oben 8 121, 19. 

#8 Bol. oben 8 121, 20. Es ift dieß die in Naffau, Heflen-Homburg 
nnd Iſenburg geltende Form. 

4 Bol. oben 8 121, 22. 

8 Bol. oben 8 121, 26. 

20 Bol. oben 8 122, 24. 

27 Bol. oben 8 122, 25. 

28 Bol. oben 8 128, 6. 

#2 Bol. oben 8 128, 9. Es ift dieß die in Kurhefien und Darmſtadt 
geltende Form der Solmjer 2.D. 

30 Bgl. oben 8 128, 7. 

1 al. oben $ 128, 11. 

32 Bol. oben 8 123, 14. 
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c. bei Verwaltungsgemeinihaft Schwarzburg-Rubolftabt ®°, 
Schwarzburg-Sondershaufen °*. 

Der Beiſitz des Überlebenden Ehegalten an dem Vermögen des 
Berftorbenen bei unbeerbter Ehe richtet ſich, ſoweit das Statut Ihm 
nicht größere Rechte einräumt, nach den allgemeinen Grundfägen ®°; 

2. bei beerbter Ehe. Zahlreiche Landesrechte beftimmen auf 
Grund des während der Ehe in Geltung geweſenen ehelichen Giü- 
terrechtS bei beerbter Ehe ein Beifigrecht beider Eltern °°, auf 
welches, injoferne bie Statuten nit ausbrüdli anderes vor: 
ihreiben 97, die für den Nießbrauch geltenden Grundſätze zur An- 
wendung kommen ®®. 

VI Gemeinredtlid und nah Preußiſchem und Sädjfi- 
Them Recht?“? Hat der Bater, nah Franzöfiihem Recht *% haben 
beide Eltern ein Nießbrauchsrecht an dem nichtfreien Vermögen 
der Hausfinder; die für dieſes Nutungsrecht geltenden Grundſätze 
weichen in mancher Beziehung von den für bie. Nugnießung im 
Allgemeinen geltenden Grundſätzen ab *!; allein darin Liegt Teine 
Beranlaffung, ben Nießbrauch an dem nichtfreien Vermögen für 


22 Bol. oben 8 148, 47. 

94 Bol. oben 8 148, 51. 

3 Als Nießbrauch ohne weiteren Beiſatz wird das Recht bezeichnet in 
Pr. ER. IL 1. 246; Bayr. L. R. J. 6. 88 Nr. 2. Weitergehende Rechte find 
3. B. damit verbunden nad der Solmjer L.D. Roth, Kurheſſ. BR. 8 120, 
12 und dem Württembergifchen L.R. Lang, Perſonenrecht 8 84. 

*° ©. die Zufammenftellung oben 8 162, 17—2%0. 

97 Bol. oben 8 162, 27. 

88 Bol. oben 8 162, 28; Erk. Wiesbaden 30/5 1838 Sf. VIL 194, 

»° Bol. oben $ 168, 42. Nach Defterreichiichem Recht hat der Vater kein 
Nutzungsrecht am Vermögen der Hauskinder oben 8 168, 42. Dem Nutzungs⸗ 
recht des Vaters fteht nach einzelnen Lanbesrechten das beiden Eltern am 
Kindervermögen zuftehende Beifigrecht gleich, oben 8 162. 1. 

4 C, co. Urt. 384. 

“1 Die wichtigsten Abweichungen find, daß der Vater gemeinrechtlich nicht 
an die Beſchraͤnkungen bes Nießbrauchers Hinfichtlih der Subftangverändes 
rungen gebunden ift, während er nach Preußiſchem, Sächſiſchem und Franzö⸗ 
fiidem Recht den gleichen Beſchränkungen unterliegt oben 8 168, 17, und daß 
ihm nach mehreren Landesrechten das Recht der Veräußerung von Mobilien 
zufteht oben 8 168, 26. Dagegen ift bie gemeinrechtlich begründete Befreiung 
bon der Sautionspflicht kein durchgehendes Unterſcheidungsmerkmal oben 8 168, 
12. 33. 34. Ueber den Unterfchied zwiſchen dem elterlichen und dem gemwöhn- 
lihen Nießbrauch vgl. Aubry S 550 bis Nr. 1. 
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ein beſonderes von dem gemeinen Nießbrauch zu unterſcheidendes 
Inſtitut anzuſehen, da dieſe Abweichungen auf dem Familienrecht 
beruhen, die mit der Nutznießung nur äußerlich in Verbindung 
gebracht find *2, 

VI. Nah der Güterorbnung der Verwaltungsgemeinſchaft 
ftebt dem Ehemann an dem nicht vorbehaltenen Vermögen der 
Ehefrau das Recht der Verwaltung und des Nießbrauchs zu *. 

Nur nah Sächſiſchem Recht find die für den gemeinen Nieß- 
brauch geltenden Grundjäge dafür für maßgebend erklärt ‘*, wäh: 
rend die übrigen Landesrechte das Rechtsverhältniß jelbitftändig 
geregelt haben *°. Auch bier beruhen bie Abweichungen von dem 
gemeinen Nießbrauchsrecht darauf, daß dem Ehemann ein aus: 
gebehntes Berwaltungsreht an dem ehefräulihen Vermögen ein: 
geräumt ift **®. 

VII Nach einzelnen Landesrechten haben die nächſten Prä⸗ 
fumtiverben eines für verichollen Erflärten den Nutzgenuß des 
Bermögens deſſelben anzufprecen *?. 


8 274. 
8. Inbalt. 
Für den Inhalt des Nießbrauchsrechts gelten folgende Grund⸗ 


ſätze: 
J. Rechte des Nießbrauchers. 


“2 Entſcheidend iſt der Umſtand, Daß das Verwaltungsrecht bed Vaters 
von ſeinem Nutzungsrecht unabhängig iſt, und ihm auch an ſolchen Vermö⸗ 
genstheilen zuſteht, an denen er ein Verwaltungsrecht nicht hat oben 8 167, 
22. Steht dem Vater nur die Nubnießung ohne das Recht der Verwaltung 
zu, fo ift die Anwendbarkeit der für das gemeine Nutznießungsrecht geltenden 
Grundſätze nicht zu bezweifeln oben 8 168, 55. 

48 Vol. oben 8 138.. ' 

“4 Bol. oben 8 134, 22; 8 189, 5. Die für dieſe Güterordnung von 
Manchen gewählte Bezeichnung als ususfructus maritalis ift daher nur für 
die Geftaltung im Sächſiſchen Recht gerechtfertigt. 

“6 Bol. oben 8 138, 139. 

4° Die Unterfheibungsmerkmale find namentlih das dem Ehemann zu- 
ftehende ſelbſtſtaͤndige Werwaltungsreht und bie Veräußerungsbefugniß für 
beweglihde Sachen des ehefräufichen Vermögens. 

17 €8 gilt dieß nach den Rechten von Kurheſſen, Heflen-Darmftadt, Naſſau, 
Medlenburg und dem franzöfiichen Recht |. das Nähere oben $ 209, 39, 
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1. Anfprüche des Niegbrauders. Verbrauchbare Sachen gehen 
in das Eigenthum des Nießbrauchers Über, und er hat bie freie 
Dispofition darüber, wobei er nur die Verpflichtung bat, bei Be: 
endigung des Nießbrauchs den Werth ober die gleihe Quantität 
der Sachen zu reftituiren!. Bei nicht verbrauhbaren Sachen ge: 
währt das Nießbrauchsrecht die Befugniß, den Gegenftand def: 
felben zu gebrauchen? und die Früchte zu beziehen®; ber Berech⸗ 
tigte bat daher Anſpruch auf Detention der Saches. In dem 
Nießbrauchsrecht ift jedenfalls die Befugniß gegeben, die Sache 
zu gebrauden, auch wenn fie feine Früchte trägt’; es ift damit 
aber zugleich die Befugniß gegeben, aus dem Gegenfland jeben 
Nugen zu ziehen, ber mit Erhaltung der Subftanz vereinbar ift, 
aljo eine Sache, die an ſich feine Früchte trägt, Durch Vermie⸗ 
thung nußbar zu mahen® Bei fruchttragenden Sachen bat ber 
Nießbraucher Anſpruch auf alle Eivil- und Naturalfrüchte ber 
Sache? und aller ihrer Acceſſionen?. Nah Preußiſchem Recht 


11,2 pr.1.6.7D.7.5; Windſcheid 8 206, 2; Bayr. L.R. IL. 9. 10 
Nr. 1; Sachſen B.G.B. 8 623; Pr. LR. I. 21. 173; C. co, Art. 587; Defter- 
reih A.B.G.B. $ 510. 

21.1281 1.42 pr. D. 7.1; Windſcheid 8 203, 3. Das Recht er- 
ftredt fich ebenjo auf die Zubehörungen der Sade 1. 15 8 6 D. 7. 1; Bayr. 
ER. IL 9. 4 Nr. 1; Sachſen 8.6.8. 8 605. 

°1.14 81 D. 7. 8; Windſcheid 8 203, 4; Bayr. ER. II. 9. 4 Ar. 1; 
Pr. L.R. J. 21. 23; Sachſen 8.6.8. 8 605; Defterreih A.B.G.B. $ 511; 
C. c. Art. 582. 

41.608 1D. 7.1; Elverd, Servituten 460; Sachfen 8.0.8. $ 605; 
Badariä 8 227, 2; Aubry 8 280, 2. Nach Preußiichem Recht ift er unvoll- 
ftändiger Beſitzer Förſter Eccius 8 186, 51. Bei Capitalsnutznießung kann 
jedod nah Br. L.R. 1. 21. 109 gegen Beftellung einer gehörigen Caution ber 
Eigenthümer das Eapital jeldft an fich nehmen Förfter Eccius 8 186, 50. 

61.41 D. 7.1; Glück, Eommentar IX. 438; Windfcheid 8 208, 3; 
Bayr. L.R. II. 9. 4 Nr. 2; Sadjfen B.G. B. 8 605; Badhariä 8 227, 2a. 

e1.1282 D. 7.1; Windſcheid $ 205, 3. Vgl. unten Rote 51. 

71.7$1D.7. 1, vgl. oben Note 3. Der Nießbrauch ift theilbar und 
fann daher an einem ibeellen Theil der Sache zufteben, entweder mehreren 
Nutznießern in Gemeinfchaft, oder dem Nutznießer in Gemeinjchaft mit dem 
Eigenthämer Windjcheid 8 205, 6-8; Bayr. IR. II. 9. 2 Nr. 5; Sadjen 
3.9.8. 8 604. A. M. Sintenis, C.R. $ 57, 14, der beim Nießbrauch Mit- 
ausübung des Eigenthümerd für ausgeſchloſſen Hält. 

s Die Acceſſionen al3 folche verbleiben dem Eigenthiimer, das Gebraud- 
und Nupungsrecht des Nießbrauchers erftredt ſich jedoch aud auf fie 1. 9 
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kann der Nießbrauch auch nad dem Bebnürfnißgädes Nießbrauchers 
verliehen werben, entweder nah dem Bedürfniß nur für feine 
Perſon 1? oder feiner Familie !!. Der Umfang des Bebürfnifies 
wird nah den zur Zeit der Einräumung vorhandenen Umftänden 
beftimmt "2. Als natürlide Früchte erjcheinen alle organifchen 
Erzeugniffe der Sache !?, der Nutznießer bat daher Anſpruch auf 
die regelmäßigen Erträgniffe ländlicher Grundftüde '*, namentlich 
die darauf gezogenen Induſtrialfrüchte 1°, die regelmäßige Holz: 
nutzung ?®, die Ausbeute unterirdifcher Produkte jomweit fie Theile 


84AD. 7. 1; Bayr. EM. IL 9.4 Nr. 1; Pr. 2.8. 1.21. 24; Sachſen 8.6.8. 
8 605; C. c. Urt. 596. 

Br. 2.8. I 21. 185. Es ift dieſe Form an die Stelle des gemein- 
rechtlihen Usus getreten, vgl. unten $ 275, 6. 

0 Br. ER. I 19. 26. Hier haben feine Hausgenofjen feinen Anſpruch 
auf Theilnahme. 

11 Pr. 2.1 19. 17. Hier nehmen auch die in ber Folge hinzukom⸗ 
menden Mitglieder Theil. Die Einräumung als Theil einer Beſoldung gilt 
als Einräumung an bie Familie Pr. ER. L 19. 28; Förfter Eccius 8 186, 44. 

12 Dr, L.R. I 19. 24; Förſter Eccius 8 186, 41. 

18 Bol. oben 8 82, 3. Es gehören dahin ſowohl die von felbft wach⸗ 
enden als die Induſtrialfrüchte. 

“1,9 pr. D. 7. 1; Windſcheid 8 208, 6. 

10 Elvers, Servituten 481, namentli Getreide L 25 $ 1 D. 22. 1; 
Grasertrag und Baumfrüdte 1. 13 D. 7. 4. 

16 Meber den Niebbrauh an Walbungen vgl. Laspeyres, N. f. C. Pr. 
XIX. 71; Bangerow 8 344 Unm. 1. Der Nießbrauder Hat daran nur den 
forftmäßigen Gebraud), ift aber nicht auf feinen perjönlichen Bedarf beichräntt 
1.987D.7.1; Släd, Comm. IX. 205; Elverd, Servituten 482; Erk. Ol: 
benburg 31/12 1847 Sf. IIL. 9; Münden 18/11 1881 Sammlung IX. 112; 
Kreittmayr, Anm. 24 zu L.R. 11.9. 4; Pr. ER 1. 21. 32 Förfter Eccius 
8 186, 25; Sachſen 8.0.8. 5 607; Defterreih 4.8.8.8. 8 511; C. c. Art. 
590. 591 Aubry 8 230, 23. Bei Windbrüden Tann der Nubnießer nad 
l. 12 pr. D. 7. 1 und C. o. Art. 592 nur feinen Wirthſchaftsbedarf entneh- 
men Slüd, Commentar IX. 207, 895; Bangerom 8 344. I. 4; nad Br. L. R. 
I. 21. 33. 34 und Sachſen 8.8.8. 8 607 gehört ihm davon nur der Theil 
der in die ordinäre Korftnubung fällt. Einzeln ftehende Bäume darf der 
Nutznießer nicht bauen, es fteht ihm jedoch die wirthichaftliche Benutzung und 
das Holz der abgeftorbenen Bäume zu 1.11 1.13841 18 pr. D. 7.1; 
Bangerow 8 344. J. 4; C. c. Urt. 594 Aubry 8 280, 31. Nah Pr. L.R. I. 
21. 35. 36 Hat er die Nupnießung nur an dem Werth der gefällten Bäume 
Förſter Eccius 8 186, 27. Nah Sadjen 3.8.8. 8 608 darf er fie, wenn 
es wirthichaftlich geboten ift, fällen und fich aneignen; auch gehören ihm ab- 
geftorbene Bäume. Zufällig umgerifjene Bäume gehören dem Eigenthümer, 
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des Bodens find 1”, die Ergebnifle der Jagd und Fifcherei, foweit 
fie dem Eigenthümer zuftehen !®, bei dem Nießbrauh an Thieren 
die regelmäßigen Produkte berfelben ’°. Dem Nießbraucher ge: 
hören ferner alle Givilfrüchte der Sache, ſowohl diejenigen welde 
diefelbe zur Zeit der Beitellung des Nießbrauchs bereits trägt ?°, 
als diejenigen, welche der Nießbraucher durch Dispofitionen über 
Ausübung des Nießbrauchs erft Tchafft ?. Der Nießbrauder er: 
wirbt gemeinrehtlih und nah Sächſiſchem und Franzöſiſchem 
Recht das Eigenthbum der natürliden Früchte mit der Percep⸗ 
tion ??, nach Defterreihifhem Recht mit der Separation ?®; die 
Givilfrüchte werden fein Eigenthbum mit ber Erhebung *'. Nach 
Preußiſchem Landrecht find Natural» und Civilfrüchte mit der 


71,982D.7.1; Schröber, 9. f. C.Pr. XLIX. 381; Kreittimagr, 
Anm. 26 zu Bayr. ER. II. 9. 4; Pr. L.R. I 21. 39; Förſter Eccius 8 186, 
20; Sachſen 8.6.8. 8 609; O. c. Art. 598. Die im Berggeſetz als regal 
erflärten Mineralien find nicht Theile des Bodens, und der Nutznießer als 
folder hat darauf fo wenig Anſpruch als der Eigenthümer des Bodens. Der 
im Boden gefundene Schaß ift nicht Erträgniß; ber dem Grunbeigenthümer 
gebührende Antheil verbleibt dieſem, der Nubnießer hat keinen Anſpruch dar⸗ 
auf 1.78 12 D, 24. 8, Glück, Comment. IX. 209, 100; Bayr. L. R. II. 9. 
5 Nr. 6; Kreittmage, Anm. o zu LM. II 9. 4; Br. 2,8. J. 21. 41; Oeſter⸗ 
veih A.B.G.B. 8 511; C. c. Art. 598; Sachſen 8.8.8. 8 606. Eine Aus⸗ 
nahme macht Sadjen 8.6.8. 8 634 bei dem Nießbrauch an einem ganzen 
Bermögen. 

21.985 D, 7.1; Kreittmayr, Anm. 8o zu Bayr. 2.9. IL. 8. 3 und 
Anm. 2c zu Bayr. OR. IL 9. 4; Lang, Sachenrecht 8 88, 24. 

21.1282 D.7.8;1. 28 pr. D. 22. 1; Elvers, Servituten 486. Die 
geworfenen Jungen gehören bei Nießbraud an einzelnen Thieren dem Rieh- 
braucdher 1. 68 81. 2, 1. 29 D.7. 1; Elvers, Servituten 486; bei Niekbraud 
an einer Heerde nur, ſoweit die Kopfzahl dadurch vermehrt ift 1. 70 8 8 
D. 7. 1; Windſcheid 8 203, 11; Pr. L. R. I. 21. 17; C. c. Art. 616. 

2° Es gehören dahin die Erträgnife von Miethverträgen, in welche der 
Nießbraucher eintreten muß 1. 59 8 PD. 7. 1; der Canon aus einem Plap- 
recht Elvers, Servituten 497; bie Zinſen belegter Capitalien 1. 24 pr. D. 
33. 2; Windſcheid 8 206, 8; Raten einer Leibrente Pr. L.R. I. 21. 42, Sach⸗ 
ſen 8.8.8. 8 630; C. c. Art. 538, nicht aber ber Gewinn aus einer Prä- 
mienanleihe Yörfter Ecciug 8 186, 31. 

21 J. 38. 39 D. 7. 1. Der Preis für Wbtretung und Wusübung des 
Nießbrauchrechts iſt Eivilfrucht vgl. unten Note 51. 

22 Pol. oben 8 247, 2—4. 

23 Mol. oben 8 247, 5. 

24 Windſcheid $ 203, 9; Sachen 8.0.8, $ 245. 
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Entftehung fein Eigenthum*®. Das Recht des Nießbrauchers er- 
ftredt fich gemeinvechtlih und nad Oeſterreichiſchem und Franzö— 
fiihem Recht auf die bei dem Beginn defjelben mit der dienenden 
Sade noch zufammenhängenden natürlichen Früchte 2°. Gemein— 
rechtlich und nah Sranzöfiihem Recht hat der Eigenthümer feinen 
Anſpruch auf Erſatz der Baufoften ?7, während ihm ein folcher 
nah Bayriſchem, Württembergifhem und Defterreihifhen Recht 
zuftebt ?°; Dagegen verbleiben die bei Beendigung des Nießbrauchs 
noch ftehenden Naturalfrüchte den Eigenthbümer, gemeinrechtlich 
und nah Franzöfiihem Recht ohne Erſatz der Baukoſten ?°, nad 
Bayriſchem, Württembergiihem und Defterreihifhem Recht gegen 
Erfat derjelben 8°. Nach gemeinem Sachſenrecht bleiben bei Be- 
 endigung des Nießbrauchs dem Nießbraucher die noch ftehenden 
Snöduftrialfrühte aus feiner Beftelung !. Kivilfrüchte werben 
gemeinrechtlih nach Raten getheilt, wenn fie von Sachen bezogen 
werben, bie täglih Nuten gewähren 2°; find fie nur Erſatz na⸗ 
türlider Früchte, fo enticheibet der Zeitpunkt, in welchem bie 
Möglichfeit der Berception gegeben geweſen wäre??. Dagegen 


20 Pr. BR J. 9 221; Förſter Eccius 8 186, 39. 

2 1, 27 pr. D. 7. 1; Erf. Berlin 24/2 1868 Sf. XXI. 216; Bayr. L. R. 
II. 9. 4 Rr. 6. Das Defterreihiihe A.B.G.B. enthält feine ausdrüdliche 
Beftimmung, doch ift Uebereinftimmung deſſelben mit dem gemeinrechtlichen 
Grundſatz anzunehmen. Ueber das Preußifche und Sächftiche Recht vgl. unten 
Note 38. 39; C. c. Art. 585. 

11.2581 D. 22. 1; Glück, Commentar IX. 198; Erk. Roftod 4/7 
1861 Sf. XVI. 274; C. c. Art. 585; Aubry 8 229, 8. 

»° Bayr. L.R. II. 9. 4 Nr. 6. Defterreih. A.B.G.3. 8 519 und Würt« 
temberg. 2.8. IV, 5. 5 fprechen diejen Grundſatz nur für die Abrechnung bei 
Beendigung des Nießbrauchs aus; allein mit Recht fieht Lang, Sachenrecht 
"888, 17 darin ein allgemeines Brincip, das auf dad Verhältniß bei Beginn 
des Nießbrauchs analog anzuwenden ift. 

22 8 86 Inst. 2.4; 1. 18 D. 7. 1; Glück, Comment. IX. 332; Elvers, 
Servituten 538, 1; Erk. Roftod 4/7 1861 Sf. XVI. 274; Aubry 8 230, 10. 

30 Bayr. L.R. II. 9. 7 Nr. 5; Defterreih A.B.G.B. 8 519; Württem: 
berg. L.R. IV. 5.5; Lang, Sachenrecht 8 88, 84. 

21 Sip. II. 58; Eurtius, C.R. 8 1038d. 

Süd, Commentar IX. 336; Wächter, Erörterungen I. 75; Arndts 
8 179e; Roth, Bayr. ER. (1) 8 159, 31. 

22 Slüd, Commentar IX. 336; Wächter, Erörterungen I. 75; Arndts 
8 179 f.; Roth, Bayr. C.R. (1) 5 159, 82. 

Roth, Deutſches Privattecht. LIT, 27 
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fallen fie, wenn das Recht der Erhebung an einem beftimmten 
Tag entiteht, demjenigen zu, der an diefem Tag das Recht ber 
Beziehung der Früchte hat?“. Nah Bayriſchem, Defterreichifchem 
und Franzöſiſchem Recht werden ausftehende Civilfrüchte immer 
nach Raten zwiſchen Eigenthümer und Nußnießer getheilt*°. Nach 
Preußiihem Landrecht werden zum Behuf der Auseinanberjegung 
bei Aufhören des Nießbrauchs Landgüter bis zum Ende des 
Wirthſchaftsjahrs das vom erften Juli an gerechnet wird auf ge⸗ 
meinichaftlihe Rechnung des Nießbrauders und Eigenthümers 
verwaltet, und Weberfhuß oder Einbuße im Verhältniß der fie 
treffenden Zeit zwilchen Eigenthümer und Nubnießer getheilt®*®. 
Bei Grundjtüden, mit denen feine Landwirthichaft verbunden ift 
Gerechtigkeiten und ausftehbenden Capitalien wird das Jahr vom 
1. Juni an gerechnet, und es fallen bei Beendigung bes Nieß- 
brauchs bis zum Ablauf des Vierteljahres, in welchem der Niep- 
brauch endigt, die Nußungen dem Vermögen des Nießbrauders 
zu°”. Diefe Grundſätze erleiden analoge Anwendung auf die 
Theilung der Nubungen zwiſchen Eigenthümer und Nußnießer bei 
Beginn des Nießbrauchs °?. Nah Sächſiſchem Recht hat bei na- 
türlihen Früchten die von ſelbſt wachſen der Nutznießer Anſpruch 
auf diejenigen, die während feines Nießbrauchs von der Sache 
getrennt find; bei Induſtrialfrüchten auf diejenigen, auf melde 
die Verwendungen in die Zeit feines Nießbrauchs fallen, ſelbſt 
wenn die Trennung erit nad diefer Zeit eingetreten if. Fallen 


34 Glück, Eommentar IX. 337; Wächter, Erörterungen I. 80; Roth, 
Bar. E.R. (1) 8 159, 93. 

5 Bayr. ER. II. 9.4 Nr. 6; 11.9. 7 Re. 5; Deiterreih U.B.G.8. 
8 519; C. c. Art. 586; Aubry 8 230, 13. 

36 Br. L. R. I. 21. 151—169; Förfter Eccius $ 186, 117f. War das 
Gut verpacdtet, jo bildet da8 Pachtgeld nah Abzug der Abgaben Ziufen und 
Adminiftrationskoften das Theilunggobjelt Br. L.R. I. 21. 168. 

27 Pr. L. R. I 21. 170—172; Förſter Eccius 8 186, 124. 

* Br. L.R. I 21. 29 beftimmt nur, daß der Nießbraudher auf Früchte 
und Nutzungen, die bei Beginn des Nießbrauchs bereit abgefondert und Zin- 
jenhebungen und andere Bräftationen, die damals ſchon fällig oder verjeflen 
waren feinen Anſpruch Haben folle. Beftritten ift, wie e8 mit den bei Beginn 
des Nießbrauchs noch nicht feparirten Früchten und den noch nicht fälligen 
Hebungen zu halten fei. Ich Halte die analoge Anwendung ber für die Thei- 
lung bei Beendigung des Nießbrauchs aufgeftellien Grundfäge für unbedent- 
lich ſ. Koch, Anm. 25 zu OR, I, 21. 29, 
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die Verwendungen nur zum Theil in die Zeit feines Nießbrauchs, 
fo hat er nur in dem Verhältniß, in welchem der Betrag feiner 
Verwendung zu dem Gejammtbetrag der Verwendung fteht, ein 
Recht auf einen Theil der Früchte. Bürgerlide Früchte, die an 
Stelle natürliher Früchte treten, welche einem andern überlafjen 
find wie Pacht- und Miethzinfen, ferner Zinſen von Gapitalien 
gehören dem Nießbraucher nach Verhältniß der Zeitdauer feines 
Rechts. Andere bürgerliche Früchte gehören ihm, wenn fie in der 
Zeit feiner Berechtigung fällig geworden find °®, 

Dem Nießbrauder fteht außerdem die Ausübung der mit ber 
Sache verbundenen Rechte zu *°. 

2. Dispofitionsbefugnig *. Der Niepbrauder hat das Recht 

a. Henderungen mit der Sache vorzunehmen, welche mit der 
bisherigen Beitimmung vereinbar find *?, und zwar nicht bloß bei 
Gelegenheit nothwendiger Reparaturen, fondern auch zum Zweck 
von Berbefferungen oder zu Zweden ber Ausübung feines Rechts *°. 
Dagegen barf er einfeitig feine Veränderungen vornehmen, welche 
eine Umgeftaltung der urfprünglichen Form bewirken, jelbft wenn 
die Sache dadurch werthvoller und einträglicher würde *t. Bes 


20 Sachſen 8.8.8. 8 76 und 616. Hiernah Hat der Nießbraucher auf 
die bei Beginn feines Nießbrauchs noch ftehenden Induftrialfrüchte nur in 
dem Berhältnig Anfprud, in welchem feine Verwendungen zu dem Gejammts 
betrag der Verwendungen Stehen. 

1.1 pr. D. 7.6; Gtüd, Comment. II. 201, 74; Sintenis, E.R. 8 59, 
16; Sadfen 8.9.8. 8 605; CO. c. Art. 597 Zachariä 8 227, 16. Nach Pr. 
L.R. J. 21. 45 bleiben die mit der Sache verbundenen Ehrenrechte dem Eigen- 
thümer vorbehalten Förfter Eccius $ 186, 135. 

4 Bol. Keil die Dispofitiondbefugnig des Ufufrultuars U. f. C.Pr. 
XXXV. 358. 

“2 Keil, U. 365; Elvers, Servituten 468. Die Quellen fprechen diejen 
Sag nicht direlt aus, fondern ftellen ihn in einer Anzahl von Anwendungs 
fällen auf, jo Aufführung von Delonomiegebäuden 1. 13 86 D. 7. 1; Aus⸗ 
Ihmidung eines Haufes 1. 13 8 7 D. 7. 1; Anlegung eines Steinbruch auf 
einem Landgut 1.1384 D. 7.1. 

* Süd, Commentar IX. 236; Elvers, Servituten 466. 472. 

"+ Seil, U. 392; Glück, Comment. IX. 234; Elvers, Servituten 468; 
Windicheid 8 208, 14. Auch dieſen Sag ftellen die Quellen nur dur Ent- 
ſcheidung einzelner Unmendungsfäle auf, fo Verwandlung eines Luftgartend 
in einen Nubgarten 1. 13 8 4 D. 7. 1; Verwandlung eined Landguts in ein 
DBergwert 1, 13 85 D, 7, 1; Ausbauen eines Haufes 1.44. 61 D, 7. 1. Mit 


27* 
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ftritten ift, inwiefern dieß auf den Nießbrauch an Gapitalien An- 
wendung finde. Jenachdem das Verhältniß als verus oder quasi 
ususfructus angejeben wird, wird dag Recht des Nießbrauchers 
das Gapital einzuziehen alfo den Gegenftand umzugeftalten ver- 
neint oder bejaht **. Die neueren Landesrechte ſprechen dem Nieß⸗ 
brauder das Recht das Capital einzuziehen ab**. Die Frage, 
ob eine von dem Nießbrauder vorgenommene Veränderung bie 
ihm gezogenen Schranken nicht überfchreite, ift in dem einzelnen 
Fall nad billigem Ermeſſen zu entfcheiden *”, und ber Eigenthil- 
mer hat das Recht, die Befeitigung von Veränderungen, die dem 
nicht entiprechen, zu verlangen *. Bei dem Nießbrauch an ver: 
brauchbaren Sachen dagegen liegt die Befugniß ber freien Dis- 
pofition über bie Subftanz in der Natur des Rechtsverhältniſſes *°. 

b. Er bat das Recht über den Inhalt des Nießbrauchsrechts 


der gemeinrechtlichen Beſtimmung conform find unjere Landesrechte Kreittmapr, 
Unm lo zu L.R. IL 9 4; Br. 2.0. I 21. 25 Forſter Eccius 8 186, 53; 
Sachſen 8.0.8. 8 609. 611; Defterreih A.B.G.B. 8 507. Auch das Fran- 
zöſiſche Recht ftimmt damit überein Zachariä 8 228, 1; Aubry 8 31 Nr. 2. 

45 Meberwiegend wird jebt die letztere Meinung befolgt Steinberger 8. 
f. E.R. XI. 176; Brinz, Pandekten (2) $ 194, 10; Sintenis, C.R. 8 59, 57; 
Erk. Celle 14/12 1864 Sf. XIX. 126. 3. Undere unterjcheiden, ob der Nieß⸗ 
braud) am Capital oder an den Binfen gegeben fei, und räumen nur in dem 
erfteren Fall dem Nießbraucher das Recht der Einziehung ein Windſcheid 
8 206, 9. 

4° Rreittmayre, Anm. d zu L.R. II. 9. 3 und Anm. f zu LR. II. 9. 10; 
ebenjo nad Franzöſiſchem Necht Zachariä 8 225, 1. Nach Defterreih A.B. G. B. 
8 510 bat bei einem Fruchtgenuß an einem bereitd anliegenden Capital der 
Uſufruktuar nur die Zinfen zu beziehen. Nah Sachſen 8.0.8. $ 625. 627 
fann, wenn der Niekbraud an einer Forderung beftellt ift, der Nießbraucher 
diejelbe einziehen, nicht aber wenn fie nur an den Binjen beftelt if. Nieß- 
braud an Werthpapieren gilt nach 8.8.8. 8 623 als Niekbrauh an den 
Binfen derjelben. Nah Pr. LR. I. 21. 101—109 kann ber Nießbrauder die 
Borberung nur mit Zuziehung des Eigenthümers einziehen. Ach halte deß⸗ 
bald die Anficht von Derndurg, Pr. PR. I. 8 285, 3, daß nach Preußiſchem 
Recht der ususfructus nominis al3 verus ususfructus aufzufaffen fei für be- 
gründet. Dagegen nimmt Förfter Eccius 8 186, 48 einen eingefchränften 
quasi ususfructus an. 

1.1D.7.9; Keil, Archiv 363; Elvers, Servituten 461; Bayr. L. R. 
II. 9. 4 Nr. 8. 

“8 Bol. unten Note 111. 

49 Bol, oben Note 1, 
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zu verfügen, indem er zwar nicht bag Recht felbft5° aber die 
Ausübung deſſelben andern überlafien darf®!, in der Art, daß 
der Erwerber die daraus fich ergebenden Befugnifie aus eignem 
Recht geltend machen Tann °*. 

c. Ueber die Sache felbft darf der Nießbrauder nicht ver: 
fügen®®; er kann daher einfeitig auch feine dauernden Laften auf: 
legen 5*, 

I. Berbindlihfleiten des Nießbrauchers. Der 
Nießbraucher hat während der Dauer des Nießbrauchs die Sache 
in dem Stand zu erhalten, in welchem fie bei Beginn bes Nieß- 
brauchs ſich befand °®, und bei Ausübung des Nießbrauchs mit 
ber Sorgfalt eines ordentlihen Hausvaters zu verfahren®®. Er 


8 8 Inst. 2. 4; Gluck, Kommentar IX. 170. 171; Windſcheid 8 202, 
5; Vangerow 8 344, 3. Gegen die von Manchen aufgeftellte Anficht, daß 
das Nießbrauchsrecht jelbft veräußerlich fei j. Arndts 8 179 Unm. 4; Wind- 
ſcheid 8 202, 5. Damit flimmen auch unfere Landesrechte überein Kreittmayr, 
Anm. 29 zu Bayer. OR. II. 9. 45 Pr. 2.R. 1. 21. 110; Dejterreih A.B.G. B. 
8 507. Sachſen 8.0.8. $ 600 macht nur für das Baurecht und Kellerrecht 
eine Ausnahme. Dagegen ijt nad O. c. Art. 595 das Recht ſelbſt veräußer- 
lich Zachariä $ 227, 18; Aubry 8 280, 58. 

sı 1,128 21. 38. 39 D. 7. 1; Slüd, Sommentar IX, 217, 25; Wind» 
ſcheid 8 205, 3; Sintenis, C.R. $ 59, 23; Bayr. ER. II. 9, 4 Nr. 7; Br. 
L.R. I 21. 110; Sachſen 8.8.8. 8 600. Er darf namentlih Grundftüde 
verpadhten 1. 9 8 1 D. 19, 2; Erf. Oldenburg 1859 Sf. XIV. 115; C. c. 
Art. 595 Aubry 8 230, 47; den Nießbrauch verpfänden 1. 11 8 2 D. 20. 1; 
Windſcheid 8 205, 4; Sadien 8.0.8. 8 496; C. c. Art. 2118, und einen 
Nießbrauch daran beftellen Windicheid 8 206, 10. 

52 Windſcheid 8 205, 4; Erk. R.G. 6/4 1880 Sf. XXXV. 189. 

ss |, 9 Cod. 3. 33; Kreittmayr, Anm. lo zu Bayr. ER. II. 9.5 Nr. 7; 
Br. L.R. I. 21. 138. 

sn L.R. 1 21. 90. Nah Bayr. L. R. II. 7. 4 Nr. 4 und Franzöſi⸗ 
ſchem Recht Zachariä 3 250, 2 fann er zwar Dienitbarkeiten beftellen aber 
nur für die Dauer feines Rechts. 

5 Sintenis, E.R. 8 59, 27; Pr. 2.R. I. 21. 47. 68; Förfter Eccius 
8 168, 61; Vefterreih A.B.G.B. 8 518; CO. c. Urt. 600 Zachariä $ 227, 2. 
Nah Preußiſchem, Oeſterreichiſchem und Franzöſiſchem Recht fpricht, wenn 
ein Inventar nicht aufgenommen wurde, die Bermuthung dafür, daß die 
Uebernahme in gutem Buftand erfolgte unten Note 64. 

se 8 88 Inst. 2. 1; 1. 65 pr. D. 7.1; Windſcheid 8 203, 11 und 8 204, 
1; Sintenid, C.R. $ 59, 26; Bayr. L.R. II. 9. 5 Nr. 2; Pr. ER. I. 21. 89. 
140; Zörfter Eccius 8 186, 77; Sadien 8.0.8. 8 610. 612; Oeſterreich 
A.B.G.B. 8 513; C. o. Art. 601; Zachariä $ 228, 1a. 
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bat daher den gewöhnlichen notbwendigen Unterhalt zu beftreiten 7, 
die laufenden Reparaturen vorzunehmen °®, und da, wo nach ber 
Natur des Objekts regelmäßige Ergänzung erforderlich ift, für 
diefe Sorge zu tragen ®?. Für Beobachtung dieſer Verpflichtungen 
ift er dem Eigenthümer haftbar °°, wobei er zur Erleichterung der 
Abrehnung bei Beginn des Nießbrauchs ein Inventar errichten 
fann ®!, wozu er nad Bayriſchem und Franzöſiſchem Recht ver- 
pflichtet ift °?% Nach Preußiſchem, Sächſiſchem und Oeſterreichi⸗ 


67 So Hat er namentlich fruchttragende Grunbftüde in gehörigem Eultur- 
ftand zu erhalten 8 38 Inst. 2. 1; Pr. 2.9. I. 21. 68; Förſter Eccius 8 186, 
75, und be® Thieren für die nöthige Ernährung zu forgen . 158 2 D.7.1; 
Sadjen B.G.8. 8 812. 

»21.782D.7.1; Glüd, Comment. IX. 254, 16; Sintenis, C.R. 8 59, 
28, Sreittmayr, Unm. 3b zu L.R. U. 9. 5; Br. IR. I 21. 47; Sachſen 
3.8.3. 8 612; Defterreih A.B.G.B. 8 513; C. c. Urt. 605. Dagegen ift er 
zu SHauptreparaturen nicht verpflichtet 1.7 82 D. 7. 1; Erk. Wiesbaden 
30/5 1838 ©f. VII. 195; Wolfenbüttel 4/6 1863 Sf. XVII. 270; C. c. Art. 
605. 606; Zachariä 8 228, 7; Aubry 8 281, 11; 8 238, 2. Nach Preußifchem 
Landrecht Hat der Nugnießer für Hauptreparaturen, bie durch fein mäßiges 
Verſehen herbeigeführt find, keinen Erjat anzufprechen, dagegen hat er Haupt» 
reparaturen die duch Zufall veranlaßt find nicht zu tragen Pr. L.R. I. 21. 
50. 51. Als Hauptreparaturen find nach Pr. L.R. I. 21. 52 ſolche anzufehen, 
beren Koften den vierten Theil ber Jahresnutzung überfteigen Förſter Eccius 
8 186, 67—71. Nach Defterreich A.B.G.B. 8 514 hat der Fruchtnießer dem 
Eigenthümer die Binfen des für Hauptreparaturen verwendeten Kapitals nad) 
Maß der dadurch verbefferten Fruchtnießung zu vergüten. 

Süd, Comment. IX. 255; Sintenis, E.R. 8 59, 29: So Hat er eine 
Heerdbe aus dem Nachwuchs zu ergänzen 8 38 Inst. 2. 1; Br. 8%. I. 21. 
69, Sachſen 8.8.8. 8 612; den Abgang an den Wirthichaftägeräthen zu er 
jegen Pr. 2.R. I. 21. 69; bei Waldungen durch wirthichaftlicdes Nachpflanzen 
den Veſtand zu erhalten 8 38 Inst. 2. 1; Sachſen 8.8.8. 8 612, nicht aber 
den durch Windbruch entftandenen Schaden zu erfeßen 1. 59 pr. D. 7.1; 
Kreittmayr, Anm. 3b zu L. R. IL 9. 5. 

©1.1382115883D. 7.1; Windiheid 8 204, 2; Bayr. EUR. II. 
9.5 Nr. 3. Der Eigentümer kann ſchon mwährend der Dauer des Nieß- 
brauchs auf Erfüllung diefer Verbindlichkeit Hagen unten Note 110. 

1 Gemeinrechtlich befteht dieſe Verpflichtung nicht, die Errichtung ift nur 
angerathen 1.18 4 D. 7. 9; Glück, Commentar IX. 496; Erf. Eelle 25/4 
1854 ©f. IX. 137. Erf. München 16/7 1859 Sf. XIII. 105 nimmt auch für 
das gemeine Recht die Verpflichtung zur Inventarerrichtung an. 

2 Yayr, ER. II. 9. 6 Ne. 7; C. c. Urt. 600; Zachariä $ 226, 8. 4; 
Aubry 8 229, 7. 
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ſchem Recht bat jeder ber Interefienten das Recht die Er 
richtung eines Inventars zu verlangen ®®, wobei, wenn bie 
Errihtung unterlafien iſt, nah Preußiſchem, Oeſterreichiſchem 
und Franzöfifdem Recht die Vermuthung dafür Spricht, daß 
er die Sachen in braudbarem YZuftand überfommen habe °*. 
Der Nießbraucher hat ſämmtliche ordentliche Laften der Sache zu 
tragen °5, außerordentliche Laſten jedoch nur ſoweit fie die Ge- 
fammtheit der von ihm bezogenen ordentlichen Nugungen nicht 
überfteigen ®°. Ebenjo hat er die auf die Sache bezüglichen Pro⸗ 


es Pr. 2.8. I 21. 113; Förfter Eccius 8 186, 102; Defterreih A. B. G. B. 
8 518. Nah Sadjen 8.9.8. 8 632 tft die Berpflichtung nur für den 
Nießbrauch an einem ganzen Vermögen begründet. 

“Pr. L.R. I 21. 119. 121; Förfter Eccius 8 186, 108; Defterreich 
A.B.G.B. 8 518; Zachariä 8 226, 5; Aubry 8 229, 6. 

es 1. 782D. 7.1; Windſcheid 8 204, 4; Bayr. ER. II. 9. 5 Nr. 5; 
Pr. L.R. I. 21. 87; Sachſen B.G.B. 8 612; Defterreih A.B.G.B. 8 512; 
C. c. Art. 608. Es gehören dahin Steuern und Abgaben 1. 2783 D.7.1; 
Glück, Eommentar IX. 258; Aubry 8 231, 23; Rerficherungsprämien Erf. 
2übed 31/3 1849 Sf. XV. 106; Leitungen aus den auf der Sache liegenden 
Neallaften Foörſter Eccius 8 186, 87; die auf ber Sache haftenden Alimen⸗ 
tationsverbindlichkeiten . 7 $ 2 D. 7. 1; Glüd, Commentar IX. 259; C. c. 
Art. 710; Aubry 8 232, 9; die Binfen der auf ber Sache haftenden Hypo⸗ 
thefihulden Glück, Comment. IX. 259, Pr. 2.8. I. 21. 70; Foͤrſter Eccius 
8 186, 79; Sadjen 8.8.8. 8 612; Defterreich A.B.G.B. 8 512. Nach Preußi« 
ſchem Recht Hat der Nießbraucher, wenn ber Nießbrauch an einer ganzen Ver⸗ 
laſſenſchaft eingeräumt ift, auch perſönliche Schulden des Erblafferd zu ver- 
zinfen Pr. 2.8. I. 21. 75, und Hat aufgelündete Sapitalien, deren Berzinjung 
ihm obliegt, vorſchußweiſe zu berichtigen Pr. 8.R. I. 21. 21; Förſter Eccius 
8 186, 83. Nach Franzöſiſchem Recht Haftet der Nießbraucher, deſſen Hecht 
dur einen Alt unter Lebenden beftellt ift, für die Schulden des Eigenthümers 
gar nit Aubry 8 232, 2; bei letztwillig beftelltem Nießbrauch an einzelnen 
Saden haftet er gar nicht, auch nicht für die darauf eingetragenen Hypo» 
thekſchulden OC. o. Urt. 711; Aubry 8 232, 4; ift der letztwillig beftellte Nieß⸗ 
brauch an einem ganzen Vermögen oder einem quoten Theil beffelben gegeben, 
jo hat er nach einem gejeglich beftimmten Maßſtab zur Schuldenzahlung bei« 
zutragen C. c. Art. 712 Aubry 8 232, 7. 

° Süd, Eomment. IX. 259, 39; Kreittmayr, Anm. 38 zu Bayr. UN. 
11. 9. 4; Br. 2.8. 1. 21. 88; Defterreih A.B.G.B. 8 512. Nah Yranzöfie 
ſchem Recht trägt der Eigenthümer die während des Nupgenußes neu aufer- 
legten dinglichen Laften, der Nubnießer muß ihm jedoch die Binjen vergüten 
©. c. Urt. 609; Zadariä $ 228, 16; Aubry 8 231, 27. 
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ceffe zu führen *”, und die zur Unterbredung der Eigenthums- 
erfigung eines Dritten dienlichen Handlungen vorzunehmen *®. 

2. Der Nießbraucher hat nah Beendigung bes Nießbrauchs 
den Gegenftand befjelben an den Eigenthümer zurüdzuftellen und 
zwar bei dem Nießbrauch an verbraudhbaren Sachen den Werth: 
anjchlag oder die gleiche Quantität °®, bei dem Nießbrauch an 
abnügbaren Sachen nad der bei der Beftellung obwaltenden Ab⸗ 
fiht entweder den Werthanſchlag oder die gleihe Duantität oder 
die Sache felbft, wobei in dem legteren Fal der Eigenthümer die 
Werthminderung duch wirthichaftliche Abnütung trägt 7°; in allen 
anderen Fällen die Sache jelbft in dem Zuftand in weldem er 
fie bei Beftelung des Nießbrauchs erhalten hat”!, Hat er will 
fürlich Umgeftaltungen vorgenommen, bie nicht in feiner Befugniß 
lagen, fo bat er fie vor Zurüdftellung der Sache zu befeitigen, 
oder wo dieß nicht möglich iſt, Schadenserſatz zu leiſten??. Bei 
Verſchlechterungen haftet er weder für ben aus der natürlichen 
Abnügung noch für den durch außerordentliche Unglüdsfälle ent: 
ftandenen Schaden ”®. Dagegen muß er allen Schaben erjegen, 


7 Pr. ER. I. 21. 82—86; Förfter Eccius 8 186, 89. Nach Franzöfi- 
fhem Recht Hat er nur die auf den Genuß bezüglichen Proceffe zu führen; 
Proceſſe bie fih auf das Recht des Eigenthümers beziehen hat er diejem an- 
zuzeigen C. c, Art. 613; Aubry 8 231 Nr. 7. 

1.187 D. 7. 9; Windſcheid 8 204, 3; Sachſen 8.6.8. 8 612. ‚Rad 
Preußiſchem Recht kann Erfibung und Verjährung während der Dauer des 
Nießbrauchs nicht beginnen, wohl aber Läuft fie fort, wenn fie bei Eintreten 
des Nießbrauchs ſchon begonnen hatte Br. L.R. J. 21. 91-93; Hörfter Ec- 
ciu3 8 186, 96. 

® 1.7 D. 7. 5; Seuffert 8 170, 2. Nach einer anderen Anficht fol ihm 
das Wahlrecht nur zuftehen, wenn dieß ausdrüdlich ausgemacht ift Bürkel, 
Beiträge 48; Windfcheib 8 206, 3. Der erfteren Anſicht ſchließen fih an 
Bayr. L.R. IL. 9. 10 Nr. 3 und Kreittmayr, Anm. co dazu; Sachſen B.G.B. 
8 623; C. c. Urt. 587; Aubry 8 236, 3. Nah Pr. 2.8. I 21. 173 Hat der 
Nießbraucher nur die gleiche Duantität zu rejtituiren. 

1,983D.7. 9; Elverd, Servituten 594; Windfcheid 8 206, 6; Pr. 
L.R. 1. 21. 174. 175; Förſter Eccius 8 186, 146; Defterreih A.B. G. B. 
8 513; C. c. Art. 589; Bachariä 8 227,9; dahin gehört namentlich der Nieß⸗ 
brauch an Kleidern Erk. Jena 11/3 1830 Sf. V. 87; Sachſen 8.0.8. 8 624. 

11,1 pr. D. 7. 9; Windſcheid 8 204, 5; Bayr. ER. II. 9. 5 Ar 1; 
Pr. L.R. I 21. 12; Förfter Eccius 8 186, 101; Sachſen 8.8.8. $ 614. 

72 Elvers, Servituten 477; Pr. LR. J. 21. 25—27. 

1,7821. 59 pr. 1.65 8 1 D.7. 1; Elverd, Servituten 532; Glüd, 
Commentar IX. 251; Br. L. R. L 21. 13. 14. | 
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ber durch unbefugte Ausübung des Nießbrauchs ”* oder Unter⸗ 
lafjung der ihm obliegenden Sorgfalt 75 entftanden ift. Der Nieß- 
braucher Tann Erſatz für nothmwendige Verwendungen verlangen, 
welche nicht unter die ihm obliegenden regelmäßigen Reparatur: 
toften fallen?®. Hinfihtlih anderer Verwendungen gelten fol: 
gende Grundfäge: Gemeinrechtlich kann er für nützliche Verwen⸗ 
dungen Erjag verlangen, und bis zu deſſen Leiftung die Sache 
vetiniren 77, während er Verwendungen zum Vergnügen nur hin⸗ 
wegnehmen darf, foweit dieß ohne Beſchädigung der Sache mög: 
lich iſt's. Nah Sächſiſchem Recht kann der Nubnießer den Erfat 
nügliher Verwendungen, durch welche der Werth ber Sache zur 
Zeit der Herausgabe erhöht ift, durch Klage oder Einrede geltend 
maden; für unverhältnigmäßige nützliche ſowie für willfürliche 
Verwendungen hat er nur ein Recht der Hinwegnahme”?. Nach 
Preußiſchem Landrecht bat der Rutznießer Anfpruh auf Erfah 
von Verbefferungen nur wenn ber Gigenthümer die Vornahme 
Ihriftlich genehmigt bat, oder wenn fie auf Grund landesgefeh- 
liher Vorſchrift oder obrigkeitlicher Anordnung vorgenommen find; 
außerdem bat er nur das Recht der Hinwegnahme °°. Nach Defter: 
reichiſchem Recht kann der Sruchtnießer zurüdnehmen, was er ohne 
Einwilligung bes Eigenthümers zur Vermehrung fortdauernder 


*1.1883D.7. 9; Windfcheid 8 204, 2; Bayr. ER. II. 9. 5 Nr. 3; 
Sachſen 8.8.8. 8 614; Pr. ER. I. 21. 182. 

5]. 65 pr. D. 7. 1; Glück, Commentar IX. 252; Windſcheid 8 204, 3; 
Sadjen 8.9.8. 8 614; Pr. 2.0. I. 21. 132. 

10 Bol. oben Note 58; Elvers, Serpituten 538. Nach Pr. L.R. I. 21. 
49 ift der Erjaganfpruc davon abhängig, ob fich der Eigenthämer vertrags- 
‚mäßig dazu verpflichtet Hat. 

771.7 Cod. 3. 83; Elvers, Servituten 538; Erf. Oldenburg 30/10 1843 
&f. I. 15; Darmſtadt 8/10 1862 Sf. XVII. 2. Dieß gilt auch nach Bayri⸗ 
ſchem Landrecht. Zwar fol nah Bayr. L.R. IL. 9. 7 Nr. 4 der Nutznießer 
bie Erſatzanſprüche des bonae fidei possessor geltend maden, und diejer hat 
nad Bayr ER. II. 2. 10 Nr. 7 ein Retentionsrecht nur für nothwendige 
nicht für nüglicde Verwendungen; allein das Iegtere findet Feine Anwendung 
auf den Nutznießer, der auch nad) Bayriſchem Landrecht ein Retentionsrecht 
für nüßliche Verwendungen hat Kreittmayr, Anm. 12 zu Bayr. 2R. IL 2. 
10 Nr. 7; Erk. München 29/1 1877 Sammig. VI. 224. 

° Elverd, Serpituten 538; Bayr. L.R. II. 2. 10 Nr. 7. 

 Sadjen 38.6.8. 8 616 vgl. mit 8 316. 318. 

Br. L.R. J. 21. 125-127; Förfter Eccius 8 186, 105. 
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Nutungen verwendet hat; eine Vergütung der aus der Berbefle- 
rung noch beftehbenden Nußungen aber kann er nur fordern, inſo⸗ 
weit fie ein Gefchäftsführer ohne Auftrag zu fordern berechtigt 
it°ı Nah Franzöſiſchem Recht hat der Nubnießer für gemadte 
Berbefjerungen feinen Erjab zu fordern, darf fie aber, infoferne 
e3 ohne Benachtheiligung der Sache geichehen kann, hinwegnehmen ®*?. 

3. Der Nubnießer bat gemeinredtlih und nah Sächſiſchem 
und Franzöfiidem Recht, ſoweit nicht gejeglih für den einzelnen 
Hal eine Ausnahme gemacht ift, auf Verlangen des Eigenthümers 
für Erfüllung feiner Verpflichtungen Caution zu leiten ®®. Ge: 
jfeglih befreit ift der Nießbraucher dem nad einer beitimmten 
Zeit dag Eigenthum der Sache zufällt®‘ der Schenkgeber der 
ih das Eigenthbum der Sache vorbehält*?®, der Ehemann für den 
Nießbrauch an dem ehefräulichen Vermögen °®, die Eltern für den 
geſetzlichen Nießbrauch an den Kindergütern 7, und gemeinrechtlich 


sı Defterreih A.B.G.B. 8 517. 

e O. c. Art. 599; Zachariä $ 231, 3. Bon andern wird ihm auch das 
Recht der Hinwegnahme beftritten, jo daß die Verbeſſerungen ausnahmslos 
dem Eigenthümer verbleiben |. Darüber Bacdhariä 8 231, 4; Aubry $ 204, 29. 

s® |, 4 Cod. 8. 83; 1. 13 pr. D.7. 1; Windfcheid 8 204, 6; Bayr. ER. 
II. 9. 6; IL 9. 10 Nr. 4; Sachſen 8.0.8. $ 617-622. 636; C.c. Art. 
601—604 ; Aubry 8 229 Nr. 2. 

“1,982 D. 7. 9; Windfheid 8 204, 8; Bayr. 2.R. II. 9. 6 Nr. 2; 
Sadfen 8.8.8. 8 619. Das Franzöſiſche Recht Hat dieje Ausnahme nicht 
gemacht. 

ss Glück, Commentar IX. 484; Windſcheid 8 204, 8; Erk. Celle 2119 
1875 Sf. XXXL 207; Bayr. L.R. II. 9. 6 Nr. 2; Sachſen B.G. B. 8 619; 
C. o. Urt. 601; Aubry 8 229, 22. 

ee 1, 2 Cod. 5. 20; Windfcheid 8 204, 85 Roth, D. P.R. 8 138, 8; 
C. o. Urt. 1550; Zachariä 8 226, 15. 

21,6821. 884 Cod. 6. 61; Bayr. 2R. IL 9. 6 Nr. 2; Sadjen 
8.6.8. 8 1814; C. c. Art. 601; Wubry 8 229, 24. Gemeinrechtlich galt 
dieſe Befreiung nur für den väterlichen Nießbrauch an den Adventitien 1. 8 
8 4 Cod. 6. 61 und an dem Chegewinn bei Eingehung einer zweiten Ehe 
1.6 81 Cod, 5. 9, daher nicht für die Mutter Erf. Xena 12/8 1875 Sf. 
XXXII. 22, nad) mehreren Statuten ift dieß indeß auf den elterlichen Beiſitzz 
ausgedehnt vgl. oben $ 162, 30 und Roth, Bayr. C.R. (1) $ 158, 50. Nach 
Franzöſiſchem Recht gilt die Cautionsbefreiung nur für die geſetzliche Nuß- 
nießung an dem Ehevermögen C. c. Urt. 384 aber nicht für die bei Con— 
currenz mit Gefchwiftern nad) C. c. Art. 754 eintretende und die duch Ver⸗ 
trag oder Teftament am Kindervermögen begründete Nubnießung Aubry 
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ber Fiskus 88. Die Cautiongleiftung kann dem Nießbraucher aud 
durch Verzichtleiftung von Seite bes Eigenthümers erlafen wer: 
ben ®®, und zwar nad dem jebt geltenden Necht aud bei dem 
durch letztwillige Verfügung beftellten Nießbrauh?. Geſetzliche 
oder vertragsmäßige Befreiung von Cautionsleiſtung ſchließt je= 
doch das Verlangen einer ſolchen bei Gefährdung bes Eigenthi- 
mer? durch Mißbrauch des Nießbrauchs nicht aus. Mo die 
Cautionsſtellung erforderlich ift, Tann ber Eigenthümer vor Lei- 
ftung der Caution zur Ausantwortung der Sache nicht angehalten 
werden ®*, und er kann bie ohne Gaution ausgeantwortete Sache 
zurüdverlamgen °°; auch fteht ihm ein Klagerecht auf Cautions⸗ 


8 229, 24. 25; Zachariä $ 226, 13. Nach Bayrifhem und Württembergifchen 
Recht gilt die Kautiondbefreiung nur infoferne die Eltern feinen Grundbefig 
haben Roth, Bayr. E.R. (1) 8 159, 97; Lang, Sachenrecht 8 88, 63. 

881.1. 818 D. 86. 3; Arndts 8 180 Anm. 4; Bayr. L.R. IL 9. 6 
Nr. 2. In Württemberg ift diefe Ausnahme befeitigt Lang, Sachenrecht 8 88, 
69; dem Sächſiſchen und Franzöſiſchen Recht ift fie nicht befannt. 

© ]J. 46 D. 2. 14; Glück, Eommentar IX. 479; Bayr. L.R. II. 9. 6 
Nr. 2; Sachſen 8.6.8. 8 617; C. c. Art. 601; Bachariä $ 226, 12; Aubry 
8 229, 27. 

»° 1. 7 Cod. 6. 54 ift Erlaß der Kaution bei dem burch letztwillige Ver⸗ 
fügung beftellten Nießbrauch allgemein unterfagt. Bon Manchen wird dieje 
Beftimmung noch jegt für anmendbar gehalten Glück, Commentar IX. 476; 
Elvers, Servituten 555; Windiheid 8 204, 9; Brinz, Pandekten (2) $ 193, 
11; Sintenis, C.R. 8 59, 39; Lang, Sachenrecht 8 88, 71; Erk. Jena 9/4 
1840 ©f. IV. 206; Celle 25/4 1854 Sf. IX. 137; 5/10 1864 Sf. XIX. 126; 
14/12 1864 Sf. XIX. 174; Wolfenbüttel 8/1 1869 Sf. XXIII. 281; Lubeck 
26/11 1870 Sf. XXV. 144; 29/10 1872 ©f. XXX. 82. Bon andern wird 
die jegige Anwendbarkeit in Abrede geſtellt Seuffert, Pandekten 8 169, 20; 
Arndts 8 180 Anm. 2. Diefer legteren Anſicht ſchließen fih an Kreittmayr, 
Anm. 2 zu ER. IL 9.6; Sachen 8.9.8. $ 617 und die Franzöfiihe Juris⸗ 
prudenz Zachariä $ 226, 12. Bei Erbverträgen hält den Erlaß allgemein 
für zuläßig Ext. Celle 24/10 1874 Sf. XXX. 122. 

v1 Erf. Darmftabt 7/11 1873 Sf. XXIX. 147; Sachſen 8.6.8. 8 617; 
Aubry 8 229, 29. 

9% J. 13 pr. D. 7. 1; Gluck, Commentar IX. 488; Sintenid, E.R. 8 59, 
40; Bayr. 2.8. II. 9. 6 Nr. 4; Sachſen 3.6.8. 8 620. Dieß gilt aud) nad) 
Sranzöfiihem Hecht Aubry 8 229, 13. In diefem Fall ift der Beginn bed 
Fruchtgenuſſes von Stellung der Kaution abhängig Erf. Berlin Sf. XXI. 216. 

» 1.12 D. 7. 9; Süd, Commentar IX. 489, 11; Sintenis, E.R. $ 59, 
41; Kreittmagr, Anm. 1d zu OR. II. 9. 6. Der Beginn des Fruchtgenufles 
an den in der Hand des Uſufruktuars befindlichen Sachen ift von Stellung 
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leiftung zuP*. Die Caution gebt auf Erfüllung aller Berbind- 
lichkeiten des Nutznießers, namentlich binfichtlih des ordnungs⸗ 
mäßigen Gebrauchs und der Rückgabe ?°; fie ift ‚gemeinrechtlich ° 
und nah Franzöfiihem Recht?” durch Bürgen zu ftellen, ift dieß 
nit ausführbar, fo hat gemeintechtlich der Richter zu beftimmen, 
ob eine andere und welche Cautionsleiftung zuläßig fei?®; nad 
Franzöſiſchem Recht Tann in diefem Fall die Gautiongleiftung durch 
Sauftpfand gejchehen *. Nah Sähfifhem Recht kann die Sicher: 
heit nah Wahl des BVerpflichteten durch Hinterlegung einer Geld- 
ſumme Webergabe eines Fauftpfandes oder Beitellung einer Hy: 
pothek, in Ermanglung dieſer Sicherheitsmittel durch Bürgſchafts⸗ 
beſtellung geſchehen 100. Iſt die Leiſtung einer Caution nicht mög⸗ 
lich, ſo kann Sequeſtration und Verpachtung der Sache für den 
Nutznießer verfügt werden. Nah Preußiſchem Landrecht !9* 


ber Caution nicht abhängig Erf. Darmſtadt 18/9 1866 Sf. XXIL. 218. Da- 
her ift auch der Uſufruktuar die vor der Cautiongleiftung gezogenen Früchte 
zurüdzugeben nicht verpflichtet Erk. Berlin 24/3 1868 Sf. XXI. 216. 

* 1.7 pr. D.7. 9; Glüd, Comment. IX. 489, 11; Windfcheid $ 204, 7; 
Sachſen 8.8.8. 8 620; Aubry 8 229, 14. 

»1.183D.7.9; Glück, Commentar IX. 471; Windſcheid 8 204, 5; 
Bayr. L.R. 1. 9. 6; Sadien 8.8.8. 8 617; C. c. Art. 601. Bei dem 
Duafiufusfruftus geht fie auf Rüdgabe der gleichen Quantität oder bes Werths 
berjelben oben Note 69. 

»1.13 pr. D.7.151.581D.7.9; Süd, Kommentar IX. 491, 18; 
Elverd, Servituten 567; Windſcheid 8 204, 6. Kreittmayr, Anm. 1b zu LM. 
II. 9. 6 ſtellt die Pfandbeſtellung der Bürgichaft gleich. 

70. c. Art. 601; Zachariä 8 226, 9. 

» Glück, Commentar IX. 492; Elverd, Serbituten 567; Ertl. Lübeck 
31/8 1849 Sf. XV. 109; Noftod 17/9 1866 Sf. XXIV. 301; Bayr. ER. 
II, 9. 6 Rr. 6. 

” 0, o. Art. 2041; Bacariä 8 226, 10. Gegen bie Annahme, daß bie 
Sicherheitäleiftung durch Hypothekbeſtellung erfolgen könne |. Zachariä 8 226, 
10; Aubry 8 229, 16. 

100 Sachſen B.G.B. 8 622 und 136. 

1 Süd, Comment. IX. 492, 20; Bayr. 2.9. 11.9. 6 Nr. 4. 5; Sachſen 
8.8.8. 8 622; C. c. Art. 602. Nah C. c. Urt. 603 kann auf Verlangen 
des Eigenthümers Verkauf der Fahrnißſtücke und verzinsliche Anlegung des 
Erlöfes verfügt werben Aubry 8 229, 18. 

102 Nah Br. L.R. 1. 21. 20. 103. 108 ift der Nupnießer zur Sicher⸗ 
heitöleiftung nur verbunden bei eigenmächtiger Verfügung über Bapitalien, 
wenn er für die Sicherheit folder Sapitalien haftet, und wenn Mißbrauch 
oder Bernadjläßigung von feiner Seite zu bejorgen ift. Auch nad Preußi- 
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und Oeſterreichiſchem Recht 1020 ift der Nubnießer nur in Aus⸗ 
nahmafällen zur Sicherheitgleiftung verpflichtet. 

II. Stellung bes Eigenthbümers. Der Eigenthümer 
iſt durch das Recht des Niepbrauchers infoweit befchränft, daß er 
einfeitig Feine Verfügungen vornehmen darf, welche dag Necht des 
Nießbrauchers beeinträchtigen würden !%%. Er ift daher verbunden, 
dem Nießbraucher die Benügung der Sache zu geftatten !°5, und 
darf einfeitig Feine Veränderungen an der Sade vornehmen 106. 
Unter Vorbehalt der Nechte des Nießbrauchers kann er jedoch 
Berfügungen treffen, namentlid die Sache veräußern 197, ver: 
pfänden 108, und mit anderen den Nießbrauch nicht beeinträchti- 
genden dinglichen Laſten beſchweren 10%. Der Eigenthümer Tann 
Schon während der Dauer des Nießbrauchs die zur Erhaltung 
feines Eigenthums erforderlichen Veranftaltungen treffen, nament- 
lich Befeitigung willfürlider Veränderungen und Entſchädigung 
wegen ordnungsmidrigen Gebrauchs verlangen !1°, fowie bei fort: 
währendem Mißbrauch Zurüdgabe der Sache beantragen !!!. 


ſchem Recht kann der Eigenthümer bei unmirtbichaftlicher Behandlung ber 
Sade von Seiten bed Nutznießers auf Sequeſtration antragen Br. ER. I. 
21. 140-148; Yörfter Eccius 8 186, 129, 

108 Hefterreih A.B.G.B. 8 520. 

141,782; 1.1387D.7.1; Pr. L.R. I 21. 72. 99; C. c. Art. 
599. Zn Verbindung mit dem Nießbraucher ift er zu allen Dispofitionen 
befugt. Nach 1. 16 D. 7. 1 darf er Dienftbarkeiten, die den Nießbrauch be- 
einträchtigen, nicht einmal mit Einwilligung des Nießbraucherd auflegen, mas 
aber von den meiften für nicht mehr praftiich gehalten wird Elverd, Servi⸗ 
tuten 258; Windfcheid $ 203, 18; Sintenis, C.R. 8 59, 45; Kreiltmapr, 
Anm. 26 zu OR. 11.7.4 Für noch praltifch Halten dieſes Verbot Glück, 
Comment. IX. 50 und Vangerow 8 338 Unm. 2. 3. Nah Sachſen 8.6.8. 
8 569 ift Einwilligung des Nießbrauchers zu Beſtellung einer Dienftbarleit 
nur erforderlich, wenn der Nießbrauch in bas Grundbuch eingetragen ift. 

187.158 6D. 7. 1; Bayr. ER. 11.9. 7 Nr. 1. 

61,78 1D.7.1; Süd, Comment. IX. 261; Erf. Darmftabt 24/6 
1873 Sf. XXIX. 48; Pr. IR. I 21. 99. 100; Defterreih A.B.0.8. S 516; 
Badhariä 8 229, 2; Yubry $ 238, 9. 

107 Süd, Comment. IX. 260, 40; Bayr. L. R. II. 9. 7 Nr. 2; C. c. Art. 621. 

ı08 ], 2 Cod. 3. 335 Baye- PR. 1I. 9. 7 Nr. 2; Aubry 8 234, 8. 

19 1,158 71.16 D. 7. 1; Windfcheid 8 203, 17. 

110 Windicheib 8 204, 5; Erk. Celle 143 1862 Sf. X. 234; Sachſen 
38.8.8. 8 163; Br. L.R. I. 21. 28; Aubry 8 288, 11. 

1] 185 D. 7.9; Windſcheid 8 204, 5a; Pr. L. R. J. 21.140. Ueber 
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8 275. 
II. Das Gebranchsrecht!. 


Das römiſche Recht unterſcheidet von dem Nießbrauch das 
Gebrauchsrecht (usus)?, über deſſen Inhalt die Meinungen ge: 
theilt find. Die ältere Anficht nahm an, das Gebrauchsrecht un- 
terfcheide fih vom Nießbrauh nur quantitativ, indem bei dem 
Gebrauchsrecht die Berechtigung die gleiche wie beim Niekbraudy 
und nur auf das Bedürfniß bes Berechtigten beichränft fei®. 
Nah der anderen Anficht gewährt das Gebrauchsrecht nur das 
Necht des Gebrauchs, und nur in Ausnahmsfällen mit Rüdficht 
auf die Beichaffenheit der Sache und die muthmaßliche Willens: 
meinung des Berleiherd das Recht des Fruchtgenuffes für den 
eigenen Bedarf*. Eine dritte Meinung endlich fieht den Unter: 
Ihied in dem Fruchtermerb 5. Unfere Landesrechte entſcheiden fich 
alle für die erfte der oben angeführten Meinungen . Auf das 
Gebrauchsrecht werden die für den Nießbrauch geltenden Grund: 


bie Frage, ob der Nießbrauch der Sache dadurch verloren gehe vgl. oben 
8 269, 66 f. 

ı Dal. Scheurl de usus et fructus discrimine 1846; Bechmann, über 
den Inhalt des ueus 1861; Glüd, Kommentar 1X. 4305 Windicheid 8 207; 
Sintenis, E.R. $ 60; Zadhariä 8 232, 

* Das Snftitut ift fo gut wie ganz aus dem Rechtsleben verſchwunden, 
wie dieß ſchon Kreittmayr, Anm. 2 zu ER. II. 9. 11 conftatirt. Mit Recht 
ift e8 daher im Preußifchen Landrecht bejeitigt, während es im Sächſiſchen, 
Oeſterreichiſchen und Franzöſiſchen Recht formell erhalten ift. 

® ©. die bei Scheurl p. 5. 10—12 Ungeführten. Puchta, Pandelten 
$ 180 ſucht den Unterjchied darin, daB der Ujuar in dem Benußungsrecht auf 
jein unmittelbared Bedürfniß beichräntt jei, und dad Recht des Umſatzes ber 
Nubung durch Ueberlaffung der Ausübung an einen Dritten nicht habe. 

* Windjcheid 8 207, 3—6; Arndts $ 182, 2. 

5 Rah Behmann usus $ 62 gemährt der usus nicht Eigenthum an den 
Früchten, jondern nur das Necht der Verzehrung Scheurl in B. f- ERW. 
XV. 34 und Elvers, Servituten 603 laſſen dem Ufuar die Beziehung nur 
berjenigen Früchte, welche jofort während ber Dauer des Ujus verbraucht 
werden. 

° Bayr. L.R. IL. 9. 11; Sachen 8.8.8. 8 637; Defterreih U.B.GB. 
8 504; C. c. Art. 630. Das Pr. L. R. I. 21. 185 führt daher nicht ein be- 
jonderes Gebrauchſsrecht auf, fondern nennt den Uſus Niepbraud nach dem 
Bebürfniß. 


Gebrauchsrecht 8 275. 431 


fäbe analog angewendet?. Der Uſuar bat daher Anſpruch auf 
Detention der Sache, auf den Gebrauch derfelben?, und auf 
Beziehung des Theils der natürlichen Früchte der feinem perſön⸗ 
lihen Bedürfniß entipricht '°. Dagegen bat er im Berhältnig 
feines Fruchtbezugs zum Unterhalt der Sahe und zur Tragung 
der Laften zu concurriren ’!. Der Ufuar bat die Verpflichtung 
nad beendetem Gebrauchsrecht die Sache in dem Stand zu re- 
ftituiren, in dem er fie erhalten hat 1?, weßhalb er auch Caution 
leiten muß '?. Der Eigenthümer unterliegt dem Ufuar gegen 
über denfelben Beſchränkungen, wie fie dem Wiufruftuar gegen: 
über gegeben find **. Nur darin unterfheibet fi das Gebrauchs: 
recht vom Nießbraud, daß es untheilbar !° und daß feine Aus⸗ 
übung nicht übertragbar ift "®. 


1.18. 22 8 2. 23 D. 7. 8; Arndts S 182. i. 

s Puchta, Pandelten 8 180h; Seuffert, Pandekten 8 171, 2. 

?1.2 pr. D. 7. 8; Windſcheid 8 207, 1; Sadien 8.8.8. $ 637. 

1. 12 pr. 1, 22 pr. D. 7. 8; Seuffert, Pandekten $ 151, 5; Bayr. 
L.R. 11. 9. 11 Nr. 2; Sachſen B.G. B. 8 637; Defterreih U.B.0.8. 8 505; 
C. c. Urt. 630. Es ergibt fi daraus von felbit, daß er die Früchte nicht 
veräußern darf Dernburg, Pr. PR. I. 8 288,5. Dieß gilt auch nad Fran⸗ 
— Recht Zachariä 8 232, 9. AU. M. Aubry 8 237, 11. 12. 

138 D. 7. 8; Elvers, Servituten 723; Glück, Kommentar IX. 453; 
— Anm. e zu L.R. II. 9. 11; Sadjfen B.G.B. 8 640; Oeſterreich 
A.B.G.B. 8 508; C. c. Art. 635. 

12 Puchta, Bandelten 8 180m. 

21,5 81 D.7.9; Elverd, Servituten 621; Windfcheid $ 207, 9; 
Kreitimayr, Anm. o zu L.R. II. 9. 11; O. c. Art. 626. Nach Sadjen 8.6.8. 
8 640 und nad Oeſterreichiſchem Recht ift er von Cautionsleiſtung befreit. 

“1.1581D. 7. 8;’&lüd, Commentar IX. 452, 22. 

1,19 D. 7. 8; Windicheid 8 207, 12; Kreittmagr, Anm. f zu ER. 
II. 9. 11. 

0° 8 1 Inst. 2. 5; Windicheid 8 207, 2; Sachſen 8.0.8. 8 643; Defter- 
reich A.B.G.B. $ 507; ©. c. Art. 631. Das Gleiche gilt nah Pr. ER. I. 
19. 22; Förſter Eccius $ 185, 48. Nah Bayr. ER. 11.9. 11 Nr. 5 iſt 
Ueberlaffung der Ausübung an andere dann zuläßig, wenn die Sache nicht 
anders gebraucht werben kaun. 


432 Theil 3. Bud) 4. 8 276, 


8 276. 
II. Das Wohnungsredjt '. 


Das römifhe Recht hat das Wohnungsrecht als bejondere 
Perjonaljervitut ausgebildet. Es ift zwar als eine Art des Uſus 
erklärt ®, deſſen Grundfäge im Uebrigen analoge Anwendung finden 
follen®, es unterfcheidet fih aber darin, daß es durch Nichige- 
brauch nicht untergeht *, und daß der Berechtigte die Wohnung 
vermiethen nicht aber unentgeltli an andere überlafien darf ®. 
Gemeinrechtlih wird von den meilten angenommen, daß da3 In⸗ 
ftitut in dieſer Form bei ung nicht recipirt fei®, jedenfalls hat 
e3 in unjeren Landesrechten Teine Aufnahme gefunden, biefe be- 
handeln das Wohnungsrecht vielmehr nur ald Anwendungsfall 
bes Ufus ’. Hiernah wird das Wohnungsreht feinem Umfang 
nah duch das Bedürfniß des Berechtigten beftimmt. Iſt es nicht 
ausbrüdlich auf die Perſon des Berechtigten beſchränkt, fo fteht 
dieſem das Wohnungsrecht in den dafür beftimmten Räumen für 


ı Thibaud, Abhandlungen 1814. 7—86; Klooß, die Lehre von ber ha- 
bitatio 1838; Elvers, Servituten $ 60; Windſcheid $ 208; Lang, Saden- 
recht $ 90; Zachariä $ 233; Aubry $ 237 Nr. 2. 

2 1, 10 D. 7. 8; Elverd, Servituten 626. 

:1.583D.7. 9; Windſcheid $ 208, 2. 

* 1. 10 pr. D.7. 8; Thibaud, Abhandlungen 20; Glück, Kommentar IX. 
463, Windiheid 8 208, 2. 

5 1. 13 Cod. 3. 38; Thibaud, Abhandlungen 22; Süd, Commentar IX. 
160; Windſcheid $ 208, 1. 

ePuchta, PBandelten 8 179; Arndt 8 182, 5; Sintenis, ER. 8 60, 5; 
‚Baron $ 158 Nr. 4, Heimbah, RL. IX. 929; Lang, Sadenredt 8 90, 1; 
Wächter, Pandelten 8 156 Beilage II. Für die Anwendbarkeit fprechen ſich 
aus Glück, Commentar IX. 455; Seuffert, Pandelten 8 172, 7; Windſcheid 
8 208, 4; Brinz, Pandekten (2) S 195, 25. 

T Bayr. L.R. II. 9. 12; Sachſen 8.6.8. 8 637. 638; C. c. Urt. 625 f. 
Nah Delterreih A.B.G.B. 8 521 it das Wohnungsrecht Gebrauchdrecht oder 
Fruchtnießung; legtere wenn dem Berechtigten alle bemohnbaren Theile des 
Haufes ohne Einſchränkung überlaffen werden. Das Preußiſche Landrecht 
erwähnt dad Wohnungörecht nicht beſonders, es ift unter dem Necht zum Ge- 
brauch nach Nothdurft begriffen Koh, Pr. B.R. 8 828, 10. Dieß ift Erf. 
Wolfenbüttel 18/4 1876 Sf. XXXIL 23 aud für da3 gemeine Recht anges 
nommen. 
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fih und feine Familie zu®. Der Berechtigte bat nur das Recht 
perjönliher Benükung, und darf daſſelbe an andere nicht über- 
lafien®. Der Berechtigte hat nach Verhältniß feines Nubungs- 
rechts zum Unterhalt ber Sache beizutragen !°, und bat Caution 
zu leiften ’!., Für den Verluft duch Nichtgebrauch gelten die all 
gemeinen Grundfäge !*, 


Titel II. 
Bie Grunddienfbarkeiten. 


8 277. 
Allgemeines, 


Grunddienftbarkeiten find diejenigen Dienftbarkeiten, die einem 
Grundſtück (praedium serviens) zu Gunften eines andern Grund: 
ſtücks (praedium dominans) auferlegt find !. Das berechtigte 
Subjekt ift der jedesmalige Eigenthümer des herrichenden Grund: 
ſtücks?. Sie haben für diejes die Bedeutung einer Erweiterung 


s Kreittmayr, Anm. d zu Bayr. IR. II. 9. 12; Sachſen 8.6.8. 8 639; 
Defterreih A.B.G.B. $ 521; C. c. Urt. 682. 688. 

° Dad nah römifchem Recht oben Rote 5 begründete Recht der Vermie- 
thung wird gemeinrechtlich und in unſeren Landesrechten nicht mehr anerlannt 
Erf. Celle 3/6 1863 Sf. XX. 236, Wolfenbüttel 18/4 1876 Sf. XXXII. 23; 
FKreittmayr, Anm. co zu Bayr. 2.R. II. 9. 12; Lang, Sadenredt 8 90, 5; 
Sadjen 8.8.8. 8 643; Defterreih A.B.G.B. 8 507; O. c. Art. 634, 

10 Süd, Commentar IX. 469, 62; CO. c. Urt. 635. Nah Sachſen B.G. B. 
& 640 und Defterreih A.B.G.B. 8 508 ift diefe Verpflichtung bejchräntt. 

11.588D.7.9;C.c. Art. 626. Nah Sachſen 8.8.8. 8 640 und 
Oeſterreich AU.BG.B. 8 520 beſteht dieſe Verpflichtung nicht. 

182 Gemeintechtlich ift bei dem Wohnungdreht Erlöfhen durch Nichtge- 
brauch ausgeſchloſſen. Dieß ift indeflen in mehreren Landesrechten nicht an⸗ 
erfannt Kreittmayr, Anm. b. c zu Bayr. BR. II. 9. 12; Sachſen B.G. B. 
8 655; O. co. Urt. 625; Lang, Sachenrecht 3 90, 4. 

ı8 2 Inst. 2.8; 1.12 D. 84; 1.20 81 D. 41.1; Bayr. ER. H. 
7. 1 Ne. 5; Pr. L.R. 1.22. 12; Sachſen 3.0.8. $ 535; Defterreih A. B. G. B. 
8 473; C. c. Urt. 687. 

2 Elvers, Servituten 95. Eine andere Anficht will dad Grundſtück als 
Rechtsſubjekt perfonificiren Böcking, Bandelten 8 57, 10; Seuffert, Pandelten 
8 161, 2a; Erk. Jena 1/8 1861 Sf. XXIV. 218; f. dagegen Windſcheid 
8 201, 6. 

Roth, Deutſches Privatrecht, III. 28 
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des Eigentbums und daher einer Wertbserhöhung, für das bie: 
nende Grundftüäd die Bedeutung einer Beichränfung des Eigen- 
tbum3 und daher einer Werthöverminderung?. Die Zahl der 
Grunddienftbarkeiten ift nicht beftimmt*. Man unterscheidet die 
Grunddienftbarkeiten in Haug» und Feldbienftbarkeiten (servitutes 
urbanae, rusticae) ®, ohne daß über die Bedeutung diefer Unter: 
Scheidung Webereinftimmung herrihte®. Für die Grundpdienftbar: 
feiten gelten folgende allgemeine Grundfäge: 

1. Grunddienftbarkeiten jegen ein herrſchendes und bienendes 
Grundftüd voraus; fie können daher nicht für eine Perſon als 
berechtigtes Subjelt beftellt werden”. Nah römiſchem Recht ift 


°1.589 D. 39. 1; 1, 86 D. 50. 16; Elvers, Servituten 138; Wind» 
ſcheid 8 209, 2. 3. 

* Elverd, Serpituten $ 15; Windſcheid $ 210; Erf. Jena 4/1 1825 Sf. 
X. 16. Einzelne Landesrechte enthalten Beſchränlungen. In Bayern iſt die 
Errichtung neuer Forftdienitbarkeiten verboten Roth, Bayr. ER. (1) $ 166, 
80; in Württemberg ift die Errichtung neuer Weidegerecdtigleiten verboten 
und die von Ueberfahrt3- und Trepprechten beſchränkt Lang, Sachenrecht 
8 74, 13. In Darmitadt ift durch Gef. 7/5 1849 die Errichtung neuer Weide- 
dienſtbarkeiten verboten. 

51.1D.8. 1; Bayr. L.R. II. 7. 2 Nr. 7; DOefterreih A.B.G.B. 8 474; 
C. c. Art. 687. Das Preußiſche Landrecht Hat die Unterjcheidung nicht voll» 
ftändig durchgeführt, indem es L.R. I. 22. 55. 61 die Grundgeredtigkeiten 
an Gebäuden zufammenftellt, die übrigen aber nicht als ländliche Grundge- 
rechtigkeiten zufammenfaßt Förſter Eccius 8 185, 23. Das Sächſiſche B.G. B. 
bat die Unterfcheidung ganz ignorirt. Ueber die Unterjcheidung der Grund: 
ftüde in praedia urbana und rustica vgl. oben 8 75, 19. 

° Vgl. Windſcheid 8 210, 2. Nach der einen Anficht ift beftimmend die 
Eigenichaft des herrſchenden Grundftüds Arndt8 8 184 Anm. 3; Geuffert, 
Pandekten 8 161, 3; Brinz, Pandelten (2) 8 189; Sindervater, Eintheilung 
der GServituten in Bekker, Jahrb. VI. 119; dieß ift die Stellung von Oeſter⸗ 
reich A.B. G.B. 8 474 und C. c. Art. 6875 nad der andern Anficht die des 
dienenden Grunbdftüds f. die bei Glück, Commentar IX. 22. 59 Eitirten; dieß 
ift die Stellung von Bayr. ER. IL 8. 1 und Pr. L.R. I. 22. 55. Nach 
einer dritten Anſicht fol nur der Inhalt der Serpitnt entjcheiden, und es 
jollen Servitutes urbanae diejenigen fein, die ein Recht auf ein habere ent- 
halten, rusticae die ein Necht zu einem facere geben Vangerow $ 339 Unm. II. 
Der Unterjcheidung wird noch jebt für bie erlöfchende Verjährung der Ser, 
vituten Bedeutung beigelegt vgl. oben 8 269, 36. Jede praktiſche Bedeutung 
Iprecden der Unterjcheidung ab Elvers, Servituten 384; Badhariä 8 248, 1. 

7 ft der Inhalt einer Grundbdienftbarkeit einer Berfon als berechtigtem 
Subjekt gewährt, fo entfteht eine jog. irreguläre Perfonalfervitut die als Per⸗ 
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überdieß erforderlih, daß die Grundftüde benahbart feien ®. Wenn 
dDieß auch nicht dahin auszulegen ift, daß das unmittelbare An- 
grenzen beider Grundftüde als nothwendige Vorausſetzung er: 
Icheint ?, fo erhellt doch aus den Quellen, daß das römifche Recht 
auf die Lage größeres Gewicht legte, als dieß nach unferem je- 
gigen Recht der Fall it! Soweit nicht die Natur der Serpitut 
das unmittelbare Angrenzen beider Grundftüde nothwendig macht "1, 
fommt nach dem jebt geltenden Recht auf die Lage nichts an'?. 

2. Die Grunddienftbarleit muß dem Berechtigten als Eigen: 
thümer des herrichenden Grundſtücks Vortheil gewähren '?, und 
diefer Vortheil darf nicht von vorübergehender Natur fein !*. Als 








fonalfervitut zu beurtheifen ift vgl. oben $ 271,5. Bei Grunddienftbarkeiten, die 

einer Gemeinde beftellt find, wird von Manchen die Gemeindemarfung als herr- 

ſchendes Grundftüd fingirt Erk. Jena 21/1 1851 Sf. XXI. 95; Darmftadt 21/3 

1871 Sf. XXVI. 41. Eine andere Anficht geht dahin, e8 gebe nad) Deutſchem 

Recht Grunddienftbarkeiten ohne Herrichendes Grundftüd vgl. oben $ 271, 5. 
e1.581D.8.3, 

’ Windicheid 8 209, 9; Erk. Celle 25/10 1863 Sf. XXI. 210; Münden 
22/6 1874 Sf. XXXI. 15. Die gewöhnliche Meinung geht dahin, das Ver- 
hältniß der beiden Grundftüde müſſe ein jolches jein, daß die Ausübung der 
Servitut auf dem dienenden Grundftüd dem herrichenden ein Intereſſe ge- 
währe Elvers, Servituten 167; Vangerow 8 340 Anm. 1. 2; Windjcheid 
8 209, 9; Förſter Eccius 8 185, 58. 

ı S. Roth, Bayr. ER. (1) 8 162, 17. 

11 Dieß ift 3. B. der Fall bei der Servitus oneris ferendi und tigni 
immittendi unten 8 283, 21 f. 

13 Kreittmayr, Anın. Be zu L.R. IL. 7. 2; Lang, Sadenredt 8 77, 5; 
Zachariä 8 247, 9. Bei den Weide- und Forftdienftbarfeiten fommt die Lage 
ber beiderjeitigen Grundſtücke überhaupt nicht in Betracht Erf. Münden 24/10 
1854 BI. XXI. 228. 

21. 15 pr. D. 8. 1; Windſcheid $ 209, 5; Vangerow $ 333 Anm. 2,4; 
Kreittmayr, Anm. c zu EUR. U 7.2 Nr 1; Pr. 38. I. 22. 25; Förſter 
Eccius 8 185, 37. 

1.28 D. 8 2; Windſcheid 8 209, 8; Bangerow 8 340, Anm. 1. 3; 
Kreittmayr, Anm. lo zu 2.R. II. 8 12. Es ift eine Servitut an einer Ci- 
fterne Erf. Münden 29/12 1879 Sf. XXXV. 188, an einem Wafjertrog Erf. 
Berlin 17/11 1871 Sf. XXVI. 109 und an Grundwaffer Erf. München 29/12 
1879 Sammlung VIII. 63 zuläßig. Gegen da3 Erforderniß der causa per- 
petua erklärt jid Schmidt in Belter, Jahrb. III. 261, 28; ſ. dagegen Wind«- 
ſcheid $ 209, 8. Für das Preußische Recht wird das Erforderniß nicht ancr- 
fannt Förſter Eccius 8 185, 42; Dernburg, Br. BR. I. $ 292, 6; ebenjo- 
wenig für das franzöfiiche Necht Aubry 8 247, 14. 

28* 
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Vortheil erjcheint aber nicht nur was die Nubbarkeit des Grund: 
ſtücks erhöht, fondern auch was nur zur Annehmlichkeit dient 5. 

3. Die Grunddienftbarkeit Tann beftimmt oder unbeftimmt 
fein. Bei unbeftimmten Dienftbarfeiten entfcheidet über den Um—⸗ 
fang das Bedürfniß des herrſchenden Grundftüds !*, und es barf 
daher die Ausübung der Servitut nicht zum Vortheil Dritter ge: 


ſchehen '7. 

4. Der Beredtigte Tann alle Handlungen vornehmen, die 
zur Ausübung feiner Servitut erforderlich find 1°, namentlich Tann 
er alle nothwendigen Veranftaltungen auf eigene Koften treffen '?. 
Doch ift er verpflichtet, bei Ausübung der Servitut mit ſchonender 


5], 8 pr. D. 43. 20; Windjcheid 8 209, 6; Arndts 8 188 Nr. 1; Erk. 
Dresden 29/6 1863 Sf. XVII. 212; Kreittmaye, Anm. d zu L. R. IL 7.1 
Sadjen B.G.B. 8 521. Dieß gilt auh nah Preußiſchem Recht Förfter Ec- 
cius $ 185, 39 und nach Franzoſiſchem Recht Badariä 8 247, 2. 

#],58 1 D. 8.3; Windſcheid $ 209, 10; Bangerom 8 340, Anm. 1.1; 
Erk. Berlin 20/2 1851 Sf. V. 142. Bei Veränderung der Bewirthſchaftung 
ober Vergrößerung des herrſchenden Grundſtücks tft nur ber urfprünglidhe 
Bedarf maßgebend Elvers, Servituten 212; Erf. Dresden 12/11 1862 Ef. 
XVII. 215; Caſſel 20/8 1866 Sf. XX. 16. VBgl. unten $ 281, 15. Serbi: 
tuten, welche dem Berechtigten die ausſchließliche nicht auf feinen Bedarf be- 
ſchränkte Ausbeutung einer Grundfläche gewähren, find als Berjonalfervituten 
aufzufaffen, vgl. unten 8 282, 7. Entjcheidend ift das Bedürfniß nur bes 
herrihenden Grundftüds. Andere Grundftüde, melde der Eigentbümer des 
herrſchenden Grunditädg gleichfalls befigt, fommen nicht in Betracht Erf. R.G. 
24/3 1880 Sammlg. I. 121. 

171,6 pr. D. 8. 3; Geuffert, Bandelten 8 162, 8; Arndts $ 183 Nr. 8; 
Kreittmayr, Anm. 2e zu iR. I. 7. 6; Br. L. R. 1.22. 237; Sadjen 8.6.8. 
8 537. 

is J. 10 D. 8. 1; Bangerom 8 340, Anm. 2. 5; Erf. Lübeck 31/10 1848 
Sf. XV. 103; Jena 18/7 1856 Sf. XV. 104; Berlin 3/12 1878 Sf. XXXIV. 
280; Bayr. L.R. II 7.6 Nr. 3; Sadjen 8B..3. 8 526; C. c. Urt. 696 
Badariä $ 253, 2. 

1. 11 pr. D. 8 4; ſtreittmayr, Anm. 2a zu Bayr. ER. I. 7. 6; 
Erk. Münden 8/4 1868 Sf. XVIL 9; 11/5 1875 Sammlg. V. 239; Dresden 
26/10 1860 Sf. XVI. 14; Darmftadt 31/8 1866 Sf. XXI. 214; GSadjen 
3.9.8. 8 525; Pr. 2.R. I. 22. 32; Förſter Eccius 8 187, 74; C. c. Art. 
697. Die Herftellung der Vorrichtungen und Inſtandhaltung Tiegt regelmäßig 
dem Berechtigten ob Sadjen 8.6.8. $ 525; Defterreih A.B.G.B. 5 483; 
C. c. Art. 698. Doch kann auf Grund befonderer Feſtſetzung auch eine Ber« 
pflichtung des Eigenthümers des dienenden Grundſtücks begründet fein unten 
Note 81, 


Srunddienftbarkeiten. Allgemeines 8 277. 437 


Rüdfiht zu verfahren (eiviliter uti)?°, und ben dabei fich erge- 
benden Schaden zu erjegen ?!. Die Servitut haftet zwar auf dem 
ganzen Grundftüd, doch ift fie, wenn zur Ausübung berfelben 
nicht das ganze Grundftüd erforderlich ift, thunlichſt zu befchrän- 
fen??, Nach Preußiſchem Recht ift eine Grundgerechtigkeit, welche 
ohne Nachtheil des Berechtigten auf einem beftimmten Theil des 
belafteten Grundſtücks ausgeübt werden fann, auf diefen zu be: 
Ihränten 3. Nah franzöſiſchem Recht Tann der Eigenthümer 
unter beftimmten Borausjegungen Verlegung der Servitut auf 
einen anderen Theil des dienenden Grundftüds verlangen ?*. Der 
Berechtigte Tann auch zu Gegenleiftungen verpflichtet fein, ohne 
daß die Natur der Servitut dadurch eine Veränderung erleidet 2°. 

5. Der Eigenthümer muß zwar alle Verfügungen unterlaflen, 
durch welche die Ausübung der Servitut beeinträchtigt wird ?®, 
aber er darf nicht nur alle Verfügungen treffen, welche dieſe Aus— 
übung nicht hindern ?7, fondern er darf auch joweit die Natur 


» 1.9 D. 8. 1; Windſcheid 8 209, 11; Arndts 8 183 Nr. 4; Kreitt⸗ 
mayr, Anm. 2b zu L.R. II. 7. 6; Erk. Wiesbaden 24/7 1863 Sf. XVIIL 
16; Münden 6/6 1874 Sammlg. V. 37; Lübed 27/3 1877 ©f. XXXIII. 
290; Pr. 2.R. I. 22. 47. 80. 81; Förfter Eccius $ 183, 74, Sachſen B.6.8. 
8 524; C. co. Art. 702; Zachariä $ 253, 8. 

21 Erk. Dresden 1851 Sf. VI. 7; 20/10 1860 Sf. XVI. 14; Münden 
16/12 1854 81. XX. 366; Pr. L. R. I. 22. 85. 

22 Bayr. UR. II. 7. 6 Nr. 2; Lang, Sachenrecht 8 79, 15; Erf. Berlin 
1875 Sf. XXXI 117. Eine Verlegung auf ein anderes Grundſtück braudt 
fih indeflen der Berechtigte nicht gefallen zu laſſen Erk. Berlin 25/4 1854 
Sf. X. 15; Darmftadt 24/8 1875 Sf. XXXI. 118. 

28 Pr. L.R. I. 22. 29; Förſter Eccius 8 185, 80. Eine Verlegung auf 
ein anderes Grundftäd kann der Verpflichtete nicht verlangen Yörfter Eccius 
& 185, 81. 

4 0. c. Art. 701; Zachariä 8 254a, 8. 

26 Erf. Münden 5/5 1866 Sf. XX. 109; Stobbe, BR. 8 97, 12; Lang, 
Sadenredt 8 80, 19; Sachſen B.G. B. 8 523. Solche Gegenleiftungen finden 
fih namentlich beim Weidereht unten 8 278, 86 und bei ben Forftdienftbar- 
feiten unten $ 281, 10. Solche Gegenleiftungen können auch die Natur der 
Neallaften haben Müller, Neallaften $ 1, 33; Sachſen B.G. B. 8 531. 

21.138 1D.88;1.9 pr. D. 8 5; Arndts 8 183 Nr. 5; Seuffert, 
Pandelten 8 162, 12; Ertl. Wolfenbüttel 1841 Sf. XVII. 10; Bayr. OR. II. 
7. 6 Nr. 5; Württemberg L.R. II. 34.4; Lang, Sachenrecht 8 77, 12; Sad 
fen 8.8.8. 8 526; C. c. Art. 701; Aubry $ 254, 1; Zachariä 8 2548, 1. 

1.15 D. 8 4; Windſcheid $ 209, 12. 14; Arndts 8 183 Nr. 5; Erl. 
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der Servitut die gleihartige Benützung der dienenden Sache durch 
den Eigenthümer zuläßt ??, wenn nit das Gegentheil beftimmt 
ift, den Inhalt der Servitut in Concurrenz mit dem Beredtigten 
ausüben 2°, jedoch nur infoferne gleichzeitige Ausübung möglich 
iſt ?). Zur Inſtandhaltung des dienenden Grundftüds ift der 
Eigenthümer nur in Folge befonderer Feftfegung verpflichtet *. 
6. Die Grunddienftbarkeit ift in der Art unzertrennlich mit 
dem Grundftüd verbunden, daß fie ohne dieſes nicht veräußert ®? 
und daß aud die Ausübung nicht von dem herrfchenden Grund- 
ftüd getrennt werden kann?s. Sie geht daher mit dem veräuf- 
jerten Grundftüd von felbft auf jeden neuen Erwerber über °*. 


Sena 23/7 1829 Sf. IV. 14; Lübed 14/4 1857 Sf. XIV. 210; Bayr. AR. 
11. 7. 6 Rr.5; Erf. Münden 28/4 1846 BL. XVII. 29; Aubry 8 254 Wr. 2. 

28 &8 ift dieß nur der Fall bei den Servitutes faciendi Vangerow $ 340 
Unm. 2. 4; Eintenis, ER. $ 57, 14. 

2 Windſcheid $ 209, 13; GSeuffert, Bandelten 8 162, 14. 15; Lang, 
Sachenrecht 8 77, 13; Sadjjen 38.6.8. 8 527; Br. L.R, I. 22. 36; Defter- 
reich A.B.G.B. 8 483; Aubry 8 254, 8. Nach Pr. 2.8. I. 22. 36 und De- 
ſterreich A.B. G. B. 8 483 Hat der Eigentümer des dienenden Grundftüd in 
diefem Yal zu den Unterbaltungstoften verhältnigmäßig beizutragen. 

30 Iſt gleichzeitige Ausübung nit möglich, jo muß der Eigenthämer 
zurüditehen Bangerom 8 341, Anm. 2. 4; Windicheid 8 209, 13; Kreittmapr, 
Ann. Se zu ER. 11. 7. 6. Dieß findet namentlich Anwendung beim Weide- 
recht unten 8 278, 40, 

st Gemeinrechtlich ift dieß nur bei der Servitus oneris ferendi gejeklich 
begründet unten $ 283, 21, nach Preußiſchem und Defterreichiichem Recht auch 
bei der Servitus tigni immittendi unten $ 283, 22, und nach Württember- 
giihem Recht, beim Traufreht unten & 288, 28. Nah Preußiſchem Land- 
recht I. 22. 35 hat der Eigenthümer der dienenden Sache, der eine Servitut 
daran durch Vertrag gegen Entgelt beftellt hat, diefe fo in Stand zu Halten, 
daß die Servitut ausgeübt werden kann Förfter Eccius 8 187, 75. Daß eine 
jolhe Verpflichtung vertragsmäßig übernommen werden könne, ift jebt allge 
mein anerkannt, vgl. oben 8 267, 16. 

» 1.36 D. 8. 3; Windſcheid 8 209, 1; Bayr. ER. IL 7.6 Nr. 1; 
Mürttemberg L.R. II. 34. 1; Lang, Sachenrecht 8 77, 2; Sachſen 8.6.8. 
8 536; Oeſterreich A.B.G.B. 8 485; Badariä 8 253, 7. Dieß nimmt auch 
für das Preußiſche Neht an Förfter Eccius $ 185, 60. U. M. Korte bei 
Gruchot I. 402 für Landfervituten und Dernburg, Pr. PR. 1. 8 294, 10 für 
Gerechtigkeiten die eine beftimmte Fruchtnugung gewähren. 

ss]. 24 D. 8. 3; 1.44 D. 19. 3; Windſcheid 8 209, 15; Kreittmayr, 
Anm. 2c zu ER. 1.7.6; Lang, Sachenrecht 8 77, 15; Sachſen 8.6.8. 
8 536; Zachariä 8 253, 7; Aubry S 247, 15. Die Servitut kann Daher nur 
mit dem Grundftüd verpachtet werden 1. 44 D. 19. 2; Erf, Dresden 11/12 
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7. Die Grunddienſtbarkeiten find untheilbar, fie können theil- 
weile weder erworben noch verloren werben °d. Miteigenthümer 
können eine Grunddienftbarfeit nur gemeinfam auf die gemeinfame 
Sache auflegen und für diejelbe erwerben ®. Ein Miteigenthümer 
fann gemeinredhtlih für ein in feinem Alleineigenthbum ftehendes 
Grundftüd eine Grunddienftbarkeit an der gemeinfamen Sache 
nicht erwerben °”, wohl aber bleibt fie ihm erhalten, wenn fie 
ſchon vor Entftehung des Miteigentbums begründet war 9°. Nach 
Sächſiſchem Recht Tann er fie aber auch erwerben ®?, unb das 
Gleiche wird nah Preupiichem *° und Franzöfiihem Recht *! au= 
genommen. 


1857 ©f. XII. 248; 16/2 1860 ©f. XIV. 12. Dieß ift nach dem Note 32 
Gefagten auch für dag Preußiſche Recht anzunehmen. 

1,86 D. 8.3; 1.2081 D. 43. 1; Bangerow $ 340, Anm. 2. 2; 
Bayr. L.R. II. 7. 6 Nr. 1, Württemberg OR. IL. 34. 1; Lang, Sachenrecht 
8 77,2. 

71.8 1.17 D.8. 1; Windſcheid $ 209, 16. 17; Bangerom 8 340, 
Anm. 2; Bayr. ER. 11.7.6 Nr. 7; Sachſen 8.6.8. $ 538; Defterreich 
A.B.G.B. 8 844. Dieb ift auch in der Preußiſchen Praxis anerfannt Förſter 
Eccius 8 185, 67, ebenſo nach franzöfiihem Recht Zachariä 8 247, 4. 

s].2D.8.1; 1. 111.32 D. 8. 4; Windfcheid $ 312, 8. 8; Vange- 
rom $ 340, Anm. 2. 1a; Bayr. ER. II. 7.4 Nr. 2; Erf. Celle 5/6 1868 
Sf. XXI. 19; Darmitadt 22/9 1868 Sf. XXI. 16; Berlin 15/12 1870 
Sf. XXV. 121; Münden 14/11 1879 Sammlung VII 27; Sachſen 8.0.8. 
8 570. Der gleiche Grundjag gilt nach Preußiſchem Recht Förſter Eccius 
8 185, 66 und franzöfiihem Recht Zachariä $ 197, 11. Nach Sachſen 8.6.8. 
8 572 ift die einem einzelnen Miteigenthümer für das gemeinfame Objelt be- 
ftellte Serpitut ſämmtlichen Miteigentgümern erworben. Die von einem ein« 
zelnen Miteigenthümer an dem gemeinjamen Objelt beftellie Servitut muß 
dieſer anerkennen, wenn er Alleineigenthümer wird Mindjcheid 8 212, 4; 
Sadjen B.G. B. 8 570. 

1,6838D.8. 4; Bangerow 8 340, Unm. 2. 1c; Erk. Darmftadt 
22/9 1868 Sf. XXI. 216; Berlin 15/12 1870 Sf. XXV. 121; Münden 12/2 
1868 Bl. E. B. 1. 415. 

81,.881D.8.1;1.38081D. 8. 2; Vangerow 8 340, Anm. 2. 1c; 
Windſcheid 8 209, 18; f. die Note 37 citirten Erlenntniffe und Erk. Celle 
5/6 1868 Sf. XXII. 219. 

9 Sachſen B.G.8. 8 571. 

“0 Förſter Ecciuß 8 185, 33; Dernburg, Br. BR. I 8 296, 3. U. M. 
Gruchot IV. 410, der die nah Preußiſchem Recht nicht für zuläßig Hält. 

“1 Zachariä 8 247, 10. 


440 Theil 3. Bud) 4. 8 278. 


8. Die Eintragung der Grundbienftbarkeiten in das Grunb- 
buch ift nur vereinzelt vorgefchrieben **. 

9. Mehrere Landesrehte haben die Ablöjung der Grund: 
bienftbarteiten geregelt **°. 


8 278, 
I. Das Hut- und Weideredt '. 


Das römiſche Recht hat nur wenige Beftimmungen über das 
Weiderecht, woraus fih entnehmen läßt, daß diefer Dienftbarfeit 
feine große Bebeutung in der römischen Landwirtbfchaft zufam ?; 
Dagegen war fie in Deutihland jehr ausgebildet, und ift aud 
in dem jeßt geltenden Necht erhalten, ſowie fie auch vielfältig 
Gegenftand der Gefebgebung geweſen iftt. Das Weiderecht Tann 


42 &. oben $ 268, 1. 

43 Breußen Gem. Th.D. 7/6 1821 und Ergänzungsgejeg 2/3 1850; Dern- 
burg, Br. BR. I. 8 299, 15; Schleswigholftein 17/8 1876; Lauenburg 17/8 
1876; Kurheſſen 18/5 1867 und 2/9 1867; Altenburg 23/5 "1837; 16/2 1849; 
Anhalt Separationdgefeg 23/3 18505 Sonbershaufen 2/4 1854 Ablöſung von 
Serpituten. 

1 Bol. Seuffert, Beitrag zur Lehre vom Weivereht in Abhandlungen 
1—48; Glück, Commentar X. 168; Eihhorn, P.R. 8 179. 180; Mittermair, 
B.R. 8 168; Gengler, Lehrbuch 258—268; Stobbe, PR. 898; Befeler, BR. 
8 193; Roth, Bayr. ER. (1) $ 163; Lang, Sachenrecht 8 80; Blatner, Sa- 
chenrecht $ 54 f.; Förſter Eccius $ 187, 114 f. 

3 Elvers, Servituten 414; Windſcheid $ 211, 10. 

8 Ueber die geſchichtliche Entwidlung vgl. Gierke, Genoſſenſchaftsrecht II. 
253—260. 

* Die einzelnen landesrechtlichen Beftimmungen find: Breußen Br. 
ER. J. 22. 80 f. Eulturedilt 14/9 18115 Hannover 811 1856 und 8/7 
1873 Aufhebung von Weiderehten; Kurheſſen 31/3 1830 Behütung ber 
Wieſen mit Schafen; 25/10 1834 Theilung gemeinjfamer Viehhuten; Bayern 
Bayr. UM. IL. 8. 13. 14; Weidegefeg 28/5 1852, Württemberg Gel. 
26/3 1872 Ausübung der Weideredte; Heſſen-Darmſtadt 7/5 1849 
Weideberechtigung; Braunſchweig 26/3 1823 Hütungstermin der Wieſen; 
Sadhjen-Weimar Hut- und Triftgefeg 3/4 1821 und 19/5 1826; An- 
. HBalt-Defjau 283/11 1819 Beftimmung unbeftimmter Triftgerechtigleiten ; 
Anhalt-Köthen 16/2 1822 Behüten der Futterkräuter; Sondbershau- 
jen 24/6 1837 Hüten in verſchloſſenem Winterfeld; 16/11 1848 Beſchränkung 
ber Weiderechte, Neuß j. 2. 16/8 1853 Behüten abgeernteter Felder; Schaums- 
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auch als Berjonalfervitut vorfommen, indem es als ſog. irregu⸗ 
läre Perſonalſervitut einem Einzelnen oder einer Corporation ohne 
Beziehung auf ein berrjchendes Grundftüd ertheilt ift®; in der 
Regel ift es Grundgerechtigkeit. 

Die Weidegerechtigkeit ift entweder einfeitig oder gegenfeitig 
(Koppelbut)‘. Zu der letzteren gehört nicht das Weiderecht, das 
einer Mehrheit von Berechtigten auf dem Grundftüd eines Dritten 
zuſteht?; ebenfowenig das Recht der Mithut, welches regelmäßig 
dem Eigenthümer des dienenden Grundftüds zufommt®; als Kop⸗ 
pelhut ericheint vielmehr nur das Verhältniß, bei welchem meh: 
rere Eigenthümer ein gegenſeitiges Weiderecht auf ihren Grund: 
ſtücken baben?, und zwar entweder in der Art, daß eine Ge: 
meinfchaft von Grundeigenthümern das Weiderecht auf einem und 
demfelben den Grundbefit jedes Theilnehmers umfaffenden Sn: 
begriff von Grundftüden auszuüben hat, oder in der Art, daß 
die Gemeinihaft aus den Mitgliedern einer Gemeinde und die 
Weidefläche aus den in der Gemeindemarkung liegenden Privat: 


burg 2/6 1819 Ausubung der Hude; Walded 10/10 1845 Beſchränkung der 
Wiefenhube. 

5 Bol. oben 8 271, 6. Für eine Berjonalfervitut erklärt e3 in dieſem 
Fall Kreittmayr, Anm. 1g zu L.R. II. 8. 18. Eine andere Anſicht Hält die 
Weiderehte der Gemeinden auf den Grundftüden der Gemeindeangehörigen 
für gewöhnliche Prädialjerpituten, deren praedium dominans die Gemeinde- 
markung fei, oder für deutſchrechtliche Grundgerechtigkeiten ohne herrſchendes 
Srundftüd oben 8 271, 6. 

° Mittermaier, PR. 8 169; Stobbe, P.R. $ 98, 28. 

' Man bezeichnet diefes al3 jus compascui Eihhorn, P.R. 8 179, IV, 
der Sprachgebraud ift aber nicht beftimmt; jo bezeichnet Mittermair, PR. 
8 169, 2 und Pr. L.R. I. 22. 133 dafjelbe als Koppeläut. Unter diefen Ge- 
ſichtspunkt fällt das Recht der Gemeindeglieder zur Ausübung der Weide auf 
Gemeindegrundftüden, da8 man auch als jus compasculationis bezeichnet 
Eichhorn, BR. 8 179 III; Befeler, BR. F 193, 10. Bayr. L. R. II. 8. 14 
ift dieß jus compascui genannt. 

s Bol. unten Note 39. Man bezeichnet dieſes als jus — es 
iſt aber nicht gerechtfertigt daſſelbe zur Koppelhut zu rechnen Beſeler, P.R. 
8 193, 11. 

o Man bezeichnet diejes als jus compasculationis reciprooum Eichhorn, 
BR. 8 179. IT; Förfter Eccius $ 187, 127. Glück, Eommentar X. 184 und 
Mittermair, PR. 8 169, 2 nennen es servitus compascui und Kreittmayr, 
Anm. lc zu L. R. IL 8. 14 mutua servitus, 
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grundftücden befteht 1%. Die Koppelhut kann auch als precarium 
vorkommen !!; mo fie die Eigenjhaft einer Dienftbarfeit hat ift 
fie darauf begründet, daß jebes der betreffenden Grundftüde zu: 
gleich dienendes und herrichendes Grundftüd ijt !?, 

Für das Weiderecht gelten folgende Grundſätze: 

I. Inhalt. Der Inhalt des Weiderechts beftimmt fi in 
folgender Weife: 

1. Objeft. Das Weidereht kann auf allen Aedern Wies— 
gründen und nicht Tultivirten Plägen (Dedungen, Haiben) aus: 
geübt werden. Nach einzelnen Landesrechten find für die Wald: 
weide befondere Beftimmungen gegeben *°. 

2. Zeit. Für die Beftimmung der Zeit, innerhalb deren 
die Weide gelibt werden Tann, ift bei nicht cultivirten Gründen 
nur die vertragsmäßige Feltfegung maßgebend *t. Die Weide 
auf Hedern ift während der Fruktififation und die auf Wiefen 
während der Hegezeit verboten, und ift demnach die gefchlofjene 
Zeit allgemein zu beobachten ?°. 

3. Gattung. Iſt die Gattung des aufzutreibenden Viehs be- 
flimmt, fo Tann ber Berechtigte nicht willfürlich anderes jubfti- 
tuiren !®. Iſt die Gattung nicht beftimmt, fo Tann gemeinredt- 


10 Roth, Bayr. ER. (1) 8 168, 14; Erk. Münden 27/2 1846 SI. XV. 
122; 20/4 1852 81. XVII. 228; Stuttgart 6/6 1860 Sf. XIV. 63. 

ı Süd, Commentar X. 185; Mittermair, P:R. 8 169, 6; Kreittmapr, 
Anm. Id zu ER. II 8 14; Pr. ER. I 22. 136. Früher nahm man an, 
daß dafür die Bräfumtion ftreite, es entbehrt dieß jedoch der Begründung 
Erf. Roftod 16/5 1863 Sf. XVII. 118 und XXXIH. 6. 

12 Erf, München 11/1 1853 Bf. XXI. 111; Br. L.R. I 22. 135. Eine 
andere Conſtruktion macht Stobbe, P.R. 8 98, 298, indem er annimmt, bie 
einzelnen Weder würden ald Gefammtfläche behandelt, die im getheilten Mit- 
eigenthum der einzelnen ftünden, unb an diejen werde die Servitut ausgeübt. 

18 Platner, Sachenrecht 8 57; Roth, Bayr. CR. (1) $ 166, 50. 

Roth, Bayr. E.R. (1) 8 163, 22. 

Eichhorn, BR. 8 180h; Mittermair, PR. 8 168, 31; Erk. Jena 
20/7 1843 Sf. VI. 157; Br. ER. I. 22. 109. Die Hegezeit beftimmt ſich 
nad Herkommen und Lofalftatuten, Gejeglich geregelt ift fie Bayern, Weide⸗ 
gejeß Art. 2 Roth, Bayr. E.R. (1) $ 163, 28. 

6 Hagemann, Landmwirthichaftsreht 8 297, 1; Kreittmayr, Anm. 2. b. 
zu L.R. 1. 8. 18. Br. L.R. J. 22. 101. 102 geftattet dem Berechtigten eine 
Henderung nur, wenn er durch Zufall oder höhere Gewalt die beftimmte 
Gattung zu Halten gehindert ift. 
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ih jede Gattung aufgetrieben werben 17, nah Preußiſchem Land: 
recht '° und Defterreihiichem Necht ?? ift fie auf Zug: Nind- und 
Schafvieh beichränft. 

4. Zahl. Bei beftimmter Zahl darf das Jungvieh mitge- 
trieben werden ?°. Bei unbeftimmter Zahl ift der Berechtigte auf 
die dem landwirthſchaftlichen Bedürfniß des herrichenden Grund- 
ſtücks entſprechende Zahl bejchräntt ?*, wobei namentlich der fog. 
Durchwinterungsfuß entjcheidet, indem der Berechtigte fo viel Vieh 
auftreiben darf als er mit dem auf dem berechtigten Grundftüd 
gewonnenen Futter durhmwintern kann??. Nah Oeſterreichiſchem 
Recht wird, wenn die Anzahl des Triebviehs in ben lebten dreißig 
Sahren gewechſelt hat, aus dem Trieb der erften drei Jahre die 
Mittelzahl genommen 28. 

II Ausübung des Weiderechts. Der Berechtigte hat: 

1. nur das Recht der Weide; er darf daher Feine andere 
Art der Benügung des dienenden Grundſtücks ſich anmaßen, na: 
mentlich nicht auf dem Hütungsplab mähen **. 

2. Beitritten ift, ob der Berechtigte befugt fei, die Aus— 
übung der Weidegerechtigfeit zu verpachten ?®, und ob er fie nur 
mit eignem oder auch mit gepachtetem Vieh ausüben dürfe *°. 


12 Mittermair, BR. $ 168, 27; Bayr. L. R. II. 8. 18 Nr. 1. 

ı Pr. L. R. I 22. 99. 100. 

19 Defterreih A.B.G.B. 8 499. Ausgeſchloſſen find nantentlih in wal- 
digen Gegenden Ziegen. 

3° Hagemann, Landwirthſchaftsrecht 8 298; Bayr. L.R. IL. 8. 13 Nr. 2; 
Pr. ER. I 22. 98; Defterreih A.B.G.B. 8 500. 

1 Erf. München 6/5 1848 BL. VIII. 128. 

2 Süd, Commentar X. 173; Mittermair, PR. 8 168, 23; Stobbe, 
BR. 8 98, 10; Erk. Jena 28/6 1838 Sf. VI. 14; Celle 19/12 1862 Sf. XXIV. 
15; Münden 26/2 1867 Sf. XXI. 20; Bayern Weidegejeg Art. 14; Pr. ER. 
I. 22. 90; Förſter Eccius 8 187, 117; Defterreih A.B.G.B. $ 500. 

33 Deiterreich A.B.G.B. $ 500. 

2° Mittermair, B.R. 8 168, 16: Bayr. EUR. II. 8. 13 Nr. 5; Pr. EM. 
I. 22. 132; Defterreih A.B.G.B. 8 502. 

25 Dagegen ſpricht fih aus: Befeler, BR. 8 193, 14; Erk. Dresden 
11/12 1857 ©f. XII. 248. Dafür: Erf. Stuttgart 1/4 1840 Sf. II. 147; 
Dayern Weidegejeg Art. 14. Nach den für Brädialferpituten geltenden all: 
gemeinen Grundſätzen erjcheint die erftere Unficht als die richtige vgl. oben 
8 277, 33. 

20 Für zuläßig erflären dieß: Süd, Commentar X. 174; Stobbe, PR. 
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3. Der Berechtigte darf das MWeidereht nur fo ausüben, 
daß dem dienenden Grundftüd fein Schaden erwächsſt?“. Er darf 
daber Tein krankes Vieh austreiben?®, hat wo Schaden zu be: 
fürdten iſt, das Vieh von einem Hirten hüten zu laffen?®, und 
haftet für den bei Ausübung des Weiderechts entflandenen Schaden ?®. 

4. Eine befondere Art der Ausübung ift die Schäfereige- 
rechtigkeit, welche Die Befugniß enthält, eine Schafheerde mit einem 
eigenen Hirten zu Halten (Stabredt) 1. Nah früheren Recht 
war bie Befugniß des Schafhaltens vielfach beſchränkt, und theils 
der Gemeinde °? theils der Gutsherrſchaft oder andern Berech— 
tigten vorbehalten °®, oder aus polizeiliden Gründen von einer 
GSonceffion abhängig gemacht?“. Als gutsherrliches Recht Hat die 
Schäfereigerechtigkeit im Preußiſchen Landrecht weitere Ausbildung 
erfahren ®. Sie kann auch jet noch von Bedeutung ein, indem 
fie das Necht der Ausübung der Schafweide auf einem Gutscom⸗ 
pler mit Ausfchluß der Mithut des Eigenthümers enthält. 

5. Als Gegenleiftungen des Berechtigten finden fih das 
Pferchrecht?e, nämlih die Verbindlichkeit des Weideberechtigten, 


8 98, 14; Kreittmaye, Anm. 2a zu L.R. II. 8. 18 Nr. 1; Erk. Münden 
26/2 1867 Sf. XXI. 20; für unzuläßig: Mittermair, PR. $ 168, 21; Be- 
jeler, PR. 8 198, 14; Pr. ER. I. 22. 91; Defterreih A.B.G.B. 8 499. 

7 Pr. L. R. I 22. 80. 

28 Beſeler, BR. 8 193, V; Bayr. OR. II. 8.13 Nr. 1; Pr. L.R. I. 
22. 87, Defterreih A.B.G.B. 8 499. 

29 Bejeler, PR. 8193, 16; Pr. 2.8. I. 22. 83. 84; Defterreih A.B. G. B. 
8 502, 

ↄ20 Erk. Münden 16/12 1854 Bl. XX. 366; Pr. L. R. I. 22. 80-85. 

1 Val. Scholz, das Schäfereirecht 1837; Buff, das Schäfereireht 1863; 
Mittermair, BR. 8 170; Stobbe, BR. 8 98B; Förfter Eccius 8 187, 131. 
In Württemberg ift das Schäfereirecht durch Geſ. 26/3 1873 Art. 88 auf 
gehoben Lang, Sachenrecht 8 80, 8. 

2 Erk. Caſſel 17/t 1865 Sf. XIX. 116; 81/1 1865 Sf. XIX. 16. 

s® Mittermair, BR. 8 170, 1. 2. 

s Kreittmayr, Unm. 4 zu ER. IL 8. 18; Förfter Ecciuß 8 187, 142. 

Pr. 2.9. I. 22. 146—169; Förfter Eccius 8 187, 131 f. 

s° Mittermair, BR. S 170. VI.; Befeler, BR. 8 193, 24; Stobbe, 
BR. 8 98, 25; Hörfter Eccius 8 187, 52; Erk. Münden 5/5 1866 Sf. XX. 
109. Das Pferchrecht kann auch unabhängig von dem Weiderecht vorlommen 
nämlich als Unfpruch eined Grundeigenthämers, daß die Inhaber von Schaf- 
heerden diefe zur Düngergewinnung auf ben Grunbftüden bes Berechtigten 
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die Schafe bei Ausübung des Weidereht3 auf dem Grundftüd 
des Berpflichteten einzupferchen °7, und die Verbindlichkeit mit den 
Schafen auf dem Grundftüd des Berpflichteten Mittagsruhe zu 
halten ®®, 

III. Stellung des Eigenthbümers. Der Eigentbümer bat: 

1. das Recht der Mithut, infoferne diefe nicht ausdrücklich 
ausgeſchloſſen ift??. Reicht der Ertrag der Weide nicht aus, jo 
bat der Eigenthümer zurüdzuftehen *°. 

2. Beitritten ift, in wie weit der Eigenthümer durch die 
Meidegerechtigkeit an Culturveränderungen gehindert fei. Der 
Anficht, welche jede den bisherigen Beſtand der Weideberechtigung 
beeinträchtigende Veränderung für verboten hält *', fteht die andere 
Anſicht gegenüber, wonach nur folde Handlungen zu unterlaffen 
find, wodurch die Ausübung der Weidegerechtigfeit ganz befeitigt 


einpferchen. Dieß wird theils als Reallaſt aufgefaßt Maurenbreder, BR. 
8 342. II; Ertl. Darmftadt 15/9 1858 Sf. XVII. 82; Stuttgart 8/9 1874 
Sf. XXXI. 8, theils als Servitut Eihhorn, PR. 8 182g. 

7 Erf. Münden 5/5 1866 Sf. XX. 109 faßt ed als Gegenleiftung oder 
Modalität der Ausübung des Weiderechts auf, ebenjo Pr. L.R. I. 22. 157; 
Lang, Sachenrecht 8 80, 19. Inſofern es Gegenleiftung ift, kann es aud) 
die Eigenjchaft als Reallaſt Haben Müller, Reallaften 8 1, 33 oben 8 277, 
25. Nur in diefem Sinn ift es in Erf. Münden 5/5 1866 Sf. XX. 109 
als Reallaſt bezeichnet. 

2 Erf. Münden 5/5 1866 Sf. XX. 109. 

30 Glück, Commentar X. 180; Mittermair, PR. 8 138, 12; Befeler, 
BR. 8 193. II; Erk. München 6/5 1842 WI. VIII. 156; 8/11 1845 Sf. I. 
407; 8/11 1873 Sammlg. IV. 154; Bayr. ER. II. 8. 13 Nr. 6; Pr. ER. 
I. 22. 89; Defterreih A.B.G.B. 8 502. 

0 Windfcheid 8 209, 13; Stobbe, P.R. 8 98, 24 Damit übereinftim- 
mend Bayr. L.R. II 8. 13 Nr. 6; Kreittmayr, Anm. 3a zu Bayr. OR. II. 
7.6 und bie kurheſſiſche Praxis Platner, Sachenrecht 8 56, 3. Eine davon 
abweichende Meinung will dieß nur für den Fall anerkennen, daß die Stüd- 
zahl mit der die Weide ausgeübt werben darf beftimmt ift, während bei un- 
beitimmter Stüdzahl Serpitutberechtigter und Eigenthümer gleihmäßig zu re- 
duziren haben Glück, Commentar X. 181 f.; Seuffert, Pandekten 8 162, 14; 
Lang, Sachenrecht 8 80, 17. Dieß ift Br. L.R. I. 22. 103. 104 anerkannt 
Förfter Eccius 8 187, 124, |. gegen diefe Auffaſſung Vangerow 5 340, Anm. 
2, 4 und Windfcheid 8 209, 13, welche mit Recht hervorheben, daß biejelbe 
dem Weſen der Serpitut widerjprict. 

#1 Befeler, BR. $ 193, 5; Pfeiffer in 8. f. DR. XII. 177; Erf. Wol⸗ 
fenbüttel 1841 Sf. XVII. 10; Bayr. ER. IL. 8. 13 Nr, 7. 
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oder dauernd vermindert wird *?, welche letztere Anfiht in ber 
neueren Recht3entwidlung Anerkennung gefunden hat *®. 

IV. Durch die Landesgejeggebung ift die Ausübung ber 
Meidegerechtigkeit vielfah geregelt **, und die Ablösbarkeit an- 
geordnet *®, 


8 279. 
II. Die Wegegerectigkeit '. 


Die Wegegerechtigleit enthält die auf einem Privatrechtätitel 
berubende Befugniß fi eines fremden Grundftüds zur Communi- 
fation zu bedienen. Der Privatweg unterjcheidet ſich vom öffent: 
lihen Weg darin, daß auf den letzteren der einzelne fein felbft: 
ftändiges Recht hat, andererjeit3 jedermann fich deffelben bedienen 
fann, während der PBrivatweg nur ein auf einem befonderen 
Rechtstitel begründetes Necht für einzelne enthält. Die Wege: 
gerechtigfeit, mo fie als Servitut vorkommt, richtet fih nach den 
Grundjägen des römiſchen Rechts?. Für alle Wegegeredhtigkeiten 


“2 Mittermair, B.R. 8 168, 17; Stobbe, BR. 8 98, 17; Erl. Darm 
ſtadt 8/9 1855 Sf. XII. 128; Caſſel 1862 Sf. XV. 203; Woftod 16/5 1863 
Sf. XVII 119; Berlin 14/11 1865 Sf. XXI. 2. 

3 Br. L. R. I 20. 80. 81; Förfter Eccius 8 187, 115; Bayern Weide⸗ 
gejeb Art. 5 Roth, Bayr. ER. (1) 8 163, 59; Württemberg Weidegeſetz 26/3 
1873 Lang, Sachenrecht $ 81. 

44 Bol. oben Note 4. 

6 Bayern Weidegejeg Art. 6 und 39 Roth, Bayr. E.R. (1) $ 168, 60; 
Württemberg Weidegeſetz 16/3 1872 Lang, Sachenrecht $ 82; Darm 
ftadt Gel. 7/5 1842; Braunschweig GemeinheitstbeilungsD. 20/12 1834 ; 
Hohenzollern Gel. 13/2 1846; Oldenburg 15/5 1858 und 22/4 1864 ; 
Weimar 8/1 1851; Gotha 2/1 1832 und 5/11 1853; Coburg 16/8 1836; 
Meiningen 9/2 1869; Reuß ä. 2%. 30/5 1852; Neuß j. 2. 23/3 1838; 
Sondershaufen 94 1850; Shaumburg 13/5 1874; Detmold 26/9 
1843 und 17/1 1850; Walded 15/8 1858. Außerdem find hier die oben 
8 277, 43 aufgeführten Geſetze über die Ablößbarfeit der Servituten maß- 
gebend. 

Elvers, Scrvituten 8 42; Glück, Commentar X. 139; Windfcheid 8 
211, 1; Roth, Bayr. ER. (1) 8 164; Lang, Sachenrecht 8 79. In Würt- 
temberg iſt die Wegegerechtigfeit durch Gef. 26/3 1862 beſonders geregelt. 

? Mitterımair, BR. 8 167, 20; Erf. Celle 27/11 1838 Sf. I. 80. Es 
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gilt der Grundſatz, daß für fie nicht willkürlich das ganze Grund: 
ftüd in Anſpruch genommen werden kann, daß vielmehr die ein- 
mal beftimmte Richtung von dem Berechtigten eingehalten werden 
muß? In Ermanglung anderweitiger Feſtſetzung fteht die Wahl 
dem Berechtigten zu*. Die Wegegeredtigkeit ift an fich unge: 
meffen, doch darf fih der Berechtigte derjelben nur zum Bedarf 
des herrſchenden Grundftüds bedienen, die Ausübung daher nicht 
willfürlih andern überlaffen®. Die Inftandhaltung des Weges 
liegt dem Berechtigten ob, der jedoch Anjpruch darauf hat, daß 
er in den nöthigen Reparaturen nicht gehindert werde®. Ge: 
meinrechtlich ift bei Wegegerechtigkeiten, die nicht auf periodifche 
Ausübung befchränft find, zum Schuß gegen Störung das In- 
terdictum de itinere actuque privato gegeben ’, welches voraus» 
feßt, daß die Erwerbung nicht fehlerhaft geſchehen? und die Ser: 
vitut im legten Jahr wenigſtens dreigigmal ausgeübt worden fei ®. 


gilt dieß auch nach unferen Landesrechten namentlih dem Preußischen Recht 
Förfter Eccius 8 187, 95. 

3 Süd, Eommentar X. 166; Seuffert, Pandekten 8 165, 7; Lang, Sa- 
chenrecht 8 79, 14. Ausgeſprochen ift dieß für den Fahrweg 1.9 D. 8.1 
Elvers, Servituten 402, dagegen wird ed für iter und actus in Abrede ge- 
zogen von Elverd, Servituten 401. Allgemein auf alle Wegegerechtigfeiten 
dehnen es aus Erk. Dresden 29/4 1848 Sf. II. 140; Lübed 28/4 1849 Ei. 
VI. 13; Münden 27/7 1877 Sammlung VI. 299, ebenjo die neueren Lan— 
desrechte Kreitimayr, Anm. Ig zu Bayr. ER. IL. 8 11; Pr. L.R. I 22. 
70; Sadfen 8.8.8. 8 552; Defterreih A.B.G.B. 8 495. 

* Stüd, Comment. X. 164; Elvers, Servituten 408. Nah Bayr. L.R. 
II. 8. 11 Nr. 3 und Sachſen B.G.B. 8 551 entjcheidet der Richter. 

5 Kreittmayr, Anm. Im zu L. R. II. 8 11; Erk. Jena 22/6 1877 Sf. 
XXXIV. 243; Münden 6/12 1877 Sf. XXXV. 277. 

° Kreittmayr, Anm. 1. i zu L.R. II 8.11. Bel. oben 8 277, 19. Nach 
Oeſterreich A.B.G.B. 8 494 hat auch der Eigenthümer der dienenden Sache 
injoferne er von dem Wege Gebrauch macht zu der Unterhaltung verhältniß- 
mäßig beizutragen. 

"1.181 D. 43. 19; Windſcheid $ 164, 3; Arndts 8 192 Nr. 2a; 
Gintenid, E.R. $ 65, 22; Lang, Sachenrecht 8 79, 19; Erk. Jena 30/6 1826 
Sf. IV. 229. 

®1. 1 pr. 8 12 D. 43. 19; Windfeheid 8 164, 5. 

1.1 pr. $2 D.43. 19; Windfcheid 8 163, 4; Lang, Sachenrecht 8 79, 
19; Erf. Roftod 15/3 1845 Budde III. 86; Caſſel 1860 Sf. XVI. 221; Lü- 
bed 20/3 1853 Sf. XXIT. 46; Berlin 17/10 1874 Sf. XXX. 123; Darm«- 
ſtadt Bräjudiz Nr. 32. Nah Erk. Jena 22/1 1829 Sf. VI. 291 und Kiel 
12/8 1857 Sf. XII, 207 cejfirt dieſes Erforderniß in summariissimo, 
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Zum Schuß von Wegegeredhtigkeiten, die nur periodiſch ausgeübt 
werden Tönnen, ift die gemöhnliche Befigftörungstlage gegeben ?°, 
welches letztere nach unferen neueren Landesrechten bei allen Wege- 
gerechtigkeiten der Fall ift. Die einzelnen Wegegeredtigkeiten find: 

1. Das Recht des Fußſteigs (servitus itineris). Dieſes ge- 
währt gemeinrechtlich die Befugniß über das dienende Grundftüd 
zu geben, zu reiten und fi in einer Sänfte tragen zu laffen, 
nicht aber zu fahren !!; nad Preußiſchem, Sächſiſchem und Defter: 
reichiſchem Recht ift das Recht des Reitens nicht Damit verbun- 
den 12. Die Breite ded Wegs wird im Mangel näherer Feſtſe⸗ 
gung gemeinrechtlih durch richterliches Ermefjen feſtgeſetzt ’?, nad) 
Bayriſchem, Preußiſchem und Sächſiſchem Recht beträgt fie drei 
Fuß !*, 

2. Das Triftreht (servitus actus) gewährt gemeinrechtlich 
das Recht des BViehtriebs, womit das Recht mit Wagen zu fahren 
und zu gehen verbunden ift 16, während nad ben neueren Lan 


10 Erf. Lübeck 20/3 1853 Sf. XIII. 46; Berlin 17/10 1874 Sf. XXX. 128. 

111.7 pr. 1. 12 pr. D. 8.3; Elvers, Servituten 383; Glüd, Comment. 
X. 139; Bayr. IR. II. 8 11 Nr 1. Für unanwendbar nah heutigem 
Hecht hält diefe Beſtimmung Windicheid 8 211, 3. f. dagegen Sintenid, E.R. 
8 68, 14. Das Tragen von Laſten beim Gehen 3. B. Steinkohlen ift zu- 
läßig Erf. Lübel 19/3 1840 Sf. X. 136; 27/3 1877 Sf. XXXII. 290. Da- 
gegen ift das Recht mit einem Schieblarren zu fahren damit nicht verbunden 
Erf. Lübeck 13/4 1830 ©f. V. 5. 

12 Br. L.R. I 22. 65: Wer dad Mecht Hat über das Grundftüd des 
Undern zu gehen, darf fich deffen weder zum Reiten noch zum Fahren auch 
mit einrädrigem Karren bedienen. Sachſen B.G.B. $ 548: Das Recht des 
Fupfteigd umfaßt die Befugniß auf dem Steig zu gehen, und jomeit es die 
Dertlichkeit gejtattet, darauf Laften zu tragen und ſich von Menjchen tragen 
zu laſſen. Defterreih A.B. G.B. 8 492: das Recht des Fußſteigs begreift das 
Recht in fih auf diefem Steige zu gehen, ſich von Menſchen tragen oder an- 
dere Menjchen zu fih fommen zu laffen. 8 493: Dagegen kann ohne befondere 
Bewilligung das Recht zu gehen nicht auf das Recht zu reiten, oder fi 
duch Thiere tragen zu laſſen — ausgedehnt werben. 

131.13 82 D. 8. 3; Elvers, GSerpituten 389. Daffelbe muß nad 
Defterreih 4.8.6.8. 8 495 angenonımen werden. 

14 Bayr. ER. IL 8 11 Ne 1; Pr. ER. 1. 22. 78; Sadien 3.6.8. 
8 558. 

51,7 D. 8. 3; Efverd, Servituten 389; Süd, Commentar X. 344 ; 
Erk. Celle 27/11 1838 Sf. I. 180. 
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desrechten die Dienftbarkeit auf den PViehtrieb beſchränkt ift!*. 
Das Triftrecht erftreckt fi, mern nicht befondere Ausnahmen be- 
ftimmt find auf alle Gattungen von Bieh '”. In dem Triftrecht 
ift nur das Recht des Durchtriebs gegeben, das Triftvieh darf 
daher beim Durchtrieb weder weiden noch lagern !°. Die Breite 
des Wegs wird gemeinrechtlich in Ermanglung näherer Feftfehung 
richterlich beitimmt !?, während fie nah Bayriihem Landrecht 8°, 
nad Preußiſchem Landrecht in Beraber Richtung 16° in der Bie- 
gung 24’ beträgt ?°. 

3. Die Fahrgerechtigkeit (Servitus viae) enthält gemeinrecht⸗ 
lich alle Benügungsarten, aljo außer dem Recht zu fahren aud 
das Recht des Viehtriebs und des Fußſteigs ?!; ferner die Be- 
fugniß Steine und Balken über das dienende Grundftüd zu ſchlei—⸗ 
- fen®?; dagegen ift nach Preußiichem ?°, Sähftfchem 2* und Defter- 
reichiſchem Recht ?° mit der Fahrgerechtigkeit das Triftrecht nicht 
gegeben. Die Breite beträgt, wenn nicht3 anderes beftimmt ift, 


— — 


16 Bayr. ER. II. 8. 11 Nr. 3; Pr. ER. I. 22. 68; Sachſen B.G.B. 
8 550. Nah Defterreih A. B.G.B. 8 492 ift damit das Recht verbunden, 
einen Schieblarren zu gebrauchen. 

17 Süd, Commentar X. 154; Bayr. ER. II. 8. 11 Nr. 8. 

is Glück, Commentar X. 169; Bayr. L.R. IL 8. 11 Nr. 3; Förſter 
Eccius 8 187, 109. 

9 Elvers, Servituten 392. Dieß muß auch nad Sächſiſchem und Defter- 
reihifhem Recht angenommen werden, da bier eine Beftimmung nicht ge- 
geben iſt. 

20 Bayr. ER. 11. 8. 11 Nr. 3; Pr. OR. I. 22. 79. 

21], 1 pr. D. 8. 3; Elvers Serpituten 393; Glück, Commentar X. 160. 
Gegen die Ausdehnung der Fahrgeredtigfeit auf das Triftreht nad) heutigem 
Recht erklären fih Lang, Sachenrecht 8 79, 3; Erf. Dresden 12/2 1850 Sf. 
IV.13; 27/11 1862 Sf. XVII. 213; Darmftadt 16/6 1857 ©f. XI. 127; 
Stuttgart 17/3 1864 Sf. XVII. 121; Oldenburg 1864 Sf. XXIII. 113; 
20/10 1874 Sf. XXXI. 206. Anerkannt ift die Ausdehnung Bayr. OR. I. 
8. 11 Nr. 3. 

#]1.7D.8 3; Glück, Commentar X. 162; Kreittmayr, Unm. Ic zu 
ER II 8. 11. Gegen diefe Ausdehnung Sachſen B.G.B. 8 549. 

23 Mr, IR. I. 22. 67. 

+ Sachſen B. G. B. F 549. Das Recht des Fahrwegs enthält zugleid) 
das Recht des Fußſteigs. Der Berechtigte darf auf dem Fahrweg fahren, 
reiten und Vieh führen, nicht aber ſchwere Laſten fchleifen oder freigelafjenes 
Vieh treiben. 

35 Deiterreih A.B.G.B. 8 499. 

Roth, Deutſches Privatrecht. ILL 29 
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gemeinrechtlich 8° in gerader Richtung und 16° in ber Biegung **, 
nah Preußiſchem Recht 8’ in gerader Richtung und 12° in ber 
Biegung ?’, nah Sächſiſchem Recht acht Fuß *°. 


8 280. ° 
III. Wafferlaufdtenfibarkeiten ', 


Als Wafjerlaufdienftbarfeiten finden fih in unferem Recht 
folgende ausgebildet: 

I. Das Neht dem Wafferablauf auf das unten liegende 
Grundftüd eine andere als die natürliche Richtung zu geben *, 
und das Recht zu verlangen, daß der Eigenthüümer das auf feinem 
Eigenthum entipringende Duellmaffer und das dort gefammelte 
Regenwaſſer, das er für fich zu verbrauchen befugt ift, auf das 
herrſchende Grundftüd ablaufen Lafie 3. 

1. Das Recht der Wafferleitung* Diejes beftebt 
in der Befugniß, fremdes Wafler in ein Grundftüd zu leiten. 
Die Servitut kann fih auf das Wafler eines öffentlichen Fluffes 
oder auf Privatgewäller beziehen. In dem erften Fall beitebt die 
Servitut in der Befugniß, die Wafferleitung über das dienende 
Grundftüd zu führen®, da der befondere Gebrauh an Öffent- 


21.8 D. 8. 3; Bayr. 2.R. II. 8. 11 Nr. 3. 

7 Br. 28. 1. 22. 79. 

8 Sachſen B.G. B. 8 553. 

’ Bol. Endemann, Wafferreht $ 15—18; Noth, Bayr. E.R. (1) 8 165; 
Lang, Sachenrecht 8 84. 

2 Vgl. oben 8 238, 28—32; Roth, Bayr. ER. (1) 8 125, 15; 8 165, 2; 
Lang, Sachenrecht 8 84, 47; Erk. Darmftadt 21/8 1866 Sf. XXI. 214; Berlin 
6/4 1872 ©f. XXVII. 94; Bayr. Wafjergejeg Urt. 37; Erk. Münden 16/7 
1867 81. XXXI. 350. 

® Lang, Sachenrecht 8 84, 6; Erf. Caſſel 2/5 1840 Sf. I. 5; Stuttgart 
26/10 1855 ©f. XXI. 11; Darmftadt 3/7 1869 Sf. XXIII. 207. 

* Süd, Commentar X. 190; Eivers, Servituten 8 43; Windfcheid 8 
211, 6; Lang, Sachenrecht 8 84; Zachariä 8 226, 4. Das Preußifche Land- 
recht Hat feine bejonderen Beſtimmungen; es finden auf diefe Servitut die 
für die Wegegerechtigkeiten geltenden Grundfäße analoge Anwendung Förſter 
Eccius 8 187, 113. 

° Bgl. unten 8 282, 10; Endemann, Waflerrecht 8 15, 283, 
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lihen Flüflen von der Genehmigung ber öffentlichen Behörben 
abhängt? Das Recht der Waflerleitung an Privatgewäflern 
kann an einem Privatfluß oder an gebundenen Privatgewällern 
begründet fein, und enthält dann das dingliche Recht auf den 
MWaflerbezug ?, der beftimmt oder unbeftimmt fein kann; in bem 
legteren Fall ift der Bezug auf das Bebürfniß des Bered- 
tigten befchräntt und darf ohne Zuftimmung des Verpflichte⸗ 
ten Dritten nicht abgetreten werden®. Iſt die GServitut meh: 
teren Berechtigten eingeräumt, jo fann ein Vertheilungsverfahren 
erforderlich fein ?. 

1. Das Recht der Wafferleitung befteht in der Befugniß, das 
Waller in Röhren auf das berechtigte Grundftüd zu leiten ?°. 
Der Berechtigte hat die Waflerleitung in Stand zu erhalten !", 
und demnach auch das Recht alle für die Heritellung und Repa⸗ 
ratur erforderlihen Handlungen auf dem dienenden Grundftüd 
vorzunehmen 2. 


° Endemann, Waflerredht 8 5; Erf. Stuttgart 26/11 1870 Sf. XXV. 9; 
Bayr. L.R. II. 8. 12 Nr. 5; Bayr. W.G. Art. 10. 14 Roth, Bayr. ER. (1) 
8 285, 21. Das dem Berechtigten eingeräumte bejondere Waflerbezugsrecht 
bat nicht die Natur der Gervituten, jondern die eines Brivilegiums. U. M. 
Endemann, Waſſerrecht $ 15, 20, der nach heutigem Recht auch bei Öffentlichen 
Flüſſen eine Servitut ded Waſſerbezugs annimmt. 

’1L81.17 pr. D. 39. 3; Endemann, Waflerreht 8 74; Erk. Darmftadt 
13/7 1869 ©f. XXIII. 207. 

81.241.338 8 1 D. 8. 8; Lang, Sachenrecht 8 84, 15. 

°1.4 D. 43. 20; Glück, Commentar X. 194; Elverd, Serpituten 73. 
411; Erk. Dresden 13/9 1866 Sf. XXIII. 128. 

11.178 1 D. 50. 8 Das Recht einen Canal anzulegen muß bejon- 
ders begründet fein Elvers, Servituten 409. 

11.11 D. 8. 4; Endemann, Waflerreht $ 16, 11; Erf. Dresden 1851 
Sf. VI. 7; 26/10 1860 Sf. XVI. 14; Berlin 11/9 1877 Sf. XXXII. 359; 
Sachſen 8.8.8. 8 555; Defterreih A.B.G.B. 8 497. Durch bejondere Feſt⸗ 
fegung kann die Pfliht der Unterhaltung dem Eigenthümer des dienenden 
Grundſtücks auferlegt fein vgl. oben 8 277, 31. Der Serbitutberechtigte haftet 
für den bei den NMeparaturarbeiten oder durch mangelhafte Conſtruktion ver- 
urſachten Schaden vgl. oben 8 277, 21. 

12 Erf. Münden 8/4 1863 Sf. XVII. 9 (Räumung eines Weihers); 
Berlin 4/6 1874 Sf. XXIX. 221 (Unlegung einer Brunnenlammer); Berlin 
13/4 1877 5. M. IX. 62 (Tieferlegung von Röhren). Zum Schu im Recht 
ber Ausbeſſerung ift gemeinrechtlich das Interdictum de rivis gegeben unten 
Note 19. Auch der Eigenthümer des dienenden Grundſtücks darf in feinem 

29* 
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2. Iſt über die Richtung ber Waflerleitung nichts verein- 
bart, fo fteht die Wahl dem Berechtigten zu, die jedod nur un⸗ 
bebaute Stellen treffen darf. Die einmal getroffene Wahl un- 
terliegt von Seite des Berechtigten Teiner einfeitigen Verände- 
rung !*, während der Verpflichtete eine unſchädliche Verlegung zu 
verlangen berechtigt ift ?®. 

3. Zum Schug der Waflerleitungsgerechtigkeit iſt gemein: 
rechtlich da3 Interdietum de aqua quotidiana et aestiva gege- 
ben 1°, welches vorausfept, daß dad Recht in dem legten Jahr 
vor der Störung einmal!” und zwar nicht fehlerhaft und in 
gutem Glauben ausgeübt worden jei'®. Zum Schub in dem 
Recht die Ausbeſſerung einer im laufenden Jahr oder dem vor: 
bergehenden Sommer ausgeübten Waflerleitung vorzunehmen ift 
das Interdietum de rivis gegeben °. ® 

II. Das Recht der Wafferableitung, nämlih das Recht 
behufs der Entwäfferung des herrſchenden Grundſtücks das auf dem⸗ 
felben befindliche Waffer über das dienende Grundftücd abzuleiten *°. 

IV. Die Wafferfhöpfgerehtigfeit, das Recht auf 


eigenen Snterefie die Reparatur vornehmen Erk. Berlin 11/9 1877 Sf. 
XXXIII. 859. 

1, 21. 22 D. 8. 3; Endemann, Waſſerrecht 8 16, 12.) 

“1,138 1D.8. 3; Erk. Darmftadt 3/7 1869 Sf. XXVIII. 13; Lübed 
28/4 1849 Sf. VI. 13. 

16 Erf. Lübeck 28/4 1849 Sf. VI. 13; Darmftadt 3/7 1869 Sf. XX VIII. 
13; vgl. oben 8 277, 22. 

16 Dig. 43. 20; Windſcheid 8 164, 8; Sintenis, ER. 8 65, 28; Lang, 
Sachenrecht 8 84, 89. 

71, 1pr.84D. 43 20; 1. 1 pr. D. 43. 22; Endemann, Waſſerrecht 
73; Lang, Sachenrecht 8 84, 39; Erf. Caſſel 25/4 1863 Sf. XVII. 249. 
Ueber die Zeitberechnung vgl. Erf. Berlin 2/11 1872 Sf. XXVII. 210; Müns 
chen 30/10 1876 Sf. XXXII. 206. 

8]. 1 pr. $ 10. 19. 89 D. 43. 20; 1. I pr. D. 43. 22; Erf. Darmitadt 
23/4 1866 ©f. XIX. 283; 20/6 1871 Sf. XXVI. 110; Wolfenbüttel 22/6 
1866 Sf. XXII. 146. 

1 Dig. 43. 21; Elverd, Servituten 822; Urndts 8 192 Nr. 2. b; Sins 
tenig, E.R. 8 65, 37; Lang, Sachenrecht 8 84, 43. 

2° 1.29 D. 8. 3; Glück, Commentar X. 197; Sachſen 8.9.8. 8 555; 
Defterreih U.B8.8.8. 8 497. Auch Hier Tann durch befondere Feſtſetzung eine 
Verpflichtung des Eigenthümerd de3 dienenden Grundftüds zur Unterhaltung 
der Abzugsgräben begründet fein Erk. Roftod 10/1 1841 Sf. XVII. 8; Ber- 
tin 16/1 1877 Sf. XXXIV. 16 vgl. oben 8 277, 16. 
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dem dienenden Grundftüd, das für das herrſchende Grundftüd 
erforderlihe Waſſer zu fchöpfen ?!, womit von felbit der Zugang 
zum Schöpfplag verbunden ift??%. Zum Schuß iſt gemeinrechtlich 
das Interdietum de fonte gegeben ?®. 

V. Die Viehtränkgerechtigkeit, das Recht, das auf 
dem berrihenden Grundftüd gehaltene Vieh auf dem dienenden 
Grundftüd zur Tränfe zu treiben, die immer zugleich die servitus 
actus enthält ?*. 

VI Das Recht auf dem dienenden Grunbftüd einen Teich 
zu balten *°. 


8 281. 
IV, Forſtdienſtbarkeiten!. 


Dinglide Forſtberechtigungen haben regelmäßig die Eigen- 
ſchaft ala Servituten; nur die Holzberechtigung kann auch als 
Reallaft begründet fein?. Die Forftdienftbarkfeiten können als per: 
ſönliche? oder Grundbdienftbarkeiten * conftituirt fein. Für alle 


111.383D. 8 3; Glüd, Commentar X. 198; Erk. Dresden 12/11 
1862 Sf. XVII. 215. In Erk. Berlin 17/11 1871 Sf. XXVI 109 und 
Münden 29/12 1879 Sf. XXXV. 188 ift ausgeſprochen, daß feine causa 
perpetua erforderlich fei, die Servitut alfo aud an einem Trog oder einer 
Cifterne gegeben fein könne vgl. oben 8 277, 14. 

21,383.D. 8. 3; Lang, Sadhenredt 8 84, 48; Erf. Münden 27/11 
1874 Sammlg. V. 40; Bayr. L.R. I. 8. 12 Nr. 2; Defterreih A.B.G.B. 
8 496. 

35 Dig. 43. 22; Elverd, Servituten 824; Windfcheid 5 164, 13; Arndt 
8 192, 2c; Sintenid, E.R. 8 65, 389; Lang, Sadenreht 8 84, 49; Er. 
Wolfenbüttel 22/6 1866 Sf. XXII. 146. Für diejes gelten die gleichen Grund: 
fäte wie für das Interdietum de aqua. 

*1,1811.6D. 8. 3; Gtäd, Commentar X. 200; Windicheid $ 211, 
8; Lang, Sachenrecht $ 84, 52. 

25 Erf. Dresden 1850 Sf. IV. 12; 1851 Sf. IV. 208. 

ı Mittermair, BR. 8 171; Maurenbreder, BR. 8 265; Bejeler, BR. 
8 198; Gtobbe, PR. 8 98, 35; Förfter Eccius 8 187, 155 f.; „Dernburg, 
Pr. PR. I. 8 304; Paris, die Forftfervituten Gruchot XXIV. 336; Platner, 
Sachenrecht 8 60; Lang, Sachenrecht 8 88. 

2 Bol. unten 8 288. 

° Bal. oben $ 271, 5. 6. 

Bgl. unten Note 9. 
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FSorftvienftbarkeiten gilt der Grundfag, daß der Berechtigte bei 
ihrer Ausübung an die Beftimmungen der Forftgefete gebunden 
ift®, alſo forftimäßige Culturveränderungen fi gefallen laſſen 
muß®. Die einzelnen bei ung vorfommenden Forftdienitbartei- 
ten find: 

I. Das Beholzigungsrecht (jus lignandi)’. Dieſes 
kann als perjönlihe? oder Grunddienftbarkeit? conftituirt fein. 
Die Eigenfchaft als Dienftbarkeit wird auch nicht dadurch alterirt, 
daß die Fällung des Holzes nur dur den Verpflichteten gefchieht, 
daß der Berechtigte das zu beziehende Holz ſich anweiſen laſſen 
muß, und daß er eine Necognitionsgebühr zu entrichten hat ?0. 
Die Dienftbarkeit unterſcheidet ſich jenachdem fie auf Brennholz 
oder Bauholz gerichtet ift, häufig finden fich beide vereinigt "1. 


° Ertl. Wiesbaden 28/2 1844 Sf. XI. 123; Stuttgart 24/9 1869 Ef. 
XXIV. 16; elle 21/4 1866 Sf. XXL 215; Darmſtadt 8/4 1873 Sf. XIX. 
13; Pr. ER. I. 22. 313 Förfter Eccius 8 187, 172; Bayer. LM. II. 8. 15; 
Roth, Bayr. E.R. (1) 8 166, 6. 

° Er. Darmitadt Sf. XXIV. 14; Jena 28/1 1865 Sf. XIX. 215; Ver 
lin 30/10 1872 Sf. XXVII. 209. 

” Malblank de jure lignandi 180; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 166, 31; 
Mittermair, PR. 8 171, 1. 

s Kreittmayr, Anm. 10 zu L.R. IL 8 15. Durch Vertrag unter den 
Betbeiligten der Nürnberger Forftrechte ift anerfannt, daß das Yorftrecht auch 
al3 Berjonalfervitut für den Bürger ohne Grundbefit beftand. U. E. 24/10 
1854 91. XXI. 228. Als Perfonalfervitut kömmt auch das Recht der Ab- 
Holzung vor Erf. Münden 28/4 1873 Sammlg. III. 134. 

’ Nah Erf. Berlin 6/12 1867 Sf. XXI. 104 und Darmftabt 15/12 1863 
Sf. XVIL 214 ift nur ein Haus nicht eine unbebaute Grundfläche das herr» 
ihende Grundftäd. Nah Erk. Münden 24/10 1854 Bl. XXI. 228 ift Rad): 
barlage der Grundftüde bei Korftdienftbarkeiten nicht erforderlich. 

’ Pfeiffer, Br. Ausf. VII. 179; Befeler, PR. F 198, 20; Kreittmagr, 
Anm. 10 zu L.R. II. 8. 15; Lang, Sachenrecht 8 83, 18; A. E. 25/10 1854 
Bl. XXI. 230; Erf. München 28/3 1866 BI. XXXI. 368; Wolfenbüttel 17/10 
1859 Sf. XIV. 117; Darmftabt 1/7 1873 Sf. XXIX. 14. In der Regel ift 
die Recognition eine Abgabe, die mit dem Werth des Holzes in keinem Ber- 
hältniß fteht. Es Tann aber aud) das Recht Holz um die orfttare zu be= 
ziehen als dingliches Recht conftituirt fein Pfeiffer, Pr. Ausf. VIII. 180; 
Bejeler, PR. 5 198, 21; Erf. Münden 13/6 1846 BL. XII. 286; 13/3 1866 
Bl. XXXL 269. 

ı Mittermair, BR. 8 171, 9; Pr. L.R. I. 22. 201; Börfter Eccins 
8 187, 168. 
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Iſt die Holggattung beftimmt, fo ift Die Ausübung von dem Bor: 
handenfein derjelben auf dem dienenden Grunbftüd abhängig "?. 
Der Holzberechtigte muß Die Servitut in den feftgefeßten ober 
aus den Umftänden ſich ergebenden Zeiträumen ausüben; eine 
Nachforderung für die vergangene Zeit ift nicht ftatthaft, infoferne 
der Berpflichtete fi nicht in Berzug befinbet!. Der Umfang 
der Holgberechtigung Tann der Quantität nach beftimmt !* ober 
unbeftinmt fein. St der Umfang unbeftimmt, fo richtet er fich 
bei Brennholz nah dem wirtbichaftlihen Bebürfniß auf dem be⸗ 
rechtigten Grundftüd ?°, bei Bauholz nah dem jebesmaligen Be: 
darf, welchen der Berechtigte nachzuweiſen hat 1°. 

I. Das Recht auf Raff- und Lefeholz!” und Wind: 


12 Mittermair, BR. S 171, 11; Pr. LR. I. 22. 231—234; Förfter Ec- 
eins 8 187, 177. Der Berpflichtete ift verbunden, die ausgegangene Holzart 
wieder anzupflanzen, und ift haftbar, wenn er das Ausgehen verjchuldet hat. 

18 Mittermair, BR. 8 171, 13; Br. ER. I. 22. 204; Förſter Eccius 
8 187, 1683. 

Dad Recht kann fih auf alle auf dem dienenden Grundftüd fich be» 
findenden Bäume erjtreden, jo daß der Berechtigte das ausschließliche Recht 
der Holzbenägung Hat Erf. Münden 21/6 1851 Bl. XVII. 60; oder auf den 
ganzen Holzertrag mit Ausnahme einer beftimmten Quantität Erk. München 
13/3 1852 31. XVII. 158; oder auf alle Bäume einer beitimmten Gattung 
3. 8. Eihen Erf. Münden 20/6 1851 Bl. XVII. 831. Sonſt fteht regel» 
mäßig dem Eigenthümer das Recht der Mitbenügung zu Mittermair, PR. 
8 171, 17; Br. ER. I 22. 226; Förſter Eccius 8 187, 174. Nach Erk. 
Münden 28/4 1873 Sammlg. III. 134 Tann in Bayern nad Verkündigung 
bes Forſtgeſetzes 28/3 1852 eine derartige ben ganzen Holzertrag umfaflende 
Servitut nicht mehr conftituirt werben. 

16 Mittermair, BR. 8 171, 7; Lang, Sachenrecht 8 88, 15; Pr. ER. 
I. 22. 203. 205. 206; Förfter Eccius $ 187, 160164. Erf. Münden 31/10 
1842 Bl. VIII 411 ift ausgeſprochen, daß ber Berechtigte den Umfang bei 
willfürlicher Vergrößerung feines Anweſens nicht ausdehnen darf. Der Um- 
fang richtet fih aljo nach dem VBebürfni zur Beit der Begründung der Ser» 
vitut. Bei dem Holzrecht einer Gemeinde entjcheidet die Zahl der Gemeinde- 
glieder zur Zeit der Verleihung Erk. Berlin 11/10 1849 Sf. III. 300. 

. 16 Mittermair, BR. 8 171, 12; Lang, Sachenrecht 8 83, 11; Erf. Celle 
14/5 1869 Sf. XXIII. 16; Darmftabt 11/7 1873 Sf. XXIR. 14; Pr. ER. 
I. 22. 208. 

17 Mittermair, PR. 8 171, 16; Pr. 2.R. I. 22. 215. 222 - 224; Hörfter 
Eccius 8 187, 169; Roth, Bayr. ER. (1) 8 166, 36; Erf. Cafjel 7/2 1838 
Sf. XI. 124; Stuttgart 24/9 1869 ©f. XXIV. 12, 
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brüde!®. Auch bier entjcheibet bei unbeftimmter Quantität dag 
Bedürfniß des herrſchenden Grundftüds zur Zeit der Begrün- 
dung '°. 

II. Das Streurecht befteht in der Befugniß, abgefallenes 
Laub, Nadeln und Moos zur Verwendung als Streu in Vieh⸗ 
ftällen in einem fremden Wald zu fammeln 2°. Der Berechtigte ift 
verbunden, ſich nach der Anweifung des Verpflichteten zu richten ?1. 

IV. Das Recht der Waldmweide?? und die Maftungsge- 
rechtigkeit ?®. 

V. Dur Landesgejete ift die Ausübung ber Forftdienftbar: 
teiten geregelt ?*, und die Ablösbarkeit angeordnet ?6. 


18 Maurenbrecher, BR. 8 265, 10; Caſſel 7/11 1868 Sf. XVIIL 21; 
Pr. L.R. I 22. 217; Förſter Eccius 8 187, 171. 

10 Es fommen bier die oben Note 15 aufgeführten Grunbjäge zur An- 
wendung. 

2° Mittermair, BR. 8 171, 34; Lang, Sachenrecht 8 83, 23; Erf. Eelle 
15/9 1862 Sf. XVII. 122; Pr. 2.R. 1. 22. 221; Förfter Eccius 8 187, 181. 
Auch hier richtet fich, wenn die Duantität nicht beftimmt ift, der Bezug nad 
dem wirthfchaftlichen Bedürfniß zur Zeit der Begründung ber Dienftbarkeit 
Erf. Münden 31/10 1842 Bl. VII. 411. 

21 Mittermair, PR. 8171, 35; Erk. Darmftabt 18/1 1854 Sf. VIL 288; 
Wiesbaden 28/2 1844 Sf. XI. 128; Celle 21/4 1866 Sf. XXI. 215. 

22 Bejeler 8 198, 16; Roth, Bayr. ER. (1) 8 166. III. 

28 Mittermair, P.R. $ 171, 23; Stobbe, PR. 8 98, 38; Platner, Sa- 
chenrecht 8 57; Lang, Sachenrecht 8 83, 23; Förfter Eccius 8 187, 155. 

2Preußen 5/3 1848 Ausübung der Waldftreuberehtigung; Bayern 
Forſtgeſetz 28/3 1852 Roth, Bayr. C.R. (1) $ 166; Darmſtadt 2/7 1839 
Beziehung ber Waldftreu; Köthen Deijau 30/9 1849 Lejeholgnubung; 
Sonderdhaufen 23/6 1841 und 25/6 1841 Laub⸗, Raff⸗ und Beholzungd- 
ordnung; Walded 22/8 1826 Ausübung der Holzrechte. 

5 Bayern Forfigejeb 28/3 1852 Art. 82; Braunfhmweig Gemein. 
heitötheilung3-D. 20/12 1834; Gotha 5/3 1876 Forſtablöſungsgeſetz; Son- 
dershauſen 92 1874 Waldftreunugungen; Hannover 7/1 1868 und 
13/6 1878; Birkenfeld 5/2 1873; Schaumburg 28/4 1870; Detmold 
1/4 1845. Außerdem kommen bier die oben %$ 277, 43 aufgeführten Wblö- 
jungögejege in Betradt. Vom 1. Januar 1853 an können in Bayern neue 
dingliche Forftberechtigungen nicht mehr erworben werden Yorftgeje Art. 34; 
Roth, Bayr. E.R. (1) 8 166, 30. Nah Preußifhem Necht können fie nur 
auf Beit begründet und durch Erfigung gar nicht erworben werden Förfter 
Eccius 8 187, 30 und 54. 
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8 282, 
V. Dienfibarkeiten au Grundflächen. 


Als ſolche finden fi: 

1. Das Recht beitimmte Materialien dem Grundftüd zu ent: 
nehmen, namentlich das Recht auf dem dienenden Grundftüd Steine 
zu breden?, Lehm? und Torf? zu ftehen, Sand zu graben“, 
Kalt zu brennen®. Das Recht kann als Prädialſervitut mit einem 
herrſchenden Grunbftüd verbunden ® oder als irreguläre Berfonal: 
jervitut conftituirt fein”. Auch wenn das Recht als Brädialfer- 
vitut conftitwirt iſt, ift für die Ausübung nicht nothwendig das 
Bedürfniß des herrſchenden Grundftüds maßgebend ®. 

2. Das Recht das dienende Grundftüd zur Führung einer 
Waſſerleitung zu benügen?, und das Recht auf dem dienenden 
Grundftüd eine Dungftätte zu haben !°. 

3. Die Befreiung von ben Beichränfungen des Nachbarrechts 
kann als Dienftbarkeit conftituirt fein !!. 


11.681D. 8.3; Bayr. 2.8. II. 8. 16; Pr. 2.R. 1. 22. 241; Erk. 
Münden 26/4 1841 Bl. XVII. 377; Wolfenbüttel 12/2 1878 Sf. XXXIV. 17. 

? Bayr. ER. II. 8. 16; Pr. L.R. L 22. 241; Erf. Berlin 20/2 1851 
Sf. V. 142. 

° Ert. Münden 1/2 1861 Bl. XXIX. 237; Celle 19/5 1852 Sf. XXIII. 215. 

8 2 Inst. 2. 3; Bayr. ER. IL 8. 16; Br. 2.8. I. 22. 241. 

° 8 2 Inst. 2. 3; Bayr. 2.8. II. 8. 16; Pr. L. R. I. 22. 240. 

° Die ift in den oben Note 1—3 aufgeführten Fällen gegeben. 

T Dieß dürfte ebenfalls da anzunehmen fein, wo dem Berechtigten das 
ausſchließliche Nugungsreht zufteht Erf. Münden 28/4 1873 Sammlg. III 
134 (AbHolzung); 6/7 1874 Sammlg. 1V. 176 (Thon: und Borcellanerbe). 

s Erk. Münden 1/2 1861 Bl. XXIX. 237 und Eelle 195 1852 Sf. 
XXIII. 215 (Uustorfung); Wolfenbüttel 12/2 1878 Sf. XXXIV. 17 (Stein- 
brud). A. M. Erf. Berlin 20/2 1851 Sf. V. 142. Erf. Münden 20/6 1881 
Sammlg. IX. 65 ſpricht aus, daß auch bei Conftituirung einer Servitut zum 
Gewerbebetrieb Lehm zu graben der Eigenthümer das Mitbenugungsrecht hat, 
wenn es nicht ausdrädlich ausgeſchloſſen ift. 

® Iter aquae 1. 15 D. 8. 3; Elverd, Servituten 404; Bahern Waſſer⸗ 
gejeg Art. 89; Erf. München 15/6 1874 Sf. XXXI. 14. 

ı Erf. Münden 1/3 1872 Sammilg. II. 8. 

1 Windſcheid 8 2112, 5; Wolfenbüttel 13/11 1866 Sf. XXVIII. 201 
(Fabrikrauch); Berlin 29/9 1874 Sf. XXX. 233 (Dunggrube). 
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4. Beltritten ift, ob Beſchränkung des Gewerbbetriebs als 
Servitut eines dienenden Grundftüds giltig conftituirt werden 
fönne ?2. 


g 283. 


VI Gebändedienflbarkeiten '. 


Die Gebäudedienftbarkeiten des römischen Rechts beruhen auf 
der Vorausjegung, daß dem Eigenthümer regelmäßig die Befugniß 
zuftehe, auf feinem Grund beliebig Gebäude aufzuführen, und daß 
er nur alle Beranftaltungen zu unterlaflen habe, welche eine Ueber⸗ 
Ichreitung der Eigenthumsgrenze enthalten, wenn nicht durch Ser: 
vituterrichtung die Zuläßigfeit zugeftanden fei?. Das gegenwärtig 
geltende Recht nimmt infoferne eine abweichende Stellung ein, als 
auf Grund des Nachbarrechts das Eigenthbum mehr befchränft ift 
als dieß nach römiſchem Recht der Fall war, was namentlich bei 
dem ſtädtiſchen Grundbefit hervortritt, für welchen mehrfache, dem 
römiſchen Recht nichtbefannte Beſchränkungen diejer Art, nament- 
ih dur die Bauordnungen beftimmt find. Bon der Beobad): 
tung folder Eigenthumsbeſchränkungen kann aber zweifellos durch 
Beitelung einer Dienftbarleit befreit werben ®, und es find daher 
nah unjerem Recht Gebäudedienſtbarkeiten auch gegen die Eigen 
thumsbeſchränkungen der ftatutarifhen Bauorbnungen gegeben. 
Als die weſentlichſten Gebäudedienftbarkeiten find folgende anzu» 
führen: 

I. Bauverbote. Schon das römische Recht Tennt die ge: 


12 Meberhaupt für unzuläßig erklären eine ſolche Stipulation Erf. Stutt- 
gart 9/6 1868 Sf. XIX. 18 (Eonbitorei); Celle 12/3 1866 Sf. XX. 106 
(Manufalturgefhäft); Stuttgart 14/4 1871 Sf. XXV. 220 (unleidliches Ge⸗ 
werbe). Als Perfonalfervitut laſſen ein derartiges Verbot zu Erf. Lübeck 
15/7 1850 Sf. VI. 11 (Fabrilanlage) München 17/2 1871 Sammlg. I. 21 
(Wirthichaft). 

ı Glüd, Commentar X. 68; Elvers, Serpituten 8 45—49; Windſcheid 
8 21la; Befeler, PR. 8 93; Roth, Bayr. ER. (1) 8 168; Lang, Saden- 
recht $ 86. 

2 Bol. oben 8 239, 2. 

® Bgl. oben 8 234, 8. 
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jegliche Dienftbarkeit, daß der Eigenthümer Fein Gebäude errichten 
darf, durch welches der Dreſchtenne des Nachbars der Luftzug 
entzogen wird +. Als Dienftbarkeitsbeitelung findet fich das Aus⸗ 
fihtsrecht (servitus ne prospectui officistur), die Befugniß zu ver- 
langen, baß auf dem dienenden Grundftüd alle Anlagen unter» 
bleiben, welche die Ausficht von dem berrichenden Grundftüd aus 
beeinträchtigen °. 

I. Baubeſchränkungen. Als geſetzliche Dienftbarfeit 
findet fih in mehreren Landesrechten die Beftimmung, daß Neu 
bauten nur in einer gewillen Entfernung von bereits ftehenden 
Gebäuden des Nachbarn errichtet werden bürfen ®, und Beichrän- 
fung der Anlagen in einer gemeinfchaftlihen Mauer ’. Auf einer 
Dienftbarkeitsbeftelung beruht die servitus altius non tollendi, 
welche das Recht gewährt zu verlangen, daß der Eigenthümer 
bes dienenden Grundftüds nicht über eine gewiſſe Höhe baue ®. 

IH. Lichtrecht. Gemeinrechtlich hat der Eigenthümer 
das Recht Fenfter nach der Seite des Nachbarn anzulegen, auch 


*1.14 8 1 Cod.3. 34; Belfer, Eigenthumsbeſchraͤnkungen 191. Früher 
nahm man an, daß dieß auf Windmühlen auszubehnen fei; für unzuläßig 
erflärt dieß Erf. Celle 1868 Sf. XVI. 98. Nah Br. L.R. II. 15. 247 ift 
der Rechtsſatz nur für Windmühlen anerfannt und zwar nur für folche, Die 
vor 1819 erbaut find Förfter Eccius 8 170, 54. Bon anderen wird die Be- 
ftimmung als gejeglide Eigenthumsbeſchränkung aufgefaßt Windſcheid 8 169, 
14; Förſter Eccius 8 170, 54. 

51.15 D. 8 2; Glück, Commentar X. 127; Erf. Darmftadt 23/6 1876 
Sf. XXXII. 305; Bayr. ER. II. 8. 7 Nr. 8; Sachſen 8.6.3. 8 546; Br. 
en. I. 22. 62. Nach Bremer Gemohndeitsrecht gibt das Ausſichtsrecht die 
Befugniß zu verlangen, daß ber Nachbar von den Fenſtern des Grundſtücks 
3° entfernt bleibe Poft, E.R. III. 8 13, 2. 

° Nach Augsburg 8.0. II. 3. 35 darf einem Nachbargebäude gegenüber 
da3 2°. von der Grenze ſteht nur in einer Entfernung von 2° gebaut werden. 
Nach Negensburg W.G.O. XII. 3. 4 muß von dem Nachbarhaus in deſſen 
Seitenwand fih Fenſter befinden 3’ Abftand genommen werden Roth, Bayr. 
ER. (1) 8 168, 8. 9; nad) Kurheſſiſchem Recht in demfelben Fall 4 Ubftand 
Platner, Sachenrecht $ 61, 31. Nah Pr. L.R. 1. 8. 139 dürfen neue Ge 
bäude nur in einer Entfernung von drei Werkſchuhen von bereit3 beftehenden 
Gebäuden des Nachbarn errichtet werden Förſter Eccius 8 170, 27. 

? So nad Bayrifchen Statuten Roth, Bayer. ER. (1) 8 168, 10 und 
Pr. ER. I 8. 136. 

e 1.1. 4 Inst. 2. 3; &lüd, Comment. X. 77; Erf. Celle 2/7 1861 Sf. 
XVIL. 19; Bayr. ER. I. 8. 4. 
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wenn er auf der Grenze baut, Tann jedoch das Verbauen derjelben 
nicht hindern; Hingegen Tann er fih durch Dienjtbarkeitsbeftel- 
lung ſchützen (servitus ne luminibus officiatur) ?°. Hievon unter: 
Icheiden ſich diejenigen Statuten, welche die Anlage von Fenftern 
nad der Seite des Nachbarn beſchränken und zwar in folgender 
Meile: 

1. Mehrere Statuten verbieten die Anlage von Fenftern hach 
der Nachbarfeite, infoferne nit die Befugniß dazu bejonders er: 
worben ift, überhaupt !!. 

2. Nach mehreren Statuten ift die Feniteranlage nad) Der 
Seite des Nachbarn ohne bejondere Genehmigung nur geitattet 
bei Bauten, welche in einer gewilfen Entfernung von ber Grenze 
errichtet werden '?, 

3. Nah Preußiſchem Recht ift die Anlage von Fenftern nad 
der Seite bes Nachbarn gefetlich nicht bejchränft'°; nur wenn 
ein Gebäude unmittelbar an des Nachbars Hof oder Garten fteht, 
jollen Deffnungen, wo es die Umftände geftatten 6’ von dem Bo⸗ 
den des Zimmers ober Behältniffes erhöht, immer aber vergittert 
werden, von welcher Eigenthumsbeichräntung durch Beftellung einer 
Dienftbarkeit befreit werden Tann. Außerdem gewährt das 
Preußiſche Recht den feit zehn Jahren beftehenden Fenitern eines 
Haufes die gejegliche Dienftbarkeit, daß der Neubau des Nachbarn 
jo weit zurüdweihen muß, daß der Eigenthümer aus den unge: 
öffneten Fenſtern den Himmel fehen kann (jus prospectus coeli) '°. 


® Pfeiffer, Pr. Ausf. IV. 4; Erk. München 19/1 1874 Sammlg. IV. 149; 
Jena 29/11 1878 Sf. XXXV. 273. Dieß ift der Standpunkt des Sächſiſchen 
und Defterreihiihen Rechts Randa, E. 8 5, 27. 

1,4 D. 84; Glück, Commentar X. 93; Vangerow 8 342, Anın. 1.2; 
Erf. Celle 18/4 1876 Sf. XXXI. 313; Württemberg B. O. 6/10 1872 Urt. 59; 
Sachſen 8.6.8. 8 544. 545; Defterreih A.B.G.B. 8 488. 

Vgl. oben 8 239, 25. 

= So nad Kurheſſiſchem und Hamburger Recht oben 8 2839, 26. 27, iu 
nad Bayriſchen Statuten bei ſolchen Häufern, bei welchen das Traufrecht ver⸗ 
baut iſt oben 8 289, 80; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 168, 32-36. 

18 Br L. R. I 8. 137. 

Br. 2.8.1. 8. 138; Förſter Eccius 8 170, 32. 

Br L. R. J. 8. 142, 143; Förſter Eccius 8 170, 34; Dernburg, Br. 
PR. I. 8 221, 11; Erf. R.G. 8/4 1880 Entich. II. 54; Münden 26/6 1871 
Sammlung L 59. 


| 
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Die nicht feit zehn Jahren beftehenden Feniter haben feinen an- 
dern Schuß als den der Entfernung der Neubauten von älteren 
Gebäuden anzuſprechen !*. 

4. Nah franzöfiihem Recht dürfen Fenfter, Altanen und 
Erker nach der Seite des Nachbarn nur bei Entfernung des Ge- 
bäudes in gerader Richtung von 6‘, in ſchräger Richtung von 2° 
angelegt werden 17. In einer gemeinſchaftlichen Mauer darf der 
Eigenthümer ohne Einwilligung des Nachbarn weder offene nod) 
geſchloſſene Fenfter anbringen *. In einer eigenen gegen ben 
Nachbar gerichteten Mauer darf der Eigenthümer nur vergitterte 
Fenſter anbringen, die bet Zimmern zu ebener Erbe 8‘, bei an: 
deren 6’ über dem Zimmerboden anfangen "°. 

IV. Rechte an fremden Grundftüden. Hier finden 
ih folgende Dienftbarkeiten : 

1, an der Mauer das Trammrecht (servitus tigni immit- 
tendi) da8 Recht in die Wand des Nahbars Balken des eignen 
Haufes einzufhieben und dort ruhen zu laffen ?°, und das Recht 
auf die Mauer des dienenden Grunbftüds etwas aufzubauen (ser- 
vitus oneris ferendi), wobei der Eigenthbümer des letzteren das 
tragende Bauwerk unterhalten muß?!. Das Breußifhe Land: 
recht und das Defterreichiiche Necht verbinden die beiden Dienft: 
barfeiten mit gleicher Verpflichtung des Eigenthümers des bie- 
nenden Grundftüds 22. Als servitus luminum wird die Dienit- 


ı Pr. LER I 8 144; Förſter Eccius $ 170, 38. 

17 0. c. Urt. 678. 679; Zachariä 8 244, 7a. 

18 0, c. Urt. 675; Bacdhariä 8 244, 2. 

ı 0, c. Art. 676, 677; Zachariä 8 244, 6. 

21.881.2D.85; Glück, Comment. X. 7. 3. Bei der servitus 
tigni immittendi hat gemeinrehtlich der Eigenthümer des dienenden Grund- 
ſtücks nicht die Pflicht der Unterhaltung der Wand, biefe liegt vielmehr dem 
Beredtigten 06.682 1.882 D. 35; Windſcheid 8 211a, 3; Lang, 
Sadentedt 8 86, 6; damit übereinftimmend Bayr. L.R. II. 8. 2 und Sach⸗ 
fen 8.9.9. 8 542. 

211.5821882D.85; Baun, 9. f. C.Pr. XLIII. 301; Glüd, 
Commentar X. 16. 70; Windſcheid $ 21la, 3; Vangerow $ 342, Anm. 2; 
Bayr. L.R. II. 8. 3; Sachſen 8.9.8. 8 541. Nah Franzöoͤſiſchem Recht hat 
der Eigenthümer des dienenden Grundſtücks diefe Verpflichtung nur auf Grund 
vertragsmäßiger Feſtſetzung Aubry 8 258, b. 

22 Pr. L. R. J. 22. 55.58; Förfter Eccius $ 187, 85; Defterreich A. B. G. B. 
8 487. 
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barkeit unterjchieden in einer fremden Mauer ein Fenfter zu bre- 
hen, um dem eignen Gebäude Licht zuzuführen *°; 

2. an dem Luftraum des fremden Grundſtücks das Recht 
einen Ausbau in die Luftjäule des Nachbarn ragen zu laſſen 
(servitus projieiendi vel protegendi) ?*, und das Recht den Rauch 
in größerem als dem gejehlihen Maaß in das Nahbargrundftüd 
einzuleiten (servitus fumi immittendi) *°. 

3. Die Dienftbarkeit des Waſſerablaufs hier findet fi 

a. Das Traufreht. Gemeinrechtlich ift der Eigenthümer nur 
infoferne beſchränkt, als er Teine Beranftaltungen treffen darf, 
durch welche Flüffigkeiten auf das Grundftüd des Nachbarn ab: 
geleitet werden ?°. Er kann daber eine Dachtraufe nach der Seite 
des Nachbarn nur anbringen, wenn das ablaufende Waſſer weder 
direkt noch indireft auf das Nahbargrundftüc geleitet wird. Be⸗ 
freit wird er von dieſer Berpflihtung durch Beltellung einer 
Dienftbarkeit in Folge deren der Nachbar dulden muß, daß das 
tropfenweile vom Dah fallende (servitus stillieidüi) ?7 oder in 
Rinnen gefammelte (servitus fluminis recipiendi) ?° Regenwafler 
auf fein Grundftüd fih ergießt. Nah Sächſiſchem Recht hat der 
Berechtigte zwilhen beiden die Wahl ?°. In den Bayriſchen Sta: 
tuten ift das Traufredht analog den Vorſchriften über das Licht⸗ 
recht geregelt ®°. 


28 1,40 D. 8. 2; 1. 8 Cod. 3. 34; Windſcheid 8 21la, 8; Vangerow 
8 842, Anm. 1. 2; Bayr. 2.8. IL 8. 7; Sachſen 98.8.3. 8 547. Undere 
balten die servitus luminum für ibentifch mit der servitus ne luminibus 
offieiatur oben Note 10. 

20 |, 1 pr. 1.2 D.8. 8; Glüd, Comment. X. 74. 75; Erf. Wolfenbüttel 
24/2 1865 Sf. XX. 17; Bayr. L.R. II. 8. 6. 

21.885. 7D.85; &lüd, Comment. X. 137. 

26 Bol. oben 8 230, 72. 

27 & 1 Inst. 2. 8; Erf. Noftod 3/6 1873 Sf. XXXII. 113; Münden 
24/2 1879 Sf. XXXIV. 281; 7/5 1880 Sf. XXXV. 276; Bayr. 2.R. II. 8. 8. 

=21.178812082.3D.8 2; Glüd, Commentar X. 124, Wind» 
ſcheid 8 211. 4. 1; Bayr. IR. II. 8. 9. Nach Defterreih AB... 8 489 
und Württemberg BD. Art. 57 findet ſich diefe Servitut auch in der Urt, 
daß der Berechtigte das Regenwaſſer in die Rinne des Nachbarn leiten darf, 
welcher legtere dann die Unterhaltungdpflicht hat Lang, Sachenrecht 8 86, 10. 

 Sahfen 3.8.8. 8 543. 

sNoth, Bayr. E.R. (1) 8 168, 55. 59. 
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b. Das Ausgußrecht (servitus cloacae) ®!, vermöge deſſen 
ber Eigenthümer das Abfallwafler auf das Nahbargrundftüd Tei- 
ten darf. 

4. Das Durchgangsrecht. Die Wegegerechtigkeit Tann auch 
an ſtädtiſchen Grundftüden begründet fein, und ift dann zweifellos 
als ſtädtiſche Grunddienftbarkeit anzujehen ?. Das Recht durch 
ein Haus zu gehen oder zu fahren gibt nit dad Recht zu ver: 
langen, daß das Thor zur Ausübung der Dienftbarfeit beftändig 
geöffnet jei, vielmehr ift der Berechtigte verpflichtet dafjelbe bei 
Ausübung der Gerechtigkeit zu öffnen und zu jchließen ®®. St 
ein Recht der Durchfahrt durch ein Thor eingeräumt, jo darf nad 
Preußiſchem Landrecht der Eigenthümer die Durchfahrt nicht ver: 
kleinern ®*. 


»211.7D.8.1; Glück, Commentar X. 130; Lang, Sachenrecht 8 86, 
11; Erf. Jena 19/8 1840 Sf. IV. 209; Münden 8/5 1876 Sf. XXXIL 807; 
Bayr. ER. IL. 8. 10; Pr. 2.R. I. 22. 59. Gemeinrehtlih ift zum Schuß 
de3 Interdictum de cloacis gegeben Windfcheid 8 164, 14; Sintenid, ER. 
8 65, 43; Arndts $ 192 Nr. 2d. 

32 Lang, Sachenrecht 8 86, 20, Kreittmayr, Anm. c zu Bayr. ER. II. 
8. 11; Förſter Eccius 8 187, 111. 

83 Erf. Dresden 2/5 1856 Sf. XII. 7; Oldenburg 1853 Sf. XVIII. 211; 
Münden 26/3 1866 Bl. XXXL 252. 

* Br. LR. I 22. 76. 
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Caput 2. 
Die Reallaften !, 
Titel L 
Allgemeine Grundſätze. 


5 284. 
I. Begriff. 


Reallaſten? find wiederfehrende Leiftungen, welche in der 
Art mit einem Immobile in Verbindung gebracht find, daß bie 
Berpflihtung dazu dem jeweiligen Eigenthümer obliegt®. Dieſe 


’ Bol. Seuffert, dad Baurecht und die Reallaſten 1819; Bunter, die 
Lehre von den Neallaften 1837; Renaud, Beitrag zur Theorie von den Real⸗ 
laften 1846; Friedlieb, Nechtstgeorie ber Reallaſten 1860; Mann, Unterju- 
chungen über den Begriff der Reallaften 1869; Heimbach, Reallaften R.L. IX. 
28; Häberlin, die rechtliche Natur der Neallaften 8. f. d. R. XVII. 131; 
Gerber, zur Theorie der NReallaften Abh. 213—260; Meibom, Realſchulden 
und Reallaſten Bekker, Jahrb. IV. 442; Eichhorn, P.R. 8 161—167, Mitter- 
maier, BR. 8 172—199; Maurenbredder, BR. 8 319-346; Gerber, PR. 
8 168-172; Gengler, Lehrbud 8 70— 79; Bejeler, BR. 190 - 194; Stobbe, 
BR. S 100-105; Preußen: Förfter Eccius 8 188; Dernburg, Pr. BR. 
1. 8 305— 311; Platner, Sachenrecht 8 68; Bertram, B.R. 329-331; Schles⸗ 
wigholftein: Paulſen, BR. 8 70. 71; Bayern: Roth, Bayr. E.R. (1) 
8 169-180; Sachſen: Müller, Beiträge 1878; Württemberg: Neyicher, 
BR. 8 254279; Lang, Sachenrecht 8 132—150; Baden: Behaghel $ 
109. 110; Thüringen: Haubold 8 458-480; Heimbah $ 355—373; 
Bremen: Boft, PR. IL. 8 4—10; Defterreih: Unger, O.P.R. 8 63; 
Randa, Befig 5 24, 37. Zn dem Rechtögebiet des franzöfiichen Rechts mit 
Ausnahme von Baden ift das Anftitut nicht vorhanden. Eine Ueberficht über 
den gegenwärtigen Beftand bes Inſtituts gibt Neubauer, Bufammenftellung 
de3 in Deutichland geltenden Rechts der Neallaften 1879 4476. 

* Der Ausdrud gehört erft der neueren Nechtsfprache an; zuerjt wurden 
die betreffenden Inftitute von Mittermair, Einleitung in dad Studium des 
Deutſchen Privatrechts 1812 ©. 190 unter diefer Bezeichnung zufammenge- 
ftelt; doch findet fie ſich ſchon früher jo Sächſiſche P.O. 1622 Tit. 42 8 6 
und Pr. L.R. I. 20. 154. Auch bei Kreittmayr, Anm. 5 zu Bayr. L.R. IV. 
7—33 begegnet der Ausdruck Onera realia. Früher wurden die Reallaften 
nicht als einheitliches Rechtsinftitut aufgefaßt Förſter Eccius $ 188, 8. 

® Berpflichtet zur Leiftung ift der Eigentümer Sachſen 8.9.8. 8 505; 
Defterreih A.B. G.B. 5 443, Müller, Beiträge 4, 4; Gerber, P.R. 5 169, 2. 
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fann in einem Dulden* Geben oder Handeln beftehen. Es iſt 
dabei weder Negelmäßigfeit der Leiftung duch Wiederkehr zu be= 
ftimmten Zeiten® noch unbejchräntte Dauer des Berhältnifjes ® 
vorausgefeßt. Reallaften im technifhen Sinn”? find nur Dieje- 
nigen Leiftungen, die auf einem Privatrechtstitel beruhen, aljo 
nicht die Eigenſchaft von öffentlihen Abgaben haben®, und die 
eine felbitftändige, nicht von einem andern Rechtsverhältniß ab- 
hängige Verpflichtung enthalten, alfo nicht die Eigenjchaft von 
Gegenleiftungen haben °. 


Ausnahmsweiſe Tann die Berpflihtung auch dem Nubungsberechtigten obliegen 
vgl. unten 8 288, 85. 

* Negelmäßig wird als Unterſcheidungsmerkmal der Reallaften angeführt, 
daß fie in einer Zeiftung beitehen; allein es bildet dieß nur die Regel und 
darf keinesfalls al3 allgemeine Borausfegung angejehen werben. So beftand 
uriprüngli das Zehntreht nur in der Befugniß der Zehntung durch den 
Bebntherrn ſ. unten 8 288, 84. Auch dem neueren Recht ift dieß nicht un⸗ 
befannt. So Tann der Auszug ganz oder theilweife in Beltellung einer per- 
ſönlichen Dienftbarkeit beftehen unten 8 288, 49, und die Verpflichtung zur 
Sajelviehhaltung Hat den Inhalt einer Prädialfervitut unten 8 288, 73. Nicht 
zu billigen ift, daß Renaud, R.L. 25 dieß generalifiren und die Neallaften 
allgemein als zu einem Dulden verpflichtend Hinftellen will. 

5 Dunder, R.L. 59; Unger, ©. B.R. 8 683, 9. 

s Dieß wird von Manchen als erforderlich eradjtet, jo Erf. Münden 
5/2 1869 81. XXXVI 248. Allein die Unrichtigfeit der Anficht ergibt fich 
ſchon daraus, daß der AltentHeil ganz gewöhnlich ala Reallaft conftituirt wird 
Erk. Berlin 27/3 1879 Sf. XXXV. 47 vgl. unten 8 288, 58. 

° Früher bezeichnete man al3 Reallaften alle dinglichen LZaften einer un— 
bewegliden Sadje, und unterſchied daher Neallaften im engeren und weiteren 
Sinn f. Dunder, R.L. 57; Unger, D. BR. 8 63, 2; Müller, Beiträge $ 7, 
4. Seht wird diefer Sprachgebrauch kaum mehr vorfommen. 

s Die auf Beſtimmungen des Öffentlichen Nechts beruhenden Leiftungen 
an Staat und Gemeinden und die auf Staatögejegen beruhenden Berpflich- 
tungen zu Handlungen im öffentlihen Intereſſe (Steuern, Landfolge, Ge⸗ 
meindelaft) find nicht als Neallaften im techniſchen Sinn aufzufafjen Renaud, 
RL. 50; Unger, O. B.R. 8 68, 3 und 46; Dunder, R.L. 8 39—41. 

ꝰ Dieſe Gegenleiftungen, zu denen namentlich ber emphyteutifche Canon 
gehörte, beruhen auf einer perjönlichen Verpflichtung Dunder, ML. 98, 191, 
199; Unger, ©. P.R. 8 68, 4. Ueber die Anfiht von Windſcheid 8 220, 5. 6, 
der den emphyteutifhen Canon als NReallaft conftruiren will ſ. Stobbe, PR. 
8 101, 2. Früher wurden dieſe Gegenleiftungen zu den Reallaſten gerechnet 
vgl. Häberlin, B. f. ©. R. XVIII. 157; es gefchieht dieß noch von Stobbe, 
PR. 8 100, 18, und es wird für das Preußifche Recht angenommen von 

Roth, Deutjches Privatrecht. III. 30 
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Ueber die rechtliche Natur der Neallaften herrſcht jeit lange 
Meinungsverjchiedenheit, und es laſſen ſich die verfchiedenen Mei: 
nungen in folgende Categorieen eintheilen: 

1. Die eine Categorie läugnet die Dinglichleit der NReallaften 
und erklärt fie für Obligationen, und zwar theils als ein mit 
einer Hypothek an der belafteten Sache verbundenes Forderungs- 
recht ??, theils als bingliches Forderungsrecht 1, als fubjeltiv 
dingliches Recht ?, und als eine durch den Befit eines Grund: 
ftüd3 bedingte Obligation '*. 

2. Die zweite Categorie erflärt fih für die Dinglichleit des 
Nechtöverhältniffes, und zwar nicht nur der Reallaft im Ganzen, 


Dernburg, Pr. PR. I. 8 305, 9. Nah Bayriidem Recht war die rein ob- 
ligatorifche Natur diefer Gegenleiftungen zweifellos anerfannt Roth, Bayr. 
ER. (1) $ 169, 7. Für Gegenleiftungen bei Serpituten wird theilmeife noch 
jebt die Eigenfhaft als Reallaft angenommen oben 8 277, 25. Als Gegen- 
leiftungen find regelmäßig da3 Laudemium und Mortuarium aufzufallen. 

1° Segen die Aufftellung von Mann, Unterjuchungen 1869, der die ein- 
zelne Leiftung als Erfülung einer Bedingung conftruiren will, |. meine An- 
zeige in Pözl, Kr.B.%.S. XI. 490 und Stobbe, P.R. 8 101, 22. Die Auf: 
ftellung bedarf wohl keiner weiteren Berüdfichtigung. 

11 S. die bei Dunder, R.2. 8 3, Friedlieb, ML. 8 32 und Gengler, 
Lehrbuch $ 70, 1. 2 Ungeführten; gegen diefe Anfiht Duncker, RL. 8 4 
8 101 Nr. 1. Mit dem neueren Hypothekenrecht iſt diefe Conſtruktion ohne- 
Hin nicht verträglich. 

12 Dieß war die Auffafjung von Mittermair, P.R. (1821) 8 325 und 
(1825) 8 229 und DOrtloff, BR. 8 232. 

ıs Diefe Terminologie, zuerft von Runde, Leibzucht II. $ 26 aufgefiellt, 
wurde von Eichhorn, P.R. 8 162 aufgenommen f. barüber Dunder, AR. 
8 10. Dieje und die Note 12 aufgeführte Eonftruftion, die ibentifch find, 
führen zu der Unterftellung unter die Obligationen Unger, C.P.R. 8 63, 19. 

4 Die jept gewöhnliche Yormulirung diejer Meinung führt auf Seuffert, 
Baurecht (1819), 73 und Puchta, Borlefungen (1847) 8 178 zurüd, von denen 
fie dann Gerber, PR. (1849) 8 167 aufnahm ſ. Roth, Bayr. E.R. (1) 8 169, 
12. Die Meinung, daß diefe Conſtruktion zuerſt von Gerber aufgeftellt wor- 
den fei, iſt alſo völlig unbegründet; derſelben fchließen fih an: Friedlieb, 
RL. 174, Randa, Belig $ 24, 37 und Stobbe, P.R. $ 101, 30. Bon Man: 
chen wird die Unficht vertreten, daß ein folches Berhältniß fi ſchon im rö- 
miſchen Necht finde. Allein dieß entbehrt der Begründung Stobbe, BR. 
8 101 Nr. 8 Dan erjept alfo unter dem Borwand, daß bieß mit den Grund⸗ 
principien des römijhen Rechts fich nicht vereinigen laſſe, die Conſtruktion 
al3 dingliches Recht mit einer Conſtruktion die ebenjo den Principien bes 
römijchen Rechts widerſpricht. 
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fondern auch den einzelnen Leiftungen ?®, und motivirt dieß theils 
dur ihre Gleichſtellung mit den Servituten !°, theils durch An: 
nahme einer dem Grunditüd als verpflichtetem Objekt obliegenden 
Laſt (ſog. Berfonifilation bes Grundftüds) !7, oder einer dem 
Deutihen Recht eigenthümlichen dinglichen Verpflichtung 18, end: 
lich durch die Auffaflung als ausgefchiedener Eigenthumsbeftand- 
theile 1°. 

3. Eine dritte Categorie unterfcheidet zwiſchen der Neallaft 
als Ganzem und der einzelnen Leiftung, und legt ber erfteren 
dinglichen Charakter bei, während fie bie legtere als perfönliche 
Verpflichtung auffaßt ?°. 


15 S. die Vertreter biefer Anficht unten 8 285, 10. 

© Diefe Begründung war unter den älteren Juriſten ſehr verbreitet ſ. 
die bei Dunder, RL. 8 5 und Gengler, Lehrbuch 8 70 I. 1 Ungeführten. 
Sie findet fih noch Bayr. L.R. IL. 7. 2 Nr. 1 und SKreittmayr, Anm. c zu 
biefer Stelle, neuerdings ift fie jedoch ganz aufgegeben. Der Geſichtspunkt 
ift abgejehen davon, daß eine Dienftbarkeit nicht in einer Leiftung beftehen 
kann, ſchon deßhalb irrig, weil bei Reallaſten ein praedium dominans nicht 
erforderlich ift, und die Dauer der Auffaſſung als Berfonaljervitut widerftrebt, 
ſ. Stobbe, PR. 8 101 Nr. 2. 

17 Dieß ift die Anficht von Dunder, RL. 8 14 f. und Erf. Roftod 7/4 
1862 Sf. XVII. 85; 7/4 1868 ©f. XXIV. 256. gl. darüber Stobbe, P.R. 
8 101 Rr. 4. 

18 Die ift die Anficht von Gengler, Lehrbuch 8 70; ihr jtimmt bei Mei- 
bom in Beller, Sahrb. IV. 444 und Mecklenburgiſches H.R. 35; Häberlin, 
8. f. ©. R. XVII. 155. Uebereinſtimmend damit für die Conftruftion der 
Hypothek des neueren Rechts Regelsberger, H.R. 8 10, 21. Das römische 
Recht Hatte auf dem Gebiet des Privatrechts den Begriff der Dinglichkeit nicht 
wie auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts auf Leiftungen ausgedehnt, und 
inſofern ift e8 richtig, daß die Reallaſten nicht als dingliche Rechte im Sinne 
des römiſchen Rechts bezeichnet werden können. Wäre im römifchen Reich 
eine Ablöfung des emphyteutiſchen Verbandes zu Stande gelommen, jo würde 
ih der Canon zu einer dinglichen Reallaft umgewandelt haben. Dem älteren 
beutichen Recht dagegen war die Ausdehnung bed Begriffs auf Leiftungen ge: 
läufig Dunder in 8. f. ©. R. XI. 469. 

19 Albrecht, Gewere 168 erklärt die Meallaften ſowohl auf Seite des Be- 
rechtigten als des Verpflichteten al3 BPertinenzen der Proprietät (Gewere). 
Renaud, R.L. 40 und 63 betrachtet fie ald durch Theilung der Gewere be- 
grünbete Eigenthumsbeſchränkungen. Vgl. darüber Stobbe, B.R. $ 101 Nr. 6.7. 

20 Diefe Anficht wurde zuerſt von Wächter, Erörterungen I. 127 zunächſt 
für das Württembergifche Recht aufgeftellt, und ift angenommen von Häberlin, 

30 * 
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Der biftoriihen Entwidlung entipricht die Anficht, welche bie 
Dinglichfeit nicht nur für die Reallaft als Ganzes, ſondern aud) 
für die einzelne Leiftung annimmt ?!, und fie ift auch in einer 
Anzahl von Landesrechten durch die Gejebgebung oder conftante 
Praris zur Anerkennung gelangt ??, während in anderen die An- 
ficht angenommen ift, daß die einzelne Leiftung die Eigenſchaft 
einer perjönlichen Verbindlichfeit das Recht als Ganzes die Eigen- 
Schaft eines dinglichen Rechts babe »ꝛ. Dagegen ift die Auf- 
faffung des Nechtsverhältnifies als perjönliche an das Grunditüd 
gebundene Verbindlichkeit weder in ber Gefeßgebung noch in der 


Praris anerfannt **. 
Die Zahl der Reallaften ift fo wenig beftimmt, als bie der Real: 


8. f. D. R. XVIIL 160; Befeler, BR. 8 190; Unger, DO. BR. 8 68, 22; 
Förſter Eccius $ 188, 20; Meibom in Bekker, Jahrb. IV. 508. 

31 Der urſprünglichen Geftaltung des Inſtituts war diefe Auffaflung ent- 
Iprehend Wächter, W. P.R. I. 621. Das Hecht aus der Neallaft wurde zu 
den dinglicden Rechten gerechnet, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß ihm Die 
Eigenfchaft einer Immobilie beigelegt wurde. Dad Recht wurde durch Auf⸗ 
laffung conftitwirt, und dem Gläubiger ftand eine Binsgewere zu unten 8 288, 
26; Friedlieb, RL. 8 19, 3 und 8 20, 2. Die ältere Jurisprudenz nahm 
die Dinglichleit als zweifellos an Dunder, R.L. 8 20, und die Haftung des 
Singularfucceffors für die Rüdftände wurde nach früherem Necht nie beftritten 
Dunder, RL. 8 16. IV. Für die Meinung, welche die Dinglichleit ber 
Reallaften anerkennt, und die Auffafjung als Obligation verwirft, ift na«- 
mentlich anzuführen die Zuläßigleit der Entſtehung durch Erfißung, der Un⸗ 
tergang durch Nichtgebrauch Förſter Eccius 8 188, 33, Anerlennung des 
Nechtöbefiped unten $ 286, 14, Geltendmadhung dur die confeflorische Klage 
unten $ 287, 4, Unmöglichkeit der Tilgung der Verbindlichkeit dur Solution 
Meibom in Bekker Jahrb. IV. 499. Dieß alles betont Erf. Celle 15/2 1859 
T.E. V. 97. Das legte Argument will Stobbe, B.R. 8 109, 9 nicht gelten 
lafjen indem er behauptet, nach neuerem Recht feten auch die Reallaſten rüds 
zahlbar. 

22 Bol. unten 8 286, 10. 

22 Dieß gilt nah) Bayrifhem Recht, da die verfallenen Leiftungen aus 
Neallaften mit Ausnahme des Ewiggelds als perſönliche Schuld aufgefaßt 
werden Roth, Bayr. C.R. (1) $ 171, 15; das Gleiche gilt nah Württember⸗ 
giſchem Recht Wächter, W. PR. J. 622. 

Mir ift kein Rechtsfall bekannt, in welchem die Auffaſſung der Real- 
laſten al3 Obligation anerlannt worden wäre. Der Anwendung in der Ge- 
jeggebung fteht ſchon der Umftand entgegen, daß bie Neallaften durchgängig 
in die Grundbücher eingetragen find. 
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jervituten. Da die Möglichkeit ber Begründung neuer Reallaften nicht . 
ausgeſchloſſen ift 2°, fo kann auch der Inhalt der Reallaften jo man: 
nigfaltig fein als die Möglichkeit vertragsmäßiger Feftfebung ?6. Se: 
doch iſt durch landesgeſetzliche Beſtimmungen die Neuconftituirung 
gewiffer durch die Ablöfungsgefete befeitigter Reallaften verbo- 
ten ?7, und die Errihtung neuer Reallaften geſetzlich beſchränkt 28. 


8 285. 
IT. Entfiehung und Beendigung. 


Reallaften fönnen entſtehen: 
1. Durh Gejeh!. Die Möglichkeit der Begründung von 
Reallaſten durch geſetzliche Beſtimmung ift auch für das gegen- 
wärtige Recht feinem Zweifel unterworfen ?. 

2. Durch Privatdispofition nämlich durch Vertrag oder let: 
willige Verfügung. Ueber bie Frage, ob und unter welchen 


25 Bol. unten 8 285, 5. 

26 Ein Beijpiel der Schaffung einer dem Anhalt nach neuen Reallaft ift 
bie in Erf. R.G. 23/11.1880 ——— IV. 38 erwähnte Verpflichtung der 
Unterhaltung einer Thurmuhr. 

27 Neuconftituirung der für abldsbar erklärten Reallaſten unterſagen 
Weimar Abl. G. 28/4 1869 8 38; Coburg Abl.G. 25/1 1849 Art. 10; Gotha 
Abl.G. 5/11 1853 Urt. 55; Rubolftadt Abl.G. 27/4 1849 Art. 18; Meiningen 
Abl.G. 5/5 1850 Art. 28; Walded Geſ. 31/1 1857. 

2 Die Neuauflegung anderer Neallaften als ablösbarer fefter Geldrenten 
unterfagen: Preußen Abl.G. 21/3 1850 8 91; Naſſau Abl. G. 15/2 1872 8 13; 
Schleswigholſtein Abl.G. 8/1 1873 8 54; Kurheſſen Abl.G. 23/7 1876 8 25; 
Hohenzollern Abl.G. 28/5 1860 8 18. Nur ablösbare Reallaften dürfen neu 
errichtet werden nad Sachſen Abl.G. 8 54. 55; Didenburg St.Gr. G. Urt. 
59. 5; Braunfchweig Abl.G. 20/12 1834 Art. 5; Sondershauſen Abl.G. 8/4 
1850 Art. 4; Reuß ä. 2. BU. $ 32; Neuß j. 2. 8.U. 8 24. 

! Dunder, RL. 8 24; Heimbah RL. 91. Gejeg und Gewohnheit 
waren namentlih Grundlage der Behntverpflichtung Friedlieb, R.L. 8 19, 1. 

2 Roth, Bayr. ER. (1) 8 170, 2. Ohne Angabe von Gründen zieht dieß 
in Ubrede Gerber, P.R. $ 170, 3. Ausdrücklich anerfannt ift aber die BZu- 
läßigkeit im Preußiſchen Recht H.O. 20/12 1783 I. 8 48, Konk. O. 8/5 1855 
8 49, und im Bayriſchen Recht Roth, Bayr. E.R. (1) 8 170, 2. 

® Die legtere wird dem Vertrag gleichgeftellt, und es find bie Vorauss 
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Vorausfegungen die Begründung von Reallaften durch Privat: 
bispofition als zuläßig anzufehen fei, find die Meinungen getbeilt. 
Die eine Elafje erklärt die Neubegründung von Neallaften über 
haupt für unzuläßig *, oder läßt fie nur für eine beftimmte Claffe 
von Reallaften zu. Die andere Claſſe unterfcheidet nicht nad 
dem Inhalt der Reallaſt, fondern nach der Form der Errichtung. 
Und zwar erklärt fi die eine Meinung von der Vorausjegung 
ausgehend daß nah früherem Recht die Eonftituirung von Real⸗ 
laſten nur durch gerichtliche Auflaffung habe erfolgen können da= 
hin, daß die Neubegründung von Neallaften nur da zuläßig fei, 
wo nad dem Landesrecht gerichtlihe Auflaffung oder eine Diele 
erſetzende Form gegeben fei®, oder daß fie allgemein einen quali= 
fieirten Vertrag nämlich richterliche Beſtätigung vorausſetze'. 
Diefe Annahmen find ſämmtlich ungenügend. Unfere Landesrechte 
ſchreiben für die Begründung von Reallaiten keine bejonderen For: 
men vor, fondern laſſen für diefelben die für Begründung ding: 
licher Rechte vorgeſchriebenen Formen gelten®. Im den Rechts: 


ſetzungen für beide Begründungsarten die gleihen Stobbe, P.R. 8 108, 7; 
Bejeler, P.R. 8 190, 9. 

Renaud, RL. 104—110. Diefe Annahme widerſpricht dem geltenden 
Rechtszuſtand. Nur nach franzöfiihem Recht ift die Eonftituirung von Real- 
laſten ausgeſchloſſen. 

5 Eichhorn, BR. 8 163, 164 will unbeſchränkte Neubegründung nur bei 
folchen Neallaften zulaffen, bei welchen der Berechtigte Proprietätsrechte an 
der Sade hat. Eine andere Meinung will die Neubegründung nur für die 
durch Gejeh oder Gewohnheit als ſolche anerkannten Neallaften zulaffen Dun- 
der, 8. f. ©. R. XI. 483; Unger, DO. BR. 8 68, 49; Erf. Celle 13/6 1856 
Sf. XI. 273. Nah einer dritten Anficht gilt das Princip der freien Radi⸗ 
cirung, daß nämlich jede mögliche Leiftung als Reallaft conftituirt werden 
kann, foweit nicht ein fpecielle8 Verbot entgegenfteht Maurenbrecher, PR. 
8 323, 10. Dieß ift der Standpunkt bes Bayriichen Rechts Roth, Bayr. C. R. 
(1) 8 169, 48 und 8 170, 12. 13; Sachſen 8.6.8. 8 505. In den meiften 
Hechtögebieten ift die Reuerrichtung von Meallaften gefeplich beſchränkt vgl. 
oben $ 284, 28. 

° Diefer Anficht find Mittermair, PR. 8 196, 8; Dunder, RL. 8 26; 
Bejeler, P.R. 8 190, 9. 

? Diefe Anfiht Hat fpäter Dunder, 8. f. D. R. XI 450 ausgeführt. Ihr 
ſchließen fi an Heimbah, R.L. 105; Gengler, Lehrbuch 8 71, 32; Gerber, 
P.R. 8 170, 4; Stobbe, PR. $ 103, 6. 

s Dieß galt namentlich nad) früherem Sädhfifhem Recht Müller, Bei⸗ 
träge,8 4, 4. Nah Bayriihem Recht ift notarielle Errichtung erforderlich 
Roth, Bayr. ER. (1) 8 170, 15. 
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gebieten, welche die gerichtliche Auflafjung recipirt haben, iſt Ein- 
tragung ber Reallaften in das Grundbuch theils zur Entftehung 
theilg zur Wirkſamkeit gegen Dritte erforderlich ®. 

3. Durch Beitablauf. Ebenfo beftritten ift die Frage, ob 
Neubegründung von Reallaften durch Zeitablauf möglich fei. Wäh- 
rend die eine Claſſe Begründung durch erwerbende Verjährung 
für unzuläßig erflärt und nur den Schuß eines feit unvordent- 
licher Zeit beftehenden Quaſibeſitzes anerkennt !°, läßt die andere 
Claſſe die Erfitung zu, unterfcheidet fih aber in der Beſtimmung 
der Borausfegungen, indem die eine Meinung die Regeln der 
ordentlichen !! die andere die der außerordentlihen Erfigung für 
anwendbar hält !?, und eine dritte Meinung die Regeln der außer: 


° Zur Entftehung der Reallaft ift Eintragung in das Grundbuch erfor- 
berlih nah Sachſen B.G.B. 8 506; Altenburg H.O. 8 135; Reuß j. 8. HD. 
8 12; Neuß ä. 2. 9.0. 8 15; Meiningen G.B.G. Art. 1; Anhalt G.E.G. 
8 2, 17; Rudolſtadt HD. 8 3; Hamburg HD. 8 27; Lübed HD. 8 29; 
Medlenburg St.B.O. 8 1. 2. 11; Braunfhweig E.E.G. 8 14; Oeſterreich 
A.B.G.B. 8 445 Unger, O. PR. 868, 26. Nur zur Wirkfamfeit gegen Dritte 
ſchreiben die Eintragung vor Pr. E.E.G. 8 12; Württemberg Pf.E.G. Urt. 15. 
44 Lang, S.R. 8134, 8; Weimar Pf.G. 8 137; zur Erhaltung der Priorität 
gegenüber den Hppothelgläubigern Bayern E.G. zum 9.8. 1/6 1822 8 7; 
Es ift Einwilligung der Hypothefgläubiger nur injofern erforberlih, als in 
Ermanglung derjelben ipäter eingetragene Neallaften den früher eingetragenen 
Hypotheken im Rang nadjftehen. Vgl. unten 8 286, 9. Einzelne Rechte 
machen jedoch die Eintragung allgemein von Einwilligung der Hypothelgläu⸗ 
biger abhängig Sadjen B.G.B. 8 421; Medlenburg R.R.H.D. 8 8 Nr. 2. 

10 Friedlieb, R.2. $ 66; Mittermair, P.R. 8 196, 18; Gengler, Lehr- 
buch 8 71, 33; Gerber, PR. 8 170, 8; Befeler, P.R. 8 190, 7; Erk. Celle 
24/5 1861 ©f. XV. 40; 14/7 1868 Sf. XXXIII. 199. Gtobbe, P.R. $ 103, 
12 nimmt an, daß diefer Grundfag beim Mangel entgegenftehender Vorſchrift 
zur Anwendung komme. Sachſen 8.6.3. 8 506, 512 fchließt für Reallaften 
die Erfikung aus. 

1 Heimbach, R.L. 113; Maurenbrecher, BR. 8 323, 12; Unger, D. P. R. 
8 63, 29; Erf. Darmſtadt 10/1 1833 Sf. III. 192. Dieß gilt auh nah Pr. 
L.R. II. 7. 144 Dernburg, Pr. PR. I. 8 307, 8, dann nach Württember- 
giſchem Recht Reyicher, P.R. 8 156, 15, dem von Darmfladt Präj. 149 Sf. 
UM. 192 und Defterreich 4.8.0.8. 8 1469; Unger, O. B.R. 8 63, 29; Randa, 
Beſitz 5 24, 39. Hiernad gelten die Vorausſetzungen der ordentlichen Er- 
figung und nur in Ermanglung eines Titel wird außerordentliche Erfihung 
zugelafien. 

13 Dieje Halten immer für erforderlich Erk. Cafjel 19/5 1840 Sf. VI. 
232; Lübed 30/9 1854 Sf. IX. 201; Wolfenbüttel 1862 Sf. XVIL 83; 
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ordentlihen Erſitzung für die als Mobifitationen des Grundeigen- 
thums erfcheinenden Reallaften, die der unvordenklichen Berjäh- 
rung für die auf einem Subjektionsverhältnig beruhenden Real: 
laften zur Anwendung bringt '®. 

Die Reallaften erlöſchen: 

1. Durch Untergang des belafteten Dbjelts 1* und Conſoli⸗ 
dation *°, nicht aber durch Dereliktion !°, 

2. Durch Ausfallen bei Zmangsverfauf gegenüber eingetra- 
genen Hypotheken, welche zeitlich der Reallaſt vorgeben '”. 

3. Durch vertragsmäßige'? oder gejehliche 1? Umgeftaltung 
oder Aufhebung. 


Celle 13/10 1857 T.E. III. 62; 4/10 1859 T.E. V. 2; Kiel 1876 Anz. 76, 
267. Auf das gleiche Refultat kommen Dunder, RL. 8 29 und Reuaud, 
RL. 110, indem fie Schub im Belig durch Verjährung der actio negatoria 
annehmen. Dieſer Anficht ſchließt fih an Erk. Kiel 17/2 1871 Anz. 71, 108. 

is Eichhorn, BR. $ 163 f.; Savigny, Syſtem IV. 514. Nach Bayriſcher 
Praxis werden die Regeln der außerordentlichen Erfigung auf die in regel 
mäßig wiederkehrenden Leiftungen beftehenden Reallaften die ber unvor- 
denklichen Verjährung auf diejenigen Reallaften angewendet, bei denen dieß 
nicht der Fall ift Roth, Bayr. ER. (1) 8 170, 20. 21. Auf dem gleichen 
Standpunkt fteht die kurheſſiſche Praxis Platner, ©. R. 8 63, 11. 

14 Mittermair, BR. 8 198, 3. 

15 Dunder, RL. 8 30; Mittermair, BR. 8 198. I; Sadjen 8.9.8. 
8 508. 

ı6 Dieß folgt aus dem dinglichen Charakter der Leiftung. Die Annahme, 
daß die Neallaften Obligationen feien, führt conjequent zu dem entgegenge- 
festen Reſultat. 

17 Erk. Celle 11/5 1869 Sf. XXIV. 195; Roth, Bayr. ER. (1) 8 172, 
11; Sadjjen 8.0.8. $ 519. 

18 Dunder, R.L. 8 31; Friedlieb, RL. 345; Sachen 8.9.8. 8 508. 

ı Hieher gehören die in den einzelnen Nechtögebieten erjchienenen Ab⸗ 
löfungsgejege. Es find dieß folgende: Preußen Gel. 2/3 1850 Ablöfung 
der NReallaften mit Gef. 27/4 1872 Ausdehnung auf Pfarreien und Stiftungen; 
Shleswigholftein Geſ. 3/1 1873 Ablöſung der Reallaften; Hannover ®. 28/7 
1867 und 3/4 1869 Ablöfung der Neallaften des Fiskus; 25/4 1874 Uusdehnung 
auf Pfarreien; 2/7 1876 Ablöjung der Erbpaditen in den Moorfolonieen; 
Kurheſſen Gejehe 23/6 1832 und 20/7 1850 Ablöfung der Reallaſten; 
23/7 1876 Ausdehnung auf Pfarreien; 26/8 1848 Aufhebung des Leihever- 
bande3; Naſſau Gef. 24/12 1848, 14/4 1849 und 15/2 1872 Ablöfung der 
Reallaften; 5/4 1869 Verwandlung der Erbleihe in Eigentbum; Hoben- 
z0llern Gef. 28/5 1860 Ablöſung der Reallaften; Bayern Geſ. 6/4 1848 
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4. Dur Verjährung. Ob Reallaften durch Zeitablauf erlö- 
Ihen können ift beftritten, indem die eine Meinung nur Verjäh— 
rung der Klage auf die einzelne Leitung und Berufung auf die 
Nichtleiftung feit unvordenklicher Zeit für zuläßig hält ?°, während 
die andere Meinung zwar die erlöjchende Verjährung zuläßt, Hin- 
fihtlih der Vorausfegungen aber verſchiedene Richtungen verfolgt, 
indem die einen breißigjährigen Nichtgebrauh für genügend ?! 


und 28/4 1872 Ablöſung der Neallaften; Sachſen Gef. 17/3 1832, 12/7 
1846 und 15/5 1851 Ablöfung der Reallaften; Württemberg Gel. 4/4 
1848 und 18/6 1849 Ablöjung der Meallaften; 21/4 1849, 9/8 1862 Allodi- 
filation der Erb» und Schupflehen. Heſſen⸗Darmſtadt Gef. 27/6 1886 Ablö⸗ 
fung der Geld⸗ und naturalen Renten ; Gef. 6/5 1852 Ablöfung der Grundrenten; 
6/8 1848 Berwanblung der Erbleiben in Eigentbum; Weimar Gef. 28/4 1869 
Ablöfung der Reallaften und Dienftbarkeiten,; Oldenburg Geje 11/2 1851 Ab⸗ 
löſung ber auf Grund und Boden baftenden Laften; Braunſchweig Gef. 
20/12 1884 Ablöfungsorbnung; 28/4 1867 Ablöfung der auf dem Kirchen- 
und Schulverband ruhenden Abgaben; Meiningen Gef. 5/5 1850 und 21/11 
1874 Ablöfung von Grundlaften; Altenburg Gel. 16/2 1849 Wblöfung 
ber Naturalabgaben; 10,9 1852 Ablöfung des Zehnt; Gotha Gel. 5/11 
1853 Ablöfung von Grundlaſten; 4/3 1876 Ablöſung von Abgaben an Kir⸗ 
hen; Eoburg Gel. 25/1 1849 Ablöfung der Grundlaften; Anhalt Gef. 
8/1 1850 Ublösbarkeit der Grundabgaben; 26/3 1850 Ablöfung der Behnten; 
Geſ. 19/2 1873 Ablösbarkeit der feitftehenden Gelbabgaben und Menten; Ru- 
dolftadt Geſ. 27/4 1849, Ablöſung der Frohnen, Lehen und Binfen; Son- 
dershaufen Gef. 8/4 1850 Ablöſung ber Reallaſten; 12/2 1872 Ablöfung 
ber den Kirchen zuftehenden Neallaften; Walded Geſ. 20/11 1848 Ablös⸗ 
barkeit gut3herrlicher Ubgaben; 2/2 1870 Ablöjung der den Kirchen zu lei- 
ftenden Abgaben; Reuß ä. 2. Geſ. 10/6 1873 Ablöfung von Grund- und 
Naturalabgaben; Reuß j. 2. Geſ. 23/3 1888 für Gera Ablöſung von Real» 
laften ausgedehnt auf ganz Neuß j. 2; Schaumburg 3. 24/10 1845 Ab- 
löjung der Behnten und Reallaſten; 26/4 1870 Ablöfung der Neallaften und 
Aufhebung des gutöherrlichen Verbandes; 13/12 1873 Ablöfung der Leiftungen 
ans Erbpadit; Detmold Gef. 4/9 1838 Ablöfungdordnung; Bremen Gef. 
5/7 1850 Ablöfungsorbnung; 8/7 1870 Ablöſungsordnung; 27/3 1877 Ab⸗ 
löfung der den Pfarreien zuftehenden Abgaben; Hamburg Gel. 25/6 1849 
Abloſungsordnung für Ritzebüttel; 20/9 1849 Ablöſungsordnung für Berge- 
dorf; Defterreich Patent 7/9 1848. 

2° Friedlieb, NL. 8 90; Mittermair, PR. 8 198, 9; Beſeler, BR. 8 
191, 16; Gerber, BR. 8 172, 5; Erf. Eelle 19/12 1874 ©f. XXX. 285. 

21 Dunder, R.2. 8 33; Heimbach, R.L. 121; Unger, D. BR. $ 13, 40. 
Dieſer Anficht ſchließen fih an: Erk. München 2/6 1849 Sf. III. 3; 46 1850 
Ef. V. 6; 27/2 1857 81. XXI. 79; 11/9 1860 Bl. XXVI 252; Wolfen- 
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die anderen Dagegen außer dem Nichtgebrauch Erfitung der Frei- 
heit für erforderlich halten ??. | 

5. Durch Ablauf der Zeit, für welche fie beftellt ift, nament⸗ 
lih mit dem Tod des Berechtigten bei Beſtellung für feine Le- 
benszeit 2°, 


S 286. 
IHM. Inhalt. 


Die NReallaft als Berechtigung ! fann dauernd mit einem 
Immobile verbunden fein ?, oder einer phyfiihen® oder jurifti- 
Shen Perjon * zuftehen. Die Reallaſt als Ganzes haftet auf dem 
ganzen Grundftüd und ift untheilbard. Verpflichtet ift der Eigen: 


büttel 20/6 1856 Sf. XXXIII. 242. Gie ift recipirt Br. ER. I. 9. 509; 
Baden ER. Art. 710ab und 710cc; Defterreih A.B.G.B. $ 1480. 

32 Maurenbrecher, PR. 8 324, 5; Erf, Stuttgart Sf. I. 185; Münden 
1319 1828 Sf. II. 13; 1617 1849 Sf. III. 138; Celle 3110 1854 Sf. IX. 117; 
Wiesbaden 2111 1853 Sf. IX. 323; Wolfenbüttel 5/11 1841 Sf. XVII. 88; 
Darmftabt 1/2 1862 Sf. XX. 154; Lübed 16/10 1875 Sf. XXXIII. 330. 

33 Müller, Beiträge 32. Nah Pr. Gr.B.D. 8 102 erfolgt die Löſchung 
mit dem Tod des Berechtigten, und wenn die Möglichkeit von Nüdftänden 
gegeben ift, nach Ablauf eines Jahres nad) dem Tod Förſter Eccius $ 188, 97. 

Für das Necht auf die NReallaft findet fi) feine allgemein anerlannte 
technische Bezeichnung. Gewöhnlich braucht man auch ;für die aktive Berech⸗ 
tigung den Ausdrud Reallaft Dunder, R.L. 60, 90; Wächter, W. PR. IL 
8 48, 24; Unger, OÖ. PR. 8 63, 42. 

? Mittermair, BR. 8 173, 17; dieß findet fih namentlich in Bayern 
Roth, Bayr. ER. (1) 8 171, 24. 

8 Unger, DO. BR. 8 63, 44. Die Berechtigung kann bier auf Grund 
einer amtlichen Befugniß gegeben fein, wobei demnach die Legitimation des 
Berechtigten durch feine amtliche Stellung begründet wird Mittermair, BR. 
$ 173, 17. In Bayern werden Bejoldungen und Benfionen ftandesherrlidher 
Beamten nach conjtanter Praxis zu den Neallaften gerechnet Roth, Bapr. 
C.R. (1) $ 171, 25. In der Regel ijt der Unfpruch aus der Reallaft ein 
gemöhnliched Vermögensrecht. 

* Hoth, Bayr. ER. (1) $ 173, 26. 

8 Renaud, R.L. 91; Mittermair, PR. 8 174, 31. In die Theilung muß 
der Berechtigte einwilligen Pr. UR. I. 18. 755. 756; Pr. Ablöſungsgeſetz 
2/3 1850 8 93; Baden L.R. Art. 710 fi. Bei unconfentirter Theilung 
baftet die Reallaft auf jedem einzelnen Theil Erk. München 16/11 1866 Sf. 
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thümer des belafteten Grundftüds ®., Sie geht auf jeden Erwerber 
bes belafteten Objekts über”, und zwar auch bei Amangsver- 
auf ®, wobei jedoch ſpäter beſtellte Reallaften folden Hypotheken, 
die zur Zeit der Beftellung der Reallaft bereits beftanden, dann 
nachſtehen, wenn die betreffenden Hypothefgläubiger nicht in die 
Beftellung der Reallaft eingewilligt baben?. Ob fih die Ding: 
lichkeit auch auf die einzelne fällige Leiſtung erftrede, ift in Geſetz⸗ 
gebung und Praris ebenſo beftritten wie in der Theorie, indem 
nad der einen Anfiht auch die einzelne Leiftung einen dinglichen 
Charakter bat, fo daß alle Rüdftände gegen den jeweiligen Eigen- 
thümer geltend gemacht werden können 10, während nad) der an— 


XXI. 111; werden Stüde mwegverlauft, fo bleibt die Reallaft auf den ver- 
äußerten Stüden haften Erf. Darmftabt Sf. XXVI. 48; Erf. Glückſtadt 19/10 
1858 nz. 59. 220. Nach Sadjen B.G. B. 8 513 und Gotha Geſ. 14/3 1873 
8 3 werben theilbare Reallaften auf die einzelnen Theile vertheilt, ohne daß 
e3 der BZuftimmung des Berechtigten bedürfte. Es galt dieß fchon nad äl» 
terem Sächſiſchen Recht Müller, Beiträge 32, 4 und wird angenommen Erf. 
Kiel 13/9 1879 Anz. 79, 332. 

e Sachſen B.G.B. 8 505; Defterreih A.B.G.B. 8 443; Müller, Beiträge 
4, 4; Gerber, BR. 8 169, 2. Da ausnahmsweiſe auch dem Nubungdbered)- 
tigten die Berpflihtung obliegen kann, fo ift Stobbe, P.R. 8 102, 2 darin 
beizuftimmen, baß in dem einzelnen Sal zu unterfuchen ift, ob der Eigen- 
thümer oder der Befiter verpflichtet fein fol. 

Förſter Eccius 8 188, 29; Unger, O. B.R. 8 63, 24; Defterreih 4.2.6.8. 
8 448. 

® Friedlieb, R.L. 248; Unger, O. BR. 8 68, 25; Stobbe, P.R. 8 102, 
30; Müller, Beiträge 8 3, 1. 

’ Br. EEG. 8 47, 2; Adilles, Gel. 275, 70; Börfter Eccius 8 188, 
52; Bayern Einf.Gei. zum H.G. 8 7 Roth, Bayr. ER. (1) 8 171,5; Sachſen 
3.8.8. 8 519; Ultendurg H.O. $ 109. 110; Neuß ä. 2. 9.0. 8 105. 106; 
Reuß j. 2. 9.8. 107. 108. Die Hypothelgläubiger können verlangen, daß 
im Fall der Inſufficienz das Objekt ohne die Neallajt zum Verkauf komme 
Erf. Celle 11/5 1869 Sf.“ XXIV. 195; Meibom, HR. 201. 

10 Dieſe Anficht vertreten Dunder, RR. 8 36; Renaud, R.L. 95, 221; 
Heimbach, RL. 73; Gengler, Lehrbuch 8 75, 37; Erk. Roftod 7/4 1862 Sf. 
XVII. 85. Geſetzlich anerlannt ift dieß Sachſen 8.9.8. 8 510; Weimar 
Gef. 21/11 1836; Kübel 8. 25/3 1848 8 1; Defterreih U.B.G.B. 1 8 305, 6, 
und ed wird für das Preußiſche Recht angenommen von Förfter Eccius 8 188, 
63 und Dernburg, Pr. P.R. L 8 305, 6. Die Haftung des GSingularfuccei- 
ford für die Rückſtände war im gemeinen Sächſiſchen Recht anerkannt Erf. 
Dresden 1846 Emminghaus 133 Nr. 127; Bericht der Weimarifchen Ütegie- 
rung 6/10 1836 Emminghaus 131 Nr. 122. Auch das Bayriſche Geſetz 21/4 
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deren Anficht bie einzelne fällige Leiſtung nur als perſönliche Ver⸗ 
binblichfeit des jeweiligen Eigenthümers erjcheint, jo Daß alfo ber 
Singularfucceffor für die Rüdftände feines Vorgängers nicht in 
Anspruch genommen werden Tann '!, und der Eigenthümer für bie 
während der Dauer feines Eigenthums verfallenen Leiftungen per: 
fönlich haftet 12. Diefe letztere Auffaſſung ift jeßt durch Geſetz⸗ 
gebung und Praxis in mehreren Rechtsgebieten recipirt '?’. Für 
bie Berechtigung wird Nechtsbefig angenommen !*. Der Berech⸗ 


1884 über die Lanbeskulturrentenanftalt erkennt Art. 8 die Haftung bes Sin- 
gularfuccefjors für die Rückſtände an. 

11 Diefe Unficht vertreten Wächter, Erörterungen I. 127 und W. P-R- 
11. 8 48;  Häberlin, R.L. 162, Friedlieb, RL. 330; Beſeler, BR. 8 190. 
III. 6; Gerber, BR. 8 171, 3; Unger, ©. BR. 8 63, 32. 

12 Er wird alfo auh nicht durch Dereliction von der Haftung für die 
während feines Befipes verfallenen Leiftungen befreit Wächter, W. BR. II. 
314; Unger, D. Pr. R. 8 68, 82. Die Unnahme der Dinglichleit der ein- 
zelnen Leiftung hat zur Folge, daß Befreiung des Eigenthümers bei Dere- 
liction angenommen werden muß Dunder, R.L. 8 36, 279; Mittermair, BR. 
8 173, 30. 

18 Ganz befreit von der Haftung für die Rückſtände ift der Singular« 
fueceffor nah Baden L.R. 8 710. fh. Die Befreiung wird angenommen 
nad dem Recht von Kurheſſen Platner, Sachenrecht 8 63, 6; Hannover Erf. 
Gelle 6/1 1876 Sf. XXXV. 145; Württemberg Wächter, Erörterungen I. 127 
und Schleswigholftein Erk. Kiel 1876 Unz. 1877. 115. In Bayern galt Be⸗ 
freiung des Singularjuccefiors bei allen Reallaften mit Ausnahme des Emig- 
geldes Roth, Bayr. E.R. (1) 8 171, 9—22; neuerdings ift durch die Geſetz⸗ 
gebung die Haftung des Singularjuccefjord in einem einzelnen Yall anerkannt 
oben Note 10. Eine Mittelftelung nehmen bie Rechte von Branunjchweig und 
Altenburg ein, indem nad Braunjchweig E.E.G. 8/3 1878 8 19 der Gingu- 
larjuccefjor für zweijährige und nad Altenburg V. 23/12 1858 der Singular- 
fuccefjor für dreijährige Rüdftände haftet, während für die übrigen Rüdftände 
eine Haftung defjelben nicht gegeben ift. 

14 Vol. oben 8 226, 54. 83. 90. Es wird dieß auch von benjenigen an⸗ 
ertannt, welche in der Reallaft nicht ein dingliches Hecht fondern eine mit 
einem Immobile in Verbindung ftehende Obligation fehen 3. B. Sapigny, 
der Obligationenrecht I. 134 die Berechtigung, bei der Neallaft als obliga- 
torijhe bezeichnet, gleichwohl Beſitz 505 dem Neallaftberechtigten Beſitz zu- 
ſchreibt. Mit Recht heben Windſcheid 8 464, 5 und Randa, Beſitz F 24, 38 
hervor, daß die allgemeine Anerkennung der Möglichleit des Rechtsbeſitzes 
von Reallajten bei denjenigen, welche die Buläßigkeit des Rechtsbeſitzes an 
dauernden Obligationen nicht anerlennen wollen, die Anerkennung der ding. 
lihen Natur der Reallaften vorausjege. Daher erklärt auch Gerber, Abhand- 
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tigte kann nicht nur bie einzelne Leiftung geltend machen, fon: 
dern auch über die Neallaft ald Ganzes verfügen; er kann fie 
daher, foweit fie überhaupt ?° und foweit fie jelbftftändig ver- 
äußerlich ift!*, an ein anderes Rechtsjubjelt übertragen!” und 
fie umgeftalten 18. Webergang auf ein anderes Rechtsfubjeft durch 
erwerbende Verjährung iſt nicht zuläßig ’°. 


g 287. 
IV. Rechtsmittel. 


Zum Schuß der Reallaften find die pofjefforiihen Rechts⸗ 
mittel gegeben . Die einzelnen Leiftungen werden nach der einen 
Anficht mit der binglihen Klage?, nach der anderen mit der per: 
fönliden Klage? verfolgt. Für Anerkennung des Rechts als 


Tungen 263 den Nechtöbefig bei Reallaſten für eine äußerliche und willfärliche 
Zuthat. Nah dem Sächſiſchen 8.8.8. 8 512 ift bei NReallaften Rechtsbeſitz 
nicht gegeben. 

5 Unzuläßig ift Uebertragung einer an die Perſon gebundene NReallaft 
und der mit einem Umt verbundenen Anfprüde Dunder, R.L. 8 35, 264; 
Heimbach, R.%. 118. 

ı° Die altiv mit einem Immobile verbundenen NReallaften find nicht 
jerbfiftändig veräußerlich Dunder, R.L. 8 35, 266; Heimbach, R.2. 118. 

17 Es find dabei die für die Begründung vorgeichriebenen Yormen zu 
beobachten Dunder, RL. 8 35; Renaud, R.L. 8 9; Heimbadh, R.L. 8 117. 
Andere balten bloße Eeifion für genügend Gerber, P.R. 8 179, 10; Stobbe 
PR. 8 103, 15. 

18 Er kann fie namentlich der Ablöſung unterwerfen; vgl. oben Note 19. 

1 Die in c. 1 in VIo (2. 18) beitimmte Möglichkeit translativer Erfi- 
gung kirchlicher Zehnten ift auf andere Reallaften nicht auszudehnen Dunder, 
RL. 164; Renaud, RL. 120; andere halten dieje Ausdehnung für zuläßig 
Eichhorn, BR. 8 165g; Maurenbrecdher, B.R. 8 325, 8. 

ı QDunder, RL. 8 22, 3; Unger, D. BR. 8 63, 28; Randa, Beſitz $ 30; 
Erk. Jena 1839 Sf. XVI. 176; Darmitabt 20/E1 1855 Sf. XIX, 55. Bgl. 
oben 8 229, 17. 21. 105. 

» Diefer Anficht find: Dunder, RL. 8 23; Renaud, RL. 8 6; Mauren- 
brecher, BR. 8 322; Gengler, Handbuch $ 75, und fie ift angenommen in ber 
Breußifchen Praxis Deenburg, Pr. PR. I. 8 308, 5. 

® Diefer Anfiht find: Wächter, Erörterungen 1. 127; Häberlin, B. f. 
D. R. XVII 168; Friedlieb, RL. 325; Gerber, BR. 8 171, 2; Stobbe, 
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Ganzes ift dem Berechtigten die confefjoriiche Klage * zum Schuß 
gegen bie Anmaßung dem Berpflichteten die negatorifche Klage 
gegeben d. Eine davon abweichende Meinung will dem Berechtigten 
zur Geltendmachung des Rechts als Ganzem nur eine perjönliche 
Klage (Bräjudicialllage) geben ®. 


Titel II. 
Die einzelnen Reallaſten. 


8 288. 


Die Beftelung von Reallaften ift an fih nit auf Rechts: 
verhältniffe einer beftimmten Art beſchränkt; ihr Inhalt kann fo 
mannigfaltig fein als die Möglichkeit vertragsmäßiger Feſtſetzung. 
Set find die meilten der in der früheren Zeit fich findenden 
Reallaſten in Folge der Umgeftaltung der wirthichaftliden Ber: 
bältniffe auf dem Weg der Geſetzgebung befeitigt, und die Neu- 


BR. 8 102, 23; Unger, DO. PR. 8 68, 35, und für das Sächſiſche Recht 
Müller, Beiträge 8 6, 4. 

* Dunder, R.2. 8 23; Renaud, RR. 86; Heimbach, R.L. 87; Häberlin 
8. f. D. R. XVII. 168; Gengler, Lehrbuh 8 75; Unger, D. B.R. 8 63, 
30; Erf. Münden 5/5 1866 Sf. XX. 109; Wolfenbüttel 10/9 1856 Sf. XXIV. 
160; Börfter Eccius 8 188, 36; Platner, SR. 8 68, 13. 

° Dunder, R.2. 8 23, 167; Renaud, RL. 100; Heimbach, RL. 91; 
Stobbe, P.R. 8 102, 25; Erk. Münden 3/8 1852 8. XVII 240; Gaflel 
29/4 1837 Platner, S.R. 8 68, 18. 

° ®erber, BR. 8 171, 4; Friedlieh, RL. 232. Stobbe, PR. 8 103, 20 
gibt zu, daß zur Geltendmachung des Rechtes im Ganzen nad conftanter 
Prarid die Servitutenfiage als actio confessoria utilis Anwendung finde, 
und hält dieß für gerechtfertigt, da es dem Weſen des Nechtsverhältnifies 
entiprehe, daß durch das Urteil in dem Broceß definitiv die Verpflichtung 
des jebesmaligen Beliterd des Guts geregelt werde, während dad Urtheil in 
einem Präjudicialftreit nur die Univerfaljuccefioren nicht bie Singularjucceh 
foren Dinde. Mit dem Zugeftändniß, daß das Weſen der Neallaften die Gel: 
tendmachung ded Recht? als ganzem durch die dingliche Klage mit Nothwen- 
digkeit vorausſetze, ift der Auffaflung der Neallaften als obligatoriicher Rechte 
der Boden entzogen. Da unjer Recht Obligationen, die mit einer dinglichen 
Klage verfolgt werden nicht Tennt, jo kann ein Anſpruch, zu defien Verfolgung 
die dingliche Klage dient, auch nicht als Obligation befinirt werben. 
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conjtituirung von Reallaften theil3 ganz ausgeſchloſſen, theils von 
gewiſſen Vorausſetzungen abhängig gemacht !, fo daß die Zahl 
der Reallaften ſehr reducirt ift. In dem jebt geltenden Recht 
finden fi hauptſächlich folgende: 

IL Srundabgaben? Die Grundabgaben kamen früher 
theils als Gegenleiftungen theils als Neallaften vor. Die erfteren 
find die bei Hebertragung des Nutzeigenthums von Seite des Eigen: 
thümers vorbehaltenen Abgaben ?, die urfprünglih nur eine per: 
ſönliche Verbindlichkeit des Nubeigenthümers begründeten, im Lauf 
ber Zeit aber vielfältig in Neallaften verwandelt wurden *. Nach 
der Art der Entitehung unterſchied man früher die Grundabgaben 
in vorbehaltene und anferlegte®, welche Unterfheibung jekt ihre 
praftiihe Bedeutung verloren hat. Die Grundabgaben können 
in Geld oder Naturalabgaben beftehen ; eigenthümlich ift bei ihnen, 
daß der Umfang der Leiftung firirt und nit von dem Ertrag 
des belafteten Gutes abhängig if. Daher ift die Verpflichtung 
zur Leiftung nieht von dem wirklichen Ertrag bedingt, und bei 
Mißwachs ein Anſpruch auf Remijfion nit an fich gegeben ®. 


1 Bol. oben 8 284, 27. 28. 

2 Bol. Seuffert, Baurecht 74; Dunder, RL. 8 17. 43; Friedlich, R.L. 
8 71; Eichhorn, BR. 8 252; Mittermair, BR. 8 175; Maurenbreder, PR. 
8 388; Gerber, B.R. S 189; Bejeler, P.R. $ 192; enger, Lehrbuch 308, 
BR. 8 78; Stobbe, PR. 8 136. 1. 

83 gehören dahin der Kanon bei der Emphyteuſis, die Berpflichtung zu 
Lehendienften u. a Mit Recht wird von Dunder, RL. 8 26 Nr. I und 
8 48 und Unger, O. BR. 8 68, 4 hervorgehoben, daß ſolche Gegenleiftungen 
nur als perſönliche Berbindlichkeiten anzufehen feien. Früher wurden fie all- 
gemein den Reallaften zugezählt 3. 3. von Eichhorn, PR. 8 253. I, der ge- 
rade darin die Hauptfäle der vorbehaltenen Binjen ſah. Gegen die Auffaſ⸗ 
jung als Reallaſt ſ. Erk. Roſtock 3/5 1869 Sf. XXVII. 203. Bol. oben 
8 284, 9. 

* Mit Aufhebung des grumdherrlichen Verbandes find dieſe Abgaben, 
auch wo ihre Eigenihaft als perſönliche Verpflichtung anerlannt war, in 
Reallaften verwandelt Roth, Bayr. ER. (1) 8 174, 6. 

° Es fällt diefe Unterfcheidung nicht mit der oben Note 3 aufgeführten 
zufammen, ſondern bezieht fih auf die Eonftituirung der Abgabenpflicht von 
Gütern die im Eigenthum ftehen Gengler, P.R. 8 78 Nr. 3. Die Unterfcheie 
dung bat jest ihre praftifche Bedeutung verloren Stobbe, P.R. 8 104, 4. 

° Mittermair, BR. 8 179, 15; Eichhorn, PR. 8 253d; Roth, Bayr. 
C.R. (1) 8 174, 6. 
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Bei Grundabgaben, die in Naturalien zu leiften find, richtet ſich 
die Qualität der Leiftung nicht nad) dem Erträgniß des verpflidh- 
teten Gutes, jondern nah allgemeinen Grundſätzen?. Die Lei— 
ftung erfolgt in dem durch Vertrag oder Uebung beftimmten Ter⸗ 
mine®. Für die Beitreibung gelten die für Beitreibung von For: 
derungen überhaupt anwendbaren Grundfäge?. Zu den Grund- 
abgaben gehören auch die Forftrechte 1%, da das Beholzigungsrecht 
auch als NReallaft conftituwirt fein kann". Bon Manden wird 
dieß als Regel angefehen, indem alle Fälle hieher gerechnet wer- 
ben, in weldden der Eigenthümer des dienenden Grundftüds eine 
Handlung vorzunehmen oder eine Gegenleiftung zu empfangen 
hat 12, und es wird in dieſen Fällen das Rechtsverhältniß als 
Reallaft "?, oder als ein eigenthümliches von den gemeinrechtlichen 
Servituten zu unterjcheidendes Rechtsverhältniß (deutſchrechtliche 


Erk. Roftod 7/4 1868 Sf. XXIV. 256. PVielfah wird angenommen, 
daß die Dualität injoferne nach dem Gutserträgniß ſich richte als der Pflich⸗ 
tige bei Leiſtung die mittlere Qualität der auf dem Gut gezogenen Früchte 
zu Grund zu legen Habe Stobbe, BR. 8 136, 33. Allein dem fteht entgegen, 
daß die Leiftung von der Fruchtziehung auf dem pflichtigen Gut überhaupt 
unabhängig iſt. 

8 Nach einzelnen Rechten hat ber Berechtigte die Leiftung abzuholen (Gat⸗ 
tergilt), e8 muß dieß jedoch befonders feftgejebt fein Stobbe, P.R. 8 136, 32; 
Roth, Bayr. ER. (1) S 174, 4. 

? Nach früherem Recht war dem Berechtigten das Selbitpfändungsrecht 
negeben, was durch die neuere Geſetzgebung allgemein befeitigt iſt. Ebenſo 
ift die Verdoppelung des Zinſes bei Nichtzahlung (Mutfcherzins) nicht mehr 
in Geltung Stobbe, PR. 8 136, 40; Gengler, PR. 8 78 Nr. 5. 

1 ©. die Literatur oben 8 281, 1; Roth, Bayr. ER. (1) 8 175. 

11 Erf. Wiesbaden 26/3 1852 Sf. VII. 42; Münden 14/3 1846 Arnold, 
Erdrterungen 575; 11/12 1848 Bl. XVII. 239; 17/3 1862 81. XXVIL 378; 
3/3 1868 Bf. XXXIII. 394; 29/2 1871 Sammlung 1. 299; Roftod 4/7 1862 
Budde IV. 167. 

= Würde es als Unterſcheidungsmerkmal des jus lignandi als Servitut 
anzuerlennen fein, daß der Berechtigte das Holz felbfi zu fällen habe, jo 
würde ein Beholzungsreht als Servitut kaum irgendwo in Deutſchland vor- 
fommen, da regelmäßig der Verpflichtete das Holz zu fällen und dem Bered): 
tigten anzumeijen hat; die Gegenleiftung befteht in einer Geldabgabe für die 
Fällung und Anweifung Roth, Bayr. ER. (1) 8 175, 1. 2. 

18 Mittermair, PR. 8 171, 2; Hillebrand, B.R. 8 74, 3; Ertl. Münden 
4/6 1850 Sf. V. 6; 28/10 1874 Sammlung V. 46. 
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Servitut erklärt ’*, wozu indeflen vom Standpunkt der Servi- 
tutenlehre aus Feine Veranlaffung gegeben ift!?. Das Beholzi- 
gungsrecht als Reallaſt unterjcheidet fi von dem Beholzigungs: 
recht als Dienftbarkeit darin, daß es als Leiftung auf ein Im— 
mobile ohne Rüdfiht auf den Walbbeftand deſſelben gelegt 
iſt 16. 

I. Der Rentenkauf!“. Der Rentenkauf war im Mittel: 
alter ein über ganz Deutſchland verbreitetes Inſtitut, das durch 
die Gefehgebung ſowohl des Reich ald der Landesrechte ausge: 
bildet war. Diejes im Mittelalter fehr verbreitete Gefchäft, wel: 
ches die Stelle unferer hypothelarifchen Darlehen einnahm, wird 
von den einen auf die Häuferleihbe ein dem gutsherrlichen ähn- 
lihes in allen größeren Städten im Mittelalter fih findendes 
Verhältniß zurüdgeführt 1°, während die anderen barin eine felbit- 


— 


»Mittermair 8 171, 2; Erk. Wolfenbüttel 5/7 1859 Sf. XIV. 117; 
Münden 17/3 1862 Bl. XXVII. 379; Celle 25/2 1871 Sf. XXV. 257; Darm- 
jtadt 8/4 1873 Sf. XXIX. 12; 1/7 1873 XXIX. 14. ſ. gegen dieje Auffaffung 
Roth, Bayr. ER. (1) 8 175, 11. 

15 Bol. oben 8 281, 10. Damit ftimmt dad Bayriſche und Breußifche 
Zandrecht überein. In dem Nechtögebiet des Bayriſchen Landrecht3 wird das 
Recht Holz um ein Unmeisgeld aus einen Wald zu beziehen nach conftanter 
Praxis als Servitut aufgefaßt. U. E. 4110 1853 Arends V. 364; Erk. Mün- 
hen 1313 1866 und 28/3 1866 Bl. XXXI. 269. 368. Auch das Bayriſche 
Forſtgeſetz 283 1852 fteht auf diefem Standpunkt Roth, Bayr. ER. (1) 
8 175, 13. Das Pr. 2.R. I. 22. 197 führt das Beholzigungsreht nur als 
Grundgerechtigkeit auf Förfter Eccius $ 187, 160, es kann aber nach Preußi- 
\hem Recht auch die Natur einer Reallaft haben Förfter, Br. P.R. 8 188, 77. 

ıs Pfeiffer, P.A. VII. 177; Eichhorn, BR. 8 283; Befeler, nr 8 
195, 20; Stobbe, P.R. 8 98, 86. 

Bol. Stobbe zur Geichichte des Rentenkaufs 8. f. D. R. XIK. 178; 
Arnold, Geſchichte des Eigentyums 1861; Albrecht, Gewere $ 18; Dunder, 
R.2. 8 16; Mittermair, PR. F 283; Maurendrecher, PR. $ 328; Gengler, 
DR. 8 79; Gerber, PR. $ 188; Stobbe, BR. 8 104. Bayern: Riedl, dag 
Emiggeldinftitut in Münden 1819; Auer, das Münchner Stadtredht 1840 
Einleitung 129—211; Roth, Bayr. ER. (1) $ 176—179. Hamburg: Bau- 
meifter, B.R. 8 23. Lübeck: Pauli, die Wiboldärenten 1865. Nicht Hieher 
zu rechnen find die Erbrenten des C. c. Art. 1909—1913, die ſich von zind- 
baren Darlehen nur durch ihre Unauftündbarkeit unterjcheiden, und die daher 
die Eigenichaft von Mobiliarforderungen haben Zadharid $ 397—399. 

18 Dieß Hatte ſchon Albrecht, Gewere 158 ald Grundlage angenommen, 

Roth, Deutſches Privatrecht, III. 31 
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ftändige durch das Creditbedürfniß hervorgerufene Bildung jehen '°. 
Der Rentenkauf beftand in der Erwerbung einer jährlihen aus 
einem Grunbftüd zu zahlenden Rente um eine unter den Betbei- 
ligten vereinbarte Summe. Die Rente Tonnte urfprünglich ſo— 
wohl in Naturalien ?° al3 in Geld beftehen. Urfprünglid war 
das Geſchäft einfeitig nicht auflöslich ?!, erft die ſpätere Gefeg: 
gebung gewährte dem Rentenſchuldner nicht aber dem Gläubiger 
ein einfeitiges Auffündigungsredt ??. Die Rüdkaufsfumme konnte 
uriprünglich willfürlich beftimmt werben ?°, fpäter wurde jedoch 
ein gewiſſer Maßſtab geſetzlich feſtgeſetzt?“. Die Erridtung er: 


und ber Gedanke wurde von Arnold, Geichichte des Eigenthums 88 und 134 
und Pauli, Wiboldörenten 15 weiter ausgeführt. Dagegen erflären fi Dun- 
der, R.2. 8 12; Stobbe, Rentenkauf 179 und B.R. 8 104, 8. Das Rich—⸗ 
tige fcheint zu fein, daß der Rentenkauf theild aus der Häuferleihe ſich ent. 
widelte, theils jelbftftändig fich ausbildete Roth, Bayr. E.R. (1) 8 176, 4. 

 Bielfältig nahm man früher an, der Rentenkauf fei aus dem Beftreben 
der Umgehung der HBindverbote hervorgegangen, |. gegen diefe Auffafiung 
Dunder, RL. 69; Stobbe, Rentenklauf 181. Er ericheint vielmehr als jelbft- 
ftändige wirthſchaftliche Bildung Stobbe, BR. 8 104, 9. 

20 Die Renten waren wie die Zinſe Häufig in Naturalien beftimmt Ar⸗ 
nold, Eigenthum 61 und 102. Dieß findet fih au in Münden Auer, Ein- 
leitung 135 und nad Franzöfiihem Recht Zachariä 8 397, 2, nicht aber in 
Lübeck Bauli, Wiboldörenten 40. In Hamburg find Naturalrenten immer 
refervirte Renten Baumeifter, P.R. $ 28, 8. 

1 Kür die Rente mußte die Ablösbarkeit früher beſonders ftipulirt wer- 
den Auer, Einleitung 145; Pauli, Wiboldsrenten 17. Die unablösliche Rente 
wurde im Sächſiſchen Recht als ein befonderes Rechtsinftitut von der von 
Geite des Berpflichteten ablöslichen Rente unterjchieden Müller, Beiträge 
84 und 109, 10, und befteht als eijernes Capital noh im 8.8.8. 8 515 
fort. 
23 Schon frühzeitig wurde durch die Gejeggebung in einzelnen Rechts⸗ 
gebieten dem Schuldner die Befugniß eimjeitiger Ablöjung eingeräumt, jo in 
Lübed 1251 Pauli, Wiboldsrenten 17, in Münden von 1391 an Auer, Ein- 
leitung 145; andere Statuten |. Stobbe, P.R. 8 104, 37; in einzelnen Ge- 
jegen wurde die Neuconftituirung unablöglicher Renten unterjagt, jo Solmier, 
2.D. II. 15. 4. Dagegen ift die öfter ſich findende Behauptung, daß die Ab⸗ 
lösbarkeit reichsgeſetzlich allgemein vorgejchrieben worden fei nicht begründet 
j. Stobbe, P.R. 8 104, 38. Als auf einen gemeinrechtlichen Rechtsſatz be- 
ruhend nimmt die Kündbarkeit an Erk. Jena 19/5 1836 Sf. VI. 234, 

»» Arnold, Eigenthum 225; Pauli, Wiboldärenten 78. 

* Auer, Einleitung 145; Stobbe, PR. 8 104, 10 und 39. 
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folgte theil$ durch Refervation ?5, theild durch Auflegung ?®, und 
legte Einwilligung der nächſten Erben des Schuldners voraus ?”. 
Der Nentengläubiger hatte ein jpäter befeitigtes Vorkaufsrecht an 
dem belafteten Gegenftand ?®, und daher Anſpruch darauf, daß 
bei Veräußerung feine Einwilligung eingeholt wurde 3°; ebenfo 
ſtand ihm die Befugniß zu, gegen Deteriorationen bes Schuldners 
einzujchreiten °°. Da bei Nichtzahlung der Rente dem Gläubiger 
dag ganze Objekt zugefprochen wurde, war es urfprünglich unzu- 
läßig, ein Objelt mit mehreren Renten zu belegen; fpäter wurde 
dag Verhältniß der concurrirenden mehreren Renten geregelt ®!. 
Der Anſpruch auf Zahlung der Rente gieng nur gegen das Im⸗ 
mobile ®?, perſönliche Haftung des Rentenſchuldners mußte be- 
ſonders ſtipulirt werben ®°; ber Eigenthümer haftete für die Rüd- 
ftände ®*, konnte fih aber durch Dereliktion von der Rentenſchuld 
befreien °°, Gegen den fäumigen Rentenſchuldner waren verjchie- 
dene Rechtsmittel gegeben, theils Einwäldigung des Objekts ?°, 


26 Dunder, R.2. 8 18; Pauli, Wiboldörenten 85; Uuer, Einleitung 134, 
2; Stobbe, P.R. 8 104, 4. 

26 Dunder, R.2. 8 16. I. Die Auflegung erfolgte theil3 durch gericht 
liche Auflafjung Friedlieb, RL. 8 19, 8 und 12; Stobbe, 8. f. D. R. XIX. 
186; PR. 8 104, 13, theil3 durch Eintragung in die Gerichtsbücher Fried⸗ 
lieb, R.2. 8 19, 13; Stobbe, 8. f D. R. XIX. 187 und BR. $ 104, 14, 
oder Ausftellung einer Urkunde Friedlieb, R.L. 8 19, 8; Stobbe, PR. 8 104. 
15. Dem Rentengläubiger ftand eine Gewere am Zins nicht aber am Grund» 
ftüd zu Stobbe, P.R. 8 104, 16; Friedlieb, R.L. 8.19, 4. 

7 Stobbe, Rentenkauf 195; Auer, Einleitung 131. 

© Albrecht, Gewere 132, 276; Bauli, Wiboldörenten 71, 179; ner, 
Einleitung 136, 3; Stobbe, P.R. 8 88, 24. 

20 Pauli, Wiboldsrenten 71, 178; Stobbe, B.R. 8 104, 34. 

2° Auer, Einleitung 169, 4; Stobbe, P.R. 8 104, 33. 

21 Stobbe, P.R. 8 104, 35; Friedlieb, R.L. 8 20, 29. 

2 Pauli, Wiboldsrenten 59; Uuer, Einleitung 131; Stobbe, P.R. $ 104, 
20. Mit dem Untergang des belajteten Immobiles gieng daher aud der 
Anſpruch des Gläubigers unter Dunder, RL. 74. 

Pauli, Wiboldsrenten 63; Auer, Einleitung 135, 5; Stobbe, PR. 
8 104, 42. Mehrfach wurde die perſönliche Haftung gejeglich beftinmt. 

2. Stobbe, PR. 8 104, 32; Dunder, R.L. 76. 

8° Dunder, RL. 78; Stobbe, P.R. $ 104, 26. 

86 Albrecht, Gewere 159, 370; Friedlieb, RL. 8 20, 27, 8 21, 7; Dun⸗ 
der, R.L. 72; Bauli, Wiboldsrenten 81; Auer, Einleitung 132, 3; Stobbe, 
PR. F 104, 22. Dem Eigenthümer ftand nah manchen Redten ein Einld: 
jungsrecht zu Stobbe, P.R. 8 104, 23. 


31 * 
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theils Zinsbuße 7, dann Pfändung von Mobilien?! und Ber- 
gantung??. Im Lauf der Zeit giengen in den meiften Rechts⸗ 
gebieten die Renten in den zinsbaren Hypothefen auf *°, indem 
die urfprünglid nur dem Schuldner zuftehende Kündigungsbe- 
fugniß auch dem Gläubiger eingeräumt wurde*!, und fie haben 
fih als jelbitftändiges Inftitut nur in München *?, Hamburg *° 
und Lübeck“ erhalten. Eine bejondere Form des Rentenkaufs 


37 Albrecht, Gewere 159, 370; Pauli, Wiboldsrenten 58. 

ss Albrecht, Gewere 159, 370; Stobbe, Rentenkauf 8 70, 30 und P.R. 
8 70, 28 und 8 104, 21; Frieblieb, R.8. 8 20, 35. 

 Dunder, R.L. 80. Auer, Einleitung 134, 1. Dieß war bie Grund» 
lage des in Münden üblichen Berfahrens der Bergantung Roth, Bayı. CR. 
(1) 8. 179. 

“0 Renten finden ſich auch noch nad NReception bes römiſchen Rechts 
vielfältig von den Hypothelariichen Darlehen unterjchieden ſ. Dunder, 8. f. 
R.G. XI. 471; in den meiſten Rechtögebieten verwandelten fie jich jedoch in 
Folge der dem Gläubiger eingeräumten Kündigungsbefugniß jehr bald in hy⸗ 
pothelarifche Darlehen fo in Württemberg Wächter, W. BR. I. 642, 12; 
Medlenburg Meibom, H.R. 8 1, 14; Sachſen Müller, Beiträge 79. Die Ren- 
ten find in viel größerem Umfang als die jüngere Sagung die Grundlage 
für die Entwidlung des Hypothekenrechts in Deutichland geworben. 

“1 Stobbe, PR. $ 104, 50; Müller, Beiträge 78. 

42 Hier ift dad Inſtitut als Ewiggeld noch gegenwärtig in Geltung, unb 
in der Hauptiadhe find die Grundfäge des älteren Rechts erhalten Roth, Bayr. 
C.R. (1) 8 176-179. Der Ewiggeldfchuldner haftet nur dinglih und kann 
fih durch Dereliktion befreien. Der Eigenthümer haftet für alle Rüditände 
und bat das Necht einfeitiger Ablöfung. Der bis in die legte Zeit erhaltene 
befondere Emwiggeldproceß ift durch die Subhaftationsordnung 23/2 1879 be- 
feitigt. Der Rentenkauf fand fi) auch in anderen Theilen von Bayern, na« 
mentlich in dem Geltungsgebiet de3 Stadtrechtsbuchs Riedl, Emiggeld ©. 151; 
Nürnberg Ref. XXI. 4; Weiffenburg St. 1739. IV; Würzburg Rofenthal, 
Eigentgum 68 f., Hat fi aber nur in Münden als geltendes Rechtsinſtitut 
erhalten. 

“8 Baumeilter, B.R. 8 23. Schon feit dem 15. Jahrhundert konnten 
unablögliche Nenten nur dem Fiskus Teftamenten und Stiftungen zugejchrieben 
werden, und auch für diefe ift die Ablöglichleit von Seite ded Schuldners 
durch Geſ. 29/6 1849 ausgeſprochen Baumeifter, PR. 8 23, 48. Die Ren⸗ 
tenpoften beitehen in Hamburg unverändert fort. und rangiren mit den Hy⸗ 
potbefen nach der Zeit der Eintragung; fie unterfcheiden ſich von diefen nur 
darin, daß dem Gläubiger ein Kündigungsrecht nicht zufteht. 

“4 Auch in ZXübed beftehen die Rentenpoften unverändert fort H.G. $ 17 
u. d, und rangiren wie in Hamburg nach der Beit der Eintragung; auch hier 
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find die eifernen Kapitalien des Sächſiſchen B.G.B., welche fi 
durch Unauffündbarkeit auf Seite des Schuldners unterjcheiben *5, 
und die Realventen der Bayriichen Landeskulturrentenanftalt *®. 
II, Der Auszug (Ultentheil, Leibzucht) * ift der bei Meber- 
lafjung eines Ianbwirthfchaftlihen Gutes an den Uebernehmer von 
dem Webergebenden gemachte Vorbehalt Tebenslängliher Alimen- 
tation *°. In der Regel wird derfelbe bei Webergabe an Defcen- 
denten bedungen, es ift dieß jedoch nicht wejentlih *%. Seinem 
Inhalt nad kann er aus einer Reihe verfchiedener Präftationen 
beftehen, die theil3 die Natur von Perfonalfervituten (Wohnung, 
Landanweifung zum eignen Bebauen) haben °°, theilg in Leiftungen 
(Naturalien) beftehen, wobei jedoch die Geſammtheit der Präſta⸗ 
tionen als Einheit behandelt wird ®!. Diefelben find als Ali- 


unterfcheiden fie fih von den Pfandpoften nur darin, daß dem Gläubiger das 
Kündigungsrecht nicht zufteht. Nach V. 25/3 1848 8 1 haftet der Eigenthü- 
mer wie bei Bfandpoften perſönlich Pauli, Wiboldsrenten 126 f. 

“5 Sahfen 8.9.8. $ 515—519; Müller, Beiträge $ 10; Schmid, Vor- 
lefungen $ 87. II. Sie finden fih aud Weimar Pf.G. 8 138 und Rudol- 
ſtadt 9.8. 8 3. 

46 Sejep 21/4 1884 Art. 8. Die Nealrente ift in den Durch das Geſetz 
beftimmten Fällen durch Kündigung von Geite des Gläubigers ablösbar. 

47 Bol. Munde, die Leibzucht 1805; Hänfel, Leibzucht 1834; Mittermair, 
BR. 8 291; Befeler, PR. 8 188; Prengen Förfter Eccius $ 188. IV; Dern- 
burg, Pr. BR. I. 8 310; Schledwig-Holjtein Baulfen 8 93, Esmarch $ 65; 
Kurheſſen Blatner, S.R. $ 28; Hannover Preuß, die Leibzucht 1862; Bayern 
Roth, Bayr. E.R. (1) 8 169, 38; Württemberg Lang, Sadenreht 8 136; 
Sachſen Müller, Beiträge $ 10—12; Thüringen Heimbach, P.R. $ 356, 357; 
Defterreich Nößler, die Ausgedinge auf Bauerngütern 1842. Beſondere Ge- 
fege find: Weimar Gejeb 26/4 1833; Sonderöhaufen Mandat 13/2 1786; 
Detmold 8. 6/2 1781. Neben dem Wuszug nennt Sachſen B.G. B. $ 515 
auch die Leibrente als Reallaft; ebenfo Rudolſtadt 9.8. 8 3. 

“8 Die Lebenslänglichkeit liegt im Weſen des Inſtituts; Beſchränkung auf 
fürzere Beit muß beſonders bedungen fein Förſter Eccius $ 188, 90. 

 Töriter Eccius $ 188, 85. Nach Präjudiz Darmſtadt Sf. XVII. 269 
hat auch das den Gejchwiltern vorbehaltene Wohnungsrecht die Natur einer 
Reallaſt. 

°° Sachſen B.G.B. 8 1159 ift dieß ausdrücklich ausgeſprochen, und es 
kommen dafür die für Perſonalſervituten geltenden Beftimmungen zur Anwen⸗ 
dung Müller, Beiträge $ 10, 1. 

51 Gengler, BR. 8 107, 5. Der Pflichtige Hat deßhalb die Reparatur 
der Auszugswohnung zu beforgen Erf. Dresden 1848 Sf. II. 80; Förſter 











486 Theil 3. Buch 4. 8 288. 


mente im voraus zu leiften®®. Weber die rechtliche Natur des 
Auszugs find die Meinungen getheilt. Weberwiegend wird er zu 
den Reallaften gerechnet °®; nur vereinzelt findet ſich die Auffaf- 
jung als Obligation, was zur Folge hat, daß die Dinglichleit nur 
durch Beitellung einer Hypothek erreicht wird °*. Das ältere Recht, 
welches die Beitellung des Auszugs mit erfchwerenden Formen 
umgab ®°, ift nur vereinzelt erhalten ®®. Wo der Altentheil als 
Reallaft aufgefaßt wird ®7, iſt die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlid. Der Pflichtige ift die Leiftungen nur auf dem be- 
lafteten Gut jelbft abzutragen ſchuldig 5°. Bu einer Umwandlung 


Eccius 8 188, 92, und ift zu einjeitigen Aenderungen der ftipulirten Leiftungen 
namentlich einjeitiger Umgeftaltung der Wohnung nicht befugt Erf. Darm- 
ftabt 24/6 1873 Sf. XXIX. 48. 

2 Förſter Eccius 8 188, 98; Erk. Roftod 16/12 1871 Budde VIII. 53. 

58 Dieß ift die Anficht von Runde, Leibzucht II. 8 39, Friedlieb, R.L. 

284; Eichhorn, PR. 8 163i; Maurenbrecher, B.R. 8 732; Unger, DO. BR. 
8 63, 51 und in der Praxis anerlannt in dem Rechtsgebiet des Preußiichen 
Landrechts Förfter Eccius 8 188, 87; Schleswigholitein Erk. Glückſtadt 29/1 
1855 Anz. 55. 59; Kurheſſen Erf. Eafjel 10/9 1836 Sf. I. 327; Berlin /11 
1867 ©f. XXI. 139; PBlatner, SR. 8 28, 1; Hannover Erf. Eelle 4/12 1874 
Sf. XXX. 159; Darmitadt Präjudiz Sf. I. 327 und XVIL 269. Geſetzlich 
ausgeſprochen ift dieß: Preußen Gr.B.D. 8 76; Braunſchweig Gr.B.D. $ 76; 
Oldenburg Er.B.D. 8 61; Detmold Gr. B.O. 8 63; Sondershauſen Gr.B.D. 
8 66; Unhalt &r.B.G. $ 27; Rudolſtadt HD. 8 3; Hamburg 9.0. 8 27; 
Lübeck HD. 8 29, Für den rejerbirten und den legtwillig zugewendeten 
Auszug erlennt die an Sachſen 8.6.8. $ 515 und 1158. Auch das Würt- 
tembergijche Recht ift Hieher zu rechnen Lang, S.R. 8 136, 47a. 

”4 Dieß nehmen an Dunder, RL. 8 44; Gengler, P.R. 8 107, 8. Dieß 
ift die Auffaffung des Bayriſchen Rechts Roth, Bayr. E.R. (1) 8 169, 38 
und des Rechts des Sächſiſchen B.G.B. für den duch Bertrag aufgelegten 
Auszug B.G.B. 8 1157. 1158. Nach diefen Rechten fteht dem Berechtigten 
die Befugniß zu durch Hypothefbeftellung bad Recht gegen Dritte zu fihern. 
Dieß ift allgemein ausgeiprochen Altenburg und Neuß j. 2. HD. 8 42; Reuß 
4.2.98. 8.45. 

5° Früher war allgemein Beftätigung durch die Gutsherrſchaft vorge» 
jhrieben, was mit Bejeitigung ber gutöherrlichen Gewalt hinweggefallen ift. 
Die in Pr. ER. I. 11. 603. 604 angeordnete gerichtliche Regulirung ift durch 
Gej. 11/7 1845 8 1 bejeitigt. Nach Weimar Gef. 26/4 1833 $ 1 und Som 
dershauſen Mandat 13/2 1786.8 1 ift gerichtliche Beſtätigung erforderlich. 

56 So in Bremen Poſt, BR. III. 8 83, 2. 

61 ©. oben Note 58. 

8 Förſter Eccius $ 188, 103.106; Lang, SR. 5 136,42. Erf. Münden 
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in eine Geldentſchädigung kann der Pflichtige durch Richterſpruch 
nur dann angehalten werden, wenn er durch fein Benehmen dem 
Berechtigten die Annahme der Naturalpräftationen an Drt und 
Stelle unmöglid maht®. Sind die Leiftungen für mehrere Per: 
jonen vereinigt flipulirt, jo werben dieſelben bei Hinwegfallen 
eines Berechtigten rebucirt %. Die von bem Berechtigten ertheilte 
Bewilligung zur laftenfreien Veräußerung von Beftandtheilen bes 
verpflichteten Gutes begründet nit an fih einen Anſpruch auf 
verhältnigmäßige Reduktion der Leiftungen ®. | 

IV. Dienfte®?. Die Dienfte (Frohnden, Scharwerf) finden 
fih in den Deutſchen Landesrechten theils als Gegenleiftungen 
theil3 als NReallaften. Nah dem Umfang ber Leiftung unterfchied 
man gemefjene und ungemefjene Dienfte, nad) ihrem Inhalt Hand- 
dienjte und Spanndienfte *®. Die Leiftung der Dienfte ſetzte vor: 
bergebende Aufforderung (Anfage) von Seite des Berechtigten 
voraus **. Someit fie mit der gutSherrlichen Gewalt in Berbin- 
dung ftanden, find die Dienfte faſt in allen Rechtsgebieten theils 
aufgehoben ®°, theilg der Ablöfung unterworfen ®®, und die Neu: 


26/10 1872 Sammlg. II. 160 dagegen jpricht aus, daß nad) Bayrifhem Land⸗ 
recht in Ermanglung entgegenftehender Feſtſetzung der Berpflichtete die Neich- 
niffe dem Berechtigten zu bringen habe. 

5 Förfter Eccius 8 188, 106. 

6° Es fommt dieß namentlich in Betracht, wenn ber Altentbeil für ein 
Ehepaar beftellt ift. Für Nebultion bei dem Tod des einen Ehegatten ſpricht 
ſich die Preußiſche Praxis aus Förfter Eccius $ 188, 99, ebenfo die kurheſ⸗ 
fiihe Praris Pfeiffer, Br. X. VIL 327 und die Prarid des gemeinen Säch— 
ſiſchen Rechts Haubold, BR. 8 4658, Anm. b; gegen Reduktion erflärt fich 
die Württembergifhe Praris Lang, S.R. 8 136, 59. 

1 Erf. Darmftabt 1861 Sf. XXVI. 48; Berlin 8/11 1867 Sf. XXL 
139. Nach Erk. 19/5 1870 Heufer, Annalen XVII. 152 ift nad) kurheſſiſchem 
Recht ein Klagerecht auf Reduktion der Präftationen gegeben, wenn bieje in 
feinem Berbältniß zu ben Erträgniſſen des belafteten Gutes ftehen. 

2 Bol. über dieſe Dunder, R.L. 8 52; Friedlieb, RL. 279; Eichhorn, 
BR. 8 249; Mittermaie, PR. 8 189; Maurenbrecher, BR. 8 340; Gerber, 
BR. 8 186; Beſeler, B.R. 8 192, 26 folg.; Stobbe, BR. 8 136. I; Koch, 
B.R. 8 360-862; Roth, Bayı. E.R. (1) 8 169, 29. 

o Stobbe, BR. $ 136, 11 folg. 

4 Stobbe, PR. $ 136, 20. 

Preußen Mblöfungsgefeg 2/3 1850 $ 3; Bayern Grundentlaftungs- 
geſetz 4/6 1848 Art. 2; Sachſen Gef. 15/5 1851; Württemberg Gef. 27/10 
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conftituirung unterfagt ”. Soweit nicht ein Tandesrechtliches Ver⸗ 
bot entgegenfteht *®, ift die vertragsmäßige Neuconftituirung von 
Dienften innerhalb der vertragsmäßiger Feſtſetzung gezogenen 
Schranken zuläßig °°%. Als befondere Art der Dienfte findet ſich 
die Baulaft für beftimmte Bauwerke ”’%, und in befonderer An- 
wendung auf Kirchenbauten 7! und Deihbauten ”?. Als Berpflidh: 
tung zu Dienften ift auch die zur Haltung von Fajelvieh aufzu- 
faſſen 78. 








1836; Baden Geſ. 28/12 1831; Gotha Geſ. 20/10 1848; Oeſterreich Patent 
1/9 1848 8 11. 

°° Preußen Ablöfungsgefeb 2/3 1850 8 9; Hannover 3. 1833 8 95; 
Kurhefien Gef. 28/6 1832 8 1 unb 23/7 1876 8 6; Schlewigholftein Get. 
3/1 1873 8 7; Darmftadt Gef. 29/1 1836; Braunfchweig WUblöfungsgefeg 
20/12 1834 $ 1; Oldenburg Gef. 14/10 1849 8 59; Weimar Ablöfungsgejeh 
28/4 1869 8 77; Meiningen Ablöſungsgeſetz 5/5 1850 $ 54; Altenburg Gel. 
23/5 1837; Coburg Gef. 25/1 1849; Sondershaujen Gel. 8/4 1850 8 61; 
Audolftadt Gef. 27/4 1849 8 4; Reuß d. 2. Gel. 30/5 1852; Detmold Gef. 
4/9 1838; Walded Gef. 15/9 1842. 

e7 Hannover V. 1831 8 36; Sachſen Abldſungsgeſetz 17/2 1832 8 54, 
55; Württemberg Gef. 28/10 1836 Art. 2; Braunſchweig Ablöſungsgeſetz 
20/12 1834 $ 6; Meiningen Gef. 5/5 1850 Art. 28; Gotha Gef. 5/11 1853 
8 24, 25; Coburg Gel. 25/1 1849 Art. 40. 

68 Außer den in den Note 67 aufgeführten Landesrechten erlafjenen jpe- 
ciellen Verboten der Neuconftituirung von Dienſten find Hierher diejenigen 
Iandesgefeglihen Beitimmungen zu rechnen, welche die Reuerrichtung anderer 
Neallaften als ablösbarer Geldrenten nicht geitatten oben 8 284, 28. 

6? Erwähnt werden: Wafenmeifterdienfte Erk. 3/8 1867 BI. XXXI. 280; 
Verpflichtung zur Unterhaftung einer Thurmuhr Erf. R.G. 23/11 1880 Sammlg. 
IV. 38. 

° Erwähnt wird die Verpflichtung zur Unterhaltung einer Brüde Erk. 
Stuttgart Sf. I. 184; Münden 29/12 1875 Sf. XXXI. 202. 

11 In der Regel ift die Kirchenbaulaft eine dem öffentlichen Recht ange 
hörende Verpflichtung berubend auf bem Gemeindeverband oder dem Patro- 
natreht. Sie kann aber auch als privatrechtliche Reallaſt beftehen, jo in 
Bayern nach Sei. 28/5 1852 8 1; Roth, Bayr. ER. (1) $ 180, dann in 
Württemberg Lang, SR. 8 138—148, und Naffau Bertram, P.R. 8 329; 
vgl. Maurenbreder, B.R. 8 342, 1. 

72 Bol. Dunder, RL. 8 42; Maurenbreder, BR. 8 342, 1. 

8 Bol. Gerland, Unterfuhung über die Verpflichtung zur Stellung des 
Zuchtviehs nad gemeinem und Heifiihem Recht U. f. Pr. R.W. IX. 3 folg.; 
Erf. Dresden 5 1863 Sf. XVII. 15; München 16/11 1866 Sf. XIII. 
1119 14/6 1873 Sammlung III. 129; Kiel 1879 Anzeigen 1879, 9. Die 
Verpflichtung war urſprünglich Gegenleiftung für das Zehntrecht Jakobſon in 
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V. Zehnten”’*. Der Zehnt, eine Abgabe von den Erträg- 
niffen der Landwirthſchaft, die in einem quoten Theil der auf dem 
Gut erzeugten zehntpflichtigen Produkte befteht ”°, war uriprüng: 
lich überwiegend eine Firchliche Abgabe, die im Lauf der Zeit theil- 
weiſe in weltlihe Hände übergieng. Man unterfehied nah dem 
Gegenftand Feld: und Blutzehnt”® und den Feldzehnt in ben 
großen und Kleinen Feldzehnt ”7, nach der Cultur des belafteten 
Grundftüds in alten und Neubruchzehnt "*. Der Zehnt war nur 
ausnahmsweise in einzelnen Rechtsgebieten nicht herkömmlich ”°. 
Durch die Gefeggebung ift er in den meiften Rechtsgebieten einer: 
volftändigen Umgeftaltung unterzogen worden, jo daß er jeht nur 
noch vereinzelt vorkommt °°. Durchgängig ift die Neuconftituirung 
unterfagt °!. Der Zehnt unterjcheidet fich von anderen Reallaſten 
darin, daß der Berechtigte denjelben auf dem pflichtigen Objekt 
abzunehmen hat®?. Werpflichtet zur Leiftung ift derjenige, ber 


Weisle, RL. XV. 508; Maurenbrecher, P.R. 8 342, 2. Sie ift infoferne 
eine fervitutähnliche, als die Benützung des Sprungochſen durch den Berech— 
tigten ein pati von Seite des Berpflichteten enthält Mittermair, PR. 8 173, 
3. Die Verpflihtung ift nad mehreren Landesrechten ablösbar, jo Baden 
Geſ. 3/8 1837; Darmftadt Gef. 3/10 1849; Ultenburg Gel. 16/2 1849; Ru—⸗ 
dolftadt Ge). 7/1 1856. 

74 Befeler, PR. 8 192, 6; Stobbe, PR. 8 105; Dernburg, Pr. BR. 
1. 8 309; Rod, Pr. BR. $ 357, 358. Die Literatur ſ. bei Roth, Bahr. 
E.R. (1) 8 169, 32 und Stobbe, B.R. 8 105, 1. 

75° Mittermair, BR. 8 183, 1. 

76 Befeler, B.R. 8 192, 18. Der Blutzehnt ift in den meiften Rechts⸗ 
gebieten auch denjenigen, in denen der Behnt nur ablösbar ift, aufgehoben. 

7 Beleler, PR. 8 192, 15. 

6 Stobbe, B.R. 8 105 Nr. 3. Auch der Neubruchzehnt ift faft überall 
unentgeltlich aufgehoben. 

2 So 3. B. in Medlenburg Kamptz. PR. 8 90; in anderen war er 
ſchon früßzeitig in eine fefte Abgabe verwandelt z. B. in dem größten Theil 
von Holftein Paulſen, BR. 8 70, 1. 

so Schon vor den feit 1848 erlaffenen allgemeinen Ablöfungsgefegen oben 
8 285, 19 war in den meiften Nechtögebieten die Umgeftaltung des Behnt- 
rechts durch die Geſetzgebung im Gang. Durch die oben aufgeführten Ab- 
Iöfungsgefege find theils einzelne Arten von Behnten, wo fie noch beitanden, 
aufgehoben, wie Neubruch⸗ und Blutzehnten, theils die Behnten überhaupt 
firirt oder für ablösbar erflärt, und es ift die Ablöſung in den meilten Nechtd- 
gebieten ſchon vollitändig durchgeführt. 

1 Bol. oben 8 284, 27. 28. 

2 Da der Behntherr urfpränglich verpflichtet war, während der Ernte 
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die Früchte bezieht ?. Beftritten ifl, ob dem Zehntherrn ein An- 
ſpruch auf Entfhädigung zufteht, wenn der Zehntader nicht be- 
baut ift°*, und ob bei Eulturänderung die Zehntlaft auf die neue 
Fruchtart übergeht ®°. 

VI Laudemium°® Das Laudemium ift eine Abgabe, 
weldhe der neue Erwerber eines Gutes an den Berechtigten zu 
bezahlen hat®?’. Sie findet fich gewöhnlich als Gegenleiftung bei 
Gütern, die zu bäuerliden Nutzungsrecht übertragen find, aber 
fie kommt auch bei Bauerngütern im Eigentfum vor®®. Jeden⸗ 
falls ift fie in dem legteren Fall als Reallaft aufzufaffen °°; ob 
auch in dem eriteren Fall ift beftritten ?°. In welchen Fällen der 


jein Behntrecht auszuüben, fo hatte das Behntrecht die Geftaltung eines rd» 
milch dinglichen Rechts Sapigny, Syſtem II. 8 108e; dieß ift nicht wie Ger⸗ 
ber, P.R. 8 190, 4 und Stobbe, PR. 8 105, 8 meinen, für die Eonftruftion 
bes Nechtöverhältniffed ohne Bedeutung. Aus der Verpflichtung bed Behnt- 
berrn die Auszehntung vorzunehmen ergibt fi, daß der Singularfucceflor 
für Rüdftände nicht haftet. 

se Alſo auch ber Pächter Beſeler, P.R. 8 105, 9. 

°4 Aus der Verpflichtung zu der Zehntabgabe läßt fi eine Verpflichtung 
der Beitellung nicht ableiten, da der Zehnt eine Abgabe der Duote ded Er- 
trägnifjes ift und 3. ®. bei völligem Mißwachs wegfällt Maurenbrecder, BR. 
8 336, 4; Dunder, R.L. 226. Indeß räumen einzelne Rechte bei Nichtkultur 
dem Behntherrn einen Anfpruh auf Entfchädigung ein, oder geftatten ihm 
dad Grundſtück felbft anzubauen jo Pr. L.R. II. 11. 884; Dernburg, Br. 
PR. I. 8 309, 17. Bgl. Stobbe, PR. 8 105, 15. 

88 Dieß verneinen mit Recht Mittermair, P.R. 8 187. II; Stobbe, BR. 
S 105, 16; bagegen bejahen die Frage Eichhorn, P.R. 8 254. IV; Beſeler, 
PR. 8 192, 22. Nah Pr. IR. II. 11. 885 kann der Behntpflichtige die 
Eulturart ändern, Hat aber dem Berechtigten Entfchädigung zu leiften Dern- 
burg, Pr. BR. I 8 309, 17. 

se Vgl. Dunder, RL. 8 54; Gengler, Lehrbuch 1384 f.; Stobbe, BR. 
$ 136. III; Dernburg, Pr. PR. I. 8 311; Roth, Bayr. ER. (1) 8 169, 31. 

s7 Dieß bildet die Regel. Bereinzelt findet fich die Abgabe auch bei Ber- 
änderung in der herrichenden Hand Stobbe, P.R. 8 136, 59. 

68 Stobbe, P.R. 8 136, 44; Br. L. R. I. 18, 816. 

ev Friedlieb, RL. 277; Dunder, R.2. 230; Bejeler, P.R. 8 185, 14. 

Für die Auffaffung als Neallaft erklären fi: Friedlieb 277, 5; Mau- 
renbrecher $ 344, 9; Stobbe, PR. 8 136, 56; Erf. Jena 16/2 1841 Sf. 
XV. 149; 1843 Sf. XIX. 50; ebenfo neuerdings bie Preußiſche Praxis Dern- 
burg, Pr. BR. I. $ 811, 2. Als perfönliche Verpflichtung des Uebernehmers 
fafjen daflelbe auf Dunder, RL. 8 54; Gengler, Lehrbuch 1387. Ueberwie- 
gend war in ben einzelnen Lanbesrechten bie Auffaſſung als Reallaft, jo nad) 
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Befibveränderung und in welchem Betrag das Handlohn zu reichen 
jei, beftimmt fi nad Gejeg oder Objervanz !. Das Handlohn 
ift in den neueren Ablöfungsgejegen theils gegen Entſchädigung 
aufgehoben 92, theils firirt °°, theild der Ablöfung unterworfen °*. 

VI. Nicht zu den Reallaften find zu rechnen das Witthum ?®, 
die Apanage?® und die Erbgelder ”. Es Spricht dafür feine ge- 
feglihe Beftimmung, und fie können daher als Reallaften nur da 
beftellt werden, mo bie freie Rabicirung erhalten ift. 


Bayr. L.R. IV. 7. 11 und Kreittmayr, Anm. 15 dazu, BI. f. R.A. II. 314. 
4, und nad) Sächfiichem Recht Haubold, P.R. 8480; Heimbach, B.R. 8 372, 3. 

91 Darüber beftimmen namentlich die Handlohndordnungen, über welche 
zu vergleihen Gengler, Lehrbuch 1385; Roth, Bayr. ER. (1) 8 169, 31. 

92 Baden Gef. 10/4 1848 und 13/2 1851; Defterreih Patent 7/9 1848 
83.4.6. 

92 Bayern Geſ. 4/6 1848 Art. 15; Roth, Bayr. ER. 8 169, 31. 

% Preußen Ablöſungsgeſ. 11/3 1850 8 36—49; Schleswigholſtein Geſ. 
3/1 1873 8 28—33; Kurheſſen Gef. 23/7 1876 $ 9; Naſſau Gef. 5/4 1869 
$ 9. 12; Oldenburg Gef. 14/10 1849 8 34—44; Braunfchmweig Ablöfungsgei. 
20/12 1834 8 52—58; Weimar Gef. 28/4 1869 8 66; Coburg Ge. 25/1 1849 
8 57, Gotha 5/11 1853 8 26; Altenburg Gef. 17/1 1849; Meiningen Gel. 
5/5 1850 I; Sonderöhaufen Gef. 8/4 1850 8 54; Nubolftabt 22/4 1849 8 22. 

»° Für die Buläßigkeit der Begründung als Reallaſt erffären fich Fried- 
lieb, RL. 8 74, 1; Gerber, BR. 8 169, 5; Befeler, PR. 8 191. II; Unger, 
D. BR. 8 63, 50; f. Dagegen Dunder, R.L. $ 46, 3323; Mittermair, PR. 
$ 17, 8. 7; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 169, 85. 

»° Die Zuläßigkeit der Conftituirung als Reallaft nehmen an Beſeler, 
PR. 8 191. III; Gerber, PR. 8 169, 5, ſ. dagegen Dunder, RL. 8 45; 
Roth, Bayr. E.R. 8 169, 36. | 

»7 Für die Eigenjchaft als Meallaft erklärt fi Friedlieb, NL. 8 75, 
ſ. Dagegen Dunder, R.L. 8 56. Erf. Celle 17/5 1872 Sf. XXVII. 44 er- 
kennt ber Abfindung die Eigenfchaft als Reallaft nur zu, wenn fie nicht in 
einmaliger Auszahlung einer Abfindungsfunme befteht. Gegen die Auffaf- 
jung al3 Neallaft erklärt fih aud Erf. Celle 13/9 1876 Sf. XXXIV. 139. 
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GCaput 3. 
Das Platzrecht !. 
$ 289. 


Das Platzrecht (superficies) ift dad Nechtöverhältniß , bei 
welchem ein auf fremdem Grund und Boden befindliche Gebäude ? 
oder andere mit dem Boden zufammenhängende Anlagen ? den 
Gegenftand felbitftändiger Berechtigung bilden. Das Platzrecht 


ı Wächter, das Superficiar- oder Plagredht 1868 und Pandelten 8 165; 
Degentolb, das Platrecht 1868; Heimbady, die Superficies R.2. X. 695; Schmid, 
Handbuch 8 25—28; Windjcheid 8 223; Sintenis, E.R. 856; Yörfter Eccius 
& 187, 191 f.; Dernburg, Br. BR. I. S 289; Fall, SHPR. V. 8 123; 
Bender, PR. 8 79; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 238; Heyicher, W. P.R. 5 398; 
Schmid, Borlefungen $ 95; Zachariä 8 195, 5, 8 198, 2; Aubry 8 223 Wr. 2. 

Gemeinrechtlich wird vorausgefeßt, daß das Gebäude im Boden befe- 
ftigt jei. Bauwerke, die nicht in bem Boden befeftigt find, treten nicht in das 
Verhältniß der Superficies ein 1. 60 D. 41. 1; Wächter, Platzrecht 530. Da- 
mit ftimmt auch da8 Preußifche Recht überein Br. L.R. L 22. 244: „das 
Bundament der Gebäude — kam er fi mit Ausſchließung des Grundeigen⸗ 
thümers vollftändig zu Nuten machen” —. Der gleihe Standpunkt if für 
Sadjen 8.9.8. 8 661 und Defterreih A.B.G.B. S 1147 anzunehmen. Das 
Franzöſiſche Recht fteht ganz auf dem Standpunkt de gemeinen Recht? Aubry 
& 223, 7. Weber die abweichende Auffaffung, die Kreittmayr in Anm. 1b zu 
Bayr. L.R. I. 7. 34 aufftellt, vgl. unten Note 4. Gemeinrechtlich kann die 
Superficies auch an einem einzelnen Stockwerk begründet jein .387D. 
43. 17, Wächter, Platzrecht 50; Erf, Kiel 6/9 1851 Sf. VL 152, was viel⸗ 
fältig Beranlaffung zur Verwechſlung mit dem Herbergsrecht gab, vgl. oben 
8 233, 8. Das Preußiſche und Defterreichifche Hecht kennen ein Platzrecht 
nur an ganzen Gebäuden. Sadjjen 8.8.8. $ 661 läßt das Recht zu, einen 
Keller unter einem fremden Grundftüd zu haben, was mit der gemeinrecht- 
lihen Beftimmung zufammenzutreffen jcheint. 

2 Auf Baumerfe wollen das Verhältniß beichränten Schmid, Handbuch 8 25, 
11, Heimbach, R.R. X. 697. 11, und damit ftimmt Sachſen B.G. B. S 661 überein. 
Gemeinrechtlich ift dieß nicht begründet, vielmehr ift ba8 Superficiarrecht au) auf 
Bäume und andere Pflanzungen anwendbar Wächter, Plapredt 53; Wind- 
ſcheid 8 223, 20. Damit ftimmen auch unfere neueren Landesrechte überein 
Ir ER. 1 22. 243; Defterreih A.B.G.B. $ 1147. Auch nad Franzöfiicdem 
Recht ift in Conſequenz der Beltimmung C. c. Art. 553 die Anwendbarkeit 
der juperficiariihen Berechtigung auf Baumpflanzungen anerfannt Aubry 
8 223, 12. 


L 
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ijt jowohl in dem Rechtsgebiet des gemeinen Rechts * als in denen 
unjerer neueren Landesrechte® anerkannt und in Vebung Für 
das Platzrecht gelten folgende Grundſätze: 

I. Ueber die rechtliche Natur des Platzrechts find die Mei- 
nungen getheilt. Allgemein nahm man früher an, das Platzrecht 
begründe ein Nußeigenthbum des Berechtigten, und es liege hier 
getheiltes Eigenthum wie, bei. der Emphyteufe vor®. Neuerdings 


* Die Geltung und praktische Anwendung ber gemeintechtlihen Grund⸗ 
fähe in dem Nechtögebiet des gemeinen Rechts unterliegt Teinem Bmeifel 
Wächter, Platzrecht $ 3 vgl. unten Note 13. Diefe Grundjäge des gemeinen 
Rechts müſſen au in dem Nechtögebiet des Bayriſchen Landredt3 Anwen⸗ 
dung finden. Zwar erwähnt Bayr. L.R. IV. 7. 34 das jus superficiarium, 
jtellt dafjelbe jedoch dem Grundbzinsrecht gleich, dad nah Bayr. L.R. IV. 7. 
33 nur eine Reallaſt it, alfo Eigentum des Superficiard vorausfegt. In 
Widerſpruch damit Hat zwar Kreittmayr in Anm. 1. b zu L.R. IV. 7. 34 
dem Superficiar ein dominium utile zugefchrieben, aber abgejehen davon, 
daß die Anmerkungen, ba fie nicht Geſetzkraft haben, bei Widerſpruch mit dem 
Geſetztext nicht entjcheiden, find die Ausführungen Kreittmayrd für die In⸗ 
terpretation de3 Inſtituts nicht verwendbar, da fie auf der Annahme fußen, 
das Platzrecht beichränfe ſich darauf etwas auf die Oberfläche zu jegen, aljo 
nicht ein Haus mit einem Fundament zu bauen, was der gemeiutechtlichen 
Geftaltung nicht entjpricht Wächter, Plapredit 8 7. I. Da nun das Geſetz 
jelbjt nicht eine Beftimmung für das gemeinrechtliche Inſtitut der Superficies 
trifft, jondern ein anderes Anftitut zum Gegenftand hat, bei welchem der Su⸗ 
perficiar Eigenthümer und nur zu einem Grundzins verpflichtet ift, fo ift für 
dieſes Inſtitut bei dem Mangel gejeglicher Regelung aud) im Gebiet des 
Bayriſchen Landrecht3 das gemeine Necht maßgebend. Die in meinem Bayr. 
C.R. (1) 8 238 gebrachten gegentheiligen Ausführungen ann ih nicht mehr 
für maßgebend erachten. 

® Sadfen 8.8.8. 8 661; Pr. ER. I. 22. 243—246; Defterreih A.B. G. B. 
1125. 1147; Randa, 8. 8 1, 39. Der C. eiv. Hat zwar feine jpecielle Be⸗ 
ftimmung über das Platzrecht, in Anſchluß an C. civ. Art. 535 ift jedoch die 
Geltung des Rechtsinſtituts anerkannt Zadjariä $ 198, 2; Aubry $ 223 Nr. 2. 
Ueber die Frage, ob und in welchem Umfang e3 in Preußen noch in Geltung 
ſei vgl. unten Note 9. 

° Wächter, Platzrecht 30, 1. Dieſe Conſtruktion war früher die allein- 
berrihende und war audh in bem Nechtsgebiet des Preußiſchen Landrecht 
von Zielen getheilt, weßhalb vielfach angenommen wurde, daß in dieſem das 
Superficiarrecht durch das Ablöfungsgejeg bejeitigt jei vgl. unten Note 10; 
indeß ift diefe Auffaffung noch in manden Geſetzen erhalten, jo nad Bayri⸗ 
ihem Landredt Kreittmayr, Unm. 1b zu L.R. IV. 7. 34; Oldenburg E. E.G. 
8 1, Anhalt Grb.G. $ 13 und nach Defterreih A.B.G.B. $ 1125. Durch 
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machen ſich gemeinrechtlich zwei Meinungen geltend, die beibe 
darin übereinftimmen, daß fie annehmen, die Anlage werde Ei— 
genthum des Grundeigenthümers, ſich jedoch darin unterjheiden, 
daß nach der einen Anfiht das dingliche Recht fih auch auf den 
Grund und Boden erftredt 7, während nach der anderen Anſicht das 
dDingliche Recht fih auf die Anlage beichräntt, dagegen den Grund 
und Boden nit umfaßt®. Dagegen nehmen dag Preußiſche? und 


Patent 7/9 1848 find in Defterreich die Bodenzinsrechte für ablösbar erklärt 
und können nad St. Gr. G. 21/12 1867 Art. 7 nur als ablöslich neu confti- 
tuirt werden Randa, Eigenthum 8 1. 30. 

? Windicheid 8 228, 3; Arndts 8 200; Brinz, Pandelten 8 202, 6. Auf 
diefem Standpunkt fteht das Defterreichiiche Recht, oben Note 6. 

s Geuffert, Pandelten $ 190, 2; Schmid, Handbuh 8 25, 3. Diefer 
Meinung ſcheint auch Wächter, Platzrecht 31 und Pandelten 8 165, 4 fih an⸗ 
zufchließen. Dieje AUnficht ift in dem Sächſiſchen B.G.B. zur Anwendung ges 
langt. Nah Sadien 8.0.8. 8 661 ift das Bau- und Kellerredht eine per: 
ſönliche Dienftbarkeit die veräußerlich und vererblid wird, wenn fie ein be 
ſonderes Folium im Grundbuch erhalten Hat. Schon Sapigny, Beſitz $ 9 
Nr. 4 erklärte das Recht der superficies ald den Gervituten ganz ähnlich. 

® Das Pr. L.R. I. 22. 243 Hat die Beitimmungen über Superficies unter 
ber Rubrik: „andere Arten von Grundgerechtigleiten” aufgeführt. Die Be 
ftimmungen find indefjen nicht auf den Fall zu bejchränten, in welchem ein 
praedium dominans als Guperficiar erſcheint, ein Fall der nur ſelten vor- 
fommt. Durch die Bezeichnung Grundgerechtigkeiten joll die Superficies nicht 
al? Prädialfervitut charakterifirt werben, fte iſt vielmehr eine beſondere Claſſe 
ber fubjeltivdinglichen Rechte Koh, Commentar Note 14 Abi. 3 und OR. J. 
22. 243; Dernburg, Pr. BR. I. 8 289, 4. Die frühere Breußiiche Praris 
ftellte die Superficies unter den Geſichtspunkt des getheilten Eigenthums, und 
nahm daher an, daß das Inſtitut Durch Ablöfungdgefeg 2/3 1850 $ 2 Wr. 2 
betroffen werde und die Superficies in Preußen in Eigenthum verwanbelt ſei 
Erf. O.T. 3/12 1855 Entſch. XXXI. 258. Neuerdings ift indefjen anerkannt, 
daß die Superficies nad dem Landrecht die Eigenjchaft einer Grundgerechtig⸗ 
feit habe und die Beſtimmung des Ablöfungsgefepes 8 2 Nr. 2 darauf keine 
Unmendung leide Erf. DO.Tr. 7/11 1872 Entich. 68. 121; 20/3 1874 Gtriet: 
Horft 91—180,; Förſter Eccius 8 187, 193; Zurnau, Gr. B.O. I 428. Nach 
dieſer Auffaffung beftehen die fuperficiarifhen Berhältnifie des Preußiſchen 
Landrechts unverändert fort, und es ift bieß auch in den Motiven zum Grund- 
erwerbsgejeg Werner II. 31 angenommen. A. M. Dernburg, Pr. BR. I. 
8 289, 6, der durch Ablöſungsgeſetz 2/3 1830 $ 91 die Superficies, welche 
dem VBodeneigenthüner die Verfügung über die Raumſphäre feines Grund⸗ 
ſtücks total entzieht, für aufgehoben bält, und die Neubegründung nur für 
Theilſuperficies für nicht vererbliche Superficies und für Superficie an öf 
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Franzöſiſche Recht einen principiell davon verjchiedenen Standpunft 
ein, indem fie dem Superficiar Eigenthbum an ber Anlage auf 
dem fremden Grund und Boden zujchreiben ?°. 

I. Das Platzrecht entftehbt duch Verfügung des Eigenthü- 
mers des Grundes. PVertragsmäßige Begründung Hat die nad 
den einzelnen Landesrechten für die Entftehung dinglicher Rechte 
geltenden Vorausjegungen '!. Gemeinrechtlich ift es beftritten, ob 
ein Platzrecht durch Erfitung begründet werden fünne"?. Nach 
den Landesrechten des Grundbuchſyſtems ift Eintragung in das 
Grundbuch Vorausfegung der Entitehung '°. 


fentlichen Sachen für zuläßig hält. Allein es ift Feine Beranlaffung zu biefer 
Unterfcheidung gegeben, da das Ablöfungsgefeg 8 91 ſich nur auf erbliche 
Mebertragung von Eigenthum bezieht, das Preußiſche Landrecht aber das Ei- 
genthHum des Bodens bei der Superficies ausdrücklich von dem Eigenthum an 
dem Gebäude unterjcheidet Pr. L.R. I. 22. 243, 

10 Br. 2.9. I. 22. 243; Aubry 8 223, 7. €3 ift die darauf zurüdzu- 
führen, baß in diefen Rechten der Grundjag: superficies solo cedit nicht 
anerkannt ift Derndburg, Br. BR. I. 8 215, 4. 

11 Wächter, Platzrecht 58 f.; Windicheid $ 223, 12. Nah Preußiichem 
Recht ift ein fchriftliher Vertrag Dernburg, Br. B.R. 1. 8 289, 9, nad) Bay. 
riſchem Recht ein notarieller Vertrag erforderlih Roth, Bayr. E.R. (1) 8 288, 
15. Der Vertrag fann mit einem anderen verbunden werben 3. B. einem 
Miethvertrag Windicheid 8 223, 12, Wächter, Platzrecht 8 9; Erf. Roftod 
2/3 1867 Sf. XXVIIL 202; Xena 1876 Sf. XXXI. 209. 

18 Gemeinrechtli wird von Manden die Zuläßigfeit der Erfihung be- 
anftandet |. die bei Schmid, Handbuch 8 26, 17 Citirten. Für die Zuläßig- 
feit erflären fih Wächter, Platzrecht 103, 1; Windſcheid 8 223, 14; Erk. 
Münden 9/3 1849 Bl. XIV. 298; R.G. 5/7 1882 Sammlung VII. 45 und 
für das Franzöſiſche Recht Aubry 8 228, 12. 

18 Nach einigen Gejegen wird bei Superficies nur für dieje ein Folium 
eröffnet Detmold E.E.G. $ 1; Oldenburg E.E.G. 8 1; Anhalt Gr. B. G. 11/8 
1877 8 13; Medlenburg D. H.D. 1854 8 1 Meibom, HR. F 16, 14; Lübed 
HD. 11/5 1880 8 1, vgl. mit St.B.D. 1818 8 7. Es ift dieß ein Weberreft 
ber Auffaſſung als getheilte® Eigentyum. Nach Anderen erhält fie als 
jelbftftändige Gerechtigkeit neben dem des Grundeigenthümers ein felbft- 
ftändiges Blatt Pr. Er.BD. 8 3; Turnau 194, Braunfchweig E.E.G. 8 71; 
Altenburg und Reuß ij. &. HD. 8 11; Ruß ä. 8. 908. 8 14; Sadien 
B.G.B. 8 661; Defterreih A.B. G.B. 8 1128; Exner, HR. 8 4, 7. Dieß ift 
auch nad) Bayriihem Recht in Anwendung von H.G. $ 3 anzunehmen, da 
fowohl im Gebiet bed gemeinen Rechts mit Einfluß des Nechtögebiet3 des 
Bayriſchen Landrechts ald im Nechtögebiet des Preußiſchen Landrechts3 das 
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IH. Das Blagredht Tann in der Einräumung des Rechts an 
einer Schon vorhandenen Anlage oder in der Einräumung der 
Befugniß zur Herftellung einer Anlage beftehen '*. Gemeinredht- 
lich Tann der Berechtigte über den Gegenftand des Platzrechts wie 
ein Eigenthümer verfügen '*. Hiernach hat er das vollftändige 
Nutzungsrecht des Gegenftandes !*, von dem er jeden beftimmungs: 
gemäßen Gebrauh zu machen beredtigt ift !’. Er hat ferner das 
Recht über die Subftanz des Gegenftandes zu verfügen, und darf 
diejen nicht nur umgeftalten, fondern auch ganz befeitigen !*. Ebenfo 
fann er den Gegenftand des Platrehts veräußern !? und mit 
Dinglihen Laſten belegen, daher Servituten darauf legen? und 
eine Hypothek daran beftellen?!. Das Platzrecht ift vererblich 
und fällt in Die gewöhnliche teftamentarifche und Inteftaterbfolge *?. 


Platzrecht als felbftftändiges dingliches Recht aufzufaflen if. Der von mir 
Bayr. E.R. (1) 8 238, 26 dagegen eingelegte Widerfpruch erledigt ſich durch 
da8 oben Note 9 Gefagte, und ich ftimme der Annahme von Regeläberger, 
HR. 8 46. II. 1 bei, daß in Bayern das Platzrecht den Gegenjtand jelbfi- 
jtändiger HHppothefbeftellung bilden könne. Das Gleihe wird von Rönir, 
HR. 8 2211, 2 und Lang, S.R. 8 166, 40 für Württemberg und Müller, 
PER. 8 33, 18 für Heflen-Darmftadt angenommen. 

 Mächter, Platzrecht 43; Erf. Roftod 2/3 1867 Budde VII. 109. Gegen 
die Anficht von Degenkolb, daß eine Superficies nur an bereit3 fteheuden Ge⸗ 
bäuden beftellt werden könne |. Wächter, Platzrecht 76. 

ı» Wächter, Blabreht 82; Erk. Kiel 6/9 1851 Sf. VI. 152 ift audge- 
jproden, daß der Superficiar zu Wenderungen und Umgeftaltungen befugt 
und nicht wie ber Inhaber einer Servitut auf Handlungen beichränkt fei, 
welche die Erhaltung der Sache bezweden. 

1° Schmid, Handbud 8 27, 1. 

7 Namentlih Hat er das Recht der Vermiethung 1. 1 pr. $6 D. 48. 
18; Schmid, Handbuch 8 27, 2. 

ı Wächter, Platzrecht 40; Windfcheib 8 223, 4. Nach 1. 2 Cod. 3. 32 
fällt bei Abbruch das Material in das Eigenthum des Superficiars zurüd, 
dem es daher aud) zuſprechen: Schmid, Handbuch 8 27, 31; Wächter, Plab- 
recht 43. Andere dagegen belafien ed dem Eigentümer des Bodens Puchta, 
Borlefungen 8 147. Das letztere it jedenfall! nad Sächſiſchem Recht be» 
gründet. Nach Preußifchem, Defterreihifchem und Franzöſiſchem Recht dagegen 
bleibt da3 Material dem Superficiar. 

»]1.187D.43. 18; Wächter, Platzrecht 35. 

21,189 D. 43. 18; Wächter, Platzrecht 39 und 106. 

21 Dieß ſetzt Eintragung in das Grund- und Hypothekenbuch voraus, 
vgl. oben Note 13. | 

22 1,10 D.10.2; Wächter, Blagrecht 105; Erf. Lübeck 21/1 1851 Sf. IV. 16. 
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Mit dem Platzrecht kann eine bejtimmte jährliche Abgabe (Solarium) 
verbunden jein, was indejlen für das Verhältniß nicht weſentlich 
it 2°. Der Berechtigte bat außerdem alle Laften der Sache zu 
tragen und die Unterhaltungskoften allein zu beftreiten **. Nach 
Preußiſchem und Franzöſiſchem Recht fteht die Anlage im Eigen- 
thum des Beredtigten, der daher alle Befugniffe des Eigenthü- 
mers daran auszuüben hat ?°. 

IV. Das Platzrecht erliſcht durch Confolidation 2°, Untergang 
der Sache ?? und Verjährung ?s. Dagegen ijt gemeinrechtlich we- 
der Privation zur Strafe 2°, noch Heimfall bei erblofem Abfterben 
des Berechtigten ?° gegeben. Nach Defterreihifhem Recht unter: 
liegen Superficiarredhte der Ablöfung °!. 


#2 1. 15 D. 20. 4 Manche Halten die Bahlung eines Grundzinjes für 
weſentlich Degenkolb, Platzrecht 29 ſ. dagegen Wächter, Platzrecht 67; Erf. 
R.G. 5/7 1882 Sammlung VII. 45. Nach Defterreih A.B.G.B. 8 1125 ift 
ber Bodenzind weſentlich. 

Wächter, Plabrecht 45. 

20 Dernburg, Pr. PR. I 8 289, 2; Aubry 8 223, 9. 

2° 1.86 8 4 D. 30, Schmid, Handbuch $ 28, 2. 

27 Schmid, Handbuch 828 Nr. 4. Dance nehmen auf Grund von 1. 39 
8 2 D. 39. 2 an, daß ſchon der Untergang bed Gebäudes ein Aufhören des 
Rechts bewirke Degenkolb, Platzrecht 49, f. dagegen Schmid, Handbuch 8 28, 
5. Nah Wächter, Platzrecht 116 enticheidet die Abficht der Kontrahenten die 
bei der Beitellung obwaltete. Erf. Münden 9/3 1849 Bl. XIV. 298 ift das 
Recht des Wiederaufbaus anerkannt. 

20 Windſcheid $ 224. U. M. Wächter, Plabrecht 109 f. 

20 Wächter, Plabrecht 89, 108; Windſcheid 8 223, 17. Andere Halten 
das Privationsrecht bei zweijähriger Nichtzahlung des Bodenzinſes für noch 
geltendes Necht Seuffert, Pandekten 8 192, 6; Schmid, Hanbbud) 8 28 Nr. 8. 
Nach Bayriſchem Hecht ift daſſelbe Feinenfalls mehr anwendbar Roth, Bayr. 
C.R. (1) 8 238, 36. 

20 Wächter, Platzrecht 123. A. M. Schmid, Handbuh 8 28 Nr. 5. 

1 Patent 7/9 1848 St. Gr. G. 21/12 1867 Urt. 7. 


Roth, Deutfches Privatrecht. III, 32 
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II. Binglige Zubſtanzrechte. 
Gaput l. 
Das Pfandredht. 


8 290. 
Einleitung. 


Das Pfandrecht ift die einen Gläubiger zur Sicherung feiner 
Forderung an einer Sache oder einem Recht eingeräumte Befug- 
niß Befriedigung der Forderung aus dem Pfandgegenftand zu 
verlangen. 

J. Rechtliche Natur. Beltritten ift, welche rechtliche 
Natur das Pfandrecht habe: 

1. Schon gemeinrehtlih wird von den einen das Pfandredt 
als Obligation erklärt, wobei die Sache oder der jedesmalige Ei: 
genthümer als verpflichtetes Subjekt anzufehen fei!. Diefe Auf- 
faffung ift neuerdings von Manchen auf die moderne Hypothek 
übertragen worden, indem man annimnt, daß diefe abweichend 
von den Grundfägen des römiſchen Rechts ein Recht auf Zahlung 
gegen den Schuldner gemwähre ?. 

2. Nah der anderen Anfiht dagegen bat das Pfandredt 
regelmäßig die Eigenfchaft eines dinglichen Rechts im gemein: 
rechtlichen Sinne?. Unſere Landesrechte fchließen ſich der letz⸗ 
teren Meinung an“. 


1 Büchel, Erörterungen (2) 261; Vangerow 8 363, 2; Sintenis, PER 
$ 1.2 und ER. 8 67, 2; Bring, Pandekten (2) 8 346. Die dafür ange 
führten Gründe find von Wächter, W. P.R. II. 8 48, 25 und Dernburg, 
PER. 8 12 eingehend widerlegt. Schlagend ift dad von Dernburg, Pf. R. 
8 12, 7 angeführte Argument, daß bei diefer Auffaſſung der Pfandgläubiger 
mit der Pfandllage ein Hecht auf Zahlung müßte geltend machen Tönnen, 
was gemeinrechtlich nicht der Fall iſt. 

2 Bol. unten 8 310. 

° Diefe Auffafjung war früher in der Art alleinherrfchend, daß die Frage 
überhaupt nicht weiter erörtert wurbe Förſter Eccius 8 190, 4. hr Schließen 
ih an: Dernburg, PER. 8 12; Windſcheid 8 224, 8, Geuffert 8 193, 6; 
Arndts 8 364, 4; Wächter, Bandelten 8 223; Unger, O. BR. 8 61, 88. Da 
diefe Eonftruftion auf das Pfandredt an Forderungsrechten nicht Anwendung 
leide, wird allgemein zugegeben, allein mit Recht wird von Windſcheid 8 227, 
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II. Gegenftand. Das Pfandredt fann an einer Sache 
oder einem Recht beitellt jein. Das Sachenpfandrecht war gemein: 
rechtlich einheitlich geftaltet, und nur in der Form unterfchieden, 
jenachdem es mit dem Inhaben des Objekts verbunden war (Be: 
figpfand, pignus) oder nicht (Hypothef). Die neuere Rechtsent: 
widlung befteht nun darin, daß fie die beiden Formen nach ber 
Eigenſchaft der Pfandobjelte trennt, eine Hypothek nur an unbe: 
weglichen ein Fauftpfand nur an bemweglihen Sachen zuläßt, und 
ebenjo die Verpfändung der Sahen nah ihrer Eigenſchaft als 
unbeweglihe und bewegliche verjchieden geftaltet, an Immobilien 
nur Hypothefbeftelung an Mobilien nur Fauftpfandbeftellung zu: 
läßt. Beftritten ift, welches Rechtsverhältniß bei der Verpfändung 
von nicht dinglihen Rechten vorliege. Daß an Obligationen ein 
dingliches Recht nicht beitellt werden Eönne, wird allgemein zu- 
geftanden. Bon ber älteren Yurißprudenz wurde daher das Pfand- 
recht an Forderungen als bedingte Geffion aufgefaßt, was in 
einem Theile unferer Landesrehte Aufnahme gefunden bat. Diefe 


7 und Förfter Eccius 8 190, 14 hervorgehoben, daß für Die Eonftruftion und 
die Stellung im Syftem ber Normalfall (Sacverpfändung) maßgebend fein 
müfje, der überdieß für die Hypothek allein entjcheidend if. Der Verſuch, 
eine allgemeine Definition Herzuftellen, melde ben Normalfall und den Aus» 
nahmefall zugleich umfaßt, gibt Überdieß zu wejentliden Bedenlen Beranlaj- 
jung unten Rote 7. 

* Allgemein fprechen dieß folgende Gefehe aus: Pr. L.R. I. 20. 1: Das 
dingliche Recht, welches jemanden auf eine fremde Sache zur Sicherheit feiner 
Yorderung eingeräumt worden und vermöge deſſen er feine Befriedigung jelbft 
aus der Sache verlangen kann, wird ein Unterpfandsrecht genannt Bayr. ER. 
IT. 6. 10: andernfalld reale, und gründet ſich das letztere ... auf das Uns 
terpfand. Sadjen 8.6.8. 8 369: Pfandredt ift das zur Sicherung einer 
Forderung dem Gläubiger an einer fremden Sache eingeräumte Necht, ver» 
möge deſſen er feine Befriedigung aus berjelben verlangen kann. Württemberg 
Pf.G. Art. 1: Das Pfand ift das auf einer fremden Sache haftende dingliche 
Necht, welches einem Gläubiger zur Sicherheit feiner Forderung eingeräumt 
wird. Darmitadt Pf.G. Art. 1: Das einem Gläubiger zur Sicherheit feiner 
Forderung an einem fremden Vermögendgegenftand zujtehende Hecht, aus dem- 
felben nöthigenfalla feine Befriedigung zu erwirken, ift das Pfandrecht. Oeſter⸗ 
reih U.B.G.B. 8 447: Das Pfandrecht ift das dingliche Hecht, welches dem 
&läubiger eingeräumt wird aud einer Sade, wenn die Verbindlichkeit zur 
beftimmten Zeit nicht erfüllt wird, Befriedigung zu verlangen. In anderen 
Gejegen ift dieß nur bei Gelegenheit der Definition der Hypothek ausgejpro- 
hen unten 8 292, 5. 


32* 
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Gonftruftion ift aber jet verworfen, und es wird das Pfandrecht 
an Forderungen jebt als Beftellung eines Rechts an denfelben 
befinirt ®. 

II. Inhalt des Pfandrechts. Die ältere Theorie 
gieng von dem Grundſatz aus, das Pfandrecht enthalte ein ding⸗ 
liches Recht an der Subflanz der Sade. Da dieſe Begriffsbe- 
flimmung auf das Forderungspfand nicht anwendbar ift, fo unter- 
ſchied man früher das leßtere als uneigentlihes Pfandbredt *, und 
behielt nur für das eigentlihde Pfandredyt (dad Sachenpfandrecht) 
den Grundfaß bei, daß es ein dingliches Recht an der Subflanz 
der Sade fei. Neuerdings wird nun eine Definition verfudt, 
welche dad Sadenpfandredht und Forderungspfandredt einheitlich 
umfaſſen joll, dahin gehend, das Pfandrecht fei ein Recht auf den 
Werth des Pfandobjekts (Werthrecht)?. Diefer Definition ift in- 
deſſen entgegenzubalten, daß fie um eine einheitliche Conftruftion 
für das Sadenpfandredt und das Forderungspfandreht zu er- 
mögliden, das erftere feiner Eigenthümlichkeit entlleidet®. Mit 
den Beflimmungen unferer Landesrechte über da3 Sadhenpfand- 
recht ? ift dieſe Conftruftion nicht vereinbar. 


5 Dal. unten 8 327, 29. 

° So namentlih Göſchen und Keller |. Bremer, das Pfaundrecht 9. 

Dieſe zuerft von Sohm subpignus 12 f. aufgeftellte, bann von Bremer, 
PER. 35 f. aufgenommene Anficht Hat nur den Zweck einer theoretiſchen Eon- 
ftruttion, und könnte, ba fie in Feiner der beftehenben Codificationen berüd- 
fihtigt ijt, Hier übergangen werben, wenn fie nicht mit der jog. Lokustheorie 
zufammentreffen würde, welche im Hypothekenrecht zu Eonfequenzen führt, die 
den Grundſätzen unjerer Hypothekenordnungen geradezu widerjprechen. Bgl. 
unten $ 319, 21. 

s Sie fußt auf ber Vorausſetzung, daß auch das Sachenpfandrecht ein 
Necht nicht an der Sache fondern an dem Werth der Sache fei ſ. gegen dieſe 
Auffaffung Dernburg, Pr. BR. I. 8 315; Förſter Eccius 8 190, 13. 

9 Bol. oben Note 4. 
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Titel L 
Bas Yfandreht an Ymmebilien. 


8 291. 
Allgemeines ', 


In Folge des das Deutfche Hecht beherrfchenden Grund: 
ſatzes, daß die Erwerbung bes Eigenthums und die Beftellung 
Dingliher Rechte nad anderen PBrincipien fi richte für Immo— 
bilien und Mobilien, war vor Neception des römischen Rechts 
nah Deutſchem Recht die Berpfändung von Mobilien an andere 
Regeln gebunden als die von Immobilien. Während an Mobi— 
lien nad älterem Deutihem Recht nur ein Sauftpfand durch 
Tradition beftelt werden Tonnte?, jebte die Verpfändung von 
immobilien bejondere Formen voraus, die fich der Zeit nad) ver: 
Ihieden geftalteten. Man unterſcheidet demnach die ältere und 
die nenere Sabung. 

I. Die ältere Satzung?. Dieſe befland in der durch 
Auflafjung * vermittelten Beftelung eines Pfandredhts ® mit Befit- 


1 Die nachfolgende Darjtellung beſchränkt fih darauf, eine Weberficht der 
hiſtoriſchen Entwidlung in ben Rechtsgebieten des Deutfchen Recht? zu geben, 
an welche fi die in den Defterreichiichen Erblanden anfchließt. Da das in 
dem NRechtögebiet des Franzöſiſchen Rechts jebt geltende Necht nicht in direktem 
Bufammenhang mit dem früheren Recht fteht, fo wird die Darftellung bes. 
letzteren hier nicht aufgenommen. ine Weberficht der einjchlägigen Literatur 
des älteren Sranzöfiihen Pfandrechts gibt Bacdhariä 8 206 und 256. Eine 
überfichtlihe Darfjtelung der Entwicklung findet fi bei Warnlönig, Franzö⸗ 
ſiſche Rechtögefchichte IL. 295 folg.; Schäffner, Geſchichte III. 350; Warnkönig 
in 8 f. D. R. XIX. 218; Badariä 8 256. Neuere Unterfuchungen über 
einzelne Perioden .der" Entwidlung find Franken, das Franzöſiſche Pfand- 
recht im Mittelalter 1879 und Kohler, pfandrechtlihe Forſchungen 1882. 

2 Albrecht, Gewere 132, 278; Stobbe, PR. 8 154, 5. 

3 Bol. über biefe Albrecht, Serwere 142—146; Madai, die Satzung be3 
älteren Deutſchen Rechts 8. f. D. R. VIII. 284—325; Budde, dad Berhält- 
niß ber älteren deutichen Sagung zum Eigentum 8. |. D.R. IX. 411—439; 
Meibom, Pf. R. 264—402; Stobbe, PR. 8 106,1; Kohler, Forſchungen 8 11. 

+ Meibom, Pf. R. 321—324; Stobbe, BR. 8 106, 34. 

d Xeltere Schriftfteller ließen die ältere Sabung mit dem Kauf auf Wie- 
berfauf zufammenfallen, f. dagegen Stobbe, B.R. 8 106, 16. Diefer Anficht 
verwandt ift die von Meibom, der die ältere Sagung als Tauſchgeſchäft be: 
zeichnet vgl. unten Note 9, 
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einräumung ®, wobei der Gläubiger Gebraud und Genuß der Sade 
hatte’. Die Satung gewährte dem Gläubiger ein dingliches 
Recht, und diente zur Sicherung der Korberung befjelben ?, war 
alfo ein acceſſoriſches Recht. Der Schuldner konnte das Pfand: 
objeft einlöjen, indem er das Capital zurüdbezahlte.e Er war 
dazu berechtigt aber nicht verpflichtet 7°. Die Zeit der Einlöfung 
fonnte vertragsmäßig beitimmt fein '!; in Ermanglung einer fol- 
hen Feitfegung konnte die Einlöjung jederzeit vorgenommen wer⸗ 
den. Dem Gläubiger ftand ein Diſtraktionsrecht nicht zu. 


° Dem Gläubiger ftand bie Gewere zu Meibom, Pf. R. 341; Stobbe, 
PH. 8 106, 13. Daher konnte die ältere Satzung nur für einen einzigen 
Gläubiger beftellt werden Stobbe, BR. $ 107, 3; die Beſtellung eined Nad)- 
pfandes gewährte nur das Recht auf Ablöfung des Satzungsgläubigers Koh- 
ler, Forſchungen 240. 

T Albrecht, Gewere 143. 321; Meibom, PER. 341; Kohler, Forſchungen 
231. Es kann um fo weniger bezweifelt werden, daß dieß die Hegel war, 
al3 der Gläubiger die Sahe an Dritte überlaffen konnte 3. B. durch Ber- 
pachtung Kohler, Forſchungen 234; Stobbe, PR. 8 106, 18, oder Hingabe 
zu Leibzucht Meibom, Bf. R. 352, 288. Vertragsmäßig fonnte das Nutzungs⸗ 
recht beichränft werben, jo daß ber Gläubiger nur einen Theil der Nutzungen 
zu beziehen hatte Meibom, Pf. R. 345, 264. 265; auch gänzliche Ausſchließung 
beffelben findet fi in der Art, daß die Nutzungen auf die Hauptjumme aufe 
gerechnet wurden (Todfagung) unten Note 17. 

s Etobbe, B.R. 8 106, 36. 

A M. Meibom, Pf. R. 264—274 der der Älteren Sabung bie Eigen- 
Schaft eined Tauſchgeſchäfts beilegen will und daher in Abrede zieht, daß ein 
Forderungsrecht porausgefeht fei |. Dagegen Stobbe, B.R. 8 106, 16 und die 
dort Angeführten, Goldſchmidt, HR. (1) I. 8 87, 1 und beſonders Kohler, 
Forſchungen 97—134. Die Auffaffung von Meibom fcheint mir dadurch voll- 
ftändig widerlegt. 

10 Meibom, PER. 274; Kohler, Forſchungen 285, 2. Der Gläubiger 
hatte nicht da3 Recht der Kündigung, obwohl ein folches bejonders ftipulirt 
werden Tonnte Kohler, Forſchungen 99, 1. 

11 Es konnte im Intereſſe des Pfandgläubigers beftimmt fein, daß das 
Einlöfungsreht nicht vor einem beftimmten Zeitpunkt ausgeübt werben bürfe 
Albrecht, Gewere 143, 324; Meibom, Pfandrecht 380, 379; Kohler, Forſchun⸗ 
gen 124; Bauli, Abhandlungen IV. 146. 46, oder nur zu einem gewifien 
Beitpuntt im Jahr Albrecht, Gewere 144, 325; Meibom, Pf. R. 381, 381; 
Kohler, Korihungen 124, ober nah Ablauf einer Kündigungzfrift Meibom, 
PER. 380, 380; Kohler, Forichungen 125. Auch feite Friſten finden fich 
Kohler, Forſchungen 126; Albrecht, Gewere 146, 331-333. 

12 Meibom, PR. 380. Das Recht der Einlöfung war in diefem Fall 
unverjährbar Meibom, Pf.R. 381, 382. 
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Unterließ der Schuldner die Einlöfung, fo dauerte das Verhältnig 
fort, wenn nicht vertragämäßig Heimfall des Pfandes an den 
Gläubiger beftimmt war **. Die Einlöfung erfolgte durch Zu: 
rüdzahlung des Capitals ?°, wodurch das Pfandrecht fein Ende 
erreichte !°. Vertragsmäßig konnte bedungen fein, daß bie Schuld 
durch Abrehnung der Nubungen vom Capital getilgt werden folle 
(Todfagung), in welchem Fall das Pfandrecht mit Abzahlung der 
Schuld von ſelbſt erlofh !”. Der Gläubiger konnte fein Pfand- 
recht auf andere übertragen, wodurch jedoch das Einlöfungsredht 
des Schuldners nicht berührt wurde ??. Der Anfpruch des Gläu- 
biger8 binfichtlih der Forderung beſchränkte fih auf das Pfand: 
objeft, und konnte nicht gegen das übrige Vermögen des Schuld- 
ners verfolgt werden’. Die ältere Sabung, welde in ihren 
Grundzügen mit der Antichrefe des römischen Hecht? Aehnlichkeit 
„Hatte, findet fih im Mittelalter Hauptfählih auf dem Land 2°, 
wo fie ſich auch nach Neception des römischen Rechts noch lange 
erhielt. 


18 Albrecht, Gewere 146; Meibom, PER. 346. Es konnte ihm jebod) 
vertragsmäßig eingeräumt werden Kohler, Forſchungen 16. 

4 Die Buläßigfeit ber lex commissoria war allgemein anerfannt und 
e3 wurde fehr häufig Gebraud davon gemacht Meibom, PR. 346, 268; 
Stobbe, P.R. 8 106, 30. 

15 Anrecht, Gewere 143, 323. Der Schuldner war dabei zum Erfah 
ber Melioriationen verpflichtet Kohler, Forſchungen 243; Stobbe, PR. 8 
106, 14. 

16 Meibom, PER. 401; Kohler, Forſchungen 97. 

17 Albrecht, Gewere 143, 222; Meibom, BR. 400; Stobbe, P.R. S 106, 
24; Kohler, Forjchungen 130; Pauli, Abh. IV. 136. 80. Das Franzöfifche 
Recht hat die entgegenflehende Terminologie, indem es die deutſche Todſatzung 
vifgage, das Nutzungspfand mortgage nennt Kohler, Forſchungen 135; Fran⸗ 
ten, Pfandredt 7, 128. 

ı8 Stobbe, PR. $ 106, 33; Kohler, Forſchungen 19. Er fonnte bie 
Sade veräußern Meibom, PR. 351; Kohler, Forſchungen 235, und after- 
verpfänden Meibom, Pf.R. 252, 289; Kohler, Forihungen 17. 238. 

ı Meibom in Bekker Jahrb. IV. 450; Stobbe, P.R. 8 106, 37. Mit 
Untergang des Pfandes erlojh daher das Forderungsrecht des Gläubigers 
Kohler, Forſchungen 111. 


20 In den Städten hatte ber Rentenkauf die Funktion der älteren Sa- ' 


Bung; gleichwohl findet fich dieje auch in Städten Stobbe, P.R. 8 106, 11. 
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IL Die neuere Satung?!. Dieſe entwidelte ſich nicht 
aus der älteren Satung fondern felbftftändig, namentlid in ben 
Städten, wo fie allmählig die Rente verbrängte. Im Gegenfat 
zu der älteren Sagung verfolgte die neuere‘ Sagung den Zwechk, 
eine Forderung durch Zuweiſung eines Exekutionsobjekts fidyer zu 
fielen, indem dem Gläubiger an dem Pfandobjelt die Rechte ein: 
geräumt wurden, welde die Pfändung im Erekutionsweg ge: 
währte ??. Im Gegenfat zu ber älteren Sagung hatte bei ber 
neueren Saßung der Gläubiger weder Befit no Genuß bes 
Pfandobjekts, jondern nur das Recht zur Befriedigung feiner 
Forderung fih an das Pfandobjelt zu Halten; in ihren Grund: 
zügen war diefe daher mit der Hypothek des römifchen Rechts zu 
vergleichen. Borausfegung war Beftand einer Schuld, die burd) 
Anerkennung feitgeftellt war. Die Satung fehte gerichtliche 
Erridtung voraus ?*, und gewährte dem Gläubiger ein dingliches 
Recht auf Befriedigung feiner Forderung. Die jüngere Sa: 
gung war alfo wie bie römische Hypothek ein accefjorifches Recht ?°. 


2! Albrecht, Gewere $ 17; Meibom, BER. 402444, Stobbe, BR. 
8 107. 

22 Meibom, PER. 403. 434. 

2® Meibom, Pf.R. 419. Die neuere Satung wurde als Satzung um 
befannte Schuld bezeichnet Meibom, Pf.R. 402, 2. Die Anerkennung lag in 
der gerichtlichen Errichtung unten Note 24. 

 Meibom, PER. 415; Stobbe, BR. 8 107, 3. Nah einer anderen 
Anfiht war gerichtliche Auflaffjung erforderlihd Albrecht, Gewere 148, 337; 
: Befeler, PR. 8 95, 30; Pland, Ger. Vf. II. 350. 50. Die gerichtliche Er- 
richtung Hatte den Zwed einer Anerkennung des Forderungsrechts behufs fo- 
fortiger Vollftredbarkeit Meibom, Pf.R. 419; außergerichtliche Sabungen waren 
nicht ungiltig fondern nur von geringerer Sicherheit Meibom, PR. 420; 
Stobbe, B.R. $ 107, 6. Un einzelnen Orten findet fi Beftellung ber Sa- 
Bung durch Berpfändung ber Hausbriefe Roth in B. f. R.G. X. 354 und 
Bayr. C.R. 8 181, 18; Biſchoff in 2. f. R.G. XI. 37; Stobbe, BR. 8 107, 
6. Die gerichtliche Beftellung erfolgte durch Ausfertigung einer Urkunde, 
vielfältig auch durch Eintragung in das Stadt- oder Gerichtsbuch Meibom, 
Pf.R. 419, Stobbe, BR. 8 107, 4. 

20 Die Dinglichleit war jedenfall im 14. Zahrhundert allgemein aner- 
fannt Stobbe, BR. 8 107, 19. Für die frühere Zeit wird die Dinglichkeit 
bon Meibom, Pf.R. 432 geläugnet, dagegen von Kohler, Foridungen 25 und 
Stobbe, BR. 8 107, 140 auch für diefe angenommen. 

20 Stobbe, PR. 8 107 Nr. 1. U. M. Meibom, Pf.R. 437. 
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Der Schulbner blieb im Beſitz bes Pfanbobjekts ?7, unterlag je: 
doch zu Gunften des Gläubigerd einer Dispoſitionsbeſchränkung, 
fo daß er ohne Einwilligung deſſelben das Objekt nicht veräuf: 
jern 2s oder mit einer Rente beſchweren durfte 2°. Auch die neuere 
Sagung Tonnte urſprünglich nur für einen einzigen Gläubiger 
beftellt werden?®. Als es ſpäter gemöhnlih wurde an einem 
bereit3 verpfänbeten Grundftüd die Beftellung einer neuen Sa: 
Bung für einen neuen Gläubiger zu geftatten, mwurbe eine Be: 
Ihränfung des Pfandrechts des letzteren auf den Weberfhuß bes 
Werths des Objekts nach Befriedigung des vorgehenden Satzungs— 
gläubigerd angenommen (Webertheuerung) ?!. Leiſtete der Schuld: 
ner nicht Zahlung, jo Hatte der Gläubiger zunädft fih an das 
Pfand zu balten®?, und der Schuldner konnte es nicht hindern, 
daß der Gläubiger die Befriedigung aus dem Pfand fuchte °®. 
Das Erelutionsverfahren war nach den Landesrechten verfchieben. 
Nach der einen Claſſe wurde das Pfandobjelt dem Gläubiger an 
Bahlungsftatt zugeichlagen. Nachdem das Objeft aufgeboten und 
der Gläubiger in den Beſitz eingemwiefen war, murbe, wenn ber 
Schuldner in der gejeglihen Frift nicht bezahlt Hatte, das Objekt 
dem Gläubiger übereignet, mobei ber Schuldner feinen Anſpruch 


27 Albrecht, Gewere 147; Stobbe, BR. 8 107. IV. 4. Nicht für me- 
fentlih Hält dieß Meibom, PER. 411, er nimmt vielmehr an, daß die neuere 
Satzung auch mit Befißühertragung an den Gläubiger verbunden fein konnte. 

3 Meibom, PR. 428; Stobbe, P.R. 8 107, 15. U. M. Kohler, Yor- 
ſchungen 29, der die in ben älteren Duellen fich findenden Beftimmungen von 
Beräußerungsverboten nur als Zeugniffe für die Dinglichkeit anfieht. 

 Meibom, Pf.R. 429, 25. 

s° Meibom, P.R. 429, 39; Stobbe, B.R. 8 107, 7. 

31 Stobbe, PR. 8 107, 9; Roth, Bayr. ER. (1) 8 181, 22; Kohler, 
Forſchungen 28, 2. 

32 Meibom, PR. 422. Solange der Gläubiger nicht feinen Anſpruch 
gegen da8 Pfand geltend gemacht Hatte, konnte er weder gegen den Schuldner 
noch gegen den Bürgen vorgehen. 

°® Bei der Erefution waren nach Deutihem Necht zunächft die Mobilien, 
dann die Immobilien pfandbar, und die Neihenfolge konnte nicht einjeitig 
geändert werben Meibom, Pf.R. 58. In der Sagung lag eine Vereinbarung 
darüber, daß dag Objekt als Erelutionsgegenftand dienen ſolle und der Schuld» 
ner den Gläubiger nicht auf andere Exekutionsobjekte verweilen dürfe Mei: 
bom, PER. 423. Ebenſo wenig Hatte ein dritter Befiger des Pfandes gegen 
bie Pfandflage_da3 beneficium excussionis Meibom, Pf.R. 424. 
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auf Herausgabe der Hyperocha hatte‘. Nach der anderen Claſſe 
von Rechten war die Erelution auf Befriedigung durch Berlauf 
des Pfandes gerichtet und zwar in doppelter Weife.. Nach dem 
einen Theil der Rechte wurde die Frift von Yahr und Tag ein- 
gehalten. Nach dreimaligem Aufgebot wurde das Grundftäd dem 
Gläubiger geweldigt; es waren ihm beftimmte Friften gejegt, in: 
nerhalb deren dann das Grundftüd von ihm verpfändet oder ver: 
äußert werden follte; konnte dafjelbe nicht veräußert werden, fo 
wurde es dem Gläubiger in abgeſchätztem Werth zugeſprochen *5. 
Nach dem andern Theil der Rechte wurde nad) vorgängiger Ans 
bietung an den Schuldner zur Einlöfung der Gläubiger zum 
Verkauf ermächtigt (Vergönnung des Gantredht3), indem ihm ent- 
weder reell oder ſymboliſch das Grundſtück ausgeantwortet wurde; 


* Diejes Verfahren findet fih nah Sächſiſchem und Fränkiſchem Recht, 
und dauerte nach beiden 1 Jahr 6 Wochen 3 Tage. Im Uebrigen war e3 
nach beiden verfhieden. Nach Sächſiſchem Recht wurde das Pfand in 3 um 
gebotenen und 3 gebotenen Dingen aufgeboten, und der Gläubiger vorläufig 
eingewiefen, womit Weberlaffung zu Gebrauh und Fruchtgenuß verbunden 
war. Nach Ablauf des Sächſiſchen Jahrs wurde das Grundftäd dem Gläu⸗ 
biger übereignet, wobei der Schulbner fein Einlöfungsreht und feinen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe der Hyperocha hatte Meibom, Pf.R. 107—110,. Rad 
Fränkiſchem Recht wurde das Grundftüd 6 Wochen 3 Tage vom Gericht ver- 
wahrt, nad diejer Frift murde der Gläubiger in Befiy und Fruchtgenuß ein- 
gewiefen (Inſatz); die Mebereignung wurde durch einen eignen Gerichtsakt 
andgeiprochen, wenn von der Einmweilung an binnen 1 Jahr und 1 Tag Die 
Einlöfung nicht erfolgt war. In dem Zeitraum zwiſchen Inſatz und Ueber- 
eignung wurde das Grundftüd in den ungebotenen Dingen aufgeboten, ebeufo 
in dem zur Uebereignung angejebten Termin. Der Schuldner Hatte feinen 
Anſpruch auf Herausgabe der Hyperocha Meibom, PER. 110—115. 

30 Diefe Form findet fi im Magdeburgiihen und im Hamburg-Lübeder 
Recht. Nach Magdeburger Redit konnte der Gläubiger das Pfand fofort ver- 
faufen, wobei der Schuldner ein Jahr lang das Hecht der Einlöfung Hatte, 
oder das Objekt pfandnugungsweije behalten, wobei der Gläubiger dad Pfand 
jederzeit einlöfen konnte; verfaufte der Gläubiger das pfandnutzungsweiſe 
innegehabte Pfand, fo konnte der Schuldner noh ein Jahr vom Verlauf an 
einlöfen Meibon, PR. 116. Nach Hamburg-Tübiihem Hecht dagegen durfte 
der Gläubiger nicht fofort jondern erft nah Jahresfriſt verlaufen, bis dahin 
bezog er eine dem gejchuldeten Kapital entiprecyende Rente, während der 
Schuldner im Beſitz blieb. Nach Ablauf des Jahres konnte er im Bezug ber 
Rente verbleiben oder den Verlauf vornegmen. Ein Einlöjungsredt ftand 
dem Schuldner bei Berfauf nicht zu Meibom, PER. 118. Die war in Med- 
lenburg in den Städten Lübifchen Rechts ausgebildet Meibom, H.R. $ 1, 6. 
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fonnte bafjelbe weder verfegt noch verfauft werden, jo erfolgte 
Uebereignung an Zahlungsftatt nah Schäßung, wobei der Gläu- 
biger die Hyperocha herauszugeben batte®*. Erfolgte die Befrie: 
digung des Gläubiger durch Veräußerung des Pfandes, fo fonnte 
wenigſtens nad ſpäterem Recht der Gläubiger Dedung des Aus- 
falls durch den Schuldner anfpreden ?”. 

IH. Generalhypotheken. Bon Manden wird ange: 
nommen, daß das Deutſche Recht Schon vor NReception des römi- 
Then Rechts Generalhypothelen wie dieſes gefannt habe 3%. Allein 
die zweifellos vorflommenden Fälle, in denen das ganze Vermögen 
verpfändet wird °°, find nicht auf Beitellung eines Pfandrechts *°, 
jondern nah der richtigen Meinung nur auf Anerkennung der 
Schuld ohne Begründung eines Vorzugsrecht3 gerichtet “. 

Bis zur Neception des römiſchen Rechts unterjchied fich daher 
das Deutſche Pfandrecht an Immobilien von dem römischen Recht 
in folgenden Punkten: 

I. Das Deutihe Bfandredt bat den Grundſatz der Specia- 


se Diefe Form findet fih namentlih in Bayriſchen Schwäbiſchen und 
Schweizeriſchen Rechten. Regelmäßig follte der Gläubiger, ehe er zum Ber» 
kauf jchritt, den Verſuch machen, durch Verpfändung die Zilgung feiner For⸗ 
berung zu erwirken Kohler, Forſchungen 13; wurde zum Verkauf gejchritten, 
fo mußte das Objekt 6 Wochen 3 Tage lang dem Schuldner zur Einlöjung 
angeboten werden. Erfolgte dieje nicht, fo wurde der Gläubiger zum Ver- 
kauf ermädtigt, indem ihm das Grundſtück audgeantwortet wurde, entweder 
reell oder ſymboliſch (durch Spans und Raſenſchnitt), in welch' letzterem 
Fall der Schuldner im Befit blieb. Der Verkauf erfolgte erſt nach fpätcrem 
Recht gerihtlih Meibom, Pf.R. 122. 

32 Meibom, PER. 424; Stobbe, PR. 8 107, 29. Im Hamburg-Lübi- 
fchen Recht und verwandten Rechten ift dieſer Anſpruch nicht anerkannt, was 
Stobbe, BR. 8 107, 26 mit Recht als ältere Form bezeichnet, während Mei- 
bom, Pf.R. 424 darin eine partituläre Bildung jehen will. 

ss Dieß ift die Anfiht von Meibom, PF.R. 413 der annimmt, daß darin 
eine Verpfändung ber einzelnen dad Vermögen ausmachenden Mobilien und 
Smmobilien lag. A. M. Albrecht, Gewere 22, 55, der in den betreffenden 
Fällen Auflaffung der Immobilien mit den als Bertinenz ihnen folgenden 
Mobilien fieht. 

20 S. Beilpiele bei Stobbe, P.R. $ 107, 32.: 

“0° Meibom, PER. 143 fieht darin Beftellung eines Pfandrechts nach Art 
der neueren Sahung, die nad feiner Anficht auch bei Mobilien zuläßig war. 

“1 Ich fchließe mich der Anfiht von Stobbe, BR. 8 107, 36 an, die fi 
auch in jpäteren Gefegen ausgejprochen findet Stobbe, BR. 8 108, 52, 
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lität von Anfang an anerkannt. Verpfändungen des ganzen Ver: 
mögens bie fich finden, gewähren fein bingliches Recht, ſondern 
nur ein Vorzugsrecht vor anderen Forderungen. 

II. Nah Deutfhem Recht wurde zur Begründung eines Pfand⸗ 
recht ein Alt der Conſtituirung vorausgefegt; es gab Feine ge- 
ſetzlichen Pfandrechte. 

III. Die Begründung des Pfandrechts war für Immobilien 
eine andere als für Mobilien. Während bis zur Reception des 
römiſchen Rechts ein Pfandrecht an Mobilien nur durch Beſitz⸗ 
übertragung beſtellt werden konnte, war für Immobilien, für 
welche urſprünglich der gleiche Grundſatz gegolten hatte (ältere 
Satzung), in dem ſpäteren Recht eine Pfandbeſtellung ohne Beſitz⸗ 
einräumung (neuere Sabung) gegeben. 

IV. Die ältere Sagung gewährte dem Gläubiger nur Befit 
und Genuß des Pfanbobjelts bis zur Einlöfung durch den Schuld- 
ner, aber fein Diſtraktionsrecht, Die neuere Sakung nur Diftraf- 
tiongreht oder das Recht auf Zuſchlag, während der Schulöner 
im Befit des Objekts verblieb. 

V. Die ältere Sagung fette Auflaffung voraus nicht aber 
die neuere Saßung, bei welcher die gerichtliche Errichtung nur 
einen Vorzug vor der nicht gerichtlichen gewährte. 

VI. Bei der älteren Sagung war dem Schulöner jede Dis- 
pofition über das Objekt entzogen; die neuere Satzung hatte nur 
eine Dispofitionsbefhränftung zur Folge, infoweit das Recht des 
Gläubigers entgegenftand. 

VII. Die ältere Satzung ließ ihrer Natur nah Verpfändung 
an mehrere gleichberedätigte Gläubiger nicht zu; bei der neueren 
Sagung war dieß nicht der Fall, und es wurde daher die Be⸗ 
ftellung mehrerer Pfandrechte Später üblich. In biefem Fall findet 
ih Schon in dem älteren Recht der nach jegigem Recht die Prio- 
rität regelnde Grundſatz, daß der fpätere Pfandgläubiger nur auf 
den von dem vorgehenden Pfandgläubiger nicht eingenommenen 
Werthüberſchuß Anfpruh machen kann. 

VII. Bei der älteren Saßung war der Anſpruch des Pfand⸗ 
gläubigerd auf das Pfandobjekt beſchränkt und konnte gegen dag 
übrige Vermögen des Schuldners gar nicht geltend gemacht wer: 
den; durch die neuere Satzung war die perjönliche Haftung bes 
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Schuldners nicht ausgefchloffen, der Gläubiger hatte fi) aber zu- 
nächſt an das Pfand zu halten. 

Bergleihen wir biefe Principien mit der Rechtsentwicklung 
in ben einzelnen Rechtsgebieten jeit dem 16. Jahrhundert, fo er: 
gibt fi als Reſultat, daß diefe das römiſche Pfandrecht zum 
Ausgangspunkt nahm, daß das legtere alfo mit der Reception des 
römiſchen Rechts in der Hauptſache recipirt wurde, während bie 
Grundfäge des Deutſchen Rechts nur für einzelne Seiten bes 
Rechtsinſtituts, und auch in dieſer Beſchränkung nur in einzelnen 
Rechtsgebieten erhalten blieben. Eine ſolche Erhaltung zeigt fich 


bei der Beitellung von Hypothefen in boppelter Weile. Das mo= 


derne Hypothekenrecht unterſcheidet fih von dem römischen Pfanb- 
recht darin, daß es bie Form der Pfanpbeftellung an Sachen nad 
der natürlichen Eigenſchaft der Saden trennt, eine Hypothek nur 
an Immobilien zuläßt, demnach die Beitellung einer Hypothek an 
Mobilien ausſchließt“?. Diefer Grundfag gehört infoferne dem 
älteren Deutſchen Recht an, als dieſes die der römiſchen Hypo- 
thek entiprehende neuere Sabung nur an Immobilien zuließ. 
Diefer Grundſatz hatte fih auch nach Reception des römischen 
Rechts in einzelnen Rechtsgebieten für die Errihtung von Hy: 
potheken erhalten, in denen alfo die Hypothekbeſtellung an Mo: 
bilien ausgefchlojlen war *°, während bei ftillfchweigenden Hypo: 
thefen dieſe Unterfcheidung nit gemacht wurde, bei dieſer viel: 
mehr auch in diefen Rechtsgebieten der Pfandnerus entiprechend 
den Grundſätzen des römiſchen Rechts auf Mobilien ſowohl als 
auf Immobilien ſich erftredte, jo daß alſo auch bier die Mög: 
lichfeit bes Beitandes von Mobiliarhypothefen gegeben war **. 


42 Bol. unten $ 323, 8. 

4 S. Hellfeld de hypotheca in re mobili c. 3 $ 2; Rreittmayr, Anm. 
1 zu L.R. IL 6. 8. Es galt dieß überall da, wo die Pfandbeitellung an 
Mobilien nur in der Form des Yauftpfandes zuläßig war. Ausdrüdlich aus- 
gefprochen war dieß in dem fpäteren Sächſiſchen Recht E.P.O. ad Tit. XLIV. 
8 1,2. Auch nad dem Recht der Defterreichiichen Erblande war der Grund⸗ 
jag anerlannt, daß Hypotheken nur auf Immobilien beitellt werden könnten 
Saar, Landtafelweien 114. 

Diele Beſchränkung der freiwilligen Hypothekbeſtellung auf Immo—⸗ 
bilien war ohne Einfluß auf die Entwidlung des Hypothekenweſens im Gan⸗ 
zen, da bie Wirkung dieſer VBeichränkung, welche für die freiwillige Hypothek⸗ 


af 
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Diefe Beihränfung der freiwilligen Hypothekbeſtellung auf Im⸗ 
mobilien mar aber nicht allgemein angenommen, in anderen Rechts⸗ 
gebieten war vielmehr dad römische Recht ohne dieſe Unterfchei- 
dung recipirt worden *°. Als gemeined Recht wurde bis zur 
neueften Phaſe der Hypothekengeſetzgebung nur die letztere Ge⸗ 
ftaltung angefehen, und darauf daß diefelbe für das conventio- 
nelle Pfandrecht in einzelnen Nechtögebieten feine Anwendung 
finde nit Rüdfiht genommen *°. Ebenfo waren die für Eon: 
ftituirung der Hypothek geltenden Grundfäße des älteren Rechts 
nur bei der freiwilligen Hypothefbeftellung erhalten ; nur für dieſe 
waren in einzelnen Rechtsgebieten die bei der neueren Satzung 
bisher üblichen Formen in Geltung geblieben *”, ober in erwei⸗ 
tertem Umfang zur Anwendung gelommen *°, während für bie 
Entjtehung der ſtillſchweigenden Pfandrechte auch in diefen Rechts⸗ 
gebieten die Grundſätze des römiſchen Recht? recipirt waren *. 


beftellung das Princip des älteren Rechts (neuere Sabung) aufrecht erhalten 
hatte, durch die Aufnahme der gejeglihen Hypothelen des römiſchen Rechts 
paralyfirt wurde. Erft mit Bejeitigung der Iehteren konnte der Grundſatz 
des modernen Hypothekenrechts, daß eine Hypothek nur an Immobilien be 
jtehen Eönne, zum Durchbruch gelangen. 

45 Zu diefen gehört dad Bayriſche Landredt. In Bayr. IR. II. 6.1 
ift die Unterfcheidung von pignus und hypotheca ausdrädiih auf Mobilien 
und Immobilien ausgedehnt und Kreittmayr, Anm. 1 zu Bayr. 2.R. II. 6.8 
hebt hervor, daß die Ausſchließung der Hypothekbeſtellung an beweglichen 
Sachen nur auf bejonderen Statuten berube. 

“. Selbſt die Darftellungen des gemeinrechtlichen Pfandrechts im vorigen 
Sahrhundert nehmen auf dieje in einzelnen Nechtögebieten geltenden Rechts» 
fäge Teine Nüdfiht. Noch die neueſten Darftellungen des gemeinen Rechts 
behandeln die Scheidung des Pfandrechts nah Immobilien und Mobilien 
immer nod) als partikularrechtliche Abweichung, obwohl fie aud) im Rechts⸗ 
gebiet de3 gemeinen Rechts längſt zur allgemeinen Hegel geworden iſt, von 
der fi) faum mehr Ausnahmen finden. Für das Rechtsgebiet des Preußiſchen 
und Sächſiſchen Rechts ift diefe Scheidung ohnehin vollſtändig durchgefährt. 

47 Dieß findet fi) namentlih da, wo bei Errichtung de Pfandrechts 
Eintragung in die Gerichtsbücher erfolgte oben Note 24. 

* Dahin ift zu rechnen das Erforberniß der Ingroffation Stobbe, BR. 
8 108, 21 und da3 der Eonfirmation des Sächſiſchen Rechts unten Note 70. 

Da wo Eintragung in das Gerichtsbuch zur Entftehung eined ver: 
tragamäßigen Pfandrechts erforberlih war, waren bie geſetzlichen Pfandrechte 
diefer Vorausſetzung durchgängig nicht unterworfen, fo 3. ©. nach früheren 
Württembergifhen Recht unten Note 64 und nach dem Oberheifiihen Recht 
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Auch die Erhaltung dieſer Formvorſchriften war ohne Einfluß auf 
die gemeinrechtliche Darſtellung, da man darin nur eine beſondere 
Geſtaltung der Öffentlichen Hypothek des gemeinen Rechts jah ®°. 
Man kann daher allerdings den Sat aufitellen, daß mit Neception 
des römischen Recht? auch die pfandrechtlichen Grundſätze befjelben 
recipirt wurden in einem Theil der Rechtögebiete im Ganzen und 
ohne Ausnahme, in einem anderen mit Beichränfungen binfichtlich 
der Errihtung von Sonventionalhypothefen überhaupt oder von 
Sonventionalhypotheten an Immobilien. Die Refte des Deutfchen 
Netz, die fih nah Neception des römischen Rechts erhielten, 
erſcheinen alfo nur als jtatutarrehtlihe Mobifilationen einzelner 
Seiten des Rechtsinftituts im Rahmen bes römiſchrechtlichen Pfand: 
rechts. 

Dieſes Ergebniß beſtätigt ſich aus der Betrachtung der Rechts⸗ 
entwicklung in den größeren Rechtsgebieten. In den gemeinrecht— 
lien Theilen des Königreich Hannover war das römijche Pfand- 
recht als gemeines Landesrecht anerlannt 5! Für die Beftellung 
von Eonventionalbypothefen an Immobilien war in einigen Städten 
und im Lande Hadeln die Ingroſſation erhalten °?; in einzelnen 
Lanbestheilen waren Formvorſchriften für die Beitellung öffent: 
liher Hypotheken erlafien ⸗ꝛ, welde in einer V. 13/6 1828 ein- 
beitlich geftaltet wurden 5*, daneben blieb aber die Möglichkeit ber 


unten Note 69. Ebenſo waren nad gemeinem Sächſiſchen Recht die geſetz⸗ 
fihen Pfandredhte an Immobilien von dem Erfordernig der Confirmation 
ausgenommen unten Note 73. 

60 Dernburg, PER. II. 426; Sintenis, PER. 279 conftatirt, daß der 
Begriff des öffentlichen PBfandrecht3 des gemeinen Rechts vielfältig ala mit 
dem des nach Bartikularrecht gerichtlich errichteten zufammenfallend angejehen 
wurde, was er für unrichtig erflärt, da man vielmehr gerichtliche und außer- 
gerichtliche Conventionalpfandrechte und bei letzteren die Öffentlichen und pri- 
vaten des römifchen Mecht3 unterſcheiden müſſe. Bezeichnend ift, daß Sin« 
teniß, der für das Deutfche Recht eine übereinftimmende partitularrechtliche 
Regelung der gerichtlichen Hypotheken annimmt, für biefe die Geſtaltung des 
Sächſiſchen Rechts als allgemein geltend behauptet Sintenis, Pf.R. 279 folg. 

s Bar, HR. 8 1, 2. 

2 Bar, HR. 8 1, 6. 7 und 22. 

5 Bar, HR. 8 1,8. 

4 Die Öffentlichen Hypothelen mußten bei * zuſtändigen Gericht be⸗ 
ſtellt und in das Hypothekenbuch eingetragen werden Bar, H.R. $ 1, 10 folg. 
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Beſtellung nichtöffentlicder Conventionalhypotheken erhalten, welche 
jedoh den dffentlihen Hypotheken nadftanden. Die gefeglichen 
Hypotheken bedurften der Eintragung nicht, und giengen den ein- 
getragenen nichtprivilegirten Hypotheken vor. Erft durch dag Pfand: 
geſetz 14/12 1864 wurde die Entftehung der Hypothek von der 
Eintragung abhängig gemadht, wodurch der Beitand von geſetz⸗ 
lihen Hypothefen und die Zuläßigfeit ber Beftellung von Pri- 
vathypothefen befeitigt wurde °°. In Schhleswig-Holftein galt das 
römiſche Pfandrecht als Landesrecht, modificirt durch die feit 1698 
geübte Gefeßgebung, welche in den für die einzelnen Amtsbezirke 
erlafjenen Schuld: und Pfandprotofollen für die dort eingetra= 
genen Pfandredhte an Immobilien ein abjolutes Vorzugsrecht vor 
allen nicht eingetragenen Pfandrechten beftimmte °*. Erft durch 
Einführung der Preußiſchen Grundbuchgefeßgebung wurde der 
Grundjat, daß eine Hypothek an Immobilien nur durch Eintra- 
gung begründet werden könne, zur Anerkennung gebracht. In dem 
Nechtögebiet des Bayrifchen Landrechts waren Die Grundfähe des 
römishen Pfandrechts Schon im 16. Jahrhundert in der Haupt: 
fadhe angenommen, und in der darauf folgenden Zeit wurde Die 
Romanifirung vollftändig durchgeführt 5”. Es waren nidt nur 
die gejeglichen Pfandrechte des gemeinen Rechts anertannt, ſon⸗ 
dern e3 war auch das Rangverhältniß derfelben gegenüber anderen 
Pfandredten nach den Grundfägen des gemeinen Rechts geregelt °®. 


85 Diefes Geſetz, welches den Grundjag der Specialität nur theilmweife 
angenommen hatte, indem es die Eintragung von Generalhypothefen an Im⸗ 
mobilien zuließ, ift durch die Einführung der preußifchen &rundbuchgejege 
außer Wirkſamkeit gejett worden. 

6° ©. das Nähere bei Seeftern Pauly, Grundbuchreht 228-254. Im 
Ganzen find Hier 20 Brotofollationsordnungen aufgeführt, die den Zeitraum 
von 1698 bis 1857 umfaflen. Die Geſetzgebung beruhte auf dem Princip, 
daß die eingetragenen Pfandrechte einen abfoluten Borzug vor den nicht ein- 
getragenen Pfandrechten Haben follten. Sie giengen alfo auch den nicht pro= 
tofollirten gefeglihen Pfandrechten vor Seeſtern Pauly 232. 

7 In dem Bayriſchen Landrecht II. 6 ift das Pfandrecht ganz auf Grund- 
lage des römischen Rechts geregelt. So ift namentlih Bayr. L.R. II. 6.8 
die Zuläßigleit der Beſtellung von Mobiliar-Hypothelen beibehalten, die fonft 
in dieſer Zeit ſchon vielfach ausgefchloffen war vgl. oben Note 45. 

68 In der Bayr. G.O. von 1753 XX. 5—8 find die privilegirten ſtill⸗ 
ſchweigendenz Pfandrechte des gemeinen Recht? in der vierten bis fiebenten 
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Dabei hatten die von Siegelmäßigen in fiegelmäßiger Form von 
Nichtfiegelmäßigen gerichtlich errichteten Conventionalhypotheten 
den Vorzug vor ben nicht öffentlichen Eonventionalhypothefen, 
deren Geltung in dem größeren Theil des Rechtsgebiets aner⸗ 
fannt war ?. Das Bayrifhe Landredt nahm alfo die Stellung 
ein, daß es ben in ber gejeglich vorgefchriebenen Form errichteten 
Sonventionalhypothelen einen allgemeinen Vorzug vor ben außer: 
gerichtlichen Conventionalhypotheken einräumte, für das Verhältniß 
zu den daneben beſtehenden ftillfhweigenden Hypotheken aber bie 
gemeinrechtlihen Grundfäge entjcheiden ließ. Aehnlich war bie 
Entwillung in anderen jetzt zum Rechtögebiet des Bayriſchen Hy- 
pothelengefeßes gehörigen Landestheilen °°. In Württemberg hatte 
das erſte Württembergifhe Landrecht (1555) zwar bei Eonven- 
tionalhypothefen die Nothwendigkeit ber gerichtlichen Beſtellung 
duch Einſchreiben in das Gerichtsbuch beibehalten‘!, daneben 
aber ſchon gejeglihe Pfandrechte, theils Specialpfandrechte ©*, 
theild Generalpfandrechte °° anerkannt, welche der Eintragung in 
das Gerihtsbuch nicht bedurften, und theilweiſe den Vorrang vor 
den gerichtlihen Conventionalhypotheken anzuſprechen hatten °*. 


Claſſe locirt, die nicht privilegirten ftillichweigenden Hypotheken concurriren 
- in der achten Claſſe mit den gerichtlihen Eonventionalhypothelen. 

5D. XX. 11 Nr. 2 erfennt die Geltung der außergerichtlihen Con: 
ventionalhypothelen an, welche in einem Notariatsinftrument oder vor Zeugen 
zu errichten find. 

°° So in dem Bisthum Bamberg, wo die von dem Lehensherrn conjen- 
tirten Specialhypotheken die ſog. Lehensconjenje den Vorrang vor allen nicht 
eonfentirten Hypotheken anzufprechen hatten, den privilegirten ſtillſchweigenden 
Hypotheken jedoch nachſtanden Roth, Bayr. ER. (1) 8 181, 33 folg. Aehnlich 
war das Berhältniß der in die Hyppthekenbücher eingetragenen Conventional⸗ 
hypotheken in dem Nechtögebiet des Mainzer Landrechts Roth, Bayr. ER. 
(1) 8 181, 41 folg. 

eı Wächter, W. BR. I. $ 74, 28. 

2 Es find dieß das Pfandrecht der Baugläubiger am Gebäude und bed 
Verkäufers für den Kaufſchilling Wächter, W. P.R. I. 8 74, 27. 28. 

E35 find dieß die Pfandrechte des Fiskus und beftimmter Gorpora- 
tionen, der Ehefrau, der Kinder am Vermögen ber Eltern und der Bevor» 
mundeten am Vermögen de3 Vormunds Wächter, W. PR. L 5 74, 3088. 

** Es waren die das Pfandrecht der Baugläubiger am Gebäude und 
das Pfandrecht des Fisfus und beftimmter Eorporationen am Vermögen ihrer 
Schuldner Wächter, W. BR. I. $ 74, 36 und 38. Die anderen gejeglichen 

Roth, Deutſches Privatrecht. III. 35 
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Schon im erften Landrecht war demnach die Grundlage des äl- 
teren Deutſchen Pfandreht3 durchbrochen. In dem dritten Land⸗ 
recht (1610) wurde diejelbe vollftändig befeitigt, indem die Be⸗ 
ftellung vertraggmäßiger Generalpfandredite als zuläßig aner: 
kannt s und für die Beftellung vertragsmäßiger Sonventional- 
pfandrechte das Erforderniß gerichtlicher Errichtung befeitigt wurde °*. 
Seitdem war nah Württembergiſchem Recht das römiſche Pfand: 
recht als geltendes Recht im weiteften Umfang angenommen. Sn 
dem Rechtsgebiet des Heflen-Darmftädtiihen Pfandgeſetzes 15/9 
1858, ben Provinzen Starfenburg und Oberheſſen, war zwar durch 
Beftimmungen einzelner Statuten ®” und durch allgemeine &e- 
ſetze *? die Beftelung von Sonventionalhypothelen an Immobilien 
von gerichtliher Errichtung abhängig gemacht, daneben waren je: 
doch die gejehlihen Pfandrechte des römischen Rechts in Geltung, 
jo daß aud hier das römische Recht als Grundlage des Pfand: 
rechts anerfannt war °°. 

In dem Rechtsgebiet des Sächſiſchen Rechts Hatte fih aud) 
nah Reception des römischen Rechts bei Beftellung von Conven: 
tionalhypotheken die Inſinuation vor der Obrigkeit oder dem Le— 
hensherrn ald Form erhalten ”°. Daneben waren jedoch auch 
außergerichtliche Verpfändungen zuläßig ”', welche zwar allen ge: 
Pfandredte jtanden ben gerichtlich beftellten Gonventionalpfandredhten nad 
Mächter, W. BR. I. 8 74, 40. 

Wächter, W. PR. I. 8 74, 53. 

ee Es wurde die Gültigkeit des quafiöffentlihen in einem Notariatsin- 
ftrument oder vor Zeugen errichteten und de3 formlos errichteten Unterpfands 
neben dem gerichtliden anerlannt Wächter, W. P.R. I. 8 74, 56. 

TARELR. 1 6.1; Solms, %8. I. 15. 1; Rurpfal, L.O. II. 
16. 2; Kurmainz L.R. XIX. 

68 Sontraftenreglement 19/11 1769 und 21/12 1770 fchrieben allgemein 
vor, daß Schuldverjchreibungen, durch welche unbeweglidde Güter verpfändet 
werden, vor dem zuftändigen Gericht aufgerichtet und von demjelben confir- 
mirt werden follten. 

6 Müller, PER. 8 4. 

70 Const. 23 P. II. (von 1572) bezeichnet dieß als einen „langwierigen 
Gebrauch” der demnach von der Neception kaum berührt worden fein wird. 
Die Beftimmung ift in die X. Pr.O. 1622 Tit. XLVL. 2. 3 übergegangen. 
Auf vorbehaltene Hypotheken erftredte ſich dieß nicht A. Pr. DO. XLII. $ 2. 3. 
vgl. unten Note 76. 

1 Sie follten vor Zeugen oder dur Herftellung eines befiegelten Ber- 
trags errichtet werden Const. 23. P. II. und Dec. 60 von 1661. 
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meinen Gläubigern vorgehen jedoch den gerichtlihen und gejeb- 
lihen Hypotheken in der Befriedigung nachſtehen follten ”?. Dabei 
war der Beftand und bie Geltung der geſetzlichen Hypotheken des 
gemeinen Rechts anerlannt ”®. Durch die Gefeßgebung von 1724 
wurde das Sächſiſche Recht dahin mobificirt, daß bie Beftellung 
von freiwilligen Generalhypothelen an dem ganzen Vermögen aus: 
geſchloſſen und die Hypothefbeftelung auf Grundftüde beſchränkt 
wurde 7%. Bugleich wurde die gerichtliche Beſtellung zur alleinigen 
Form der Errichtung einer Conventionalhypothek an Grundftüden 
erklärt ”°. Dagegen blieb der in dem älteren Recht ftatuirte Un- 
terfchied zwiſchen vorbehaltener und conftituirter Hypothek in}o= 
ferne erhalten, als zur Giltigkeit von Hypotheken, welche bei dem 
Verkauf von Allodialgrundftüden vorbehalten wurden, gerichtliche 
Beitätigung und Eintragung in die Conſensbücher genügen nicht 
aber Ertheilung des richterlichen Conſenſes erforderlich jein ſollte ?°. 
Auch die ſchon nah älterem Recht anerkannten ftilliehmweigenden 
Pfandrechte blieben bei Beftand. Zwar hatte die neue Gejeßge: 
bung alle ſtillſchweigenden Pfandrechte für die Zukunft aufgehoben 
und nur für die bereits beftehenden einen Zeitraum von 6 Jahren 
für die Umwandlung in geridtlide Hypotheken bejtimmt ’’, allein 
durh eine Spätere Verordnung wurde diefe Vorjchrift bezüglich 
einzelner darin bezeichneter ſtillſchweigender Hypotheken vorläufig 
außer Wirkjamkeit gefegt ”®, wobei e8 auch in der Folge verblieb, 


72 Gonst. 29. P. II; 9. Pr.O. Tit. XLV. 1. 

s A. Pr.O. Tit. XLV. 1. 

* EBD. XLIV. 1. Auch in Beſchränkung auf Grundftäde konnten 
demnach Generalhypotheken nicht mehr beftellt werden, es war nur zuläßig 
eine Mehrheit beſtimmt bezeichneter Grundftüde in einem Alt zu verpfänden. 

EBD. XLIV. 1. 2. XLVL 3. 

7 EBD. XLII 8 7. 

T EBD. Tit. XLIII und XLV. 

= 8. 24/9 1734. Es waren dieß die ftillfchmeigenden Hypotheken des 
Fiskus, der pise causae, der Kinder gegenüber den Eltern, der Bevormun⸗ 
deten gegenüber den Bormündern und der Ehefrauen. Die Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes ließ es zweifelhaft erjcheinen, ob der Fortbeitand nur für biefe oder für 
alle damals nah Sächſiſchem Recht geltenden ftillichweigenden Hypotheken ausge: 
fproden fei, die Praxis Hatte fich aber für die erfte Alternative und dafür 
erflärt, daß für bie übrigen ftilljchweigenden Hypothelen die Befeitigung durch 
E. P.O. Tit. XLIII. bei Beftand geblieben ſei Haubold, P.R. 8 207. 

33* 





516 Theil 3. Buch 4. S 291. 


fo daß die völlige Befeitigung berjelben erft dur das Mandat 
vom 4. Juni 1829 angeordnet werden mußte ”°. 

Auch für diejenigen Landestheile, welche fpäter das urfprüng- 
liche Rechtsgebiet des Preußiſchen Landrechts bildeten, ift anzu- 
nehmen, daß nad Reception des römiſchen Rechts die pfandrecht⸗ 
lichen Grundſätze dejjelben überwiegend Anwendung fanden °°. 
Indeſſen war bier die Gejebgebung ſchon frühzeitig in Tebhafter 
Thätigfeit, welche fi hauptjählih auf die Durdführung des 
Eintragungszwangs richtete. Dieſer Grundfag war zuerft in dem 
Edikt Friedrih I. vom 28. September 1693 für die Stäbte Berlin 
und Cöln ausgeſprochen, indem bier angeorbnet wurde, daß Hy: 
pothefen nur durch Eintragung in das Hypothekenbuch ein jus 
reale oder praelationis vom Tag der Eintragung an erhalten 
follten®!. Dem Eintragungszwang mwurben nicht nur die geſetz⸗ 
lihen Hypotheken jondern auch bie älteren öffentlichen gericht: 
lihen und die coram notario et testibus oder privatim verjchrie- 
benren Hypotheken unterworfen, und fie follten nad Ablauf von 
6 Monaten wenn nicht eingetragen im Conkurs nur als Brief 
jehulden behandelt werden ®?. Hier war alfo die Grundlage des 
modernen Hypothekenrechts bereit3 gegeben, freilich zunächſt ohne 
weſentlichen Erfolg, da bie beabfichtigte Ausdehnung auf ganz 
Preußen wieder aufgegeben murbe®?, und die Ausführung aud 
in Berlin nur langfam vor ſich gieng®*. Weniger einfchneidend 
waren die nachfolgenden Geſetze. Das Landrecht des Königreichs 
Preußen von 1721 gewährte den ingroffirten Conventionalpfand- 
rechten ein Vorzugsrecht vor den privilegirten ſtillſchweigenden 


10 Wäre die Zurüdziehung der Beſeitigung ber ftillfchweigenden Hypo- 
theken durch die 3. 24/9 1734 nicht erfolgt, jo wäre die Smitiative für die 
Durdführung des neueren Hypothekenrechts der Sächſiſchen Gefehgebung zu- 
gefallen, da in dem Sächſiſchen Recht alle Vorausfegungen der Reugeftaltung 
vorlagen mit einziger Ausnahme des Beſtehens der oben aufgeführten ftill- 
ſchweigenden Hypotheken. So fiel die Aufgabe der allfeitigen Durchführung 
des modernen Hhpothelenrecht3 der Preußiſchen Geſetzgebung zu. 

so Dernburg, Pr. BR. I 8 190, 7. 

eı Edikt 28/9 1693 8 8, 5. 

s2 Editt 28/9 1698 8 7. 

3 Das Edikt 20/9 1704, welches die allgemeine Durchführung des Edikts 
28/9 1693 vorjchrieb, wurde durch Patent 22/11 1704 wieder zurüdgezogen. 

©, Dernburg Hinrichs 8 2, 8, 
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Hypotheken und den vor Zeugen errichteten pignora quasi publica, 
erfannte aber noch die binglihe Wirkung der letzteren an®’. Auf 
dem gleichen Standpunkt fteht die Hypotheken- und Conkursord⸗ 
nung von 1722. Diefe ordnete allgemein Anlegung von Grund: 
und Hypothefenbüchern an, gewährte jedoch den ingrojfirten Hy⸗ 
pothelen nur ein Vorzugsrecht vor den nicht ingroffirten ſtillſchwei⸗ 
genden Hypotheken, die nicht an fi ein Vorzugsrecht anzuſprechen 
hatten 8°. Weſentlich auf demfelben Standpunkt mit Abänberun- 
gen im einzelnen ftehen bie Proceßorbnung vom 3. April 1748 °° 
und die für Schlefien erlaflene Hypothefenordnung 4/8 1750 ®°, 
Auh die Hypothefenordnung 20/12 1783 hatte die bisherigen 
Grundlagen beibehalten, und die nicht eingetragenen ftillfchwei- 
genden Hypotheken, da wo fie noch beftanden, in Geltung be= 
laſſen ®°. Erſt durch das Preußiſche Landrecht wurde das leitende 
Princip des modernen Hypothefenrehts, daß eine Hypothek nur 
durh Eintragung im Hypothekenbuch entftehen Tönne, zur Aner⸗ 
fennung gebracht ®°. 

Das moderne Hypothekenrecht ift eine Schöpfung der Preußi⸗ 
chen Gefeßgebung, von diefer lange vorbereitet, und in dem Land- 
recht zur Ausführung gebradt. Die Geftaltung, die es in diejem 
erhalten hatte, war für die Nechtsentwidlung in den übrigen 
Deutfhen Rechtsgebieten maßgebend; die Landesgejeßgebungen 
berfelben ſchloßen fih durchgängig den im Preußiſchen Recht ge: 
gebenen Grundlagen an. 

Wie nach Neception des römischen Rechts die Grundfäße bef- 
felben für die Entftehung des Pfandrechts, und die Beziehungen 
der concurrirenden Pfandrechte zu einander aufgenommen wurden, 
fo wurden die Grundfäße deſſelben auch maßgebend für die Be: 
urtheilung des Inhalts des Pfandrechts. Von Manchen wird an- 


5 Dernburg Hinrichs 8 2, 5. 

ee Ein folches ftand unbejchräntt nur dem Fiskus zu, während die Ehe- 
frau und die Kinder mit ihrer ftillfchweigenden Hypothek älteren ingroflirten 
Hypotheken nachſtanden K.O. 8 7. 153—158. Die übrigen ſtillſchweigenden 
Hypotheken ftanden den ingrofjirten Hypothelen nad K.O. 8 177. 

e7 ©. dag Nähere bei Dernburg Hinrichs 8 2 Nr. 3. 

88 ©. das Nähere bei Dernburg Hinrichs 8 2 Nr. 4. 

HD. II. 187. Ebenjo kannte die HD. II. 165 noch die General» 


hypothek. 
Br L.R. J. 20. 411. 412. 
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genommen, ber Anhalt des Pfandrechts fei nach dem gegenwärtig 
geltenden Hypothekenrecht ein anderer als nah römiſchem Recht, 
indem dafjelbe dem Gläubiger nicht einen Anſpruch auf Heraus: 
gabe des Pfandes zum Zwecke des Verkaufs oder, wie fich diefer 
Anfpruh in dem neueren Recht geftaltet hat, auf Befriedigung 
aus dem Hypothekenobjekt durch gerichtlichen Zwangsverkauf ſon⸗ 
dern auf Zahlung der Schuld gewähre Pt, und es wird dieß darauf 
zurüdgeführt, daß bei Reception des römiſchen Recht? der Grund- 
aß des Deutſchen Rechts, daß der Inhalt des Pfandrechts bie 
Verpflichtung des Pfandſchuldners zur Zahlung der Pfandſchuld 
bilde, erhalten geblieben fei, woraus fich die moderne Hypothek 
entwidelt habe ®?. Die Frage, was als Anhalt des Pfandrechts 
anzufehen fei, war ſchon im 17. Jahrhundert der Gegenftand einer 
Gontroverje, die fih darum drehte, ob das Petitum der Hypo— 
thekenklage gegen ben dritten Befiker auf Herausgabe des Pfandes 
ober alternativ auf Zahlung oder Herausgabe zu richten ſei ®°. 
Die letztere Alternative wurde von Manchen als zuläßig verthei- 
Digt ®*, und theils als ſchon nad römishem Recht begründet be- 
zeichnet °°, theil3 auf Beftimmungen des canoniſchen Rechts zu- 
rüdgeführt °°. Indeſſen wurde dieß nicht nur in der Theorie ?? 


— — 





91 Bol. unten 8 310. 

92 Sohm, Natur der modernen Hypothel 8 und 17 nimmt an, daß bei 
Meception de3 römifchen Rechts der Inhalt der neueren Satzung bed Deut- 
ſchen Rechts dem Inhalt des römischen Pfandrechts jubftituirt worden ſei, fo 
daß bei Reception des römischen Nechts, was das Weſen der Immobiliar⸗ 
hypothel betrifft, die Grundſätze des Deutſchen Rechts erhalten blieben |. dar⸗ 
über Rudolph, acceſſoriſche Hypothek U. f. C.Pr. LXVII. 235. 

» S. die Ueberſicht bei Glück, Commentar XVII. 335 folg. 

% Sp namentlich von Carpzov, Jurispr. for. I. 2. 9; Musaeus de Ii- 
bello alternativo 1701, 9 u. a. 

» Man bezog fih auf 1. 16 8 3 D. 20. 1 aut pevuniam solvat aut 
rem restituat und darauf, daß jhon zur Zeit der Glofjatoren der Gerichts» 
gebrauch fich dafür erflärt Habe Glüd, Comment. XVII. 336. 

% c.5 x. de pignor. Glück, Commentar XVII. 336. Es wurde auf 
Grund diefer Beſtimmung geradezu angenommen, daß der dritte Erwerber 
eine3 mit einem Pfandrecht belafteten Grundftüds zur Zahlung oder Heraus 
gabe des Grundſtücks verpflichtet fei, ed wurde alſo dad im römiichen Recht 
begründete Berhältniß geradezu umgelehrt. Während nach römischen Recht 
der Anſpruch auf Herausgabe oder Zahlung gieng, indem ber Bellagte duch 
Bahlung fih von der Herausgabe befreien Tonnte, richtete fi nach dieſer 
Auffaffung der Unfpruch auf Zahlung oder Herausgabe. 
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fondern aud in der Praris ?® für das gemeine Recht verworfen, 
und wenn in jpälerer Zeit die alternativen Klaglibelle allgemein 
zugelafjen wurden °°, fo geſchah dieß doch nur in Erwägung des 
Umftandes, daß der dritte Befier ebenjo wie der Schuldner durch 
Zahlung von der Herausgabe fih befreien könne, ohne daß dabei 
beabfichtigt war, die gefeglichen Beftimmungen des gemeinen Rechts 
einer Abänderung zu unterziehen !9°. 

Die Geftaltung des Hypothekenweſens, wie fie aus den Be- 
ftimmungen der Preußifhen H.O. von 1783 und des Preußiſchen 
Landrechts hervorgegangen ift, war lange Zeit für das Rechts— 
gebiet des Preußiſchen Landrechts maßgebend !°!, und ebenjo be- 
ftimmend für die Gejebgebung in den anderen Deutſchen Stan: 
ten 19%, Erſt in neuerer Zeit wurde in Preußen eine principielle 








97 Die Widerlegung erfolgte zunächſt durch Bachovius Tr. de pignoribus 
II. 12. 8; Rivinus de libello in actione hypothecaria recte formando 
1706 u. a. bei &lüd, Comment. XVIII. 338. 7 Angeführte. 

»s In der fächfiihen Praxis wurden früher die alternativen Klaglibelle 
zurüdgewiejen |. Slüd, Comment. XVIIL. 341. 18. 

” S. den Nachweis bei Glück, Comment. XVIII. 343. 25. Nah Gäd- 
ſiſchem Recht war die alternative Klagbitte gegen den dritten Befiger noch 
bi zur Gejeßgebung von 1843 für zuläßig gehalten und in Hebung Sieg- 
mann, HR. 8, 1. 3; Heyne, Commentar I. 330; Heimbach, P.R. 8 214, 3. 
Es beruhte dieß auf der Vorſchrift Erl. Pr.O. V. 2; vgl. Haubold, PR. 
8 213. b. Ebenjo bejtimmt die Zuläßigfeit gegen den dritten Beſitzer Bayr. 
ER. II 6. 19 Nr. 6. Das franzöſiſche Recht Hat noch jet bei ber actio 
hypothecaria bie alternative Klagbitte unten 8 310, 40. 

100 Dieß ſpricht Bayr. OR. II. 6. 19 Nr. 6 aus: „Segen den dritten 
Poſſeſſor Hat jetztgedachte Alternativa ebenfalld und zwar um jo mehr Platz, 
als er fih durch Entrichtung der Schuld ebenfogut als der Debitor felbft von 
der Klage entbinden kann” und Kreittmayr, Anm. h zu ER. II. 6. 19 be» 
merkt dazu: „Dieje legtere Dleinung zieht unſer Coder vor, weil fi ein 
dritter Inhaber ebenjogut als Debitor felbjt von diefer Klage entbinden kann.“ 
Es geht daraus hervor, daß das Bayrifche Landrecht Feinerlei Abweichung 
von dem beabficdhtigte, was in der damaligen Zeit al3 gemeinrechtlich geltend 
angenommen murde. 

101 Das Geſetz 24/5 1853 das einzige größere Geſetz, welches jeit der 
Publikation des A.L.R. im Bereich der Preußiſchen Hypothelengefeßgebung er- 
laſſen wurde, befchräntte ſich auf die Herftellung formeller Erleichterungen des 
Hnpothefenverfehrs vgl. Dernburg Hinrichs $ 5 Nr. 3. 

102 Das Preußiſche Hypothekenrecht bildet die Grundlage des Bayriſchen 
9.8. 1/6 1822 und damit des Saͤchſiſchen Hypothelenrechts, da das Sächfifche 
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Aenderung der Grundlagen des Hypothekenrechts angebahnt. Der 
Entwurf der Preußiſchen Grundbuchgeſetze von 1872 hatte Die 
ausgeſprochene Abficht, die accefjoriihe durch die jelbitftändige 
Hypothek zu erjegen, die Hypothek ſchon bei der GEonftituirung 
von der Abhängigkeit in ber fie bisher von ber Forderung ge- 
ftanden zu befreien, und unabhängig von allen Einreden aus dem 
zu Grund liegenden Forderungsverhältniß zu ftellen *°%. In Folge 
der über die Gefegentwürfe gepflogenen Berathungen wurde in: 
deſſen dieſer Gedanke aufgegeben, und neben die accefloriihe Hy: 
pothet des bisherigen Rechts die Grundſchuld geftellt, über Deren 
rechtliche. Bedeutung in der Preußiſchen Jurisprudenz ſich weit: 
gehende Meinungsverjchiedenheiten geltend gemacht baben, für 
welde aber jedenfalls als durchgehendes Unterſcheidungsmerkmal 
die Beitimmung gilt, daß bei Gonftituirung der Grundſchuld ein 
Schuldgrund nicht angegeben wird !°%.' Auch die neuere Geſetz⸗ 
gebung bat demnach bie Grundlage des Hypothekenrechts, die ſich 
mit Reception des römischen Rechts für dafjelbe ausgebildet Hat, 
nicht vollftändig zu befeitigen gewußt 19°. 


9.6. 6/11 1843 in wejentliden Theilen dem Bayriihen H.G. 1/6 1822 nad» 
gebildet ift. 

108 Bol. unten 8 294, 5. 

104 Bol. unten 8 294, 11. Nah dem Entwurf follten Einreden aus der 
ungiltigen Entjtehung der perfönlihden Schuld gegen die Klage aus einer Hy: 
potHet überhaupt ausgeſchloſſen fein; man wollte das Berhältniß Herftellen 
wie e8 bei der neueren Satzung gegeben war (Anweiſung eined Exekutions⸗ 
objekts). Der Gedanke fam jedoch nicht zur Ausführung. 

105 Die in den einzelnen Nechtögebieten geltenden Hypothelengeſetze find 
mit der einjchlägigen Literatur ſchon oben 8 219 aufgeführt. 
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Abſchnitt 1. 
Begriff des Pfandredts an Immobilien. 


8 292. 
I. Im Allgemeinen '. 


Der Begriff des Pfandrechts an Immobilien des Deutichen 
Rechts ift in neuerer Zeit ftreitig geworden. Während bie ältere 
Theorie wie das Pfandrecht überhaupt * jo auch das auf Grund 
ber neueren Rechtsentwidlung befonders geftaltete Pfandrecht an 
immobilien als dingliches Recht im Sinn des gemeinen Rechts 
auffaßte, wonad die Begründung befjelben dem Gläubiger Die 
Befugniß gibt, die Befriedigung feiner Forderung durch Verkauf 
des Pfandobjekts zu erwirten, geht eine neuere Anſicht dahin, bie 
moberne Hypothek jet nicht ein dingliches Recht im Sinn des ge: 
meinen Rechts, jondern eine Realobligation, indem fie ein Recht 
des Gläubigers auf Zahlung einer Geldſumme aus dem Grund: 
ftüd enthalte, welches gegen den jeweiligen Eigenthümer deſſelben 
geltend gemacht werben könne*. Dieſe Auffaffung bat weder in 
der gefchichtlichen Entwidlung einen Anhaltspunkt *, noch entipricht 
fie den Beftimmungen unferer Landesgeſetze, indem diefe nicht nur 
bie Dinglichkeit des Anſpruchs aus der Hypothek anerkennen ?, 


1 Bol. Stobbe, PR. 8 109; Dernburg, Pr. PR. I. S 316; Förfter 
Eccius 8 190; Römer, PER. 8 2; Negeläberger, HR. $ 10; Meibom, 
HR. 8 4; Erner, HR. 8 1. 

2 Vgl. oben 8 290, 3. 

s Diefe Anficht, die von Meibom, Regelöberger und Stobbe getheilt wirb 
unten 8 310, 6 vergleicht die moderne Hypothek der Reallaft, welche von bens 
ſelben Schriftftellern als Realobligation conftruirt wird Stobbe, P.R. $ 100, 
16; Meibom, HR. 8 5, 8. ı 

* Die oben 8 291 gegebene Darftellung läßt entnehmen, daß mit Recep⸗ 
tion des römiſchen Rechts die Grundſätze defjelben im Ganzen angenommen 
wurden, und deutfchrechtliche Grundſätze nur als Modifikationen einzelner Sei⸗ 
ten des Necdhtsinftitut3 erhalten blieben. 

8 Dieß ergibt ſich Ichon aus den Beitimmungen der Landesrechte, welche 
das Pfandrecht im Allgemeinen als bingliches Recht bezeichnen oben 8 290, 4. 
Es wird dieß aber auch peciell für dad Hypothelenrecht ausgeſprochen Bayern 
9.8. 8 1: Das dinglicde Recht, welches ein Gläubiger zur Sicherung feiner 
‚ Sorderung auf eine fremde unbeweglide Sache durch Eintragung in das da⸗ 
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fondern auch in der überwiegenden Mehrzahl als Inhalt des Hy— 
pothefenrecht3 nicht einen gegen den Eigenthümer gerichteten An- 
ſpruch auf Zahlung einer Geldſumme fondern die Befugniß des 
Gläubigers bezeichnen, die Zmangsverfteigerung des Objekts zur 
Befriedigung feiner Forderung zu betreiben‘, während nur in 
einzelnen Landesrechten der Inhalt des Hypothekenrechts als ein 
Anſpruch auf Zahlung einer Geldfunme &harakterifirt it”. Der 
Standpunkt der Deutschen Hypothefenorbnungen ift demnad dahin 
feftzuftellen, daß fie in ihrem überwiegenden Theil durch die Hy: 
pothetenbeftellung nicht eine Verpflichtung zur Zahlung, ſondern 
eine Verpflichtung entitehen Laffen, zu dulden, daß der Gläubiger 
feine Befriedigung aus dem Hypothefenobjelt ſuche, was im Gan⸗ 
zen den Grundfägen des römischen Rechts entſpricht. Dieß gilt 
jedenfalls für die acceſſoriſche Hypothek. Indeſſen ift es auch für 
bie Grundſchuld des Preußiſchen Rechts nicht ausgefchloffen, in: 
foferne man auch für diefe die Eigenſchaft eines acceſſoriſchen 
Rechts annimmt? Dabei ift nad den Deutſchen Hypothekenord⸗ 
nungen bie dingliche Klage gegen den urſprünglichen Schuldner 
biefelbe wie die gegen den britten Erwerber des Hypothefenob- 
jekts ®. 


für angeorönete Buch erwirbt ift eine Hypothek. Altenburg und Neuß j. L. 
HD. 8 3; Neuß ä. 2. HD. 8 4: Ebenſo werben Hypotheken und andere... 
zur Eintragung in das Grund- und Hypothefenbuch an fich geeignete ding⸗ 
fihe Rechte an fremden Grundftüden als folhe nur dur Eintragung in das 
Grund: und Hypothekenbuch erlangt; Rudolſtadt HD. 8 31: Bermöge feines 
dingliden Rechts kann der Gläubiger . . .. die gerichtliche Berfteigerung des 
ihm verhafteten Grundſtücks ... verlangen. Daß damit die Dinglichleit im 
Sinn be3 gemeinen Rechts gemeint fei ergibt fich ſchon daraus, daß in der 
Zeit, in welcher jene Gejebe entftanden ein anderer Begriff der Dinglichkeit 
nicht belannt war. 

° ©. die Zufammenftellung unten 8 310, 8 und 10. 

Jedenfalls gehören bieher die H.D. von Medlenburg, Hamburg und 
Lübeck unten 8 310, 7. Auch das Bayrifche Hecht wird hieher gerechnet, je- 
doch ohne Grund unten 8 310, 15. 

s VBgl. unten 8 294. 

® Gegen beide richtet fich die Klage auf Geftattung des Zwangsverkaufs 
zum med der Befriedigung der Forderung. Die dinglihe Klage gegen den 
urfprüngliden Schuldner unterfcheidet fih nur dadurch, daß mit ihr die per- 
ſönliche Klage cumulirt werden kann, in welchen Fall beide freilich äußerlich 
verichieden zu fein jcheinen. 
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Mefentlich verichieden ift die Stellung des Franzöſiſchen Rechts. 
Dur das Unterpfandsreht wird nah Franzöfiihem Recht dem 
Schuldner gegenüber nit das dingliche Recht auf Befriedigung, 
jondern nur gegenüber den anderen Gläubigern das Recht auf 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlös bei Subhaftation be: 
gründet. Die dinglihe Wirkung des Unterpfandsrechts tritt nur 
dem dritten Erwerber des Objekts gegenüber hervor, der ber 
Folge des Gläubigers ausgejeht it. Für Begründung des Rechts 
dem Schuldner gegenüber hat das Franzöſiſche Recht weber das 
deutſche noch das römische Recht zur Grundlage genommen, Jon: 
dern es hat biefes jelbitftändig conftruirt. Die Haftung bes 
Schuldner beruht nah Franzöſiſchem Recht nicht wie bei der 
neueren Satzung des Deutſchen Rechts auf der Zuweiſung eines 
Grefutiongobjeft3, da nach gejeglicher Beſtimmung die ſämmtlichen 
Vermögensftüde des Schuldners den Gläubigern ohnehin verhaftet 
find !°, und der Anſpruch des Gläubigers geht nicht auf Heraus: 
gabe des Objekts zum Behuf des Verlaufs wie nah römiſchem 
Net, fondern er gewährt nur ein Vorzugsrecht gegenüber den 
anderen Gläubigern, die jonft an fi ein Recht auf gleichmäßige 
Befriedigung haben "!. Durch die Hypothek des franzöfifchen Rechts 
wird alfo nit ein dingliches Recht gegen den Schuldner fondern 
ein Vorzugsrecht gegenüber den anderen Gläubigern begründet °. 
Gegen den dritten Erwerber des Objekts dagegen gibt das fran- 
zöſiſche Hecht den Hypothekgläubigern die actio hypothecaria (droit 
de suite), die in der Hauptſache der des römiſchen Rechts nad: 
gebildet ift, indem der Eigenthümer aufgefordert wird die For- 
berung zu bezahlen oder das Objekt den Gläubigern zur Zwangs— 
verfteigerung zu überlaffen, melde, wenn er innerhalb ber be: 
ſtimmten Frift feines von beiden gethan hat, gegen ihn verfügt 
wird ?®, 

1°C, c. Urt. 2093. Les biens du debiteur sont le gage commun de 
ses creanciers, et le prix a’en distribue entre eux par contribution, & 
moins qu’il n’y ait entre les creanciers des causes legitimes de proference 
Badjariä 8 581. 

1% Droit de preference C. c. Art. 2134; Badhariä 8 283, 4. Bgl. unten 
8 313, 65. 

20. c Art. 2093. Les causes legitimes de preference sont les pri- 


vileges et les hypotheques. 
ı Bol. unten $ 318, 69—82. 
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Unfere Hypothefenordnungen unterſcheiden fich darin, daß ein 
Theil derfelben nur accefjorifche Hypothefen '*, ein anderer nur 
Grundſchulden '°, und ein dritter ſowohl accefforifhe Hypotheken 
als Grundſchulden zuläßt '%. Es find daher beide Formen be= 
fonders zu behandeln. 


8 293. 
II. Begriff der accefforifchen Hypothek '. 


Gemeinrechtlich ift die Hypothek ein accefjorifhes Recht, in: 
joferne.fie zu ihrer Entftehung eine Forderung vorausjegt zu deren 
Sicherftellung fie dient?. Als Conſequenzen biefes Princips er: 
ſcheinen die Rechtsſätze: Die gegen das Forderungsredht begrün- 
deten Einreden können auch dem Pfandanfpruch entgegengeſetzt 
werben ®; mit Erlöfchen ber Forderung geht das Pfandrecht unter *; 
das Pfandrecht Tann von der Forderung, für welche es begründet 
wurde nicht getrennt werden. Der Grundſatz, daß die Hypothel 
die Beitimmung babe, einer Forderung zur Sicherheit zu dienen, 
it in das neuere Hypothekenrecht übergegangen, unjere Hypo: 
thefengefeße haben faft ausnahmslos die accefjoriihe Eigenſchaft 
der Hypothek anerfannt®, und es entbehrt daher die Meinung, 

14 Es find dieß: Naſſan, Bayern, Sachſen, Württemberg, Heflen-Darm: 
ftadt, Braunfchweig, Weimar, Meiningen, Altenburg, Schwarzburg-Rudolftadt, 
Schwarzburg-Sondershaufen, Anhalt, Neuß ä. L. und j. L., Medienburg mit 
Ausnahme der unten Note 15 aufgeführten H.D., Oeſterreich. Das franzö- 
fifche Recht läßt nur accefforifche Hypotheken zu. 

15 Es find dieß Hamburg, Lübeck und in Medlenburg die R.R.H.O. und 
bie R.St. B.O. 

10 Es find dieß Preußen, Oldenburg, Coburg⸗Gotha, Lippe⸗Schaumburg, 
Lippe⸗Detmold, Waldeck. 

1 Dernburg, Pr. BR. I. 314; Regelsberger, H.R. 8 39; Müller, PER. 
8 28; Erner, HR. 8 2. 

21.43 D. 46. 3; Megelöberger, H.R. $ 39, 2; Erner, H.R. 8 2, 3. 

s 1. 15 Cod. 4. 40; Windſcheid 8 225, 3; Negelöberger, H.R. 8 39, 4. 

*1.129 8 1 D. 50. 17; NRegelöberger, H.R. 8 39, 3. Dieß war in- 
beffen ſchon nach römifchem Recht nicht ohne Ausnahme Exner, H.R. 82, 7a; 
Megelöberger, H.R. 8 39, 5. 

5 NMegelöberger, H.R. F 39 Nr. 4. 

s Bayern H.G. 8 2; Sachſen 8.6.8. 8 387; Württemberg Pf.G. Art. 1; 
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daß die Hypothek des neueren Rechts allgemein als ein jelbft- 
ftändiges von einem Forderungsrecht unabhängiges dingliches Recht 
bezeichnet werden Tönne der Begründung’. Indeſſen ift dieſes 
Erforderniß der accefjoriihen Eigenſchaft in unjeren Hypotheken— 
gejegen nur für die Begründung nicht aber für den Fortbeftand 
der Hypothek durchgängig anerfannt®, vielmehr find in leßterer 
Beziehung durch die Gefeggebung mehrfache Modifikationen be: 
ftimmt, was namentli in folgenden Punkten hervortritt: 

1. Der Schuldner kann einem dritten Erwerber der Hypothek 
die auf die Forderung bezüglichen Einreden, die ihm gegen den 
urſprünglichen Gläubiger’zuftanden, nur dann entgegenjeben, wenn 
fie diefem bei Erwerbung der Hypothek befannt waren, oder 
wenn fie durch Vormerkung im Hypothekenbuch ſicher gejtellt 
find ®. 

2. Die Beendigung des Pfandrechts wird nur dur Löſchung 


Darmftadt Pf.G. Art. 1; Weimar Pf.G. Art. 6; Braunſchweig E.E.G. 8 28; 
Rubolftadt HD. 8 12; Sonderdhaufen E.E.G. 8 19 Nr. 1; Anhalt Grb.G. 
8 18 Nr. 1; Ultendurg H.O. 8 181; Neuß ä. 2. 9.0. 8 178; Neuß j. 2. 
982. 8 179; Defterreih U.B.0.8. 8 447 Grb. G. B. 8 14. Die gleiche Stel⸗ 
fung nehmen die bei Meibom, H.R. 8 13. II aufgeführten Medlenburgifchen 
HD. ein, und es ift nur für die R.R.H.O. und die R.SL.B.D. das Gegen- 
theil beftimmt. Der gleihe Grundſatz galt nad; dem früheren Preußijchen 
Net, das vor Erlaflung der neuen Grundbuchgejege eine Hypothek nur als 
accefjoriihe Hypothek entftehen ließ. 

7 Bol. Roth, Hypothekariſche Succeifton 105. Dieſer Rechtsſatz ift nur 
in denjenigen Landesrechten anerlannt, welche die Beitellung von Grund⸗ 
ſchulden ausſchließlich oder neben der acceſſoriſchen Hypothek zulaſſen, vgl. 
unten 8 294, 2—6. 

s Dernburg, Pr. BR. I. 8 314, 3 und 7. 

’ Die HD. unterfceiden ſich darin, daß ber eine Theil nur bem ent- 
geltlihden Erwerb den Schuß ber Deffentlichkeit gewährt Pr. L.R. I. 20. 428; 
Pr. E. E.G. 8 38, 2; Bayern H.G. 8 26, 4; Württemberg Pf.G. Art. 72. 
81. 88; Anhalt G. B.G. 8 10, während der andere Theil diefe Vorausſetzung 
nicht Hat, alfo auch ben unentgeltlichen Erwerb ſchützt Sachſen B.G.B. $ 465; 
Ültenburg und beide Neuß H.O. 8 21 Nr. 4; Medlenburg Meibom, HR. 
$ 10, 10. Das lettere gilt auch nach Defterreihiihdem Recht Erner, Bubli- 
eitätsprincip 62—69 und H.R. 8 10, 2. Bgl. oben 8 222, 135—187. Keine 
darauf bezügliche Beftimmung enthalten die H.D. von Weimar, Darmitadt 
und Rubolftadt, fo dag nach diefen Geſetzen ber in den übrigen HD. aus⸗ 
geſprochene oben erörterte Grundjag feine Anwendung leidet. Vgl. auch unten 
8 296, 8. 
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herbeigeführt, infoferne nur durch dieſe auch Dritten gegenüber 
jede Wirkung defjelben befeitigt wird ?0. 

3. Der dritte Erwerber eines Grundſtücks, der die Darauf 
haftende Hypothek nicht als Selbſtſchuldner übernommen bat, haftet 
nur dinglid "2. 

Das franzöfiiche Recht kennt nur die accefforiihe Hypothek 2, 
indem jomohl die Legalhypothek als die richterliche und die Con⸗ 
ventionalhypothet den Beltand einer Forderung vorausſetzen zu 
deren Sicherheit fie dienen ??; das Gleiche gilt von den Smmo- 
biliarprivilegien **. Das franzöfiiche Net bat den acceſſoriſchen 
Charakter der Hypothek in weiterem Umfang gewahrt als die 
Deutſchen Hypothelenrechte, indem es die Einwirkung des öffent: 
lihen Glaubens auf die Hppothefforderungen, die in der Hand 
eines gutgläubigen Geffionars find, nicht anerkennt, dieſem alſo 
die Stellung, die ihm nah den Deutſchen Hypothekenrechten zu- 
fommt, nicht einräumt 7°. Dagegen ift dem franzöfiihen Recht 
der Grundfag, daß die injlribirte Hypothek nur durch Löſchung 
ihre Wirkſamkeit verliert, mit den Deutſchen Hypothekenrechten 
gemeinfam!d. Ebenfo haftet der Drittermerber eines mit einer 


10 Darauf beruht einerfeit3 die Eigenthümerhypothet des Preußiſchen 
Rechts Roth, H.S. 141, andererfeitS die Hypothelerneuerung des Bayriſchen 
Rechts Roth, H.S. 128. Ebenfo wird der gutgläubige Erwerber einer er- 
loſchenen aber nicht gelöfchten Hypothet durch das Publicitätsprincip geſchützt, 
unten 8 296, 7. 8. 

11 Sal. unten 8 309, 39. 

132 Zachariä S 285, 12; Puchelt, H.R. 8 11. 

18 C. c. Art. 2114. L’hypotheque est un droit reel sur les immenbles 
affectes à l’acquittement d’une obligation. C. c. Art. 2095. Le privilege 
est un droit que la qualit6 de la creance donne a un creancier d'être 
prefer6 aux autres creanciers m&me hypothecaires Pudelt, H.R. $ 11. 

40, o. Urt. 21083. 

15 Dem Beffionar ftehen alle Einreben entgegen, welche der Schuldner 
gegen den Eedenten Hat Badariä $ 359, 22. 

16 Puchelt, HR. 8 83, 9. Es folgt dieß fchon aus der Beitimmung des 
C. c. Urt. 2197, daß jebe nichtgelöfchte inftribirte Hypothel in dem Zeugniß 
bes HHpothelenbewahrers aufgeführt werben muß. ine nicht gelöjchte in« 
jtrihirte Hypothek ift nach franzöftichem Hecht nur anfechtbar, wenn ein Er- 
löſchungsgrund vorliegt Puchelt, HR. 8 83, 9. 
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Hypothek belafteten Grundſtücks für den nicht perfönliche Haftung 
bejonders begründet ift ?” nur mit dem Grundftüd !®, 


8 294. 
II. Begriff der Grundfichuld !, 


Adgejehen von den den Hypotbefenordnungen von Hamburg ? 
und Lübel ? und den Medlenburgifhen H.D. für Rittergüter und 
ſtädtiſche Grundſtücke“ eigenthümlichen felbftftändigen Belaftungen 
hatten die Deutichen Hypothefenordnungen die accefjoriihe Hy⸗ 
pothek in der Geftaltung, die fie in der neueren Rechtsentwidlung 
erhalten hatte, zum Ausgangspunkt genommen. Die neue Breußifche 


7 Als perjönlich verpflichtet erfcheinen der Erbe, der Bürge und ber 
Solidarſchuldner. Diejen fteht das Necht die Liegenſchaft aufzugeben nicht 
zu C. c. Urt. 2172. 

0. c. Urt. 2168. Dieſer Grundjag ift im Franzöſiſchen Recht noch 
viel jchärfer ausgeprägt ald in den Deutſchen Hypotbelenorbnungen. Vgl. 
unten $ 309, 46 folg. 

1 Ueber die Grundfhuld find zu vergleichen: Brettner, Unterjchied der 
Grundſchuld und Hypothek Gruchot VI. 161; Jäckel, Selbitftändigfeit der 
Grundſchuld Gruchot XVII. 551; Jäckel, Anfechtung der Grundfhuld Gru- 
hot XVII. 561; Stüler, Werthantheile in Behrend 8. VIL. 262; Voß, zur 
Theorie der Grundſchuld in Behrend 3. VIII. 477; Rudolph, accefloriiche 
und jelbiiftändige Hypothet A. f. E.Pr. LXVII. 192; Pütter, die Grund- 
ſchuld des Preußischen Rechts, Magazin für das Deutſche Recht IV. 78; 
Bremer, Hypothek und Grundſchuld 1869; Buchla, die Hypothek des Eigen- 
thümers 1875; Bähr, die Preußiſchen Geſetzentwürfe in Ihering, Jahrb. Xl. 
49; Heidenfeld, Immobiliarrecht 94 f.; Goldſchmidt, Syſtematik des Pfand» 
rechts 1877; Kühnaft, Unterfuhung des Grundfchuldbegriffd 1878; Yörfter, 
Grundbuchrecht 121 folg.; Förſter, Pr. BR. S 190, 24; Förfter Eccius 8 
190, 25; Dernburg, Pr. PR. 1. $ 314 f.; Meibom, H.R. 8 5. 

” Hamburg H.D. 8 4; Bornemann in Pr. J. Min.Bl. 1848, 41. Ueber 
das frühere Recht vgl. Delbrüd, Uebernahme fremder Schulden 8. f. D. R. 
XV. 127 f. 

3 Lübeck HD. $ 17. Ueber das frühere Recht vgl. Delbrüd, Uebernahme 
fremder Schulden 8. |. D. R. XV. 126 f. 

R.R.H.O. 8 16; R.St. B.O. 8 19; Meibon, HR. 8 13. Die Übrigen 
Medlenburgiſchen H.D. haben die acceflorifche Hypothek beibehalten Meibom, 
HR. $ 18. II. " 


528 Theil 3. Buch 4. 8 294. 


Geſetzgebung, welde urjprünglich die acceſſoriſche, Durch die felbft- 
ftändige Hypothek erjegen follte®, führte in ihrer endgiltigen Feft- 
ftellung zu einer Nebeneinanderftellung der felbitftändigen und der 
accefjoriihen Hypothek, welche letztere in der Geftalt erhalten ift 
die ihr durch die Gefeggebung der lebten Seit gegeben war ®. 
Die Preußiſchen Grundbuchgefege haben daher ein boppeltes In— 
ftitut eingeführt, die uriprünglich felbftitändige Hypothek (Grund- 
ſchuld) und die urſprünglich accefjoriihe Hypothek (Hypothek) ”, 
und es find denfelben auch diejenigen Landesrechte .gefolgt, welche 
die Preußiſchen Grundbuchgefege angenommen haben? mit Aus- 
nahme der Grundbuchgefege von Braunſchweig? und Gonders: 
haufen !°, die mit Verwerfung des Inſtituts der Grundſchuld nur 
die accefjorifhe Hypothek zulafien. 

Die Grundſchuld des Preußiſchen Rechts unterfcheibet ſich 
von der acceſſoriſchen Hypothek darin, daß die Eintragung ohne 
Angabe eines Schuldgrundes geſchieht, dieſe ſogar nicht zuläßig 
ir. Die Nichtangabe des Schuldgrundes iſt das einzige for— 
male Unterſcheidungsmerkmal der Grundſchuld und Hypothek. 
Materiell unterſcheiden ſich beide in folgender Weiſe: 

1. Nur die Grundſchuld kann auf den Namen des Eigen⸗ 
thümers eingetragen werden. Bei Hypotheken ift dieß nicht zu- 
läßig '?. 

2. Nur die Grundſchuld nicht die Hypothel Tann ohne Nen- 
nung des Erwerber abgetreten werden ’®. 

3. Für die Grundfhuld muß ein Brief ausgeftellt werden, 
bei der Hypothek kann darauf verzichtet werden **. Der Grund: 


5 Förſter, Gr.B.R. 23; Motive zum E.E. G. bei Werner II. 10. 

6 Ueber den Gang der Verhandlungen vgl. Dernburg, Pr. PR. I. 5 314. 

"Br. E.E. G. 8 19, 1. 

° Oldenburg E.E.G. 8 18; Coburg⸗Gotha E.E,©. 8 18; Detmold E.E.G. 
8 17; Lipp-Schaumburg E.E.G. 8 24. 

’ Braunſchweig E. E.G. 8 26. 

10 Sondershauſen E.E.G. 8 18. 

1 Br, E.E.G. 8 19, 1; Dernburg, Pr. BR. I. 8 314, 15. Es wird 
daher mit dem Grundfchuldbrief die etwa vorhandene Schuldurkunde nicht 
verbunden Brettner in Gruchot XVII. 168. 

2 Br. E.E.G. 8 27; vgl. unten $ 306. 

13 Br. E.E.G. 855; Dernburg, Br. PR. I. 8 326; vgl. unten $ 318, 6. 

Br. Gr.B.D. 8 122; Dernburg, Pr. PR. I. 8 324, 3. 
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Ihuldgläubiger erhält das Verfügungsredht erft mit Aushändigung 
des Grundſchuldbriefs der Hypothelgläubiger mit der Eintragung '6. 

4. Grundfchulden können nur von joldhen gleich oder nad 
eingetragenen Gläubigern angefochten werden, welche die Eintra- 
gung im Weg der Zmwangsvollittedung erlangt haben; für Hy: 
potheken befteht dieſe Beſchränkung nicht '*. 

5. Hinfichtlih der Einreden gelten folgende Grundfäte: Ge: 
gen die Klage aus einem Grundfchuldbrief find Einreden nur ſo⸗ 
weit zuläßig, als fie dem Bellagten gegen den jedesmaligen Klä- 
ger unmittelbar zuftehen, oder aus dem Grundſchuldbrief fi er: 
geben, oder infofern die Thatfachen, auf welche fich diefelben gründen, 
dem Kläger bekannt gewejen find; gegen die Klage aus einer Hypo⸗ 
thet können Einreden aus dem perjönlihen Schulbverhältniß einem 
Dritten, welcher ein Recht auf die Hypothek gegen Entgelt er- 
worben bat, nur entgegengefeßt werben, wenn fie ihm vorher be- 
fannt geworben find oder aus dem Grundbuch fih ergeben !”. Ob 
in dem Berhältniß der urjprünglichen Intereſſenten binfichtlich der 
Einreden zwiſchen Hypothek und Grundfhuld ein Unterjchied be- 
ſtehe ift beftritten '®. 

6. Uebernimmt der Käufer eines Grundftüds die darauf haf- 
tende Hypothek in Anrechnung auf das Kaufgeld, fo übernimmt 
er damit die perſönliche Schuld, und der Gläubiger erwirbt, auch 
wenn er dem Vertrag nicht beigetreten ift, die perjönliche Klage, 
wobei der Veräußerer von feiner perſönlichen Haftung befreit 
wird, wenn der Gläubiger nit ein Jahr nad der Bekanntma— 
bung die Hypothek gefündigt und ſechs Monate darauf fie ein- 


15 Br. E.E.G. 8 18. 20. 

10 Br. E.E.G. 8 40; Dernburg, Br. PR. I. 8 335. 

7 Pr. E.E.G. 838; Brettner in Gruchot XVII. 166; Dernburg, Pr. PR. 
1. 8 342, 9. Die Unterfcheidung der Grundſchuld und Hypothel tritt darin 
hervor, daß der dritte Erwerber der Grundſchuld nur ſolche Einreden geltend 
maden Tann, bie im Grundfchuldbrief eingetragen find, während bei der Hy— 
pothek Eintragung im Hypothekenbuch genügt, und daß bei der Hypothek Ent- 
geltlichleit des Ermwerb3 vorausgejegt wird, während bei der Grundfchuld ein 
folder Unterfchied nicht gemadt ift Dernburg, Br. PR. 1. 8 342, 9. 10; 
ferner daß bei der Grundſchuld die Kenntnig des Ceſſionars mit mala fides 
gepaart fein muß, bei der Hypothek nicht Brettner in Gruchot XVII. 167. 

8 Bol. unten 8 314, 4 folg. 

Roth, Deutſches Privatreht, IL, 34 
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geklagt bat !?; bei der Webernahme einer Grundſchuld gebt Die 
verfönlihe Verbindlichkeit auf den Erwerber nicht über ?°. 

7. Die Hypothek kann nur gemeinfam mit dem perfönlichen 
Recht abgetreten werden. Wird eine zur Sicherung eines perjön- 
lihen Rechts dienende Grundfhuld ohne den perſönlichen Anſpruch 
abgetreten, jo erlifcht legterer ?!. 

8. Die Grundfehuld fann fi an ein fchon beftehendes Schuld: 
verhältnig anjchließen, indem fie zu deſſen Sicherheit beftellt oder 
für dafjelbe als Zahlung gegeben wird ??; fie kann aber auch, ohne 
daß eine Schuldverbindlichleit bereit vorliegt, mit der Abficht zu 
ſchenken, oder fie für eine jpätere Verbindlichkeit an Zahlungs: 
ftatt zu geben, beftellt werden 28. 

Weber die juriftiihe Gonftruftion der Grundſchuld herrfcht 
eine weitgehende Meinungsverſchiedenheit. 

I. Der eine Theil ſieht in der Grundfhuld eine Ausfchei- 
dung eines felbititändigen Vermögensobjekts aus dem Eigenthum. 
Es wird dieß theild darauf zurüdgeführt, daß die Grunbfchuld 
ein felbitjtändiges Recht auf einen Theil des Werths des Grunb- 
ſtücks ſei?“, theild als bedingte Einräumung des Miteigenthbums 
an bem Grundftüd ?° oder ald das Recht auf einen Theil des 
Grundſtückseinkommens (Grundrente) erklärt ?°. 

II. Der andere Theil definirt fie als acceſſoriſches Recht und 
zwar entweder als abſtraktes Sunmenverjpreden?’, oder als 


10 Pr. EEG. 8 Al. Bol. unten 8 309, 61. 

20 Brettner in Grudot XVII. 168. 

1 Br, EEG. 852; Dernburg, Br. P.R. I. $ 325, 16; Yörfter, Gr. B. R. 
142 Nr. 8; Brettner in Gruchot XVII. 169. . 

22 Jäckel in Gruchot XVIIL. 555, 15; Meibom, HR. 8 17, 4. 5. 

28 Jäckel in Gruchot XVIII. 555, 15; Meibom, HR. 8 17, 3; Rudolph, 
accefiorifche Hypothek A. f. C.Pr. LXVII. 270, 86. 

4 Bremer, Hypothek und Grundſchuld 53 folg. Stüler in Behrend 8. 
VII. 261 formuliert dieß dahin, es fei die Beräußerung eines Antheild an 
dem Werth des Grundftüds. 

 Soldihmidt, Syftematit des Pfandrechts 23. 

2 Kühnaft, Unterfuhungen 48; Achilles Ge. 163 Nr. 11. Diefe Defl- 
nition fließt an den Rentenkauf an, und ftellt aljo die Grundſchuld den 
Reallaſten gleich |. darüber Rudolph in U. f. C.Pr. LXVII. 256. 

27 Dieß ift die Definition von Förfter, Gr. B.R. 189 und Pr. PR. 8 190, 
25. Ihr ſchließen fih an: Dernburg, Pr. PR. 1. 8314, 11; Jäckel in Gru⸗ 
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Realwechſel ?E, als acceſſoriſche Hypothek ohne Angabe des Schuld: 
grundes ?°, theils als Recht, aus der Subſtanz des Grundſtücks 
die Zahlung der im Grundſchuldbrief benannten Summe zu ver⸗ 
langen ®°., 

III. Nach einer dritten Meinung ift die Grundfehuld als ein 
eigenthümliches dingliches Recht zu erklären, und zwar entweder 
als Nealfchulb ?’ oder als ein von bem perfönlichen Schuldver: 
hältniß losgelösſtes Pfandbrecht?? oder als Verbindlichkeit des 
Grundftüdd (Perſonifikation) °®. 


hot XVII. 560; Eolberg, öffentlicher Glaube 137; Erk. R.®. 10/12 1880 
Sammlung III. 88. Die Grundfchuld unterjcheidet fi hiernach von der Hy— 
pothek dadurch, daß durch die legtere eine Forderung mit benannter causa 
durch die eritere eine abftrakte Forderung gefichert wird. 

28 Dieß ift die Auffaffung der Motive zu E.E.G. bei Werner, Gr. B.G. 
1I. 23; Voß in Behrend 3. VII. 262 nennt dieß Zuftandsobligation, indem 
die eigentliche Grundſchuld das dingliche Hecht zur Sicherung einer nur dur 
die eingetragene Summe nebft Zubehör inhaltlich beſtimmten Zahlungsver: 
bindlichleit jei, wobei das obligatorische Band zwiſchen Gläubiger und Schuld- 
ner erft mit ber Aufforderung zur Zahlung begründet werde. 

 Diep ift die Auffaflung von Kindel in Gruchot XX. 128 und Pütter 
in Magazin IV. 119—121. Der lettere beruft fich dabei darauf, daß dieß 
ſchon die Stellung des Geſetzes 21/3 18683 für Neuvorpommern fei, welches 
zuerft die Grundſchuld einführte, indem es die Eintragung ohne Ungabe des 
Schuldgrundes zuließ. 

2° Dieß iſt die Definition von Förſter Eccius 8 190 nad Note 25. 

sı Meibom in Bekker, Jahrb. IV. 490 und H.R. 8 5, 13 bezeichnet die 
Grundihuld als Realſchuld des Deutichen Rechts, nämlich als eine durch das 
Eigenthum an einem Grundftüd bejtimmte Obligation, für welche der jewei- 
lige Eigentgümer Schuldner ift, wobei er nur mit feinen Grundſtück, nicht 
mit feinem übrigen Vermögen haftet. 

82° Baͤhr in Ihering Jahrb. Xi. 49 bezeichnet die Grundſchuld als ding: 
liche Sorderung auf ein Grundftüäd mit Bejchränfung auf dieſes. Sachlich 
teifft dieje Definition mit der von Meibon oben Note 31 überein, Bähr deducirt 
fie aber aus dem römiſchen Recht, indem bier. dafjelbe Verhältniß vorliege, 
wie wenn bei ber accefjoriichen Hypothek der perjönliche Schuldner das Ob- 
jeftiveräußere, und der Erwerber bes Objekts al3 dinglicher Schuldner mit 
dieſem hafte. Es ift dieß ibentifch mit der Definition, die Koch für die Ei— 
genthümer⸗Hypothek des Preußiſchen Landrechts aufgeftellt hat unten $ 316, 97. 

s® Es ift dieß ausgefprochen in Mecklenburg R.R.HD. 8 16 und R.St.⸗ 
8.0.8 19, und es iſt diefe Definition in der Medienburgiihen Praxis re- 
eipirt Tſchierpe, Erörterungen 92. 


34. * 
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Ich Schließe mich der Anficht an, welche die Grundſchuld als 
accefjoriiches Recht für ein abſtraktes Summenverſprechen auffaßt °*. 


Abſchnitt 2. 
Die Brundlagen. 


S 295. 
I. Im Allgemeinen. 


Nah den Deutihen Hypothefenordnungen gelten für das 
Pfandredt an Immobilien folgende allgemeine Grundſätze: 

I. Ein Immobiliarpfandredt Tann nur an einer unbeweg- 
lihen Sache oder an einem biejer gleichftehenden Recht beftellt 
werden ($ 298). 

Il. Die Begründung eines Immobiliarpfandrechts erfolgt nur 
durch Eintragung in das Grund: und Hypothekenbuch ($ 305. 306). 

IH. Die Eintragung darf nur erfolgen auf beftimmt bezeich- 
nete Liegenfchaften für eine der Summe nad beftimmte Forde⸗ 
rung (Princip der Specialität 8 297). 

IV. Die Eintragung einer Hypothek ſetzt den Beftand einer 
Forderung voraus, für welche die Hypothek als Sicherheit dient 
(accefjorifhe Hypothek $ 293. 300). 

Mehrere Hypotbelengefege laſſen die Beftellung eines Pfand: 
rechts an Immobilien in der Form der Grundfhuld zu theilg 
ausschließlich  theild nach Wahl der Intereſſenten neben der ac: 
ceſſoriſchen Hypothef?. Alle anderen Hypothekengeſetze Laffen bie 
Begründung eines Pfandreht3 an Immobilien nur in der Form 
der accefjorifchen Hypothek zu. Die Grundſchuld unterfcheidet fich 
von der Hypothek darin, daß die Eintragung ohne Angabe eines 
Schuldgrundes erfolgt (8 294). 


24 Daß die Grundſchuld des Breußifchen Rechts ein accefjorifches Recht 
ſei ift von Rudolph accefforiihe Hypotget U. f. C.Pr. LXVIII. 269 folg. 
treffend nachgewiejen. 

ı Dieß ift der Fall nah den HD. von Hamburg und Lübel unb ber 
RRHD. und der R.St. B.O. von Medlenburg. 

2 Dieß ift der Fall nach den Grundbuchgefegen von Preußen, Oldenburg, 
Soburg-Gotha, Lipper-Detmold und Lippe-Schaumburg. 


Grundlagen des Hypothekenrechts 8 295. 533 


V. Die Rangordnung unter den Pfandreihten an Immobi—⸗ 
lien, ſowohl Hypotheken als Grundſchulden, wird ausfchließlich 
durch die Reihenfolge der Einträge beſtimmt (Princip der Prio⸗ 
rität 8 321). 

VI. Der Inhalt des Hypothekenbuchs iſt inſoferne maßge⸗ 
bend, als Dritte, welche in gutem Glauben Rechte an dem Hy— 
pothekenobjekt erworben haben, durch den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs geſchützt werden (Princip der Publicität 8 296). 

Dieſen Principien gegenüber verhalten ſich die Beſtimmungen 
des franzöſiſchen Rechts in folgender Weiſe: 

I. Gegenſtand einer Hypothek find nur Immobilien und der 
Nießbrauch ($ 298). 

II. Immobiliarprivilegien und Hypotheken bedürfen der Ein- 
fragung nur zur Wirkung gegen Dritte, nicht aber zu ihrer Ent- 
ſtehung für die urfprünglichen Sintereffenten. Auch von dieſer 
Beichränfung find die geſetzlichen Hypotheken der Bevormundeten 
und der Ehefrauen befreit, da fie auch zur Geltung Dritten ge: 
genüber der Eintragung nicht bedürfen. 

III. Nah franzöfiichem Recht find die gefetlihen und gericht: 
lien Hypothefen Generalpfandredhte, welche, wenn nicht? anderes 
ausgemacht ift, die fämmtlichen gegenwärtigen und Fünftigen Im: 
mobilien des Schuldners ergreifen; die Specialität gilt nur für 
die Smmobiliarprivilegten und die Gonventionalbypotheten ($ 297). 

IV. Jedes Ammobiliarprivilegium und jede Hypothek ſetzt 
den Beitand einer Forderung voraus, für welche das Objelt als. 
Sicherheit dient ($ 293. 300). Dem Franzöfiihen Recht iſt das 
Inſtitut der Grundſchuld nicht befannt. 

V. Das Franzöfifhe Recht Hat den Grundſatz der Deutichen 
Hypothefenorbnungen, daß gutgläubige Erwerber einer Hypothek⸗ 
forberung durch den öffentlihen Glauben des Grundbuchs ge: 
Ihüßt werden, nicht anerfamnt. 

VI. Der Grundſatz des Deutfhen Rechts, daß fih die Rang: 
ordnung unter den Immobiliarpfandrechten nur nad) ber Eintra- 
gung richte, ift im franzöfiihen Recht nicht anerkannt, da hier: 
nah nit nur nicht eingetragene Pfandrechte den Vorrang vor 
den eingetragenen haben können, fondern auch unter den einge: 
tragenen der Vorrang nach der Beihaffenheit der Forderung fich 
verjchieden geftalten kann (8 321). 
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8 296. 
II OGrundfah der Pnbltcität '. 


Der dÖffentlihe Glaube des Grundbuchs in Anwendung auf 
den Beltand von Hypotbefen und Grundfchulden enthält nach 
Deutfhem Hypothekenrecht folgende Rechtsſätze: 

I. Das Hypothekenobjekt haftet dem Ermerber eines Pfand: 
rechts in dem Umfang, in weldem e3 zur Zeit der betreffenden 
Nehtshandlung in dem Hypothekenbuch vorgetragen war ?. 

II. Weber die Dispofitionsbefugniß des Beftellers eines ein- 
getragenen Pfandrechts entjcheidet Lediglih der Vortrag im HY- 
pothekenbuch. Der bier als Eigenthümer des Objekts BVorgetra- 
gene Tann giltig Pfandrechte beftellen ohne Rückſicht darauf, ob 
er der wirkliche Eigenthümer ift oder nicht, und es werden Pfand- 
rechte, die gegen ihn beftellt find, dem Erwerber, dem ber öffent- 
lihe Glaube des Hypothekenbuchs zur Seite fteht, erworben, auch 
wenn er zur Zeit der Beitellung nicht Eigenthümer des Pfand: 
objeft3 war?. Dabei wird eine Dispofitionsbeichränfung des Be- 
ftelers nur berüdfichtigt, infoferne fie, ſoweit bieß erforderlich ift, 
in das Hypothekenbuch eingetragen ift*. 

II. Zur Berfügung über eine Poſt durch Ceſſion Verpfän- 
dung und Rangabtretung ift der im Hypothekenbuch als Gläu— 
biger eingetragene befugt, und die von ihm getroffenen Verfü- 
gungen find für dritte Erwerber, denen ber Öffentliche Glaube des 
Grundbuchs zur Seite fteht, wirkfam ®. 

IV. Der Schuldner kann einem dritten gutgläubigen Erwerber 
einer Hypothek Einreden aus dem perſönlichen Schulbverhältniß 
nur dann entgegenfeben, wenn fein Widerfprud im Hypotheken⸗ 
buch vorgemerkt ift®. 





ı Bel. oben 8 222, 123 folg. 

2 Bol. unten $ 807, 2. 

® Br. E.E.6. 8 9, 2; Württemberg Pf.&. Art. 57; Regelsberger, HR. 
8 36, 6; Römer, PER. 8 5, 3; Meibom, HR. 8 16, 19. 

* Negelöberger, HR. 8 36, 7; Altenburg und beide Neuß HD. 8 21 
Nr. 2. Bgl. unten 8 299, 9. 

5 Regelsberger, H.R. 8 36, 9; Römer, PER. 8 11 Nr. 1. 

° Dal. oben 8 293, 9 und unten & 313, 37. Für die Grundfchuld bes 
Preußiſchen Rechts gilt diefer Grundſatz nicht, gegen den Erwerber einer 
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V. Für den Erwerber einer Hypothel oder Grundſchuld, dem 
ber öffentliche Glaube zur Seite fteht, bleibt bie zu Unrecht er: 
folgte Löfchung einer vorgehenden Poſt, die zur Zeit feines Rechts⸗ 
erwerbs bereits vollzogen war, bei Beltand ’. Ebenfo kann ſich 
der Erwerber eine8 Immobiles oder einer Hypothek oder Grund: 
ſchuld auf die unrechtmäßiger Weiſe erfolgte zur Zeit feines 
Rechtserwerbs bereit vollzogene Löſchung einer Hypothek oder 
Grundſchuld berufen, wenn ihm hinfichtlich berfelben der öffent: 
lide Glaube zur Seite fteht®. 

Das franzöfiihe Recht bat das Princip der Publicität nicht 
in dem Umfang zur Anwendung gebradt, den e8 in den Deut: 
Then Hypothefenrehten angenommen bat, was fi ſchon daraus 
erklärt, daß die Grundlagen ganz verfchieden find, wie fi in 
Folgendem zeigt: 

I. Der Grundſatz der Publicität tft nah franzöfiihem Recht 
ſchon dadurch heſchränkt, daß die Legalhypotheken der Bevormun⸗ 
deten und der Ehefrauen nicht inffriptionspflichtig alfo von der 
Deffentlichleit ausgefchloffen find. Die Wirkungen der Publicität 
können fich daher nur auf die Smmobiliarprivilegien und die in- 
ftriptionspflichtigen Hypothefen, nämlich die Legalhypothek des 
Staats die Judicialhypothek und die Gonventionalhypothef beziehen. 

II. Die Infkription der Immobiliarprivilegien und der in- 
friptionspflihtigen Hypotheken hat nur den Zweck, die Priorität 
vor anderen Forderungen gegen den Schuldner zu fihern und bie 
Berfolgung gegen einen dritten Erwerber des Objekts möglich zu 
madhen?. Die Anfkriptionsregifter genießen baher infoferne öffent: 
lichen Glauben, als fie befunden, daß die darin inffribirten Yor- 
derungen das ihnen gefeglich eingeräumte Vorzugsrecht vor an⸗ 


Grundſchuld können vielmehr Einreden, die dem Beklagten nicht unmittelbar 
gegen den Kläger zuftehen, nur vorgebracht werben, wenn fie fi} aus dem 
Grundjchuldbrief ergeben Br. E.E.G. 8 38, 1; Dernburg, Pr. BR. I. 81842, 
9. 10. 

"Br. G. B.O. 8 118; Sachſen B.G. B.h8 465; Altenburg und Reuß &. 
und j. L. 9.8. 8 27, 6; Regelsberger, H.R. 8 82, 7; Exner, H.R. 8 78, 11. 

s Br. Gr.B.O. 8 118; Sachſen B.G.B. 8 465; Altenburg und. beide 
Neuß HD. 8 21, 6. Diejer Grundfag ift in Weimar Pf.G. 8 181 und Darm- 
ftadt Pf.G. Art. 168 nicht anerkannt, nach diefen wird' vielmehr eine, unrecht» 
mäßig gelöfchte Hypothek mit dem vorigen Rang mieber ;hergeftellt. 

? gl. unten 8 305. 
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deren Forderungen genießen, und daß feine anderen als bie bier 
inffribirten inffriptiongpflichtigen Poſten ein ſolches Vorzugsrecht 
anzufprehen haben, fowie daß Feine anderen als die hier infkri- 
birten inffriptionspflichtigen Poſten einem dritten Erwerber des 
Objekts gegenüber geltend gemacht werben können. 

III. Da das Transffriptionsregifter nur die vertraggmäßigen 
Beräußerungen von Liegenſchaften regiftrirt, fo ift nach franzöfi- 
Ihem Recht weder der Umfang des Objekts noch die Dispofitions- 
befugniß des Eigenthümers durch den dffentlihen Glauben des 
Regifters geſchützt. Diefer ift nur infoferne gegeben, als wenn 
jemand als Eigenthümer im Transffriptionsregifter regiftrirt if, 
nur gegen ihn Inſkriptionen genommen werden fünnen. 

IV. Nach franzöfiihem Recht können dem Ceſſionar eines Pfand- 
gläubigers alle Einreden entgegengefeßt werden, welche dem Schuld- 
ner gegen den Gedenten zuftanden, und ed wird darin au durch 
Inſkription einer Hypothekforderung nichts geändert !°. 


8 297. 
Il. Grundſatz der Spectalität '. 


Abweichend von den Beftimmungen des gemeinen Rechts, 
welches General und Specialhypothefen unterfcheidet, jenachdem 
das Pfandrecht fi auf das ganze Vermögen des Schuldners d. h. 
alle gegenwärtig und künftig zu demfelben gehörenden Gegenitänbe 
oder nur auf einzelne beflimmte Sachen erftredt?, bat das neuere 
Deutſche Hypothekenrecht das Princip der Specialität ausgebildet ?, 


— — — — — 


io Vgl. oben 8 293, 15. 

! Megelöberger, H.R. 8 28; Exner, HR. 8 5. 

2 Meber den Begriff der Generalhypothek vgl. Windſcheid 5 228; Re⸗ 
gelöberger, H.R. 28, 1. Mit Recht wird hervorgehoben, daß die Termino- 
logie ungenau fei, indem das, was wir Generalpfandreht nennen, nur die 
Bedeutung von Specialpfandrechten Habe, die durch eine Generalverpfändung 
eonftituirt find. 

3 Allgemein wurde diefer Grundfag zuerft in dem Preußiſchen Landrecht 
aufgeftellt, indem bdafjelbe die in der H.D. von 1783 noch erhaltenen General- 
hypotheken ganz befeitigte Förfter Eccius $ 191, 21. In Defterreih waren 
die Generalpfandrechte ſchon vor Erlaß des A.B.G.B. durch Specialgejege 
aufgehoben Exner, H.R. 8 5, 8. 
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wonach eine Hypothek (Grundfhuld) nur durch Eintragung auf 
beftimmte einzelne Objekte entftehen kann *. Soll eine Hypothek 
(Grundſchuld) auf mehreren Objekten des Schuldners beftellt wer: 
ben, fo ift fie al8 ungetheilte Hypothek (Grundſchuld) einzutragen 
(Correalhypothek, Simultanhypothet)d. Das Princip der Spe— 
cialität erjtredt fi auch auf die Forderung, indem die Eintra⸗ 
gung nur für eine beftimmte Summe gefchehen darf®. Für For: 
derungen, die nicht auf Geld gerichtet find, muß daher ein Ans 
Ihlag tn Geld getroffen” und für Forderungen, deren Betrag 
zur Zeit nicht befannt ift (Sicherheitshypothek, Cautionshypothek), 
muß eine Marimalfumme angegeben werben ®. 

Nah Franzöfiidem Recht ift der Grundfaß der Specialität 
für gejegliche und richterlihe Hypothefen gar nicht anerkannt und 
nur für die AYmmobiliarprivilegien und Conventionalhypotheken 
ausgebildet. 

I. Bei geſetzlichen Hypotheken erftredt fich die Hypothek auf 
alle Immobilien, welche der Schuldner zur Zeit der Entftehung 
als Eigenthümer hat, und die er bis zur volljtändigen Bejeiti- 





— — — — 


Bayern H.G. 8 11; Württemberg Pf.G. Art. 10; Sachſen 8.6.8. 
8 388; Altenburg und Reuß j. 2. H.O. 8 49; Neuß ä. L. H.O. 8 50; Heſſen 
Pf.G. Art. 38; Rudolſtadt HD. 8 11; Meiningen EG. Urt. 11; Medlen- 
burg Meibom, H.R. 8 6, 6. 

° Pr. E.E.G. 8 42; Dernburg, Br. BR. I. 8330; Bayern, 9.8. 8 147; 
Megelöberger, HR. 8 58. 59; Sachſen B.G.B. 8 379; Siegmann, HR. 8 
50, 5; Württemberg Pf.G. Art. 189 Römer, PER. 8 47, 1; Medlenburg 
R.St.B.O. 8 14, 2; Defterreih Gr.B.G. 8 15; Exner, HR. 8 402. In 
einzelnen Landesrechten ift die Neuerrichtung von Correalhypotheken unter- 
jagt, jo in Mecklenburg nach mehreren H.D. Meibom, HR. 8 15, 14—21 
und nah Hamburg HD. 8 30. Zu unterſcheiden davon find die Verbandhy⸗ 
pothelen, bei welchen zum Bmwed der Hypothekbeftellung mehrere jelbitftändige 
Grundſtücke zu einer Grundftüdgeinheit verbunden werden Meibom, H.R. 
8 15, 7. 

e Br. E.E.G. 8 23; Bayern, 9.6. 8 11; Regelöberger, HR. 8 28. II; 
Württemberg Pf.G. Art. 11 Römer, PER. 8 3, 3; Sadjen B.G. B. 8 389; 
Altenburg H.O. 8 50; Neuß ä. L. 9.0. 8 51; Neuß j.2. 9.8. 8 49; Heſſen 
Pf.G. 8 38 Müller, PER. 8 13, 2; Nudolftadt H.O. 8 12; Weimar Pf.G. 
8 9; Meiningen EG. Art. 11; Lübeck H.D. 8 31; Oefterreih Gr.B.G. 8 14 
Exner, HR. $ 5 Nr. 2. 

T Negelsberger, H.R. 8 28. II. 2a; Lang, Sachenrecht 8 167, 6. 

® Bgl. unten 8 801, 5. 
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gung des Schuldverhältnifjes erwirbt ?. Jedoch können dur Dis: 
pofition folgende Modifikationen eintreten: 

1. Bei der gejetlihen Hypothek der Ehefrau kann 

a. durch Ehevertrag die Hypothek auf beftimmt bezeichnete 
immobilien des Ehemannes beſchränkt werden, wodurch alle nicht 
genannten und die fpäter erworbenen Immobilien defielben pfand⸗ 
frei werden 1%, und es Tönnen beftimmt bezeichnete Immobilien 
des Ehemannes von dem Pfandnnerus ausgenommen werden !!. 

b. Während der Ehe Tann unter Einhaltung des gefeglich 
vorgefchriebenen Verfahrens auf Antrag des Ehemannes mit Zu- 
ftimmung der Ehefrau eine Beſchränkung des Pfandrechts auf die 
für Sicherſtellung des Forderungsanſpruchs genügenden Immo⸗ 
bilien des Ehemannes verfügt werben "?. 

2. Bei der gefeßlichen Hypothek der Minderjährigen und Ent- 
münbigten Tann: 

a. Der Familienrath bei Ernennung des Vormunds das 
Unterpfand des Mündels auf beitimmte Immobilien des Bor- 
munds beſchränken !®. 

b. Der Vormund Tann, wenn das freie liegenſchaftliche 
Vermögen deſſelben die Anſprüche des Mündels notoriſch über- 
ſteigt durch Klage gegen den Gegenvormund eine Minderung des 
Unterpfandrechts erwirken !*. 

II. Die richterliche Hypothek ergreift mit ihrer Entſtehung 
die ſämmtlichen Immobilien des Schuldners ſowohl diejenigen, die 
er zur Zeit der Entſtehung hat als diejenigen die er in der Folge 
erwirbt 1%. Auch bei der richterlichen Hypothek Tann eine Min- 
derung auf den für bie Sicherheit genügenden Umfang dann ein- 


°C. co. Art. 2182. Die Ausdehnung auf die Fünftig zu ermerbenden 
Smmobilien wird felbft dadurch nicht ausgeichloffen, daß zur Beit des Er- 
werbs der Schuldner die Eigenfchaft nicht mehr Hatte, welche zur Begründung 
ber geſetzlichen Hypothek Veranlaſſung gibt Zachariä $ 264, 21. 

ı 0, o. Urt. 2140 Badariü 8 264, 23. 

11 Badhariä 8 264, 283. 

12 0, co. Art. 2144 Badariä 8 75, 14. 

18 0, co. Ürt. 2141. 2142. Es gilt dieß nur für den Dativvormund Za⸗ 
chariä 8 278, 5. 

4 C. c. Art. 2148 gachariä 8 275, 10a. Es gilt dieß für alle Bor- 
münder auch die teftamentariichen und gejeglihen Zachariä 8 273, 5. 

5 O. 0. Art. 2123 Zachariä 8 265, 17. 
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treten, wenn das liegenichaftlihe freie Vermögen des Schuldners 
den Betrag der Schuld notoriſch überfteigt '6. 

DI. Zür die Immobiliarprivilegien ift die Spectalität aner⸗ 
fannt, indem fie nur gegen diejenigen Immobilien wirken, auf 
die fie fich beziehen 7. 

IV. Für Conventionalhypotheken gilt gefeglich das Princip 
der Specialität, indem Aufführung der einzelnen der Inſkription 
unterftellten Objekte im Pfandvertrag vorgefchrieben ift '*. Doc 
kann der Schuldner ausprüdlich auch Künftig zu erwerbende Lie: 
genſchaften der Verpfändung unterftellen, wenn die gegenwärtig 
vorhandenen unzureihend find ’. Bei Conventionalhypotheken 
muß nah franzöfiihem Recht der Betrag ber Forderung in einer 
Geldſumme feftgeftellt fein ®°. 


Abichnitt 3. 
Entftehung der Hypothek und Grundſchuld. 
Ubthbeilung 1. 


Allgemeine Boransiegungen. 


8 298. 
I. Das Objekt der Pfandbeſtellung. 


Eine Hypothek oder Grundſchuld kann nah Deutihem Recht 
nur an einem Gegenftand beftellt werden, für welchen ein Folium 
im Hypothekenbuch eröffnet ', oder der in Güterbuch eingetragen 
ift?. Borausfegung ift, daß er dem Verkehr nicht entzogen ſei?, 


186 0, o. Art. 2161 Bacdjariä 8 275, 8a. 

170, c. Art. 2103 Zachariä 8 268. 

18 0, o. Urt. 2129 Zachariä 8 266, 25. 

2 0, 0. Art. 21380 Badhariä 8 266, 26. 

2° Bol. unten 8 300, 20. 

I Br. E. E.G. 8 18; P. Gr. B.O. 8 1. 2; Negelöberger, H.R. 8 44; Alten- 
burg und beide Reuß 9.0. 8 27. gl. oben 8 259, 5. 

’ Württemberg Pf.G. Art. 57; Darmftadt Pf.G. Wrt. 8. 36 Müller, 
PER. 8 11, 8; Weimar Pf.G. 8 14. Nah Rudolſtadt H.G. 8 13 können 
Hypotheken nur an folhen Immobilien beftellt werden, die dem Beſteller ge- 
richtlich übereignet find. 
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was ih aus der Eintragung in das Hypothekenbuch oder Güter: 
buch von felbft ergibt *. Eintragungsfähig find nur unbewegliche 
Saden und ſolche Rechte, melde den Immobilien glei geachtet 
find ®. Hypothekenobjekte find demnach: 

1. Der Grund und Boden mit allen feinen Beftandtheilen ", 
namentlih dem was fi von Natur in dem Boden befindet ®, 
was über dem Boden in organiicher Verbindung mit ihm fteht?, 
und was in dem Boden feftgebaut ift?°. 

2. Rechte, infoferne fie den Immobilien glei geachtet wer: 
den, und jelbftftändig find’. Nah Preußiſchem Recht gehören 
dahin das Bergeigenthum 1? und jelbftftändige Gerechtigfeiten, für 
welche Grundbuchblätter angelegt find ’’. Beftritten ift, ob die 


® Megelöberger, H.R. 8 45, 2. 3; Römer, PER. 8 22, 6; Müller, PER. 
$ 29, 6; Weimar Pf.G. 8 10. 

* Dem Verkehr entzogene Sachen werben, folange diejes Verhältniß Dauert, 
in die Grundbücher nicht eingetragen oben 8 259, 6. Die Frage, ob Eiſen⸗ 
bahnen verpfändet werden können, ift zu bejahen NRegeläberger, H.R. 8 45, 7. 
Nah Pr. Gr. B.O. 8 2 werden die Grundftüde der Eijenbahnen in dem Grund» 
buch jedes Bezirks eingetragen wenn fie belaftet werben follen. Die Eintra- 
gung der ganzen Eifenbahn ald Gutsverband nah Gr.B.O. 8 25 Hält nicht 
für zuläßig Förſter Eccius 8 192, 81. Nach Oeſterreichiſchem Necht werden 
bejondere Eijenbahnbücher geführt oben 8 221, 2. 

° Br. Gr. B.O. 8 1, 3; Bayern H.G. 8 3; Württenberg Pf.G. Art. 3; 
vgl. oben 8 259, 5—7. 

® Dernburg Hinrichs 8 16 Nr. 3; Müller, PR. $ 33, 2. 

T Weber die Unterfcheidung der Beftandtheile von den Pertinenzen vgl. 
oben 8 81, 11. 

® Bol. oben 8 75, 17. 

® gl. oben 8 75, 12. 

10 Bol. unten $ 307, 8. 

11 Vorausſetzung ift, daß ihnen ein befonderes Folium eröffnet ift vgl. 
oben 8 259, 7. Es find fomit die als Beftandtheile oder Pertinenzen eines 
Immobiles erfcheinenden Nechte von der felbftftändigen Hypothekbeſtellung 
ausgefchloffen unten Note 33. 

2 Pr. E.E.G. 8 68; Br. Gr.B.D. 8 3; Dernburg Hinrichs 8 16 Nr. 1; 
Coburg E.E.G. 8 68; Braunſchweig E.E.G. 8 70. 

18 Pr, E.E.G. 8 69; Pr. L.R. I. 20. 395; Förſter Eccins $ 192, 77; 
Braunfhweig EEG. 8 71; Eoburg E.E.G. 8 69; Sondershauſen E. E. G. 
8 61. Vorausſetzung ift Selbftftändigfeit, unbegrenzte Dauer und Beräußer- 
Tichleit. Es gehören dazu nad Preußifchem Recht die Upothelerprivilegien, 
die Schiffsmünfgerechtigkeiten und die Fahr- und Fifchereigeredhtigleiten Bahl⸗ 
mann, Anm. e zu GrB.D. 8 3; nad Braunſchweigiſchem Recht die Zehnt- 
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nad Preußiſchem Landrecht zuläßige Revenuenhypothef auch nad 
neuerem Recht giltig errichtet werben könne !“. Nah Bayriſchem 
Hecht Tönnen ſolche fruchtbringende Rechte Gegenftand der Hy: 
pothefbeftellung fein, die jelbititändig dinglih und felbftftändig 
veräußerlih find und die mit dem Tod des Berechtigten nicht er- 
löſchen !°. Ebenſo können nah Sächſiſchem Recht‘, fowie nad 


fchäfereigerechtigleit, die Badftubengerechtigleit, Apotheken, die Schmiede⸗, 
Krug- und Wbdedereigerechtigkeit, dann Emphyteuſe, Erbzind- und Meier- 
rechte, joweit fie noch exiſtiren Manzfeld, Unm. 1. 2 zu EEG. 8 71. Nach 
Oldenburg Gr.B.D. 8 1 und Detmold Gr.B.D. 8 1 werben Grundbucdhblätter 
für felbftftändige Gerechtigkeiten nicht geführt. 

14 Sie beruht auf Br. L.R. 1. 20. 26. 27. 225. Die Motive zu E.E.G. 
$ 45 erachten diejelbe durch das E.E.G. als abgeſchafft, da die Grundlage 
berfelben, die vertragsmäßige TFeitfegung, daß der Gläubiger feine Befriedi« 
gung nicht aus der Subſtanz ſondern nur aus den Früchten fuchen dürfe, 
gejeglich verboten fei; daher erflären fich für die Unzuläßigfeit nach neuerem 
Recht Yörfter, Gr.B.R. 167; Bahlmann, Annı. 2 zu Gr.B.O. 8 45; Udilles, 
Anm. 2 zu Gr.BD. 8 45; Turnau, Gr.B.D. I. 344 Nr. 2, Förſter Eccius 
8 190, 33. A. M. Dernburg, Pr. BR. I. 5 328, 16. Nicht berührt werben 
dadurch die bereitd beftehenden Nevenuenhypothefen und die Begründung fol« 
her Rechte an Lehen und Familienfideicommifjen. 

5 Bayern 9.8. 8 3. Es gehören dahin Fifchereirechte, Bodenzinje, das 
Bergeigenthum, bingliche Gewerbsrechte, das Plagrecht, nicht aber Perfonal- 
und Prädialfervituten, Hypothelforderungen und die mit dem Leben des Be- 
rechtigten erlöfchenden Neallajten Roth, Bayr. C.R. (1) $ 187, 10-20; Ne: 
gelöberger, H.R. 8 46. II. Das Emiggeldredht, obwohl den gejeglichen Vor⸗ 
ausfegungen entiprechend, wird von der Bayriſchen Praxis als Hypothekobjekt 
nicht zugelaffen Roth, Bayr. E.R. (1) 8 178, 14; 8 187, 18. 

10 Nach Sachſen B.G.B. $ 495 können Berechtigungen, welde ein %o- 
lium im Grundbuch erhalten haben, verpfändet werben. E83 gehören dahin 
die Bau- und Kellerrechte, daS Bergeigenthum, Lehen- und Erbzindgüter und 
diejenigen Gerechtigfeiten, für welche mit Erlaubniß des Zuftizminifteriums 
ein Yolium angelegt wird Siegmann, HR. 8 53—60. Nach Altenburg und 
Neuß j. 2.90. 8 11. 27 und Reuß ä. 2. H.O. 8 14. 29 können frudt- 
bringende dingliche Mechte, welche nicht Zubehörungen eines Grundftüds find 
und deren Ausübung nicht von dem Beſitz eines Grundſtücks abhängt und die 
mit dem Tod des Berechtigten nicht erlöfchen, dann dingliche Gewerbsberech⸗ 
tigungen, die nicht als zu einem Grundftüd gehörig zu betrachten und nicht 
an die Perfon des Berechtigten gebunden find, Gegenitand ber Hypothekbe⸗ 
jtellung fein, wenn ihnen mit behördlicher Exrlaubnig ein Folium eröffnet 
wird. Es ift dieß dem Sächſiſchen H.G. 1843 8 14. 29 entnommen. Gieg- 
mann, H.R. $ 58, 4. 
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den Rechten von Württemberg ?”, Heflen-Darmftabt *?, Weimar '*, 
Meiningen ?°, Audolftadt *! und Anhalt *? felbfttändige Rechte, 
welche den immobilien geſetzlich gleichgeftellt find, Gegenjtand ber 
Hypothekbeftellung fein. Nah Oeſterreichiſchem Recht Tann hei 
getheiltem Eigenthum der Untereigenthümer an feinem Recht Hy: 
pothef beftellen ?*; für das Bergeigentbum werden bejondere Berg: 
hypothekenbücher geführt ?*; außerdem find zur Hypothekbeſtel⸗ 
lung geeignet der Nießbrauh und andere Perfonalfervituten, in- 
foferne ihre Ausübung übertragbar und nicht auf die Perſon des 
Berechtigten beſchränkt ift *°, intabulirte Beftandrechte ?° und bit- 


7 Württemberg Pf.G. Art. 3: „Rechte, welche ben Immobilien geſetzlich 
glei) fommen.” Es werden dahin gerechnet Lehen, Erbzinsrechte, dad Platz⸗ 
recht, der Nießbrauch an Liegenfchaften, das Bergeigenthum, Dienftbarkeiten 
an Privateigenthum ſoweit fie nicht mit einem Gut untrennbar verbunden 
find, Sonderberecitigungen an Öffentlihen Saden, Reallaften und Realge⸗ 
meinderechte nicht aber Hypothekarrechte Römer, PER. 8 22. II; Lang, Sa- 
chenrecht 8 166, 38—49. 

is Pf.G. Art. 7. 1 „unbewegliche echte". Als ſolche werden angeſehen 
der Nießbrauch an Immobilien und vererbliche und veräußerliche Nutzungs⸗ 
rechte nicht aber Prädialſervituten und das Hypothekenrecht Müller, Pf. R. 
8 33 Nr. 2. 

19 Sacjen-Weimar Pf.G. 8 2: „Unbeweglihe Törperlihe Sachen ober 
Rechte an folden.” Nah Uusf.B. 12/8 1841 8 41. 42 gehören dahin Real⸗ 
rechte wie Binsftöde und Behntberechtigungen, die Mechte des Eigenthümers 
an Erbpachtgütern und Laßgütern und bes Obereigenthümers bei getheiltem 
Eigenthbum. Es werden dafür bejondere Folien angelegt. Rechte, welche ein- 
zeln nicht veräußert werden können 3. B. Realfervituten und andere mit einem 
berechtigten But verbundene Gerechtſame können abgefondert nicht verpfändet 
werben Pf.G. 8 11. 

2° Nach Meiningen H.G. Wrt. 1. c. d. und Art. 9 können bie auf Pri⸗ 
vatwillfür beruhenden Berjonalfervituten, dann die den Perjonalfervituten 
ähnlichen vorübergehenden Laften (Auszug, Wohnungsrecht, Witthum, Leib» 
zucht) Gegenitand jelbftftändiger Hypothekbeſtellung fein. 

1 Nach Rudolftadt HD. 8 3 können ben unbeweglichen Sachen gleich- 
geachtete nugbare Realrechte Gegenftand der Hypothelbeftellung fein. 

22 Nach Anhalt Gr. B.O. 8 34 können die den Grundftüden gleih zu 
achtenden Rechte Gegenftand der Hypothekbeſtellung jein. 

28 A.B.G.B. 8 1128 Exner, H.R. 8 4, 6. 

 Erner, HR. S. 20. 49. 

25 Exner, HR. 8 4. 8, 

»° Ener, HR. 5 4. 9. 
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cherliche Neallaftberehtigungen 2°. Dagegen ift die nah Defter- 
reichiſchem Recht zuläßige Verpfändung ad fructus?® nicht als 
gefonderte Verpfändung der Früchte eines Hypothekenobjekts auf: 
zufafien, jondern als Stipulation, daß die Geltendmachung des 
Hypothekenrechts nicht dur Zwangsverkauf des Hypothekenob⸗ 
jett3 jondern dur Beichlagnahme der Nubungen erfolgen folle °°. 
Mehrere Hypothekengeſetze laſſen die Hypothefbeftelung an Rechten 
nit zu ®®. 

3. Mobilien und die ihnen gleichitehenden Rechte find nicht 
Gegenitand felbititändiger Hypothekerrichtung, fondern fie können 
nur in ihrer Eigenſchaft als Pertinenzen eines Hypothekenobjekts 
von den darauf eingetragenen Hypotheken ergriffen werben 31. 

Die Hypotbekbeftelung kann auf das Hypothekenobjekt nur 
als einheitliches Ganzes erfolgen. Daher können nicht reell ge: 
trennte Theile eines Immobiles nicht gejondert verpfändet wer- 
den °?, und ebenfowenig find dingliche Rechte, welche aktiv mit 
einem Immobile verbunden find, folange dieje Verbindung dauert, 
Gegenftand felbitftändiger Hypothefbeftellung ®°. Ebenſowenig fann 


37 Ener, HR. 8 4. 11. 

28 A. B. G. B. 8 457. 632. 

20 Exner, HR. 8 3 Nr. 2 und 8 34, 16. Es liegt darin ein vertrags⸗ 
mäßiger Verzicht auf Bmwangsverlauf, wie dieß auch nad anderen Hypothe⸗ 
fengejegen zuläßig ift, vgl. unten $ 310, 13. 

°° Es gehören dahin Oldenburg Gr.B.D. 8 1; Detmold Gr.BD. 81; 
Hamburg H.O. 8 30; Lübed HD. 8 4 und 81 und die Merlenburgijchen 
Hypothelenordnungen Meibom, HR. 8 15, 1. 

21 Bgl. unten Note 42. 

» Bayern H.G. 8 120; Sadjen B.G.B. 8 388; Wltenburg H.O. $ 55; 
Neuß j. 2. H.O. 8 54; Neuß ä. 8. 9.8. 8 57a; Weimar Pf.G. 8 12; Ru⸗ 
dolftadt H.O. $ 11; Hamburg 9.0. 8 12; Defterreih Gr.B.G. 8 18 Exner, 
HR. 8 3, 4 und $ 38, 6. Für zuläßig Halten die VBerpfändung eines nicht 
getrennten reellen Theils eined Ymmobile nad) Württembergifhem Hecht Rö⸗ 
mer, PER. 116; Lang, Sacjenrecht 8 166, 32 und nach Heſſen⸗Darmſtädtiſchem 
Recht Müller, Pf.R. 8 16, 12. Nah Preußiſchem Recht ift es beitritten, da- 
für Kretſchmann in Grudot XI. 227; Bahlmanı, G.B.O. 108; Turnau, 
Gr. B.O. I 304; Ertl. Marienwerder 5/12 1876 Johow, Jahrb. VII. 230; 
Dagegen Tülff bei Gruchot XI. 12, Achilles Gef. 193; Förfter Eccius 8 192, 
36; Erf. Naumburg 25/1 1876 Johow VI, 160; Kammergericht 29/1 1878 
Johow VIIL 226. 

ss (53 folgt dDieß aus ben oben Note 13 und 16—22 aufgeführten Be- 
ftimmungen ber Hypothelenorbnungen, welche die Hypothetbeftellung nur auf 
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ber Eigenthümer ideelle Theile eines Hypothekenobjekts gefondert 
verpfänben °*. Dagegen ift nach den meilten Hypothekenordnun⸗ 
gen dem Miteigenthümer die Verpfändung feines ideellen Antheils 
an dem Hypothekenobjekt gejtattet ®°. 


ſolche dingliche Rechte zulaffen, welche jelbftitändig dinglih, d. h. nicht mit 
einem andern Immobile verbunden find. 

34 Gemeinrechtlich kann die Befugniß des Eigentümers den ibeellen Theil 
eined Objelt3 zur Hypothek zu beftellen nicht bezmeifelt werden; ſ. gegen bie 
abweichende Anfiht von Bremer, Hypothek und Grundſchuld 32 die Ausfüh: 
sung von Exner, Kritit des Pfandrechtsbegriffs 63, 130; Windicheid 8 226.8, 
3; Nömer, PER. 8 22, 14. Ausdrücklich anerkannt ift diefe Befugniß Wei⸗ 
mar Pf.G. 8 12, und fie wird als geltend angenommen nach Wärttember: 
giihem Recht von Römer, PER. 117 und Lang, Sachenrecht 8 166, 35. Aus- 
drücklich ausgefchloffen iſt die Zuläſſigkeit der Verpfändung eines ideellen 
Theils durch den Alleineigenthümer Naſſau Stockbuchgeſetz 8 5; Sachſen B. G. B. 
8 372. 388; Altenburg H.O. 8 55; Neuß ä. L. H.O. 8 57; Reuß j. L. H.O. 
8 54; Hamburg H.O. 8 12; Deſterreich Gr.B.G. 8 13 Exner, HR. 8 3. 14. 
Für unzuläßig ift fie zu balten nah Mecklenburgiſchem Reht Meibom, HR. 
8 15, 5 und nach Preußiſchem Recht, da nad &.E.G. 8 30 Nr. 1 das ganze 
Grundſtück, wie es auf dem Grundbuchblatt eingetragen tft, haftet. Auch die- 
jenigen, welche nad Preußiſchem Landrecht die befondere Berpfändung ein- 
zelner auf dem Grundbuchblatt verzeichneter nicht beſonders ausgeſchiedener 
Stüde für zuläßig halten oben Note 32, behaupten nicht, daß der Alleineigen- 
thümer einen ideellen Theil des Grundbuchkörpers verpfänden dürfe Bahl- 
mann, &r.8.G. 108. Erf. Naumburg 25/1 1876 Johow VI. 160 fpricht ang, 
daß E.E.G. 8 28. 30. 32 und Gr. B.O. 8 1. 5 und 58 ber Berpfändung ein- 
zelner Antheile entgegenftehe und das &.E.&. 8 21 und 43 nur für Miteigen- 
thümer eine Ausnahme mache. Das Gleiche iſt nach Bayriſchem Recht anzu- 
nehmen; die Beitimmung des 9.8. 8 33, daß ſich die Hypothel als dingliches 
Recht auf die ganze Sade und alle Theile erftrede, und H.G. 8 120, daß 
die Verpfändung einzelner Beſtandtheile eines Gutöcomplered die Errichtung 
eines eignen Yoliums im Hypothekenbuch vorausſetze, fchließt Die Berpfändung 
bes ideellen Theild eines Hypothelenobjelt8 durch den Ulleineigenthämer aus, 
wie dieß auch bisher in ber Praris als zweifellos gehalten wurde, und auch 
den Landesrechten entipricht, welche die Grundftüdseinheit angenommen haben. 
U. M. Regelöberger, H.R. 8 44, 5 unten Note 85. 

5 Ausdrücklich geftatten diejelbe Pr. E.E.G. 8 21, und damit überein- 
fiimmend Oldenburg E.E.G. $ 21; Braunfhweig EEG. 8 29; Goburg 
E.E.G. 8 21; Detmold E. E.G. 8 20; Sonderähaufen E.E.G. 8 21; Naffau 
Stockbuchgeſetz 85; Württemberg Pf.G. Art.9 Römer, PER. 8 22, 18; Lang, 
Sachenrecht 8 166, 83; Sachſen B.G.B. 8 388; Darmſtadt Pf.G. Art. 9. 58 
Müller, PER. 8 34, 20; Weimar Pf.G. 8 18; Altenburg H.O. 8 56; Neuß 
j. 2. 9.02. 8 55; Neuß &. 2. 9.8. 8 57; Rudolſtadt 9.D. 8 49; Oeſterreich 
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Hypothefenobjekte können unbewegliche?“ und bewegliche?” 
Pertinenzen haben; auch Rechte können in eine berartige Ber: 


8.8. 8 13 Ener, HR. 8 24, 8. Ausgeſchloſſen ift diefelbe in den Med- 
lenburgiſchen Hypothelenordnungen Meibom, H.R. 8 15, 4 und nah Ham- 
burg H.O. 8 9. 18 und Lübeck H.D. $ 17. Keine Beltimmung enthalten die 
9.8. von Meiningen, Anhalt und Bayern. Für daB letztere ift es beftritten, 
ob ein Miteigenthümer auf feinen Antheil eine Hypothek beftellen könne. Ge— 
gen die Buläßigkeit erflären ſich A.E. 29/2 1856 und 6/5 1857 Arends V. 
184; Ertl. Münden 27/12 1874 Sammig. IV. 164, und Roth, Bayr. ER. 
(1) 8 188, 40; für bie Zuläßigfeit unter Borausfegung der Anlegung eines 
befonderen Foliums Lehner, HR. 8 28 und Jungermann, Handbuch 167; 
für die Zuläßigleit ohne diefen Vorbehalt Gönner, Eommentar I. 125. II. 
400; A.E. 15/2 1841 und 12/3 1841 BL. VI. 270; Erk. München 14/1 1870 
BL. XXXV. 161; 27/2 1872 Sammlg. IL. 1. Biel weiter gehen Regelöberger 
in BL. XXXVIIL 241—245. 257—261 und H.R. $ 44, 5 und Erk. Münden 
22/3 1881 Sammlg. IX. 32, indem fie nad Bayriſchem Recht die Hypothek⸗ 
errichtung auf einem Bruchtheil des Hypothekobjekts überhaupt für zuläßig 
erachten. 

ss Ausdrücklich führen die unbeweglichen Pertinenzen an Pr. E. E.G. 
8 30 Rr. 6; Bayern H.G. 8 34. 36; Altenburg H.O. 8 57; Neuß j. 2. 9.0. 
8 56; Neuß ä. 2. 9.02. 8 58. Immobiliarpertinenzen waren nach früherem 
Necht von Bedeutung als Verbindung einzelner Grundſtücke mit gefchloffenen 
Gütern Weimar Pf.G. 8 259 oder mit Gütern von befonderer Beichaffenheit 
beren Eigenjchaft fie nicht theilen vgl. oben 8 81, 25; Weimar Pf.G. 8 287. 
Das erftere hat jegt überall da, wo die Gefchloffenheit der Güter befeitigt ift, 
feine Bedeutung verloren vgl. oben 8 237, 3. Bielfältig beruht die Bezeich⸗ 
nung als Bertinenz auf einer Verwechslung mit Beftandtheil Wächter, Erör⸗ 
terungen I. 37; Regelsberger, H.R. 8 47. I. 1. Jetzt bildet da, wo die Ge⸗ 
ſchloſſenheit der Grundbeſitzungen aufgehoben ift, die Gejammtheit der auf 
dem Grundbuchblatt eingetragenen Veſtandtheile eines Grundſtückkörpers eine 
Einheit. Indeſſen Tann die Eigenihaft als Immobiliarpertinenz noch von 
Bedeutung fein für Grundſtücke, die in einem anderen Grundbuchsbezirk Tiegen 
als demjenigen, in welchem das Grundbuchblatt angelegt ift, indem bier für 
Smmobiliarpertinenzen ein beſonderes Grundbuchblatt angelegt wirb Br. 
Gr.B.O. 8 5; die gleiche Beftimmung haben Oldenburg Gr. B.O. 8 4; Det- 
mold Gr.B.O. 8 4; Sonderdhaujen Gr. B.O. 8 4; Bayern H.G. 8 121. 123; 
Sachſen &.D. 1865 8 111; Altenburg HD. 8 159; Neuß &. 2. und ij. ©. 
90. 8 158. 

Die Mehrzahl der Geſetze läßt darüber, was al3 bewegliche Pertinenz 
des Hypothekenobjekts anzujehen fei, nur das Livilvecht entfcheiden Br. E. E. G. 
8 30, 7; Oldenburg E.E.G. 8 30, 7; Coburg E.E.G. 8 30, 7; Sonderöhaufen 
E.G. 8 27, 7; Heflen Pf.G. Urt. 49; Mecklenburgiſche H.O. bei Meibom, PR. 
825,3; Ultenburg 9.8.8 67; Neuß j. L. 9.0. 866; Neuß &.2.9.D0.8 66; Ru⸗ 
bolftadt 9.8.8 26; Defterreih A.B.G.B. 8 457 Exrner, 9.3.8 38, 34. Ausprüdlich 

Roth, Deutſches Privatrecht. 1. 35 
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bindung zu einem Hypothelenobjelt gebracht werben ®®. Unbeweg: 
lihe Pertinenzen und Gerechtigfeiten bedürfen der Eintragung ®®; 
bei beweglihen Pertinenzen ift dieß nicht vorgefchrieben 1°. Die 
Pertinenzen werden durch die Vereinigung in der Art Theile ber 
Hauptſache, daß die Rangordnung der auf die Hauptſache einge: 
tragenen Hypotheken auch für fie entjcheidet *. Die Bereinigung 
dauert bei unbeweglichen Pertinenzen bis zur Abfchreibung; ba- 
gegen hört fie bei beweglichen ‘Bertinenzen mit der Trennung und 
Beräußerung an einen Dritten auf *?. 


dehnen bieß aber auf das Inventar bei landwirthſchaftlichen Gütern ans 
Braunfchweig E.E.G. $ 35; E. G. für Neuporpommern 8 15, und für Schles⸗ 
wigbolftein 8 48. Dagegen jchließen das Inventar bei landwirthſchaftlichen 
Gütern aus Sachſen 8.9.3. 8 411. 412; Anhalt Pf.G. 1870 8 33. Auf 
das Inventar bei landwirthichaftlichen Gütern bejchräntt die Pertinenzeigen- 
ihaft Lippe-Detmold E. E. G. 8 50. Bayern H.G. 8 22, 3 unterjcheidet ge- 
jegliche und dispoſitive Pertinenzen, und läßt die legteren nur bei Eintragung 
im Hypothekenbuch haften Regelsberger, 9.8. 8 47, 5. Nach Württemberg 
Pf.G. Urt. 3. 51. 190 Haften Mobiliarpertinenzen nur wenn fie ausbrädlid; 
mitverpfändet find Römer, H.R. $ 22, 20; Lang, Sachenrecht 8 180, 18. 
Keine Beftimmungen über Mobiliarpertinenzen haben Weimar, Meiningen, 
Lübel und Hamburg. 

Br. E.E.G. $ 30, 6; Heſſen Pf.G. Art. 48; Regelöberger, HR. & 16, 
9; Meibom, H.R. $ 25, 4 und 11. 

0 Bol. oben Note 36. 

“0 Eine Ausnahme ift nur gegeben nad Bahyriſchem Hypothekenrecht für 
dispofitive Pertinenzen und nach Württembergifchem Recht für alle Mobiliar- 
pertinenzen oben Rote 87. 

+1 Bewegliche Pertinenzen werden mit ber Bereinigung von ber Pfand⸗ 
verbindlichleit der Hauptjache ergriffen Dernburg, Pr. BR. I. $ 329 Nr. 4; 
Erk. Münden 28/4 1855 BI. XXII. 186; 15/9 und 21/12 1868 BL. XXXIV. 
128; Sadien 3.6.8. 8 410. Daffelbe gilt von Immobiliar⸗Pertinenzen, 
wenn fie unbelaftet mit einem Hypothekenobjelt vereinigt werden Pr. E. E. G. 
8 80 Abi. 6; Förfter Eccius $ 199, 32; Bayern H.G. 8 33; Sachſen 8.0.8. 
8 422. Sind die Trennftüde welde mit einem Grundfläd ala Immobiliar⸗ 
pertinenzen vereinigt werden jollen bereit# belaftet, jo bleiben die darauf 
baftenden Hypotheken beftehen und werden mit übertragen Pr. E.E.G. $ 32. 
Rah Sachſen B.G.B. 8 423 Aitenburg HD. und Neuß &. 2. 90. 8 68 
und Neuß j. 2. 9.D. $ 62 ift die Vereinigung nur zuläßig, wenn die Bläu- 
biger de3 einen Grundſtücks denen des andern ausweichen. Nah Bayern 
H.G. 8 36 ift Zufchlagung von Smmobiliarpertinenzen nur zuläßig wenn fie 
unbelaftet find. Vgl. auch unten 8 809, 15—23. 

43 Bol. unten 8 307, 6. 
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Der Eigenthümer ift in der Belaftung des Objekts nicht be- 
Ichränkt *°; nur einzelne H.D. fchreiben vor, daß die Belaftung 
einen beftimmten Bruchtheil des Werthes nicht überfchreiten dürfe **. 
Nah Württembergiihem Recht kann der Gläubiger, wenn die 
Berbindlichleit zur Unterpfandsbeftellung nur im Allgemeinen feft- 
gejegt ift verlangen, daß ber zu erhebende Schägungswerth nicht 
unter dem anderthalbfahen Betrag der Forderung ſtehe. Dieß 
leidet feine Anwendung dann, wenn bei Begründung des Rechts 
auf Beitellung des Unterpfandes zugleich der Gegenftand bezeichnet 
wird, welcher verpfändet werden fol, oder wenn das Verhältniß 
des Pfandwerthes zu dem Betrag ber Forderung durch Ueberein- 
kunft beftimmt ijt*. Nah Darmftäbtiihem und Naſſauiſchem 
Recht fol der Werth des Unterpfandes durch ortsgerichtliche Schä- 
gung feitgejeßt werden **. Bei freiwilligen Hypothektiteln wird 
davon Umgang genommen, wenn die Betheiligten über den Werth 
des Unterpfands fich vereinigen, oder von einer Schähung aus: 
drüdlich abjtehen ““. Bei geſetzlichen Hypothektiteln dagegen ift 
das Abftehen von der ortögerichtliden Schägung in der Regel 
ausgeſchloſſen *°. Wenn das Verhältnig der Wertbsermittlung zu 


“ Bielfältig war früher ein Marimalmaak des Werthes beftimmt, über 
welches hinaus ein Objekt nicht mit Hypotheken jollte belaftet werben dürfen 
J. Stobbe, BR. 8 108, 29. Jetzt ift vielfältig umgelehrt dad Maximalmaaß 
der Sicherheit beftimmt, welches der Gläubiger anfprechen darf. Bgl. unten 
8 802. V. 

“ Nicht richtig ift die Angabe von Meibom, HR. 8 17, 18, daß aud 
das Bayrifhe Hypothekenrecht eine ſolche Beſchränkung enthalte. Die Be: 
ftimmung des H.G. $ 182 ift nicht dahin aufzufaflen, daß die Conftituirung 
des Pfandrechts nur im Umfang des amtli zu ermittelnden Werthbetrags 
zuläßig ſei wie dieß in der Note 45 f. aufgeführten 9.0. vorgejchrieben ift, 
vgl. Gönner, Comment. IL 195 f. 

“6 Württemberg Pf.&. Art. 12. 13; Römer, PER. 8 38, 8; Lang, Sa- 
chenrecht 8 175, 42. Die Betheiligten Eönnen über die Seitftellung bed Wer⸗ 
thes des Pfands ſich vereinigen oder von einer Schägung ausdrücklich ab⸗ 
ftehen, was im Unterpfandbuch bemerkt wird. 

“s Darmftadbt PF.G. Urt. 18, 1; Naffau Pf.G. Art. 11. Ueber das Ber- 
fahren bei ber Abſchätzung vgl. Müller, Pf.R. 8 10. 

4 Darmitadt Pf.G. Art. 18, 2; Müller, PER. 8 85, 1; Naflau Pf.G. 
Art. 11. 

 Darmftadt Pf.G. Art. 18. 23; Naffau Pf.G. Urt. 11. Nur bei dem 
gefeglichen Hypothektitel der Kinder gegenäder ihren Eltern und der Ehefrau 

85 * 
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dem Betrag der Pfandforderung nicht durch befondere Feſtſetzung 
geregelt ift, fo fol der Güterwerth den doppelten Betrag ber 
Hauptforderung erreichen *°. 

Nah Franzöfiihem Recht können Unterpfandsrechte nur an 
Immobilien und diejen gleichftehenden Rechten begründet werden *°. 
Hypothekenobjekte find demnach: 

1. Der Grund und Boden ®° mit allen feinen Beſtandtheilen, 
nämlih was fi von Natur unter dem Boden befindet ®?, was 
über dem Boden in organifcher Verbindung mit ihm fteht®%, und 
was in dem Boden feitgebaut ift®®. Immobilien können Hypo— 
thefenobjefte nur fein, wenn fie im Verkehr find °*. 

2. Unter den dingliden Rechten können Gegenftand ber Hy: 
pothefbeftelung fein die Nubnießung®®, die Emphyteuſe ®® und 
das Bergeigentbum ”. Nach Franzöfiihem Recht kann der ideelle 


gegenüber ihrem Ehemann ift Feititellung des Berhältniffes der Sicherheit 
durch Webereintunft zuläßig Pf.G. Urt. 19, 2. Art. 22; Naflau Pf.G. Art. 11. 
Iſt das PVerhältni der Werthermittlung zu dem Betrag der Pfandforderung 
nicht durch beſondere Feſtſetzung geregelt, jo ſoll der Güterwerth den Dop- 
pelten Betrag der Pfandforderung erreihen Darmftadt Pf.G. Art. 18. 30; 
Naflau Pf.G. Urt. 11. 

* 0. civ. Art. 2118. Sont seuls susceptibles d’hypothöques 1) les 
biens immobiliers ; qui sont dans le commerce et leurs accessoires re- 
put6s immeubles 2) l'usufruit des mömes biens et accessoires pendant le 
temps de sa dure6e. 

6° 0, civ. Art. 518: les fonds de terre et les batimens sont immen- 
bles par leur nature. 

81 0, civ. Art. 552, 1. 

83 0, civ. Art. 520. 

58 O. oiv. Urt. 518. 519. Dan rechnet dahin nad franzöfiihem Recht 
auch die Superficied Puchelt, H.R. 8 13, 3.5. Auch die Brandverficherungs- 
gelber können Beſtandtheil fein Puchelt, H.R. $ 13, 12a. 

& 0, civ. Urt. 2118 Nr. 1; Puchelt, HR. 8 13, 6. 

65 CO, civ. Art. 2118 Nr. 2. Es gehört dahin die Nutznießung an Im⸗ 
mobilien nicht aber die an einem ganzen Bermögen Yadariä 8 258, 4; Pu⸗ 
heit, H.R. 8 13, 23. 24. 

66 Yadariä 8 258, 4; Pucelt, HR. 8 13, 28. 29. Es ift beftritten, 
ob Emphyteufen im eigentlihen Sinne d. 5. Heberlafjung von Immobilien zu 
dauerndem Nutzungsrecht im Sinne ded gemeinen Necht3 in dem Rechtsgebiet 
des C. c., der fie nicht erwähnt, zuläßig feien ſ. Zacdhariä 8 198, 6 folg. und 
unten 8 336. 

97 Puchelt, HR. 8 18, 12. 








Recht des Beſtellers 8 299. 549 


Antheil eines Miteigenthümers Gegenſtand der Hypothekerrichtung 
ſein °°, die Hypothek iſt jedoch von Beſtand nur fo lange die Ge⸗ 
meinſchaft dauert, oder wenn die gemeinſame Sache bei der Thei⸗ 
lung auf den Schuldner übergeht ®°. Hypothekenobjekte können 
Mobilien als Pertinenzen haben, welche, jo lange fie in der Ber: 
bindung ftehen, dem Pfandnerus unterliegen, mit der Trennung 
aber davon befreit werben *°. 


8 299. 
II. Recht des Beſtellers. 


Nach Deutſchem Recht iſt zur rechtsgiltigen Entſtehung einer 
Hypothek oder Grundſchuld erforderlich, daß der Schuldner, gegen 
welchen dieſelbe gerichtet iſt, als Eigenthümer im Hypothekenbuch 
oder Grundbuch eingetragen ſei. Nur der hier als Eigenthümer 
Vorgetragene kann giltig eine Hypothek oder Grundſchuld auf das 
betreffende Objekt beſtellen, und nur die gegen ihn gerichteten 
Rechtstitel können die Grundlage einer Hypothekbeſtellung gegen 
ihn abgeben !. Hypothekerrichtung gegen denjenigen, der nicht als 
Eigenthümer im Grundbuch eingetragen ift, ift unzuläßig *. Be⸗ 


s® Jachariä 8 197, 7. 

89 Puchelt, H.R. 8 38, 2. Bgl. oben $ 232, 95. 

6° Zachariä 8 258, 11; Puchelt, H.R. 8 13, T—11. 

1 &3 gilt dieß nad den Geſetzen ſowohl des Grundbuchſyſtems Pr. E. E. G. 
8 19; Sachſen 8.8.8. 8 898; Heflen-Darmftadbt Pf.G. Art. 8. 36; Altenburg 
98.85. 46; Neuß j. 8. 5.0.8 5.45; Neuß &. 2. 9.0. 85. 47; Med» 
lenburg R.St. B.O. 8 12; NRubdolftadt HD. 8 13; Weimar Pf.G. 8 14; An⸗ 
halt Gr. B.G. 8 7; Hamburg 9.D. 84; Lübel HD. 8 17; Defterreih Gr. B. G. 
8 21, als denen des Pfanbbuchiuftemd Bayern 9.8. 5 14, 1, 8 26, 1; Med. 
lenburg R.RHD. 8 9 Meibom, HR. 8 16, 19. Dieß gilt auch nah Würt- 
temberg Pf.G. Art. 57. Hiernah Tann der im Güterbuch als Berechtigter 
Eingetragene giltig verpfänden, auch wenn er nicht der wahre Eigenthümer 
ift, infoferne der wahre Eigenthümer jein Hecht nicht gemahrt hat. Beſtritten 
ift, ob der wahre Eigenthümer, auch wenn er fein Recht nicht gewahrt Hat, 
giltig verpfänden könne, infoferne er fein Recht fpäter im Proceß erweist, 
was Römer, PER. 8 26, 2 und Lang, Sachenrecht 8 171, 37 bejahen, Wäd)- 
ter, Erörterungen I, 175 aber wie mir fcheint mit Recht verneint. 

3 Achilles Geſ. 168. 
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ftritten it, ob für die Erridtung einer Hypothek oder Grund: 
ſchuld das Convalescenzprincip anzunehmen fei, ob aljo die von 
dem nicht eingetragenen Eigenthümer bewilligte Beftelung bei 
nachträglicher Eintragung deſſelben als Eigenthümer in Wirkſam⸗ 
feit trete®. Soweit nicht das Gefeh die Convalescenz ausbrüd: 
ih ausfpricht *, ift dieß zu verneinen®. Für die Erridtung ift 
ber im Hypothekenbuch als Eigenthümer Borgetragene legitimirt, 
auch wenn er in Wirklichkeit zur Zeit der Errichtung nit mehr 
Gigenthümer war, und die auf Grund diefer Legitimation ge= 
ſchehenen Einträge find für Dritte, die in gutem Glauben Rechte 
darauf begründen, wirkfam®. Borausfegung ift ferner, daß ber 
Eigenthümer überhaupt handlungsfähig und veräußerungsfähig ” 


8 Gemeinrechtlich convalefcirt das Pfandrecht, Das der Beiteller an einer 
fremden Sache eingeräumt hat, dadurch, da der Befteller Eigenthum baran 
erwirbt Windicheid 8 230, 7. Dieß ift indeflen für unfere Hypothekenord⸗ 
nungen nicht maßgebend, für fie gilt vielmehr im Bweifel der gegentheilige 
Grundſatz unten Note 5. Ebenſo nad) franzöſiſchem Recht unten Rote 583. 

Nach dem Bayriſchen Hypothelenrecht kann nur der Eigenthümer giltig 
eine Hypothek beſtellen HG. $ 4. ft der Eigentümer bei ber Beftellung 
noch nicht Bucheigenthümer, jo convalefcirt durch feine Eintragung die Be⸗ 
ftellung Regelsberger, H.R. 8 52, 6. Nah Württemberg. Pf.G. Art. 5. 6 
ift die Verpfändung der Sache eines Dritten ohne defjen Einwilligung nichtig, 
convalefcirt aber, wenn ein obligatorijcher Anſpruch auf Erwerbung der Sade 
vorlag durch nachträgliche Erwerbung Lang, Sachenrecht 8 166, 23 8 171, 
6; Römer, PER. 8 26, 7. Nach Weimar Pf.G. 8 15 und Darmftadt Pf.®. 
Urt. 8 wird die Berpfändung einer dem Verpfänder nicht gehörigen Sache 
ohne rüdwirtende Kraft giltig, wenn der Verpfänder nachträglid das Eigen- 
tum der verpfändeten Sache erwirbt Müller, PER. 8 34, 24- 26. 

5 Heyne, Commentar I. 21—26. Dieß ift au für das Preußiſche Recht 
anzunehmen. Rah Pr. E.E.G. 8 19 ift die Eintragung einer Hypothek ober 
Grundſchuld dadurch bedingt, daß der eingetragene, oder feine Eintragung 
gleichzeitig erlangende Eigenthümer fie bewilligt. Die Bewilligung einer Hy⸗ 
pothekbeftellung von Seite eines nicht eingetragenen Eigenthümers ift dem⸗ 
nah ungiltig, und kann auch nicht durch nachträgliche Eintragung deſſelben 
als Eigenthümer convalefeiren Erk. O. Tr. 31/1 1876 Entih. LXXVI 125; 
80/11 1876 Entſch. LXXIX. 13; 13/9 1878 Gruchot XXIII. 455; Förfter, 
Gr. B.R. 159; Förfter Eccius 8 192, 29. Die entgegengejegte Anſicht ver- 
treten Dernburg Hinrichs 8 22 Nr. 1; Dernburg, Pr. PR. I. 8 318, 8; 
Achilles Gel. 143; Erf. R.G. 28/6 1884 Sammig. IL 75. 

° Sal. oben 8 296, 3. 

? Die perjönliche Handlungsfähigkeit ift allgemeine Borausfegung, und 
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und daß er fpeciell nah dem Vortrag im Hypothefenbuch über 
dag Objeft zu verfügen befugt fei®. BVerfügungsfähig im letzteren 
Sinn ift der im Hypothefenbuch eingetragene Eigenthümer, fir 
ben fich nicht aus dem Vortrag im Hypothekenbuch eine Dispo- 
ſitionsbeſchraͤnkung ergibt?. Eine ſolche Tann beruhen auf ber 
rechtlichen Beichaffenheit der Sache, einer perſönlichen Dispofi- 
tionsbeſchränkung des Schuldners oder auf entgegenftehenden Rech⸗ 
ten Dritter, und Tann durch Geſetz richterlihe Verfügung oder 
Bertrag begründet fein. Die Dispofitionsbefchränfungen find auf- 
jerdem zu unterfcheiden, jenachdem fie jeder oder nur ber frei: 
willigen Hypothekbeſtellung entgegenftehen. 


A. Allgemeine Dispofitionsbeichräntungen. 


I. Rechtliche Befhaffenheit der Sache. Lehen und 
Familienfideicommiſſe find durch diefe ihre Eigenfhaft der freien 
Dispofition des Inhabers entzogen, und können nur unter den 
in den betreffenden Specialgefegen beftimmten Vorausſetzungen 
verpfändet werben !°. Gleiche Beichränfungen finden ſich in ein- 
zelnen Landesrechten für die darin erhaltenen bäuerliden Nu: 
tzungsrechte '!, 


Beſchraͤnkung berjelben bedarf nicht der Eintragung im Hypothekenbuch Gön⸗ 
ner, Commentar II. 229; Roth, Bayr. C.R. (1) 8 188, 5; Achilles Gef. 125; 
Meibom, HR. 8 9, 23; 8 12, 4. Dagegen wird fie nad Defterreichifchem 
Recht eingetragen Gr.B. Gel. 8 20a. 8 52; Erner, HR. $ 25, 11. 

8 Der Eintragung bedürfen nur ſolche Dispofitionsbefchräntungen, welche 
in einem Mangel des Rechts an dem Grundftäd beruhen Achilles Gel. 125, 
vgl. oben $ 260, 56. 

9 Meibom, HR. 8 9, 24. Ueber die Eintragung der Dispoſitionsbe⸗ 
Schräntungen vgl. oben 8 260, 57; Megelöberger, HR. $ 53, 1; Meibom, 
HR. 8 16. 25. 

10 Förſter Eccius 8 192, 23; Bayern 9.8. 8 8; Negeläberger 5 54 
Ar. 1; Württemberg Pf.G. Urt. 7 Lang, Sachenrecht S 166, 10. 36. 39; 
Weimar Pf.G. 8 16. 17; Ultenburg und Reuß j. 2. 9.0.8 9; Reuß ä. 2. 
HD. 8 10-13. Im Königreich Sachſen richtet fi) die Eintragung der Les 
benseigenschaft nach den Beitimmungen ber H.D. von 1843 Giegmann, H.R. 
8 59, die der Samilienfideicommiffe nah G.O. 1865 8 114; GSiegmann, H. O. 
66. Ueber Medlenburg vgl. Meibom, HR. 8 16, 5 hinſichtlich der Lehen, 
und 8 16, 24 hinſichtlich der Familienfideicommiffe. Weber Defterreich vgl. 
Exner, H.R. 8 25, 19. 21. 

11 ©, das Nähere unten 8 336. 
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II. Gejeglihe Dtspofitionsbefhränfungen. 

1. Gemeinrechtlich können Dotalgrundftüdle, welde in das 
Eigenthum des Chemannes übergehen, während der Dauer ber 
Ehe nicht veräußert alfo auch nicht verpfändet werben !*, jebod) 
ift dieß in unjeren Landesrechten vielfach mobificirt '?. 

2. Nah Bayriichem !* und Württembergiihem Recht '® Tön- 
nen, wenn eine Erbihaft mit der Nechtswohlthat des Inventars 
angetreten ift, auf den dazu gehörigen Immobilien Teinerlei Ein- 
tragungen zum Nachtheil der Erbichaftsgläubiger gemacht werben !*. 

Il. Beräußerungsverbote. Vertragsmäßige und te- 
ftamentarifhe Beräußerungsverbote hindern bie Verpfändung nur, 
wenn fie in dad Grundbuch eingetragen find 17. Nichterliche Ver: 
äußerungsverbote ſtehen jeder Verpfändung entgegen '?. Ein fol- 
ches kann erlafien werden in Folge ber Verfügung eines Arteftes 
oder einer Sequeftration '?, dann zum Behuf der Zwangsvoll⸗ 
firedung ?°, und es wird mit Concurseröffnung verfügt "1. 


12 Bol. oben $ 98, 8-11. Ich ftimme der Ausführung von Regels⸗ 
berger, HR. $ 56, 5 bei, wonach das Beräußerungsverbot auch gejegliche 
Hypothektitel ausſchließt, ſoweit nicht eine Haftung der Yrau für die Schulden 
des Ehemannes ftatutenmäßig beftimmt if. Die von mir Bayr. ER. (1) 
& 188, 62 ausgeſprochene gegentheilige Anficht ift nicht begründet. 

18 Bol. oben $ 98, 12. 

4 9.8. 8 75; Roth, Bayr. ER. (1) 8 188, 15; Regelsberger, 9.8. 
8 54 Rr. 2b. 

15 Nah Hauptinftruftion zum Pf.G. 8 97 war ein Hypothecirungsverbot 
nur für erbichaftlide Forderungen gegeben Lang, Sachenrecht $ 171, 69. 
Durch Ausf. Geſ. zur Konk.O. Urt. 9 ift dieß auf alle Forderungen ausge- 
dehnt Lang, Sachenrecht $ 171, 70. 

16 Die Beftimmung des Pr. ER. I. 9. 447—451, welche die Eintragung 
des Vorbehalts in das Hypothekenbuch vorſchrieb und bis zur Löfchung dieſes 
Eintrags dem Beneftcialerben jede Verfügung Über dad Grundftüd unterjagte 
ift Durch Gef. 28/3 1840 aufgehoben. 

17 Bol. oben 8 236. Dieß gilt namentlich nach dem Hecht des Sächſi⸗ 
ſchen 8.6.8. Siegmann, HR. 8 12, 6. Nach Oeſterreichiſchem Recht fteht 
das vertragsmäßige und lehtwillige Veräußerungdverbot nur der freiwilligen 
Hnpothefbeftellung entgegen Exner, H.R. 8 25, 16. 

18 Achilles Gef. 125; Regelöberger, HR. 8 54 Nr. 3; Giegmann, HR. 

12, 6. 
: » 9, C. Pr.O. 8 811. 813. 817; Lang, Sachenrecht 8 171, 59. 60; Defter- 
reih Gr.B.G. 8 20, 2. 

2%. G. zur D. C. Pr.O. Art. 27; Lang, Sachenrecht 8 171, 59. 60; 

Defterreih Gr.B.G. 8 20, 2, 
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IV. Entgegenſtehende Rechte Dritter und zwar 
1. Rechte Dritter die mit dem Erwerbstitel gegeben ſind. 
Solche ſind 
a. der Eigenthumsvorbehalt. Ueber die rechtliche Bedeu⸗ 
tung des Eigenthumsvorbehalts find die Meinungen getheilt, in: 
dem die einen darin eine Suspenfivbedingung ??, bie andern eine 
Refolutivbedingung jehen ?°, und eine dritte Meinung damit nur 
einen Pfandrechtsvorbehalt gegeben fein läßt?‘ Die legtere Auf- 
fefjung ift in mehreren Landesrechten aufgenommen ?°. Für das 
Hypothekenrecht kann die Auffaffung bes Eigenthumsvorbehalts als 
Suspenfivbedingung nit in Betracht fommen, da die Suspen: 
dirung des Eigenthbumsübergangs die Eintragung des Ermwerbers 
in das Grundbuh ausschließt. Nur ein Theil der Landes: 
rechte legt Übrigens dem Eigenthumsvorbehalt die Bedeutung einer 
Refolutivbedingung bei ?’, wobei die Wirkung nicht nah allen 
Rechten ein allgemeines Hypothecirungsverbot ift ?°. 


219, Konl.O. 8 5. 6. 12. 98; Lang, Sadenredt 8 171, 62 f.; Römer, 
HR. 8 27 Nr. 1. 

#2 Bol. oben 8 254, 4l. 

28 Bol. oben 8 254, 42. 

2 Bol. oben 8 254, 48. 

» Br, E. E.G. 8 26. Dieb ift durch EG. für Schleswigholftein 8 20 
und Hannover 8 43 dahin beftätigt, daß auch die vor Einführung ber Grund- 
buchgefege begründeten Eigentyumsvorbehalte nur einen Hypotheltitel gewähren 
follen, während nad) dem E.G. für Ehrenbreitftein $ 20 die vor Einführung 
der Grundbuchgeſetze feftgeftellten Eigentbumsvorbehalte in Kraft geblieben 
find. Als Vorbehalt eines Pfandreht3 wird ferner das pactum reservati 
dominii aufgefaßt nah Sachſen 8.9.8. 8 272; Altenburg Neuß &. 2. und 
Reuß j. 2. HD. $ 31; Rudolſtadt HD. 8 3; Meiningen E.G. Art. 11, und 
nach Mecklenburgiſchem Recht Meibom, HR. 8 14, 7. Nah Bayern 9.®. 
8 5. 15. 187 Roth, Bayr. ER. (1) 8 188, 26 Regeläberger, H.R. 54 Nr. 5 
nnd Württemberg Pf.G. Art. 45 Nömer, HR. 8 25, 6 Lang, Sachenrecht 
8 170, 1 Tann es theild als Refolutivbedingung, theild ald Pfandrechtsvor⸗ 
behalt aufgefaßt werben. 

6 Nach den Rechten des Grundbuchſyſtems kann eine Auflaſſung unter 
einer Suſpenſivbedingung nicht vorlommen vgl. oben 8 259, 21. Ebenjo Tann 
nah den Landesrechten des Hypothekenbuchſyſtems dem pactum reservati 
dominii die Bedeutung einer Sufpenfivbedingung nicht beigelegt werben Ne» 
geläberger, HR. 8 54, 17. 

7 Helen Ingr. G. Art. 7, 2 Müller, PER. 8 34, 8; Weimar Pf.G. 
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b. Der Eigenthumsrückfall. Fideicommiſſariſche Subſti⸗ 
tutionen oder Reſolutivbedingungen und Zeitbeſtimmungen, wo⸗ 
nach mit Eintritt einer beſtimmten Zeit oder einer beſtimmten 
Thatſache das Objekt auf einen Dritten übergehen ſoll, bewirken, 
wenn ſie im Hypothekenbuch eingetragen ſind, eine Dispoſitions⸗ 
beſchräͤnkung hinſichtlich der Verpfändung *°., 

2. Rechte Dritter die auf beſonderer Beſtellung beruhen. 
Hieher ſind zu rechnen: 

a. Das Rückkaufsrecht, begründet nach Bayriſchem Recht 
eine Beſchränkung der Hypothefbeftellung°. Nach der Mehrzahl 
ber Landesrechte ift mit dem Wiederkaufsrecht und Vorkaufsrecht 
eine Beſchränkung der Verpfändung nicht gegeben, jedoch Fönnen 
ſpäter eingetragene Pfandrechte, ſoweit fie den für ben Rück⸗ 
kauf beftimmten Preis überfleigen, nicht geltend gemacht werben, 
wenn fie ohne Einwilligung bes Rückkaufsberechtigten eingetragen 
find 81, ; 

b. Das Nutznießungsrecht, welches einem Berechtigten an 
einem Grundftüd beftellt iſt, bewirkt von ber Zeit ber Eintragung 





$ 23. Hieher gehören auch die Note 25 aufgeführten Beſtimmungen bes 
Bayrifhen und Württembergifchen Rechts. 

» Bol. unten Note 9. 

” Preußen Achilles Wei. 86, 6 und 129; Körfter Eccius 8 192, 28; 
Bayern H.G. 8 22, 7 und 8 136; Megelöberger, H.R. 8 54 Nr. 4; Sachſen 
3.0.8. 8 399. 2514. 2525. 2529; Altenburg Neuß &. 2. und Reuß j. 8. 
99. 5 29. Eine Ausnahme ift nad) den Rechten von Württemberg, Darm⸗ 
ftadt, Weimar und Defterreich gegeben, nach benen die Beifegung einer Re 
folutivbedingung die Berpfändung nicht hindert, wobei jedoch die ohne &e- 
nehmigung des Werechtigten erfolgte Berpfändung mit Eintritt der Bedingung 
ihre Wirkſamkeit verliert vgl. unten $ 321, 25. Nah Darmftabt Pf.G. Art. 10 
hat der Gläubiger Anſpruch nur auf die Früchte, außer wenn ber Rückfall 
gegen Erftattung eines Preißes fattzufinden bat, in welchem Fall der An⸗ 
ſpruch des Gläubiger auf diefen Preis geht. 

20 Bayern 9.8. 8 5; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 188, 48; Regeläberger, 
Hypothekenrecht 8 54 Nr. 6. Nah Erf. Münden 22/3 1876 BI. XLI. 221 
kann auch ein Borkaufsrecht als Dispofttionsbeichränkung in das Hypotheken- 
buch eingetragen werden. 

21 Foͤrſter Eccius 8 192, 28; Sachen 8.8.8. 8 401; Altenburg Neuß 
ä. 2. und Reuß j. 2. 832. Nach Darmftabt Pf.®. Art. 10 Haftet dem früher 
eingetragenen Hypothekgläubiger die Ruckkaufsſumme Müller, Pf.R. 8 34, 18. 
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an eine Dispofitionsbeichräntung hinſichtlich der Eintragung eines 
auf die Früchte fich erftredenden Pfandrechts 9%. 


B. Beſchränkungen der freiwilligen Berpfändung. 


Eine Beichränfung ber Verpfändung Tann in ber Art be: 
gründet fein, daß fie nur der freiwilligen nicht ber auf einem 
gejeglichen Titel begründeten Verpfändung entgegenftehbt. Dieß 
findet fi in folgenden Fällen: 

IL Berpfändungsbefhränfung auf Grund des 
Güterſtandes des ehelichen Güterrehts. Hier ift zu 
unterjcheiden: 

1. Bei der Güterordnung des Dotalvecht3 verfügt ber Ehe: 
mann frei über fein Vermögen und die Ehefrau über ihr Para⸗ 
phernalvermögen ®. An Dotalfachen räumt ein Theil der Lan 
desrechte dem Ehemann nur ein Verwaltungs: und Nutzungsrecht 
ein, und nad biefen können Dotalgrundftüde mit Einwilligung 
ber Ehefrau verpfändet werden °*. Da wo ben Beftimmungen bes 
"gemeinen Rechts entiprechend die Dotalſachen in das Eigenthum 
des Ehemannes übergehen, können Dotalgrundftüde überhaupt 
nicht verpfändet werben ®®. 

2. Bet der Güterordnung der allgemeinen Gütergemeinschaft 
ift nach denjenigen Statuten, welde eine Dispofition über Im⸗ 
mobilien nur mit gefammter Hand geftatten ®®, oder der Ehefrau 
ein Reklamationsrecht einräumen”, eine Beichränfung der Be: 





Bayern H.G. 35 Negelöberger, H.R. 8 54, 39; Württemberg Pf.G. 
Art. 7 Lang, Sadenreht 8 166, 31; Sadfen 8.8.8. 8 402; Wltenburg 
Neuß ä. 2. und Neuß 3. 2. 9.8. 8 33; Darmftadt Pf.G. Art. 12 Müller, 
PER. 8 34, 4; Weimar Pf.G. 8 22; Rudolſtadt H.O. 8 18. 

22 Bot. oben 8 98, 1. 17; Negelöberger, H.R. 8 56, 2. Eine Ausnahme 
ift nach Bayriſchem Landrecht begründet, nach welchem die Ehefrau nur mit 
Einwilligung des Ehemannd über ihr PBaraphernalvermögen verfügen darf, 
oben 8 98, 20. 

s Bol. oben 8 98, 13. Dieß gilt namentlih auch nach Defterreichifchem 
Neht A.B.G.B. 8 1228. 

s Bol. oben Note 12. 

s Bol. oben $ 105, 9—15. Dieß gilt auch für die vertragsmäßige all» 
gemeine Gütergemeinschaft oben $ 105, 23. Geſetzliche Hypothektitel für vor- 
eheliche Schulden des Mannes und der Yrau, und für eheliche Schulden des 
Mannes unterliegen keiner Beichräntung, vgl. oben 8 107. I. II. 

27 Bol. oben 8 105, 16--20. 
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ftelung eines Pfandrechts gegeben, indem in dem erften Fall die 
freiwillige Verpfändung überhaupt nur mit gefammter Hand voll- 
zogen werden Tann °®, in dem letzteren die einjeitige Verpfändung 
von Seite des Mannes in den durch das Geſetz vorgeſchriebenen 
Fällen der Anfechtung von Seite der Frau unterliegt *’. Ebenfo 
ift nah Auflöfung der beerbten Ehe bei Abtheilung mit Beifig 
immer 4° bei fortgefegter Gütergemeinihaft da, wo das Statut 
nicht ausdrücklich anders beftimmt *!, die freiwillige Verpfänbung 
von Zuftimmung der Kinder abhängig. 

3. Bei der Güterordnung der Errungenſchaftsgemeinſchaft bleibt 
dem Ehemann die freie Dispofition über fein Sondervermögen, 
während die freiwillige Verpfändung des Sondervermögens ber 
Ehefrau *? und des gemeinfamen Vermögens, ba wo dag Statut 
nicht anders beflimmt nur mit gefammter Hand erfolgen darf *°. 


88 Regelsberger, H.R. 260. Nah Württemberg Pf.G. Art. 125 bat, wenn 
nit vertraggmäßig anders beftimmt ift, bei vertraggmäßiger allgemeiner 
®ütergemeinfchaft der Ehemann das Recht einjeitiger Hypothekbeftellung Roͤmer, 
PER. 8 23, 3. Dieß gilt au dann, wenn nach Uuflöjung der Ehe der Bater 
mit den Kindern unabgetheilt figen bleibt Römer, Pf.R. 8 28, 5. 

20 Ausdrücklich ausgeiprochen ift dieß in dem Bamberger BR. Roth, 
Bayr. E.R. (2) 8 77, 50. Nah dem Recht der Fraͤnkiſchen 2.ED. ift die 
Neclamation bei Darlehensverträgen ausgeſchloſſen Roth, Bayr. ER. (2) 
8 77, 45. 

40 Es ergibt ſich dieß fchon daraus, dab bis zu vollzogener Wbtheilung 
der Überlebende Ehegatte mit den Kindern in dem Rechtsverhältniß ber un- 
getheilten Gemeinſchaft fteht, daher über die zu dem gemeinjamen Vermögen 
gehörigen Gegenftände nicht einfeitig verfügen Tann Roth, Bayr. ER. (2) 
8 110, 29. 

41 Bgl. oben 8 111, 46—48, 

42 gl. oben 8 118, 18—24 Nömer, PER. 8 28, 2; Lang, Sachenrecht 
8 171, 73. Geſetzliche Hypotheltitel gegen den Mann können gegen das Son- 
bergut der Frau nur geltend gemacht werben, wenn biefe für die Schulden 
des Mannes principal oder folidariich haftet oben 8 119, 8385, nicht aber 
ba, wo ihre Haftung nur eine ſubſidiäre ift oben 8 119, 29. 32. Der &el- 
tendmachung von gefelichen ihr gegenüber begründeten Hupotheltiteln gegen 
das Sondergut ber Ehefrau fteht das Berhältniß nicht entgegen. gl. oben 
8 119. II. 

“8 Bol. oben 8 118, 26-28. Der Eintragung auf Grund eined geſetz⸗ 
fihen Hypothektitels fteht das Verhaͤltniß nicht entgegen. Rah WWürttember- 
giſchem Recht hat der Ehemann freie Dispofition über das Gemeingut, kann 
alſo auch einfeitig Hypothek daran beftellen Römer, PER. $ 28 Nr. 1. Dieb 
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4. Bei der Güterorbnung ber Verwaltungsgemeinjchaft ver: 
fügt der Ehemann frei über fein Vermögen, während die frei: 
willige Verpfändung der Immobilien des der Verwaltung des 
Ehemannes unterftehenden Frauenvermögens nur durch beide Ehe: 
leute gemeinfchaftlich erfolgen darf **. 

II Berpfändungsbefhräntungen in Folge des 
elterliden Nutznießungsrechts. An dem der Verwal: 
waltung des Hausvaterd unterftellten nicht freien Vermögen ber 
Hauskinder ift freimillige Pfandbeftellung ſowohl von Seite des 
Hausvaterd als der Hauskinder von beiderfeitiger Einwilligung 
bedingt *°. Dafjelbe gilt von dem dem elterlihen Beifit unter: 
liegenden Kindervermögen *°. 

III. Bertragsmäßige Dispofitionsbejhränfung. 
Diefe kann beruhen: 

1. auf einem Hppothecirungsverbot. Der Eigenthümer kann 
fih nad einzelnen Rechten vertragsmäßig verpflichten, ohne Ein- 
willigung des anderen Gontrabenten feine weitere Pfandbeftellung 
vornehmen zu wollen, woburd, wenn dieß in das Hypothekenbuch 
eingetragen ift, jede einfeitige Pfandbeftellung auf Grund eines 
freiwilligen Rechtstitels ausgefchloffen wird 7. Mehrere Landes: 
rechte laſſen das Hypothecirungsverbot nicht zu *°. 
2. Nah Bayriſchem Recht fteht ein partifulärer Erbvertrag 


gilt auch dann, wenn nach Auflöfung ber Ehe ber Bater mit den Kindern 
figen bleibt. 

“4 gl. oben 8 139, 11; Weimar Pf.G. 8 21. 

46 Bol. oben $ 168, 20. 27. Bei Minderjährigkeit der Kinder ift nach den 
meiften Statuten die Veräußerung auf Grund eines richterlichen Dekrets ge 
ftattet, oben 8 168, 26. 

#0 Bol. oben 8 162, 28. 

47 Bayern 9.8. 5 44; Negeläberger, H.R. 8 55. Zulaßig iſt das Hy⸗ 
pothecirungsverbot nach Medienburgifhem Neht Meibom, HR. 8 12, 6. 
Nah Bayriſchem Recht hat nur das zu Gunften eines Hypothefgläubigers ein- 
getragene Hypothecirungsverbot Wirkſamkeit Regelöberger, HR. & 55, 6. 

* Für ungiltig erflären dad HYypothecirungsverbot : Br. E.E,G. 8 48; 
Württemberg PER. 8 91, 3; Defterreih A.B. G.B. 8 1871. Nah Sachſen 
8.0.8. 8 224; Altenburg, HD. 8 75; Reuß j. L. 9.D. 8 74 und Neuß ä. L. 
99. 8 72 Hat die Eintragung bes Hypothecirungsverbot3 nur die Wirkung, 
daß die Hypothekenbehörde verpflichtet ift, den betreibenden Gläubiger von 
der Veitellung einer weiteren Hypothek zu benachrichtigen. 
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ber einjeitigen Hypothekbeſtellung auf Grund eines freiwilligen 
Hypothektitels entgegen *°. | 

Das franzöfiiche Recht hat eine von den’ vorftehenden Grund: 
jägen weſentlich abweichende Stellung. Da nad demjelben Feine 
den unfrigen entiprehenden Hypothefenbücher geführt werben, fo 
richtet ſich die Dispofitionsbefugnig binfichtlih der Hypothekbe⸗ 
ftelung nad den allgemeinen civilrechtlichen Grundfägen, ohne 
daß Dabei eine öffentlihe Beurkundung der Beſchränkung erfor: 
berlih wäre. Hiernach können Immobiliarprivilegien und Sp: 
pothefen nur an ſolchen Immobilien begründet werben, welche im 
Eigenthbum des Schuldners ftehen °%. Berpfändung einer fremden 
Sade ift ungiltig°!, und convalescirt auch nicht dadurch, daß ber 
Eigenthümer fie nachträglich genehmigt 5?, der Verpfänder nad 
träglih das Eigentbum des Pfandobjekts erwirbt, oder daß er 
von dem Eigenthümer beerbt wird 5). Eine Ausnahme ift nur 
in dem Fall begründet, wenn bei Beftellung einer vertragsmäßi- 
gen Hypothek der Verpfänder mit den gegenwärtigen zugleich Fünftig 
zu erwerbende Liegenjchaften der VBerpfändung unterftellt °*. Außer: 
bem ift erforberlih, daß das Objekt, welches dem Pfandnexus 
unterworfen werden fol, von dem Eigenthümer veräußert werben 
könne 5°. Die Dispofitionsbefhräntungen in der Veräußerung 


10 Nach Bayriſchem Landrecht erzeugt der partituläre Erbvertrag ein ſo⸗ 
fort wirffames dinglicyes Recht des Acceptanten Roth, Bayr. E.R. (1) 8 188, 
68, 8 336, 7, daher wenn der Bertrag eingetragen ift eine Dispofitiondbe- 
ſchränkung hinſichtlich der freiwilligen Hypothekbeftellung. Dieb findet An- 
wendung auf den in Bayern üblichen Gutsanheirathungsvertrag, infoferne 
derſelbe als partifulärer Erbvertrag aufzufafien ift Roth, Bayr. E.R. (2) 8 71, 
38. Nah Z.M.E, 16/7 1824 BI. X. 303 ift er daher ala Dispoſitionsbe⸗ 
ſchränkung einzutragen. U. M. Negelöberger, H.R. 8 56, 27, der darin die 
Einräumung des Miteigenthums fieht. 

°° 0, 0. Art. 2124. 2129 Badhariä 8 271, 2b. Es gilt dieß ebenfo für 
Legalhypotheken Puchelt, HR. 8 38, 1b und Judicialhypotheken Puchelt, 
HR. 8 45, 1 als für Conventionalhypotheken Puchelt, H.R. 8 47, 2a. 

51 0. 0. Art. 1599. 2129. 

82 Aubry $ 266, 6. 

58 Aubry 8 266, 4; Zachariä 8 266, 4. 

© 0. c. Urt. 2130; Zadharid 8 266, 26. Bgl. oben 8 297, 19. 

65 G, co. Urt. 2124. Was bad Gefeh hier für die Vertragshypothek be- 
ftimmt, gilt ebenfo von den gejeglichen und gerichtlichen Hypotheken und ben 
Smmobilierprivilegien Zachariä $ 266, 9. 








Necht des Beſtellers S 299. 559 


ber Sache können auch nad) franzöfifhem Recht auf der Beichaf- 
fenbeit der Sache, perfönlicden Beſchränkungen des Eigenthümers 
oder entgegenftehenden Rechten Dritter beruhen, und verhalten 
fih folgendermaßen: 

J. Rechtliche Beſchaffenheit der Sache. Die zu 
einem Fideicommiß gehörigen Immobilien können nur als wider⸗ 
rufliches Eigenthum verpfändet werden, ſo daß mit Eintritt des 
Rechts des Subſtituirten das Pfandrecht erliſcht °®. 

II. Geſetzliche Dispoſitionsbeſchränkungen. 

1. Nach franzöſiſchem Recht dürfen Dotalgrundſtücke wäh— 
rend der Ehe weder von dem Mann noch der Frau noch von 
beiden zuſammen mit einem Unterpfand beſchwert werden 5’. Eine 
‚Ausnahme ift nur begründet in ben durch das Geſetz beitimmten 
Fällen, in welchen mit Autorifation theils des Ehemannes theils 
des Gerichts die Verpfändung für zuläßig erklärt ift °®. 

2. Nah franzöfiihenm Recht find, wenn eine Erbſchaft mit 
Ser Rechtswohlthat des Inventars angetreten wird, alle nad) Er: 
Öffnung derjelben genommenen SInfkriptionen für die Beſtimmung 
des Verhältniſſes unter den Erbichaftsgläubigern unwirkſam °°. 
Ebenfo können die Gläubiger der Erben und Erbfolger in den 
nächſten 6 Monaten nah dem Tod des Erblaffers nicht zum Nach⸗ 
theil der Erbichaftsgläubiger und Legatarien Inſkriptionen auf die 
zum Nachlaß gehörigen Liegenichaften nehmen *. Endlich können 
während der Zeit, während welcher ein Miterbe oder ein anderer 
Miteigenthümer das Borzugsrecht des Theilungsprivilegiums wah⸗ 
ren Tann, die Gläubiger der übrigen Miterben nicht eine Inſkrip⸗ 
tion auf die vormals gemeinschaftlichen Liegenſchaften nehmen ®'. 

I. Beräußerungsverbote. Nah franzöſiſchem Recht 


se O. c. Art. 2125; Bachariä 8 696, 45. 

67 C, c. Art. 1554. 

8° C. c. Urt. 1558 folg. Buläßig ift hiernach die Verpfändung zur Aus- 
ftattung der erftehelichen oder gemeinfamen Kinder, wenn die Beräußerlichkeit 
im Heirathövertrag ausdrücklich vorbehalten ift, zur Bezahlung dringender 
Schulden und zum Behuf der AbtHeilung bei Gemeinfchaft Badhariä 8 537, 
86 folg. 

2 C. c. Urt. 2146; Badhariä $ 271, 13. 

“GC. ce. Art. 2111. 

*C, co Art. 2109, Badariä 8 271, 12. 
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können teftamentariihe und vertraggmäßige Veräußerungsverbote 
giltig nur erlafien werden, wenn fie einem Rechtsgeſchäft als Re: 
folutiobebingung beigefegt find *. Ein richterliches Berpfändungs- 
verbot bat das franzöfifhe Recht nur für den kaufmänniſchen 
Konkurs anerfannt ®®. 

IV. Entgegenftehbende Rechte Dritter. Hier fommen 
in Betradt: | 

1. Rechte Dritter, die mit dem Erwerbätitel gegeben find. 
Solde find: 

a. Webertragung des Eigentums unter einer Suspenfiv: 
bedingung. In diefem Yal bleibt dem Verfäufer dag Verpfän⸗ 
dungsrecht, der Käufer aber kann nur eine Hypothek beftellen, 
welche den gleichen Bedingungen wie das Eigenthbum unterliegt °*. 

b. Uebertragung des Eigentbums unter einer Refolutiv: 
bebingung. In diefem Fal kann der Eigenthümer nur eine Hy: 
pothek mit den gleichen Bedingungen wie diejenigen, denen das 
Eigenthum unterliegt, beftellen °®. 

2. Rechte Dritter, die auf beionderer Beftellung beruhen. 
St ein Objekt unter der Stipulation des Wiederkaufs veräußert, 
fo kann der Eigenthümer dafjelbe nur für die Dauer feines Rechts 
mit Hypothefen belaften, jo daß dieje mit Ausübung des Wieder: 
kaufsrechts erlöfchen **®. 

V. Einfluß des ehelichen Güterrechts auf die Hy: 
pothekerrichtung. Nah franzöfiihem Recht verfügt der Ehe: 
mann frei über fein Sondergut, während die Ehefrau nur mit 
Autorifation des Ehemannes über ihr Sonbergut verfügen Tann, 
daher in ber Hypotheferrichtung an feine Einwilligung gebunden 
it. Dagegen bat ber Ehemann die freie Dispofition über dad 
gemeinfame Vermögen, und kann dafjelbe daher einjeitig mit Hy⸗ 
potheken belaften*”. Auch ergreifen die während der Ehe gegen 
ben Ehemann begründeten Judicialhypotheken die Gemeinſchafts⸗ 
liegenſchaften °®. 

0 gadariä 8 176, 18. Mol. oben 8 236, 88. 

s Puchelt, H.R. 8 48, 8. 

“0. 6. Art. 2125; Puchelt, HR. 8 47, 8. 

& O. 0, Art. 2125; Puchelt, H.R. 8 47, 8. 

°C. c. Art. 2125; Puchelt, HR. 8 47, 7. 

67 Bgl, oben 8 128. 


6 Puchelt, 9.8. 8 45, 7. 
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VI Die Berpfändbung des Kindervermögens fteht 
dem Vater, welder bie Verwaltung führt, unter den gleichen 
Borausfegungen wie dem Vormund zu ®®. 

VI. Ein HSypotbecirungsverbot kann nad: franzöfiihem 
Recht nur als NRejolutivbedingung einem Beräußerungsvertrag 
beigefegt werden 7°. 


Ubtheilung 2 
Borausiehung ber Errichtung einer Hypothel. 
I. Die Forderung. 
$ 300. 

1. Im Ullgemeinen!. 


Jede Hypothel muß eine Forderung zur Grundlage haben. 
Das Vorhandenſein derfelben ift Bedingung der Entftehung bes 
Pfandrechts, und diefes ift an den Beſtand berfelben gebunden ?. 
Ungiltigleit der Forderung bewirkt Ungiltigkeit® Untergang der 
Forderung Erlöfchen des Pfandrechts“. Für die Forderung als 
Vorausſetzung ber acceſſoriſchen Hypothek gelten folgende Grundſätze: 

J. Zur Grundlage der Hypothek eignet ſich jeder Anſpruch, 
alſo ſowohl eine Vertrags: als eine Delikts- oder Zuſtandsobli⸗ 
gation®; auch eine ſog. abſtrakte Forderung bei der die causa 
nicht angegeben iſt ®. 


eo Yubry $ 123, 34. 

70 Bol. oben Rote 62. 

ı Dernburg, PER. 8 66-72; Megelöberger, H.R. 8 42. 43; Römer, 
BR. 8 28; Hörfter Eccius $ 192. I. 

2 Negelöberger, HR. 8 42. II. Bol. oben 8 298, 2. 

s 1. 1298 1D. 50.17; 1.1183 D.13. 7; Sintenis, C.R. 8 68, 2; 
Dernburg, PER. 8 75; Pr. ER. I. 20. 12; Darmftadt Pf.G. Urt. 3. Nach: 
trägliches Biltigwerden der Forderung bewirkt Gonvalescenz ber Hypothek 
von der Beltellung an Pr. 2.8. I. 20. 13; Förfter Eccius 8 192, 4; Bayern 
9.8. 5 59; NRegelsberger, H.R. $ 42, 9. 

*1.6 pr. D. 20. 6;1.11 81.5 D. 18. 7; Sintenis, ER. 8 81. L 

815 pr. D. 20. 1; Dernburg, BER. 8 67, 2; Pr. L.R. I. 20. 11; 
Exner, HR. 8 20, 39. 

° Dieß gilt namentlich für Wechjelforderungen Römer, BER. 101; Forſter 

Roth, Deutſches Privatrecht, LIT, 36 
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II. Gleichgiltig ift der Snhalt.e Die Forderung Tann daher 
auf Leiftung einer Geldſumme oder auf eine Handlung gerichtet 
fein’. In dem letzteren Fall muß jedoch der Werth in einer 
Geldfumme ausgebrüdt fein, die im Hypothekenbuch eingetragen 
wird. Die Firirung hat nur den Zwed, den Umfang des Pfand- 
rechts in Beziehung auf die Forderung zu bejtimmen, und bat 
daher weder die Wirkung der Novation (Ummandlung der Lei- 
ftung in eine Gelbleiftung), noch die Verwandlung der urjpräng- 
lichen Obligation in eine alternative ?. 

III. Zuläßig ift Hypothekbeſtellung für eine alternative Ob⸗ 
ligation ?°, eine natürliche Verbindlichleit *!, und für eine fremde 
Schuld *2. 


Eccius 8 192, 19; Exner, HR. 8 20, 46. Nach neuerem Vefterreichiichem 
Necht ift Angabe ber causa debendi in der Zabularurfunde überhaupt nicht 
erforberlih Gr.B.G. 8 32; Exner, H.R. 8 20. 52. 

"1L981D. 18.7; Dernburg, BER. 8 67, 1; Förſter Eccius 8 192, 
2; Negelöberger, HR. $ 42. I. 2. 

® Bayern H.G. 8 11. 19 Megelöberger, HR. 8 28, 5; Württemberg 
Pf.G. Urt. 11 Römer, PER. 8 21, 1; Sachſen B.G. B. 8 389; Altenburg HD. 
8 50; Reuß &. 8. 90.851; Neuß j. 2. 9.8. 8 49; Defterreih Gr. B. G. 
$ 14, 1; Exner, HR. 8 20, 7. Für das Nechtögebiet der Preußiſchen Srund- 
buchgejeße ergibt fi) das Gleiche aus E.E.G. 8 23, welches bei Eintragungs- 
bewilligungen die Angabe einer beftimmten Summe vorjchreibt. Nah Sachſen 
8.D. 8 150, dann Altenburg HD. 8 182 Neuß &. 2.9.0. 8 180 und Ren 
ij. 2. 8.82. 8 181 genügt bei Naturalauszügen eine allgemeine Bezeichnung 
der jährlichen Leiftungen; das Gleiche wird auf Grund der Inſtruktion $ 38 
Nr. 5 für das Bayriſche Recht angenommen, obwohl das Geſetz jelbft keine 
darauf bezügliche Beſtimmung enthält Regelsberger, 9.8. 5 18, 1. Nicht 
ibentifh damit ift, wie Regelsberger, HR. 8 18, 1 meint, bie Veftimmung 
der Br. Er.B.D. 8 75, welche die Beranfchlagung von wieberlehrenden Lei- 
ftungen in Geld für nicht erforderlih erklärt, da nad Preußiſchem Recht 
folhe Abgaben nicht wie nah Sächſiſchem und Bayriihem Recht in Rubrik 
II unter den Hypothelen jondern in Rubrit II unter den dauernden Laften 
eingetragen werben. 

° Römer, PER. 102. 

© Heyne, Kommentar I. 239; Exner, HR. 8 20, 8; Lang, Sachenrecht 
8 167, 6. 
11], 1481 D. 20. 1; Sintenis, C.R. 8 68, 7; Regelöberger, HR. 
8 42, 4; Erner, HR. 8 20, 53. 

21,582 D. 20, 1; Förfter Eccius 8 192, 20; Negelöberger, HR. 
8 42,5; Sadfen 8.9.8. 8 371; Heflen Pf.G. Art. 26, 2; Lang, Sachen⸗ 
veht 8 167, 4a; Defterreih A.B.CB. 8 450. 1868; Exner, H.R. $ 20, 56. 
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IV. Nicht erforderlih it daß die Forderung ſchon beftehe, 
es kann aud für eine betagte, bedingte und eine zukünftige Forde⸗ 
rung Hypothek beftellt werden '?. Die Hypothek für eine zukünf⸗ 
tige Forderung wird Sicherheitshypothek genannt ($ 301). 

V. Beftritten ift, ob eine auf den Inhaber lautende Forbe: 
rung die Grundlage der Hypothekbeſtellung fein könne '*. 

Im Ganzen ftimmt damit das franzöfiiche Recht überein. Da 
biefes nur das accefjoriihe Pfandrecht kennt 18, fo wirb zur Ent: 
ftehung einer Vertragshypothek das Vorhandenſein einer rechts⸗ 
giltigen Forderung vorausgejeßt, zu deren Sicherheit fie dient !°, 
und ebenfo ift von dem Beſtand derjelben der Beftand ber Hy⸗ 
pothet abhängig '”. Als Grundlage der Hypothefbeftellung eignet 
fih auch nad franzöfiihem Recht jede Art von Verbindlichkeit 1°, 
nomentlih auch eine betagte oder bedingte Forderung ?°. Iſt ber 


ı8 1. 5 pr. D. 20. 1; Derndurg, BER. I 517; Sadien 8.0.8. 8 370; 
Bürttemberg Pf.G. Art. 11; Römer, PER. 8 21 B; Heflen Pf.G. Urt. 8, 2; 
Ener, H.R. 8 20, 16. Die Hypothet für eine betagte oder bedingte Forde⸗ 
rung 3. B. eine Ratenjchuld oder eine bei Berheirathung fälige Forderung 
ift eine Normalhypothek, nicht eine Sicherheitshypothel Exner, HR. 8 20, 17. 

4 Die Zuläßigleit ift zu verneinen nad den Geſetzen, die bie Eintragung 
auf den Namen eines beftimmten Gläubigerd als Erforderniß bezeichnen Pr. 
E.E.G. 823; Sachſen &.D. 8 137 Nr. 2; Ultenburg H.O. 8 18. Das Gleiche 
gilt nad den Mecklenburgiſchen HD. Meibom, HR. 8 18, 9 und 8 19, 8 
und ift nach dem Wortlaut Bayern H.G. 8 22, 8 Roth, Bayr. E.R. 8 183, 
78, und Württemberg Pf.G. Art. 81. 187 Lang, Sachenrecht 8 172, 5 
anzunehmen ; dagegen ſprechen fich für die Zuläßigkeit aus für Bayern Ne- 
gelöberger, H.R. 8 42, 6; für Württemberg Römer, H.R. 8 21,8. Für Oeſter⸗ 
reich wird die Zuläßigleit angenommen von Exner, 9.8. 8 27, 85. 

18 Bgl. oben $ 292, 18. &3 erftredt fich dieß ebenſo auf gejebliche und 
Judikatshypotheken als auf Immobiliarprivilegien. 

16 G, o. Urt. 2114 Badariä 8 166, 31b6. Hypothekbeſtellung für eine 
ungiltige Forderung ift ungiltig Puchelt, H.R. 8 50, 2. Die Frage, ob Hy⸗ 
pothetbeftellung für eine natürliche Verbinblichteit zuläßig fei, kann nach fran- 
zöſiſchem Hecht nicht geftellt werben, da in der PBfandbeftellung für die eigene 
natürliche Berbindlichkeit ein Anerkenntniß des Schuldner, in der Pfandbe⸗ 
ftellung für eine fremde natürliche Verbindlichkeit eine Bürgſchaft liegt Ba- 
hariä 8 266, 31b; Puchelt, HR. 8 50, 5. 

17°C, co. Urt. 2180 Nr. 1; Aubry 8 292 Nr. 1. 

18 Puchelt, HR. 8 50, 1. 

1 Aubry 5 266, 73. 

86 * 
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Inhalt der Obligation nit an fi auf eine beftimmte Gelb: 
jumme gerichtet, fo bat der Gläubiger, wenn nicht ein Betrag 
vereinbart ift, bei der Inſkription den Geldwerth feiner Forderung 
ſchätzungsweiſe anzugeben ?°, wobei dem Schuldner jedoch bas 
Recht zufteht, eine Beſchränkung des Betrags nad) den allgemeinen 
Regeln zu erwirten?!. Die Sicherheitshypothek ift auch dem fran- 
zöſiſchen Recht befannt ($ 301). 

Für eine auf den Inhaber lautende Forberung kann nad) 
franzöfifhem Recht Hypothek nicht beftellt werben*?. Die dem 
Legalhypotheken?? und Immobiliarprivilegien?‘ zu Grund les 
genden Forderungen find geſetzlich normirt, die der Judicialhypo⸗ 
thek zu Grund liegende Forderung beftimmt fih burd das Er- 
fenntniß, das zur Entftehbung Veranlaſſung gibt *°. 


8 301. 
2. Die Sigerheitshypothett. 


Eine Hypothek kann auch für eine noch nicht eriftirende alſo 
eine Fünftige Forderung beftellt werden?. Die Fünftige Forde⸗ 


0 O. 0. Art. 2182; Buchelt, HR. 8 50, 18; Aubry 8 266, 57. Dieß 
findet auf Legalhypotheken und die Judicialhypothek keine Anwendung vol. 
unten 8 305, 88 f. 

21 0. c. Art. 2182; Puchelt, HR. S 51. 

ss Nach C. c. Urt. 2148 Nr. 1 muß die Urkunde den Namen und bie 
genaue Bezeichnung des Gläubigers enthalten, vgl unten 8 805, 29. Ceſſion 
einer Hypothek an den Inhaber ift aud nad) franzöftihem Recht zuläßig. 
Bol. unten 8 318, 60. 

8 Vgl. über diefe unten 8 303, 64-69. 

24 Bol. über biefe unten 8 308, a folg. 

»5 ©. unten 8 308, 70. 

ı Bgl. Dernburg, Pf.R. 8 68, 71; Windicheib 8 228, 5; Heyne, Erör- 
terungen 1847 Abth. IV; Negelöberger, Studien zum Sypothelenrecht Abh. T; 
Förſter Eccius $ 192, 5 f. F 199a. III; Dernburg, Pr. PR. I. 8 392; Re⸗ 
gelsberger, H.R. 8 43; Römer, BER. 8 21 B; Müller, Pf.R. 8 28, 8; Exner, 
HR. 8 20 Nr. 2. 

21.5 pr. D. 20.1; Br. 2.8. I. 20. 14; Pr. E.E.G. 8 24; Württem- 
berg Pf.G. Urt. 11, 3; Sadfen 8.9.8. $ 870; Darmitabt Pf.&. Art. 8, 2. 
Das Bayrifche Hypothekengeſetz enthält keine Beftimmung, die Zuläßigleit ift 
jedoch keinem Zweifel unterworfen Negelöberger, 9.8. F 48, 6. 
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rung Tann fih auf ein ſchon beftehendes Rechtsverhältniß beziehen, 
welches die Grundlage für ſpäter entftehende Forderungen werben 
kann, ober auf ein nur al3 möglich gedachtes aber noch nicht 
eriitentes Rechtsverhältniß, eine Tünftige Forderung im abfoluten 
Sinn Immer ift jedoch erforberlih, daß der Betrag der For- 
derung in einem beiläufigen Anjchlag firirt werde’. Für bie 
Sicherheitshypothek gelten folgende Grundſätze: 

1. Das Pfandrecht entfteht nicht fofort mit feiner Eintra- 
gung, ſondern erft mit Entftehung der Forderung‘; der Gläu- 


8 Regelöberger, H.R. 8 43, 3; Exner, H.R. 3 20, 28. Beifpiele find die 
gefeglichen Hypothektitel der Bevormundeten, der Kinder in väterlicher Gewalt 
und der Gemeinden und Eorporationen, die nichts als Anſprüche auf Be⸗ 
ftellung einer Sicherheitshypothek find. Weitere Beiſpiele führen Yörfter Ec- 
cius 8 192, 9. 13 und Negelöberger, H.R. 8 43, 2b an. Nah Preußiſchem 
Landrecht I. 20. 14 Tann die Beftelung einer Sicherheitähypothel in allen - 
Fällen ftattfinden, in welchen ein Anſpruch auf Beitellung einer Caution ge 
geben ift. Defterreih Gr. B.G. 8 14 Abſ. 2—4 führt die Eredithypothel, Die 
Hypothelbeftellung aus einer übernommenen Geihäftsführung, aus dem Titel 
ber Gewährleiftung oder des Schadenserjahes auf. 

* Dieb war ſchon nad römischen Recht als zuläßig anzujehen L 4 D. 
20. 3; LI8 11 11 pr. D. 20. 4; Erk. Lübel 20/7 1846 Sf. I. 410; Re 
geläberger, Sicherheitshypothet 8 3, und gilt ala zuläßig nad Bayriſchem und 
Bürttembergiihen Hecht Regelöberger, H.R. 8 43, 5; Nömer, PER. 8 21,5. 
A. M. Lang, Sachenrecht 8 167, 13 und Wächter, W. BR. II. 705. Auf 
Grund der Beftimmung Pr. L.R. I. 20. 14 wurbe bie Zuläßigleit nach Preußis 
ſchem Necht in Abrede gezogen von Koch, B.R. 8 364, 8 und Förfter, Pr. PR. 
8 192, 5, und angenommen, daß eine Sicherheitshypothek für künftige For⸗ 
derungen nur dann giltig beftellt werden Tönne, wenn für biefelben Eaution 
gefordert und geleiftet werden könne, d. h. foweit der Rechtsgrund für die 
Hinftige Forderung bereit3 vorhanden fei. Gegen dieje Beichräntung erklären 
fih Dernburg, Pr. BR. I. 8 332, 4 und Förfter Eccius $ 192, 15—17, in⸗ 
dem fie die VBeftellung einer Sicherheitshypothek auch für künftige Forderungen 
im abfoluten Sinn für zuläßig erachten, und dieß ift angenommen Erf. Dia- 
tienwerder 13/4 1876 Johow VI. 162; Frankfurt 31/12 1877 Johow VIII. 
231 und Kammergericht 29/10 1878 Johow VII. 222. Rad) Oeſterreichi⸗ 
fhem Recht wird die Veitellung einer Sicherheitähypothet für Tünftige For⸗ 
derungen in abjolutem Sinn nicht für zuläßig erachtet Exner, HR. $ 20, 80. 

Br. E. E.G. 8 24; Bayern H.G. 8 19; Sachſen 8.0.8. 5 389; Al⸗ 
tenburg H.O. 8 50; Reuß ä. 8. 90. 8 51; Neuß j. 8. 9.0. 8 49; Med- 
lenburg R.St. B.O. 8 13 Nr. 2; Rubolftabt 9.D. 8 12; Meiningen E.G. 
Art. 11, DOefterreih Or. B.G. 8 14. 

© Negelöberger, H.R. 8 48, 7; Römer, Pf.R. 105. 
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biger, der es geltend macht, muß daher den Beweis der Ent- 
ftehung der Forderung erbringen”. 

2. Der Zmed der Eintragung ift mit der Entftehung ber 
Forderung die Entftehung des Pfandredhts mit dem Rang bes 
Eintragungsdatums zu fihern® Daher geht mit Entftehung ber 
Forderung für die fie beftellt ift die Sicherheitshypothek in eine 
volle Hypothet mit dem Rang des Eintragungsbatums über ®, 
und fie Tann als foldhe eingetragen werden !°. Beftritten ift, ob 
zu dieſer Verwandlung die Zuftimmung des Schuldners ?! genüge, 
oder ob dazu auch die Zuftimmung ber nacheingetragenen Gläu- 
biger erforderlich fei *?. 

3. Die Sicherheitshypothek als jolde nimmt an den Bor: 
theilen der Publicität nicht Theil, dem reblihen Erwerber können 


7 Römer, PER. 107; Exner, HR. 8 35, 25. Liegt nicht ein Anerkennt⸗ 
niß des Schuldners vor, fo ift richterliche Entſcheidung erforderlich Dernburg, 
Pr. BR. I 8 332 nah Note 6; Achilles Gel. 197 Nr. 3. 

® Dernburg, Pr. P.R. L 8 332, 2; Megeläberger, H.R. 8 43 Nr. 4; 
Nömer, PER. 105; Müller, PER. 8 28, 8; Exner, H.R. 8 20, 86. Gemein- 
rechtlich ift es beftritten, von welchem Zeitpunkt an der Rang ber Sicher 
heitshypothek zu beftimmen fei, ob vom Zeitpunkt der Entftehung der Hypo⸗ 
thel oder dem der Forderung; j. über diefe Streitfrage Windicheid 8 242, 8. 
Für unfer Recht ift diefe Streitfrage gegenſtandslos, da fich der Rang nur 
nach der Stellung der Sicherheitähypothef im Hypothelenbuch beftimmen kann. 
Die Sicherheitshypothek Hat die Funktion der Offenhaltung des Foliums Re— 
gelöberger, HR. 8 48,8. 

® Der Uebergang erfolgt, wenn die Entftehung ber Forderung feftgeftellt 
ift, ohne daß es einer Umfchreibung bedarf Erf. O. Tr. 29/4 1867 Striethorft 
LXVIl. 151; NRegelöberger, H.R. 8 48, 7. 

10 Daß biefe Umwandlung in eine volle Hypothek zuläßig jet, wenn bie 
Entftehung der Yorderung durch Anerkenntniß des Schuldnerd oder rechts⸗ 
kräftiges Erkenntniß feitgeftellt ift, ift keinem Zweifel unterworfen Erf. O. Tr. 
9/6 1874 GStriethorft 91, 286; Achilles Gef. 198 Nr. 4; Dernburg, Pr. P.R. 
I. 8 332 nad) Note 6; Regeläberger, HR. 8 48, 8. 

12 Beftritten ift, ob wenn vor ber Berwandlung das Grundftüd ver- 
äußert wird, die Anerkennung bes Beſtellers genüge Achilles Geſ. 198 Nr. 4, 
oder ob auch die des neuen Erwerbers erforderlich jei Zurnau, Er. B.O. J. 
312 Nr. 7. 

12 Die Zuftimmung der nacheingetragenen Gläubiger halten für erfor- 
berlich Förſter Eccius $ 1998. III; Regelsberger, HR. 8 43 Nr. 5; Römer, 
PER. 821, 8; nicht für erforderlich Turnau, Gr. V.O. I. 313 Nr. 7, Achilles 
Geſ. 198 Nr. 4; Dernburg, Pr. PR. I. 8 382, 7. 
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daher Einreden aus dem obligatorifchen Verhältnig unbeſchränkt 
entgegengejegt werden, und bie Verjährung der zu Grund lie 
genden Forderung wird dur die Eintragung der Sicherheits⸗ 
hypothek im Hypothekenbuch nicht gehindert ’®. 

4. Der Beſteller kann, ohne daß die Vorausſetzungen der Ent⸗ 
ſtehung vorliegen, einſeitig eine Cautionshypothek nicht in eine 
volle Hypothek verwandeln, es iſt dazu vielmehr die Zuſtimmung 
der nacheingetragenen Gläubiger erforderlich!“. 

Auch das franzoſiſche Recht hat die Cautionshypothek und nament⸗ 
li die Credithypothek ausgebildet 1. In der Hauptſache gelten für 
die Cautionshypothek des franzöſiſchen Rechts die oben aufgeführten 
Grundſätze. Auch nad franzöfifchem Recht wird angenommen, daß der 
Rang der Cautionshypothek nad) der Zeit der Inſkription ſich richte ?°. 


8 302. 
II. Der Bypothektitel im Allgemeinen ', 


Die Eintragung einer Hypothek ſetzt nad) Deutihem Hypo⸗ 
thekenrecht einen Rechtstitel voraus; es muß ein Rechtsgrund für 
Eintragung der Hypothek vorliegen. Es gelten biefür folgende 
Grundfäge: 


8 Dernburg, Pr. PR. I. 8 832. 6. Die in Pr. E.E.G. 8 6166 für 
die Hypothek beftimmte Succeifion des Eigenthümers findet bei der Cautions⸗ 
bypothet nicht ftatt Pr. E.E.G. 8 67. 

14 Bon Manchen wird angenommen, daß ber Schuldner willfürlid eine 
Cautionshypothel in eine volle Hypothek verwandeln Lönne, indem er bie 
Eintragung einer folhen an der Stelle der Cautionshypothek bewilligt Tur⸗ 
nau, Gr. B.O. 1. 312 Nr. 7. Mit Recht erflären fi dagegen Förfter Eccius 
8 199a, 20; Dernburg, Pr. BR. I. 8 382, 7. Die Umwandlung der Eau- 
tionshypothek in eine volle Hypothek ſetzt vielmehr bie Entftehung der Yor- 
derung für welche dieſe bewilligt ift voraus. 

15 Bgl. Zachariä 8 266, 30; Aubry 8 266, 66; Puchelt 8 50, 8 folg. 

16 Dieß wird auf Grund der VBeitimmung in C. oc. Wrt. 21984 von der 
franzöfiihen Jurisprudenz jebt ziemlich allgemein angenommen Badhariä 8 
266, 83; Aubry 8 266, 715. Bucelt, H.R. 8 50, 16. 

I Bol. Förfter Eccins 8 198. I; Dernburg, Pr. BR. I. 8 317; Regels- 
berger, H.R. 8 48-51; Römer, PER. 8 23-94; Lang, Sachenrecht 8 169; 
Siegmann, HR. 5 9; Müller, PER. 8 3647; Exner, HR. $ 21—28. 
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I. Der Hypothektitel iR die durch das Geſetz ober durch 
MWillenderflärung des Schuldners begründete Beitimmung eines 
Hypothekenobjekts zum Unterpfand für eine Forderung, woraus 
der Anſpruch auf Eintragung der Hypothek gegen den Schuldner 
enttfteht ?. 

U. Der Hypothektitel kann auf einer geſetzlichen Beſtimmung 
oder einer Willenserklärung bes Eigenthümers des Hypotheken⸗ 
objeft3 beruhen®. Die Willenserflärung kann eine einfeitige ober 
eine in einem Bertrag niebergelegte fein“. 

DI. Der Hypotheltitel begründet, wenn er nicht an fidh zur 
Eintragung ber Hypothek direkt führt, einen obligatoriſchen An⸗ 
Ipruh ® auf Mitwirkung bei Eintragung der Hypothel” gegen den 
Eigenthümer des Hypothekenobjekts gegen den der Berpflichtungs: 
grund entitanden ift®, nicht aber gegen einen Singularjucceflor 
des Berpflichteten im Hypothekenobjekt °. 

IV. Der Hypotheltitel ift ein Nebenrecht der Forderung für 
bie er begründet ift, und Tann mit biefer abgetreten werben 1°; 
er gebt, wenn nicht das Gegentheil beftimmt ift, von felbft mit 


8 Negeläberger, H.R. 8 48, 2; Pr. ER. I. 20. 2; Bayern, 9.8. 8 9; 
Württemberg Pf.G. Art. 15; Sadfen 8.8.8. 8 387; Ultenburg und Reuß 
j. 2. 9.0. 8 34; Reuß &. 2. HD. 8 36; Weimar Pf. 8 27; Rudolſtadt 
H.G. 8 14; Heffen-Darmftadt Pf.G. Art. 14; Defterreih A.B.G.B. 8 449. 

® Megelsberger, H.R. 848, 4; |. die in Note 2 aufgeführten Stellen. Nach 
Defterreihiihem Recht wird auch der richterliche Hypothektitel unterjchieden 
Ernet, HR. 8 21, 3. 8 23. II. Die Deutfhen Hypothekengeſeze führen ben 
richterlichen Hypothektitel unter den gejeßlichen auf. Vgl. unten $ 308 Nr. 9. 

* gl. unten 8 304. 

8 Die ift der Fall, wo einfeitige Bewilligung als genügend erſcheint 
unten 8 805. III. 1, und mo ber Nachweis eines gejeglihen Hypothektitels 
zur Eintragung genügt unten 8 305, 57. 

e Nömer, PR. 121. Ausdrücklich ausgeſprochen ift dieß Rubolftabt 
Pf.G. 8 14. 

? Megelsberger, HR. 8 48 Nr. 8; Römer, PR. 121; Müller, BER. 
8 47.1. 

s Regelsberger, HR. 8 48, 5; Römer, Pf.R. 121; Müller, BR. 8 47. IL 
Der Anſpruch ift gegen die Erben nur begründet, injoferne fie in dad Hy⸗ 
pothelenobjelt juccediren. 

® Bayern H.G. 8 26 Nr. 8; Nömer, BR. 131; Müller, PER. 847, 12. 

1° Gönner, Commentar I. 188; Römer, PR. 122; Siegmann, HR. 
8 32. Vorausgeſetzt wird, daß bie Forberung ſelbſt ceffibel fei, was bei ge- 
ſetzlichen Hypothektiteln nicht immer der Fall ift. 
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ber Forderung auf den Ceſſionar über !!, Tann aber nicht getrennt 
von berjelben übertragen werben ?’*. 

V. Der Hypothektitel unterliegt nicht dem Princip der Spe- 
cialität. Iſt das Grundſtück, für welches er begründet wird, nicht 
durch das Geſetz oder die Willenserklärung fpeciell bezeichnet, fo 
erftredt fih der Anſpruch auf Eintragung auf alle Immobilien 
des Berpflichteten ?°. Jedoch fteht nach einzelnen Hypothekenord⸗ 
nungen bei gejetlichen allgemeinen Recdtstiteln dem Schuldner 
das Recht zu, zu verlangen, daß fi die Eintragung ber Hypo⸗ 
thek auf einen ſolchen freien Güterwerth befchränfe, der nad Ab: 
zug ber vorftehenden Bolten für den Betrag der Forderung die 
nöthige Sicherheit bietet *. 

VI. Bei gejeglicden Hypothektiteln bat der Gläubiger immer 
das Recht, die Eintragung auf der nächftoffenen Stelle zu ver: 
lartgen !°; bei freiwilligen Hypothektiteln kann die Stelle, an wel: 
her die Hypothek eingetragen werben fol, durch den Schulbner 
befonders beftimmt fein !°. 

Eine völlig abweichende Stellung nimmt bas franzöfiiche Recht 
ein. Nach diefem entfteht die Hypothek nicht wie nah Deutſchem 
Recht dur Eintragung, fondern ihr Beitand dem Schuldner ge: 
genüber ift mit der Entftehung bes zu Grund liegenden Rechts⸗ 

11 Regelsberger, H.R. 8 48, 9; Römer, Pf.R. 123; Weimar, Pf.G. 8 78. 

18 Negelöberger, H.R. 8 48, 9; Mömer, PR. 122, 3; Darmftadt Pf.G. 
Urt. 92; Rudolſtadt H.G. 8 32; Weimar Pf.G. 8 72. 

18 Negelöberger, H.R. 5 48, 13; Römer, BER. 123; Müller, BER. 

86.1. - 

j Na Bayern H.G. 8 11 Tann der Schuldner Beſchränkung auf einen 
freien Güterwerth verlangen, der den Betrag der Forderung um ein Drittel 
überfteigt. Rah Weimar Pf.G. $ 51 Tann der Gläubiger nur die Beftellung 
eines Pfanbes fordern befien Werth dem doppelten Betrag der gu verfichern- 
den Summe gleihlommt. Diefelbe Beftimmung hat Meiningen &.&. Urt. 18 
mit Beſchränkung auf ben 1’/sfahen Betrag. Nach Darmftadt Pf.G. Art. 18. 
18. 80 ift bei @intragung geſetzlicher Hypothektitel der Werth, der dem Pfand» 
nexus zu unterwerfenden Immobilien durch ortsgerichtliche Schägung feitzu- 
ftellen, und es fol diefer Werth regelmäßig das doppelte der zu verfichernden 
Summe betragen. Nah mehreren H.O. kann der Schuldner auch eine Be⸗ 
ſchränkung ber fchon errichteten Hypothek auf bie zur Sicherung ber Forde- 
rung genügenden Immobilien verlangen, unten & 805, 41—44. 

6 Regelsberger, H.R. 8 48 Nr. 7. 8 61. 1. 2. 

16 Bol. unten 8 821 Nr. 1. 
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verhältnifies gegeben; die Inſkription bat nur den Zweck, Die 
Rechte des Gläubigerd gegenüber anderen Gläubigern und gegen: 
über dem dritten Erwerber des Hypothekenobjekts zu fihern. Nach 
dem zu Grund liegenden Rechtöverhältniß unterfcheidet das fran⸗ 
zöſiſche Recht die Legalhypothelen, die Judicialhypothek, Die Im⸗ 
mobiliarprivilegien und die Vertragshypothek. Das franzöfifche 
Recht kennt aljo nicht Hypothektitel im Stun ber Deutſchen Hy⸗ 
pothefenorbnungen, welche die Vorausſetzung der Eintragung da⸗ 
ber au der Begründung bes Pfandrechts bilden, fondern nur 
Pfandredte, die auf Geſetz richterlichem Urtheil ober Vertrag be- 
ruhen, und bie zum Schuß bes Vorzugsrechts gegenüber anderen 
Gläubigern und zur Geltendmachung der Rechte des Gläubigers 
gegen einen dritten Erwerber des Hypothekenobjekts, foweit fie 
inſkriptionspflichtig find, infkribirt werben. Ich werde nun in 
der nachfolgenden Darftellung, um den Gegenfaß hervorzuheben, 
den gejeglihen Rechtstiteln bes Deutſchen Rechts bie Legalhypo⸗ 
thefen, die Judicialhypothek und die Immobiltarprivilegien des 
franzöſiſchen Rechts und den freiwilligen Rechtstiteln des Deut: 
Ihen Rechts die Conventionalhypothelen des franzöfifhen Rechts 
gegenüberftellen. 


II. Von den Hypothektiteln im Einzelnen. 
& 308. 
1. Die geſetzlichen Hypotheltitel '. 


Gefeglihe Hypothektitel find nad den Deutihen Hypotheken⸗ 
gefegen diejenigen Rechtstitel, welche bem Gläubiger ein von dem 
Willen des Schuldners unabhängiges Recht auf Eintragung einer 
Hypothek gewähren. Die auf Grund gefetlicher Rechtstitel ein: 
zutragenden Hypotheken unterliegen den allgemeinen Vorausſe⸗ 
gungen ber Entftehung einer Hypothek; es muß daher ein für 
Begründung einer Hypothek geeignetes Forberungsreht vorhanden 
fein, und der Schuldner muß Eigenthümer eines Immobiles fein, 


1 gl. Dernburg, Pr. BR. I. 8 820; Yörfter Eccius & 193. Ia und 8 198, 
16; Regelsberger, HR. 8 50; Römer, PR. 8 29; Müller, PER. 8 3745. 
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das als Pfandobjekt zu dienen geeignet ift?. Bon ben freimil: 
ligen unterſcheiden fi die geſetzlichen Hypotheftitel darin, daß fie 
von dem Willen des Schuldners unabhängig find, und daß, wenn 
ihr Beitand erwieſen ift, die Eintragung der Hypothek auch gegen 
ben Willen defjelben erfolgen Tann. Bon den gefeglichen Pfand: 
teten des gemeinen Rechts unterſcheiden fie fih darin, daß fie 
nur einen Anſpruch auf Beftelung eines Pfandrechts nicht das 
Pfandrecht jelbit gewähren, daß die Begründung bes Pfandrechts 
einen Antrag des Berechtigten oder für den Berechtigten voraus: 
jegt, und daß fi das Rangverhältniß der auf Grund der geſetz⸗ 
- lichen Rechtstitel eingetragenen Hypothefen lediglich nach der Ein- 
tragung richtet. Die einzelnen Rechtstitel find durch das Geſetz 
beftimmt ?, und können nicht durch analoge Anwendung erweitert 
werden *. Die gejeglihen Rechtstitel find theild generelle, auf 
alle Immobilien des Schuldners bezügliche, theils fpecielle, Die 
id auf bie Objekte befchränfen, bezüglich deren bie Forderung 
entitanden ift®. Die einzelnen Rechtstitel find: 


2 Vgl. oben 8 298. 

° Bayern 9.8. 8 12; Württemberg Pf.&. Art. 27—46; Sachſen 8.6.8. 
8 390— 395; Altenburg HD. 8 35—45; Neuß A. 2. 9.8. 8 37—46; Neuß 
j.2. 9.2. 8 3544; Darmftabt Pf.G. Art. 15—25; Weimar Pf.G. 8 382—55; 
Audolftabt HD. 8 15—24; Meiningen Pf.G. Art. 13—18. Das Preußifche 
Landrecht I. 20. 3 bat die gejeglichen Hypothektitel bei den verjchiebenen Ge⸗ 
ſchäften aus denen fie entftehen, aufgeführt, und außerdem durch A.G.O. I. 
51. 12 allen Forderungen, melde im Concurs is der 4. 5. und ben beiben 
erften Stellen der 6. Claſſe rangirten, einen geſetzlichen Hypothektitel einge- 
räumt; duch E.G. zur Concursordnung 8/5 1855 Art. 11 find die legteren 
inbeß neu beftimmt, jo daß nur ben Hier und im ALM. bezeichneten die 
Eigenſchaft gejepliher Hypothektitel zulümmt. Eine Zufammenftellung |. Koch, 
Anm. 5 zu L.R. I. 20. 3 und Förfter, Pr. PR. 3 193, 8-16. Für Grund⸗ 
ſchulden gibt es feine gejeglichen Nechtötitel Förfter Ecciuß 8 198, 16. Das 
Defterreichifche Recht kennt ala gejegliche Hypothektitel nur denjenigen für - 
Sautionsleiftung und für Entfchädigung wegen eingetragener dinglicher Laſten 
(Servituten, Reallaſten, Beftandvertrag) Exner, HR. $ 23. J. Die Medlen- 
burgiſchen H.O. haben mit Ausnahme ber R.St. B.O. und der Streligifchen 
D.H.D. Teine gejehlichen Rechtstitel Meibom, HR. 8 14, 14. Nach der D. 
HD. 8 14 ift ſämmtlichen geſetzlichen Pfandrechten des gemeinen Rechts die 
Eigenſchaft geſetzlicher Rechtstitel beigelegt. 

Regelsberger, H.R. 8 50, 3; Siegmann, H.R. 8 29; Weimar Pf.G. 
8 50. 

® Der überwiegende Theil der Rechtstitel ift generell. In der nachfol⸗ 
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1. Der Fiskus. Nach Preußiſchem Het haben der Fis⸗ 
kus und gewifje mit fistaliichen Rechten verfehene Anftalten einen 
geleglihen Pfandrechtstitel an den Immobilien ihrer Schuldner 
wegen aller Aniprühe mit Ausnahme der Geldftrafen®. Nach 
Bayriihem Recht hat der Staat einen geſetzlichen Rechtstitel we 
gen der rädftändigen orbentlihen und außerorbentlihden Staats: 
abgaben, nicht aber wegen anderer Forderungen an den immo: 
bilien ihrer Schuldner. Nah Sächſiſchem Net hat der Staat 
einen gefeglihen Hypotheltitel nur gegenüber ben bei ber Ber: 
mögend: oder Cafjenverwaltung angeftellten Dienern wegen ber 
aus letzteren etwa entftehenden Forberungen an ben Immobilien 
derjelben ®. 

2. Gemeinden und Corporationen. Nah Bayriſchem Recht ® 
baben Gemeinden und gewiſſe Eorporationen, nah Sächſiſchem 
Hecht !° haben Kirchen, Unterrichtäanftalten und Wohlthätigkeits⸗ 
anftalten, nad Württembergiſchem Recht !! haben milde Stiftungen 
einen geſetzlichen Recdhtstitel an den Immobilien ihrer Verwalter 
wegen Forderungen aus ber Verwaltung; nad Preußiſchem Recht 
haben Gemeinden und gewifle Eorporationen '? einen ſolchen an ben 


genden Darftellung wird bei den einzelnen Rechtötiteln unterjchieben werben, 
ob fie generell oder jpeciell find. 

°E8. zur2D. 8/5 1855 Art. XI. 1; Dernburg, Br. BR. I. $ 820, 8; 
Rod, Pr. BR. 8 367, 3. 

? Bayern H.G. 8 12, 1; Regelsberger, HR. 5 50, 5. Die gleiche Be» 
flimmung hat Meiningen HD. Art. 17. 

® Sachſen 8.6.8. 8 393. Die gleiche Beftimmung haben Altenburg und 
Reuß j. 2. 9.8. 8 38; Neuß Ad. 2. HD. 8 40. Nach Rudolſtadt HD. $ 21 
haben diefen Anſpruch die mit dem Recht des Fiskus verfehenen Kaflen. 

? Berechtigt find Gemeinden und jelbftitändige Stiftungen, welde den 
Biveden des Eultus des Unterrichts und der Wohlthätigleit dienen 9.8. 8 12 
Nr. 2; Regelöberger, H.R. 8 50, 7. 

10 Nach Sachſen 8.6.8. 8 398, Altenburg und Neuß j. 2. HD. 8 88 
und Reuß ä. 2. 9.8. 8 40 find berechtigt Kirchen und mit juriſtiſcher Per⸗ 
ſönlichkeit verſehene Vermögensmaſſen, die dem Unterricht oder der Wohlthä⸗ 
tigkeit dienen. Nach Rudolſtadt H.O. 8 21 find bereditigt bie mit dem Recht 
des Fiskus verfehenen Kafien, dann Gemeinden, Kirchen, Pfarreien, Schulen, 
die Stipendien und Stiftungskaſſen, ingleichen bie öffentlichen Unterrichtd- 
Verſorgungs⸗ Unterftügungs- Heil- Straf- und Beflerungsanitalten. 

11 Württemberg Pf.G. Art. 37; Römer, PER. 8 31. IV. 

12 Nach Einf.®. zu Konk.O. 5 18855 Art. XI 2 finb berechtigt die Ge⸗ 
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Smmobilien ihrer Beamten wegen Forderungen aus ihrer Verwal: 
tung und an den Immobilien ihrer Mitcontrahenten wegen ber 
Aniprühe aus den mit ihnen geſchloſſenen Verträgen "®. 

3. Devormundete. Nah Bayrifhem !* Württembergifchem ?° 
und Sächſiſchem Recht !* haben Bevormundete einen gejeglichen 
Rectstitel an ben Immobilien des Vormunds wegen ihrer For: 
berungen aus der Vormundſchaft. 

4. Die Ehefrau. Nah Preußiſchem Landrecht bat die Ehe: 
frau einen geſetzlichen Rechtstitel an den immobilien des Ehe: 
mannes wegen ihres in die gejegliche Verwaltung des Ehemannes 
Übergegangenen Vermögens, infoferne der Hypothektitel innerhalb 
eines Jahres nach Beginn ber Verwaltung geltend gemacht wird '?, 
nah Sächſiſchem Recht wegen ihres bei Eingehung der Ehe oder 
während der Ehe eingebrachten beweglichen Vermögens !*, nad) 
Bayriichem 1%, Württembergifhem *°, Darmftäbtiichem ?! und Wei- 


meinden, Kreis⸗ und Brovinzialverbände, landichaftlicden Erebitverbänbe, Dom- 
kapitel, Collegiatftifte, Klöfter, Kirchen, Schulen und andere Stiftungen. 

12 Einf. G. zu Konk. O. 8/5 1855 Art. XI. 2; Koch, Pr. BR. 8 867, 7. 

“ Nach Bayern H.G. 8 12, 5 find berechtigt Minderjährige und alle 
unter Curatel ftehende Berjonen wegen ber aus ber Bormundichaft entfprin- 
genden Anfprüde gegen ihre Vormünder und deren Bürgen Regelsberger, 
98. 8 50, 10. 

» Württemberg Pf.G. Art. 37; Römer, PER. 8 81. Der Hypothektitel 
ſteht Minderjährigen und anderen unter Vormundſchaft geftellten Perſonen 
zu, ob aud ben unter Curatel geftellten Abweſenden ift beftritten Römer, 
PER. 5 81. I; Lang, Sachenrecht 8 169, 30. 

16 Sachen 8.8.8. 8 392; Altenburg und Reuß j. 2. H.D. 8 36; Reuß 
4.2.90. 5 88; Nubolftadt HD. 8 16; Meiningen E.G. Art. 15. Der An- 
ſpruch fteht Minderjährigen und anderen unter Bormunbfchaft ftehenden Per⸗ 
fonen zu. 

17 Die Beichränkung, die in ber urfprünglichen Beſtimmung Br. L.R. IL. 
1. 254 nicht gegeben war, beruht auf E.®. zur RD. 8/5 1855 Wrt. XIX. 
Beſtritten ift, ob mit Ablauf des Jahres der Anſpruch überhaupt erlöfche, 
oder gegen fpäter erworbene Immobilien des Ehemannes innerhalb eines 
Jahres nad der Erwerbung geltend gemadt werden könne. Das Iebtere 
nehmen an Koch, Br. PR. 8 367, 8; Dernburg, Br. PR. I. 8 820, 11. 

ı Sachen 8.0.8. 8 890. Die gleiche Beftimmung haben Wltenburg 
und Reuß j. 2. 9.0. 8 35; Reuß &. 2. H.O. 8 37; Rudolſtadt HD. 8 15; 
Meiningen E.G. Art. 18. 

Bayern 9.%. 8 12, 6. Es gehören bahin die Anfprüce wegen ber 
Jlaten und aus bem Ehevertrag, anf Entiegädigung für die mit ihrem Ehe⸗ 
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mariſchem Aecht?* wegen ihrer in den ehelichen Verhältniffen be⸗ 
gründeten vermögensrechtlihen Anſprüche. 

5. Die Kinder. Nah Preußiihem Landrecht haben Kinder 
bei Wieberverehelichung des Vaters einen gefeglihen Hypothek⸗ 
titel an den Immobilien defjelben wegen bed in feiner Berwal- 
tung befindlichen Vermögens *°, und bei Chefheidung an den Im⸗ 
mobilien des ſich wieder verheirathenden Ehetheiled wegen ihres 
fünftigen Pflichttheils?“. Nah Sächſiſchem Recht haben in vä- 
terlicher Gewalt befindliche Kinder einen gefeglichen Hypothektitel 
an ben Immobilien bes Vaters wegen ihres in feiner Verwaltung 
befindlichen beweglichen Vermögens und der aus biefer entftehenden 
Anſprüche ?°. Nah den Hypothefenorbnungen von Bayern *°, 
Württemberg ?’, Darmftabt ?°, Weimar ??, Meiningen ®° und Ru- 


mann übernommenen Berbindlichleiten, und auf Erſatz für die von ihrem 
Ehemann veräußerten Güter Megeläberger H.R. 8 50, 17. 

20 Pf. G. Art. 20. Es gehören dahin die Anfprüche wegen bed in bie 
Berwaltung des Mannes gelangenden beweglichen Bermögend, wegen bed Er⸗ 
löfes aus den vom Ehemann veräußerten Jmmobiliarillaten, auf das ver- 
tragsmäßig zugeficherte Witthum und die Gegenſchenkung, nicht aber andere 
vertragsmäßige Anſprüche Römer, Pf.R. 8 29. I; Lang, Sachenrecht 8 169, 20. 

21 Pf.G. Art. 15, 3. Es erftredt fich dieß auf die Anfprüdhe wegen ihrer 
beweglichen Illaten, wegen ber ihr aus dem Ehevertrag zuftehenden Rechte, 
wegen Entichädigung für Verbindlichleiten, die fie für den Ehemann über- 
nommen bat, und wegen des Erlöſes aus ihren von dem Ehemann veräußerten 
Bermögenzgftüden. 

22 Weimar Pf.G. 8 33. Es erftredt fi dieß auf die Anſprüche hin⸗ 
fihtlich des dem Ehemann zugebradhten Vermögens und des Leibgedings. 

nr L.R. II. 2. 187; Dernburg, Pr. BR. I. 8 320 Nr. 4. 

24 Pr. L.R. II. 2. 463; Koch, Pr. BR. $ 367, 18. 

25 Sachſen 8.6.8. 8 391. Nach Altenburg und Reuß ji. 2. H0. S 37 
und Neuß ä. 2. H.O. 8 38 ift dieſer Hypothektitel für Anſprüche aus ber 
Verwaltung ded ganzen Vermögens gegeben. 

26 Bayern H.G. 8 12, 7. Es umfaßt dieß das Bater: ober Muttergut, 
ober fonft erworbene Vermögen und den Voraus bei Einkindihaftungen Re⸗ 
gelöberger, 9.8. 8 50, 20. 

27 Pf. G. Urt. 33. Der Hypothektitel umfaßt die Uniprüche megen bes 
in der gejeglihen Berwaltung des Aicendenten befindlichen beweglichen Ver⸗ 
mögend und wegen bes Erlöfes aus veräußerten Immobilien derfelben Römer, 
PER. 8 30; Lang, Sachenrecht 8 169, 25. 

ng. Art. 15. 1.2. Der Hypothektitel umfaßt die Anſprüche der 
Kinder wegen bes in der geſetzlichen Verwaltung eines Elterntheils ftehenben 
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bolftadt 2! haben Kinder einen geſetzlichen Hypothektitel an den 
Immobilien der Eltern wegen ihres in der Verwaltung derſelben 
befinbliden Vermögens und der damit in Verbindung ftehenden 
Anfprüche. 

6. Die Anſpruchsberechtigten bei Erbgütern. Nah Bayri— 
ſchem und Darmftädtiihem Recht haben bei landwirthſchaftlichen 
Erbgütern einen gejeglichen Hypothektitel der Vorgänger im Erb- 
gut für die Summe, die er ſich bei der Mebergabe als Eigenthum 
vorbehalten hat, die Anerben für ihre Abfindungsfummen und 
alle Berfonen, die Alimente aus dem Erbgut anzufprehen haben, 
für diefe an dem Erbgut °®. 

7. Die Auszugsberechtigten. Nach den Sächſiſchen Hypotheken⸗ 
orbnungen haben Auszugsberechtigte einen gefehlichen Hypothek: 
titel an dem mit dem Auszug belafteten Grundftüd?®. 

8. Die Legatarien und Erbichaftsgläubiger. Nah Preußi- 
ſchem Landredt?* und den Sächſiſchen Hypothelenorbnungen ®° 
haben Legatarien einen gefeglichen Hypotbeltitel an den Immo⸗ 
bilien des Erblaſſers. Nah Bayriidem?*, Württembergifchem ®7, 


Bermögend, wenn die Ehe durch Tob oder Scheidung aufgelöst ift, und bie 
Anſprüche wegen des beweglichen in der Berwaltung bes Stiefvater8 oder der 
Deutter ftehenden Vermögens, wenn biefe fich wieder verheiratbet Müller, 
PER. 8 38. 

Weimar Pſf.G. Art. 94. 

Meiningen Pf.®. Art. 14. 

s Audolftadt 9.8. 8 17. 

22 Bayern Gef. 22/2 1855 Art. 27;. Roth, Bayr. ER. (1) 8 189, 38; 
Darmftabt Gef. 11/9 1858 Art. 45 Pf.G. Art. 25; Müller, Pf.R. 8 40. 

s Altenburg und Reuß j. 2. HD. 8 42; Neuß &. 2.902.845; Ru 
bolftadt H.D. 8 24. 

* Pr. LM. I. 12. 290; Einf.Gei. zur Kont.D. 8/5 1855 Art. XI. 

s Altenburg und Reuß j. 2. HD. 8 40; Neuß &. 2. 9.8. .8 42; Ru⸗ 
dolftabt H.D. 8 32. Der Hyypothektitel erftredt fih auch auf Schenkungen 
von Todeswegen. 

s Bayern H.G. 8 12 Nr. 8; Regelsberger, H.R. $ 50, 27. 

Württemberg Pf.G. Art. 38. 39; Römer, Pf.R. 8 32. 388; Lang, Sa- 
chenrecht S 169, 31. Nach Pf.G. Art. 41 ſteht auch den Bläubigern desje⸗ 
nigen ber duch Rechtsgeſchäft unter Lebendigen fein Vermögen an einen ans 
beren übergeben Hat, ein gefeglicher Pfandrechtstitel an den zu dem über- 
gebenen Vermögen gehörigen Immobilien zu. 
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Weimariihem ?° und Rudolſtädtiſchem Recht?“ haben Legatarien 
und Erbichaftsgläubiger für ihre Forderungen einen gefeglichen 
Hypothektitel an den Immobilien des Erblafiers. 

9. Vollftredbare Forderungen. Nah Breußiihem +? Säd- 
ſiſchem *' und Defterreihischem Recht *? haben Gläubiger für voll- 
ftredbare Forderungen einen gejeglichen Hypotbektitel an den Im⸗ 
mobilien des Schuldners. Nach Württembergifchem *? und Darm- 
ſtädtiſchem Recht ‘* hat der Gläubiger einen gefehlihen Hypothek⸗ 
titel an den Immobilien des Schuldners, deren Zwangsveräuße⸗ 
rung zum Zweck feiner Befriedigung gerichtlih verfügt worben 
it. Nah Bayriſchem Recht bat der Gläubiger einen geſetzlichen 
Hypothektitel an den Immobilien des Schuldners wegen ber rechts⸗ 
kräftig entfchiedenen Forderungen, zu beren Vollzug ihm die Im⸗ 
miffion in die Güter des Schuldners zuerfannt ift*°. 

10. Cautionsbeſtellung. Nah Breußiichem ** und Defterrei- 
chiſchem Recht““, und nah den Hppotbelenrehten von Württem- 
temberg *° und Weimar *? haben Gläubiger, welde Cautionslei- 
ftung zu forbern beredtigt find, einen gejeglihen Hypothektitel 
an den Immobilien des Schuldners. 


ss Weimar Pf.G. $ 42—44. Der Pfandrechtstitel fteht au Erben für 
die von ihren Miterben zu leiftenden Herauszahlungen zu. 

” Aubolftadt, 9.0. 8 2%. 

Br LM. I 20.5; 8. 4/3 1884 8 22; Gel. 4/3 1879 8 22; 38. 
Gef. 18/7 1888 8 6—8; Förfter Eccius 8 132, 22; Dernburg, Pr. PR. 
1. 8 821. Bu diefen gehört auch die Arreſtvormerkung, welche nad) dem 3.8.6. 
12/7 1883 8 2 und 10 als eine bedingte Hypothek aufzufafien ift Dernburg, 
Pr. BR. I. 8 322, 6. Dem entipricht nach Defterreihiihen Recht der Hy⸗ 
pothelartitel zur Sicherftelung Exner, H.R. 5 23, 20. 

41 Sachſen 8.9.8. 8 394; Altenburg und Neuß j. 2. 90. $ 41; Reuß 
8.2. 9.D. 8 43. 44; Weimar Pf. G. 8 48; Rudolſtadt HD. 5.23; Meiningen 
E.G. Art. 16. 

42 Erner, HR. 8 23. U. 

“ Württemberg Pf.&. Urt. 43: Lang, Sachenrecht 8 169, 36. 

“1.8. Art. 24; Müller, PER. 8 41. 

“5.8. 8 12, 12; Regelöberger, HR. 8 50, 22. Die gleiche Beftimmung 
Meiningen H.G. Art. 16. 

“Br L.R. I 20. 4; Förſter Eccius 8 198, 4. 

47 Exner, HR. 8 23, 7. 

«8 f.G. Urt. 46; Lang, Sachenrecht 8 169, 38. 

 Beimar Pf. G. Art. 49. 


Le ni 


ba 
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11. Baugläubiger. Nah Bayrifhem ° und Württembergi- 
Them Recht °' haben Baugläubiger einen geſetzlichen Hypothektitel 
an dem aufgeführten Bau für ihre Forderungen, für geleiftete 
Arbeit oder gelieferte Materialien. 

12. Dem Preußiſchen Recht eigenthümlich find die gefetlichen 
Hypothektitel der Concursmaſſen an den Immobilien der diefelben 
verwaltenden PVerjonen wegen der Anfprühe aus der Bermal: 
tung 5?, der Dienftherrfchaften an den Immobilien ihrer Dienft: 
leute wegen der denjelben zum Behuf ihrer Dienftverrihtungen 
anvertrauten Gelder und Effelten °?, des Verkäufers eines Grund: 
ſtücks, der fich das Eigenthum vorbehalten bat, für den Kaufgelb- 
rückſtand 54, des Ehemannes wegen des Ehevermädhtnifjes an den 
Immobilien ber Ehefrau °°, des Ehegatten wegen der ihm bei ber 
Scheidung zu reichenden Alimente an den Immobilien des anderen 
Ehegatten ®®. 

13. Dem Bayrifhen Recht eigenthümlih find die gefeglichen 
Hnpothektitel der Gläubiger von Realrenten wegen Rüdftänden 
an biejen ®’, der Hypothelgläubiger wegen ber Streitloften und 
Hypothekzinsrückſtände 5°, der Inhaber und Pächter von Bier: 
brauereien für ihre Forderungen an Biermwirthe für geliefertes 
Bier und Branntwein an den Immobilien der Bierwirthe 5°, der 
Brandverficherungsfammer für die Entihädigungsfummen wegen 
vorfäglicher oder fahrläffiger Brandftiftung *°. 

14. Dem Defterreihifhen Recht eigenthümlich find die geſetz⸗ 
lihen Hypotheftitel der Beftandnehmer wegen Auflöfung der Pacht 


98. 8 12 Nr. 9; Negelöberger, HR. S 50. B. 3. 

o1 Pf.G. Art. 42; Lang, Sachenrecht 8 169, 35. 

o2 E.G. 8/5 1855 zur Konk.O. Art. XI. Wr. 4. 

63 E.G. 8/5 1855 zur Konl.d. Art. XL Wr. 3. 

54 Br, 2,9. I. 11. 268; E. E.G. 826. Für einen vertraggmäßigen Titel 
erflärt dieß Förſter Eccius 8 193, 8. 

5 Pr. L.R. IL 12. 290; IL. 1. 454. 

se Pr. L. R. II 1. 802. 810. 

9.8.8 12. 4; Regelöberger, HR. 8 50, 25. 

ss 9.8. 8 12, 11; NMegelöberger, H.R. 8 50, 29. 

98. 8 12, 10; Regelsberger, H.R. 8 50, 21. 

60 Brandverfiherungsgefeß 3/4 1875 Art. 46, 

Roth, Deutſches Privatrecht, III. 57 
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bei erefutiver Veräußerung des Grundftüds *!, und der Dienft- 
barfeitSberechtigten wegen Entihädigung für die bei exefutiver 
Veräußerung des Grundftüds nicht überwiejenen Dienftbarkeiten °2. 

Den gejehlihen Rechtstiteln des Deutfchen Rechts entfprechen 
dem Inhalt nach die gefeglihen Hypotheken des franzöſiſchen 
Rechts, die Legalhypotheken, die Judicialhypothek und die Immo: 
biliarprivilegien °°; fie unterjcheiden fih aber von derfelben darin, 
daß fie nicht wie diefe einen Anſpruch auf Beitellung eines Pfand— 
recht3 gewähren, daß fie vielmehr zur Eriftenz gelangte Pfand: 
rechte find, die nur nah den Borausfeßungen der Begründung 
ſich unterſcheiden. Für die einzelnen Arten gelten folgende Grund: 
ſätze: 

J. Legalhypotheken. 

1. Minderjährige und Entmündigte haben von Entſtehung 
ber Vormundſchaft an ein geſetzliches Pfandrecht an den gegen—⸗ 
wärtigen und Tünftigen Immobilien des Vormunds wegen aller 
aus der Führung der VBormundichaft entitehenden Anſprüche °*. 

2. Die Ehefrau hat ein gejegliches Pfandredit an den ge= 
genmwärtigen und künftigen Immobilien des Ehemannes auf Rück⸗ 
gabe und Erfag der Verſchlechterung wegen des in bie Ehe ge— 
braten, und wegen des während der Ehe durch Erbſchaft oder 
Sreigebigfeit erworbenen Vermögens, auf Leitung ber im Ehe— 
vertrag ihr zugewendeten Bortheile, auf Schadloshaltung für Die 
mit dem Ehemann übernommenen Verbindlichkeiten, und auf Er: 
ab des Werths ihrer während der Ehe durch den Ehemann ein: 
jeitig veräußerten Sondergüter ®°. Der Zeitpunkt, in welchem das 





1.8.8.8. 8 1121; Erner, HR. 8 28, 11. 

2 Konkursordnung 8 32; Exner, HR. 8 25, 12. 

63 Die Legalhypotheken und die Judicialhypothek des franzöſiſchen Nechts 
find gejegliche Generalhypothefen, welche mit ihrer Entjtehung Das gegen- 
wärtige und Fünftige Vermögen de3 Schuldners ergreifen; die Zmmobiliar- 
privilegien dagegen find gejehliche Specialhypotheken. 

4 0, c. Art. 2135 Nr. 1; Zachariä 8 264 Nr. 1; Pucelt, H.R. 8 40. 
Für die Preußifche Rheinprovinz ift diefe Legalhypothel durch die Bormund- 
ihaftsordnung 5/7 1875 abgeichafft. Dieje Legalhypothek entipricht bem oben 
Nr. 3 angeführten geſetzlichen Hypothektitel des Bayriſchen Württembergifchen 
und Sächſiſchen Rechts. 

® O. c. Art. 2135 Nr. 2; Puchelt, HR. 8 39; Zachariä $ 264 Nr. 2. 
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Pfandrecht beginnt, ift für die einzelnen Anfprüche verfchieden be: 
ftimmt ®°, 

3. Staat, Gemeinden und dffentlide Anftalten haben an 
den Immobilien ihrer Verwalter eine gefetliche Hypothef wegen 
aller Anſprüche aus der Verwaltung, deren Wirkfamkeit gegen 
Dritte mit der Inſkription beginnt °7. 

Die Legalbypothelen der Minderjährigen und Ehefrauen un: 
terjheiden fich dadurch von den anderen Hypotheken bes franzd- 
ſiſchen Rechts, daß fie nicht inffriptiongpflichtig find, demnad re: 
gelmäßig*® zur Wirkſamkeit gegen Dritte nicht wie diefe der In⸗ 
ffription bebürfen *°. 

II Die Judicialhypothek. Nach franzöfifhem Recht 
bat jedes von einem inländiſchen mit Jurisdiktionsbefugniß aus: 
geftatteten Gericht erlaffene Erkenntniß, welches eine Parthei zu 
einer Leiſtung verurtheilt, jomwie jede von einem inländifchen Ge⸗ 
richt ausgefprochene Anerkennung der unter einer Schuldverfchrei- 
bung befindlichen Unterfchrift des Schuldners die Wirfung, daß 
für denjenigen, zu deſſen Gunften das Erfenntniß erlaflen ift, ein 
Unterpfandsreht an jämmtlichen gegenwärtigen und künftigen Lie- 
genſchaften des Schuldners enifteht, das zur Wirkſamkeit gegen 
Dritte der Inſkription bedarf 7°. 

Il. Die $mmobiliarprivilegien?”!. Diejes find 


Es entſpricht dieß dem oben Nr. 4 aufgeführten geſetzlichen Hypothektitel meh- 
rerer Deutſcher HD. 

6 Bol. unten 8 321, 27 f. 

e7 0. c. Art. 2121; Zachariä 8 264 Nr. 3. Es entipricht dieß dem oben 
Nr. 2 aufgeführten gejeglihen Hypotheltitel mehrerer Deutſcher HD. 

es Weber die Ausnahmsfälle, in welchen auch diefe Legalhypotheken, wenn 
fie nicht erlöfchen follen, inftribirt werden müſſen, vgl. unten $ 305, 11 folg. 

e Bgl. unten $ 305, 7. 

”° 0, c. Art. 2117. 2123; Zachariä 8 265; Pucdelt, HN. $ 44. 45. Be⸗ 
ftritten ift, inmwieferne die in C. c. Urt. 2123 ausgeſprochene Beſchränkung 
auf Urtheife inländifcher Gerichte für die Nechtigebiete des franzöftichen Rechts 
in Deutfchland noch in Anwendung fei, oder ob durch das R.Geſ. 21/6 1868 
eine Ausdehnung auf die Erfenntniffe aller Deutſchen Gerichte eingetreten ſei. 
Gegen die letztere Annahme erflärt ſich Pucelt, H.R. 844, 5. Die Judicial⸗ 
Hypothek des franzöfifhen Rechts entipricht dem oben Nr. 9 aufgeführten ge- 
ſetzlichen Hypothektitel mehrerer Deutſcher H.O. 

ıı Badhariä 8 263; Puchelt, H.R. 8 12, 13 und 18, 33. Mit Recht be- 

37* 
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dur das Geſetz bezeichnete auf beftimmte Immobilien bezügliche 
Forderungsrechte, welche, wenn fie in ber gejetlich beftimmten 
Frift gewahrt find, die Eigenſchaft als Immobiliarprivilegien er- 
halten, wodurch fie regelmäßig den Vorrang vor den Hypotheken 
und einen nach Beichaffenheit der Forderung ſich beſtimmenden 
Rang unter fih anzuſprechen haben ’?, während fie, wenn fie 
nicht rechtzeitig gewahrt find, die Bedeutung von gejetlihen Spe⸗ 
cialpfandrehten haben, welche zur Wirkfamkeit gegen Dritte ber 
Inſkription bedürfen ”°. Die Ammobiliarprivilegien des franzö⸗ 
ſiſchen Rechts find folgende: 

1. Das Privilegium des Verkäufers ”*. Der Verkäufer ”° 
eines Immobiles bat ein Immobiliarprivilegium für den Kauf: 
preis ?”® an ber verlauften Sache anzusprechen ”’. Sind mehrere 
Verkäufe vollzogen, fo entjcheidet bie Priorität des einzelnen 7°. 
Das Privilegium wird gewahrt durch Transſkription im Trans: 
fEriptionsregifter mit der Bemerkung, daß der Kaufpreis geftundet 
fei, wobei der Hypothekenbewahrer verpflichtet ift, zugleich die In—⸗ 
jtription von Amtswegen vorzunehmen ??, oder durch Inſkription 8°. 


merkt Buchelt, H.R. 10, 4, daß die Zmmobiliarprivilegien nur bevorzugte 
Hypotheken jeien. 

72.0, c. Art. 2095. 2096; Puchelt, HR. 8 83. gl. unten 8 321, 32. 

78 0, c. Art. 2113. 

"« Yacdhariä $ 263, 1; Puchelt, H.R. $ 18. 

5 &3 findet dieß Anwendung auch auf da8 bei einem Tauſch zu bezah- 
ende Aufgeld und die Hingabe an Zahlungsftatt Puchelt, H.R. 8 18, 1. 6; 
Zachariä 8 268, 7. 

76 Es gilt dieß nur für den Kaufpreis, nicht für andere aus dem Ver⸗ 
kauf fi ergebende Forderungen Puchelt, H.R. 8 18, 8. Das Brivilegium 
erftredt fi) aber auch auf die Binjen Zadariä 8 268, 2a. 

770, c. Urt. 2103, 1a. 

8 C. c. Art. 2108, 1b; Puchelt, H.R. 8 33, 6. 

7 C. o. Art. 2108; Puchelt, H.R. 8 27, 4. 14; Zachariä 8 276, 2. 

so Puchelt, HR. 8 27, 5. Zweifel beftehen darüber, ob dieß nach dem 
Zrangffriptiondgefeg 23/3 1855 vor geichehener Tranzfkription zuläßig fei 
Pucelt, H.R. F 27, 5; Uubry 8 278, 4. Eine Beitbeftimmung für die Vor⸗ 
nahme der Transſtription ober Inſkription enthält das Gefep nicht. Es kom⸗ 
men demnad die allgemeinen Borjchriften zur Anwendung, wonach der Ver⸗ 
Täufer bis 14 Tage nad der Trandifription dem Erwerber und feinen Gläu- 
bigern gegenüber noch als Eigenthümer erfcheint C. de pr. Art. 834 Ba- 
Mariä 271b, fo daß es zur Erhaltung des Brivilegiums genilgt, wenn baf- 
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2. Das Privilegium des Darleihers zum Kauf ®!. Derjenige, 
welcher das Geld zum Ankauf eines Immobile vorgefchofen bat, 
hat das Privilegium des Verkäufers anzufprehen, wenn durch 
öffentlide Urkunden nachgewieſen ift, daß das Gelb zu biefem 
Zweck erborgt oder daß es dazu verwendet worben fei®?. Für 
die Wahrung dieſes Brivilegiums gelten diefelben Grundfäße wie 
für die Wahrung des Privilegiums des Verkäufers ®?, 

3. Das Theilungsprivilegium ®*. Miterben haben ein Pri- 
vilegium wegen ihrer Anſprüche auf Eviktionsleiftung Aufgeld und 
Berfteigerungspreis aus der vollzogenen Theilung an ſämmtlichen 
Immobilien der Verlaſſenſchaft °°. Das Privilegium wird ge- 
wahrt, wenn e3 binnen 60 Tagen nad gefchehener Theilung in- 
fribirt wird, und wirkt dann auf den Zeitpunkt der Theilung 
zurüd®°. Das gleihe Privilegium haben auch andere Miteigen- 
thümer anzufprechen, die eine gemeinfchaftliche Liegenihaft getheilt 
haben 87. 

4. Das Privilegium der Werkunternehmer und Arbeiter ®®. 
Bauunternehmer und Arbeiter eines Werts haben ein Privilegium 
an dem errichteten Gebäude für die Baufoften ®?; die Wahrung 
bes Privilegs erfolgt durch Inſkription der aufzunehmenben beiden 


nase 





ſelbe durch Transſkription gewahrt wird. Vgl. über diefe Frage Zachariä 
8 276, 4; Aubry 8 278, b; Puchelt, H.R. 8 27, 7a. Nach dem Tranzftrip- 
tionsgeſetz 23/3 1855 ift für die Transſkription eine Frift von 45 Tagen zur 
Wahrung ber Rechte des Berkäuferd gegenüber den Folgen des Weiterver⸗ 
kaufs beftimmt Aubry 8 278, 6. 

sı Puchelt, HR. 8 19; Zachariä 8 263 Nr. 2. 

83 C. co. Art. 2103, 2. 

e8 Badhariä 8 276, 9; Puchelt, H.R. 8 27, 12. 

% Bacdhariä 8 276, 10; Puchelt, HR. 8 20. 

8 O. o. Art. 2103 Nr. 3. 

se, o. Art. 2109; Puchelt, H.R. 8 20. 

270. c. Art. 2109; Zachariä 8 263, 14; Puchelt, H.R. 8 20, 1a. 

ss Zachariä 8 276, 15; Puchelt, HR. 8 21. 

CO. c. Art. 2103 Nr. 4. Vorausſetzung ift die Aufnahme zweier Pro- 
tofolle, von denen das erfte ben Zuftand des Platzes vor Beginn des Werkes 
conftatirt, daS zweite, das mwenigftend 6 Monate nach Beendigung bed Werkes 
aufgenommen werden muß, ben Betrag ber Bauloften beftinmt. Es entipricht 
bieß dem im Bayrifchen und Württembergifchen Recht begründeten oben unter 
Nr. 9 aufgeführten gejeglihen Pfandrechtstitel der Baugläubiger. 
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PVrotofolle?%. Das Privilegium kann überdieß nur geltend ge- 
macht werden für den Mehrwertb, melden das Grundſtück in 
Folge der Arbeiten zur Zeit der Veräußerung bat 1, 

5. Diejenigen, welche zur Bezahlung der Arbeiten eines jol- 
hen Werkes Geld dargeliehen haben, haben unter denjelben Bor- 
ausfegungen das BPrivilegium für ihr Darlehen anzuſprechen, 
wenn die Aufnahme und Verwendung des Darlehens dffentlich 
beurfunbet ift ??, 

6. Erbichaftsgläubiger und Regatare haben das Recht, die 
Abfonderung von dem Vermögen des Erben zu begehren °’. Sn 
diefem Fall bewahren fie den Gläubigern des Erben gegenüber 
dag Recht auf die Immobilien der Erbſchaft dadurh, daß fie 
binnen ſechs Monaten von Eröffnung ber Erbſchaft an das PBri- 
vilegiun auf jämmtlihe Immobilien der Erbſchaft inftribiren 
laſſen °*. 


8 304. 
2. Die freiwilligen Rechtstitel!. 


Der Eigenthümer kann nach den Deutichen Hypothefenrechten 
durch feine Willenserklärung die Begründung einer Hypothek ver- 
anlaſſen. Zur freiwilligen Hypothekbeſtellung wird vorausgeſetzt, 
daß dem Schuldner die Befugniß zu Zweden des Hypothekenbuchs 
zu verfügen unbejchränft zuftehe ?, und daß eine rechtsgiltige Wil- 
lengerflärung vorliege. Diele kann beftehen 

I. in einer einfeitigen Berpfändungserflärung nämlich 

1. in einer letztwilligen Verfügung. Gemeinrechtlich Tann 


nn 


°C. c. Art. 2110. Das Privileg wird erft nit dem Tag der Inſtrip⸗ 
tion des eriten Protofoll3 wirfjam, vgl. Zachariä 8 276, 14. 

91 C. c, Urt. 2103 Nr. 4; Zachariä 8 263, 28. 

»2 0. c. Art. 2103 Nr. 5; Puchelt, HR. 8 22. Die Beurkundung er- 
folgt nad) den Vorſchriften de C. c. Art. 2108 Nr. 2 oben Note 72. 

os 0, c. Art. 873. 879; Bachariü 8 618. 

MC, c. Art. 2111; Puchelt, H.R. $ 23 und 8 30. 

! Ternburg, Br. BR. I. $ 320; Regelöberger, H.R. $ 51. 52; Römer, 
PER. 8 25—28; Müller, PER. 8 46; Exner, HR. 8 22. 

2 Bol. oben 8 299. 
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der Erblaſſer einem Gläubiger oder Legatar ein Pfandrecht an 
ben Sachen der Erbſchaft beſtellen, welches mit dem Erbichafts- 
antritt in Wirkſamkeit tritt. Dieß ift in mehreren unferer H.O. 
in der Art angenommen, daß für den Gläubiger dadurh ein 
Rechtötitel auf Eintragung der Hypothek geſchaffen wird, der von 
dem Bebachten geltend gemacht werden kann, ſowie das Legat in 
Wirkſamkeit getreten ift*. Die Meinung, daß nad biefen H.O. 
dadurch nur eine obligatoriihe Verpflichtung des Erben zur Ein- 
tragungsbewilligung begründet werde, entbehrt nah dem Wort: 
laut der gejehlihen Beltimmungen der Begründung ®. Dagegen 
enthält die legtwillige Verfügung der Beſtellung einer Hypothek 
auf Immobilien des Erben nicht einen Nechtstitel für den Ho= 


5 Dernburg, Br. BR. I. 287—289. 

* Bayern H.G. 8 13 Negeläberger, HR. 8 51. I; Württemberg Pf.®. 
Art. 17 Römer, PER. 8 25, 3; Altenburg und Neuß j. 2. 9.0. $ 47; Reuß 
a. 2. 9.8. 8 48; Darmitadt Pf.G. Art. 29, 2; Weimar Pf.G. 8 30; Rudol- 
ftabt Pf.G. 8 25; Defterreih A.B.G.B. 8 449. 450 Exner, H.R. $ 22, 22. 
Das Pr. E.E.G. 8 19 enthält feine darauf bezügliche Beftimmung. 

6 Regelöberger, H.R. 8 51, 1 geht von der Anfiht aus, daß nach neue- 
rem Recht die letztwillige Bfandbeftellung des Erblafjerd nur eine obligatorische 
Berpflihtung der Erben zur Eintragungsbewilligung erzeuge. Die Beſtim⸗ 
mung des Bayr. 9.G. 813 „durch erlärten Brivatwillen Tann eine Huypotbel 
entweder in einer legtwilligen Verfügung oder in einem Vertrag zugeitanden 
werden” und 8 14: „Hiezu wird von Geite desjenigen , welcher die Hypothek 
bewilligt, das Hecht und die Fähigleit erfordert, über die Sache zu verfügen”, 
jteht diejer Auslegung entgegen, da das Geſetz den durch Tegtmwillige Verfü: 
gung bejtellten Pfandrechtötitel dem vertragsmäßigen völlig gleichftellt. 

o Mehrere derjelben jchließen die von Regelsberger gegebene Auslegung 
aus, jo Darmitadt Pf.G. Urt. 29: „Der durch legtwillige Verfügung begrün- 
bete Hypothektitel gibt nur ein Recht die Einjchreibung zu verlangen, ' wenn 
der legtwilligen Verfügung durch das Erbſchaftsgericht die Beſcheinigung bei- 
gefügt ift, baß fie... . anerfannt ... . oder für rechtögiltig erflärt worden 
jei”; Altenburg und Reuß j. 2. 90. 8 47 Reuß &. 2. DD. 848: „Aus 
einem Vertrag oder legten Willen Tann der Gläubiger ... . die Eintragung 
einer Forderung . . . nur dann verlangen, wenn berfelbe ausdrücklich enthält, 
daß wegen der Forderung eine Hypothek an einem beftimmten Grundſtück be« 
ftellt werben fol.“ Der hier gegebenen Auslegung, wonach durch letztwillige 
Verfügung ein felbftftändiger Hypothektitel für den Legatar geſchaffen wird, 
ftimmen bei Heyne," Commentar I. 236, 3; Römer, Pf.R. 8 25, 3; Exner, 
HR. 8 23, 25, dann für das Bayrifche Recht Gönner, Comment. I. 218 
Lehner, H.R. 8 67. 
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norirten, fondern nur eine obligatorische Verpflichtung des One⸗ 
rirten zur Hypothefbeitellung ”. 


2. Nach den Preußiſchen Grundbuchgefeten bildet den Rechts⸗ 
titel für freiwillige Beitelung einer Hypothek nur die Bewilligung 
des eingetragenen Eigenthümers. Diefe Tann von dem Eigen: 
thümer felbft erklärt, oder es kann auf Grund eines Vorvertragd 
ber eingetragene Eigenthümer zur Ausftelung der Bewilligung 
verurtheilt werden®. Die Bewilligung muß mit Angabe bes 
Schuldgrundes unter Vorlage der Schuldurfunde abgegeben wer: 
den °. Sie kann unmittelbar bei dem Grundbuchamt oder in einer 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Urkunde erfolgen !°. 

I. Sn einem Berpfändungsvertrag Diefer muß 
nah den Rechten von Naffau ’! und Darmftadt !* gerichtlich, nach 
Bayriſchem Recht in einer Notariatsurfunde abgeſchloſſen werden !?; 
nad den anderen Rechten bebarf er feiner Form !*. 


7 Dernburg, Br. BR. I. 288. Dieß ift auch für die oben Note 4 aufge- 
führten HD. anzunehmen, da die Beſtimmungen derjelben fich auf die Pfand⸗ 
beftellung an den eigenen Sachen bed Erblafjerd beſchränken. U. M. Heyne, 
Comment. 1. 236, 3, Römer, PR. 8 25, 3 und Exner, H.R. 8 28, 25, welde 
die Beftellung eines Pfandrechts an Sachen des Erben durch ben Exblafler 
mit der an der eigenen Sade des Erblafjerd gleichitellen wollen. 

s Pr. E.E.G. 8 19 Nr. 1. 2; Förfter Eccius 8 198, 17. Ein Borver- 
trag über Beftellung einer Hypothek bedarf der Schriftlichleit Br. CR. I. 5. 
85; I 20. 108. 

? Br. EEG. 8 19 Nr. 1. 

Br. E.E.G. 8 19 Nr. 1; Pr. Gr.B.O. 8 33. 

ıı Naſſau Pf.G. 8 12. 22; Bertram, Pr. R. 8 354. 

12 Darmftadbt Pf.G. Art. 29, 1; Müller, Pf.R. 8 46, 18. 

18 Nach Geſ. 10/11 1861 Art. 14. Nach früherem Recht konnte die Ein- 
tragung auf Grund eines vor dem Hypothelenamt mündlich geitellten Antrags 
des Eigenthümers erfolgen H.G. 8 107. Es war dieß indefjen nicht mit der 
in dem Breußifchen Recht ausgebildeten einfeitigen Bewilligung des Eigen- 
thümers zu identificiren, ed wurde vielmehr angenommen, daß die von bem 
Eigentümer erflärte Verpfändungdbewilligung von dem Gläubiger ſtillſchwei⸗ 
gend acceptirt worden fei Negelöberger, HR. 8 51,5. Durch Gejeh 29/4 
1869 8 60 iſt dieß auch für das neuere Recht anerlannt, indem bier audge- 
ſprochen ift, daß die Ncceptation der notariell erklärten Verpfändungsbewil- 
ligung des Eigenthümers ber notariellen Beurkundung nicht bedürfe. 

1 Württemberg Römer, PR. 8 25, 5; Sachen Siegmann, HR. 8 11, 
1; DOefterreih Exner, HR. F 22, 6; Mecklenburg Meibom, HR. 8 14, 7. 
Es ift dieß ſchon gemeinrechtlich begründet Windfcheid 8 230, 1. 
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Dem freimilligen Rechtstitel der Deutihen H.D. entipricht 
nah franzöfifhem Recht die Conventionalhypothek. Dieſe Tann 
nur in einer Notariatsurfunde conftituirt werden; Hypothekbe⸗ 
ftelung in einer anderen als einer Notariatzurfunde ift nichtig '®. 
Dagegen ift der Vertrag, in welchem die Beltellung einer Hypo⸗ 
thek verſprochen wird, an eine Form nicht gebunden !, Die Ur: 
tunde über Beftelung einer Conventionalbypothet muß vor zwei 
Notaren oder einem Notar und zwei Zeugen aufgenommen fein !7; 
doch wird die Verpfändung in einer Privaturkunde, die von dem 
Schuldner vor einem Notar anerkannt oder bei einem Notar hin: 
terlegt ift, der Verpfändung in einer Notariatsurfunde gleichge- 
jtellt *°, Die Urkunde muß enthalten die genaue Bezeichnung des 
Gläubiger3 und Schuldners 2, der Forderung ?° und der Pfand: 
objefte?!. Es ift Annahme von Seite des Pfandgläubigers er- 
forderlich, die auch ftilfehmweigend ertheilt werden Kann ??. Pfanb- 
beftellung burch letztwillige Verfügung ift dem franzöfifchen Recht 
nicht befannt. 


15 Aubry 8 266, 42. 

16 Aubry 8 266, 58. Die Klage auf Erfüllung des Bertragd Tann zur 
Begründung einer Judicialhypothek Weranlaffung geben Aubry 8 266, 54. 

170, c. Urt. 2127; Badhariä 8 266, 15. 

. ' Aubry 8 266, 43; Bucelt, H.R. 8 49, 6. 

Nach C. c. 2148 Nr. 1 und 2 kann eine Snjfription nur unter der 
Borausjegung vollzogen werden, daß die Hypothekenakte Namen Stand und 
Wohnort ded Gläubigerd und Schuldners aufführt. 

2° 0, c. Art. 2132. Maßgebend find die oben 8 800, 16—22 aufge 
führten Grundfätze, namentlih auch Hinfichtlich der Firation in einer be- 
ftimmten Summe für Forderungen, die nicht an fih auf eine folche lauten, 
oben 8 300, 20. Die Schuldverfchreibung braucht nicht nothwendig in ber 
Bertragsurfunde enthalten zu fein, fie kann in einem befonderen Alt gegeben 
werden Zadariä 8 266, 20; jedenfalls muß aber bie Vertragsurkunde den 
Eapitalbetrag, für welchen Hypothek beftellt wird, enthalten C. c. Art. 2148 Nr. 4. 

21 Die Urkunde muß alle Pfandobjekte fpeciell aufführen C. c. Art. 2129. 
Die gilt nach dem Wortlaut des Geſetzes auch für die Verpfändung der Ge- 
jammtbeit der Immobilien des Schuldner, welche nur bei fpecieler Auffüg- 
rung der einzelnen giltig vorgenommen werben Tann. Gegen die Praxis, 
welche bei Verpfändung der Liegenihaften, die der Schuldner in einer be- 
ſtimmten Gemeinde befigt, die fpecielle Aufführung der einzelnen nicht für er: 
forderlich hält, erklärt ſich ZFachariä 5 266, 22. . 

#2 Aubry 8 266, 50; Bachariä 8 266, 18. 
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& 305. 
IV. Die Eintragung. 


Eine Hypothek kann nah Deutfhem Hypothekenrecht nur 
durch Eintragung in das Hypotbefenbuh begründet werben, fo 
dag nicht nur die Wirkung gegen Dritte, fondern auch die Be: 
gründung des Rechtsverhältniſſes unter den Betheiligten von der 
Eintragung abhängt!. Für diefe gelten folgende Grunbfäte: 

I. Regelmäßig fett die Eintragung einer Hypothek den An- 
trag eines dazu Berechtigten voraus, jedoch kann nach einzelnen 
Landesrechten eine foldhe auch von Amtswegen verfügt werben ?. 
Nah Bayriihem Recht ift Eintragung von Amtswegen vorge: 
ſchrieben, wenn aus den behufs Eintragung einer Befitverände- 
rung dem Hypothekenamt vorgelegten Urkunden ſich ergibt, daß 
der Mebergebende ſich eine Hypothek für den Kaufſchilling oder 
ftatt des Kaufſchillings fi beftimmte Fünftige Hinauszahlungen 
oder Leiftungen des Webernehmers ausbedungen habe?. Nach 
Württembergifhem Recht wird der Pfandrechtstitel der eingewie- 
jenen Gläubiger *, nah Medlenburgiihem Recht werden rüdftän- 
dige Kaufgelder und Erbgelver bei Uebertragung des Grundftüds 


ı Br. EEG. 8 18; Bayern H.G. 8 21; Württemberg Pf.G. Art-2; 
Sachſen B.G.B. 8 387; Altenburg H.D. 8 52; Neuß ä. 2. 9.0. 8 53; Neuß 
j. 2. 98. 851; Weimar Pf.G. 8 57; Rudolſtadt HD. 8 3; Meiningen 
Pf.G. Urt. 9; Anhalt Gr. B.G. 8 2. 3; Darmftabt Pf.G. Art. 6; Oeſterreich 
A.B.G.B. 8 451. Dadurch find die gemeinrechtlihen Begründungsarten Ber- 
trag und Geſetz befeitigt und zu HYpotheltiteln geworden. Bon dem franzö- 
ſiſchen Hypothekenrecht unterfcheidet fih das Deutiche Hypothelenrecht darin, 
daß das lebtere immer die Eintragung vorausjegt, und die Wirkung derfelben 
nicht wie das erftere auf die Beziehungen zu Dritten beichräntt, fondern ohne 
Eintragung ein Pfandrecht überhaupt nicht entftehen Täßt. 

2 &3 find hier nur diejenigen Fälle aufzuführen, in welchen die Hypo⸗ 
thefenämter ala folche die Eintragung von Amtswegen zu vollziehen haben, 
nicht alfo diejenigen, in melden die Eintragung auf Antrag von Behörden 
erfolgt unten Note 11. 14. 19. Eintragung von Hypotheken von Amtswegen 
ift fomohl dem Preußifchen ald dem Oeſterreichiſchen Recht nicht befannt 
Dernburg, Pr. PR. 1. 8 317; Exner, H.R. 8 26, 3. 

s Bayern H.G. 8 99 Nr. 2; Hauptinftruftion $ 24; Megelöberger, HR. 
8 24, 93. 

Pf.G. Urt. 44. 206; Hauptinftrultion & 98. 243; Lang, Sachenrecht 
8 169, 68. 
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von Amtswegen eingetragen’. Nah den H.D. von Altenburg 
und Neuß j. 2. haben die Hypothefenbehörden die Eintragung von 
Amtswegen vorzunehmen der wegen Erftehungsgeldern vorzube- 
baltenden Hypothek, der auf Grund der Ablöfungsgefege einzu: 
tragenden Renten, und die Eintragungen, für melde fie in an⸗ 
berweitiger amtliher Eigenjchaft zu forgen haben”. 

II. Außer diefen Ausnahmefällen fett die Eintragung einen 
Antrag voraus; für die Berechtigung dazu gelten folgende Grund: 
ſätze: Nah den Preußiſchen Grundbuchgefegen und den daraus 
abgeleiteten Rechten ſteht die Berechtigung zur Beantragung zu 
dem Eigenthümer ® und dem Gläubiger auf Grund der beglau- 
bigten Bewilligung des Eigenthümers?, ſowie auf Grund eines 
rechisfräftigen, gegen den Eigenthümer ergangenen Erkenntniffes '°, 
dann den nad dem Geſetz zuftändigen Behörden '!. Nah Bay: 
rifhen Recht fteht das Recht des Antrags dem Gläubiger und 


° 83 gilt dieß nah allen Medienburgifhen HD. mit Wusnahme der 
R.R.H.O. und der Streliger D.H.D. Borausjegung ift, daß die Eriftenz der 
Verbindlichkeit durch übereinftimmende Erklärung ber Betheiligten feftgeftellt 
und bie Eintragung nicht vom Gläubiger verbeten ift Meibom, H.R. 8 16, 29. 

® Altenburg und Neuß j. 2. 9.8. 8 17. b. c. 

" Altenburg und Neuß j. 2. H.O. 8 17a. Die hebt auch Sachſen G.O. 
8 92 bervor. 

s Pr. EEG. 8 19 Nr. 1. 

? O5 der Gläubiger auf Grund der vorgelegten beglaubigten Bewilli- 
gungsurkunde die Eintragung beantragen könne ift beftritten. Gegen die Zu⸗ 
läßigleit erllären fi Bahlmann, &.B.R. 980 und Förfter, Pr. P.R. 8 198, 
17, für dieſelbe Achilles Gef. 174b; Turnau, &r.B.D. I. 277, Förjter Eccius 
& 198, 17; Dernburg, Br. BR. IS 319, 5. Die Buläßigkeit ift in Dlden- 
burg E.E.®. S 19, 1 Detmold E.E.G. 8 18, 1 und Braunſchweig E.E.G. 
8 27 Nr. 2 ausdrüdlich anerkannt. 

1 Br. E. E.G. 8 19 Nr. 2. Es erftredt fih dieß namentlih auch auf 
gejeglihe Hppothektitel, deren Eintragung der Gläubiger, wenn der Schuldner 
dieſelbe nicht freiwillig bewilligt, gerichtlich erzwingen muß, unten Rote 31. 

Br. E.E.G. 8 19 Ne. 3. US zuftändig erfcheinen in Preußen das 
Subhaftationdgericht, die Gerichtälaffenverwaltungen und die Behörden, denen 
bas Recht der Bivangsvollftredung zufteht Achilles Gef. 178. Nicht mehr zu- 
ſtändig ift nach Preußifhem Recht die Obervormundfchaftsbehörde Pr. 8.D. 
5/7 1875 8 32. 58 Achilles Gef. 173, 1, und das Proceßgericht binfichtlich 
vollſtreckbarer Forderungen Achilles Geſ. 178. Ueber die Competenz nad 
Braunfchweigiihem Hecht vgl. Mansfeld, Gr. B.G. 69 Nr. 4. 
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Schuldner '* bejtimmten im Gefeb bezeichneten dritten Berfonen !* 
und den Gerichten als Bormundfchaftsbehörden 1* fowie in allen 
Fällen zu, in denen ihnen geſetzlich die Verbindlichkeit obliegt, 
Forderungen bei dem Hypothefenamt anzumelden’. Nah dem 
Recht des Sächſiſchen B.G.B. find zur Antragftelung berechtigt 
die Betheiligten, nämlich der Gläubiger und der Schuldner !, 
nach den Gejegen von Altenburg und Reuß in den geſetzlich be: 
ftimmten Fällen auch Gläubiger und Bürgen eines Schuldners !". 
Nah Württembergijhem Recht find antragsberechtigt der Schuldner 
und Gläubiger !®, eine den leßteren vertretende Öffentlihe Bes 
börde !°, und für die Beftellung des Pfandrechts der Ehefrau an 
den Immobilien des Mannes deren Vater und Vormund ?’. Nach 
Darmjtädtifhem Recht find außer dem Gläubiger und Schuldner 
berechtigt zum Antrag auf Eintragung einer Hypothek das Vor⸗ 
mundfchaftsgericht für Eintragung bes Hypothektitels ber Kinder 


18 Megeläberger, HR. 8 24. III. Unter mehreren Mitgläubigern kann 
jeder einzelne auf die ganze Forderung die Eintragung der Hypothek im 
Namen aller Mitgläubiger beantragen 9.8. 8 104, 3. 

 &8 find dieß die Gläubiger und Bürgen eines Schuldners, dem eine 
zur Hypothekbeſtellung berechtigende Forderung zufteht H.G. 8 104, 1. 2; die 
Verwandten minberjähriger Kinder umd jeder Dritte auf Eintragung der Hy⸗ 
pothek berjelben an dem Bermögen der Eltern und des Bormunds 9.8. 8 
104, 4; die Berwandten einer Ehefrau auf Eintragung der Hypothek an den 
Smmobilien des Ehemannes H.G. 8 104, 5; Negelöberger H.R. 8 24 Rr. 8. 

1 9.8. 8 104, 4. 5. 

15 H. G. 8 104, 6, 

18 Sadfen G.D. $ 92; Wltenburg und beide Neuß 9.0. 8 16. Der 
gfeihe Grundſatz gilt nach Weimar Pf.G. 8 226. 

17 Altenburg H.O. $ 149; Neuß &. und j. 2. 9.0. 8 148. Diele in 
dem Sädjfiichen H.G. 1843 8 146 befindlihe Beſtimmung ift in das Säch⸗ 
fiihe 8.9.8. nicht übergegangen. 

ı Württemberg Pf.G. Art. 173. 

10 Es find dieß die Theilungsbehörden für die Kinder Hinfichtlich ihres 
Anſpruchs auf Hypothefbeftelung an den Immobilien der Eltern Pf.G. Art. 
33—35; Hauptinftrultion 8 83-87; die obrigkeitliche Behörde, der die Er- 
richtung des Beibringensinventariums obliegt, auf Beſtellung des Unterpfandes 
der Ehefrau für ihr Beibringen Pf.G. Art. 29, der Auffichtsbehörden für das 
Pfandreht der Minderjährigen am Vermögen ber Vormünder und der milden 
Stiftungen am Vermögen ihrer Verwalter Pf.G. Art. 37; Hanptinſtruktion 


20 BG, Art, 29. 
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am Vermögen der Eltern ?', und der minderjährigen Ehefrau am 
Bermögen des Ehemannes ??, dann Vater und Mutter und Groß: 
eltern der Ehefrau hinſichtlich der Hypothek derjelben an den Im⸗ 
mobilien des Ehemannes ??. Nach der H.D. von Rubolftadt find 
antragsberechtigt der Gläubiger und Schuldner, dann die Eltern 
und der Vormundb der Ehefrau für Eintragung der gejehlichen 
Hypothek derjelben **t. Nach dem Recht von Sahfen- Weimar find 
antragsberechtigt der Gläubiger und Schuldner ?°, dann Bor: 
. münbder, Ehemänner und Eltern binfichtlich der geſetzlichen Pfand⸗ 
rechtstitel der Defcendenten und der Ehefrau?!. Nach Defter: 
reichiſchem Recht kann die Einverleibung von dem Gläubiger und 
Schuldner ?7 und von den Bürgen des Gläubigers ?° beantragt 
werben. 

III. Für die Eintragung haben unfere Hypothekenordnungen 
drei verſchiedene Syiteme aufgeitellt. 

1. Das Conſensprincip. Nah den Preußiſchen 
Grundbuchgeſetzen und den daraus abgeleiteten Rechten ſetzt bie 
Eintragung Bewilligung des Eigenthümers voraus, welche von 
diefem bei dem Grundbuchamt oder in einer gerichtlichen oder no- 
tariellen Urkunde erklärt werden fanın??, oder durch ein richter- 
lies, zur Eintragungsbemilligung verurtheilendes Erfenntniß her- 
geftellt wird 2°. Der Gläubiger, welcher ein Recht auf Eintra- 
gungsbemilligung zu haben behauptet, ift, wenn der Schuldner bie 
Bewilligung nicht freiwillig ertheilt, Darauf angewieſen, den Rechts⸗ 
weg zu betreten®!, und Tann die Priorität feines Anſpruchs 


21 f.G. Art. 17. 20; Müller, PER. 8 48, 8. 

2 Inſtruktion 8 18, 4; Müller, PER. 8 43, 9. 

22 Pf. G. Art. 21, 1; Snftruftion 8 18, 1. 

*Rudolſtadt 9.8. 8 15. 

20 Weimar Pf.G. $ 35. 

»6 Weimar Pf.G. 8 226. 

27 Die Einverleibung wird regelmäßig von dem Gläubiger nachgefucht, 
jedoch gilt auch der Schuldner für legitimirt, wenn er die Buftimmung bes 
Gläubigers nachweist Erner, HR. 8 26, 4; Strohal, Eigenthun 31, 10. 

51.8.0. 8 79. 

Br. EEG. 8 19,1. In dem letzteren Fall Tann der Antrag auf 
Eintragung aud durch den Gläubiger geftellt werden, oben Note 9. 

Pr. E.E.G. $ 19, 2; Förfter Eccius 8 198, 18. 

° Achilles Gef. 176. Dieß Hat namentlih auch bei Geltendmadhung 
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dadurch fihern, daß er unter Vermittlung des Procekrichters eine 
Bormerkung erwirtt®?, Die Eintragung der Hypothek erfordert 
Angabe des Schuldgrundes auf ben fie fi ftügt, und bei frei- 
williger Beſtellung Vorlage der Schulburfunde ®?. Die Bemilli: 
gung muß auf den Namen eines beftimmten Gläubiger lauten, 
das verpfändete Grundſtück bezeichnen, und eine beflimmte Summe 
in gefeglicher Währung, den Zinsfag oder die Bemerkung ber 
Binglofigfeit, den Anfangstag der Verzinfung und die Bedingungen 
der Rüdzablung angeben *t. Einer Prüfung der NRedtsgiltigkeit 
der Forderung bedarf es nicht °°. Ueber die Hypothekerrichtung 
wird, wenn der Gläubiger nicht darauf verzichtet ?®, ein Hypo⸗ 
thefenbrief ausgeitellt ®7, 

2. Brincipder Sahprüfung mit Vernehbmung 
des Eigenthümers. Die bier einſchlagenden Gefehe gehen 
von dem Grundjaß aus, daß, wenn die Bewilligung des Eigen: 
thümers nicht ſchon vorliegt, diefe dur das Verfahren ber Hy⸗ 
pothefenbehörde zu conftatiren if. Nach Bayrifhem Recht fest 


eines gejeglichen Nechtötiteld zu gefchehen. Nah früherem Preußiichem Hecht 
war Buziehung des Schuldners zur Eintragung eine gejeglichen Rechtstitels 
nit erforderlich Dernburg, Pr. BR. I. 8 320, 3, wie dieß jebt noch 
nad den Sächſiſchen HD. der Yall ift unten Note 77, was Stobbe ganz 
überjehen hat, indem er B.R. 8 111 Nr. 1 behauptet, daß gefehliche Rechts⸗ 
titel entweder auf Antrag oder Bewilligung des Eigeuthümers oder zu Folge 
richterlichen Urtheil3 eingetragen werden. 

Br. E.E.G. $ 22; Förfter Eccius 8 198, 36. 

Br. E.E.G. 8 19, 1; Dernburg, Br. DR. I. 8 318, 6. Der gleiche 
Grundſatz gilt nad den Mecklenburgiſchen H.O., welche die accefloriihe Hy⸗ 
pothet beibehalten haben Meibom, H.R. 8 17, 10. 

4 Pr. EEG. 8 23; Förfter Eccius $ 198, 20. 

> Br. Gr.BD. 8 46 Nr. 2. Der gleihe Grundjah gilt nach den Rote 
33 aufgeführten Dledienburgiihen H.D. Meibom, HR. 8 17, 11. 

36 Der Gläubiger kann auf die Ausstellung eines Hypothekenbriefs ver- 
zihten Pr. Gr.B.D. 5 122. Diefe wird aber erforberlih, wenn bei einer 
Boft, über weiche bisher ein Hypothekenbrief nicht ausgeftellt war, eine Ber- 
änderung eingetragen werden fol Pr. Gr. B.O. 8 129, vgl. unten Note 105. 
Nach Braunfchweig E.E.G. 8 27 muß ein Hypothelenbrief immer ausgeftellt 
werden. 

7 Br. Gr. BO. 5 122. Weber die rechtliche Bedeutung des Hypothelen⸗ 
brief3 nad) Preußifchem Recht vgl. Förfter Eccius $ 198, 48; Dernburg Br. 
BR. 8 324, 12 und unten Note 102 folg. 
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jedes Eintragungsgefuh, ſoweit es nicht von dem Schuldner jelbft 
ausgeht °°, Vernehmung bdefjelben voraus?®, außer bei Eintra- 
gungen auf Grund eines richterlihden Urtheils oder gerichtlichen 
Vergleichs *°, und wenn mit dem Antrag zugleih die Erklärung 
des Schuldners vorgelegt wird *!. Das Verfahren ift verjchieben, 
jenachdem eine Vormerkung bewilligt ift oder nit. In jedem 
Antrag auf Eintragung einer Hypothek ift der Antrag auf einft- 
weilige Vormerkung ſtillſchweigend enthalten, diefelbe muß daher, 
wenn fie zuläßig ift, bei Beginn der Inſtruktion von Amtswegen 
vorgenommen werden *?. Borausfegung der Vormerfung ift, daß 
der Nechtstitel der Forderung vollitändig begründet die Eintragung 
jedoch wegen Mangels an einer noch zu ergänzenden Formalität noch 
nicht zuläßig iſt “?, oder daß, da eine Bewilligung des Schuldners 
nod nicht vorliegt, vor Allem die Vernehmung defjelben zu be- 
thätigen ift **. Die Vormerkung fett Beicheinigung der Forbe- 
rung durch unverdädtige Urkunden voraus *. Mit Eintragung 
der Vormerkung wird dem Schuldner ein Termin zur Erklärung 
gejeßt*°; läßt er diefen verftreichen, ohne eine Erklärung abzu— 
geben, jo wird nah Ablauf der Friſt die Vormerkung in Ein- 


88 An diefem Fall genügt bei freimilliger Hypothekbeſtellung die Borlage 
des betreffenden Dokuments, bei Eintragung auf Grund eined gejeßlichen 
Nechtötiteld der Untrag, da in diefem die Anerkennung bed Rechtätiteld aus» 
gejprodhen ift Regelsberger, H.R. 8 57. U. 2. 

5.6. 8 109. 

+ Erf. Münden 10/12 1829 und 80/7 1831 Bl. XIV. 269. 

+ Not.Gej. Art. 15 Graf Eommentar IV. 28. Dieß ift bei freimilliger 
Hypothekbeftelung jebt der gewöhnliche Kal, da in der Notariatäurfunde, 
welde jebt die Grundlage der Eintragung bei freiwilliger Hypothekbeſtellung 
zu bilden bat, diefe Erklärung des Schuldners enthalten fein muß. 

2 Bayern 9.8. $ 106; Weimar Pf.G. 8 68. 

“9.8. 8 30; Negelöberger, HR. 8 67, 11. 12. 

“9.8.8 110. Dieß kann jet bei Hypothekbeſtellung auf Grund frei- 
williger Dispofition nicht mehr vorkommen, da der Antrag darauf nur unter 
Borlage der notariellen Verpfändungserflärung des Schuldner geftellt wer- 
den Tann. 

* 9.8. 8 30. Beicheinigung durch andere Beweismittel ift nicht zu- 
läßig Gönner, Commentar I. 325. 

46 Diefer beträgt in den im Geſetz hervorgehobenen Fällen 8 Tage; außer- 
dem Hat der Richter den Termin zu beftimmen, er fol aber nicht über 30 
Zage betragen. 
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tragung verwandelt *7”. Bewilligt der Schuldner die Eintragung, 
fo wird diefe vollzogen; legt er Widerſpruch ein, jo werben die 
Intereſſenten auf den Rechtsweg verwielen *. War eine Bor- 
merkung nicht bewilligt, fo Tann ber Schuldner zur Erflärung 
nit angehalten werden *°. Weber die Eintragung der Hypothek 
wird auf Verlangen ein SHypothefenrecognitionsichein 5° und bei 
freiwilliger Hypothekbeſtellung ein Schuld: und Hypothekenbrief 
ausgeftellt 9, Mit dem Bayrifchen Recht ftimmt das von Sachſen⸗ 
Weimar in der Hauptjadhe überein. Auf den von dem Gläubiger 
geftellten Antrag wird, wenn bderfelbe geprüft ift ®?, der Eigen: 
thümer zur Erklärung aufgefordert °°. MWiderfpricht er ber Haupt- 
forderung oder dem Pfandrechtstitel, jo wird der Antragfteller 
auf den Rechtsweg verwieſen ®*. Läßt er die Aufforderung zur 
Erklärung unbeadtet, To wird ihm eine breißigtägige Frift zur 
Erklärung gejegt 5°. Läßt er dieje fruchtlos verjtreichen, jo wird 
die Eintragung vollzogen bei einem gefjeglihen Pfandrechtstitel, 
wenn Grund und Betrag der Forderung durch eine Öffentliche 
Urkunde außer Zweifel gefeht find °°, bei einem freiwilligen Pfand⸗ 
vechtötitel, wenn Grund und Betrag der Forderung nebit dem 
Pfandrechtstitel Durch eine gerichtliche oder Notariatsurfunde nach— 
gewiejen ift 5’. Liegen diefe Vorausſetzungen nicht vor, jo wird 
eine Vormerkung verfügt, und der Eigenthümer davon verftän- 
digt °°. Der Antragfteller wird darauf auf Antrag des Eigen: 


198.8 111. 

“09.8. 8 112. 

Die von Lehner, H.A.O. 8 114 aufgeftellte Unficht, daß der Schuldner 
durch Geldftrafen zur Erklärung angehalten werden Tönne, ift im Geſetz nicht 
begründet. 

so H.G. 8 115; Negelöberger, HR. 8 21, 3. 

619.8. 8 115. Ueber die Geftaltung nach neuerem Necht vgl. Regeld- 
berger, H.R. 8 21, 6. ; 

2 Die Punkte, auf die fi die Prüfung zu erftreden bat, find Pf. G. 
8 231 aufgeführt. 

ng. 8 240. 

4 Pf. G. 8 233. 234. 

5 Pf.G. 8 240. 

omg. 8 241 Nr. 1. 

BG. 8 241 Nr. 2. 

5 Pf.G. 8 241. 

bo Pf.G. 8 298. 
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thümers oder von Amtswegen beauftragt, binnen einer angemef: 
fenen Friſt das Hinderniß der Eintragung zu befeitigen, oder 
wenn diefes dem Pfandſchuldner obliegen follte, binnen 30 Tagen 
klagend gegen dieſen aufzutreten. Kommt er diefem Auftrag nicht 
nad, jo wird die Vormerkung gelöfcht *°. Steht der Beftellung 
der Hypothek nichts im Weg, jo hat die Behörde die Gonfirma- 
tion zu ertheilen und die Eintragung zu beichließen *!. Die Eon: 
firmation ift ftilfchweigend durch Verfügung der Eintragung er- 
theilt *?. Nach Württembergiihem Recht ift auf den Antrag auf 
Eintragung immer die Borladung de3 Schuldners zu verfügen, 
auch wenn dieſer ſelbſt den Antrag geitellt hat‘, und es wirb 
dabei in folgender Weife verfahren: Erhebt der Schuldner Feine 
Einwendung, jo wird zur Eintragung gejchritten %*. Erhebt der 
Schuldner Einwendungen, jo wird, wenn er die Forderung oder 
den Pfandrechtstitel beftreitet, der Gläubiger auf den Rechtsweg 
verwiefen °®; betrifft der Widerjpruh das Maaß der Sicherheit, 
fo tritt das gejeblihe Maaß ein ®°; betrifft der Widerſpruch bie 
zu verpfändenden Grunbjtüde, jo hat die Unterpfandsbehörbe die- 
jelben zu beftimmen*”. Wird für eine anerkannte Forderung von 
dem Gläubiger oder einer öffentlichen Behörde ein durch das 
Geſetz zugefichertes Unterpfandsrecht in Anjpruch genommen, von 


eo Pf.G. 8 300. Die Vormerkung eines Pfandrechts kann auf einjeitigen 
Antrag bes Betheiligten fofort verfügt werden, wenn Forderung und Pfands 
rechtstitel anerlannt oder befcheinigt find. Widerfpricht "der davon verftän- 
digte Eigenthümer, fo hat auf feinen Untrag die Unterpfandöbehörde den vor: 
gemerkten Gläubiger zur Klageftellung binnen 30 Tagen bei Vermeidung der 
Löſchung der Vormerkung aufzufordern Pf.G. 8 280. 299. 

eı Pf.G. 8 253. Die Sonfirmation war nad) dem älteren Sächfiichen 
Recht bei der Beftellung ausdrädlicher Hypotheken allgemein vorgefchrieben 
Heyne, Sommentar I. 56. Diejer Grundjah ift, foviel ich weiß, nur im Wei- 
marifchen Pfandgeſetz erhalten, in den anderen Sächſiſchen H.O. ausdrücklich 
bejeitigt und durch die Prüfung des Rechtstitels erjegt. Vgl. unten Note 75. 

e2 Pf.G. 8 252. 

es Pf.G. Art. 173, 2; Römer, PR. 8 37. I. 

% Römer, PER. 8 37. I. 

eo Pf.G. Art. 195. 196. Jedoch wird, wenn ber Anfpruch befcheinigt ift, 
eine Vormerkung der Forderung vorgenommen Lang, Sachenrecht 8 175, 16. 

os Pf.G. Art. 178. 

67 Pf.G. Art. 179. 

Roth, Deuiſches Privatret, ILL 38 
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dem Schuldner aber die Verpflichtung zur Beitellung eines Unter: 
pfandes wiberjproden, jo fann, wenn die Anwendung des Ge- 
ſetzes keinem Zweifel unterliegt, die Beftellung des Unterpfandes 
nah Auswahl der Unterpfandsbehörde auch ohne Beiftimmung. 
des Schuldners und ohne richterliches Erkenntniß vor fich geben °°. 
Erklärt fih der Schuldner auf den ihm mitgetheilten Verpfän- 
dungsantrag troß zweimaliger Aufforderung nit, jo Tann bie 
Eintragung vorgenommen werden, wenn bie Beftellung eines 
auf einem geſetzlichen Rechtstitel beruhenden Ynterpfandes ent- 
weder duch eine Öffentlihe Behörde verlangt oder mittelft Vor⸗ 
legung einer öffentlihen Urkunde in Anſpruch genommen wird, 
auh Grund und Betrag der Forderung außer Zweifel find, 
oder wenn ein auf Erklärung des Privatwillens berubhendes 
Unterpfandrecht durch eine Öffentlihe Urkunde, welde den Grund 
und die Summe der Forderung nebft dem Pfandrechtstitel 
beweist, geltend gemacht wird, Die Beftelung des Unter— 
pfandes gejchieht durch Eintragung in das Unterpfandsbuh nad 
vorgängigem obrigkeitlichem Erfenntniß über die rechtliche Zu: 
läßigkeit der Unterpfandsbeſtellung, und es ift immer auf Ber: 
langen bes Gläubiger wenn die Forderung auf einem Vertrag 
beruht auch unaufgefordert ein Pfandſchein auszuftellen ’!. Nach 
dem Gr.B.G. von Meiningen wird die Eintragung fofort voll- 
zogen wenn der Schuldner fie beantragt ’”?., Der Gläubiger muß 
den Rechtstitel nachweifen, welcher amtlich geprüft wird 7°. Fehlt 
bei vollftändig erwiejenem Rechtstitel nur noch die Zuftimmung 
des paffiv Betheiligten, fo ift derjelbe mit Einräumung einer 


se. Art. 198. 

eo Pf.G. Art. 199. 

 B&. Art. 47; Lang, Sachenrecht 8 175. IV. 

BES. Urt. 192; Römer, PER. 8 38, 10; Lang, Sachenrecht 8 176. II. 
Dem Württembergiihen Net eigenthümlich ift der Informationspfandichein 
oder Unterpfanddzettel, der nur der Entwurf eines Pfandicheines ift, und den 
Zweck Hat, dem Eigenthümer, der ein Darlehen fucht, einen Ausweis über bie 
Sicherheit de3 aufzunehmenden Darlehens zu gewähren Pf.G. Urt. 174; Nö- 
mer, PER. 8 38, 12; Lang, Sachenrecht 8 176. I. 

72 Meiningen &r.B.&. Art. 26. 

"8 Meiningen Gr.B.G. Urt. 25. Diefe Sahprüfung wird in bderfelben 
Weiſe angeftellt wie die nach früherem Recht bei gerichtlicher Confirmation 
der Hypotheken vorgejchriebene. gl. über diefe Heyne, Commentar I. 55. 
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Frift von 14—30 Tagen zur Erklärung aufzufordern. Erfolgt 
innerhalb derjelben eine zuftimmende Erklärung nicht, fo tft mit 
der Eintragung vorzufchreiten ’*. 

3. Brincip des urlundliden Nahmweifed des 
Nechtstitels Nah Sächfiſchem Recht”? ſetzt die Eintragung 
einer Hypothek die urkundliche Nachweiſung und richterlide Prü⸗ 
fung des Nechtstitels voraus ’°. Für Eintragungen auf Grund 
eines gejetlihen Rechtstitels iſt weder Nachweis der Zuſtimmung 
des Eigenthümers noch Vernehmung deſſelben erforderlich, fie er- 
folgt, wenn der Titel urkundlich erwiefen ift; der Eigenthümer 
bat zur Geltendmahung ſeines Widerſpruchs den Rechtsweg zu 
betreten ’”. Bei freiwilligen Rechtstiteln muß die Zuflimmung 
des Eigenthümer8 urkundlich nachgewiefen werden”’®. Weber bie 


7% Meiningen Gr. B. G. Art. 27. 

7° Es ift dieß an die Stelle der in dem früheren Sächſiſchen Recht be- 
gründeten Eonfirmation getreten, jo daß jet die Eintragung die Confirma- 
tion erjegt. Die letztere erfolgte, wenn nad angeftellter Sachprüfung der 
Rechtstitel zur Eintragung als vollftändig begründet angejehen werden Tonnte. 
Die ift als Borausfegung aud in dem neueren Recht erhalten, vgl. Motive 
zu H.G. 1843 8 7, und es ift daher G.O. $ 170 ausgeſprochen, daß mit je- 
dem Antrag auf Eintragung in das Grundbuh die Nachweiſung des Rechts⸗ 
grunds durch Urkunden zu verbinden ift, welche die thatjächlihde Begründung 
be3 Antrags voll beweifen. Auf demſelben Standpunkt ftehen Altenburg H.O. 
8 7 und 145; Neuß ä. und j. 2. H.O. 8 7 und 144; NRubolftadt H.O. 8 58 
und Anhalt Gr.B.G. 1877 82. Das nit mehr in Geltung ftehende Gothaiſche 
Geſetz 1854 8 16, 27, welches Stobbe 8 110, 7 als Beilpiel der Confirmation 
anführt, war nur eines der Sächſiſchen Gefege, welches die früher allgemein 
vorgeichriebene Konfirmation zum Ausdrud bradte. Erhalten ift diefe Form 
jegt nur noch in dem Weimarijchen Pfandgeſetz 8 253 oben Note 61. 

© Sadjen G. O. 8 169. 170; Wltenburg H.O. 8 145; Reuß ä. und j. 2. 
HD. 8 144; Rudolſtadt H.O. 8 58. 62. 

7 Sadjen 8.6.8. 3 397; Wltenburg 9.0. $ 44; Neuß 4.2.9.0. 8 46; 
Neuß j. 2%. 9.8. 5 43; Anhalt Gr.9.G. 8 23, 2c. Nah Rudolſtadt HD. 
8 50 ift dieß der Fall nur wenn der gejegliche Hypothektitel durch öffentliche 
Urkunden nachgewieſen ift. Iſt dieß nicht der Fall, jo muß der Schuldner 
vor der Eintragung vernommen werben; es wird ihm eine Frift gelebt, nach 
deren Ablauf er als zuftimmend angenommen wird. 

is Sachſen 3.6.8. 8 398; Siegmann, H.R. 8 11; Altenburg 9.D. 8 46. 
47; Neuß, ü. 2. 9.02. 8 47. 48; Reuß j. 2. 9.8. 8 45. 46; Anhalt Gr. B. G. 
8 23, 23; Rudolftadt HD. 8 25. Die auf Grund der Beſtimmung Sachſen 
B.G.B. 5 398: „eine auf Beitellung einer Hypothek gerichtete Willenserklärung 
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Eintragung wird dem Gläubiger, wenn er nicht ablehnt, unver: 
langt ein Hypothekenbrief ausgeftellt ”°. Bor jeder Einſchreibung 
einer Forderung in das Grundbuch ift der Eigenthümer, wenn er 
nicht felbft den Antrag geftellt Hat, zu benachrichtigen °°. Iſt eine 
Forderung und der Rechtsgrund zur Eintragung durch unver: 
dächtige Urkunden befcheinigt, die Eintragung aber wegen eines 
das Weſen der Forderung und des Rechtsgrundes nicht betref- 
fenden Mangels auszujegen, jo kann die Forderung in dem Hy⸗ 
pothefenbu vorgemerkt werden ®!, Es liegt dabei dem Schuldner 
ob, die weiteren Schritte zu thun, um den Gläubiger zur Bei- 
bringung des Fehlenden bei Vermeidung der Löſchung der Vor: 
merfung zu veranlafien ®?. Nach Heffen-Darmftädtiihem Recht ifl 
über gefegliche Hypothektitel nad vorgängiger Sadhunterfuhung 
von dem zuftändigen Landgeriht eine Urkunde aufzunehmen ®*. 
Freiwillige Hypothektitel bebürfen der amtlihen Beiltätigung °*. 
Die Einschreibung erfolgt auf Verfügung des Landgerichts durch 
dag DOrtögericht ®°. Iſt von Seite des betreibenden Gläubigers 
der Rechtötitel beſcheinigt, jo kann, wenn ber definitiven Eintra- 
gung noch Hinderniffe entgegenjtehen, eine Vormerkung verfügt 
werden ®®. Nach Defterreihifhem Recht erfolgt die Beftellung 
duch Einverleibung auf das Geſuch des Erwerbers ®’, welches 


tft, wenn fie von dem Eigentümer bes Grundſtücks ausgeht, ein Rechtsgrund 
zur Eintragung“; von Siebenhaar, Lehrbud 383, 2 und Rudolph, Acceſſo⸗ 
rifhe Hypothek U. LXVII. 297 vertretene Meinung, dab das Sächſiſche B.G. B. 
eine Sonjendhypothet in dem oben Note 29 folg. angeführten Sinn aner- 
fenne, fcheint mir nach dem Note 75 Ungeführten nicht begrünbet. 

 Sadfen G.O. 8 185; Ultenburg HD. 8 193; Reuß &. und j.2.9.D. 
8 192; Rudolftadt H.O. 8 71; Anhalt Gr. B.G. 8 25. 

so Sachſen G.O. 8 192; Altenburg und beide Neuß 9.0. $ 25; Rudol⸗ 
ſtadt 9.0. 8 61; Anhalt Gr. B.G. 8 25. 

1 Sachſen 8.6.8. 8 404-407; Altenburg und Reuß &. 2%. 9.8. $ 54; 
Nudolftadt 9.0. 8 70. 

83 Sachſen 8.6.8. 8 407; Rudolftadt H.O. 8 70. 

2.8. Inſtruktion S 6; Müller, PER. 8 45, 5. 

Bd. Art. 29, 1; Müller, PER. 8 46, 18. 

85 Müller, PER. 8 49. 

eng. Art. 43; Müller, PER. 8 50. Vgl. oben 8 222, 67 f. 

” Das Geſuch Tann auch von dem Schuldner ausgehen, wenn er bie 
Buftimmung des Gläubigers nachweist, oben Note 27. 
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in einer Öffentlihen®® ober einer Privaturkunde ®’ niedergelegt 
wird, und den Redtsgrund ?° ſowie die Sntabulationsklaufel ?’ 
enthalten muß. Die Eintragung erfolgt, wenn das Geſuch den 
Behelfen deffelben und dem Grundbuchſtand entiprigt, und Die 
Handlungsfähigkeit der Partheien feinem Zweifel unterliegt ®*, 
ohne weitere PBartheiverhandlung aus Auftrag des Grundbbud: 
gerichts 99, 

IV. Mit der Eintragung ift das Recht der Hypothek ent- 
ftanden °*, und der Gläubiger Tann die Rechte daraus geltend 
machen ®. Weber die Eintragung wird nad den meiften Rechten °® 
ein Hypothefenbrief ausgeftellt, nad einzelnen Rechten in allen 
Fällen ”, nah Preußiſchem'e und Sächſiſchem Recht“?, wenn 


ss Die dazu geeigneten Öffentlihen Urkunden find Gr.B.G. 8 33 aufge 
führt. gl. darüber Erner, HR. 8 26, 17—20. 

0 Gr.B.G. 8 31. 32 geftattet ausdrücklich die Einverleibung auf Grund 
von Privaturkunden, bei welchen die Unterfchriften gerichtlich oder notariell 
beglaubigt find. Es ift nicht richtig, wenn Stobbe, P.R. 8 111, 7 behauptet, 
nach Defterreichifchem Recht fei zur Einverleibung eine gerichtliche oder no» 
tarielle Urkunde erforderlich. 

© Gr. B.G. 8 26; Exner, HR. 8 26, 13. Die Forderung muß in der 
für fie gejeglich vorgejchriebenen Form nachgewieſen fein, und es erftredt ſich 
die Prüfungspfliht des Grundbuchrichters Gr.B.G. 8 26 Eyner, H.R. 124 
anf dieſes Erforderniß. In eine materielle Brüfung des angegebenen Rechts⸗ 
grundes bat ber Grundbuchrichter nicht einzugehen Exner, H.R. 8 19, 2. Es 
ift dieß ſchon dem älteren Recht angehörig und beruht dieſer Rechtsſatz auf 
Hofdekret 15/6 1816. 

v2 Gr.B.G. 8 32b. Dieb ift die ausdrückliche Erflärung bdesjenigen, 
deſſen Recht beſchränkt befaftet oder auf eine andere Perſon Übertragen mwers 
den foll, daß er in die Einverleibung willige Exner, HR. 8 26, 22. Dieje 
wird, wie in Privatnrfunden, fo aud in Öffentlichen Urkunden vorausgejegt 
Gr. B.G. 8 83a. 

2 Gr. B. G. 8 94; Erner, HR. 8 2 Nr. 8. 

»: Ener, HR. g 26. 45. 

% Die oben Note 1 citirten Geſethe ſprechen zugleich dieſen Rechtsſatz aus. 

0 Es gilt dieß auch nach Preußiſchem Recht Pr. E. E.G. 8 18. Indeſſen 
iſt nach Preußiſchem Recht da, wo ein Hypothekenbrief ausgefertigt iſt, die 
Geltendmachung der Rechte aus der Hypothek von der Aushändigung des 
Briefs an den Gläubiger abhängig, unten Rote 108. 

ve Nach Hefien-Darmftabt Gef. 19/1 1859 Art. 1 wird die Eintragung 
auf der Hypothekurkunde beftätigt, und diefe den Intereſſenten binausgegeben. 
Auch das Defterreichifche Necht kennt Teinen Hypothekenbrief Exner, HR. 8 32. 

» Es find dieß Braunfchweig Gr.B.D. 8 34; Mecklenburg nach allen 
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nicht Darauf verzichtet wird, nah den Rechten von Bayern 190 
und Württemberg 1°! nur auf Antrag. Die rechtliche Bedeutung 
des Hypothekenbriefs ift nah Preußiſchem Recht eine andere als 
nad den anderen Rechten ?°%. Nah Preußiſchem Recht 9° ift ber 
Hypotbefenbrief, wenn ein folder ausgeftellt iſt 200, nicht bloß 
Beweismittel für die Eintragung ber Hypothek, fondern er dient 
zugleih zur Sicherung des Gläubiger, da ohne Vorlage des Hy: 
potbefenbrief8 und Eintragung auf demſelben eine Veränderung 
oder Löſchung in Beziehung auf die betreffende Poſt im Hypo⸗ 
thekenbuch nicht eingetragen werden darf! Ebenſo dient er, 


HD. Meibom, HR. 8 19, 1; Anhalt Gef. 13/4 1870 8 15; Rudolſtadt 
98.8 71. 

nr. BD. 8 122. Damit übereinftimmend Oldenburg Gr.B.D. 
$ 101; Coburg Gotha Gr.B.D. 8 97; Detmold Gr.B.D. 8 104; Sonder 
haufen Gr. B.O. 8 101. In Preußen wurde dieſer Grundſatz erft durch das 
Geſetz 24/5 1853 anerfannt. Nach der H.O. von 1783 mußte ein Hypothelen⸗ 
brief immer ausgefertigt werben. 

” Sadjien G.D. 8 185; Altenburg HD. 8 195; Reuß A. 2. und j. L. 
HD. 8 192. 

100 Bayern H.G. 8 115. 170. Daſſelbe beftimmt Weimar Pf.G. 8 260. 
In Bayern find die Hypothekenbriefe jetzt fat allgemein durch die Schuld⸗ 
und Hypothekenbriefe erjegt Regelsberger, H.R. 8 21, 5. 

101 Württemberg Pf.G. Art. 191. Beruht die Forderung auf einem 
Bertrag, jo muß der Pfandfchein unaufgefordert ausgeftellt werden. 

2 Nach Stobbe, PR. 111, 22 ift der Hypothekenbrief lediglich Be- 
weismittel. Die nachfolgende Darftellung ergibt die Unrichtigfeit diefer Be⸗ 
Bauptung für das Preußiiche Recht und die daraus abgeleiteten Note 108 
aufgeführten Rechte. 

105 Mit dem Preußiichen Necht ftimmen die daraus abgeleiteten Rechte 
von Oldenburg, Coburg, Braunichweig, Detmold, Schaumburg und Sonders- 
haufen in diefer Frage überein. In der Hauptjadhe finden die für den Hy⸗ 
pothelenbrief des Preußiſchen Rechts geltenden Grundjäge auch auf die HH: 
pothetenfcheine des Medlenburgiichen Rechts Unmendung Meibom, HR. 8 19. 

14 Nach Br. Gr. B.O. 8 122 kann auf die Ausftellung eines Hypotheken⸗ 
brief3 verzichtet werden. Indeſſen ift auch, wenn über eine Boft ein Hypo⸗ 
thefenbrief nicht ausgeftellt ift, die nachträgliche Ausftelung erforderlich, wenn 
eine Veränderung derſelben eingetragen werben foll. Ueber bie Berände- 
rungen, welche dazu Veranlafjung geben, vgl. unten Note 105. 

5 Br. Gr. B.O. 8 129. Die Beftimmung ift angenommen Oldenburg 
EBD. 8 108, Eoburg- Gotha &r.B.D. 8 104; Detmold Gr. B.O. 8 111; 
Sonderöhaufen Gr. B.O. 8 106. Es muß baher, wenn ein Hypothekenbrief 
nicht ausgeftellt war, erft die Bildung eines folchen erfolgen, ehe die Verän- 
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infoferne er ausgeftellt it, zur Legitimation des Gläubigers bei 
Geltendmahung der Poſt, der ohne Vorlage deſſelben die Zah: 
fung nicht erwirken kann '%%, ſowie auch der Geffionar nur durch 
Webergabe des Hypothekenbriefs Legitimirt wird !”. Nach Preuf- 
ſiſchem Recht wird der Hypothekenbrief dem Eigenthümer ausge- 
händigt, der ihn dem Gläubiger zu übergeben hat !%, worauf 
diefem ein Klagerecht zufteht ?°%. Bei Berluft des Hypotheken⸗ 
brief8 fteht dem Gläubiger das Recht zu, nad vorgängigem Auf- 
gebot die Kraftloserklärung des verlorenen Dokuments und Aus: 
ftelung eines neuen Hypothefenbrief3 zu beantragen !!%; ebenjo 
kann der Grundeigenthbümer um die Löſchung der Poſt oder feine 
Succeffion in diefelbe zu bethätigen, nad vorgängigem Aufgebot 
die Kraftloserflärung des verlorenen Inſtruments erwirken !!, 


derung im Hypothekenbuch eingetragen werden darf Br. &r.8.D. 8 129, 2. 


Diele dem Preußiſchen Recht eigenthümliche Beftimmung ift altpreußiiches 
Necht, da fie fih jchon in der H.D. von 1788 findet Heyne, Commentar IL 
153. Zu den Beränderungen, welche hiernach auf dem Hypothekenbrief ein- 
getragen werden müfjen, gehören alle diejenigen, welde nah Gr.B.O. 8 12 
in der zweiten Hauptipalte eingetragen werden müſſen Achilles Gef. 473 Nr. 1. 
Es gehören dahin namentlich Ceſſionen, Berpfändungen und Brioritätdeinräu- 
mungen, Uebergang auf Erben und Vermächtnißnehmer, Ummandlung einer 
Hypothek in eine Grundſchuld, Arrefte auf eine Poft, Ueberweifungen im Weg 
der Erefution Achilles Geſ. 349. Ob auch Zinserhöhung ift beftritten; da- 
gegen erklärt fich Uchilles Gef. 474. Nach einer andern Anficht follen unter 
Beränberungen, deren Eintragung die Bildung eines Hypothekenbriefs erfor- 
derlih maden, nur Geffionen, Berpfändungen und Brioritätdabtretungen zu 
verftehen fein Zurnau, &r.B.D. I. 885; Dernburg, Pr. PR. I. 8 324, 4. 

0 Dernburg, Pr. BR. I. $ 824, 14. Es beruht dieß darauf, daß nach 
Preußiſchem Recht der Schuldner nur gegen Rückgabe bes Hypothekenbriefs 
Zahlung zu leiften verbunden ift. Ebenſo kann die Löſchung einer Poſt nur 
unter Vorlage bed Hppothelenbrief3 eingetragen werden Gr.B.D. 8 94. 

107 Erf. D.Tr. 19/12 1877 Entſch. 81. 25; Achilles Gef. 288; Bahlmann, 
Gr.B.O. 201; Dernburg, Pr. PR. I. 8 325, 5. Wllgemein jchreiben für bie 
Giltigkeit der Ceſſion Uebergabe des Hypothekenbriefs vor Braunſchweig E.E. G. 
8 55; Anhalt Pf.G. 8 55. 

108 Pr, Gr. B.O. 8 122, Dem Gläubiger wird der Hppothefenbrief nur 
auf ausdrücklichen Untrag des Eigenthümerd ausgehändigt Uchilles Geſ. 470, 7. 

19 Dernburg, Pr. PR. J. g 324, 16, 

110 Br, EBD. 8 111. 

111 Br BD. 8 110; Dernburg, Br. BR. L 8 324, 18. 
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Dagegen hat nach den anderen Hypothelengefegen der Hy⸗ 
pothefenbrief nur die Bedeutung eines Beweisdokuments 112 

Mehrere Medlenburgifhe Hypothekenordnungen, welche bie 
accefjoriihe Hypothek beibehalten haben, geftatten die Eintragung 
von Hypotheken auf den Namen des Eigenthümers !'’. Nach 
Preußiſchem Recht ift dieß nicht zuläßig ''*. 

Aeußerlich betrachtet entfpricht der Eintragung der Hypothek 
der Deutfhen Hypothekenordnungen die Inſkription des franzö- 
ſiſchen Rechts; allein die letztere ift materiell ein ganz anderes 
Rechtsinftitut, die Inſkription ift nicht die Vorausſetzung der Ent- 
ftehung der Hypothek, fondern fie wahrt für bie inffriptiongpflich- 
tigen 11° Hypotheken den Vorrang gegenüber den anderen Gläu- 
bigern des Schuldners !!®, und das Recht der Verfolgung gegen 
den dritten Befiger (Singularfucceflor) der Liegenſchaft "1. Nah 
franzöſiſchem Rechte find daher die injkriptionspflichtigen Hypo⸗ 
thefen und die Immobiliarprivilegien dem Schuldner und feinen 
Erben gegenüber nicht durch die Inſkription fondern mit Ent- 
ftehung der Forderung wirkſam 118. Ebenſo folgt daraus, daß 


112 Bol. über Württemberg Römer, PER. 162; über Bayern Regels⸗ 
berger, H.R. 8 21. I. C. Auch nad Sädjiihem Hecht find die Hypotheken⸗ 
briefe nur Beweisdokumente ED. 8 185. 189. 

118 Dieß ift für den Bereich der Schweriner D. H.D. dur V. 8/4 1869 
und für die H.O. bes Noftoder Territoriums durch V. 22/3 1865 8 IV au 
geiprohen Meibom, H.R. 8 18, 12. 18. 

114 Nah Pr. E.E.G. 8 27 kann der Eigenthümer nur Grundjchulden auf 
den eigenen Namen eintragen laffen. Auch nad früherem Preußiichen Recht 
war die Eintragung von Hypotheken auf den eigenen Namen bed Eigenthü- 
mer3 nicht zuläßig Achilles Gel. 208, was weſentlich zu der Einführung der 
Grundſchuld Veranlaſſung gegeben hat. 

115 Es find dieß alle Hypotheken mit Ausnahme der gejeglihen Hypothek 
der Ehefrau und der Bevormundeten. Ebenfo find alle Immobiliarprivilegien 
inftriptionspflichtig. 

116 G, 0. Art. 2106. 2184; Bacdhariä 8 267, 5. 

117 0, c, Urt. 2166; Buchelt, H.R. 8 81; Zachariä 8 280 Wr. 1. 

118 Bachariä 8 267, 4. Daher ift die Judiciarhypothek mit Erlaß des 
Erkenntniſſes, die Conventionalhypothek mit Aufnahme der Notariat3urtunden 
über Beftellung berfelben, das Immobiliarprivilegium mit Perfektion des be⸗ 
treffenden Berhältniffes dem Schuldner gegenüber entſtanden. Materiell ift 
diefe Entftehung freilich in den meiften Fällen mwerthloß, weil der Vorzug ber 
inftriptiondpflichtigen Hypotheken vor allen Forderungen gegen den Schuldner 
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die Inſkription nur auf bereits entitandene Privilegien und Pfand: 
rechte fich beziehen kann !!?. Für die Inſkription gelten folgende 
Grundfäße: 

I. Inftriptionspflictig find alle Hypotheken 12° mit Ausnahme 
der gejeglihen Hypothek der Ehefrau und der Bevormunbeten '?!, 
Für die legteren ift mit ihrer Entftehung ohne Inſkription das 
Borzugsreht gegenüber den andern Gläubigern und das Recht 
der Verfolgung gegen den dritten Befiber gegeben 22. Es ift zwar 
dem Ehemann fomwie dem Vormund zur Pflicht gemacht, die be⸗ 
treffenden Legalhypotheken auf ihren Immobilien inftribiren zu 
lafjen 122, die Unterlaffung macht fie jedoch nur ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig 220. Die Inſkriptionsfreiheit hört jedoch auf, wenn ein 
dritter Erwerber das Purgationsverfahren einleitet 12°, wenn eine 
Siegenichaft im Falle der Zwangsverſteigerung gerichtlich zuge- 
ſchlagen wird 12€, und bei Erpropriation 12”, indem in diefen Fällen 


einihlüßig der chirographariſchen von der Inſkription bedingt ift, und das 
Recht der Geltendmachung gegen britte Erwerber des Immobile nur durch 
Inſkription entfteht. 

119 Zachariä 8 267, 8. 

130 0, c. Art. 2134. 

181 0, 0. Art, 2185. 

129 Puchelt, H.R. 8 58, 2. 

138 GC, o. Art. 2136, 1. Sind Ehemann und Bormund jäumig, fo Hat 
der Staatsanwalt die Inſkription zu veranlaflen C. c. Urt. 21388. Die In⸗ 
ifription de3 Legalpfandrecht3 der Bevormundeten Hat, wenn fie von dem 
Bormund verjäumt wird, ber Gegenvormund ‘bei eigener Berantwortlichkeit 
zu veranlaffen C. co. Urt. 2137. Auch die Frau felbft und bie Bevormun⸗ 
beten fomwie ihre Verwandten Fönnen die Inſkription beantragen C. c. Urt. 
2189; Zachariä 8 269, 4—12. 

124 CO, c. Urt. 2136, 2; Zachariä 8 269, 6 folg. 

125 Die Betheiligten müfjen innerhalb 2 Monaten, nachdem bie gejetliche 
Belanntgabe erfolgt tft, die nicht infkribirten Hypotheken inſtribiren laffen, 
außerdem fie erlöfhen C. c. Urt. 2194. 2195; Badhariä $ 295, 13. Bgl. 
unten 8 309, 101. 

120 Daß die Liegenichaft in diefem Fall frei von den nicht infkribirten 
Legalhypotheken auf den Erwerber übergehe, wird von Badhariä 8 269, 25 
angenommen, während bie franzöftiche Rechtsſprechung bis in die legte Zeit 
annahm, daß diefe Legalhypothelen von der Zwangsverſteigerung nicht be- 
rührt werden. Nach dem Gel. 25/5 1858 hebt die Adjudilation, wenn fie 
trangffribirt ift, alle Hpypothefen auf, und bie Nechte der Gläubiger gehen auf 
ben Steigerungserlös über Aubry 8 269, 25; Puchelt, H.R. 8 85, 9. 
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die nichtinffribirten Legalhypotheken der Ehefrau und der Bevor: 
mundeten erlöſchen. Imftriptionspflichtig find ferner die Smmo- 
biliarprivilegien mit Ausnahme des Privilegiums des Verkäufers 
und des Darleihers zum Kauf, bei welchem bie Wahrung auch mit 
der Transkription des Titels verbunden werden Tann !*8. 

II. Die Infkription von Privilegien und Hypothefen feßt 
nad franzöfiihem Recht regelmäßig einen Antrag voraus. Eine 
Ausnahme ift nur begründet für das Privilegium des Verfäufers 
binfichtlich des Kaufgeldrüditandes und des Darleihers zum Kauf, 
welche, wenn bei der Transſkription die Forderung aufgeführt ift, 
von dem Kypothefenbewahrer von Amtsmwegen in das Unterpfands- 
buch einzutragen find 22. In allen anderen Fällen erfolgt bie 
Inſkription nur auf Antrag. Antragsberehtigt find der Gläu- 
biger '99, feine Rechtsnachfolger '°! und feine Gläubiger 122, dann 
bei den Legalhypotheken der Ehefrau und der Benormundeten bie 
im Geſetz bezeichneten Berfonen 198, 

Il. Berfahren bei der Inſkription. Der Antrag- 
fteller hat dem Hypothekenbewahrer vorzulegen: 

1. Für die Imffription von Smmobiliarprivilegien, Ju⸗ 
dicialhypotheken und Conventionalhypotheken die Urfchrift ober 
authentiſche Ausfertigung des Urtheils oder der Urkunde, welche 
dem Privilegium oder der Hypothek die Entftehung gibt '°*. Bei 
Legalhypotheken ift Vorlage einer Urkunde nicht erforderli, ſon⸗ 





197 Nach dem franzöfiichen Gef. 8/5 1841 Art. 17—19, welches in Elſaß⸗ 
Lothringen Anwendung findet, gehen mit ber Enteignung die Forderungen 
aus den erlöjchenden Hypotheken und Privilegien anf die Entihädigungsfunme 
über Buchelt, H.R. 8 85, 10. Der gleihe Grundſatz gilt nah den Erpro- 
priationsgejegen von Preußen Bayern und Baben ſ. oben $ 246, 61. BDem- 
nah müſſen die Legalhypothelen der Ehefrau und der Bevormundeten, wenn 
fie zur Beit der Perfektion der Eintragung nicht eingetragen find, erlöfchen. 

138 Bol. oben 8 303, 71 folg. 

130 Bol. oben 8 303, 69 und 73. 

180 Badariä 8 270, 6. 

52 gachariä 8 270, 8. Es gehören bahin die Erben Legatare und Eej- 
fionare. 

182 Es folgt dieß aus dem C. c. Art. 1166 ausgeſprochenen Grundſatz, 
daß die Gläubiger alle Rechte ihres Schuldner ausüben können, Die nicht 
höchſt perfönlich find Zachariä 8 270, 8. 

188 Bol, oben Note 128. 

14 O. o. Urt. 2148. 











Die Eintragung 8 305. 603 


dern es genügt Angabe der Natur des zu wahrenden Rechts '°°. 
Die betreffenden Urkunden find bei Judicialhypotheken das zu 
Grund liegende Urtheil 28, bei Conventionalhypotheken der Ber: 
pfändungsvertrag 17”, bei Immobiliarprivilegien die durch das 
Geſetz für die Wahrung derjelben beftimmten Urkunden !?®. Der 
Hypothekenbewahrer hat dag Recht, die Vorlage des Titels zu 
verlangen, und kann, wenn dieß nicht geſchieht, die Inſkription 
verweigern !3?, er hat aber feine Verpflichtung dazu ?*°, und eben 
fowenig die Verpflichtung zu prüfen, ob die vorgelegte Urkunde 
den gefeßlichen Vorſchriften entjpreche 1*1. 

2. Der Antragiteller bat dem Hypothekenbewahrer zwei 
gleichlautende Bordereaur ’*? vorzulegen, welche folgenden Inhalt 
haben müſſen: 

a. Benennung des Gläubiger nah Namen, Stand und 
Mohnort 13, 


185 O. c. Art. 2153 Nr. 3 die betreffenden Rechtöverhältnifie bedürfen als 
notoriſch Feiner Beicheinigung Aubry 8 275, 2. 

130 C, c. Art. 2148; Buchelt, 8 67, 2. 

137 Bol. oben 8 304, 16. 

38 Diefe beitehen bei dem Kaufgelderprivilegium aus bem Kauf- oder 
Zaufchvertrag Puchelt, H.R. 8 27, 5, bei dem Privilegium des Darleiherd 
aus der Urkunde über das aufgenonmene Darlehen und der Duittung des 
Käufers über die bewirkte Zahlung oben 8 308, 72, bei dem Theilungsprivi- 
legium aus der Urkunde über Exrbtheilung, Gemeinjchaftstheilung oder Ver- 
fteigerung Puchelt, HR. 8 28, bei dem Arbeiterprivilegium in den dafür auf- 
zunehmenden Protokollen oben 8 308, 80, bei dem Brivilegium des Darlehens 
für Bezahlung der Arbeiter aus den Urkunden über Aufnahme und Berwens- 
dung des Darlehens oben 8 308, 82, bei dem Abfonderungsprivilegium aus 
einer Urkunde über den Nachweis des Todes des Erblafjerd und der Legiti- 
mation ala Erbichaftögläubiger oder Legatar Puchelt, H.R. 8 30, 2. 

189 Muchelt 8 67, 3. 

40 Die Inſkription ift nicht ungiltig, weil die Urkunde nicht vorgelegt 
worden ift Zadhariä 5 277, 2. 

141 Buchelt, H.R. 58, 7 8 67, 6. 

1 Dieß find Jummarifche Inhaltsangaben für die Eintragung; der eine 
darf auf die vorgelegte Urkunde jelbft gefchrieben fein Puchelt, HR. $ 65, 1. 

145 0, 0. Art. 2148 Nr. 2, Urt. 2153 Nr. 1. Außer dem wirklichen 
Wohnſitz muß auch ein im Amtsbezirk des Hypothekenbewahrers gewähltes 
Domicil angegeben werben, was die Bedeutung hat, daß ſich der Gläubiger 
der Gerichtäbarkeit biefed Ortes unterwirft, und daß Buftellungen in der be 
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b. Benennung des Schuldners nah Namen, Stand und 
Wohnort 14%, 

c. Bei Legalhypotheken die Natur der zu confervirenden 
Rechte 1*8, bei den andern Hypothefen Datum und Beichaffenheit 
des Titels der Forderung !*°. 

d. Bei Legalhypotheken wird der Geldwerth der Forderung 
nur eingetragen, wenn er firirt it; Dagegen find Forderungen, 
bie unbeftimmt find, nicht zu firiren, und es wird hier eine Summe 
nit angegeben !*”. Bei den anderen Hypotheken und ben Im⸗ 
mobiliarprivilegien wird der im Rechtstitel bezeichnete Betrag ber 
Forderung nah Capital und Accefjorien eingetragen !*. Soweit 
der Betrag der Haupt: und Nebenverbindlichkeiten nicht firirt ift, 
wird bei Conventionalhypothefen von dem Antragfteller die Schä- 
gung feiner Forderung vorgenommen ?*°; bei der Judicialhypo⸗ 
thek und den Smmobiliarprivilegien genügt, wenn Hauptforbe- 
rung und Zubehör unbeftimmt find, die Angabe worin fie be- 
ftehen 160. Erforderlich ift ferner Angabe der Beit der Fälligkeit 1°1, 

e. Bei Immobiliarprivilegien und Conventionalhypotheken 
ift Angabe der Art und Lage der Immobilien, auf welde bie 
Inſkription genommen werden fol, erforderlich 15°; für Judicial⸗ 


treffenden Hypothekenſache an diefem Ort ihm gemacht werden Fönnen Za⸗ 
hariä 8 277, 4; Puchelt, HR. 8 65, 8. 

144 0, c. Urt. 2148 Nr. 3 Urt. 2158 Nr. 2; Bucelt, 9.8. 8 66. 

146 0, o. Art. 2158 Nr. 8. Bgl. oben Rote 21. 

140 O. o. Urt. 2148 Nr. 3. Es wird nicht die Rechtsurkunde inftribirt, 
fondern nur Datum und Benennung der Urkunde eingetragen Buchelt, H.R. 
8 67, 4a. 

1470, c. Urt. 2158 Nr. 8; Zachariä 8 277, 10; Puchelt, HR. 8 68, 10. 

148 0, 0, Urt. 2158 Nr. 4; Buchelt, H.R. 8 68. 

1 0, c. Art. 2158 Nr. 4. Es wird dad C. c. Art. 2132 oben 8 300, 
20 vorgeichriebene Verfahren eingehalten. Da die Beftimmung bes C. o. 
Urt. 2153 Nr. 4 allgemein lautet, fo wird von Mandhen angenommen, baß 
fie ſich auch auf die Judicialhypothek und die Immobiliarprivilegien erftrede 
Aubry 8 274, 7; überwiegend wirb aber die Beitimmung auf Sonventionals 
HypotHelen beichräntt Zachariä 8 274, 4; Puchelt, H.R. 8 68, 5. 

50 Badhariü 8 274, 3; Bucelt, H.R. 8 68 nach Note 5. 

151 6, 0. Art. 2158 Nr. 4. Es erftredt fi dieß auf Immobiliarprivi⸗ 
legien die Judicialhypothek und bie Conventionalhypothet. 

152 C. c. Urt. 2153 Nr. 5; Zacharia 8 273, 2. Bei der Conventional⸗ 
hypothek ergibt fich dieß ſchon aus den gejehlichen Vorſchriften über den In⸗ 


Die Eintragung 8 305. 605 


hypotheken und Legalhypotheken dagegen gilt dieß nicht, injoferne 
nicht vertragsmäßig eine Beſchränkung auf beftimmte Immobilien feſt⸗ 
geſetzt ift, vielmehr ergreift die Eintragung auf ein Immobile des 
Schuldners alle anderen dem Schuldner gehörigen Immobilien bej- 
jelben im Bezirk des Hypothekenbewahrers !°®. Der Hypothelenbe- 
wahrer bat den Inhalt der Bordereaur, wenn diefe den formellen An⸗ 
forderungen des Geſetzes entſprechen, in dag Inſkriptionsregiſter ein- 
zutragen, und das eine derjelben, auf welchem die Vornahme der 
Inſkription zu befunden ift, dem Antragfteller zurüdzugeben '°*. 
Eine Mitwirkung des Schuldners findet nach franzöfiihem Recht 
nicht ftatt !®, 

Für die Inffription der Immobiliarprivilegien und Conven⸗ 
tionalhypothefen gilt das Princip der Specialität in der Art, daß 
bie Inſkription nur für diejenigen Immobilien wirkt, für die fie 
genommen iſt !°% Dagegen erfolgt die Inſkription der nicht ver- 
tragsmäßig auf beftimmte Immobilien befchräntten Legalhypotheken 
und Judicialhypotheken für den Bezirk des Hypothekenbewahrers 
auf ein einziges in demfelben befindliches Immobile des Schuld⸗ 
ners, wodurch die Inſkription als für alle in diefem Bezirk be- 
findlihen gegenwärtigen und fünftigen Immobilien des Schuldners 
vollzogen gilt !°7. 


halt ber Berpfändungsurfunde oben 8 304, 20; die Xmmobiliarprivilegien 
find ſchon an fi) auf einzelne Zmmobilien gerichtet. 

53 G, c. Art. 2148 Nr. 5; Zachariä 8 273, 4. 

1 O. c. Art. 2150; Puchelt, HR. 8 70. 

55 Puchelt, H.R. 8 66, 1. Es ift dieß fchon daraus erflärlich, daß der 
Schuldner an der Inſtription, die den Vorrang unter ben Gläubigern regelt, 
und das Necht der Yolge gegen britte Erwerber begründet, gar kein Intere ſſe hat. 

150 O. o. Urt. 2129. Art. 2148 Nr. 5a. Eine Ausnahme ift nur be- 
gründet bei Ausdehnung der Eonventionalhypothet auf Tünftig zu erwerbende 
Liegenichaften des Schuldners C. c. Art. 2130. VBgl. oben $ 297, 19. 

17 0, 0. 2148 Nr. 5b. 
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Abtheilung 93. 
Borausfehung der Errichtung einer Grundſchuld. 
$ 306. 


Die Grundſchulden des Breußifchen Rechts werben ausſchließ⸗ 
lich durch Bewilligung des Eigenthümers begründet. Es gibt 
weder eine Eintragung von Amtdwegen !, no einen geſetzlichen 
Titel zur Eintragung ?. Die Bewilligung fann von dem einge- 
tragenen Eigenthümer beim Grundbuch erklärt oder in einer be- 
glaubigten Urkunde niedergelegt fein, in weldem Fall aud dem 
Gläubiger die Befugniß die Eintragung zu beantragen zuſteht?. 
DerjBewilligung fteht die gerichtliche Verurtheilung zur Beitellung 
einer Grundſchuld glei, auf melde hin der Gläubiger die Ein- 
tragung beantragen fann *. Die Bewilligung erfolgt ohne Angabe 
eines Schuldgrundes®, und muß auf eine beftimmte unveränder: 
lihe Summe lauten ®, dann den Zinsſatz oder die Bemerkung ber 
Hinslofigkeit ” den Anfangstag der Berzinfung und die Bedin: 
gungen der Nüdzahlung angeben? Die Grundfehuld Tann zwar 
nur für einen beftimmten Gläubiger eingetragen werben, allein 
als folchen Tann fih der Eigenthümer felbit eintragen lafjen, wo: 
durch er das Recht erlangt, über die Grundfchuld zu verfügen, 
und auf dritte Perſonen die vollen Rechte des Grundichuldgläu- 


1 Eintragung von Amtswegen findet nad) Preußiihem Recht überhaupt 
nicht ftatt oben $ 305, 2. Die in E.E.G. $ 19 Nr. 3 zugelafjene Eintragung 
auf Nachjuchen einer zuftändigen Behörde bezieht fih nur auf Hypotheken 
nit auf Grundſchulden Bahlmann, Gr.B.R. 96 Nr. 4. 

2 Die gejeglihen Titel zur Eintragung begründen einen Anipruh auf 
Beitellung einer Hypothek nicht einer Grundſchuld Förfter Eccius $ 198, 16. 

3 ©, die Ausführung oben $ 8305, 9. 

+ Br. EE.G. 8 19 Nr. 2. Eine ſolche Beruriheilung zur Bewilligung 
einer Grundfchuld erfolgt nur auf Grund einer ausdrüdlid) dahin eingegan- 
genen Verpflichtung oder einer legtwilligen Verfügung nicht auf Grund eines 
gejeslihen Nechtätiteld Bahlmann, Gr. B.R. 96 Wr. 3. 

s Pr. EES.S 19 Nr. 1. 

° Br. EEG. 8 233. Die für Sicherheitähypothelen geltenden Grundſätze 
finden auf Grundſchulden feine Anwendung Förſter Eccius 8 198 nad) Note 24. 

"Br. EEG. $ 23. 

s Br. EEG. 8 23. 

’ Br. E.E.8. 8 23. 
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bigers zu übertragen 10. Hat er das Eigenthum des Grundſtücks 
abgetreten, fo erlangt er an der auf feinen Namen eingetragenen 
Grundſchuld alle Rechte eines Grundichuldgläubigers !!. Weber 
die Beitelung der Grundſchuld wird ein Grunbfchuldbrief '? aus⸗ 
gefertigt, auf deſſen Ausftellung nicht verzichtet werden kann ’®, 
und durch defien Aushändigung der Gläubiger das Verfügungs- 
recht über die Grundſchuld erlangt !*. Der Gläubiger, der einen 
Anſpruch auf Eintragung einer Grundſchuld erworben hat, kann 
zur Erhaltung deſſelben eine Vormerkung eintragen laſſen ’°. Eine 
Hypothek kann durch Uebereintunft des Gläubigers und Schuld- 
ners in eine Grundfchuld verwandelt werden, wozu Genehmigung 
der gleich» und der nacheingetragenen Berechtigten nur erforderlich 
it, injoferne fie bereit3 vor dem 1. Oktober 1872 eingetragen 
waren!®. In der Hauptjahe auf demjelben Standpunkt ftehen 
die H.D. von Hamburg und Lübed ?”, die Mecklenburgiſche R.R.- 
H.O 1° und die Medlenburgiihe R.St.B.D.’°. 


10 Pr. E.E.G. S 27; Förfter Eccius $ 198, 22. 

1 Br EEG. 8 28. 

18 Nach Medlenburgifhem Recht ein Hypothekenſchein Meibom, H.R. 8 19. 

18 Br, Gr.B.D. 8 122, 

4 Br. E.E.G. 8 20; Pr. 8.8.0. 8 122, Hörfter Eccius 8 198, 48. 
Bis zur Aushändigung ded Grundſchuldbriefs hat die Eintragung die Bedeu- 
tung einer Eigenthümergrundſchuld Pütter in Magazin IV. 124. 

5 Br. E.E.G. 8 22, Pr. Gr. B.O. 8 88; Förfter Eccius 8 198, 36; vgl. 
oben 8 305, 25. 

0 Br. E.E.G. 8 29. Dieß gilt indeſſen nur für volle, nicht für Cau⸗ 
tionshypothelen, vgl. oben $ 301, 15. 

Nah Hamburg HD. 8 4 und Lübel HD. 8 17 ſetzt die Belaftung 
eined® Grundſtücks mit Hypothelpoften regelmäßig einen von demjenigen, wel- 
chem das Grundſtück in den runde und Hypothelenbüchern zugefchrieben 
fteht, an das Hypothekenbureau gerichteten Antrag oder demfelben ertheilten 
Eonjend voraud. Nah Hamburg H.O. 8 28 und Lübel H.D. 8 29 wird das 
Recht aud einem Capitalpoften durch die Einjchreibung in deu Hypotheken⸗ 
büchern erworben. Die Zuftimmung des Erwerbers ift zu ſolchen Einjchrei- 
bungen nicht erforderlich. Nah Hamburg H.O. 8 35 und Lübed HD. 8 41 
ift der Grundeigenthümer befugt, vor ober bei Belaftung des Grundſtücks mit 
Hypothekpoſten ſich die Priorität für eine von ihm beftimmte Summe durd 
Eintragung auf feinen eigenen Namen vorzubehalten. 

Nah R.R.H.O. 8 16 werden durch die Eintragung feine bloßen Si- 
cherheitsrechte für eine perjönliche Verhaftung des die Eintragung Beantra- 
genden vielmehr felbftftändige bingliche Belaftungen bes Gutes exiſtent, und 
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Weber die juriftiiche Sonftruftion der Eigenthümergrundſchuld 
herrſcht Meinungsverfchiedenbeit. Nach der einen Anſicht ift fie 
eine unvollendete Grundſchuld, die durch Geffion an einen Gläu⸗ 
biger zur Vollendung gelangt 2°, oder durch Veräußerung des Ob⸗ 
jeft8 dem Veräußerer bleibt ?.. Nach der anderen Anficht ift fie 
eine vollendete, aber in der Ausübung gelähmte Grundſchuld, bie 
erft mit der Abtretung an einen Gläubiger oder Veräußerung des 
Objekts in Funktion tritt??, Nach einer dritten Anficht ift fie 
die Ausſcheidung eine® dem Eigenthümer vorbehaltenen Werth: 
tbeiles 28, 


es ift der Antrag auf Eintragung durch eine folche perfönliche Verhaftung 
nicht nothwendig bedingt, vielmehr ſolcherhalb alles einer Bereinbarung der 
Beteiligten überlaffen; auch Tann der zeitige Eigenthümer für fich felbft und 
auf feinen eigenen Namen eintragen lafien Meibom, H.R. 8 18. 

7 Die R.St. B.O. 8 19 ftimmt mit R.R.H.O. 8 16 überein Meibom, 
HR. 8 13, 1. Die Eintragung auf eigenen Namen, die nach diejem Geſetz 
nicht ftatthaft war, ift Dur ® 21/3 1859 für zuläßig erflärt Meibom, H-R. 
8 18, 11. Die R.St. B.O. unterfcheidet fih nur dadurch von den anderen 
Gejegen, daß fie einen gejeglichen Titel für Eintragung einer Hypothek an- 
erfennt, nämlich der Erbichaftägläubiger, Vermächtnißnehmer und Univerfal- 
fideicommifjare R.St. B.O. 8 12 Nr. 3; Meibom, HR. 8 14, 13. 

2° Die ift die Anficht von Meibom, H.R. 8 20, 20, Förfter, Gr.B.NR 
140; Förfter, Br. BR. 8 198, 22; Stobbe, P.R. 8 111 nach Note 28, und 
auch Yörfter Eccius 8 198, 22 fcheint zuzuftimmen. Hiernach bringt der Ei- 
gentgümer bie auf feinen Namen eingetragene Grundſchuld durch Ceſſion an 
einen Dritten zur Entftehung. 

21 Die Eintragung bat nach der Note 20 angeführten Meinung die Be- 
deutung des Vorbehalt3 einer Grundſchuld, die mit der Veräußerung des 
Grundſtücks an einen Dritten ind Leben tritt. 

22 Gutachten bed D.U.G. Noftod 17/7 1873 bei Johow, Jahrb. V. 255; 
Buchka, E.E. 96. 

22 Dieß wird von Bremer, Hypothek 37 auf den Vorbehalt eines Werth⸗ 
theil3, von Kühnaft 55 auf Firirung eines Theils feiner von Neallaften und 
Hypotheken ungebundenen Grundrente zurüdgeführt. Voß in Behrend, 8. VII. 
262, der die Eigenthümergrundfchuld als uneigentlicde von der eigentlichen in 
der Hand eines Dritten befindlichen Grundfchuld unterjcheidet , definirt Die 
erftere al3 einen zur grundbuchmäßigen Selbftftändigfeit erhobenen Inbegriff 
von Eigenthumsbefugniffen, der zu einem bejtimmten Geldwerth veranjchlagt 
und der Berfügung des Eigenthümers in der Form der Grundſchuld unter 
worfen ift. 
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Abſchnitt 4. 
Umfang des Rechts. 
8 307. 
I. Hinſichtlich Des Gegenflandes '. 


Es gelten biefür folgende Grundſätze: 

I. Hinſichtlich des Objekts. Das Pfandrecht erftredt 
ſich auf die ganze Sache mit allen ihren Beſtandtheilen und Per⸗ 
tinenzen, demnach 

1. auf das ganze Grundſtück mit allen zur Zeit der Ein⸗ 
tragung ber Hypothek nicht abgeſchriebenen Theilen?. Werben 
ſpäter dem urſprünglichen Pfandobjekt Beitandtbeile zugefchrieben, 
fo fallen diefe in den Pfandnerus®. 

2. Das Pfandrecht erftrect fi ferner auf die dem Grund: 
ſtück zugeſchriebenen unbewegliden Pertinenzen und Geredhtigfei- 
ten *, und die mit dem Grundftüd vereinigten beweglichen Ber: 
tinenzen ®, folange fie diefe Eigenfchaft haben ®. 


! Sörfter Eccius 8 199. I; Dernburg, Pr. PR. I. 8 328. 829, Regels⸗ 
berger, H.R. 8 6972; Lang, Sachenrecht 8 180; Müller, PER. 8 51—60; 
Erner, HR. 8 38. 39. 

2 Br. EEE. 8 30; Bayern H.G. 8 33; Württemberg Pf.G. Urt. 49; 
Heflen Pf.G. Art. 46; Sahfen 8.8.8. 5 410; Altenburg und Reuß j. 2. 
DD. 8 54; Neuß &. 2. 9.0. 8 55; Nubolftabt 5.0. 8 26; Hamburg HD. 
8 31 Nr. 11; Defterreih 4.8.9.8. 8 457; Exner, HR. 8 88 Nr. 1. 

! Br. E.E.G. 5 32; Dernburg, Pr. PR. I. 8 328, 5; Sachſen 8.0.8. 
8 410; Regelsberger, H.R. 8 69. I. 

* Br. E.E.G. $ 30, 6; Dernburg, Br. BR. 8 328, 2; 8329, 6; Bayern 
9.8. 8 33. 34; Megelöberger, HR. 8 71; Sachſen 8.8.8. 8 410; Heflen 
Pf.G. 8 46. 48; Rudolſtadt H.D. 8 26; Exner, 9.8. 8 88, 30. 42. 

® Br. EEE. 8 30, 7; Bayern 9.8. 8 34; Sachſen 8.8.8. 8 413; Al: 
tenburg H.O. 8 68; Reuß ä. und j. 2. 8 67; Heflen Pf.G. Urt. 49; Rudol⸗ 
ftabt Pf.G. 8 26; Anhalt Pf.G. 18/4 1870 8 38; Exner, HR. 8 38, 88. 
Nach Württemberg Pf.G. Art. 3 und 51 werden bewegliche Pertinenzen von 
dem Pfandrecht nur ergriffen, wenn fie ausdrücklich mitverpfändet find Romer, 
PER. 8 22, 20; Lang, Sachenrecht 8 166, 60. Ueber die Beitimmung ber 
Bertinenzqualität für das Hypothekenrecht vgl. oben 8 298, 97. 

° Dad Aufhören des Pfandnexus tritt nicht ſchon mit der Trennung von 
der Hauptfache ein, fondern mit der Veräußerung. Unfere Hypothekengeſetze 
Haben dabei verfchiedene Boransjegungen aufgeftelt. Württemberg Pf.®. 
Art. 3 und 51 feht nur Aufhören der Zugehörungseigenfchaft voraus Römer, 

Roth, Deutſches Privatrecht. ILL. 39 
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3. Das Pfandrecht eritredt fich auf den Zuwachs, nämlich 
die natürliden Zu: und Anmwüchle ’, und die auf dem Grundftüd 
errichteten dem Eigenthümer gehörigen Gebäude ®. 

4. Früchte. Nah dem Preußiſchen Grundbuchrecht und den 
daraus abgeleiteten Geſetzen erjtredt ſich das Pfandredt auf die 
ftehenden und hängenden und die abgefonderten natürlichen Früchte, 
Soweit fie dem Eigenthümer gehören, und auf dem Grundftüd 
noch vorhanden find’; nad mehreren Rechten ijt eine Ausnahme 
gemacht für die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen 
auf dem Grundftüd noch vorhandenen Früchte, die hiernach ihm 
verbleiben 10. Nach den anderen Rechten erjtredt fich das Pfand— 
recht nur auf die nicht abgefonderten natürlichen Früchte, wäh— 
rend mit der Abjonderung der Pfandnerus aufhört. Entſcheidend 
ift dabei der Zeitpunkt der auf Antrag eines Hypothekgläubigers 
erfolgten Sequeftration oder Zwangsverſteigerung, indem von bie: 
jem a an bie Früchte auch nah erfolgter Abfonderung 





PER. 119; 10: Lang— Sachenrecht 8 166, 69. Bayern H.G. 8 35 und Rubdol- 
ftadt H.O. 8 26 fpricht den Unjpruch gegen den dritten Beſitzer, Sachſen 
8.6.8. 8 413; Wltenburg H.O. 8 68; Reuß ä. und j. L. 9.8. 8 68; Darm- 
ftadt Pf.G. Urt. 53; Rudolſtadt HD. 8 26 gegen den gutgläubigen Erwerber 
ab, während Preußen E.E.G. 8 30, 7 und Anhalt Pf.G. 13/4 1870 8 33 
Veräußerung und Regichaffen vom Grundftüd vorausfegen Dernburg, Br. 
BR. I. 8 329, 9. Gegen die NRothwendigfeit des guten Glaubens des Er- 
werbers erflärt fi Exner, H.R. 8 38, 33. 

Br. E. E.G. 8 30, 3; Bayern 9.9. 8 33; Württemberg Pf.G. Art. 
49, 2; Altenburg H.O. 8 54; Reuß 4.2. 9.0. 855; Reuß j. L. 9.0. 8 53; 
Weimar Pf.G. 885, 1; Helfen Pf.G. Urt. 46; Rudolſtadt 9.0. 8 26; Exner, 
HR. 8 38, 7. 

s Br. E.E.3. $ 30, 2; Dernburg, Br. BR. I. 8 329 Pr. 2; Bayern 
9.6. 8 76, 2; Württemberg Pf.G. Art. 125; Römer, PER. 5 22, 15; Lang, 
Sachenrecht 8 188, 5; Weimar, Pf.G. 8 85; Heſſen Pf.G. Urt. 46; Exner, 
HR. 8 38, 15. 

’ Pr. E. E.G. 8 30, 4; Unhalt Pf.G. 13:4 1870 8 838. 

10 Oldenburg, E. E.G. $ 30; Braunſchweig E.E.G. 8 35; Sondershauien 
E.E.G. 8 27; Detmold E.E.G. $ 30; E.G. für Schleswigholſtein 8 38; für 
Hannover 8 19; für Neuvorpommern $ 15; für Caſſel 8 18; für Ehrenbreit- 
ftein 8 7; für Hohenzollern $ 6. Nah Württemberg Pf.G. Urt. 50 und 
Heſſen Pf.G. Urt. 55 können dem Pächter, der in Gemäßheit des PBachtver: 
trags das Pachtgeld vorausbezahlt Hat, die Früchte des laufenden Jahrs nicht 
entzogen werden. Wird der Angriff des Gutes vor dem Bezug der Früchte 
verhängt, jo it der Pächter aus dem Erlös des Unterpfandes zu befriedigen. 
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dem Pfandnexus unterworfen bleiben !. Die Unzuläßigkeit ber 
Veräußerung von nichtabgejonderten Früchten zum Nachtheil der 
Pfandgläubiger ergibt ſich hiernach von felbft 1°. Die Hypothek er: 
ſtreckt fih ferner auf die juriftiichen Früchte nad) Verhältniß ihrer 
Fälligkeit '°. Vorauszahlung ift theild für ganz unwirkſam er: 
Härt ?*, theils nur für einen beftimmten Zeitpunkt geftattet 6. 
Wo der Abjchluß eines antichretiihen Vertrags über Immobilien 
mit dingliher Wirkung zuläßig ift!*, bewirkt derjelbe eine Dis: 
pofitionsbeichränfung Hinfichtlih der Früchte ?7. | 

5. Mehrere Rechte dehnen das Unterpfandsreht auf die an- 
fallenden Berficherungsgelder aus, ſoweit diefelben nicht zur Wie- 
beraufführung des Gebäudes verwendet werden !?; nach mehreren 
Rechten ift dieß ausgeſchloſſen '®, 


11 Bayern HG. 8 33; Negelöberger, H.R. 8 70,-7-9; Württemberg 
Pf.G. Art. 49 Nr. 3; Heflen-Darmftadt Pf.G. Art. 51; Sachſen 8.6.8. 8 
414; Altenburg 9.0. 8 54; Neuß &. 2. 9.0. 855; Neuß j. 2. 9.0. 5 53; 
Weimar Pf.G. 8 85, 2; Rudolſtadt H.D. 8 26; Erner, H.R. 8 38, 18. 

2 Pr. EEG. $ 31; Förſter Eccius 8 199, 14; Heſſen Pf.G. Art. 55. 

18 Br. E.E.G. 8 30, 5; Sadjen 8.6.8. $ 415; Altenburg H.O. 8 58; 
Reuß ä. 2. H.O. 8 555 Neuß j. 2. H.O. 8 53; Württemberg Pf.G. Art. 49, 
4; Heflen Pf.G. Art. 54; Anhalt Pf.G. 13/4 1870 8 33; Exner, H.R. 8 38, 20. 

 Dieß ift die Stellung des Sädhfiihen Rechts Heyne, Commentar 1. 
256; Siegmann, HR. $ 18, 3. 

» Br, EEG. $ 31 (ein Vierteljahr); Helfen Pf.G. Art 55 (das lau⸗ 
fende Jahr); Oeſterreich A.B.G.B. 8 1102 (eine Beſtandfriſt). Nach Bayern 
Gel. 18/2 1871 find bei Zwangsveräußerung Borausbezahlungen auf den 
Miethzind nur für die Zeit bis zu dem auf den Uebergang folgenden Biel 
rechtswirkſam. 

16 Vgl. unten 3 309, 3. 

17 Bl. unten $ 309, 4 folg. 

Br. E.E.G. 8 30, 8; Weimar Pf.G. 8 170; Hamburg 9.8. 8 31; 
Anhalt Pf.G. 1870 8 33. In Defterreich ift diefer Grundfag nicht gefeglich 
ausgeſprochen, aber durch die Praxis anerfannt Erner, H.R. 8 39, 13. Nach 
Württemberg Pf.G. Art. 125 und Darmftadt Pf.G. Art. 149. 150 Haben die 
Hppothelgläubiger Anſpruch darauf behufs Wiederaufführung des Gebäudes. 
Nah Weimar Pf.G. 8 171 und Rubolftadt HD. Art. 45 können die Gläu—⸗ 
biger den gerichtlichen Berfauf der Brandftätte mit dem Anſpruch auf die 
Entſchädigungsgelder beantragen. 

19 Dieß ift namentlid der Fall nah Bayrifhem Recht Regelöberger, 
HR. $ 72, 1, nach Sächſiſchem Recht Siegmann, HR. 8 40,5 und nad 
Medienburgifhem Recht Meibom, HR. 8 25. 27. Die Gläubiger find nad 

39 * 
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II, Untbeilbartfeit. Der Gläubiger hat Anſpruch darauf, 
daß das Hypothelenobjelt dem Umfang nad) unverändert in dem 
Beſtand verbleibe, welchen e8 zur Zeit der Pfandbeftelung nad 
ber Beichreibung im Hypothekenbuch hatte. Der Eigenthümer kann 
nicht einfeitig dur Veräußerung einzelne Beftandtbeile des Ob⸗ 
jett3 dem Pfandverband entziehen. Werden Trennftüde veräußert, 
jo werden, wenn nicht die Pfandgläubiger die Entlaffung aus dem 
Pfandverband bewilligen, die Trennftüde mit ihren Laften auf 
das neue Grundbuchblatt übertragen ?. Ausnahmen find nad 
einzelnen Hypothekenordnungen begründet bei Ablöfung der auf 
dem Grundftüd baftenden Reallaften *!, bei Erpropriation, indem 
bier die Anſprüche der Pfandgläubiger auf die Entihädigung$- 
jumme angewiejen werden, und das Objekt frei von Pfandrechten 
auf den Erwerber übergeht ??, nah Preußiſchem und Sächſiſchem 
Recht, wenn wegen verhältnigmäßiger Geringfügigfeit der For: 
derung oder des abzutretenden Gegenitandes die Einwilligung der 
Gläubiger durch die zuftändige Behörde ergänzt wird ?®, dann im 
Srenzregulicungsverfahren, Arrondirungsverfahren und bei Ge: 
meinheitstheilungen ?*. Auf bewegliche Pertinenzen erftredt fich 
bieß nicht, Diefe werden vielmehr, wenn fie ihm unterworfen wa⸗ 
ren, dur) Veräußerung dem Pfandverband entzogen *°. 

III. Deteriorationen. Der Gläubiger kann verlangen, 
daß der Schuldner feine Dispofitionen treffe, Durch weldhe ber 
Werth der Sache dauernd vermindert wird. Bei ſchuldhafter 
Merthverminderung durch Bernachläßigung oder Verſchlechterung 


diefen Lanbesrechten durch Vorjchriften der Branbverficherungdorbnungen ge- 
ſichert. 
0 Br. Gr. B.O. 8 65. 66; Bayern H.G. 5 40; Regelsberger, H.R. 8 69 
II. B; Sachſen 8.6.8. 8 419. 420; Altenburg 9.0. 8 5860; Reuß &. 2. 
und j. L. HD. 8 59-61, ſ. die nähere Ausführung unten 8 309, 15 folg. 

1 Regelsberger, H.R. 8 69. II. B. 5; Römer, PER. 8 45, 6, Müller 
PER. 8 54. 

22 Stobbe, BR. 8 112, 38; Megelöberger, HR. 8 69, 10. Rgl. oben 
8 247, 69. 

22 Br. Gr.B.D. 8 71; Förfter Eccins 8 199, 11; Sachſen 8.0.8. 5 419; 
Altenburg und Neuß &. 8. H.O. 8 59; Neuß j. L. 9.0. 8 58. 

* Stobbe, PR. 8 112, 29; Negelöberger, H.R. 8 69, 9; Müller, PER. 
8 57—59. 

20 Bol. oben Rote 6. 
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der Sache Tann ber Gläubiger gerichtliche Siherungsmaßregeln ?® 
oder Beftellung einer Ergänzungsbypothet beantragen?”. Nach 
einzelnen Rechten bat er die Befugniß Heimzahlung vor der Ber- 
fallzeit zu fordern *®. 

IV. Nach einzelnen Rechten Tann der Gläubiger verlangen, 
daß der Schuldner mit den zu dem Hypothekenobjekt gehörigen 
Gebäuden der Brandbverficherung beitrete *°. 

Nah franzöfiihem Hecht gelten folgende Grundfäte: 

Il. Wirkungen binfihtlih des Objekts. Die Im: 
mobiliarprivilegien und Hypotheken erftreden fi: 

1. auf das ganze Objekt in allen feinen Theilen ®°. Bei 
Abtrennung einzelner Theile bleiben fie an biefen unverändert 
baften *!. Dagegen fallen Objelte, welche der Eigenthümer nad 
der Entftehung des Pfandrechts mit dem Pfandobjelt zu einer 
Einheit verbindet, nicht von felbft unter den Pfandnexus 2; 

2. auf die mit dem Grundftüd vereinigten beweglichen Per⸗ 
tinenzen, welche als Zubehör des Grundftüds zu betrachten find ®®, 
folange fie dieſe Eigenfchaft haben ?*; 

3. auf den Zumadhs®®, nämlid die natürlihen Zu⸗ und 
Anwüchſe ?°, und die auf dem Grundftüd errichteten Gebäude ®”; 


20 Diele können in Beitellung einer Caution oder gerichtliher Seque⸗ 
ftration beftehen, vgl. unten 311, 4 f. 

37 Bol. unten $ 811, 5. 

25 Bol. unten 8 311, 7. 

= Bayern H.&. 8 41, 1; NRegelöberger, H.R. 8 76, 1; Naſſau Pf.G. 8 6. 

20 C. c. Urt. 2114. 

21 Bol. unten 8 309, 84. Der &läubiger hat jedoch unter gewiſſen Bor- 
ausjegungen Anſpruch auf Bahlung vor der Verfallzeit unten 8 309, 85. 

22 Aubry $ 284, 2. 

»® C. co. Art. 2118 Nr. 2; Art. 2183; Aubry 8 284, 3. Es ift beftritten, 
ob fi dieß auch auf die nach Entftehung ber Hypothek zur Bubehör gemwor- 
benen Gegenftänbe erftrede; überwiegend wirb dieß bejaht Badhariä 8 258, 
10; Aubry 8 284, 4; Puchelt, H.R. 8 18, 9. 

24 Nach franzöflichem Hecht wird angenommen, baß mit der Trennung 
ber beweglichen Bertinenzen von dem Objekt die Unterwerfung unter die Hy⸗ 
pothet erlifcht, weil C. c. Art. 2119 darauf Anwendung leidet Zachariä $ 258, 
11; Budelt, HR. 8 13, 11. Uusgeiproden ift dieß Baden L.R. Urt. 2114a, 

5 GC. c. Urt. 2133. 

se Dahin gehört namentlich die Alluvion Aubry $ 2038. 

97 Aubry 8 284, 1; Badarik 8 284, 2. 
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4. auf die Früchte haben nach franzöfiihem Recht die Hy— 
pothelgläubiger ein dingliches Necht erft von dem Augenblid an, 
in welchem fie immobiliarifirt find 8°, bis dahin fteht dem Eigen: 
thümer die freie Verfügung darüber zu. Er kann fie unter diefer 
Borausjegung auch im voraus veräußern ®?, und die Hypothek— 
gläubiger find auf das Recht der Anfechtung *° und die Maß: 
regeln wegen Berminderung der Sicherheit *! angemwiefen. In Der 
Verpachtung oder Vermiethung ift der Eigentbümer nicht befhränft, 
und die Hypothefgläubiger müfjen, infoferne er ein beſtimmtes 
Datum Hat, den Vertrag ohne Rüdficht auf feine Dauer aner: 
fennen *2, 

5. Auf die anfallenden Brandverficherungsgelder haben die 
Hypothefgläubiger ein Net nur, wenn dieß im Verſicherungs— 
vertrag ausdrücklich ausgemacht ift *°, 

II. Untbeilbarteit. Der Eigenthümer kann zwar wie 
dad ganze Pfandobjelt jo auch einzelne Theile defjfelben veräuf: 
fern **, allein die veräußerten Theile bleiben dem Pfandnexus 
unterworfen, und das Pfandrecht kann gegen jeden derjelben gel: 
tend gemadht werden *°. Eine Befreiung veräußerter Parcellen 
von dem Pfandnerus läßt das franzöfiihe Recht nur durch ver: 
tragsmäßige Feſtſetzung eintreten *®. 

III. Deteriorationen. Der Gläubiger fann, wenn das 


ss0 Dieß tritt ein mit Transfkription der Bmangdverfteigerungsverfügung 
C. c. Art. 2176; C. de pr. Art. 689. 691; Zachariä 8 286, 8; Puchelt, H.R. 
8 35, 10. Es erftredt fih dieß auf Civil- wie auf Naturalfrücdte. 

 Yadariä $ 286, 9 nimmt an, dab die Veräußerung der Früchte im 
Boraus von dem Beitpunft der Immobiliariſation derjelben für die Bu- 
funft ihre Wirkjamkeit verliere. Andere nehmen an, daß dieß nicht cintrete, 
wenn der Verkauf nach Art. 1328 beweislih und nach Mrt. 1690 fignificirt 
ſei Buchelt, H.R. 8S 35, 10. 

“0 0, c. Urt. 1167. 

410, c. Urt. 1188. i 

42 0C. de pr. Art. 684. 691; Zachariä 8 282, 10. Jedoch find die Gläu— 
biger anticipirte Zahlungen des Pacht- oder Miethgelded anzuerkennen nicht 
verbunden Zadhariä 8 282, 11. 

48 Zachariä 8 283, 2. 

4 Bol. unten $ 309, 84. 

45 Puchelt, H.R. 8 36, 2. 

eo Puchelt 8 36, 1. 


Umfang binfichtlich der Forderung 8 308. 615 


Pfandobjekt durch ſchuldhafte Verſchlechterung der Sache durch 
den Eigenthümer eine Werthverminderung erleidet, einen gericht⸗ 
lichen Einhaltsbefehl oder Sequeſtration erwirken““, oder Heim⸗ 
zahlung vor der Verfallzeit fordern *. Iſt die Werthverminde⸗ 
rung durch Zufall herbeigeführt, jo bat der Gläubiger Anſpruch 
auf Heimzahlung vor der Verfallzeit, ober auf Ergänzung ber 


Hypothek *°. 


8 308. 
IL Umfang hinſtchtlich der Forderung ", 


Das Pfandobjelt haftet: 
I. Für das eingetragene Kapital ?. 
II. Die Haftung für die Nebenforderungen ift in folgender 
Weile geregelt: 
1. Zinfen. Hiefür gelten folgende Grundſätze: 
a. Nah den Rechten von Breußen?, Sahfen* und meh: 


47 Bachariä 8 286, 7; Pucelt, H.R. 8 35, 9. 

“8 C. 0. Urt. 1188. 

“ 0, 0. Urt. 2131; Zachariä 8 266, 27. 

ı Sörfter Eccius 8 199. II; Dernburg, Br. BR. I. 8 381; Regelsberger, 
HR. 8 73; Lang, Sachenrecht 8 181; Müller, Pf.R. 8 61; Meibom, HR. 
85; Emer, HR. 8 37. 

’ Br. E.E.G. 8 30; Bayern H.G. 8 42; Sachſen 8.6.8. 8 416; Alten 
burg HD. 8 69; Neuß ä. und j. 2%. 9.0. 8 68; Württemberg Pf.&. Art. 58; 
Darmftadt Pf.G. Art. 72, 1; Weimar Pf.G. 8 92; Erner, HR. 8 37 Nr. la. 

’ Br. E. E. G. 8 30. Das HOhjelt haftet für die eingetragenen Binjen 
und fonftigen Sahreszahlungen ohne Beſchränkung Hinfichtlich der Rüdftände, 
die jedoch der Verjährung nach 4 Jahren unterworfen find Geſ. 31/3 1838 
8 2 Nr. 5, was auf die gemeinrechtlichen Landestheile ausgedehnt ift Achilles 
212. Es gilt dieß auch für eingetragene Verzugszinſen Förfter Eccins 8 199, 
40. Im Fall der Ungulänglichleit ded Kaufgeldes werben bei der Zwangs⸗ 
verfteigerung nur zweijährige Binsrüdftände berichtigt 3.8.8. 19/7 1888 
8 835, 9. 

Sachſen 8.0.8. 8 416; Altenburg HD. 8 69; Neuß ä. und j. L. H.O. 
8 68; Aubolftabt HD. 8 28. Die Hypothek erjtredt ſich auf die gejeglichen 
Zinjen und die Verzugszinſen und die eingetragenen Bertragszinfen. Jedoch 
tritt im Concurs und bei Unzulänglichleit des Grundſtücks zur Befriedigung 
außerhalb des Eoncurjes Befchräntung auf dreijährige Rüdftände ein Sachen 
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reren Medlenburgiſchen Hypothefenordnungen ® umfaßt, die Haf⸗ 
tung für das Kapital auch die für die Zinfen. 

b. Nah Hefien-Darmitädtiihem Recht haftet das Hypo⸗ 
thetenobjelt für Zinsrüdftände nur bis zum vierten Theil des 
Kapitals ®. 

& Nah den Übrigen Hypothekenordnungen ift bie Haftung 
auf beftimmte Jahresrückſtände beſchränkt, nämlih nad Defter- 
reichiſchem Recht auf die von brei Jahren”, und nad) ben Rechten 
von Bayern, Württemberg’, Sachlen- Weimar !°, Hamburg und 
Lübed und mehreren Medlenburgifhen Hypothelenorbnungen *! 
auf die Dauer von zwei Jahren. 


8.8.8. 8 417; Altenburg HD. 8 71; Reuß &. 2. 9.8. 8 69; Reuß j. 2. 
HD. 8 70; Rubolftadt H.D. 5 28. 

8 Dieß ift der Fall nad) der H.D. für ritterfchaftlicde Lanbgäter und rit- 
terichaftliche Hinterfaßen in Strelig Meibom, HR. 8 5, 23. Nah ben an⸗ 
deren Medienburgifchen 5-0. ift die Haftung beichräntt, unten Rote 11. 

° Seflen Pf.G. Urt. 72; Müller, PR. 8 61, 8, 

Nach Defterreihiichem Recht Haftet das Objekt für dreijährige Nüd- 
fände an gejeglihen und vertragsmäßigen Binfen, nicht aber für weitere 
Nüdftände 8.8.8. 8 17; Exner, H.R. 8 37, 19. Für vertragsmäßige Binfen 
ift diefe Haftung nur gegeben, wenn fie eingetragen find &r.B.&. 8 14. 

s Nach Bayrifhem 9.8. 8 43 haftet das Objekt, wenn dem Gläubiger 
nur ber perfönlih haftende Schuldner gegenüberftieht und andere Hypothek⸗ 
glänbiger nicht vorhanden find für alle Verzugszinjen und bedungene Binfen 
ohne Beſchränkung. Concurrirt der Hypothekgläubiger mit anderen, ober fteht 
er einem nicht perjönlich Haftenden Schuldner gegenüber, jo beſchränkt fich 
jein Recht auf die Zinſen des Iaufenden und unmittelbar vorhergehenden Jah⸗ 
red, alle übrigen Binsrüdftände ftehen den anderen Hypothekkapitalien nach. 
Für die Binsrüditände des dritten und vierten Jahres fowie für zweijährige 
Berzugszinen bat der Bläubiger indefien einen geſetzlichen Hypothektitel Re⸗ 
gelöberger, H.R. 8 73. IL, vgl. oben $ 308, 58. 

? Nah Württemberg Pf.G. Art. 113 Haftet das Hypothekenobjekt bei 
nicht eingetragenen Binjen für die bei Ausbruch des Eoncurjes und während 
des Bwangsvollitredungsverfahrens laufenden Zinſen Lang, Sachenrecht 8 181, 1 
und 3. Bei eingetragenen Binfen Haftet das Unterpfand für bie Binfen vom 
Yanfenden Jahr und den Binsrädftand von 2 Jahren Pf.G. Art. 54; Bang, 
Sachenrecht S 181, 4. 

ı Nach Sachſen⸗Weimar Pf.G. 8 93 erftredt fih die Haftung des Ob- 
jett3 für eingetragene Zinfen auf zweijährige Rüdftände von Erhebung ber 
Schuld⸗ und Pfandllage oder Ausbruch des Concurſes an. 

4 Nah Hamburg HD. 8 38 Haben zweijährige Zinsrückſtände bie Prio- 
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d. Die Haftung gilt nach einem Theil ber Rechte für ver- 
tragsmäßige Zinfen nur wenn fie eingetragen find ’?, nad an: 
deren ift diefe Beſchränkung nicht gegeben !. Einzelne Rechte 
laffen Eintragung der Berzinslichleit zinslofer Kapitalien oder 
Erhöhung des eingetragenen Zinsfußes ohne Yuftimmung der 
nachfolgenden Gläubiger zu *, während dieſe fonft erforderlich ift ’®. 

2. Koften. 

a. Nach den Rechten von Preußen ?°, Defterreich 17, Wei- 


rität des Capitals, infoferne die Berzinfung 6% nicht überfteigt. Nüdftändige 
Renten haben bid zum Betrag von 2 Jahren den Vorrang vor ben nadıfte- 
henden Boften. Die gleiche Beftimmung hat Lübeck H.D. 8 45 für Nüdftände 
des laufenden und vorhergehenden Jahres. Die Medlenburgiihen HD. mit 
Ausuchme der Note 5 aufgeführten privilegiren anderthalb bis zweijährige 
Binsrädftände Meibom, HR. 8 5. 25—27. 

12 Nach Preußiſchem Recht erftredt fi die Haftung auf eingetragene 
Binfen aller Urt, alſo au auf Verzugszinſen wenn fie eingetragen find För⸗ 
ſter Eccius 8 199, 40; Achilles 212. Nah Sachſen 8.8.8. 8 416; Witen- 
burg H.D. 8 69; Neuß &. 2. und j. 2. 9.8. 8 68 und NRudolftabt 9.0. 8 27 
haftet das Objekt für gefetlihe und Verzugszinſen ohne Eintragung, für ver- 
ſprochene Binfen nur bei Eintragung. Nach Weimar Pf.G. 8 93 müflen ver- 
tragsmäßige Binfen eingetragen werden. Nach ben Medlenburgiihen H.D. 
haben Berzugszinien ohne Eintragung dingliche Wirkung Meibom, H.R. 8 5. 
14, 8 21. 81. Nach Oeſterreichiſchem Recht Haftet das Hypothekenobjekt für 
geſetzliche Zinſen ohne Eintragung, für Bertragszinfen nur bei Eintragung 
Erner, HR. 8 387, 11. 

18 Nah Bayern H.G. 8 42. 48 ift die Haftung des Hypothelenobjelts für 
die Binsrüdftände von der Eintragung nicht bedingt. Es gilt dieß jedod) 
nur gegenüber dem perjönlich haftenden Schuldner und nicht gegenüber an- 
deren concurrirenden Hypothelgläubigern Regelöberger, H.R. 8 73, 3. Hefien- 
Darmftadt Pf.G. Art. 72 ſpricht die Haftung für Zinfen ohne Verpflichtung 
zur Eintragung aus. Nah Württemberg Pf.G. Urt. 84 haftet dad Hypo⸗ 
thefenobjelt nur für eingetragene Zinfen. Hamburg H-D. 8 82. 38 und Lübed 
HD. 8 45 ſpricht die Haftung für Binfen aus, ohne des Erfordernifjed der 
Eintragung zu erwähnen. 

4 Pr. EEG. 8 25; E68. für Neuvorpommern 8 17; für Schleöwig- 
bolftein 8 40; Anhalt GB, 8 89; Medlenburgiihe H.O. Meibom, HR. 
8 18. 33; Weimar Pf.&. 8 93. 

 Kaffau Stodbuchgefeg 8 9; Heflen-Darmftadt Pf.G. 8 73. 

10 Pr. E. E.G. 8 30. Die Haftung erfiredt fi auf die Koften der Ein: 
tragung, der Kündigung, der Klage und der Beitreibung Yörfter Eccius 8 
199, 42. 

7 BG. 8 16. Die Haftung erfiredt fig auf die Proceß⸗ und Exe⸗ 
kutionstoſten Erner, HR. $ 37, 10. 
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mar 1° und einigen Medlenburgifhen H.D. 1? haben die Koften 
die Priorität des Kapitals anzufpreden. 

b. Nah Helfen: Darmftädtiihem Recht haftet das Objekt 
für die Koften ber PBroceßverfolgung bis zu einem Biertheil über 
die im Hypothefenbuh für die Hauptforderung eingefchriebene 
Summe ?°, 

c. Nah Bayrifhem ?! und Wiürttembergifhem Recht *? 
haftet das Objekt dem Hypothekgläubiger, ber mit anderen Hy⸗ 
pothefgläubigern nicht concurrirt, für die Koften, folange der 
Schuldner daſſelbe befigt; bei Goncurrenz mit anderen Hypothek⸗ 
gläubigern fomwie gegenüber dem dritten Befiter hat ber Gläu- 
biger nah Bayrifhem Recht nur einen gefeglihen Titel zur Ein- 
tragung ?, nah Württembergiihem Recht haftet das Objekt nicht **. 

d. Nah Sächfiſchem Recht haftet das Objekt für die Koften 
nur bei Eintragung *°. 

e. Nah einzelnen Medlenburgiihen H.O. haftet der Sin: 
gularjucceflor für die Koften des Vorgängers nur unter ben für 
Zinſen beftehenden Zeitbefchränfungen, nach anderen haftet er gar 
nicht 26, 

3. Für Conventionalftrafen haftet das Hypothelenobjeft nur 
wenn fie eingetragen find ?”. 


is Weimar Pf.G. 8 94. Die Haftung erftredt fih auf die durch das 
Einflagen des Kapital® oder der Binjen ober durch gerichtliche Verfolgung 
des Pfandrecht3 entftehenden Koften. 

2 Es find dieß Die oben Rote 5 aufgeführten Streligiihen H.D. Meibom, 
HR. 8 5. 23. 

20 Darmftadt Pf.G. Art. 72 Nr. 2; Müller, Pf.R. 6, 8. 

21 Bayern H.G. 8 43. Der Anſpruch erftredt fih auf die wegen Yus- 
Hagung und Beitreibung entitandenen Streitkoſten. 

2 Württemberg Pf.G. Art. 95. Der Anſpruch eritredt fi auf die Ko» 
ften für Einklagung der Forderung. 

38 Bayern 9.8. 8 12 Ar. 11. 

Württemberg Pf. G. Art. 55. 

20 Sachſen B. G. B. 8 418; Altenburg H.D. 8 73; Neuß &.2. 9.0.8 70; 
Reuß j. 8. 9.0. 8 71. Die Hypothet gilt, wenn eine beftimmte Summe 
nicht eingetragen ift, im Concurd und außerhalb bed Boncurje bei Unzu- 
länglichleit biß zum Betrag von 150 Mark. Die Eintragung jchreibt ohne 
diefe Beichräntung vor Rudolſtadt H.O. 8 27. 

6 Meibom, H.R. 8 5. 28. 

37 Megelöberger, HR. 8 73. II; Siegmann, HR. $ 20, 6; Lang, Sa- 
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III. Nah Darmftädtiidem Recht ** und nach dem Recht meh: 
rerer Medlenburgifhen H.D. ?° haftet das Hypothekenobjekt auch 
für Schadenserſatz. . 

Nach franzöſiſchem Recht haftet das Hypothekenobjekt 

I. für die zu Grund liegende Forderung in ihrem ganzen 
Umfang ®; 

II. für die Nebenforderungen in folgender Weife: 

1. Zinfen. Die Zinfen nicht infkriptionspflichtiger Legal: 
bypothefen haben den gleihen Rang wie die Forderung !. Für 
die Zinſen inffribirter Hypotheken °? bat der Gläubiger im Ber: 
hältniß zu anderen Gläubigern ?? wegen zweijähriger Rückſtände 
und der Rückſtände des bei Ausbruch der Sant laufenden Jahres 
die Bezahlung in demfelben Rang wie für das Gapital anzuſpre⸗ 
hen ?® Für die übrigen Rüdftände kann er eine befondere In: 
jkription nehmen, deren Datum dann für den Rang entfcheibet 3°, 

2. Für Proceßkoſten haftet bei nicht injkriptionspflichtigen 





henredht $ 181, 10; Exner, H.R. 8 37 nach Note 24. In der Breußifchen 
Praxis ift die Zuläßigkeit der Beſtellung einer Hypothek für eine Conven⸗ 
tionalftrafe nicht anerkannt; es fol nur die Beitelung einer Cautionshypo⸗ 
thek zuläßig fein Erk. Hamm 198 1874 Johow IV. 156; Kammergericht 
13/11 1877 Johow VII. 224; Achilles Gej. 194. Der gleihe Grundſatz gilt 
nah Mecklenburgiſchem Recht Meibom, H.R. $ 18. 48. 

23 Darmſtadt PF.G. Art. 72, 2; Müller, PER. $ 61, 7. Die Haftung 
befchränft fich auf ein Viertheil der für die Forderung eingejchriebenen Sunme. 

 RRHD. 8 32; D. HD. $ 31; Meibom, HR. 8 5. 20. 

so Zachariä 8 285, 1. 

®ı Zachariä $ 277, 10; 8 285, 8. 

2 Es bezieht fih dieß auf Smmobiliarprivilegien nur, ſoweit fie als 
Hypotheken eingetragen find, nicht alfo auf gewahrte Jmmobiliarprivilegien 
Puchelt, H.R. 242. 

33 Soweit nicht Die Concurrenz mit andern Gläubigern in Betracht kommt, 
haftet das Objekt für alle Zinsrüdftände Zachariä $ 285, 2. 

4 0, c. Art. 2151. Die Beſtimmung des Franzöſiſchen Rechts unter« 
fcheidet fich von den oben Note 7—11 aufgeführten Beitimmungen deutſcher 
Hypothekenordnungen darin, daß fie nicht die Rüdftände der zwei legten Jahre 
jeit Eröffnung der Gant fondern Nüdftände zweier Jahre feit der Inſtrip⸗ 
tion mit dem Gapital auf eine Linie ftelt Zachariä $ 285, 3; Buchelt, HR. 
8 74, 15. 

5 O. c. Urt. 2151; Zachariä 8 285, 7. Es bedarf dazu der Zuftimmung 
des Schuldnerd nicht Buchelt, H.R. 8 74, 27. 
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Legalhypothefen das Objeft in bemfelben Umfang wie für bie 
Hauptforderung, bei inffribirten Hypothefen nur, wenn Inſtription 
dafür genommen ift®®. | 
3. Für Gonventionalftrafen haftet das Hypothekenobjekt nur 
wenn fie inftribirt find ?”. 
II. Für Schadenserſatz haftet das Hypothekenobjekt nur, 
wenn Inſtription dafür genommen tft ®®, 


Abſchnitt 5. 
Wirkungen des Pfandredts. 
Ubtbeilung 1. 
Stellung bes Eigenthümers ‘, 


& 309. 


Für die Stellung des Eigenthümers find nad) ben Deutfchen 
Hypothekenrechten folgende Grundjäbe maßgebend: 

I. Geftaltung der Eigentbumsverhältniffe des 
Hypothekenobjekts. Die Hypothekbeſtellung bat eine Veränderung 
in den Eigenthbumsverhältniffen nit zur Folge. Der Schuldner 
bat alle in dem Eigenthum liegenden Befugniffe auszuüben, und 
er ift nur in folden Maßnahmen beſchränkt, durch melde bie 
Pfandgläubiger beeinträchtigt werden würben?. Dieß tritt in 
folgender Weife hervor: 

1. Er bleibt im Befit des Pfandobjekts, und der Gläubiger 
erhält durch bie Verpfändung allein nicht Anſpruch auf den Befig 
befielben®. Eine Ausnahme Tann dur vertragsmäßige Ueber- 


20 Badharik 8 285, 10. 

87 Puchelt, HR. 8 68, 4. 

os Badhariä 8 285, 11. 

! Sörfter Ecciuß 8 194. II; Regelsberger, H.R. $ 74; Lang, Saden- 
recht 8 189; Siegmann, H.R. 8 24; Müller, PER. 8 63; Exner, H.R. 8 38. 

2 Br. L.R. I. 20. 24; Förſter Eccius 5 194, 19; Bayern H.G. 8 45 
Regelöberger, H.R. 8 74. I; Sachſen 8.9.8. 8 375; Wltenburg 9.D. 8 74; 
Reuß ä. 8. 98.8 71; Neuß j. 2. H.O. 8 73; Württemberg Pf.G. Art. 93; 
Darmftadt Pf.&. Art. 77. 

2 Dieß wird von mehreren Hypothekenordnungen hervorgehoben, um ben 
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laſſung bes Befites an den Gläubiger zum Behuf ber Frucht⸗ 
nugung gemacht fein (Antichretiider VBertrag*). Die Zuläßigkeit 
einer folhen Vereinbarung ift in einzelnen Hypothekenordnungen 
ausbrücdtich anerlannt®. Nah Preußiſchem Landredt kann ber 
Eigenthümer vertragsmäßig einem Gläubiger Befig und Genuß 
des Hypothekenobjekts einräumen, wobei die Nugungen des Pfan- 
des dem Gläubiger ftatt der Zinfen zufallen®. Zur Wirkfamfeit 
gegen Dritte bedarf der Vertrag der Eintragung in der zweiten 
Abtheilung des Grundbuchs?. Nah Bayriihem® und Defterrei- 
chiſchem Recht? ift der Vertrag für unzuläßig erflärt. 

2. Der Eigenthümer hat die Befugniß das Objelt zu ver- 
äußern. Namentlich Hat er 

a. bie Befugniß zur Veräußerung des Objekts im ganzen. 
Diefe ift durch die hypothekariſche Belaftung nicht beichränft '°; 
es tritt durch die Veräußerung eine Veränderung in der Stellung 


Gegenſatz gegen das römifche Hecht zum Ausdruck zu bringen, jo Sadjen 
9.8. 1848 8 80 und baraus abgeleitet Altenburg H.D. 8 82; Neuß ä. 2. 
90.8 79; Neuß j. L. HD. 8 81: „ein Recht felbft in den Befig und die 
Benugung des Grundſtücks gejegt zu werden bat ber hypothekariſche Gläu⸗ 
biger nicht.“ 

4 Bgl. über diefen Dernburg, PR. 8 91; Stobbe, BR. 8 111 Rr. 8. 

° Br. Gr. B.O. 8 12, 2; Helen Pf.@. 8 87 Müller, B.H. 8 68, 14; 
Beimar Pf.G. 8 125; Medienburg A.R.HD. S 7 Meibom, H.R. 8 18, 4. 

° Br. L.R. I 20. 227—287. Die Pr. L.R. I. 20. 227 gegebene Bor- 
ſchrift, daß der Vertrag richterlich zu beftätigen ſei, ift jeßt in Folge der Auf- 
hebung der Wuchergeſetze nicht mehr anwendbar Dernburg, Br. BR. I. 8 
339, 10. 

"Br. EBD. 8 12. 

° Nach früherem Hecht wurde der Vertrag für zuläßig erachtet, obwohl 
die Beftellung nur die Bedeutung eines Fauſtpfandrechts hatte Regeläberger, 
HR. 8 70, 11; nad A.G. zur C.Pr.O. 23/2 1879 Urt. 124 ift derjelbe für 
Immobilien ausdrüdlich verboten. 

® Defterreih A.B.G.B. 8 1372; Erner, 9.8. 8 32, 2. 

19 Ueber bie Frage, inwieferne der Hypothekſchuldner fih dem Hypothek⸗ 
gläubiger gegenüber ber Beräußerungsbefugniß giftig begeben könne vgl. oben 
8 286, 37 und Regelöberger, H.R. 8 74, 7. Für unwirkfam erklären eine 
ſolche Uebereinkunft Württemberg Pf.G. Art. 91, 15 Weimar Pf.G. Art. 120; 
Rudolſtadt H.D. $ 30. Nah Altenburg HD. 8 75; Reuß d. 8. 9.0. 8 72; 
Reuß j. 2. H.D. 8 74 bat eine ſolche Webereinkunft nur bie Wirkung, daß 
die Hypothekenbehörde verpflichtet ift, von der dennoch gejchebenen Beräuße- 
rung dem Gläubiger Nachricht zu geben. 
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der Pfandgläubiger nicht ein !!, und es ift daher zur Veräuße- 
rung die Benahrichtigung oder Yuftimmung berjeiben nit er: 
forderli *?. Eine Ausnahme ift begründet nah Württembergi- 
ſchem Recht, nach welchem bei Veräußerung durch Verkauf, wenn 
der Erlös nicht zur vollitändigen und baaren Befriedigung Der 
Gläubiger ausreicht, dieje von dem Verlauf unter Ertheilung einer 
Frift zur Erklärung zu benachrichtigen find, mobei fie das Hecht 
haben, infoferne fie den Verkauf nicht ausdrücklich oder ſtillſchwei— 
gend genehmigen, die Einleitung einer Öffentlichen Berfteigerung 
zu veranlaffen '?, und nah Darmftädtiidem Recht, nah welchem 
die Hypothefgläubiger von dem Verkauf durch das Ortsgericht 
amtlich zu verftändigen find '*. 

b. Die Befugniß zur Veräußerung einzelner Beftandtheile 
bes Hypothekenobjekts unterliegt nad) Preußiſchem Recht Feiner 
Beſchränkung; dag veräußerte Trennftüd wird, wenn nidt ein 
Grund zur Haftentlaffung vorliegt, mit den Schulden auf Das 
Grundbuchblatt des Ermwerbers übertragen 5. Nah Württember- 
giichem !° und Darmftädtiidem Recht 7 werben PVeräußerungen 
von Trennftüden jo behandelt wie Veräußerungen des ganzen 
Objekts. Nah Bayriſchem Recht ſoll ohne Einwilligung der Hy— 
pothekgläubiger kein einzelnes Grundſtück oder Realrecht getrennt 
werden; Trennung ohne Einwilligung der Hypothekgläubiger iſt 
aber nicht nichtig, ſondern es bleibt das abgetrennte Stück dem 
bisherigen Hypothekenverband unterworfen, wobei dem Hypothek-⸗ 
gläubiger die Befugniß zufteht, feine Rechte wegen ſchuldhafter 


11 Ueber die Frage, wie der neue Erwerber hafte, vgl. unten Note 46 folg. 

12 Bayern HG. 8 45; Negeläberger, H.R. 8 74. II. 1, Altenburg HD. 
8 74; Neuß ä. 8. 9.0. 871; Neuß j. 8. 9.0. 873; Weimar Pf. G. $ 118; 
Erner, HR. 8 33, 8. 

18 BES, Art. 128. 203; Pf.E.G. Urt. 33; Römer, PR. 5 44. II. Nach 
Pf.G. Art. 94 ift bei Veräußerung durch Verkauf die Hypothek fällig und der 
Släubiger kann Befriedigung aus dem Erlös verlangen. 

1 Pf. G. Art. 785; Müller, PER. $ 63, 10. 

Br. Gr.B.D. 8 65. 66. Soll das Trennftüd unbelaftet übergehen, jo 
ift Einwilligung der Pfandgläubiger erforderlih. Indeß kann auf ein Un- 
ſchädlichkeitszeugniß der competenten Behörde das Trennftück ohne Buftim- 
mung bderfelben laftenfrei übertragen werden Br. Gr.B.O. 8 71. 

16 Rang, Sachenrecht 8 194, 20. 

ı Müller, BER. 8 63, 3. 
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Werthverminderung des Hypothekenobjekts geltend zu machen "®. 
Ausnahmen find begründet für Ablöfung von grundherrlichen Ab: 
gaben danı Forft: und Weiderechten !?, bei Erpropriation eines 
Theils des Hypothefenobjeft3 2°, und bei Erwerbung eines Theils 
des Hypothefenobjeft3 durch den Bergwerköbefiter ?', in melchen 
Fällen die betreffenden Theile ohne Einwilligung der Hypotbef- 
gläubiger aus dem Hypothefenverband entlaffen werden. Nach 
Sächſiſchem Net ift zu Grundftüdsabtrennungen die Einwilligung 
der eingetragenen Hypothelgläubiger erforberlih, die jedoch durch 
bie zuftändige Behörde ergänzt werden kann, wenn wegen ver- 
bältnigmäßiger Geringfügigfeit der Forderung oder des abzutren- 
nenden Gegenftandes fein Nachtheil fir die Hypothelgläubiger zu 
beforgen ift. Wird die Einwilligung unter Vorbehalt ertheilt, jo 
können die Gläubiger Eintragung ihrer Hypothek auf dem Folium 
bes Grundftüds, zu meldem das Trennſtück zugeichlagen wird, 
verlangen. Die vorbehaltlos erklärte und die durch die Behörde 
ergänzte Einmwilliguug des Hypothekgläubigers gilt ald Verzicht 
auf das Pfandredt an dem Trennftüd ??. Nah Defterreichiichen 
Recht Fönnen die Hypothefgläubiger der Trennung wideriprecen, 
wenn das Trennftüd einem andern Complex einverleibt oder pfand: 
frei Gegenftand einer jelbftftändigen Einlage werden fol. Die 
Hemmung kann gehoben werden dur Zahlung der Hypothekar— 
jumme, die in diefem Fall auch vor eingetretener Fälligkeit au: 
genommen werden muß, oder durch richterliches Erkenntniß, wel: 
ches nach gepflogener Verhandlung den Einfprud für unbegründet 
erflärt. Die Zuftimmung der Hppothefengläubiger ift nicht er- 
forderlih, wenn für den getrennten Theil eine bücherliche Einlage 
eröffnet wird, in der alle auf dem Gut eingetragenen Pfandrechte 
als Simultanhypotheten beftehen bleiben ?3, 





9.8. 8 40; Regelsberger, HR. 8 74. IL. 1. 

Die Hypothelenrechte gehen hier auf die Wbldfungsjumme über Re- 
gelsberger, H.R. 8 69B, 5. 

20 Erpropriationdgefeg 17/11 1887 Art. 11. Die Rechte der Hypothek⸗ 
gläubiger gehen hier auf die Ablöfungsfumme über Regelsberger, H.R. 8 69, 10. 

21 Berggefeb Art. 135; Roth, Bayr. ER. (1) 8 262, 28. 

2ꝛ Sachſen B.6.8. 8 419. 420; Ültenburg H.O. 8 58-60; Reuß ä. 8. 
9.8. $ 59-61; Reuß j. L. 9.0. 8 57-59. 

3 Geſ. 6/2 1869; Gr. B.G. 8 74; Exner, HR. 8 33, 11 f. 


624 Theil 3. Buch 4. 8 300. 


3. Bertaufhung einzelner Beſtandtheile bes Hypothekenob⸗ 
jett3 und Surrogirung durch andere fann an fih nur mit Ein- 
willigung der Pfandgläubiger ausgeübt werden. Ausnahmsweiſe 
ift nah Preußiſchem Recht die Bertaufchung einzelner Gutspar⸗ 
cellen gegen andere ohne Einwilligung der Pfandgläubiger für zu- 
läßig erflärt, wenn bei landſchaftlich beliehenen Gütern die Ere- 
ditdireftion bei anderen die Auseinanderfehungsbehörbe befchei- 
nigt, daß der Tauſch den Pfandgläubigern unſchädlich fei (Un⸗ 
ſchädlichkeitszeugniß)““. Bei Gemeinbeitstheilungen und Grenz- 
beri'htigungen treten die neuen Pertinenzftüde von felbft an bie 
Stelle der eingetaufchten ?°. Nah Bayriſchem Recht ift Eimmilli- 
gung der Hypothelgläubiger zur Bertaufhung von Theilen an- 
gränzender Grundftüde, zur Grenzregulirung?®, zur Ausführung 
des von der zuftändigen Behörde genehmigten Arrondirungsplas 
nes 27 Sowie zum Feldesaustaufch bei Bergwerten ?® nicht erfor: 
derlih, vielmehr gehen die Rechte der Hypothekgläubiger von felbft 
auf die eingetaufchten PBarcellen über. Bet Gemeinheitstheilungen 
kann, wenn die Hypotbefgläubiger die Einwilligung zu dem er- 
forderliden Umtaufh der Grundftüde verweigern, der Conſens 
rihterlih ergänzt werden ?°. Nah Darmſtädtiſchem Recht können 
Austaufhungen von Parcellen aneinanderftoßender Grundftüde 
fowie Austaufhungen im NWrrondirungsverfahren vorgenommen 
werden, wenn bie Sicherheit ber betreffenden Pfandgläubiger da⸗ 
durch nicht beeinträchtigt wird, und es geben die eingetragenen 
Hypotheken auf die eingetaufchten Parcellen gegenjeitig über °°. 
Bei Grenzregulirung in Folge richterlicher Entſcheidung erftredt 
und beichräntt fi die Hypothek nad dem Ergebniß der Grenz: 
berichtigung ®!. 

4. Der Theilung des Pfandobjekts in mehrere jelbitftändige 


»« ef. 27/6 1860; Pr. Gr. B.O. 8 71. 

2 Br. OR. I. 20. 458. 459. 

6 Vermarlungsgeſetz 16/5 1868 Art. 5; Regelöberger, H.R. 869. II. B. 1. 

7 Arrondirungsgeſetz 10/11 1861 Art. 6 und 32; Begelöberger, 5.8. 
8 69. II. B. 8. 

8 Berggeſetz Art. 62, 4. 


” 9.8. 8 37; Negelöberger, H-R. 8 69. IL. B. 1. 
20 Darmſtadt Pf.G. Art. 62; Müller, PER. 8 58. 
21 Darmſtadt Pf.G. Art. 63; Müller, BR. 8 59. 
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Dbjelte fteht vom Standpunkt der Sicherheit der Gläubiger nichts 
entgegen, da die auf dem ungetheilten Objekt eingetragenen Pfand- 
rechte als Solidarpfandrechte auf die aus der Theilung hervor: 
gegangenen neuen Objekte übergehen. Indeſſen ift in einzelnen 
Gejegen die Theilung von der Zuftimmung der Pfandgläubiger 
abhängig gemacht °?. 

5. Der Eigenihümer darf Aenderungen an der Subftanz 
der Sache vornehmen, doch muß er jede Verfügung unterlaffen, 
durch welche der Werth der Sache dauernd vermindert wird, da 
außerdem dem Gläubiger die Befugniß zufteht, ein gerichtliches 
Smbibitorum zu erwirken oder Befriedigung vor der Verfallzeit 
zu verlangen ®®. 

6. Der Eigenthümer kann das Pfandobjelt mit dauernden 
Raften belegen, joweit dadurch die Sicherheit der eingetragenen 
Gläubiger nicht beeinträdhtigt wird, namentlih Tann er 

a. Nachpfandrechte errichten, ohne daß dazu Einwilligung 
der voreingetragenen Pfandgläubiger erforberlih wäre?“. Ein 
Bertrag, durch welchen ſich der Eigenthümer verpflichtet, das Ob— 
jeft nicht mit weiteren Pfandrechten zu belaften, ift in mehreren 
Hypothekengeſetzen für ungiltig erklärt °°. Nah Bayrifchem Recht 
ift der Vertrag nur für die Hypothekbeftelung auf Grund frei- 
williger Rechtstitel und nur unter der Vorausfegung der Eintre: 
gung in das Hypothekenbuch wirkfam ®°; 

b. er kann dinglihe Laften auflegen, jedoh nur in der 
Art, daß dadurch die Rechte der Pfandgläubiger, weldhe nicht ein- 








22 Medlenburg R.St. B.O. 8 10. Nah Bayern 9.6. 8 39 haben bie 
Sypothelgläubiger, die nicht einmwilligen, Anſpruch auf jofortige Zurüdzahlung 
ihrer Hypotheken. Nah Weimar Pf.G. 8 123. 808 ift zur Naturaltheilung 
einer antheilig verpfändeten gemeinfchaftliden Sache Einwilligung der HY- 
pothelgläubiger erforderlich. 

88 Bol. oben 8 307, 26 und unten 8 811. 

4 Br. L. R. 1. 20. 488; Bayern H.G. 8 45; Lang, Sachenrecht 8 189. 
I. B; Müller, BER. 8 63, 11. 

> Pr. E.E.G. 8 48, Württemberg Pf.G. Art. 91; Defterreih A.B. G. B. 
8 1371. Nah Altenburg HD. 8 75 Neuß ä. 8. 90. 8 72 und Reuß j. 2. 
HD. 8 74 Hat der Bertrag keine andere Wirkung, ald daß die Hypotheken⸗ 
behörbe verpflichtet ift, von der gejchehenen Eintragung einer anderen For⸗ 
derung bie anderen Hypothekgläubiger zu benachrichtigen. 

6 Bayern H. G. 8 44; Negelöberger, HR. 8 55. 

Roth, Deutſches Privatrecht. III. 40 
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gewilligt haben, nicht beeinträchtigt werben. Es gilt dieß ſowohl 
für folde Belaftungen, die ine Hypothefenbudh eingetragen wer: 
den wie Perfonalfervituten und Reallaſten?“, als für folche die 
nicht eingetragen werden wie Grunddienftbarteiten 3°, und es haben 
die Pfandgläubiger, welche in die Beftellung nicht gemilligt haben, 
dag Recht zu verlangen, daß infoferne die Befriedigung ihrer 
Hypothek jonft beeinträchtigt werden würde, bei Subhaftation da3 
Objekt ohne dieje Belaftung ausgeboten werde (fog. doppelte Sub: 
baftation) °°. 

7. Der Eigenthümer hat dag Recht über die Früchte Der 
Sade zu verfügen, alfo au das Recht der Verpachtung *°. 

I. Befhränfung des Umfangs des Pfand: 
rechts. Einige Rechte gewähren dem Eigenthbümer bei gene: 
rellen Rectstiteln einen Anſpruch auf Beſchränkung des hypo— 
thefarifchen Verbandes auf einen für die Sicherheit der eingetra: 
genen Forderung genügenden Werth. Nah Bayriihem Recht hat 
der Eigenthümer Anfpruh darauf, daß bei Pfandbeftellung auf 
Grund gejeglicher genereller Rechtstitel die Eintragung auf einen 
folchen freien Güterwerth beſchränkt werbe, der nad Abzug der 
vorjtehenden Poften den Betrag der Forderung um ein Dritttheil 
überfteigt *. Diefen Anſpruch kann er au nad Entitehung der 
Hypothek geltend machen, wenn durch eingetretene Veränderungen 

27 Bayern H.G. 8 45; Negelöberger, HR. 8 74. II. 3; Sadien B.G.B. 
8 376; Altenburg 9.0. 8 109. 110; Neuß ä. 2. 9.0. 8 105. 106; Reuß 
j. 2. 9.0. 8 108. 109; Darmftadt Pf.G. Art. 79; Müller, Pf.R. $ 63, 13. 
Der gleiche Grundſatz gilt nach Defterreihiihem Recht Exner, H.R. 833, 16. 
Das Bayrifche Recht jegt nicht wie Exner meint, zur Begründung von Per⸗ 
fonalfervituten und Reallaſten Zuftininung der Hypothelgläubiger voraus, 
Sondern es läßt die ohne Conſens ber älteren Hypothefgläubiger errichteten 
dinglichen Belaftungen dieſen nachftehen, unten Note 39. 

ss Megelöberger, HR. 8 74, 11; Sachſen 8.6.8. 5 528; Weimar Pf.®. 
8 119; Darnıftadt Pf.G. Art. 79. 

Br. E.E.G. 8 47, 2; Förſter Eccius 8 188, 52; Bayern E.G. zum 
9.8. 57; NRegelöberger, HR. 8 74, 10; Sadjen B.G.B. 8 519. 528; Med- 
fenburg Ü.R.HO. 8 8 Nr. 3; RSt.B.O. 8 35; Meibom, HR. $ 26, 52; 
Altenburg H.O. 8 109. 110; Reuß ä. 2. 9.0. $ 105. 106; Reuß j. 2. H. O. 
8 108. 109. Der gleiche Grundfag gilt nad Deflerreichijchen Recht Erner, 
HR. 8 38, 16, 

40 Bol. oben 8 307, 11 f. 

41 Bl. oben $ 302, 14, 
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die durch die Eintragung auf einer Mehrheit von Grundftüden 
gefhaffene Sicherheit das geſetzlich gebotene Maaß überfteigt, in- 
dem er hier Anſpruch darauf hat, daß die eingetragene Hypothek 
auf diefes reducirt werde *?. Nach den Sähfifhen H.D. hat der 
Eigenthümer dag Recht zu verlangen, daß Hypotheken, die auf 
Grund gefegliher allgemeiner Rechtstitel ohne feine Einwilligung 
auf mehreren feiner Jmmobilien eingetragen find, auf den übrigen 
gelöjcht werden, wenn ſchon eines oder einige der übrigen nad) 
Berhältniß ihres Werthes und unter Berüdfihtigung der darauf 
baftenden Schulden zur Sicherftellung offenbar hinreichen *?. Nach 
Darmftädtiidem Recht Tann, wenn ein gejeglicher Hypothektitel 
auf mehrere Objekte eingetragen ift, deren Gejammtmerth den 
doppelten Betrag der Forderung überfteigt, der Schuldner ver: 
langen, daß nah Verhältniß dieſes Mehrbetrags einzelne jener 
Gegenjtände von der Hypothek befreit werden **. 

III. Haftung des Eigenthümers gegenüber den 
HSypothelengläubigern. Iſt der urfprüngliche Schuldner 
der Eigentbümer, fo haftet er perjönlich mit feinem ganzen Ver: 
mögen, und es fteht dem Gläubiger frei, die perjönliche oder 
dingliche Klage zu ftellen, oder beide mit einander zu verbinden *°; 
der dritte Befiter des Hypothekenobjekts haftet für Die einge: 
tragenen Hypotheken nur dinglih, wenn nicht dur Vertrag die 
perſönliche Haftung von ihm übernommen ift. Dieß kann in der 
Form ber privativen Schuldübernahme gefchehen, indem der neue 
Erwerber dureh Vertrag mit dem Veräußerer unter Genehmigung 
des Gläubiger3 als Schuldner an die Stelle des Veräußerers 
tritt, Der feinerfeits feiner Verpflichtungen entlafjen wird *®. Dieß 


42 Regelsberger, H.R. 8 75, 2. 

* Altenburg 9.8. 8 45; Neuß ä L. HD. 8 46; Neuß, j.R. H.O. 8 44; 
Rudolſtadt H.D. 8 68. 

“ Darmftadt Pf. G. Art. 66-71; Müller, PER. 8 60. 

»Förſter, Gr.B.R. 190, 4; Förfter Eccius 8 194, 125, Bayern H.G. 
8 49; Regelöberger, H.R. 8 79. III. B; Württemberg Pf.G. Art. 90; Sachſen 
B.G.B. 8 426-428; Wltenburg H.O. $ 81; Neuß ä. 8. H.O. 8 78, Neuß 
j. 2. 9.80. 8 80; Weimar Pf.G. 8 112; Rudolſtadt HD. 8 31; Darmftadt 
Pf.G. Art. 81; Müller, PER. F 64, 3. 4; Meibom, HR. 8 22, 14; Exner, 
HR. 8 34, 9; Min. V. 17/9 1860 Exner, H.R. 258. 

4° Nach neuerem Recht kann dadurch bie Verpflichtung aus dem bis: 
herigen Bertrag unter Befreiung des Schuldner? auf den neuen Schuldner 

40 * 
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ift in einzelmen Geſetzen ausdrücklich als zuläßig erklärt *7, in- 
deſſen auch nach den übrigen, die feine ausbrüdliche Beſtimmung 
in dieſer Hinficht getroffen haben, für zuläßig zu erachten *®. 
Mehrere Hypothekengeſetze geftatten jedoh auch die kumulative 
Schulbübernahme *?, welche darin befteht, Daß der neue Erwerber 
durch Vertrag mit dem Beräußerer die perjönlihe Haftung ge- 
gegenüber den eingetragenen Gläubigern übernimmt, und als per: 
fönlider Schuldner dieſen verpflichtet wird, ohne baß der Ber- 
äußerer der perſönlichen Berpflihtung gegen die Gläubiger ent- 
lafjien wird. Die kumulative Schuldübernahme findet fi in un- 
ſeren Hypothekengeſetzen in dreifacher Form: 

1. Nach Bayriſchem Recht haftet der dritte Beſitzer perſön⸗ 
lich, wenn er durch Vertrag mit dem Schuldner die betreffende 
Schuld übernommen hat, und der Gläubiger hat ihm gegenüber 
bie Wahl der Klagen wie gegenüber dem urſprünglichen Schuld⸗ 
ner °°. Dabei befteht die Haftung des urjprünglichen Schuldners 
fort, wenn diefer nicht von dem Gläubiger feiner Haftung ent- 
laffen wird, und e8 gilt dieß ebenjo von dem dritten Befiger, 
der nachdem er die perjönlide Haftung übernommen bat das 
Dbjelt weiter veräußert ®?. Die gleide Stellung wie das Bay: 


übertragen werben, und es ift dazu nicht wie nach römiſchem Recht Rovation 
erforderlich Windſcheid 8 338, 3. 

“7 Württemberg Pfandgejeg Art. 205; Rudolſtadt Gr. b. Geſ. 6/6 1856 
8 10; Darmftadt Pf.&. Urt. 134, 8. 

“2 Dieß ift Folge der neueren Nechtsentwidiung oben Note 46; Regels⸗ 
berger, HR. 8 92, 3. 

49 Bol. über diefe Negelöberger, H.R. 8 92. B. Sie ift nur zuläßig nad 
denjenigen Gejegen die ausdrüdlich darüber beftimmen. Nicht zuläßig tft fie 
nad den H.G. von Württemberg, Weimar und Braunfchweig. 

°° Bayern H.&. 8 56; Regelöberger, HR. 8 98. Der urfprünglide 
Schuldner und die Schulbübernehmer haften als Correalſchuldner Erf. MRün- 
den 14/4 1871 Sammlung I. 86; 16/10 1877 Sammlung VII 27. 

51 Erk. Münden 80/10 1851 81. XVII 32; 11/11 1867 Bl. XXXIUL 
105; 11/5 1872 Sammlung II. 85. 

5 Erk. München 11/10 1862 WI. XXXVIIL 836; 14/4 1871 Samm- 
fung I. 86; 10/5 1878 Sammig. III. 159; 28/10 1878 Bl. XLIV. 11; Re 
gelöberger, H.R. $ 98, 3. Der gleiche Grundjag gilt nah Preußiſchem Recht 
unten Note 65. Nabdllofer, die Haftung des britten Beſitzers München 1885 
erklaͤrt fih für das Bayriiche Recht gegen die Fortdauer ber Haftung bed 
Schulbübernefmers nach Veräußerung bed Pfandobjekts. Bgl. über dieſe 
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riſche Recht nehmen die H.D. von Altenburg und Reuß j. 8.53, 
dann die Pfandgeſetze von Hefien:Darmftabt * und Rudolſtadt 55 
ein, und fie wird für Das Defterreihifche Recht angenommen 5®, 

2. Nach dem Recht des Sähfifhen B.G.B. wird der Eigen- 
thümer eines Grundſtücks, der bei deſſen Erwerbung gegen den 
Beräußerer die hypothekariſche Schuld in Aufrechnung auf ben 
Kaufpreis übernommen oder fich ohne nähere Beitimmung zu deren 
Bezahlung verpflichtet hat, dem hypothekariſchen Gläubiger per: 
jönlich verpflichtet, wenn dieſer dem Uebereinkommen beigetreten 
it. Die perfönlide Verpflichtung des urſprünglichen Schuldners 
bleibt unberührt. Die perjönliche Verpflichtung des Schulbüber: 
nehmers hört auf, wenn er das Objekt veräußert 57. 

3. Dem Preußiſchen Recht war urfprünglich der Webergang 
der perjönlihen Berpflihtung auf den Erwerber des Hypotheken⸗ 
objekts durch die zwilchen dem Veräußerer und Erwerber verein: 
barte Schuldübernahme von Seite des lehteren fremd; dem Gläu- 
biger, der nicht eine darauf bezügliche Vereinbarung mit dem 
Erwerber abgeſchloſſen hatte, ftand gegen diefen nur die bingliche 
Klage zu’. Da jedoh in der Praris vielfältig der Uebergang 
ber perjönlihen Verpflichtung als Conſequenz der Schulpüber- 
nahme angejehen wurde ®?, fo wurde durch Deklaration 21/3 1835 


Schrift Regelöberger in BI. L. 161 f. der fich für die in der Praxis bisher 
ausnahmslos befolgte Anerkennung der fortdauernden perſönlichen Haftung 
des Schulbübernehmers ausipricht, welche nach einer Bemerkung bed Heraus⸗ 
gebers S. 198 auch fchon früher nie in Zweifel gezogen wurde. 

6° Altenburg HD. 8 91b; Reuß j. 2. HD. 8 90b. Der Grunbjag der 
Sächſiſchen H.D. 1843 8 90, aus ber fie entnommen find, daß die perjünliche 
Haftung des dritten Beſitzers auf die Dauer feines Defiges beſchränkt jei, tft 
‘in biefe Beftimmungen nicht aufgenommen. 

5 Darmſtadt Pf.®. Art. 134, 8. 

55 Aubolftadt H.O. 8 36. 

56 Erner, HR. 8 84, 8. 

57 Sachen 8.6.8. 8 482. Damit übereinftimmend Reuß &. 2. H.O. 8 88. 

58 Mr. 2.9. I. 20. 54 läßt eine perfönliche Verpflichtung des dritten Er- 
werbers nur eintreten, wenn dieſer fie dem Släubiger gegenüber bejonders 
übernommen hat. 

59 Es wurde angenommen, daß ber Gläubiger buch Annahme der Zah⸗ 
ung oder Klageftellung ftillichweigend dem Vertrag beitrete Förſter Eccius 
8 102, 33. 34. 
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ausgeiprochen, daß durch Schuldübernahme die perfönliche Ver: 
pflihtung gegen den Gläubiger nur dann entftehe, wenn ber Er: 
werber gegen ben Veräußerer fih zur Tilgung ber Hypothek— 
ſchulden perjönlich verpflichtet und Diefer feinen Anfprud darauf 
dem Gläubiger abgetreten habe ®°%. Dieß bildet die Grundlage 
des neueften Rechts, welches den direkten Webergang der perſön— 
lihen Verpflichtung auf den Schulbübernehmer ausſpricht. Nach 
dem neueften Recht erlangt der Gläubiger gegen den Erwerber 
eines Grundftüds, der die auf demfelben haftende Hypothek in 
Anrechnung auf das Kaufgeld übernommen bat, die perjönliche 
Klage ®!. Jedoch muß der Gläubiger, wenn ihm der Veräußerer 
die Schuldübernahme befannt gemacht bat, die Hypothek dem 
Eigenthbümer des Grundftüds innerhalb eines Jahres nach der 
Bekanntmachung fündigen, und diejelbe binnen 6 Monaten nad) 
der Fälligkeit einklagen. Unterläßt er dieß, fo erlifcht die per: 
ſönliche Berpflihtung des Veräußerers®?. Unterbleibt die Be: 
nachrichtigung durch den Veräußerer, fo bleibt dieſer perjönlicher 
Schulöner ®?. Durch Wiederveräußerung bes Objekts wirb ber 
Schuldübernehmer von jeiner perjönlichen Verpflichtung nicht be- 
freit *%, 


so Declaration 21/3 1835 8 3; Förfter Eccius 8 102, 48. Dean kam 
auf diefem Ummeg zu dem gleichen Refultat wie die frühere Praxis, und gab 
auf Grund der Schuldübernahme und Ceſſion des betreffenden Anfpruchs dem 
Gläubiger die perjönliche Klage gegen den Erwerber Förfter Eccius 8 102, 
46. Dabei nahm die Praxis an, daß der Schuldübernehmer durch Wieder- 
veräußerung des Objekts von feiner perjönlicden Verpflichtung nicht befreit 
werde Förfter Eccius $ 102, 41. 

1 Die perjönliche Haftung des Käufers entfteht mit der Auflaffung des 
Grundſtücks, und die Eontrahenten können den Uebernahmsvertrag nicht wieber 
aufheben, auch wenn der Gläubiger noch nicht Klage geftellt Hat Erf. R.G. 25/11 
1879 Sammlung I. 48. Die perfönlide Haftung bes Weräußerers befteht 
unverändert fort Erf. RG. 11/10 1881 Sammlung V. 87. 

s2 Pr. EEG. 8 4; Erik. RG. 29/11 1879 Sammlg. I. 50; Förfter 
Eccius 8 102, 49; Dernburg, Br. PR. II. 8 65 Nr. 2; Oldenburg E.E.G. 
8 41; Boburg-Gotha E. E.G. 8 41; Detmold E. E. G. 8 Al; Sonderöhaufen 
E.E.G. $ 37. Die gleiche Beſtimmung hat Anhalt Gr. B.G. 8 40. 

063 Förfter Eccius 8 102, 55. 

Er. R.G. 25/11 1879 Sammlung I. 48; Dernburg, Br. PR. II. 
8 65, 20. Das neuefte Preußiſche Hecht nimmt alſo die Stellung ein, melde 
das Bayriſche Recht Hat, oben Note 52. 
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IV. Haftung des Eigenthbümers gegenüber 
den Grundfhuldgläubigern Nah den BPreußifchen 
Grundbuchgefegen und den daraus abgeleiteten Rechten Tann ber 
Srundichuldgläubiger gegenüber dem Gonftituenten der Grund: 
ſchuld die Klage aus der perjönlihen Verpflichtung deſſelben mit 
ber dinglichen Klage verbinden ®°. Dagegen wird burch die Weber: 
nahme der Grundjhuld an Zahlungsftatt von Seite eined neuen 
Erwerbers eine perjönliche Verpflichtung defjelben gegen den Grund: 
ſchuldgläubiger nicht begründet; eine perfönliche Verpflichtung bes 
neuen Erwerber muß dem Grundfhuldgläubiger gegenüber immer 
befonders begründet jein °”. Nach den Rechten von Hamburg 
und Lübed dagegen iſt die perfönliche Haftung des neuen Erwer: 
ber3 für die auf dem Grundftüd eingetragenen Poſten geſetzlich 
beftimmt °®®. 

Nah franzöſiſchem Recht gelten für die Stellung des Eigen: 
thümers folgende Grundfäge: 

J. Eigenthumsverhältniſſe. Auh nah franzöfi: 
ſchem Recht hat die Hypothekbeftellung einen Einfluß auf die Ei- 
genthumsverhältniffe nur infoferne, als die Verfügungen des Ei- 
genthümerd den Hypothelgläubigern nicht zum Nachtheil gereichen 
dürfen °*®. 

1. Der Eigenthümer bleibt im Befit des Pfanbobjefts 9”, 
wenn bdiefer nicht dem Gläubiger durch befondere Feſtſetzung über: 
tragen ift. Auch nah franzöfiihem Recht kann durch befondere 
Teftfegung dem Hypothelgläubiger Beſitz und Genuß des Objekts 
eingeräumt werden, indem mit demfelben ein antichretifcher Ver⸗ 


— — — — nn 


5 Förſter Eccius 8 194, 125. Das Gleiche nimmt Meibom, H.R. 8 22, 
14 für da3 Medienburgifche Redt an. 

eb⸗ Die Beftimmung des E.E.G. 8 41 oben Note 62 bezieht fih nur 
auf Hypotheken nit auf Grundichulden vgl. oben 8 294, 20, Dernburg, Pr. 
DR. I. 8 314 nad) Note 14. Uebergang der perjönlichen Verpflichtung bei 
Grundſchulden fegt voraus, daß der Käufer fich in dem Kaufvertrag bei Ueber- 
nahme der Grundſchuld ausdrüdlich perjönlich verpflichtet, den Verkäufer auch 
von feiner perjönlichen der Grundſchuld zu Grund liegenden Berpflihtung zu 
befreien. Es werden darauf die Beſtimmungen der Declaration 21/3 1835 
oben Note 60 angewendet Förſter Eccius 8 102 nad) Note 49. 

5 Hamburg HD. 8 34; Lübed V. 25/3 1848 8 4. 

es Zachariä 8 286. 

67 Puchelt, H.R. 8 35, 2. 
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trag abgeſchloſſen wird, in Folge beffen biefer mit den Rechten 
des Unterpfandsgläubigers alle Rechte eines Nukungspfandglän- 
bigers verbindet ®®. Abgeſehen von biefem Fall gewährt ber 
antichretiiche Bertrag nicht ein Unterpfandsrecht, auch nit ein 
Fauſtpfandrecht *?, ſondern er bewirkt ein eigenthümliches Rechts⸗ 
verhältniß, für welches folgende Grundſätze gelten ’°: Der an- 
tichretiiche Vertrag ift die Uebereinkunft, vermöge deren einem 
Gläubiger ein Immobile mit dem Recht übergeben wird, bie 
Früchte deſſelben zu beziehen, um fi für feine Forderung 
bezahlt zu machen ”'. Ueber die rechtlihe Natur deſſelben 
herrſcht Meinungsverjchiedenheit. Nach der einen Anſicht gewährt 
derjelbe nur einen perjönlihen Anſpruch gegen den Schulöner auf 
die Früchte, ift alfo ein rein obligatorifches Recht??. Nach einer 
anderen Anſicht gewährt die Antichrefe ein Netentionsrecht gegen 
über den jüngeren Unterpfandsgläubigern und den Chirographar: 
gläubigern ”°. Eine dritte Meinung legt der Antichreje die Eigen- 
ſchaft eines dingliden Rechts bei?“. Der antichretiiche Vertrag 
ſetzt zu feiner Entſtehung Schriftlichkeit 7° und zur Wirkung gegen 
Dritte Mebergabe bes Objekts ’”° nah dem Transffriptionggefeg 
von 1855 auch Transſkription voraus. Durch den antichretiichen 


e O. o. Urt. 2091; Puchelt, H.R. 8 96, 2. Eine befondere Anwendung 
gibt dieſem Rechtsſatz Baden L.R. Urt. 2091 a. 

Ein Fauftpfandredt ift nach C. co. Art. 2072 nur an bewegliden Sa⸗ 
chen zuläßig. 

70 Vgl. Zacharia 8 486-439; Aubry 8 486-439; Pudelt, HR. 8 
89—98. Da der Inhalt des antichretiichen Vertrags, der mit einem Unter⸗ 
pfandsvertrag verbunden ift, kein anderer ift, als ber des ſelbſtſtändigen 
antichretiichen Bertragd, jo werde ich den letzteren gleich bier Darftellen. 

110,0. Art. 2085; Zachariä 8 486, 8, 

72 Dieß ift die Anfiht von Bacdhariä 8 286, 9 unb mehrerer bort An⸗ 
geführten. 

78 Aubry 8 438, 9; Puchelt in Zachariä 8 286, 9. Diefer Anficht folgte 
ber Gerichtögebrauh in Frankreich vor dem Transikriptiondgefeg von 1855. 

1 ©. die bei Pucelt, H.R. 8 92, 4 Ungeführten und Sobler, pfand- 
rechtliche Forſchungen 251. Diefer Meinung Hat fih die neuere franzöfliche 
Gejeggebung angeichloffen, indem nad) dem Transſkriptionsgeſetz 23/3 1855 
Urt. 2 zur Entftehung der Antichrefe die Tranzjkription für erforderlich er- 
Härt ift. 

76 C, 0. Urt. 2085. 

76 Puchelt, HR. 8 91, 7. 
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Vertrag erhält der Gläubiger bie Befugniß, die Früchte der Sache 
zu beziehen ’”, wobei er biefelbe pfleglih zu behandeln und bie 
Koften des Unterhalts und die Laften zu tragen hat ’®. Die Er: 
trägniffe muß er auf die Zinfen und dann auf das Gapital ab- 
rechnen ??, weßhalb er Rechnung zu ftellen hat °%. Bei nicht reiht: 
zeitiger Befriedigung hat er Verfteigerung zu beantragen ®!. Bei 
Concurrenz mit anderen Gläubigern ſteht der Nubpfandgläubiger 
älteren Hypothelgläubigern jedenfall nad ®?; ob er fpätere Hy: 
pothefgläubiger und Chirographargläubiger ausfchließe, ift be: 
ftritten ®®, 

2. Der Eigenthümer Tann das Objelt veräußern, da das 
Recht der Hypothefgläubiger dadurch Teine Veränderung erleibet ®*, 
Bei Veräußerung einzelner Theile fteht jedoch dem Gläubiger, 
wenn ber Erwerber des Theiles das Purgationsverfahren ein- 
leitet, die Befugnig zu, Zahlung der ganzen Schuld vor der Ber: 
fallzeit von dem Schuldner zu verlangen. Das Gleiche ift anzu⸗ 
nehmen, wenn der Eigenthilmer das Objekt an verjchiedene Per⸗ 
fonen veräußert hat ®®. 

3. Der Eigenthlimer darf Henderungen mit dem Objelt vor: 
nehmen, jedoch ftehbt dem Gläubiger, wenn baburd eine Vermin⸗ 
derung ber Sicherheit herbeigeführt wird, das Recht zu, einen 


"TC, 0. Art. 2085. 

"8 C. c. Art. 2086. 

70 0, o. Art. 2085. Buläßig ift die Uebereinfunft, daß die Früchte mit 
den Binjen compenfirt werden follen C. o. Urt. 2089. 

so Zachariä 8 488, 2. 3. 

0, c. Ürt. 2088. Die Vereinbarung, daß in diefem Yall das Pfand- 
objeft dem Gläubiger zufallen jolle, ift ungiltig Zachariä 8 438, 5. 

22 Aubry 8 438, 11; Puchelt, H.R. 8 96, 4. 

ss Beſtimmend ift, welche Auffaſſung dem Nechtäverhältniß gegeben wird, 
oben Rote 72. 73. 

0, c. Art. 2166. 

& O. o. Art. 1188; Bachariä 8 284, 4. Nach einer davon abweichenden 
Meinung fol der Anſpruch auf Rüdzahlung vor der Berfallzeit ſchon durch 
Wegveräußerung einzelner Parcellen oder Barcellirung des Ganzen begründet 
fein, ohne daß Einleitung des PBurgationdverfahrend durch den neuen Er- 
werber vorausgefegt wird, da in der Parcellirung allein jchon eine Bermin- 
derung der Sicherheit liege Aubry 8 286, 14; Buchelt, H.R. 8 35, 8. 
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Einhaltsbefehl oder Sequeftration zu erwirten oder Heimzahlung 
vor der Verfallzeit zu verlangen ®®. 

4. Der Eigenthlimer bat das Recht Nachhypothefen zu er: 
richten und Servituten aufzulegen ®”. 

II. Befhränfung der Hypothek. Nah franzöfi: 
ſchem Recht kann unter den im Geſetz beftimmten Vorausfegungen 
eine Beſchränkung der Legalhypothek der Ehefrauss der Bevor: 
munbeten ®° und der Judicialhypothek °° auf bie für Sicherftel: 
lung der Forderungen genügenden Immobilien erwirft werben. 

II. Haftung bes Eigenthbümerd. Sft ber ur: 
Iprünglide Schuldner der Eigenthümer, fo haftet er perjönlich 
mit feinem ganzen Bermögen ?!; das Gleiche gilt von dem Uni: 
verfalnachfolger defjelben °?. Der dritte Befiber, der nicht durch 
Delegation die perfönliche Haftung übernommen hat ®®, haftet nur 
dinglih, in der Art, daß er entweder die Forberung bezahlen 
oder die Liegenschaft aufgeben muß °*. 

IV. Da3 Burgationsverfahren Dem Erwerber 
einer Liegenjchaft fteht außerdem nad franzöfiihem Recht die Be- 
fugniß zu, durch Einleitung des Purgationsverfahrens 9° Diefe 


8° Bol. oben 8 307, 47. 48. 

37 Zachariä 286, 2. 3. Den Pfandgläubiger fieht auch nach franzöfi- 
ihem Recht die Befugniß zu, zu verlangen, daB das Übjelt frei von ber 
Ipäter errichteten Dienftbarkeit zur Subhaftation gebracht werde Zachariä 
8 250, 5. 

es C, c. Art. 2144. 2161; Badhariä 8 275, 14, vgl. oben $ 297, 11. 12. 

& G, c. Art. 2148. 2161; Zachariä 8 275, 108. Bgl. oben $ 297, 14. 

0, c. Urt. 2161; Badhariä 8 275, Sa. Bgl. oben 8 297, 16. 

91 Bol. unten $ 310, 30. Die Klage gegen den perſönlich haftenden 
Hypothekſchuldner unterjcheidet fih nach franzöfiihem Recht nur dadurd von 
der Klage gegen einen anderen Schuldner, daß die Klage auf Erelution aus 
dem Hypothekenobjekt gerichtet fein muß und bem Gläubiger der Angriff auf 
andere Immobilien des Schuldners nur bei Inſufficienz ber erfteren geftattet 
ift, vgl. unten 8 310, 31. 

92 gachariä 8 287, 12; Puchelt, H.R. 8 81, 4. 

08 Gegen diejen ift die perjönliche Klage gegeben. Eine Uebernahme ber 
Schuld durch den dritten Beſitzer ohne Delegation verpflichtet den Gläubiger 
nicht Puchelt, H.R. 8 82, 12. 

9% Bol. unten 8 310, 88. 

95 Bol. über diejes Puchelt, HR. 8 86-88; Zachariä 8 294. 295; Aubry 
8 293, 8 294. 








Stellung be3 Eigenthümerd 8 309. 635 


von den darauf baftenden Privilegien und Unterpfändern zu be: 
freien. Es gelten hiefür folgende Grundfäge: 

1. Berechtigt zur Einleitung des Purgationsverfahreng ift 
nur derjenige Erwerber einer Liegenjchaft, welcher für die For: 
derungen, bezüglich deren das Verfahren eingeſchlagen werden fol, 
nicht perfönlich haftet ?®, und der feinen Erwerbgstitel hat trans: 
jfribiren laſſen ”. 

2. ft der Erwerber von feinem der Gläubiger in Anſpruch 
genommen, jo ift er für die Einleitung des Verfahren? an feinen 
Termin gebunden ®®; Hat jedoch einer der injfribirten Gläubiger 
ihm eine Sommation ®° zugeben lafien, fo muß er binnen Mo- 
natsfriſt nah YZuftellung berjelben das Verfahren einleiten 1%. 

3. Das Verfahren beginnt mit Zuitellung der vorjchrifts- 
mäßigen Scriftftüde an die inftribirten Gläubiger. Die Zuftel: 
lung ift nur denjenigen Gläubigern gegenüber erforderlich, welche 
in dem geitpuntt, in dem die Transkription vollzogen wurde, 
inftribirt waren 102n. Sie erfolgt an jeden einzelnen Gläubiger 
an feinem bei der Inſkription gewählten Domicil 102. Die ben 
Gläubigern zuzuftellenden Schriftftüde haben zu enthalten: 

a. eine Daritellung der objektiven Sachlage, nämlich einen 
Auszug aus dem Erwerbstitel ?°°, einen Auszug aus der Trans: 


% Puchelt, HR. 8 86, 7. 

9 0, c. Art. 2181; Badariü 8 294, 2. 

08 Zachariä 294 Nr. 2. 

Bol. unten 8 810, 36. 

100 C, c. Art. 2188; Puchelt, H.R. 8 87, 4. 

101 C, de pr. Urt. 835. Es erftredt fich dieß auch auf die inffriptions- 
freien Legalhypothelen, infoferne diejelben in dieſer Zeit nicht infkribirt wa⸗ 
ren. Für die nicht injlribirten Legalhypotheken wird ein beſonderes Verfahren 
eingeleitet, indem die daraus Berechtigten burch öffentliche Bekanntmachung 
benachrichtigt werben, wobei fie, wenn fie nicht innerhalb 2 Monaten In⸗ 
ftription genommen haben, ihre Anſprüche verlieren C. o. Art. 2193—2195; 
Pucelt, H.R. 8 88; Baduriä 8 295. 

102 0, c. Urt. 2188. Für Inſkriptionen, bei welchen die Wahl des Do- 
micil3 fehlt, ift die Zuftelung nicht erforderlih Zachariä 8 294, 7. 

108 Diefer muß außer der Angabe des Erwerb3altes die genaue Bezeich⸗ 
nung des Veräußerers, die Gutsbeſchreibung den Erwerbspreis und die Quts- 
laften enthalten C. c. Art. 2183 Nr. 1; Zahariä 8 294, 8—10; Puchelt 8 
87, 9—13. 
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jeription des Verkaufsaktes 1° und eine Tabelle der infkribirten 
Hypotheken mit Angabe des Datums der Hypothek und der Ein- 
ſchreibung des Namens bes Gläubiger und des Betrags ber in- 
Mribirten Forderung 19% ; 

b. die Erklärung des neuen Erwerbers, baß er bis zum 
Betrag bes in dem erfleren Schriftftüd aufgeführten Erwerbs- 
preifes alle auf dem Immobile rubenden Privilegien und Hypo⸗ 
thefen fofort abzutragen bereit fei 1°°. Diefe Erklärung bat bie 
rechtliche Bedeutung eines Bertragsanerbietens, das von dem Df- 
ferenten nicht einfeitig zurüdgenommen werben Tann 797. 

4. Wird von den Gläubigern in dem gefeglichen Termin 
ein Webergebot nicht gemacht, fo befreit der Gläubiger durch Zah⸗ 
lung oder Depofition bes in der Erklärung angegebenen Preißes 
das Immobile von allen darauf baftenden Immobiliarprivilegien 
und Hypotheken *08. 

5. Uebergebotsverfahren (Surenchäre). ft die Notifikation 
geſchehen, jo Tann jeber verfolgungsberedhtigte Gläubiger durch 
Uebergebot die Bmwangsverfteigerung des Objekts erwirken. Die 
Boraudjegungen find folgende: 

a. Berechtigt ift jeder inſtribirte Gläubiger, auch derjenige, 
der erft nad der Transſkription bat inftribiren Laffen 1°, dann 
der inffriptionsfreie Hypothelgläubiger 10. 

b. Jeder Gläubiger, dem die Smfinuation bes neuen Er- 
werbers zugegangen ift, Tann binnen 40 Tagen nad) der Roti- 


108 G, 0. Art, 2188 Wr. 2. 

108 G, o. Urt. 2183 Nr. 3; Zachariä 8 294, 11. 

106 G, 0. Urt. 2184. Es wird dabei nicht unterichieben, ob die Yorberung 
fällig ift oder nicht. Nichtfällige Forderungen werben, wenn dad Purgations- 
verfahren durchgeführt wird, deponirt Bacdhariä 8 294, 12. 

107 Iſt in der gejehlichen Yrift von einem Gläubiger ein Uebergebot ge 
macht, fo tft damit die Bertragsofferte angenommen Bachariä 8 294, 16a. 

08 0, o. Art. 2186; Zachariä 8 294, 36; Puchelt, HR. 8 87, 22a, Die 
Bertbeilung erfolgt unter den Gläubigern wie im Concurs, wobei die For⸗ 
derungen der nicht zum Bug fommenden Gläubiger erlbſchen Badhariä 8 294, 39. 

100 Oben Note 101. Diefen wird die Notifilation des Eigenthümers 
nicht zugeſtellt, fie können fich aber dem Uebergebotsverfahren anfchließen Ba- 
chariä 8 294, 21. 

110 Bei diefen wird jedoch vorherige Inſkription vorausgeſetzt Zachariä 
8 294, 21. 
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filation des Eigenthümers das Webergebot abgeben !!!. An die: 
felbe Frift find die erft nach der Transflription inſkribirten Gläu- 
biger gebunden ’%. Das Webergebot muß ein Gebot enthalten, 
welches den vom Befiger in feiner Erklaͤrung angegebenen Preis 
um wenigftend 10% überfteigt 1°; zugleich muß ber Antragfteller 
für Erfüllung feiner Berbindlichleit Sicherheit leiften ?!*. Der 
Antrag muß in ber gefeglich beftimmten Frift dem Advokaten des 
dritten Erwerbers, dann befien Rechtsvorfahr und dem Haupt: 
Schuldner zugeftellt werden !'°, 

c. Es wird fodann zur YZwangsverfteigerung gefchritten, 
wobei das Webergebot, an welches der Antragfteller gebunden ift '7®, 
als erftes Angebot erfcheint 17. Bis zum Zuſchlag kann jedoch 
der bermalige Befiter durch Bezahlung fämmtlicher infkribirter 
Forderungen und ber Koften die Einftellung des Verfahrens be- 
wirken 1°, Die Bertheilung bes Erlöjes erfolgt nach allgemeinen 
Srundfägen. Ergibt fi) dabei ein Ueberſchuß, fo bleibt derjelbe 
dem bisherigen Befiter 1". 


1110, 0. Art. 2185 Nr. 1. Eine Verlängerung ber Friſt tritt nach der 
Entfernung bed wirklichen von dem gewählten Domicil des beantragenden 
Bläubigerd ein Puchelt, H.R. 8 87, 26. 

112 Zachariä 8 294, 21. Die Frift wird für fie von der erften Inſinua⸗ 
tion an einen Gläubiger gerechnet PBuchelt, H.R. 8 87, 28. 

118 0, 0, Art. 2185 Nr. 2; Zachariä 8 294, 24. 

11% O. o. Art. 2185 Wr. 5; Badjariä $ 294, 28. 

128 0, c. Urt. 2185 Nr. 2. 3; Bachariä 8 294, 25. 

118 0, c. Art. 2187. 2190; Zachariä 8 294, 44. 

1170, 0, Urt. 2187; Zachariä 8 294, dba. 

118 Bachariä 8 294, 42. 

119 Bachariä 8 294, 49. 
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Wbtheilung 2 
Rechte des Gläubiger. 


I. Inhalt des Pfandrechts. 
8 310. 
1. Recht auf Befriedigung‘. 


Das Pfandrecht gewährt dem Gläubiger den Anſpruch Be 
friedigung der Forderung aus der Pfandfache zu verlangen. Nah 
römijchem Recht Hatte zu dieſem Behuf der Gläubiger mit der 
actio hypothecaria die Herausgabe ber Sache zu betreiben, um 
ih durch Verkauf derfelben Befriedigung zu verſchaffen. Der 
Schuldner, fowie der dritte Befißer konnte die Herausgabe durch 
Zahlung abwenden; ein direkter Anipruh auf Zahlung dagegen 
war weder gegenüber dem Schuldner noch gegenüber dem dritten 
DBefiger gegeben ?. Allgemein ift dieß in unferem neueren Hypo: 
thefenrecht dahin umgeftaltet, daß der Verkauf nicht mehr durch 
den Gläubiger fondern gerichtlih vollzogen wird®, daher aud) 
die hypothekariſche Klage nicht mehr auf Herausgabe des Pfand— 
objekts an den Kläger fondern auf Befriedigung des Klägers 
durch Erekution in dem Pfandobjekt zu richten iſt“. Dadurch al- 
lein ift feine Veranlaffung gegeben für bie moderne Hypothet 
einen von den der römischen Hypothek abweichenden Inhalt vor: 
auszufegen, da die abweichende Beftaltung des Verfahrens fich 
daraus erflären läßt, daß im Intereſſe der Rechtsordnung der 
Privatverkauf durch den gerichtlichen Verkauf, daher aud Die 
Herausgabe an den Gläubiger durch gerichtlihe Beichlagnahme 


1 Megelöberger, HR. 8 9. 10. 78; Römer, PER. 8 46; Müller, PER. 
5 65. 67; Meibom, H.R. $ 21; Exner, HR. 8 34. 

2 Bol. unten $ 313, 2 folg. 

° &3 ift dieß in unferen Öypothelengefegen allgemein anerkannt, vgl. 
unten Nolte 9. 11. 

Es folgt dieß aus den Beftimmungen unjerer Hypothekengeſetze, melde 
dem Gläubiger nur dad Recht, Befriedigung aus dem Objekt zu fuchen ein- 
räumen, unten Note 9. 11. Aud als die Klage noch auf Abtretung gerichtet 
werden fonnte , war dieje nicht mehr gewöhnlich Heyne, Comnientar I. 350. 
Bgl. auch unten 8 313, 13. 
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zum Behuf der Subhaftation erjegt wurbe®. Neuerdings wird 
indeffen behauptet, der Hypothekenanſpruch des neueren Rechts 
gehe nicht auf Befriedigung des Gläubigerd durch Verlauf des 
Hypothekenobjekts, fondern auf Zahlung einer Geldfumme ®, ſei 
alfo nicht den Principien des römiſchen Recht? fondern den in 
diefer Hinficht erhaltenen Principien bes älteren Deutihen Rechts 
conform ?’. Diefe Annahme, die auch in der hiſtoriſchen Entwick⸗ 
lung feine Beftätigung findet ®, entfpricht nicht dem Standpunkt 
unferer Hypothefengefege, welche vielmehr als Inhalt des Hypo: 
thekenrechts das Recht des Gläubiger bezeichnen die Befriedigung 
feiner Forderung durch die Subhaftation bes Hypothekenobjekts 
zu betreiben ®, wobei dem Eigenthümer wie nah römiſchem Recht 


5 Dieb wird hervorgehoben von Römer, PER. 8 2. 5; Roth, H.S. 103; 
Rudolph, U. f. EB. LXVII. 244. 

° Meibom, HR. $ 22, 5 und Negelöberger, HR. 8 10, 7 und 8 58, 5 
führen dich zunächſt für dad Mecklenburgiſche und Bayriſche Hypothelenrecht 
aus. Neuerdings wird dieß jedoch generalifirt und als leitender Grundſatz 
des — Hypothekenrechts erklaͤrt. 

Sohm, Natur der modernen Hypothek 8. 

s ©. die Ausführung oben & 291, 92 folg. 

? Württemberg Pf.G. Urt. 90: Durch das Unterpfand erlangt der Gläu- 
biger das dingliche Recht, feine Befriedigung aus der für die Forderung ver- 
pfändeten Sache zu begehren. Heffen Pf.G. Urt. 84: Bermöge der Hypo⸗ 
thefenflage Tann der PBfandgläubiger — verlangen, daB er aus dem linter- 
pfand bezahlt, beziehungsweife das Unterpfand oder wenigftend die Früchte 
deifelben gerihtlih in Beihlag genommen und verlauft, und er aus dem 
Erlös — wegen feiner durch Hypothek verficherten Forderung — befriedigt 
werde. Sachſen B.G.B. 8 424: Der bypothelariiche Gläubiger kann, wenn 
die Forderung ganz oder zum Theil fällig ift, zu feiner Befriedigung Zwangs- 
berfteigerung deö verpfändeten Grundſtücks — verlangen. Altenburg 9.0. 8 82; 
Neuß ä. 2. 9.8. 8 79; Neuß ij. 2. HD. 8 81: Vermöge der dinglichen Klage 
fann der bypothelariiche Gläubiger verlangen, aud dem Grunbftäd, woran er 
die Hypothel erlangt hat, befriedigt zu werden. Anhalt Pf.G. 13/4 1870 
8 39: (Die hypothekariſche Klage) ift auf den Berfauf des verpfändeten Grund- 
ftüd8 und Befriedigung aus dem Erlös nicht auf Befigeinräumung zu richten. 
Rudolſtadt H.O. 8 31: Vermöge feines dinglichen Rechts kann der Gläubiger 
zum Bwed feiner Befriedigung die gerichtliche Verſteigerung des ihm verhaf: 
teten Grundftüds, und jomeit er zunädft aus den Nußungen zu befriedigen 
ift, gerichtliche Sequeftration oder die ſonſt nöthigen Anordnungen verlangen. 
Weimar Pf.G. 8 97: Durch die Pfandbeftellung erwirbt der Pjandgläubiger 
das Hecht feine Befriedigung Hinficgtlich der verficherten Forderung aud dem 
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die Befugniß eingeräumt ift, Durch Zahlung den Verkauf des Hy⸗ 
pothelenobjeft8 abzuwenden !°. Dieß ift die Stellung aud bes 
Preußiſchen Rechts "!, und zwar ift bieß auch für die Grundſchuld 
befielben anzunehmen 22. Abweichend find nur die Medlenbur- 
giihen Hypothekenordnungen ??, jowie die von Hamburg unb 


dafür beftellten Pfand in Anſpruch zu nehmen. Die gleiche Stellung hat das 
Defterreichifche Recht U.B.E.B. 8 461: Wird der Pfandgläubiger nah Ber- 
lauf der beftimmten Beit nicht befriedigt, jo ift er befugt, die Feilbietung des 
Pfandes gerichtlich zu verlangen. Unger, DO. PR. 8 61, 25; Ener, HR. 
8 34,9. In allen diefen Gefegen ift dem Gläubiger nur das Recht einge- 
räumt, feine Befriedigung aus dem Hypothefenobjelt zu juchen, und zu diefem 
Behuf die Bmangsverfteigerung zu beantragen. Daß diefer Anipruh an bie 
Stelle des gemeinrechtlichen Anſpruchs auf Herausgabe des Hypothefenobjelts 
getreten ift, ift in den Motiven zu Sadfen H.G. 1843 8 80 Heyne, Com⸗ 
mentar I. 330 ausdrücklich ausgefprochen. 

1° Die Hypothekengeſetze fprechen dieß theilweife nur für den Fall aus, 
daß die Klage gegen den britten Befiger geftellt wird Bayern 9.8. 8 54; 
Bürttemberg Pf.G. Art. 117; Darmftadt Pf.G. Art. 133; Altenburg HD. 
8 89; Neuß &. 2. 9.8. 8 86; Reuß j. 2. H.O. 8 87; Nubolftabt 9.0. 8 36. 
Allgemein ſprechen dieß aus: Sachſen 8.8.8. 8 430 und Weimar Pf.E. 
8 111. Für den perjönlichen Schuldner, der mit ber Pfandflage belangt wird, 
verfteht fich die übrigens von ſelbſt Exner, H.R. 8 34, 12. 

ı1 Die Beftimmung Pr. 2.8. I. 20. 436: „Durch eine gehörig erfolgte 
Eintragung erlangt der Gläubiger das Hecht, fich wegen feiner Forderung zur 
Berfallzeit an die verpfändete Sache zu halten“, fteht auf dem Standpunlt 
der oben Rote 9 aufgeführten Befege und durch die Veftimmung E. E.G. $ 37: 
„durch die Eintragung der Hypothek und der Grundſchuld wird für den Gläu⸗ 
biger die dingliche Klage gegen ben Eigenthäümer begründet” ift daran priu- 
cipiell nicht3 geändert. Aus dem Wortlaut diejer Geſetze ergibt fi, daß das 
Preußiſche Landrecht dem Gläubiger nicht einen Anſpruch auf Zahlung fon- 
dern einen ſolchen auf Befriedigung aus dem Hypothekenobjekt gewähren 
wollte Förfter Eccius 8 194, 126. Allein die Praxis läßt regelmäßig ben 
auf Zahlung gerichteten Antrag zu Achilles Geſ. 233, Dernburg, Pr. BR. I. 
8 316, 3, wie dieß ebenfo von der Defterreichifchen Praxis geſchieht Unger, 
D. PR. 8 61, 25; Exner, HR. 8 34, 9. Für die Veftimmung der Stellung 
der Vorſchriften des PBreußifchen Landrechts ift dieß jedoch in keiner Weile 
maßgebend. 

12 Rudolph, accefforiiche Hypothek U. f. E.Br. LXVIL 272. 3 ift dieß 
daraus zu folgern, daß für die Geltendmachung ber Grundſchuld dieſelbe 
Klage wie für die der Hypothek nämlic die actio hypothecaria gegeben ift, 
unten 8 814, 1. 

18 Nach allen in Medlenburg geltenden Hypothefenorbnungen gebt die Klage 
aus dem Hypothekenſchein auf Zahlung Meibom, H.R. 8 22, 5. 
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Lübeck?“, indem fie als Inhalt des Hypothekenrechts die Ver— 
pflihtung des Schuldners zur Zahlung bezeichnen. Es ift dieß 
als eine nur partilularrechtliche Geftaltung anzuſehen, während 
nach den anderen Hypothekenrechten der Anfpruch des Gläubigers 
dahin geht, daß er feine Befriedigung aus dem Hypothekenobjekt 
durch Zwangsveräußerung defjelben zu juchen hat. Dieß ift, ob- 
wohl es beitritten ift, auch für das Bayrifche Recht anzunehmen ?°. 

Das Recht auf Befriedigung, auf welches nicht verzichtet 
werben kann !*, enthält nach allen Hypothekengeſetzen die Befugnis, 


14 Hamburg H.O. $ 83; Lübed Geſ. 26/7 1879 8 1. Es erflärt ſich 
dieß ſchon daraus, daß die hypothekariſche Belaftung in den Hanſeſtädten viel- 
fältig auf Umgeftaltung der Bier ſehr verbreiteten Rente berupt. 

15 Nach meiner Meinung ift bieß auch die Stellung des Bayriſchen 
Rechts, da in H.G. $ 49 ganz allgemein gefagt ift: Der Gläubiger erlangt 
durch die Hypothet das dingliche Recht, die Befriedigung feiner Forderung 
and ber dafür beftimmten Sade zu verlangen. Wllerdings beißt es in H.G. 
8 54 der dritte Beſitzer fei verbunden, die Hypothelforberung zu bezahlen, 
oder dem Gläubiger das hypothecirte Gut abzutreten, Damit er aus den Früchten 
oder der Subſtanz der Sade befriedigt werde, allein es tft dieß nur die al: 
ternative Faſſung des Klagpetitumd, wie fte im vorigen Jahrhundert allge- 
mein zugelafien wurde, und in Bayr. 2.R. IL. 6. 19 Nr. 6 ausdrücklich als 
zuläßig erflärt ift, nicht mweil der Inhalt des Hypothekenrechts abweichend von 
den Grundſätzen des römifchen Rechts ald Verpflichtung zur Zahlung einer 
Geldſchuld erflärt werben jollte, fondern weil, wie Kreittmayr jagt, der britte 
Inhaber ebenjo gut als Debitor jelbft durch Entrichtung der Schuld von diefer 
Klage ſich entbinden Tann, vgl. oben 8 291, 100. Ich kann daher Regels⸗ 
berger nicht zuftimmen, der H.R. 8 10, 22 annimmt, der Inhalt bes Hypo⸗ 
thekenrechts des Bayrlichen Rechts fei dahin feftzuftellen, daß der Eigenthümer 
für Zahlung der verfiherten Summe hafte, id nehme vielmehr an, daß aud 
nad Bayriihem Recht wie nad ben anderen Deutichen Hypothefengefegen der 
Gläubiger nur einen Anſpruch hat die Befriedigung feiner Forderung durch 
Erelution zu fuchen, wie dieß H.G. 8 49 allgemein ausipridht. Die von 
Gönner, Commentar I. 415 audgefprocdhene Anficht, daß der Hypothekenan⸗ 
ſpruch immer auf Zahlung gehe, joll nicht einen dem Bayriſchen Recht eigen- 
thümlichen Rechtsſatz aufftellen, jondern gibt nur die in dem Leben und der 
Praxis gewöhnliche Faſſung, wie fi dieß auch anderwärts findet z. B. in 
der Breußifchen und DOefterreihiichen Praxis, vgl. oben Note 11. Auch das 
in dem Bayriſchen Hecht befonderd geregelte Recht der Abtretung des Hypo⸗ 
thefenobjelt3 unten Rote 26 folg. jheint mir nicht entgegenzufteben. Ebenſo 
erflärt fi) gegen die Auslegung die Megelöberger den Beftimmungen bes 
Bayriiden H.G. gibt Rudolph in U. f. C.Pr. LXVII. 2839 folg. 

ie Der Verzicht auf zwangsweiſe Befriedigung ift mit dem Begriff bes 

Roth, Deutſches Privatrecht. III. al 
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ben gerichtlichen Verkauf des Hypothekenobjekts zu beantragen !7. 
Nach einem Theil der Hypothelengefege bat der Gläubiger aud) 
das Recht zu feiner Befriedigung die Sequeftration bes Hypo— 
thefenobjett8 zu verlangen, und zwar theils alternativ !®, theils 
jubfidiär für den Fall, daß der Pfandgegenitand nicht zur Zwangs⸗ 
verfteigerung gebracht werben kann !?, oder daß die Zwangsver⸗ 
fteigerung nicht zu einem Refultat führt ?°. Verzicht auf Zwangs- 
verfteigerung ift von mehreren Hypothekengeſetzen für unzuläßig 
erklärt ?!, Der Zwangsverlauf muß ein gerichtlicher fein, und 
es kann nach den anderen Rechten auch vertragsmäßig der Pri— 
vatverfauf nicht geftattet werden ??. YZuläßig ift eine ſolche Ber: 
einbarung nad Preußiſchem Landrecht ?°; indeß ift es beftritten, 
ob dieß nad dem neuen Grundbuchrecht noch als in Geltung fte- 
hend anzufehen fei?*. Unzuläßig ift die Vereinbarung, daß das 


Hypothekenrechts nicht vereinbar Regelöberger, HR. $ 80 Nr. 4. b; Sieg- 
mann, HR. 8 25, 10. 

17 Bol. oben Note 9. 11. 

ı Dr. E.E.G. $ 43; Oldenburg E.E.G. 8 43; Braunihweig E.E.. 8 47; 
Coburg E.E.G. $ 43; Deimold E. E. G. 8 43; Sonderdhaujen E.E.G. & 39; 
Bayern 9.8. 8 51; Sachſen 8.0.8. 8 424; WUltenburg 9.8. $ 82; Reuß 
ä. 2. 9.0.8 79; Reuß j. 2%. 90. 8 79; Anhalt A.G. zur C. Pr.O. & 15. 
Dieß gilt auch nach Defterreichiichem Hecht Erner, H.R. $ 34, 16 und 8 44 
Nr. 1. Der Gläubiger fann nad einzelnen Rechten auf die eine oder andere 
Erekutiondart verzichten Negelsberger, H.R. 8 80, 11; Exner, H.R. 8 34, 16, 
mehrere Hypothelenordnungen laſſen jedoch den Berziht auf Zwangsverſtei⸗ 
gerung nicht zu, unten Note 21. 

ı Württemberg Exek.Geſ. Urt. 44, Lang, Sachenrecht 8 190 Nr. 32; 
Heſſen Pf.G. 5 84 Müller, PER. 8 66; Medlenburg Meibom, HR. 8 26, 
70; Rudolſtadt H.O. 8 31. 

2° Dieß ift ausdrüdli anerfannt Hefien Pf.G. 8 84 und Medienburg 
Meibom, HR. 8 26, 76. Es ift aber auch nach den anderen Rechten als zu- 
läßig anzunehmen. 

1 Pr. E.E. G. 8 45; Württemberg Pf.G. Art. 91; Darmftadt Pf.&. Art. 84. 

2 Ausdrücklich für ungiltig erklärt ift eine derartige Vereinbarung Sach⸗ 
jen 8.8.8. 8 383, Darmftadt Pf.G. Urt. 91, und fie ift für unzuläßig zu 
Halten nah Bahyriſchem Württembergifhem und Oeſterreichiſchem Necht Ne: 
gel3berger, H.R. 8 84, 13; Lang, Sachenrecht 8 190, 2; Erner, H.R. 8 27, 17. 

2 Br, L. R. L 20. 29. 

Die Motive zu 8 39 Werner, Materialien Il. 32 halten den Privat- 
verfauf für unzuläßig, weßhalb er im Gejeg nicht erwähnt worden fei. Diejer 
Unficht Schließen fih an Förfter, Gr.B.R. 174 und Bahlmann, GErb.G. 179 
Nr. 3, weil nur der eingetragene Eigenthümer die Auflafjung ertheilen könne. 
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Pfandobjekt nad ber Verfallzeit ber Forderung dem Gläubiger 
zu Eigenthum zufallen folle (lex commissoria) 26. Nach Bayrifchem 
Recht hat ber dritte Befiger des Hypothekenobjekts, der die per- 
ſönliche Haftung für die Hypotheken nicht übernommen hat, wenn 
er mit der Hypothekenklage belangt ift, die Befugniß dur Ab- 
tretung des Hypothekenobjekts an die Gläubiger fi von allen 
Anfprüchen berjelben zu befreien ?°. Es ift diefes in ber älteren 
gemeintechtlihen Praris ausgebildete und im franzöfifchen Recht ?7 
noch erhaltene Inſtitut Durch die Bayriſche Gefeßgebung nicht näher 
beftimmt, und daher fein Inhalt beftritten, um fo mehr als bie 
Anwendung nur felten vorfommt *°. Nach der Darftelung von 
Gönner hat die Abtretung die Bedeutung einer datio in solutum 2°, 
wonach aljo das Eigenthum des Objekts an den Gläubiger oder 
die Gläubiger übergeht, an welche die Abtretung erfolgt °°. Dieß 
widerſpricht indeſſen der Beftimmung des Hypothekengeſetzes, daß 
die Abtretung an den Gläubiger zu dem Zweck erfolge, damit er 


Dagegen ſprechen ſich für die Zuläßigkeit aus unter der Vorausſetzung, daß 
der Schuldner dem veräußernden Gläubiger zugleich Vollmacht zur Auflaſſung 
ertheilt Achilles Geſ. 206 und Dernburg, Pr. P.R. I. 8 339, 6. Auch ohne 
dieſe Vorausſetzung hält den Privatverkauf für zuläßig Förſter Eccius 8194, 42. 

20 Ein ausdrückliches Verbot geben Pr. L.R. I. 20. 33; Württemberg 
Pf.G. Urt. 91; Sahjen 8.8.8. 8 388; Darmitadt Pf. Geſ. Art. 91; Weimar 
Pf.G. $ 106; Defterreih U.8.G.8. 8 1371; Exner, HR. 8 27, 16. Ebenſo 
it nach Bayriſchem Hypothekenrecht die Unzuläßigkeit anzunehmen NRegels- 
berger, H.R. 8 80, 7. Bon Manchen wird angenommen, daß das Berbot 
mit Aufhebung der Wuchergefege befeitigt fei Yörfter, Gr. B.R. 173 und Br. 
BR. 8 190, 30; Meibom, HR. 8 18.49. Mit Recht nehmen die fortdauernde 
Geltung an Stobbe, BR. 8 155, 49; Dernburg, Br. BR. I. 8 339, 7 und 
Förſter Eccius 8 191, 32, womit die Preußifche Praxis und die des Neichs- 
gericht3 übereinftimmt Erk. R.G. 5/10 1880 Sammlung II. 86; 2/4 1881 
Sammlung IV. 12. 

20 Bayern H.G. 8 26; Regelöberger, H.R. 8 81. 

27 Bol. unten $ 313, 74 . 

28 Regelsberger, H.R. 8 28, 5 

» Gönner, Sommentar I. 450; übereinftimmenb Lehner, H.R. L 8 148 
Nr. 2 und Regelöberger, H.R. 8 81, 1. 

> Dieß fpricht Regelöberger, 9. R. 8 81. 1.1 direkt aus, es ift aber auch 
als der Meinung von Gönner entiprechend anzufehen, da er Kommentar I. 
451 den Fall ald möglich vorausiegt, daß die Gläubiger das Objekt behalten 
wollen. Der gleichen Anficht ift Lehner, HR. I. 8 148 Nr. 8. 

41* 
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aus den Früchten oder der Subitanz der Sache befriedigt werde *". 
Das Bayriihe Recht nimmt aljo feine andere Stellung ein als 
das gemeine Recht, welches bei der alternativen Klagbitte die Ab- 
tretung nur zum Behuf der Befriedigung der Forderung durch 
Zwangsverkauf zuließ ?*, und das franzöfiſche Hecht, nach welchem 
durch das Aufgeben der Liegenſchaft nur der Befig bes Objekts 
auf die Gläubiger Übertragen wird, welche dann die Zwangsver⸗ 
fteigerung zu betreiben haben ®®. Die Abtretung des Hypotheken⸗ 
objekts an die Gläubiger gibt diefen alfo auch nah Bayriſchem 
Recht Feine andere Befugniß als die, die Befriedigung ihrer For- 
derung dur Zwangsverkauf oder Einweifung zu fuchen ?“. Daraus 
ergibt ſich als felbftverftändliche Eonfequenz, daß der Eigenthümer 
für den Minbererlös bei der Subhaftation nit in Anſpruch ge- 
nommen werden Tann ®®, und daß der Mehrerlös ihm zufällt?*. 


9.8. 8 54: „ober dem Gläubiger das Hypothecirte But abzutreten, 
damit er aus den Yrüchten oder der Subſtanz der Sache befriedigt werde.“ 
Aus diefem Sat erhellt zweifellos, daß das Geſetz einen Uebergang des Ei- 
genthums auf die Gläubiger nicht gemeint haben Tann, dba es dieſen nur bie 
Befugniß einräumt, das Objekt jubhaftiren zu laffen oder zu ihrer Befriedis- 
gung Immiſſion in die Früchte nachzuſuchen, in welchem Fall das Eigenthum 
zweifello8 bei dem Abtretenden bleibt. 

 Mie die oben 8 291, 91 folg. gegebene Bufammenftellung entnehmen 
läßt, mar die im vorigen Jahrhundert allgemein als zuläßig angejehene al- 
ternative Klagbitte auf Bahlung oder Herausgabe zum Bwangdverlauf ge- 
richtet. Ein Verlangen der Wbtretung zu Eigentfum an ben Kläger hat in 
dem Recht diefer Zeit Feine Begründung, und ift auch im Bayriſchen Land⸗ 
recht nicht vorgejehen. Daß aud das Bayriſche Hypothekengeſetz einen ſolchen 
Rechtsſatz nicht aufgeftellt Hat, ergibt fih aus dem Wortlaut des 8 54. 

ss Vor. unten 5 313, 76. 

3 Die Annahme von Gönner, Comment. I. 451 und Regelsberger, HN. 
8 81. I. 2, daß, wenn keiner der Gläubiger die Abtretung bed Objelts an⸗ 
nehmen wolle, dafjelbe auf den perjönlichen Schuldner übergehe, und daß dann 
gegen biefen die Bwangsvollftredung zu vollziehen fei, hat im Geſetz Feine 
Begründung, da biefed dem Gläubiger nur das Recht einräumt, auf Exekution 
anzutragen; ebenfowenig entjpricht fie Dem gemeinen Recht und dem Bayri⸗ 
{hen Landrecht. 

Bon Bayriſchen Schriftftellern wird theilweife die Meinung vertreten, 
daß der Eigenthümer für den Mindererldös bafte, wenn er, ftatt von dem 
Recht der Abtretung Gebrauch zu machen, die Sache zum Bwangdverlauf kom⸗ 
men lafle Gönner, Somment. 1. 449; Reithmayr in 8. XXXII. 162. A 
Grund wurde angeführt, daß da das Gefeg Zahlung oder Abtretung alter- 
nativ vorfchreibe, der Eigenthümer, der die letztere unterlaffen, zur Zahlung 
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Einen Anſpruch auf Erſatz von Bermendungen hat er infoferne, 
als der Verkaufswerth dadurch erhöht ift*”. Die anderen Rechte 
enthalten eine Beftimmung über das Recht der Abtretung nicht; 
nach biefen wird vielmehr, wenn der Befiber nicht zahlen will, 
zur Subhaftation gefchritten ®®. 

Das franzöfiihe Recht fteht auf einem davon verschiedenen 
Standpuntt. Es unterjcheidet den Anspruch gegen ben perfönlich 
haftenden Schuldner und gegen den dritten Erwerber des Pfand⸗ 
objekts. Gegen den perſönlich baftenden Schuldner ift der An- 
fprud auf Zahlung zunädit aus dem Hypothekenobjekt gegeben, 
da infoweit dieſes ausreiht, andere Erekutionsobjefte von dem 
Släubiger zu feiner Befriedigung nit in Anſpruch genommen 
werden können ??. Dagegen ift gegen den nicht perſönlich haf- 
tenden dritten Erwerber des Pfandobjekts der Anſpruch gegeben, 
daß er entweder die Forderuug bezahle oder die Liegenſchaft zur 
Durchführung des Zwangsverkaufs aufgebe*‘. Macht ber dritte 
Erwerber von dem Recht des Aufgebens Gebrauch, fo wird ein 
Eurator gewählt, und gegen diefen die Subhaftation betrieben *'; 
macht er von dem Recht des Aufgebens keinen Gebraud, jo wird, 
wenn er nicht Zahlung leiftet, gegen ihn felbft die Subhaftation 
betrieben *?.” Der Anſpruch des Gläubiger geht nur auf Ere- 
tution dur Subhaftation in der gefeglich vorgefchriebenen Form; 


der ganzen Forberung verpflichtet fei. Much ich Hatte mich Bayr. ER. (1) 
F 195, 29 diefer Unficht angefchloffen. Dagegen erflären fih Lehner, HR. 
1. $ 147 Graf, Commentar III. 89 und Negeldberger, H.R. 8 81. IV, 2 mit 
Berufung darauf, daß die Prarid eine folde Haftung nicht anerfenne. Nach 
der oben Note 34 gegebenen Begründung Tann von einer Haftung für den 
Mindererlös nicht die Rede fein. 

50 NMegelöberger, H.R. 8 81. IV. 2. Es entfpricht die den Beftimmungen 
des franzöfifchen Rechts unten 8 318, 78 und rechtfertigt fih aus allgemeinen 
Gründen. 

1.2982 D. 20. 1; Windfcheib 8 235, 15; Erk. Eelle 17/1 1854 
Sf. IX. 11. 

s® Erner, HR. 8 34, 14.. 

3 Bol. unten 8 813, 67. 

40 Bol. unten 8 813, 69. Oben 8 291, 99 ift nachgewiejen, daß bie al- 
ternative Klagbitte in derſelben Formulirung gemeinrehtlih ziemlich allge 
mein für zuläßig erachtet wurde. 

41 Ral. unten $ 313, 76. 

#2 Bol. unten $ 313, 82. 
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das franzöfiiche Recht läßt Erefution durch Einweifung in bie 
Früchte nicht zu‘. Ebenſowenig ift nach franzöfiihem Recht Sti— 
pulation der lex commissoris zuläßig **. 


8 311. 
2. Anſpruch auf Sidherftellung‘. 


Der Pfandgläubiger hat das Recht zu verlangen, daß die 
ihm dur die Pfandbeſtellung gewährte Sicherheit unverändert 
erhalten werde. Hat ber Gläubiger in Folge beſonderer Felt: 
feßung ein beftimmtes Maaß von Sicherheit anzufprechen, jo kann 
er, wenn dafjelbe vermindert wird, eine Ergänzung verlangen ?. 
Hat der Schuldner ſchuldhaft eine Werthminderung des Pfand: 
objeft3 in der Art herbeigeführt, daß daſſelbe nicht mehr binläng- 
lihe Sicherheit gewährt, jo hat der Gläubiger das Recht, Sicher: 
heitömaßregeln zu beantragen ?, nad einzelnen H.D. auch die Be- 


48 Badhariä 8 287, 9; Puchelt, H.R. 3 35, 3. 

4 Bachariä 8 266, 35; Puchelt, H.R. 8 50, 29. 

* Dernburg, Pr. PR. I. 8 340; Förſter Eccius 8 194, 21; Negelöberger, 
HR. 8 76. 77; Müller, PER. S 63, 19; Erner, H.R. 8 33, 30. 

» Die ift nad Bayrifhem Hecht der Yall, wenn bei Hypothekerrichtung 
auf Grund eines allgemeinen Nechtstiteld die Hypothekbeſtellung auf einen be» 
ſtimmten freien Güterwerth beſchränkt wird, und dieſer eine Veränderung erleibet 
Regelsberger, H.R.8 76.11. 1; ferner wenn bei Beftellung einer Sicherheitshypo- 
thek die eingetragene Summe zur Leiftung der Sicherheit unzulänglich geworben 
ift H.G. 8 19 Regelsberger, 9.8.8 76. 11.2. Nach Württemberg Pf.G. Urt. 52 
ift ein Anſpruch auf Ergänzung oder Heimzahlung dann gegeben, wenn fidh 
der Werth des Pfandobjekts mit oder ohne Verſchulden des Eigenthümers in 
der Art verringert, daß e3 nicht mehr bie erforderliche Sicherheit bietet. Nach 
Darmitadt Pf.G. Urt. 23 Haben Kinder und Ehefrauen einen Anſpruch auf 
Ergänzung der Sicherheit, wenn bie für ihren gejeglichen Hypothektitel ein- 
getragene Hypothek durch Wertminderung des Pfandobjekts nicht mehr bie 
geſetzliche Sicherheit genießt. . 

° Für Beftellung der Sicherheit gelten die allgemeinen Srundfäge. Ein- 
zeln werden aufgeführt: Cautionsbeftellung Weimar Pf.G. 8 101; Sequeftra- 
tion Darmftadt Pf.G. Art. 80; VBeftellung einer Ergänzungshypotbet Bayern 
8.8. 8 18 und 54; Württemberg Bf.G. Art. 52; Darmftadt Pf.G. Art. 80. 
Nach Defterreihiichem Recht kann der Gläubiger Eautiongleiftung Sequeftra- 
tion oder Beftellung einer Ergänzungshppothel beantragen Exner, H.R, 8 33, 30. 
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fugniß, feine Befriedigung vor der Verfallgeit zu fordern . Nach 
Preußiſchem Recht berechtigen erhebliche Verſchlechterungen des Grund: 
ſtücks, durch welche die Sicherheit des Gläubigers gefährdet wird, 
biefen, bei dem Proceßrichter Sicherheit3maßregeln zu beantragen, 
auch feine Befriedigung vor der Verfallzeit zu fordern?. Nach 
franzöſiſchem Recht Tann ſowohl bei Legalhypotheien * als bei 
Sudicialhypothefen ?, die auf beftimmte Immobilien befchränft find, 
der Gläubiger Ergänzung oder Heimzahlung fordern, wenn dur) 
zufällige Ereigniffe der Werth der bezeichneten Objekte fo finkt, 
daß fie nicht mehr die erforderliche Sicherheit bieten. Das Gleiche 
gilt bei Conventionalhypotheken, wenn die zur Sicherftellung be: 
ftimmten Objekte durch Zufall eine derartige Werthminderung er: 
litten haben, daß fie nicht mehr die erforderliche Sicherheit bieten ®. 
Jedoch fteht dem Schuldner das Wahlrecht zu, ob er Ergänzung 
oder Heimzahlung der Forderung eintreten laſſen wolle®. ft die 
Merthverminderung durch Schuld des Eigenthümers herbeigeführt, 
jo bat der Gläubiger Anfpruh auf Heimzahlung vor der Ber: 


. fallzeit, und der Schuldner ift nicht befugt, ftatt der Heimzahlung 


— 


eine Ergänzung der Hypothek vorzunehmen !°. 


* Bayern 9.G. 8 45; Württemberg Pf.G. Art. 52; Darmitadt Pf.G. 
Art. 80. Die gleiche Beitimmung hat Pr. E.E.®. 8 50. Die anderen HD. 
Haben eine ſolche Beftimmung nicht. 

5 Br. E.E. G. 8 50. 

° Es werden die Beitimmungen des C. c. Urt. 2131, die zunädft für 
Conventionalhypotheken getroffen find, darauf angewendet Buchelt, H.R. 8 42, 9. 

T Buchelt, H.R. 8 46, 9. 

e C. c. Art. 2181. 

° Der Schuldner Hat in diefem Fall das Wahlrecht, während bei ſchuld⸗ 
hafter Werthverminderung ber Schuldner die Heimzahlung nicht verweigern 
fann, wenn ber Gläubiger fie verlangt Zachariä 8 266, 27. Nach einer an- 
deren Anficht Hat ohne Rüdficht auf die Urfache der Werthverminderung immer 
der Gläubiger dad Wahlrecht. 

10 Nach C. c. Urt. 1188 Hat jeder Schuldner, der durch fein Berfchulden 
die Sicherheit vermindert, die Verpflichtung zu fofortiger Zahlung, während 
nad C. c. Art. 2131 der Hypotheffchuldner bei Verminderung der Sicherheit 
entweder die Yorderung beimzahlen oder die Hypothek ergänzen muß. Dieß 
wird dahin ausgelegt, dab im Yall des Urt. 1188 der Gläubiger, im Yall 
des Urt. 2131 der Schuldner das Wahlrecht Habe Zachariä 8 266, 27; Pu⸗ 
chelt, H.R. 8 51, 4. 
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| 8 312. 
II. Dispofitionsbefugnif des Olänbigers. 


"Dem Gläubiger fteht das Recht zu, Verfügungen über Die für 
ihn eingetragene Hypothek (Grundſchuld) zu treffen, fomeit er 
überhaupt dispofitionsfähig ift, und fih nicht aus. dem Hypothe— 
kenbuch eine Dispofitionsbefchränfung hinſichtlich der betreffenden 
Poſt fih ergibt!. Die bier in Betracht fommenden Verfügungen 
find: 

I. Dispofitionen binfihtlih der Priorität. 
Der Gläubiger kann 

1. auf das Vorzugsrecht feines Pfandrechts verzichten, indem 
er einem nachftehenden Pfandrecht den gleihen Rang mit dem 
jeinigen oder den Vorrang vor demjelben einräumt ?. 

2. Eine Rangabtretung (Prioritätseinräumung) ® vornehmen. 
Diefe befteht in der Uebereintunft zwiſchen zwei Gläubigern, deren 
Poſten fi nicht unmittelbar folgen, daß der nachſtehenden Poſt 
der Rang der vorgebenden eingeräumt werden ſolle. Sie wird 
einfeitig durch Uebereinkunft zwiſchen den beiden Gläubigern voll: 
zogen *, wobei jedoch vorausgefebt wird, daß durch die Rangein: 
räumung die Vorzugsrechte der Zwiſchenpoſten nicht geändert wer: 
den®. Die Rangabtretung kann daher von dem voreingetragenen 


* Ueber Berfügungsbeichränkungen des Pfandgläubigers vgl. Exner, HR. 
8 60. 
2 Bol. unten $ 321, 22 folg. Die Medienburgiihe R.St.B.O. 8 20 
Nr. 2b geftattet die Boftpofition unter unmittelbar hintereinander folgenden 
Poſten. Rah den anderen Medlenburgifchen H.O. iſt Boftpofition nur im 
Fall der Theilung einer Hypothefenpoft geitattet Meibom H.R. 8 18 Nr. 3. 
Die gleiche Beftimmung bat Hamburg H.O. 8 37. 

Bol. Föriter Eccius 8 144, 6; 8 199a. II; Dernburg, Pr. PR. J. 
8 334. I; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 192, 1; Regeläberger, H.R. 8 91; Römer, 
PER. 8 52; Lang, Sachenrecht 8 186, 44 f.; Müller, BER. 8 71; Exner, 
HR. $ 64; Strohal, die Prioritätsabtretung 1880. 

Nah Sadien 8.9.8. 8 440; Helfen Pf.G. Art. 101; Altenburg HD. 
8 187, Reuß ä. u. j. 2. H.O. 8 186; Weimar Pf.G. 8 147 und Rudolſtadt 
H.O. 8 40 ift Eintragung der Rangabtretung zu ihrer Giltigkeit erforderlid. 
Das Gleiche gilt nach Defterreichifchem Recht Exner, H.R. $ 64, 183. 

® Br. E.E.G. 8 35; Bayern H.G. $ 62; Württemberg Pf.G. Art. 104; 
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Gläubiger einfeitig für feinen höheren Betrag als der feiner ei- 
genen Poft verfügt werden ®. Soweit der Betrag der rüdire- 
tenden Poſt den der vortretenden überfteigt, behält der durch die 
leßtere nicht gededte Betrag der erfteren den urſprünglichen Rang ”. 
Ueber die rehtlihe Natur der Rangabtretung find die Anfichten 
getbeilt. Nach der einen Anficht befteht diefelbe in einer gegen 
feitigen Ceffion der Forderungen ®. Nah einer anderen Anficht 
vollzieht jih damit ein Austauſch der Hypothekenrechte ohne einen 
Wechſel der Forderungen, jo daß die nachftehende Forderung de: 
finitiv in den Rang ber vorftehenden Forderung einrüdt?. Gegen 
diefe Auffaffung ift indeß einzumenden,, daß eine Abtretung der 
Hypothek allein ohne bie Forderung alſo auch des Ranges ber 
Hypothek nach unjeren Rechten unzuläßig ift !°, und daß mit dieſer 
Gonftruftion der Grundfag, daß durch die Rangabtretung das 
Vorrecht der zwilchenftehenden Gläubiger nicht beeinträchtigt wer 
den bürfe, nicht vereinbar ift !!. Gleichwohl hat dieſe Auffafjung 
in mehreren Hypothekengeſetzen Anerkennung gefunden ’*. Noch 


Sadjjen B.G.B. 8 449; Darmftadt Pf.G. Urt. 101, 1; Altenburg 9.8. 8 96; 
Neuß &. 2. H.O. 8 93; Neuß j. 2. HD. 8 95; Weimar Pf.G. 8 147, 2; 
Rudolitadt H.O. 8 40; Defterreih Gr.B.&. Urt. 80. 

° Gönner, Commentar I. 506. 

T Regelöberger, HR. $ 91. IL C. b; Römer, Pf.R. $ 52, 5. 

° Dernburg, BER. Il. 475; f. dagegen Negeläberger, HR. 8 91, 2, der 
hervorhebt, daß dieß in ber Negel der Abficht der Partheien nicht entipreche, 
und daß für eine ſolche Stipulation die Beftimmungen der Hypothekengeſetze 
über Ceſſion völlig ausreichen würden. 

® Diefe Anficht vertreten für das Preußifhe Recht Prinz, Einfluß der 
Hppothelenverfafiung 272; Dernburg, Pr. BR. I. 8 334, 8; für dad Bay- 
rifhe Recht Lehner, HR. 8 114; für das Darmftädtiihe Recht Müller, PER. 
71, 8; für das Defterreihiiche Recht Strohal, Prioritätdabtretung. 73. Nach 
Sachſen B.8.B. 8 440 kann ein Gläubiger das Vorrecht einer eingetragenen 
Forderung dem Alter nad) unbejhadet der Rechte anderer Pfandgläubiger 
auch ohne die Forderung an einen nachftehenden Pfandgläubiger abtreten, 
fo daß die betreffenden Gläubiger ihre Stellen rüdfichtli) der Summen, für 
welche das Borrecht abgetreten ift wechjeln. Die gleiche Stellung hat Weimar 
Pf.G. 8 147, 2. 

o Bol. Reithmayr in BL. f. R.A. XXVI. 66. 

11 ©. die Ausführung bei NRegelöberger, HR. 8 91, 6 und Exner, HR. 
8 65, 2. 

18 Sachſen B. G. B. 8 440; Weimar Pf.&. 8 147; vgl. oben Note 9. 
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eine andere Anficht geht dahin, daß ſich bei der Rangabtretung 
der abtretende Gläubiger nur verpflichte, für den Sal des Zwangs⸗ 
verfaufs dem nachſtehenden Gläubiger denjenigen Theil bes Erlöjes 
zu überlaflen, der dem abtretenden Gläubiger nah Maßgabe des 
feiner Forderung zuftehenden Ranges zulomme, und fi auf Die 
Bezahlung an der Stelle des vorgejebten Gläubiger anweiſen 
lafje, daß alſo der vorftehende Gläubiger dem nachſtehenden das 
Net einräume, Befriedigung aus dem Kaufgeld des Pfandes für 
die vortretende Forderung vor dem die Priorität Einräumenden 
an der dem lehteren gebührenden Stelle zu fordern !?. Die leßtere 
Auffaffung, für welche überwiegende Gründe fprecdhen !*, ift in der 
Preußiſchen ꝛe und Bayriihen Praris !° angenommen. 

I. Berfügung über die Poſt. Der Gläubiger kann 
über die Poſt durch Eeffion (unten $ 315) und Berpfändung 
(unten $ 317) verfügen. Nah Defterreihifhem Recht kann auch 
die Beftelung eines Nießbrauchs an einer Hypothelarforberung 
in da8 Grundbuch eingetragen werben !?. 

Il. Recht der Ablöfung. Der Gläubiger hat nach mehreren 
Rechten das Recht der Ablöfung eines vorftehenden Gläubigers '8. 

Nah franzöfiihem Recht kann der Hypothefgläubiger Dis: 
pofitionen binfichtlich des Rangs feiner Hypothek treffen, indem 
er einem anderen Gläubiger den Vorrang vor feiner Yorde: 
rung einräumt. In der franzöfiihen Rechtsſprache wird dieß 


18 Dafür erllären fih für das Bayriſche Recht Gönner, Commentar I. 
502. II. 272; (Reitbmayr) BL. f. RM. XXI. 260. XXVI. 65; Regelsberger, 
HR. 8 91, 9; für das Württembergiſche Recht Römer, Pf.R. 8 52; Lang, 
Sachenrecht 8 186, 45; für das Defterreichifche Recht Exner, HR. $ 65, 8. 

4 ©. die Ansführung bei Achilles Geſ. 227; Megelöberger, BI. f. RU. 
XXXVI 210; Exner, HR. 8 65. IL 

» Erk. D.Tr. 1/9 1888 Entich. VI. 3859; 5/9 1879 GStriethorft LAXXIX- 
191. Diefer Anſicht ſchließen fih an: Achilles Ge. 227; Turnau Gr. B. O. 
I. 371; Förſter Eccins 8 1994. II. 

is Ert. Münden 6/3 1857 Bl. XXII. 265; 18/2 1867 Bl. XXXII. 218; 
22/12 1871 Sammlung I. 296. 

17 Exner, HR. 8 59. Dur die bücherliche Eintragung erhält der Nieß- 
braucher Hinfichtlich der Zinſen der Hypothekforderung die Stellung eines Eef- 
fionars Exner, H.R. 8 59, 6. Die anderen Hypothekengeſetze haben feine Be- 
ftimmung über die Beitellung eines Nießbrauchs an einer Hypothekforderung. 

© Sol. unten 8 316, 28, 
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Subrogation genannt, obwohl es eine foldhe nur im uneigentlichen 
Sinn ift, und mit der Subrogation im eigentliden Sinn nicht 
verwechfelt werden barf!?. Der Gläubiger Tann durch Verzicht 
auf feine Hypothek zu Gunſten eines beftimmten Hypothekgläu⸗ 
bigers, dem ein Unterpfandsreht an demjelben Objekt zuitebt, 
diefem den Vorrang einräumen, oder die Einräumung des Vor: 
rangs ausdrücklich ausſprechen ?°. Das franzöſiſche Recht unter: 
fcheidet nicht wie das Deutſche Recht den Fall der Poſtpoſition 
und der Prioritätseinräumung, behandelt vielmehr beide nad) 
gleichen Grunbfägen. Verzicht und Vorrangseinräumung bebürfen 
nach franzöfiihem Recht Feiner Form *!; nur foweit fie fi auf 
die Legalhypothek der Frau beziehen, bebürfen fie nad) dem Trans: 
jfriptionsgefeg 23/3 1855 der Transffription??. Die Vorzug: 
einräumung, die namentlih bei der Legalhppothef ber Ehefrau 
ſehr häufig vorkommt *®, erzeugt für den Erwerber einen Anſpruch 
auf Befriedigung feiner Forderung an der Stelle der Forderung 
des verzichtenden Gläubigers **, jedoch nicht fiber den Umfang der 
legteren, wobei die dazwiſchen ftehenden Gläubiger dadurch nicht 
beeinträchtigt werden dürfen?®. Dem Gläubiger fteht nad) fran- 
zöſiſchem Recht das Recht der Gejfion (unten $ 315) und der 
Berpfändung zu (unten $ 317). Ebenfo bat er nach franzöſiſchem 
Recht das Recht der Ablöfung *°. 


9 Bol. darüber Zachariä $ 288, 5 und Aubry $ 238, 5. Pol. Über die 
Subrogation im eigentlihen Sinn, unten 8 316, 40 f. 

2° Yubry 8 288, 8; Zachariä 8 288, 6. 

21 Bucelt, 9.8. 8 48, 19. 

22 Transſtriptionsgeſetz 23/3 1855 Art. 9. 

23 Ausführlich Handelt darüber Aubry $ 288 bis. 

2.0 Yubry 8 288, 11. 

20 Aubry 8 288 nach 10. 

26 Bol. unten $ 816, 43. 
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Abſchnitt 6. 
Geltendmadhung des Anfpruds. 


g 318. 


1. Sage ans ber acceflorifäien Hppsibel '. 


Für die Geltendmadhung des Anſpruchs aus der accefforifchen 
Hypothek ift nach den Deutſchen Hypothekenrechten ſowohl gegen 
den perfönlich haftenden als gegen ben nicht perjönlih haftenden 
Eigenthümer die dingliche Klage (actio hypothecaria) gegeben. 

1. Rechtliche Natur der Hypothelenflage. Die 
Hypothekenklage des römischen Rechts war eine Vindikationsklage?, 
und ging auf Herausgabe des Pfandobjekts an den Gläubiger ®, 
der fih durch Verkauf defjelben Befriedigung verjchaffte*. Der 
Schuldner konnte die Klage dur Zahlung abwenden®. Dieß ift 
in den Deutihen Hypothekenrechten jedenfall3 infoferne umge: 
ſtaltet, als nad diefen der Verkauf nicht durch ben Gläubiger, 
fondern immer gerichtlich vollzogen wirde. Darin allein wäre 
noch Feine Beranlaffung gelegen, die Hypothekenklage des neueren 
Rechts als eine von der actio hypothecaria des römiſchen Rechts 
principiell verfhiedene anzujehen?. Indeſſen wird neuerdings von 
Manchen angenommen, daß der Inhalt des Hypothekenanſpruchs 
nad neuerem Hypothekenrecht nicht der im römischen Recht be: 
gründete fondern ein Anſpruch auf Zahlung einer Gelbfumme 
fei, die dingliche Klage demnach nur auf Zahlung gerichtet werben 
fönne®. Allein dieß ift die Stellung nur vereinzelter Hypotheken: 


1 Bol. Förſter Ecciud 8 194. III. 8 1996; Derndburg, Pr. BR. L$ 
8341-352; Negelöberger, H.R. 5 78—86; Römer, Pf.R. 8 45. 46; Siegmann, 
HR. 8 47. 48; Meibom, HR. 8 21-27; Müller, PER. F 62—66;, Exner, 
HR. 8 34-36. 8 43—46. 

* Windicheid 8 235, 1. 

° Dernburg, PR. IL 300. 

* Windfcheid 8 297, 1. 

°1.16 8 3 D. 20. 1; Dernburg, Pf.R. II. 307. 

°e &3 ift dieß in allen HD. a, vgl. oben 8 310, 5. 

7 gl. oben 8 310, 5. 

® Bgl. oben 8 310, 6. 
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ordnnungen ?, die überwiegende Mehrzahl nimmt dagegen den Stanb- 
punkt de3 gemeinen Rechts ein, wonach ber Hypothekgläubiger 
durch die Hypothefbeftellung das Necht erwirbt, feine Befriedigung 
durch Erefution in dem Hypothekenobjekt durch Zwangsveräuße⸗ 
rung oder Sequeſtration zu ſuchen '°. Die Hypothekenklage dieſer 
Hypothefenordnungen unterjcheibet fih daher von ber bes römi- 
ſchen Rechts nur darin, daß dem Gläubiger. nit ein Anſpruch 
auf Befikeinräumung zum Behuf des Verkaufs, fondern nur ein 
Anſpruch darauf zukommt, daß das Gericht zur Erebution fchreite, 
und die Forderung prioritätsmäßig befriedige '!. 

I. Segenftand der Hypothekenklage tft die Be- 
friedigung des Gläubigers für feine Anſprüche an Capital, Zinfen 
und Koften in dem durch das Geſetz beftimmten Umfang ’?. Der 
Antrag ift nach einzelnen Rechten nur auf Zahlung zu richten '®, 
nad den meilten Hypothefenorbnungen geht die Klage nur auf. 
Befriedigung aus dem Hypothekenobjekt durch den Zwangsverkauf 
deſſelben . Der Bellagte kann die Klage durch Zahlung ber 
fälligen Beträge abwenden 6. Der britte Befiter, welder in jol- 


? €3 findet fi dieß nur in den Mecklenburgiſchen Hypothelenordnungen 
dann in denen von Hamburg und Lübed oben 8 310, 13. 14, wobei hervor: 
zubeben ift, daß nur nad) Mecklenburgiſchem Necht diefer Grundſatz allgemein 
alfo auch für die accefforifche Hypothek gilt, während die Rechte von Hanı- 
burg und Zübel die accefforifche Hypothek nicht Tennen. Ueber das Bayriſche 
echt, für welches manche die gleiche Stellung annehmen, vgl. oben 8 310, 15. 

10 Bol. oben 8 810, 9. 11; Unger, O. Pr. R. 8 61, 81; Exner, HR. 
8 84, 15. 

11 Erner, 9.R. 8 84, 16 folg. 

12 Bol. oben 8 308. 

18 Bol. oben Note 9. Auch nach diefen Nechten wird die Klage als 
dingliche Klage aufgefaßt. 

14 Bol. oben $ 310, 9. 11. Die dort aufgeführten HD. geben dem Gläu⸗ 
biger nur das Recht, feine Befriedigung aus dem Objelt durch Zwangsver⸗ 
fteigerung deſſelben zu ſuchen. Auch nach dieſen Rechten wirb der Klagan- 
trag gewöhnlich auf Zahlung gerichtet, und es ift dieß da, wo die perfönliche 
mit der dinglichen Klage verbunden wird, ganz gerechtfertigt; aber man darf 
daraus nicht folgern, daß der Anſpruch ein anderer geworben fei, vgl. oben 
8 310, 11. 

ı° Es gilt dieß ebenfo für den perfünlich Haftenden Eigenthümer, gegen 
den nur die Dingliche Klage geftellt wird, wie für ben nicht perfönlich haf- 
tenden Eigentgümer. Unfere H.D. ſprechen dieß meift nur für den letzteren 
aus, vgl. oben 8 310, 10. 
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her Weife Zahlung leiftet, tritt in die Rechte des befriebigten 
Gläubigers von felbft ein!®. Nah Bayriſchem Recht Tann fid 
der dritte Befiger auch durch Abtretung des Hypothekenobjekts an 
den Eagenden Gläubiger befreien 7; nah den anderen Hypothe⸗ 
fenordnungen ift dem Beklagten eine ſolche Befugniß nidht gegeben, 
ber dritte Befiter, weicher nicht bezahlen will, ift vielmehr nur 
der Erelution durch Zwangsverkauf ausgeſetzt i6. 

III. Vorausſetzung der Hypothekenklage. Be 
rechtigt zur Klageſtellung iſt der im Hypothekenbuch als Gläu— 
biger Eingetragene !?, auch der nachftehende ?°, ſowie der Ceſſio⸗ 
nar?!. Die Klage Tann gegen den im Grundbuh als Eigen: 


is &3 ift dieß in den H.G. von Bayern Württemberg unb Heflen befon- 
derd audgejprochen, vgl. unten 8 316, 61—63. Nach denjenigen Rechten, 
welche auf den zahlenden Eigenthümer bie Hypothel als Eigenthüämerbypothel 
übergehen laſſen, verfteht fich dieß von felbft auch in dem Fall, daß die Zah⸗ 
lung durch den nicht perſönlich Haftenden Eigenthümer erfolgt, vgl. unten 
8 316, 74. 84. 85, 

17 Bol. oben 8 310, 26. 

© Es gilt dieß auch nach Württembergiichen Necht, da die Beſtimmung 
Pf.G. Art. 118: „wird gegen den dritten Beſitzer die Abtretung der verpfän- 
beten Sache an einen Släubiger erkannt“ dahin auszulegen ift, daß der Ei⸗ 
genthümer das Objekt zum Behuf der Zwangsveräußerung beraudgeben muß 
Lang, Sachenrecht 8 19, 11. Das Gejep ift daher nicht dahin zu verftehen, 
daß die Herausgabe an den Gläubiger wie nad Bayriſchem Recht an Zah 
Iungsitatt erfolgt. Das Gleiche ift für die Beftimmung des Heſſiſchen Pf.G. 
Urt. 132 anzunehmen, das den dritten Befiger nur verbindlid macht, das 
Unterpfand dem zur gejegmäßigen Befriedigung des Pfandgläubigerd erfor- 
berlihen Verfahren unterwerfen zu laffen, was Müller, PR. 5 83 Aufgeben 
des Unterpfands nennt. Es entipricht dieß aber weder dem Wufgeben bes 
Bayriſchen noch dem bes franzöfiihen Rechts, fondern es iſt damit nur aus 
geiprochen, daß der dritte Beſitzer die Exekution dulden müſſe. 

9 Dernburg, Pr. BR. IL 8 341 Nr. 1; Megelöberger, 9.8. 8 79. I; 
Erner, H.R. 8 35 Nr. 1. 

20 Es liegt darin die wejentlichite Abweichung von den Grundſätzen des 
römifchen Rechts, nach welchem der Nachhypothekar nur unter Vorausſetzung 
ber Ablöſung des Vorhypothekars die Hypothekenklage ftellen konnte Roth, 
H.S. 108. 

21 Nach denjenigen Rechten, welche die Giltigkeit der Ceſſion von der 
Eintragung in das Hypothekenbuch abhängig machen, unten 8 315, 14—20, 
ift nur der als Ceſſionar Eingetragene zur Klagſtellung legitimirt. Nach den 
anderen Rechten kann der Geifionar fein Recht auf die Forderung auch an- 
derweitig nachweifen Dernburg, Pr. PR. I. $ 341 Nr. 1; Negelöberger, HR. 
8 87 Nr. 4; Erner, HR. 8 49, 22. 
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thümer Eingetragenen geftellt werben 22, fie ift aber zuläßig auch 
gegen den nicht eingetragenen Eigenthümer ?°. Die Klage jebt 
Beitand und Fälligkeit der Forderung voraus. Der Beftand ber 
Forderung ergibt ſich aus der Eintragung im Hypothefenbucd **. 
Die Hypothekenklage Tann weder auf Grund einer Vormerkung ?° 
noch auf Grund einer gelöfchten Hypothek geftelt werden, aud 
wenn bie Rechtögiltigkeit der Löſchung mit Erfolg angefochten 
wird 2°, Für die Fälligkeit der Forderung it, wenn fie fich nicht 


2 Br. E.E.G. 8 7; Sachſen 8.6.8. 8 425. 429; Meibom, H.R. 8 22, 8; 
Exner, HR. 8 35, 4 Nach Bayriſchem Recht Tann die Klage gegen ben 
Bucheigenthümer gerichtet werden, auch wenn er nicht der wirkliche Eigen: 
thümer ift Erk. München 20/11 1865 BI. XXXI. 90; 2/10 1869 81. XXXIV. 
395. Das bereits eingeleitete Klageverfahren erleidet keine Unterbrechung, 
auch nachdem der uriprüngliche Beklagte aufgehört hat, Eigenthümer zu fein 
Pr. E.E.G. $ 44; Medlendburg R.R.HD. 8 30; R.St. B.O. 8 31; Meibom, 
HR. 8 24 Nr. 3. Nach Defterreihiichem Recht ſetzt dieß jedoch voraus, daß 
die Klage im Grundbuch angemerkt ift Exner, H.R. 8 35, 7. 

ꝛ2s Dernburg, Br. BR. I. 8 341 Nr. 2; Regelsberger, HR. 8 79, 4; 
Erner, HR. 8 35 Nr. 2. Dieß gilt auh nad Medlendburgiihem Recht nad) 
denjenigen H.O., nad welchen der Eigenthumserwerb nicht von ber Eintra- 
gung abhängt Meibom, HR. 8 22, 8. Dagegen iſt nah Sadjen 8.9.8. 
8 425 die Klage nur gegen ben eingetragenen Eigenthümer gegeben. 

2. Dernburg, Br. P.R. I. 5 372 Nr. 3; Negelöberger, H.R. 8 79. 1; 
Sachſen 8.0.8. 8 429; Ernet, HR. 8 35, 21. Dagegen kann nah Med- 
lenburgifhem Recht ie Klage nicht auf die Eintragung im Hypothekenbuch, 
fondern nur auf ben Hypothekenſchein gegründet werden Meibom, H.R. 8 22, 8. 

20 Auf Grund einer bloßen Bormertung kann nad Bayriſchem Recht die 
dingliche Hypothelenklage nicht geftellt werden Gönner, Commentar I. 327 
und 417; Lehner, HR. 8 79 Nr. 2 und 5 91 Nr. 2, Erk. Münden 23/4 
1866 Bl. XXX]. 397. U. M. Regelöberger, H.R. 8 68, 3 der annimmt, daß 
ber vorgemerften die Wirkung der eingetragenen Hypothek von dem Augen- 
blid an zuftehe, in welchem die Hindernifje der Eintragung bejeitigt find. 
Dem ift entgegenzuhalten, daß Bayern 9.8. 8 30 der Vormerkung die recht⸗ 
lihen Wirkungen der eingetragenen Hypothek ausdrüdlich abſpricht. Für das 
Preußiſche Recht fchließt fich der Anficht von Negelöberger an Dernburg, Pr. 
P.R. L 5 842, 8. Ausdrücklich verlangt Sachſen 8.6.8. 8 429 Nachweis 
der Eintragung der Forderung. Nach Oeſterreichiſchem Recht fann die Hy⸗ 
pothelenflage mit der Rechtfertigung ber Pränotation verbunden oder unter 
Borausjegung des zur Eintragung erforderlichen Nachweiſes geftellt werden 
Exner, H.R. 8 35, 30. 

»6 Erf. München 4/10 1847 Bl. XIII. 218. 
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aus dem Rechtsverhältniß felbit ergibt ?”, die Kündigung ?® ent: 
Icheidend, welche der Kläger zu beweifen bat ?®. 

IV. Einreden?’‘. Durch Eintragung einer Forderung 
in das Hypothekenbuch verliert der Schuldner nicht die Einreden 
gegen die Richtigkeit und Wirkſamkeit derfelben ?. Modifikationen 
treten ein theils in Folge der Deffentlidhleit des Hypothekenbuchs, 
theil3 in Folge pofitiver Vorfchriften des Hypothekengeſetzes. 

1. Einwirkung der Deffentlichkeit des Hypothekenbuchs. Ge: 
gen den urſprünglichen Hypothefgläubiger können von dem Hy— 
potheffchuldner, auch wenn er nicht perjönlich haftet??, alle Ein: 
reden aus der Forderung geltend gemacht werden, die nicht durch 
das Hypothekengeſetz ausdrücklich ausgefchloffen find ®°; der gut- 
gläubige urſprüngliche Hypothefgläubiger wird dur ben öffent: 
lihen Glauben des Grundbuchs nur geſchützt Hinfichtlich des Be- 
jtandes des Hypothekenobjekts, wie er fih aus der Eintragung 


27 Erner, H.R. 8 35, 30. 

2 Meber die Kündigung vgl. Dernburg, Pr. PR. I. 8 341, 9; Regel. 
berger, H.R. 8 79, 10; Exner, HR. 8 35. 36; Meibom, HR. f 21. 22. 
Sind der perjönliche und ber Hypoihekenſchuldner verſchiedene Perſonen, ſo 
iſt die Kündigung an den letzteren erforderlich Förſter Eccius 8 137, 114; 
Regelsberger, H.R. 8 79, 10; Exner, H.R. 8 35. 42. 

20 Nach Oeſterreich Gr. B.G. 8 59. 60 kann fie im Grundbuch eingetragen 
werden. Nach Preußiſchem Recht kann ſie auch mit der Hypothekenklage ver⸗ 
bunden werden Deruburg, Pr. P.R. I. 8 341, 10. 

20 Förfter Eccius 8 194, 128 8 199b, 15 f.; Dernburg, Pr. BR. I. 
& 342, Regelöberger, HR. 8 82; Römer, BER. 8 45; Lang, Sachenredt 
8 168. IV. $ 185. I; Müller, BER. 8 65, 5. 8 82; Meibom, HR. 8 233; 
Exner, H.R. 8 36, 

31 Exner, H.R. 8 36, 5; Pr. EEG. 8 38, 2; Bayern H.G. 8.46; Al⸗ 
tenburg H.O. 8.78; Neuß i. L. H.O. 8 75; Neu i. 2. 98.8 75; Wurt⸗ 
temberg Pf.G. Urt. "86, 

82 Megelöberger, HR. 8 82. I. 1. Dieß wird auch nah Breußifchen 
Landrecht angenommen Erf. DO.Tr. 28/11 1853 Striethorft XI. 73 und 24/4 
1857 Striethorſt XXIV. 204; Achilles Gef. 244. Ausgefprocen ift es Darm- 
ftadt Pf.G. Art. 135. Dieß gilt nicht nad Defterreihifchem Recht, nach wel⸗ 
chem ber Drittbefiger in bderfelben Lage ift wie ber Hypothekbeklagte gegen- 
über dem klagenden Eeffionar Erner, HR. 8 36, 18. 

®® Bayern 9.8. 8 46; Württemberg Pf.G. Urt. 86; Ultenburg H.O. 
8 76; Reuß &. 2. 9.8.8 75; Neuß j. 2. 9.8. 8 75; Weimar Pf.G. 8 109. 
Dieb gilt auch nad Defterreihiihem Hecht Erner, H.R. 8 36, 4 u. 6, und 
nad Preußiſchem Recht Pr. E.E. G. $ 38, 2. 
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ergibt ?*, und der BVerfügungsberehtigung des eingetragenen Ei- 
genthümers°®, ſoweit diefe nicht auf perſönlicher Dispofitiong- 
unfähigfeit beruht?®. Dem Sonderrechtsnachfolger, der eine Hy⸗ 
pothek in gutem Glauben erworben hat, können Einreden aus 
dem perjönliden Schulbverhältnig nur entgegengeſetzt werben, 
wenn fie ihm bei Erwerbung der Hypothek befannt waren, ober 
wenn fie aus dem Grundbuch fich ergeben ?’. Dagegen können 
Einreden, weldhe den materiellen Fortbeitand des Hypotheken⸗ 
rechts beftreiten, jedem Kläger entgegengejegt werben ®°. 

2. Unzuläßige Einreden. Als unzuläßig find in einzelnen 
Hypothekengeſetzen erklärt: 

a. die Einrede der Vorausklage. Unſere H.D. ſchließen 
die Einrebe ber perjönlihen Vorausklage aus, indem fie beftim: 
men, daß der Gläubiger nad feiner Wahl die perjönliche oder 
dingliche Klage fielen könne >°. 


% Bol. oben 8 307, 2. 

20 Bol. oben $ 299, 1 und 9. 

6 Bol. oben 8 299, 7; Negelöberger, H.R. 8 17. 24. 

97 gl. oben $ 298, 9. Nach denjenigen Rechten, welche die Giltigkeit 
der Ceſſion von der Umfchreibung im Hypothekenbuch abhängig machen, kann 
fih nur der eingetragene Eefjionar auf bie publica fides des Grundbuchs be» 
rufen Mecklenburgiſche HD. bei Meibom, HR. 8 30, 27; Altenburg und 
beide Reuß H.O. 8 21 Nr. 4. Diefer in Sadjen H.G. 1843 8 28 Nr. 4 
ausgeſprochene Srundfa gilt auch nad dem Recht des Sächſiſchen B.G. B., 
obwohl er in dieſes nicht aufgenommen iſt Siegmann, H.R. 8 1. Ebenſo ift 
er nad) Oeſterreichiſchem Recht anerkannt Exner, H.R. 8 49, 25. Die Ein- 
tragung der Einrede im Grundbuch geichieht durch Bormerlung. Die Be: 
ftimmung Br. OR. I. 20. 425, daß die innerhalb 4 Wochen nach erfolgter 
Eintragung vorgemerkte Einrede auch gegen denjenigen redlichen Dritten wirken 
jolle, weldher vor Ublauf der 4 Wochen die Hypothet erworben Hatte, ift nicht 
mehr in Geltung Förfter Ecciuß 8 199b, 17. 

ↄas Erner, HR. 8 36 Nr. 2. 

Nr. L.R. I. 20. 49; Förfter Eccius 8 19, 4. 181. Yür die Landes- 
theile des gemeinrechtlihen Rechtsgebiets, für welche die Preußiſchen Grund⸗ 
buchgejege eingeführt find, tft dieß beſonders vorgefchhrieben. E.G. für Neu» 
borpommern 8 8; für Schlewigholftein 8 32; für Hohenzollern 8 7; ebenjo 
für diejenigen felbftftändigen Rechtsgebiete, in melchen die Preußifchen Grund» 
buchgejege Aufnahme gefunden haben Oldenburg E.E.G. F 37; Sondershaufen 
EE.G. 8 34; Detmold E. E.G. F 37. In Braunſchweig war die Einrede 
ihon durch Gel. 21/12 1849 8 1, 1 befeitigt. Werner ift dieſelbe ausge- 
ſchloſſen Bayern 9.6. $ 49, Württemberg Pf.G. Urt. 116; Sachſen 8.0.8. 

Roth, Deutſches Privatrecht. LIL 42 
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b. Die Einrede des nicht gezahlten Geldes. Gemeinredt- 
lich ift gegen eine Quittung die exceptio non numeratae pecu- 
niae gegeben in der Art, daß das Belenntniß über den Empfang 
bes Darlehens erft in zwei Jahren beweisfräftig wird, infoferne 
der Schuldner in der Zmifchenzeit nicht feinen Widerſpruch gegen 
bie Beweisfraft zur Geltung gebracht hat‘. Dieje Beflimmungen 
find durch Einf.Gef. zur C. Pr.O. $ 17 im Allgemeinen befeitigt, 
und e3 find nur die Vorfchriften der Hypothelenordnungen für 
Behandlung diefer Einrede aufrecht erhalten *!ı. Solche Beltim- 
mungen finden fih uur in dem Bayrischen *? MWürttembergiüchen *° 


8 426; Darmftabt Pf.G. Art. 81 und 136; Altenburg HD. 8 81; Reuß 
& L. 9.8. 8 78; Reuß j. 2. H.O. 8 80; Weimar Pf. G. 8 113; Anhalt Pf. G. 
8 39; Rudolſtadt HD. 8 36; Medienburg R.R.HD. 8 29, R.St. B.O. 8 30. 
Dieß gilt auch nad Oeſterreichiſchem Recht, da bie Beftimmung U.B.G.B. 
8 466 duch Min.®. 17/9 1860 dahin interpretirt ift, Daß e3 dem Gläubiger frei- 
ftehe, die Klage gegen den perſönlichen Schuldner oder gegen den Eigenthümer 
be3 Pfandgutes oder gegen beide gemeinfchaftlich zu richten Erner, H.R. $ 36, 
24. Nah Br. 2.5. I. 20. 46 fteht dem perfönlichen Schuldner, der zugleich 
Eigenthümer der verpfändeten Sache iſt, das beneficium excussionis realis 
dahin zu, daß der mit der perfönlichen Klage Belangte verlangen Tann, dag 
ber Gläubiger zuerit aus dem Pfand feine Befriedigung ſuche. Ob diefe Be- 
ftimmung noch jegt anwendbar ſei, ift beitritten Yörfter Eccius 8 194, 129. 
Dem Defterreichifchen Recht iſt das beneficium excussionis realis nicht be- 
fannt A.B.G.B. 8 465; Exner, H.R. 8 36, 28. 

40 Windſcheid 8 8372. 

+1 Die Einrede war vielfältig ſchon länger burch die Landesgejepgebung 
zum Theil ohne Vorbehalt für Hypothekbeftellungen zum Theil mit ſolchem 
Borbehalt bejeitigt |. Stobbe, P.R. $ 190, 10. Für die letzteren Rechte iſt 
demnach die Zuläßigfeit der Einrede nach den Beſtimmungen der Hypothe⸗ 
fenordnungen bei Beftand geblieben. 

“Nach HG. 8 47 kann der Schuldner einer Hypothek, die in einem 
Geldanlehen befteht, folange feit der Eintragung 30 Tage nicht verftrichen 
find, oder wenn er innerhalb 30 Tagen nad der Eintragung die Einrede bes 
nicht empfangenen Geldes durch eine Proteftation im Hypothekenbuch hat vor⸗ 
merken laſſen, dieſe Einrede entgegenjegen, und zwar aud dem dritten Er- 
werber gegenüber, der die Forderung vor Ablauf jener 30 Tage oder nad) 
eingetragener Proteitation an fich brachte. Dieje Beſtimmung war durch Gel. 
29/3 1859, welches die Geltung der Einrede im Uebrigen aufhob, dahin ge- 
ändert, daß wenn die Eintede vor Ablauf von 30 Tagen feit Eintragung ber 
Hypothek geltend gemacht oder innerhalb derjelben Frift duch Proteftation 
im Hypothekenbuch ficher geftellt fei, das im Hypothekenprotokoll oder im 
HypothHelenbrief oder im Hypothekenbuch niedergelegte Empfangsbekenntniß für 
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Sächſiſchen“ und Mecklenburgiſchen Recht *° erhalten, während 
die des Preußifhen Rechts Teine Anwendung mehr finder ‘®. Die 
anderen Hypothekenordnungen enthalten keinen Vorbehalt, nad 


die beftrittene Auszahlung der Darlehensjumme nicht beweiſend jei vgl. Ne- 
gelöberger, H.R. 8 83. II. 5. Durch A.G. zur C. Pr.O. 23/2 1879 $ 123 ift 
die Beitimmung des Hypothekengeſetzes wieder hergeſtellt. 

“Nah Württemberg Pf.G. Art. 87 kann der Schuldner die Einrede 
gegen den Gläubiger innerhalb 30 Tagen nad der Eintragung vorbringen, 
oder innerhalb berjelben Frift die Verwahrung im Unterpfandbud vormerken 
lafien. Iſt die Verwahrung nicht erfolgt, fo trifft den Schuldner, der bie 
Einrede vorbringt die Beweislaſt Lang, Sachenrecht 8 168, 13. 

4 Nach Sadjen G.O. $ 220, Altenburg HD. 8 79, Reuß ä. 8. 90. 
8 76 und Neuß j. 2. 9.8. 8 78 fichert eine vor Ablauf von 30 Tagen nad) 
Eintragung der Forderung eingetragene Protejtation die Einrede gegen den 
dritten Inhaber, der die Forderung innerhalb jener 30 Tage an fich brachte. 

6 Nach den bei Meibom, H.R. 8 23, 33 angeführten Medlenburgifchen 
HD. Hat der Schuldner die Behauptung, daß das Kapital nicht gezahlt jei, 
innerhalb 30 Tagen nach der Intabulation der Hypothekenbehörde anzuzeigen, 
die eine Vormerkung darüber aufzunehmen Hat, und innerhalb 30 Tagen nad) 
der Anzeige den Nachweis beizubringen, daß er feine Einwendungen gerichtlich 
geltend gemacht habe, außerdem die Vormerkung auf Antrag des Gläubigers 
gelöfcht wird. 

“nr L.R. 1. 11. 738 ift vorgejchrieben, daß bei Schuldinitrumenten 
die zur Eintragung in das Hypothekenbuch beitimmt und darin wirklich ein» 
getragen find, die Bermuthung, daß Baluta nach dem Inhalt des Inſtruments 
wirtlich gegeben worden ift, erſt alddann eintrete, wenn der Schuldner inner- 
halb 38 Tagen nad erfolgter Eintragung feine Proteftation wegen nicht em- 
pfangener Baluta im Hypothekenbuch Habe vormerken laſſen. Diefe Beftim- 
mung bat durch die neuen Grundbuchgejege ihre Anwendbarkeit verloren, da 
nach diejen der Eigenthümer die Eintragung eines Widerjpruchd oder einer 
Einrede nur durch Vermittlung des Proceßrichters erwirken kann, die im Geſetz 
borgejehene Frift von 38 Tagen daher ihre Bedeutung verloren Hat. Die 
Einrede unterliegt nunmehr den allgemeinen Grundfägen, und es Tann dem- 
nad dem urjprünglicden Gläubiger und demjenigen, der die Hypothek unent- 
geltlih erworben Hat, die Einrede des nicht empfangenen Geldes ohne die 
Beſchränkung auf die 38 Tage und ohne Rückſicht darauf, ob fie eingetragen 
ift oder nicht, entgegengehalten werden, wobei jedoch der Bellagte den Beweis 
zu führen hat, mährend dieß dem entgeltlichen Erwerber gegenüber nur zu- 
läbig ift, wenn der Einwand aus dem Grundbuch fich ergibt oder dem Ceſ⸗ 
fionar bei der Ermerbung befannt war Erf. D.Tr. 2/4 1875 Entſch. LXXV. 
19; Förfter, Gr.B.R. 201; Förfter Eccius $ 137, 56. Ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen ift die Aufhebung für HYypothefeneintragungen E.E. G. Oldenburg $ 38; 
E.E.G. Detmold $ 38; E. G. f. Schleöwig-Holftein 8 32; f. Hannover 8 10; 
f. Ehrenbreitjtein $ 8; f. Hohenzollern 8 7. 

42 * 
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diefen ift fie alfo ausgeſchloſſen. Nah Defterreihiihen Recht ift 
fie überhaupt nicht gegeben *7. 

c. Bei Correalhypotheken ift die Einrede der Theilung 
ausgeſchloſſen *°. 

d. Die Einrede der Verjährung ift nach einem Theil der Hypo: 
thekenordnungen zugelaffen *°, nad einem anderen ausgefchloffen °°. 

e. Nah Preußifhem Recht find Einreden gegen das Ber: 
fügungsrecht des Klägers aus der Perſon feines eingetragenen 
Nechtsurhebers ausgeſchloſſen °'. 

f. Nah Bayriſchem Recht Tann gegen eine an fich richtige 
Forderung, die im Hypothekenbuch eingetragen tft, die Einrede Des 
Mangels des richtigen Titels überhaupt nicht vorgebradyt werden °*. 

g. Nach Württembergiichem °? und Medlenburgifhem Recht °* 
ift gegen eine eingetragene Hypothek die Einrede des Macedonia: 
niſchen Rathſchluſſes nicht zuläßig. 

V. Erefution’®. Die Erefution erfolgt nad den ein- 
zelnen Landesrechten verjchieden, entweder dur Zwangsverſtei⸗ 
gerung oder Sequeftration nach der Wahl des Gläubigers °° oder 
nur fubfiviär, wenn die Zwangsverſteigerung zu einem Refultat 
nicht führt °”. Das Berfahren richtet fih nad den allgemeinen 
Beftimmungen über die Erefution in das Immobiliarvermögen °°. 


47 Sie ift duch die Beftimmung A.B.8.8. 8 1001 ſtillſchweigend aus 
geichloffen. 

48 Br. E.E.G. 3 42; Regelöberger, HR. 8 79. II. c; Darmſtadt Pf.G. 
Art. 83. 137; Meibom, H.R. 5 23, 12. 

4 ©. unten 8 334, 81. 

6° S. unten 8 334, 82. 

1 Pr. E.E.G. 5 38, 3. 

53 Bayern 9.8. $ 16; Megelöberger, HR. 8 49. Diejelbe Beſtimmung 
hat Weimar Pf.G. 8 64. 

53 Pf.E.G. Urt. 17; Lang, Sachenrecht $ 168, 12. 

+ Meibom, HR. 8 23 Nr. 3. 

65 VBgl. Stobbe, P.R. 8 114. II; Förfter Eccius 8 197, 57; Dernburg, 
Pr. BR. I. 8 343-353; Negelöberger, H.R. 8 83—85; Römer, PR. 8 
46-48; Lang, S.R. 8 190; Siegmann, HR. $ 48; Meibom, H.R. 8 26; 
Müller, PER. 8 65. 66; Exner, HR. 8 — 

66 Vgl. oben $ 810, 18. 

87 Bgl. oben 8 310, 20. 

58 Es gelten folgende Gefege: Breußen Gej. die Zwangsvollſtrecung 
in $mmobilien 4/3 1879 und Bmwangsvollitredungsordnung 13/7 1883, Ol⸗ 
denburg Gel. die Zwangsvollitredung in Immobilien 2/4 1879; Braun 
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Für das Verfahren bei der Zmangsverfteigerung und die Wirkung 
berjelben haben unjere Landesrechte zwei Syſteme: 

1. nad) der einen Claſſe darf der Zufchlag nur erfolgen, 
wenn burd das Meiftgebot die dem betreibenden Gläubiger vor: 
gehenden Pfandforderungen gededt werben, wobei nach dem einen 
Theil der Landesrechte die vorgehenden Pfandrechte durch bie Sub- 
baftation nicht berührt werden, demnach auf den Erfteher über: 
gehen 9°, während nad) dem anderen Theil das Meiftgebot durch 
Baarzahlung erlegt werden muß, wobei die vorgehenden Pfand: 
gläubiger aus dem Erlös befriedigt werden, eine Uebernahme ber 
vorgehenden Hypotheken demnach nur eintritt, wenn dieß unter 
ben Intereſſenten vereinbart ift °°. 


ſchweig @ei. die Zwangsvollſtreckung 10/7 1879; Koburg-Gotha Gel. 
die Zwangsvollfiredung 7/4 1879 und Zuſatz 11/4 1881; Sondershaufen 
A. ©. zur E.PBr.Dd. 1/5 1879 8 8—10; Detmold U. ©. zur C. Pr.O. 26/7 
1879 8 11—13; Shaumburg Geſ. die Bmangdvollftredung 24/4 1880; 
Bayern Subhaftationdorbnung 23/2 1879; Sachſen Gef. einige mit der 
C.Pr.O. zufjammenhängende Beltimmungen 4/3 1879 8 10—14, und 3.8.0. 
15/8 1884; Württemberg Gel. die Zwangsvollſtreckung 18/8 1879; Her 
jen 9. ©. zur D. C. Pr.O. 4/6 1879 Art. 49—68; Medlenburg 2. die 
Biwangsvollitredung 24/5 1879; Weimar ©. die Zwangsvollſtreckung 12/5 
1879; Meiningen Gef. die Zwangsvollftredung 21/6 1879; Altenburg 
A.G. zur D. C. Pr.O. 25/8 1879 8 15—22; Reuß ä. 2. A.G. zur C. Pr.O. 
3/5 1879 8 33- 50; Neuß j. 2%. Gel. die Zwangsvollſtreckung 19/9 1879; 
Anhalt A.G. zur D. C. Pr.O. 10/5 1879 8 15—22 und SubhaftationsD. 
10/5 1879; Rudolſtadt Gel. die Zwangsvollſtreckung 8/8 1879; Lübed 
ei. die Zwangsvollſtreckung 16/7 1879; Hamburg Gel. Zwangsvollſtre⸗ 
dung 14/7 1879; Bremen A.G. zur D. E.Pr.D. 25/6 1879 8 4 28—44 
und Gef. Abänderung der Erbe- und Handfeftenordnung 21/9 1879. 

60 Dieſes Brincip befolgt die Preußiſche 8w. B.O. $ 22. 57 Dernburg, 
Pr. BR. I. $ 351, 13. Derjenige Theil des Kaufpreißes, der dadurch nicht 
in Anſpruch genommen wird, wird unter die dem Antragſteller nachſtehenden 
Hypothelgläubiger prioritätämäßig vertheilt, wobei die vertragsmäßige Ueber: 
nahme ftatt Zahlung dem Eriteher geitattet ift 8. V.O. 8 116 Dernburg, 
Pr. PR. J. 8 351. Für die nachſtehenden Hhypothelgläubiger gelten dem⸗ 
nach diejelben Grundſätze wie nad der zweiten Claſſe für ſämmtliche Hy- 
pothetgläubiger. Mit der Preußiſchen 3.B.D. ftimmt die neuerdings erlafjene 
für Sachſen 8 10 überein. 

Nah Württemberg Pf.G. Art. 112 und 8.V. Geſ. 18/8 1879 Art. 14 
ift, wenn nicht eine Uebernahme der vorgehenden Hypotheken vereinbart ift, 
der Betrag berjelben aus dem baar zu erlegenden Kaufpreis zu bezahlen. Der 
Zuſchlag für ein Gebot, durch welches die dem Untragfteller vorgehenden 
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2. Nagy der anderen Claſſe von Rechten erfolgt der Zufchlag 
auf das Meiftgebot ohne Rüdfiht darauf, ob dadurch die Dem 
Antragfteller vorgehenden Hypotheken gededt find °!. Diefe Gefete 
gehen von dem Grundjag aus, daß das Objekt ſchuldenfrei auf den 
Erwerber übergebe. Daher erlöfchen die Hypothefen mit dem Zu: 
ichlag oder jedenfalls mit der Zahlung des Kaufpreißes, fomeit 
nicht durch Vereinbarung mit den Gläubigern eine Uebernahme ber- 
felben durch den Erwerber ftattfindet, und bie Hypothekgläubiger 
werden aus dem Kaufpreis prioritätämäßig befriedigt °?, wobei Die 
durch die Kaufjumme nicht gededten Hypotheken ausfallen. 

Gänzlich verſchieden hievon ift die Stellung des franzöfifchen 
Nechts. Diefes hat ein DVerfahren ausgebildet, welches weder 
dem des gemeinen Rechts noch dem des älteren franzöfiichen 
Nechts °° entipricht, vielmehr al3 völlige Neugeftaltung erjcheint. 
Hiernach unterfcheidet ſich das Verfahren gegen den perjönlich haf- 
tenden Schuldner von demjenigen gegen ben nicht perfönlich 
baftenden Schuldner darin, daß nur der lebtere, wenn er nicht 
zahlen will, das Pfanbobjelt den Gläubigern zur Erefution 
überlafjen kann, wodurch er von jeder weiteren Haftung befreit 
wird. Nur das legtere Verfahren wird im Geſetzbuch als droit 
de suite beſonders behandelt **. 

Die Grundfäge des franzöfiichen Rechts hinſichtlich der Geltenb- 
machung der Immobiliarprivilegien und Hypotheken find folgende: die 
Hypothek des franzöfifchen Rechts hat zwei Wirkungen, die des Vor: 
rangs (droit de preference), und die des Verfolgungsrechts (droit de 


Bfandgläubiger nicht ſämmtlich gededt find, darf ohne deren Zuftimmung 
nicht ertheilt werben. Diefer legtere Grundſatz gilt ebenſo nah Heilen Pf. G. 
rt. 107, wobei jedoch nah Pf.G. Urt. 109 der Richter zu beitimmen hat, 
ob die Befriedigung der vorftehenden Hypothelen oder bie Uebernahme der⸗ 
jelben dem Erfteher zur Bedingung zu maden fei. 

1 Diefer Grundfag gilt nach den übrigen Deutichen Rechten außer den 
Note 59 und 60 aufgeführten und nach dem Defterreichifchen Recht, wogegen ſich 
Exner, HR. 8 366, 1 mit Recht erflärt. Ebenſo fprechen ſich dagegen aus 
Salpius Gutachten in den Verhandlungen des XII Deutſchen Juriitentags 
I. 117 und Heinen ebenda I. 134; Bähr in Ihering, Jahrb. XII. 184— 214. 

02 Stobbe, PR. 8 114, 20. 

68 Ueber die Hypothekenklage des älteren franzöfiihen Rechts vgl. Zrop- 
long, n. 779. Das in der nachfolgenden Darftellung von der Hypothel Ge⸗ 
fagte gilt ebenfo von den Immobiliarprivilegien. 

“4 O. o. Urt. 2114. 2116. 
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suite) °°. Das erfte ift beſtimmend für das Rechtsverhältniß des per- 
ſönlich haftenden Eigenthümers, das legtere für das des dritten Befi- 
ers des Pfandobjekts, der nicht perfönlich haftet. Die Wirkung der 
injfriptiongfreien und Die ber inſkribirten Sypothef befteht darin, daß 
fie allen hirographiichen Forderungen in der Wirkung gegen das 
Pfandobjelt vorgeht, und daß die Hypotheken unter fich nach ber 
gejeglihen Ordnung rangiren. Die Geltendmahung der Hypo- 
thefforderung gegen den perjönlich haftenden Eigenthümer erfolgt 
in derfelben Form wie die Geltendmachung einer Forderung gegen 
die Immobilien jedes Schuldners °°. Nur darin unterfcheidet fich 
bie Zwangsvollitredung aus einer ſolchen Hypothek von der Zwangs⸗ 
vollftredung für andere Forderungen, daß fie nur gegen die Hypo: 
thefenobjekte gerichtet werden Tann, infoferne biefe zur Befriebi- 
gung der Forderung ausreichen °”. Gegen den perfönlich haftenden 
Schuldner ift aljo nad franzöfiihem Recht nicht die actio hypo- 
thecaria gegeben, fondern es wird gegen ihn wie bei Geltenb- 
machung jeder Forderung gegen die Immobilien eines Schuldners 
verfahren (Saisie immobiliere). Die actio hypothecaria des fran- 
zöſiſchen Rechts ift nur gegen den Drittbefiter gegeben, der nicht 
ber perjönlich haftende Schuldner ift. Diefer ift verpflichtet, dem 
Unterpfandsgläubiger, defjen Forderung injfribirt oder von ber 
Inſkription befreit ift *®, die Schuld, infoferne dieſelbe fällig ift, 
zu bezahlen, oder die Liegenfhaft aufzugeben °’. Der Gläubiger 
bat zu diefem Behuf dem Befiger, wenn dieſer nicht von dem 
Burgationsverfahren Gebrauch gemacht ”° oder freimillig bezahlt 
bezw. die Liegenſchaft aufgegeben hat ”!, die Aufforderung zur Zah: 
lung oder zum Aufgeben der Liegenjchaft und zugleich dem Schuld: 
ner einen Zahlungsbefehl zugehen zu laffen ”?. Hat der Befiker 


CO. c. Art. 2134. 2166; Bachariä 8 283, 4. 

eo Q, o. Art. 2204 f.; C. de pr. Art. 673 folg.; Zachariä 8 581. 

e7 0. c. Urt. 2209; Badhariä 8 581, 12. 

es Nach einer andern Meinung follen injkriptiondfreie Legalhypotheken 
gegen den dritten Bejiter nur verfolgt werden können, wenn fie vorher in- 
jfribirt worden find, |. Dagegen Zachariä S 287, 7; Aubry 8 269, 10. 

© 0. c. Art. 2168. 

"°C, o. Art. 2167. Ueber dad Purgationdverfahren vgl. oben 8 309, 95. 

1 C. c. Urt. 2168. 2169. Der Eigenthümer hat auch ohne Sommation 
das Recht, das Objekt aufzugeben Zachariä 8 287, 11. 29. 

2 6, c. Urt. 2169. 





664 Theil 3. Buch 4. 8 313. 


nit in 30 Tagen nach der Aufforderung das Purgationzver: 
fahren eingeleitet oder gezahlt oder erflärt, daß er die Liegen: 
Iheft aufgebe, jo Tann ber Gläubiger das Objekt zur Verſteige⸗ 
rung bringen ?®. Die Liegenfhaft aufgeben Tann nur Derjenige, 
der nicht für die Forderung perjönlich haftet ”*; durch Einleitung 
des PBurgationsverfahrens geht das Recht verloren ’°. Der Eigen: 
thlimer entäußert fih dur das Aufgeben nur des Befites, nicht 
des Eigenthums. Es wird auf Antrag des zuerft ſich mel: 
benden Gläubigerd ein Curator gewählt, und gegen diefen für 
alle betheiligten Gläubiger die Berfteigerung betrieben ”®. Bis 
zum endgiltigen Zuſchlag darf ber Eigenthümer die Liegenschaft 
wieder an fich ziehen, wodurch er die Verpflichtung übernimmt, 
alle auf der Liegenſchaft ruhenden Forderungen vollftändig zu be: 
rihtigen ””. Ergibt fich bei der Berfteigerung ein Mehrerlös, fo 
bleibt ihm diefer ”°. Bei zufälligem Untergang bat er feinen An: 
ſpruch auf Entihädigung ’”’. Der dritte Befiter, der die Liegen» 
ſchaft aufgibt, haftet den hypothekariſchen Gläubigern für ben 
Schaden, den bie Liegenjchaft durch feine Schuld oder Fahrläßig: 
feit erlitten hat®®. Die auf diefelbe verwendeten Koften fann er 
nur zurüdfordern, wenn die Liegenjchaft durch diefen Aufwand 
zur Zeit der BVerfteigerung einen höheren Werth Hatte ®!. Hat 
der dritte Befiter weder gezahlt noch die Liegenſchaft aufgegeben, 
fo wird gegen ihn mit der Ywangsverfteigerung verfahren °?. Dem 
Eigenthümer fteht jedoch nach den gejeglichen Beftimmungen die 
Einrede der Vorausflage des Schuldners zu, wenn für diefelbe 


78 Bol. unten Note 82. 

7% G, 0. Urt. 2172; Zachariä 8 287, 45. 

7° Badhariä 8 287, 42; Puchelt, H.R. 8 82, 13. 

°C, c. Art. 2174, 2; Puchelt, H.R. 8 82, 17. 

TC. o. Art. 2173; Puchelt, HR. $ 82, 18; Zachariä $ 287, 34. 

"8 Badhariä 8 287, 33. 

0 Badariä 8 287, 33; Budelt, H.R. 8 82, 20. 

0. c. Art. 2175; Zachariä 8 287, 36; Pudelt, H.R. 8 82, 30. 

°ı 0, c. Art. 2275; Zacharia 8 287, 38. 
s2 C,c. Art. 2169; Zachariäà $ 287, 19. Die Unterfcheidung gegenüber 
dem Verfahren bei dem Aufgeben des Objelt3 liegt darin, daß durch das lep- 
tere der Eigentümer von der Durchführung der Subhaftation befreit wird, 
das von den Gläubigern durch einen Eurator zu betreiben ift Puchelt, HN. 
8 82, 17. 
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Schuld noch andere im Befit deſſelben befindliche Liegenſchaften 
verpfändet find ®°; ob noch andere Einreden iſt beſtritten ®*. AU- 
gemein wird bie Einrede, daß der Gläubiger ihm Gewähr für bie 
Liegenſchaft zu leiften habe, für zuläßig gehalten ®°. Für die Sub: 
haftation find in den einzelnen Rechtsgebieten des franzöſiſchen 
Rechts in Deutfchland jett folgende Gejete maßgebend: 

Preußiſche NRheinprovinz: Subhaftationsordnung 1/8 1822; 
Gejet 4/3 1879 Zwangsvollitredung in das unbemwegliche Ber: 
mögen. Bayern Pfalz: Subhaftationsordnung 23/2 1879. Baden: 
Einführungsgejeh der Neichsjuftiggefege 3/3 1879 8 41—98. 2. 
das Verfahren bei Zwangsvollitredung in Liegenichaften betr. 25/7 
1879. Heflen-Darmftadt, Rheinheffen: A.G. zur D. C. Pr.O. 4/6 
1879 Art. 110—181. Eljaß:Lothringen Geje 1/12 1873 Zwangs⸗—⸗ 
verkauf der Liegenichaften und 30/4 1880 Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen. 

Auch nah franzöfiihem Hecht gilt der Grundfaß, daß die 
bei prioritätSmäßiger Bertheilung des Kaufpreißes nicht gededten 
Smmobiliarprivilegien und Hypotheken erlöfchen °*. 


8 314. 
2. Die Grundſchuldklage. 


Nah Preußifhem Recht und den daraus abgeleiteten Lan- 
besrechten ift zur Geltendmachung der Grundſchuld biejelbe Klage 


88 (, c. Art. 2170; Bachariä 8 287, 21. Die Einrede kann jedoch weder 
den Släubigern bie ein Privilegium noch denjenigen die eine Specialiypo- 
thek haben, entgegengefegt werden C. c. Art. 2171; Zadjariä 8 287, 26. 

* So hält Badariä 8 287, 28 die Einrede, daß der Bellagte wegen 
einer Handlung de3 Gläubigerd nicht in defien jämmtlihe Rechte eintreten 
könne für zuläßig f. dagegen Aubry 8 287, 30. Für zuläßig Hält Pudelt, 
HR. 8 82, 24 die Einrede der Befriftung, des Mangels der Sommation und 
der Anfechtung des Rechts, auf welchem die Berfolgung beruht. Nicht mehr 
zuläßig find die in dem älteren Recht begründeten Einreden der Priorität 
einer dem dritten Befiger zuftehenden Forderung, der Retention wegen Ber: 
wendungen auf das Objekt und der Klagenceifion Aubry 8 287, 26; Puchelt, 
HR. 8 82, 27—29 a. 

5 Hachariä $ 287, 27; Aubry 8 287, 25; Puchelt, H.R. 8 82, 26. 

86 Sal. unten $ 321, 47. 


666 Theil 3. Buch 4. 5 314. 


gegeben wie zur Geltendmahung der Hypothek, nämlich die hy— 
pothekariſche Klage!. Für die Klage aus ber Grundſchuld find 
daher die für die Klage aus der Hypothek geltenden Grundfäge 
maßgebend mit folgenden Ausnahmen: 

1. 2egitimirt zur Klageerhebung ift jeder Inhaber des Grund: 
ſchuldbriefs dann, wenn diefer mit einer Blankoceſſion verſehen ift ?. 

2. Gegen bie Klage aus einer Grundfchuld find Einreden 
nur foweit zuläßig, als fie dem Beklagten gegen den jedesmaligen 
Kläger unmittelbar zuftehen, oder aus dem Grundfchulbbrief fich 
ergeben, oder als die Thatſachen, auf welche fich diefelben gründen, 
dem Kläger beim Erwerb der Grundſchuld befannt geworden find. 
Hiebei ift beftritten, inwieferne Einreden au8 bem zu Grund lie- 
genden Nechtsverhältniß unter den urjprüngliden Contrahenten 
vorgebracht werden können. Die eine Anficht hält biefelben unter 
diefen für unbeſchränkt zuläßig, jo daß in biefer Hinfiht ein Un- 
terfchied zwischen Grundſchuld und Hypothek nicht befteht‘. Die 
andere Anſicht will Einreden aus dem zu Grund liegenden Schuld: 
verhältniß nur zulaffen, infoferne die Ungiltigfeit deſſelben Die 
Ungiltigleit der Eintragungsbewilligung zur Folge bat, und rad) 
einer dritten Anficht find nur da, wo die Grundſchuld zur Sicherbeit 
eines perſönlichen Anſpruchs beftellt it, Einreden daraus zuläßig ®. 

Die gleihe Stellung wie dad Preußiſche Recht nehmen die: 
jenigen Mecklenburgiſchen Hypothekenordnungen ein, welde bie 
jelbftftändige Hypothet angenommen haben’. Auch nad diefen 


1 Br. E.E.G. 8 37; „Durch die Eintragung der Hypothek und ber Grund» 
ſchuld wird für den Gläubiger die dingliche Klage begründet”. Bütter in 
Magazin für das Deutfhe Recht IV. 131 hebt mit Necht hervor, daß für 
beide Formen der Belaftung die gleiche Klage gegeben jei. 

? Br. E. E.G. 8 55: „Grundſchulden können ohne Nennung des Erwerbers 
abgetreten werben (Blantocefftion). Feder Inhaber erlangt dadurd) das Red... 
die dingliche Klage anzuftellen.” 

Dr. E.E.G. 8 38, 1. Diefelbe Beitimmung Haben Oldenburg E.E.®. 
8 38; Coburg⸗Gotha E.E.G. 8 38; Detmold E.E.G. 8 38; Schaumburg 
E. EG. 8 67. 

* Diefer Anficht find Dernburg, Pr. P-R. I. 8 342 Nr. 1; Stobbe, PR. 
8 114, 5; Bütter in Magazin IV. 136. 

5 Diefer Anficht find Achilles Gef. 236, 1. 0; Förſter Ecciud 8 199 b, 20. 
° Diefer Anſicht find Bahlmann, Gr. B. R. 153; Colberg, öffentlicher Glaube 

148 f.; Rudolph, accefjorifche Hypothek U. f. C.Pr. LXVII. 275. 
T gl. oben 8 294, 4. 
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gelten für die Klage die gleihen Grundfäbe mie für die Klage 
aus der acceſſoriſchen Hypothek, und es ift nur infoferne ein Un- 
terſchied Hinfichtlid der Einreden gegeben, als bei diefen Einreden 
aus dem zu Grund liegenden Rechtsverhältniß, injomeit fie nicht 
überhaupt gejeglich ausgefchloffen find ®, gegen den urfprünglichen 
Gläubiger nur gegeben find, infoferne diefer durch die Eintragung 
eine ungerechtfertigte Bereicherung erlangt bat?. Im UWebrigen 
gilt auch nach diefen Hypothekenordnungen der Grundſatz, daß fi 
der Berpflichtete nur folder Einreden bedienen kann, welde ihm 
nad Maßgabe des Hypothekenbuchs oder Hypothekenſcheines oder 
unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuftehen !°. 


Abſchnitt 7. 
Uebergang der Hypotheken und Grundfchulden. 
Abtheilung 1. 
Nebergang der Hypotbelen. 


g 315. 
I. Die Ceffion ®. 


Das hypothekariſche Recht geht wie andere Rechte mit der 
Forderung im Weg der Erbfolge auf die Erben über? Unter 
Lebenden geht das hypothekariſche Recht durch Vertrag (Ceſſion), 
duch Geſetz (hypothekariſche Succeffion $ 316), oder durch rid): 
terlihe Zumeifung® über. Für die Webertragung des bypothe- 
kariſchen Rechts durch Ceſſion gelten folgende Grundfäge: 

I. Der Gläubiger bat die Befugniß, die durch Hypothek 


® Ueber bie Einreden, welche nach Medienburgifchem Necht allgemein aus⸗ 
geichloflen find vgl. Meibom, HM. 8 23, 27 folg. 

? Meibom, HR. 8 23, 25. 

10 R. R.H.O. 8 237; R. St. B.O. 8 38; Meibom, H.R. $ 30, 19. 

ı Dernburg, Pr. BR. I. 8325; Förfter Eccius $ 199. I; Regelöberger, 
HR. 8 87. 88; Lang, Sachenrecht 8 185; Siegmann, H.R. 531.32; Müller, 
PER. 8 67; Meibom, HR. 8 28-80; Exner, HR. 8 49—56. 

2 Sachſen 8.8.9. 8 437; Exner, HR. 8 48, 1. 

2 Bol. über dieſe Regelsberger, H.R. 8 87, 11. 
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verficherte Forderung zu cediren *. Borausgefegt wird, Daß bie 
Forderung überhaupt cedirt werben Tönne®, und daß ber Ber: 
fügung des Gläubigers fein Hinderniß im Weg fteht, eniweber 
indem durch Eintragung einer Dispoſitionsbeſchränkung bem Gläu- 
biger die Verfügung über die Forderung entzogen ift®, ober auf 
Grund eines vertragsmäßigen Geffionsverbotes, welches in das 
Hypothelenbud eingetragen oder durch Proteftation fichergeftellt 
ift”. Berpfändung der Hypothekforderung fteht der Ceſſion nicht 
entgegen, da das Pfandrecht auch gegen ben Geffionar wirft ®. 

II. Die Hypothek kann nur in Verbindung mit der Forde— 
rung übertragen werden ?; Webertragung der Hypothek ohne die 
Forderung ift nichtig ?°. Wird die Forderung ohne die Hypothek 
abgetreten, fo erliſcht die letztere ?. In der rechtsgiltigen Eeifion 
der Forderung ift die Webertragung ber Hypothek von felbft ge: 
geben 18. 


Br, 2.8. I. 20. 511; Br. EEG. 3 52-55; Bayern H. G. 8 53; Würt- 
temberg Pf.G. 3 84. 85; Sachen 8.0.8. 8 438; Heflen Pf.G. Art. 92; Al⸗ 
tenburg HD. & 84-87; Reuß ä. L. HD. 8 81-83; Neuß j. 2. HD. $ 
83—85; Weimar Pf.G. 8 72. 73. 8 80-83; Rudolſtadt H.D. 5 31—34; 
Anhalt Pf.G. 13/4 1870 8 35. Das Defterreihiihe Gr.B.G. enthält feine 
Beftimmungen über Ceſſion von Hypotheken, dieſe richtet fi nad den Be 
flimmungen A.B.G.B. 8 1392—1399. 

5 Es enticheiden Hierüber die allgemeinen civilvechtliden Grundſätze vgl. 
Windicheid 8 335; Förſter Eccius 8 99. III, Sachſen 8.8.8. 8 964966. 
Ueber das Defterreichifche Necht vgl. Exner, H.R. 851. Sicherheitähypothelen 
find nur ſoweit der Abtretung fähig, als das Grundverhältniß abgetreten 
werden kann Negelöberger, HR. 8 89, 7; Siegmann, H.R. 8 31, 8. 

® Dal. oben 8 312. 

T Megelsberger, HR. 8 65, 7; Ener, HR. 8 27, 29, 

° Erf. Münden 22/10 1870 Sammlung I. 2. 

’ Br. E.E.G. 8 52, Yörfter Eccius 8 1908, 1; Bayern H.G. 8 87, 3; 
Sachſen 8.9.8. 8 384; Altenburg H.D. 8 84; Neuß &. 2. 9.D. 881; Reuß 
j. 2. 9.82. 8 83; Darmftadt Pf.G. Art. 92, 1; Weimar Pf.G. Art. 72; Ru⸗ 
dolſtadt H.O. 8 32. 

10 Dernburg, Pr. P.R. I. 8 325, 18; Regelsberger, H.R. 8 87, 5. Dieß 
gilt auch nach Oeſterreichiſchem Recht Exner, H.R. 8 49, 13. 

11 Regelsberger, H.R. 8 87, 3; Sachſen B.G. B. 8 456. Dieß gilt nicht 
nach Oeſterreichiſchem Recht. nach welchem das Pfandrecht in dieſem Fall 
vielmehr dem Cedenten verbleibt. 

12 Braunſchweig E.E.G. 853; Bayern H.G. 8 53 Regelsberger, 8 87,2; 
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II. Für das Verfahren bei der Eeffion find im Allgemeinen 
die Beftimmungen des Civilrechts maßgebend !°. Indeſſen find 
in Folge der Hypothelenrechtlihen Einrichtungen folgende Mo- 
dififationen gegeben: 

1. Nach dem einen Theil der Hypothefenordnungen feht bie 
giltige Seffion Eintragung in das Hypothekenbuch voraus. Nach 
Sächſiſchem Recht ift Vorlage des Geffionsvertrags in urkundlicher 
Form und Eintragung im Hypothefenbuch erforderlich. ’*. Nach Heflen- 
Darmftäbtiidem Recht ift die Vorlage des Hypothekenbriefs und 
des Ceſſionsvertrags in einer Öffentlichen oder binfichtlih der Un- 
terichrift gehörig beglaubigten Urkunde und Eintragung im Hy: 
pothekenbuch erforderlich °. Nah den Rechten von Weimar ?®, 
Meiningen 17 und Rudolſtadt !° ift Benachrichtigung des Schuld⸗ 
nerd und Eintragung in das Hypothekenbuch erforderlid. Nah 
dem Anhaltiihen Gr.B.G. ift dieſes Erforderniß nur bei Theil: 
cejfionen gegeben '°. 

2. Ein anderer Theil der Rechte macht die Giltigfeit der 


Württemberg Pf.&. Art. 92; Darmftadt Pf.G. Art. 98; Wltenburg H.O. 8 85; 
Neuß ä. 2. HD. 8 82; Neuß j. 2. HD. 8 84; Weimar Pf.G. 8 73; Ru- 
dbolftadt H.O. 8 33. Dieß ift auch nach Deiterreihiihem Recht anzunehmen, 
wenn nicht das Gegentheil ausdrücklich ausgemadt ift Exner, HR. 8 49, 10, 
ebenfo nad, Preußiſchem Recht Dernburg, Br. BR. I. 8 325, 20. Dagegen 
gilt dieß nicht nad Sachſen 8.8.8. 8 386. 

18 Regelsberger, H.R. 8 87 nach Note 1. 

14 Sadien 8.8.8. 8 488; ©.D. 1865 8 145; Ultenburg H.D. 8 86. 145; 
Neuß d. 2. H.O. 8 88. 144; Reuß j. L. HD. 8 85. 145. Nach Altenburg 
HD. 8 86 und Neuß j. 2. 5.0. 8 85 ift noch Benachridtigung des Schuld- 
ners erforderlich. 

» Pf.G. Art. 92, 2; 2.8. Inſtr. 8 85; Müller, PER. 8 67,5. Der 
Schuldner ann, wenn er vom Ceſſionar benachrichtigt ift, an ben Cedenten 
nit mehr giltig zahlen. Zur Zahlung an den eifionar verpflichtet ift er 
erft nad) Eintragung ber Ceſſion. 

© Weimar Pf.&. 8 80. 

17 Meiningen Gr. B. G. Urt. 10. 

is Rudolſtadt HD. 8 3A. 76. 77. 

19 Nach Anhalt Pf.G. 13/4 1870 8 85 ift zur Ceſſion hypothekariſcher 
Forderungen die fchriftliche Form und Uehergabe des Dokuments erforderlich). 
Theilceffionen bedürfen jeboh nah Gr.B.@. 11/3 1877 8 6a zu ihrer Gil- 
tigleit der Eintragung. 


re sel EEE nF EEE ae, ee — 


670 Theil 8. Buch 4. 8 815. 


Geffion von der Eintragung nicht abhängig *?®, fie ift jedoch erfor- 
derlih, um den Eeffionar gegen die Folgen der Deffentlichleit des 
Hypothekenbuchs zu ſchützen *!. Nah Bayriihem Hecht febt Die 
Abtretung einer Hypothetforberung notarielle Berbriefung der Ab- 
tretungserflärung voraus ??. Die Geffion ift mit Abſchluß des 
Bertrags perfekt, und ihre Wirkſamkeit richtet ſich nad civilrecht⸗ 
lihen Grundfägen *°. Eintragung der Geffion ift zur Giltigfeit 
derjelben nicht erforderlich ?*, der Ceſſionar kann biejelbe jedoch 
auf Grund der GEeffionsurkunde beantragen ®°. Der Webergang 
der Forderung wird nach erfolgter Eintragung auf dem Hypo: 
thefenbrief bemerkt, und dem Schuldner amtlich notificirt ?®. Die 
Eintragung bat den Zweck ben Geffionar gegen die Folgen ber 
Deffentlichleit des Hypothekenbuchs zu Ichügen?’, und bat Die 
Wirkung, daß dem Schuldner gegenüber der Geffionar ganz an 


2° Es gilt dieß nad den Rechten von Bayern, Württemberg, Defterreid) 
und nad mehreren Mecklenburgiſchen Hypothelenordnungen. 

#1 Der nicht eingetragene Ceſſionar ift namentlich gegen eine anderwei⸗ 
tige Ceſſion nicht gefehägt, da der eingetragene Gläubiger zur Verfügung über 
das Hypothelenrecht Tegitimirt ift, der nichteingetragene Ceſſionar daher eine 
in das Hypothekenbuch eingetragene zweite Geffion anerkennen muß Regels⸗ 
berger, HR. $ 87, 18; Lang, Sachenrecht 8 185, 15; Exner, 9.8. 8 49, 26. 

2 Früher war es beftritten, ob die Geifion von HYypothelforderungen 
dem Notariaidzwang unterliege |. darüber Regelsberger, HR. 8 87, 12; 
durch Geſ. 29/4 1869 8 60 ift die bejahende Meinung anerkannt vgl. Regels⸗ 
berger, H.R. 8 87, 14. Diefe Beftimmung bezieht fich nur auf die Erflärung 
bes Cedenten; die auch nad Bayriſchem Mecht erforderliche Annahme des 
Ceſſionars bedarf der Berbriefung nicht, und kann auch ftillichweigend er- 
folgen Regelöberger, H.R. 8 87 Nr. 2. 

8 Namentlich ift Benachrichtigung des Schuldnerd erforderlih. Gegen 
den Schuldner, der in entichuldbarer Untenntniß von der Ceſſion an den Ce⸗ 
denten bezahlt Hat, fteht dem Eejfionar ein Anſpruch nicht zu Regeläberger, 
HR. 8 88, 3. 

2. Negelöberger, H.R. 8 87 Nr. 4; die entgegengejegte Angabe in meinem 
Bayr. E.R. (1) 8 192, 29 entbehrt der Vegründung. 

20 5.8. 8 167; Regelöberger, HR. $ 87, 19. 

2° 5.8. 8 167 und 157. 

9.0. 8 26, 6. Der Ceſſionar muß die nachtheiligen Folgen wider 
fi gelten laffen, welche aus unterlaffener Eintragung der Ceſſion entftehen. 
Sit die Seifion nicht eingetragen, fo kann der Cedent durch anderweitige Ceſ⸗ 
fion und Eintragung derjelben im Hypothekenbuch das Hecht auf einen anderen 
Ceſſionar übertragen Megelöberger, HR. 8 87, 18. 
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die Stelle des Cedenten tritt ?*. Nah Medlenburgiihem Recht 
ift für die Geffion feine Form vorgefchrieben. Die Eintragung, 
die nur auf Antrag der Betheiligten erfolgt, hat nur den Zweck, 
den Geffionar bie Vortheile der Publicität zu fihern*’. Nach 
MWürttembergiihem Recht bedarf die Ceſſion Feiner orm ®°. Die 
Eintragung, die nur auf Antrag des Geffionars erfolgt, hat den 
Zweck, denjelben gegen Verfügungen des Eedenten zu ſchützen ®", 
und zugleich dem Schuldner gegenüber die Geffion in Wirkſam⸗ 
teit zu feßen!?, Nah Defterreihiidem Recht fett die Ceſſion 
einer Hypothekforderung einen Geffionsvertrag voraus, der an 
feine Form gebunden ift®®, und dur welden das Forberungs- 
recht auf den Gejfionar übergeht. Der Uebergang des Pfand: 
rechts wird nah Defterreihiidem Recht nur durch Eintragung im 
Grundbuch vermittelt ®*. Gleichwohl gewährt die Praris dem 
Geifionar, auch wenn die Ceſſion nicht in das Grundbuch einge- 
tragen ift, die Hypothekenklage gegen den Schulöner ?. 


38 Megelöberger, HR. 8 88, 1. Der Schuldner kann von Eintragung 
der Ceſſion an nicht mehr giltig an den Gebenten zahlen H.G. 8 157. 

9 Bol. Meibom, HR. 8 29. Rad Medienburgifhem Recht ift die Ab: 
tretung formlos; in der Regel wird eine Abtretungsurfunde ausgeſtellt Mei- 
bom, H.R. 8 29, 7. Der Uebergang der Hypothek erfolgt Durch Bertrag, ob- 
wohl der Leifionar ohne Wushändigung des Hypothekenſcheins, der deßhalb 
regelmäßig erfolgt, die Rechte des Släubigerd nicht ausüben kann Meibom, 
HR. 8 29, 6. Nah einzelnen Medienburgifhen Hypothekenordnungen ijt 
Genehmigung des Eigenthümers erforderlih, die im Fall der Verweigerung 
durch Klage erzwungen werden kann Meibom, H.R. 8 29, 28. 

20 Hegler, Recht der Forderungen 8 27, 4. 

s Württemberg Pf.G. Art. 85. Der Ceſſionar kann nur dur Eintra- 
gung eine anderweitige Eeffion durch den Eedenten hindern Lang, Sachen⸗ 
recht $ 185, 15. 

22 Württemberg Pf.G. Art. 85. Iſt Die Ceſſion nicht eingetragen, fo 
fann der Geffionar eine bem urjprünglichen Gläubiger in gutem Glauben ge- 
leiftete Zahlung nicht anfechten. 

* Erner, HR. 8 49, 6. 

” Es folgt dieß aus A.B.G.B. 8 445; Exner, HR. 8 49, 7. Auch nad 
Defterreichifhem Recht ift daher ber Ceifionar nur durch Eintragung gegen 
weitere Verfügung des Cedenten geſchützt Exner, H.R. 8 49, 26. 

20 (Erner, H.R. 8 49, 19. Der nicht eingetragene Eeffionar wirb dabei 
als Vertreter zu eignem Vortheil des eingetragenen Gläubigerd angefehen 
Erner, HR. 8 49, 21. Er kann ſich deßhalb auf die publica fides des Grund- 
buchs nicht berufen Exner, Bublicitätöprincip $ 78, 37 und H.R. 8 49, 25, 
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3. Nah Preußifhen Grundbuchrecht ift der Erwerb der 
Hypothek durch Abtretung von der Eintragung nit abhängig°". 
Die Abtretung ſetzt bei Hypothefen, für welche ein Hypotheken⸗ 
brief ausgefertigt ift, und bei Buchhypotheken über 150 Mark 
einen jchriftlihen Gejfionsvertrag voraus ?”. Die Wirkung der 
Abtretung gegenüber dem Schuldner richtet fih nad den civil: 
rechtlichen Beſtimmungen 28; inbeffen wird der Geffionar dem 
Eigenthümer gegenüber zur Geltendmahung feiner Rechte auf 
Zahlung bei Hypothefen, für welche ein Brief ausgeftellt if, durch 
ben Hypothefenbrief legitimirt °°. Die Eintragung der Abtretung, 
bie für ben Ceſſionar mannigfache Vortheile bringt *°, Tann ver: 
fügt werden, wenn der cedirende Gläubiger fie bewilligt". Nach 
Anhaltiſchem Recht ift zur Giltigkeit der Ceſſion fhriftlide Form 
und Webergabe des Dokuments erforberlih; Eintragung ift nur 
für Theilceffionen vorgejchrieben *?. 

IV. Die Abtretung Tann fih auf die ganze Forderung er: 
ftreden, ober auf einen Theil derfelben beſchränken *?, wobei, wenn 
nicht ausdrücklich das Gegentheil beftimmt ift, dadurch die Theil- 


” Br. E.E.G. 8 54; Pr. Gr. B.O. 8 82. 

Nah Pr. ER. L 11. 394 ift Schriftlichleit für Ceffionen von Schuld⸗ 
forderungen, morüber brieflihde Urkunden vorhanden find, erforderli; für 
Briefhypotheken ift daher Aufnahme eines jchriftlihen Ceſſionsvertrags erfor- 
derlich. Bei Hypotheken, für welche ein Brief nicht ausgefertigt ift, tft ein 
Ichriftlicher Eeffionsvertrag nur dann erforberlih, wenn fie über 150 Marl 
betragen Dernburg, Pr. BR. I. 8 325 Nr. 1. 

88 gl, über diefe Dernburg, Pr. PR. I. $ 85; Förfter Eccius 8 99. 
157 f. 

Pr ER. 1 11. 895; Dernburg, Pr. BR. L 8 325, 5; Bahlmann, 
Gr.B.O. 8 201 f. Allgemein vorgejchrieben ift für die Giltigleit der Ceſſion 
die Uebergabe des Hypothelenbrief3 Braunfhweig E.E.®. 8 55; Anhalt Pf.G. 
1870 8 35. 

+0 Durch die Eintragung erhält der Ceſſionar erhöhte Sicherheit, und er 
wird Dadurch ohne Weiteres zu allen Rechtshandlungen legitimirt Dernburg, 
Dr. PR. I. 8 325, 8. 10; Achilles Ge. 289. Auch wird durch die Eintra- 
gung die Abtretung unter den Schuß des Öffentlichen Glauben? geftellt. 

+ Wr. EEE. 8 53. Ueber dad Verfahren bei der Eintragung vgl. 
Gr. B.O. 8 79. 80; Dernburg, Pr. BR. I. 8 325, 11. 

42 Bol. oben Note 19. 

#8 Exner, HR. $ 50, 31 folg.; Meibom, HR. 8 29, 4; Pr. Gr. B.O. 
8 83; Bayern, 9.8. 8 154; Defterreih Gr.B.G. 8 13. Für Theilcejfionen 
ift eine bejondere Form vorgeichrieben in Br. Gr. B.O. 8 83. 
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ceffion entftandenen Hypothelforderungen ſich im Rang gleich 
ſtehen **. 

V. Die Abtretung kann nad einzelnen Rechten an den In— 
aber geichehen *°; nad den übrigen ift Abtretung nur an einen 
benannten Gläubiger zuläßig **. Nach Preußiſchem Recht können 
nur Grundſchulden nit aber Hppothefen ohne Nennung des 
Erwerber abgetreten werden *7. Nach mehreren Hypothekenrechten 
ift auch Geifion der Hypothek an den Eigenthümer zuläßig *°. 

VI. Wirkung. Durd die Ceffion geht die Hypothek auf 
den Geifionar in der Art über, daß derſelbe an bie Stelle des 
Sedenten tritt, und dieſer aufhört Gläubiger zu fein’. Der 
Geffionar erwirbt die Hypothefforderung als Gläubiger, und kann 
die Rechte daraus ausſchließlich geltend machen. 

Nah franzöfiihen Recht gehen Immobiliarprivilegien und 
Hypotheken wie andere Forderungsrehte auf die Erben über °°. 
Unter Lebenden gehen Jmmobiliarprivilegien und Hypotheken durch 
das Geſetz (Hypothelariihe Succejfion, Subrogation $ 317) oder 
Vertrag (Eejfion) über. Für die Ceffion gelten folgende Grund: 
ſätze: 


Bayern H.G. 8 154; Darmſtadt Pf.G. Art. 100; Regelsberger, HR. 
8 88 nach Note 8; Exner, H.R. 8 64, 4. 

“6 Zür Bayern, deſſen Hypothelengejek eine birelte dahin gehende Be- 
ftimmung nicht enthält, nimmt die YZuläßigleit an Megeläberger, H.R. 8 88 
Nr. 5, und es ift ihm darin beizuftimmen. Früher war dieß gewöhnlich bei 
der Emiffion von Partialobligationen, welche auf Theilceffionen aus einer für 
einen benannten Gläubiger eingetragenen Hauptforderung beruhten Seuffert 
in 81. XI. 1—18; Negelöberger, HR. $ 88, 13; Gönner, Eommentar II. 
2832. Die gleide Einrichtung ift in Württemberg in Uebung Lang, Saden- 
recht $ 192. I, und iſt Darmftadt Pf.G. Urt. 93 als zuläßig anerkannt. 

“© Ausdrüdlich ausgeiprochen ift dieß Br. Gr.B.D. 8 80 und Braun- 
ihweig E.E.G. 8 55 Nr. 4. Es gilt aber auch nad den anderen H.O. bie 
eine entgegenftehende Beitimmung nicht enthalten. 

Br. E. E. G. 8 55; Dernburg, Pr. BR. I. 8 326. 

* Bol. unten 8 316, 68. 72. 83. 

* E83 wird jegt auch gemeinrechtlih die Ceſſion als Sondernachfolge in 
bie Forderung aufgefaßt Windſcheid 8 329, 10, womit Br. L.R. I. 11. 376. 
377. 402 und Bayr. L.R. II. 8. 8 Nr. 8. 9 übereinftimmen. Dieß ift aud 
ber Standpunkt des Bayriſchen Hypothekenrechts Regelsberger, HR. 8 88, 
bes Medienburgifchen Rechts Meibom, H.R. $ 30, 1, und des Defterreichifchen 
Rechts Exner, HR. $ 53, 7. 

6° Badariä 8 288, 1; Puchelt, H.R. 8 52, 1. 

Roth, Deutſches Privatregt. ILL 43 
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1. Nach franzöfiihem Recht können ſowohl Smmobiliarpri: 
vilegien ®! ala Legalbypothefen 5°, Judicialhypotheken 5° und Eon: 
ventionalhypothefen °* cedirt werben. 

2. In der Abtretung der Forderung ift nah franzöfifchem 
Recht die Abtretung der Hypothek von felbft gegeben 55. Ob die 
Hypothel von der Forderung losgelöst auf eine andere Forde: 
rung übertragen werden könne, ift nah franzöfifhem Recht be: 
ftritten ®®. 

3. Für die Geffion der Hypothelforderungen gelten die all- 
gemeinen Regeln. Die Ceſſion ift an feine Form gebunden, fett 
jedoh Belanntgabe an den Schuldner voraus’. Inſkription der 
Geffton ift nicht erforderlich aber zuläßig °®. 

4. Bei Theilceffionen gilt auch nad franzöfifhem Recht der 
Srundfag, daß wenn nichts anderes beftimmt ift, die durch bie 
Theilung entftandenen jelbftftändigen Boften im Rang fich gleich 
ftehen °°. 

5. Nah franzöfiihem Recht ift Ceſſion einer Hypotheffor- 
derung an den Inhaber nicht für unzuläßig zu balten ®°. 

6. Nah franzöfiihem Recht erwirbt der Geifionar die Hy— 


u — nn — — 


s1 GC, c. Art. 2112; Puchelt, H.R. 8 31, 1. 

62 Muchelt, H.R. 8 43. Dieß eritredt fi nicht auf die Legalhypothek 
der Bevormundeten während der Vormundſchaft, die nicht cedirt werden kann 
Puchelt, H.R. 8 43, 2. 

53 0, c. Art. 1692; Puchelt, H.R. 8 52, 3. 

40, c, Urt. 1692; Pudelt, H.R. S 52, 8. 

68 C. c. Urt. 1692; Badhariä 8 288, 3. Es kann dieß auch in der Form 
der Subrogation gejchehen, indem der Gläubiger, der von einem Dritten Zah— 
lung erhält, diefen vertragsmäßig in alle feine Rechte einjegt C. c. Art. 1250, 
1; Badariä $ 321, 4. 

58 Gegen die Zuläßigfeit erflärt fi) Aubry 5 288, 2; für Diejelbe Za- 
hariä $ 288, 4; in mehreren Deutjchen Landesredhten ift die Zuläßigkeit an- 
erfannt. 

57 0, co. Art. 1689. 1690; Zachariä 8 359, 9. 

58 Badariä $ 270, 10. Nur die Eefjion der Legalhypothet der Ehefrau 
macht nad Transſkr. Geſ. 23/3 1855 Art. 9 eine Ausnahme. 

 Yubry 8 288, 18; Puchelt, HR. 8 31, 4. A. M. Zachariä 5 288, 
6. 7. der den Cedenten bei Collifion mit dem Ceſſionar diefem nachjtellt, und 
bei nicht gleichzeitiger Ceſſion an mehrere dem ber Zeit nad) älteren Ceſſionar 
den Vorzug einräumt. 

eo Puchelt, H.R. $ 11, 2. 
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pothefforderung als Gläubiger, und Tann die Rechte daraus aus- 
ichlieplih geltend machen ®’. 


8 316. 


Il. Die hypothekarifiye Succeffion '. 


Der Uebergang des Pfandredt3 auf einen neuen Gläubiger 
fann in der Art geregelt fein, daß fich derjelbe ohne Zuftimmung 
des bisherigen Gläubiger dur das Gefeg vollzieht. Jenachdem 
dieſer Hebergang auf einen neuen Gläubiger oder auf den Eigen: 
thümer erfolgt, unterjcheidet man die hypothekariſche Succeſſion 
und bie Eigenthümerhypothef. 


A. Hypothekariſche Succeffion. 


Bermöge der hypothekariſchen Succeffion tritt für einen neuen 
Gläubiger eine Nachfolge in die Rechte eines früheren Pfand- 
gläubigers ohne deſſen Zuftimmung kraft Geſetzes ein. Die by: 
pothekariſche Succeffion, die im römifchen Recht ausgebildet war ?, 
bat auch in unferen neuen Hypothekenordnungen Aufnahme ge: 
funden ®, und gehört aljo unferem neueren Hypothelenredht an‘. 
Die Meinungen darüber wie fi diefer Uebergang vollziehe find 
getheilt, indem die einen Uebergang des Pfandrechts ohne Die 


610. c. Art. 2112. 

1 Vgl. Roth, Hypothelarifhe Succejfion und Eigenthümerhppothet U. f. 
C.Pr. LXII. 97 f.; Rudolph, acceſſoriſche oder jelbftftändige Hypothel. U. f. 
C.Pr. LXVIL 208; Römer, PER. 8 42. Da die Eigenthümerhypothel des 
Deutfchen Rechts aus der Hypothelarifchen Succeifion des gemeinen Rechts 
hervorgegangen ift Roth, H.S. 136, jo verbinde ich die Darftellung berfelben 
mit der Darftellung der Tegteren. 

2 Weber die hypothekariſche Succeffion de3 römischen Rechts vgl. Wind⸗ 
ſcheid 8 2838, 3; Demburg, BER. II. $ 161—166, und die Literatur bei 
Roth, H.S. 119. 

° Nach Exner, HR. 8 50, 21 nimmt das Defterreihifche Recht in den 
Fällen der Hypothelarifchen Succeifion eine gejegliche Ceſſionspflicht des Gläu⸗ 
bigers an; andere H.D. laſſen den Uebergang ohne Ceſſion eintreten unten 
Note 17. 18. 19. 34. 38. 

Roth, H.S. 106 folg. 

43* 
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Forderung, die anderen Uebergang des Pfandrechts mit ber 
Forderung annehmen ®, und eine dritte Meinung die Eonftituirung 
eines neuen Pfandrechts vorausjegt”. Für das neuere Hypo: 
thekenrecht läßt fih eine Entſcheidung für die eine oder andere 
Anfiht im Allgemeinen nicht treffen, da unjere Hypothefenorb- 
nungen, fomweit fie die hypothekariſche Succeffion recipirt haben, 
die Art des Uebergangs gejeglich beitimmen. Die einzelnen in 
unferen Hypothefenordnungen anerkannten Fälle der bypothefa- 
riſchen Succeffion find folgende: 

I. Novation. Wird dur Novation an die Stelle der der 
Hypothek zu Grund liegenden Forderung eine andere gejegt, fo 
fann gemeinrechtli durch Vertrag der Uebergang des Pfandrechts 
auf die neue Forderung ftipulirt werden ®’ Dieß ift in mehreren 
unserer Hypothefenordnungen anerfanni?. Gemeinrechtlich ift e3 
beftritten, ob in diefem Fal Uebertragung des bisherigen Pfand: 
rechts auf die neue Forderung anzunehmen oder Conitituirung 
eines neuen Pfandrecht3 erforderlich fei!‘. Unfere Hypotbelen: 
ordnungen entfcheiden fich theil für die erfte!!, theils für Die 
zweite Meinung 2. 


° Kür alle Fälle nehmen dieß an Windſcheid 8 233b, 16; Brinz, Ban- 
beiten (2) 8 348, 12; ferner bei Rovation Arndts 8 274 Nr. 1; Adamliewitz, 
u. f. C.Pr. LVI. 38. 

° Aligemein nimmt dieß an Puchta, Pandelten 8 218, ferner bei dem 
Abfindungsgeihäft Mühlenbruch, Ceſſion 487. 582; Sintenis, Pf.R. 421, 2; 
Arndt 8 374 Nr. 1. 

" Allgemein nehmen die an: Dernburg, PER. 8 162; Bachofen, PF.R. 
528; ferner bei Novation Simon, Ard. f. C.Pr. XLI. 60; Megelöberger, 
HR. 8 60, 6; bei Abfindung Simon, U. f. C.Pr. XLI. 61; Adamkliewicz, 
u. f. C.Pr. LVL 27. Ä | 

s 1.30 D. 46. 2; Dernburg, PR. $ 162, 2; Windicheid 8 233b, 2. 

Br. IR. I 16. 471; Heſſen Pf.G. Art. 154 Müller, Pf.R. 8 16, 14; 
Weimar Pf.G. $ 158; Defterreih A.B.G.B. 8 1378. BZuläßig, obwohl eine 
ausdrüdliche Beſtimmung fehlt, ericheint das Berfahren nah Bayriſchem, 
Württembergiihem und Sächſiſchem Necht unten Note 12. 

10 Mebergang des Pfandrecht3 auf die neue fyorderung nehmen an: Wind- 
fcheid 8 233b, 1; Arndts 8 374 Nr. 1; Adamkiewicz, U. f. &.Pr. LVL 38; 
Konftituirung eines neuen Pfandrecht3 Halten für erforderlich Dernburg, PER. 
8 162; Regelöberger, H.R. 8 60, 6; Simon, U. f. E.Pr. XLI. 60. 

11 Mebergang des Pfandredt3 auf die neue Forderung, wenn ein darauf 
bezüglicher Vorbehalt gemacht ift, bejtimmen Pr. L.R. I. 16. 471; Heffen 
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IL Befriedigung des Gläubigers dur einen 
Dritten (Abfindungsgefhäft). Gemeinrehtlih Tann vertrags- 
mäßig beitimmt werden, daß das Pfandrecht eines Gläubigers, 
deſſen Forderung heimgezahlt wird, auf denjenigen übergehe, wel: 
her dem Pfandichuldner die Mittel zur Befriedigung deſſelben 
gewährt 12. Es wird dabei voraußgefeßt, daß der Uebergang bes 
Pfandrechts des abgefundenen Gläubiger8 auf den neuen Gläu: 
biger zwiſchen diefem und dem Schuldner vereinbart fei!*. Be: 
ftritten ift, wie der Erwerb des Pfandrechts durch den neuen 
Gläubiger ſich vollziehe, indem die einen Forderung und Pfand: 
recht, die anderen nur das Pfandredht auf ihn übergehen laſſen, 
und eine dritte Meinung die Begründung eines neuen Pfand: 
rechts für erforderlich hält !’. In unferen Landesrechten, welche 
dag Abfindungsgeichäft regeln, finden fih alle drei Meinungen 
ausgeführt. Webergang des Pfandrecht3 mit dem Forderungs: 
recht findet fih in folgenden Rechten: Nah Preußiihem Land: 
recht ift der Gläubiger, der dur einen Dritten befriedigt wird, 
dieſem die Rechte gegen feinen Schuldner abzutreten verbunden !°. 
Nah Sächfiſchem Recht geht, wenn ein Dritter mit Einwilligung 
des Pfandfchuldners dem Pfandgläubiger, der die Zahlung der 


Pf.G. Urt. 154 Müller, PER. 8 71, 4; Weimar Pf.G. 8 158; Oeſterreich 
ABGB. 8 1378 Erner, HR. $ 80, 7. Das Gleiche wird nad Württem- 
bergifhem Recht angenommen, obwohl das Pfandgejet feine Beitimmung ent- 
hält Römer, Pf.R. 8 42 Nr. 5. 

12 Sonftituirung einer neuen Hypothek ift nothwendig nach Bayriſchem 
Recht Negelsberger 8 97, 4 und Sächſiſchem Recht Roth, hypothekariſche Suc- 
ceifion 108. 

ı3 (53 kann dieß geichehen durch Gewährung eine Darlehen? an ben 
Schuldner 1. 1 Cod. 8. 19, oder in der Art, dab der Dritte dem Schuldner 
gegenüber die Verpflichtung übernimmt, den Pfandgläubiger abzufinden 1. 3 
D. 20. 3, Dernburg, PER. II. 504-506. 

14]. 1 Cod. 8. 19; Roth, 9.6. 109. 

15 Für ben Uebergang der Forderung und des Pfandrechts erklären ſich 
Mühlenbruch, Ceſſion 487. 582; Sintenis, PER. 421, 2; Puchta, Bandelten 
8 218 Nr. 1; für den Uebergang nur des Pfandrechts ſprechen fih aus Wind- 
icheib 8 233b, 4; Arnbts 8 374 Nr. 2. Die Eonftituirung eines neuen Pfand- 
recht3 halten für erforderlich Dernburg, PER. 8 162; Bachofen, Pf.R. 526; 
Simon, 9. f. C.Pr. XLI. 61; Adamtiewig, U. f. &.Pr. LVI. 25. 

0 Br, DR. I. 16. 50; Roth, Hypothelariiche Succeſſion 109. 
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Schuld anzunehmen verbunden ift, Zahlung leiftet, die Forderung 
bes letzteren mit dem Pfandredt in der Art auf den erfteren 
über, daß dieſer ohne bejondere Abtretung ein Recht auf Um: 
ichreibung im Hypothefenbuh bat!’. Ebenſo erwirbt ber per: 
ſönliche Schuldner, der bei Verkauf des Grunbftüds eine Darauf 
haftende Hypothefforderung dem Erwerber deſſelben zur Berid: 
tigung überwiefen bat, wenn er in folge der von einem Hypo: 
thefarifhen Gläubiger erhobenen Klage die Schuld bezahlt hat, 
die Forderung des befriedigten Hypothekgläubigers, und kann 
deren Umſchreibung auf feinen Namen beantragen ’®. Nach dem 
Heſſiſchen Pfandgeſetz tritt in Forderungsrechte des Pfandgläu— 
bigers ſobald er befriedigt iſt ein, wer dem Schuldner zum Zweck 
ber Befriedigung des Pfandgläubigers ein Capital dargeliehen hat, 
und kann die Umſchreibung im Hypothekenbuch erwirken '%. Nach 
anderen Rechten findet Webertragung des Pfandrechts auf die 
neue Forderung ftatt. Dieß ift der Sal nah dem Württember: 
giſchen Pfandgeſetz?“ und nah Medlenburgiihem Recht?. Nach 
Bayriſchem Recht endlich hat derjenige, der dem Hypothekſchuldner 


17 Sachſen 3.8.8. 8 445; GSiegmann, HR. 8 34. Die gleiche Beftims 
mung haben Altenburg 9.8. 8 97; Neuß j. 8. 9.8. 8 96 und Reuß ä. %. 
98. 8 9. 

18 Sahfen B.G.B. 8 441. Die gleihe Beftimmung haben Altenburg 
98.8 101; Reuß ä. 2. 9.0. 8 98; Reuß j. L. H.O. 8 100. Nah Bay 
riſchem Recht tritt in diefem Fall nicht hypothekariſche Succeffion ein, fon- 
dern ber frühere Eigentümer hat nur einen Anſpruch auf Abtretung des 
Sorderungsrecht3 mit der Hypothek Negelöberger, H.R. $ 80, 5. 

10 Heſſen Pf.G. Art. 98. 99, Müller, PER. 8 73. 

20 Nach Württemberg Pf.G. Art. 107 tritt, wenn ein Pfandgläubiger 
mittelft eines Anlehens, welches der Schuldner aufnimmt, befriedigt wird, der 
neue Darleiber in die Stelle des befriedigten Pfandgläubigers ein, wenn in 
dem Unterpfandsbuch fogleich bei der Löſchung der älteren Schuld bemerft 
wurde, daß dem neuen Gläubiger von dem Schuldner nicht nur ebendafjelbe 
Unterpfand fondern auch zugleich die Stelle deö befriedigten Pfandgläubigers 
eingeräumt fei Römer, PER. 8 42 Nr. 2. 

21 Die Medlenburgiihen H.D. verpflichten den Gläubiger, der feine voll- 
tändige Befriedigung erhält, auf Verlangen ded Schuldners feine Rechte zu 
cediren Meibom, HR. 8 28 Nr. 1. Dem Dritten, der im NWuftrag des 
Schuldners die Schuld bezahlt, ift zwar diefer Anſpruch auf Ceſſion nicht ge- 
geben, allein er erwirbt das Pfandrecht, indem er den Gläubiger durch ben 
Schuldner zur Ceſſion verpflichten läßt Meibom, H.R. $ 28 Nr. 2.2. Die 
Ceſſion bezieht fich in diefem Fall nur auf das Pfandrecht. 
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die Mittel zur Befriedigung eines Hypothefgläubigers gewährt 
zwar fein jelbftitändiges Recht auf hypothekariſche Succeffion, je: 
doch kann er dadurd in die Stelle des befriedigten Hypothetgläu- 
bigers eintreten, daß er den Pfandſchuldner veranlaßt, unter Df: 
fenhaltung des Foliums bei Heimzahlung des zu befriedigenden 
Gläubiger durch Hypotheferneuerung ihm den Plab der heim: 
gezahlten Hypothek einzuräumen, was nur durch Beitellung eines 
neuen Pfandrechts geſchehen Tann ??, 

III. Ausübung des Ablöfungsrehts (jus of- 
ferendi)?, Nah römiihem Hecht fteht jedem nachitehenden 
Pfandgläubiger das Recht zu, durch Zahlung ber Forderung def: 
felben das Pfandrecht des vorgehenden Pfandgläubigers zu er- 
werben, wobei weder Einwilligung des Schuldners erforderlich, 
noch vorausgeſetzt ift, daß die Forderung des abzulöfenden Gläu- 
bigers eingeflagt ?*, wohl aber daß der abzufindende Gläubiger 
dem Schuldner gegenüber zur Annahme der Zahlung verbunden 
fei 2°. Ob nach römischen Recht auch dem vorgehenden gegen den 
nachſtehenden Pfandgläubiger dieſes Recht zuftehe tft beftritten ?®. 
Auch bier findet fi) Über den Vorgang die gleihe Meinungs: 
verfchiedenheit wie in den anderen Fällen der bypothelariichen 
Succeffion, indem die einen Uebergang ber Forderung und bes 
Pfandrehts 27, die anderen nur Vebergang des Pfandrechts an- 
nehmen ?®, und eine britte Meinung Gonftituirung eines neuen 
Pfandrechts vorausfegt ?°. Unſere Hypothekenordnungen haben 
das Ablöfungsrecht jedoch mit der Modifitation aufgenommen, daß 
ed jedem Hypothefgläubiger gegen alle Hypothekgläubiger, alſo 
auch dem vorgehenden gegen den nachfolgenden zufteht. Dabei laſſen 
es die meiften nur gegenüber ſolchen Hypothekgläubigern zu, welde 


22 Stegeläberger, HR. 8 89 Nr. 1. Das Gleiche ift nach dem Weima- 
riſchen Pf.G. Art. 78 anzunehmen. 

#9 Bol. über das Ablöſungsrecht NRegelöberger, H.R. 8 89; Erner, HR. 
8 69; Roth, H.S. 111. 112. 

“1,128 6; 1. 16 D. 20. 4; Regelsberger, H.R. 8 89, 4. 

35 Dernburg, PR. 8 166 Nr. 1. 

20 Bol. Windfcheid 8 233b, 14, der felbft für die Bejahung ſich erklärt. 

27 Dafür erflären fih Mühlenbruh, Ceſſion 482; Simon, N. f. C. Pr. 
XLI. 46, 29; Adamkiewicz, U. f. C.Pr. LVI. 48. 

20 Dafür erklären fi) Windfcheid $ 233b, 11; Arndts 8 374 Nr, 4. 

9 Dernburg, PER. 8 165. 
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ihre Hypothekforderung aufgefündigt oder eingeflagt haben °°; nur 
nah Bayriihem, Württembergiidem und Deſterreichiſchem Recht 
ift diefe Vorausfegung nicht gegeben ®!. Nach unferen Hypotheken⸗ 
ordnungen wird bei Ablöfung Webergang ber Forderung mit dem 
Pfandrecht auf den ablöjenden Gläubiger angenommen 2. Für das 
Ablöfungsrecht gelten nach unferen Hypothekenordnungen folgende 
Grundſätze: 

Nach Preußiſchem Landrecht iſt der Pfandgläubiger ſchuldig, 
jedem der ein dingliches Recht an der Sache bat, oder der Bürg: 
haft für die Schuld geleiftet hat, gegen vollftändige Befriedigung 
fein Pfandrecht abzutreten, wenn die gerichtliche Veräußerung bean: 
tragt oder Concurs ausgebrochen iſt. Der Ablöfende erlangt da: 
durch einen Anſpruch auf Ceſſion der Boll. Für feine eigene 
Forderung erlangt der Ablöfende den dazwiſchen ftehenden Gläu: 
bigern gegenüber kein Vorrecht?“. Nah Bayriihem Recht Tann 
jeder Hypothefgläubiger jeden Hypothefgläubiger, der feine For: 
derung eingellagt hat, ablöjen. Ebenſo fann jeder Hypothefgläu- 
biger jeden Hypothefgläubiger ohne Fälligkeit der Forderung ab- 
Löfen, wenn der Schuldner einwilligt. Die Ablöfung erfolgt durch 
vollftändige Befriedigung des abzulöfenden Gläubiger, wozu bei 
Ablöſung ohne Fälligkeit auch die bis zum Yälligleitstermin lau: 
fenden Zinſen gehören. Durd die Ablöfung geht die Forberung 
des abgelösten Gläubiger8 mit der Hypothek auf den ablöfenden 
über °*. Nah Württembergifhem Pfandrecht kann jeder Hypothek⸗ 


Bol. unten Note 33, 37—89. 

1 Nach dieſen Rechten ift das Ablöſungsrecht auch ohne Einklagung von 
Seite des abzuldöfenden Gläubiger dann gegeben, wenn der Schuldner in die 
Einlöfung der fälligen Forderung mwilligt, vgl. unten Note 34. 35. 36. Die 
Annahme von Stobbe, BR. 8 114 Nr. 2, dab nad) neuerem Recht das jus 
offerendi nur gegen ben die Subhaftation des Hypothekenobjekts betreibenden 
Hypothetgläubiger gegeben ſei, ift daher in diefer Ausdehnung unrichtig. Auch 
nad franzöſiſchem Recht ift da jus offerendi nicht an dieſe Vorausſetzung 
gebunden unten Rote 43. 

32 Darin ftimmen alle Hypothelenorönungen überein. Auch nah Würt- 
tembergifhem Recht ift dieß anzunehmen Römer, PER. 179. U. M. Lang, 
Sachenrecht 8 186, 2b. 

nr L.R. I. 20. 3642; Förfter Eccius 8 194, 48—54. Ueber bie 
fortbauernde Geltung Achilles Geſ. 267; Förſter Eccius 8 194, 54. 

% Bayern 9.8. 8 63; Regelsberger, H.R. $ 90. 
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gläubiger jeden anderen Hypothekgläubiger ablöjen, wenn dieſer 
feine Forderung eingeflagt hat oder der Schuldner einwilligt. Der 
ablöfende Gläubiger tritt in die Stelle des abgelösten Gläubigers 
ein?®. Die gleiche Stellung hat das Defterreihiiche Recht ?®. Nach 
Sächfiſchem Recht hat jeder Pfandgläubiger das Recht, die For: 
derung eines Pfandgläubigers, der den Antrag auf Verkauf des 
Pfandobjekts geftelt bat, durch deflen Befriedigung einzulöfen, 
wodurch Forderung und Pfandrecht auf ihn übergeht”. Nach 
dem Heflifden und dem Weimarifchen Pfandgejeg °° fann jeder 
Pfandgläubiger einen Pfandgläubiger, der feine Forderung ein- 
klagt oder auffündigt oder die Zwangsverſteigerung beantragt dur 
vollftändige Befriedigung ablöjen, wodurd er in das Forderungs⸗ 
recht des abgelösten Gläubiger von felbft eintritt. Auch nad 
Medlenburgifhem Recht wird das Recht des Pfandgläubigers nad) 
Einleitung des Zwangsverfteigerungsverfahrens durch Abfindung 
des betreibenden Hypothefargläubigers an beffen Stelle zu treten 
angenommen °°. 


5 Württemberg Pf.G. Art. 105. 106; Römer, PF.R. 8 42, 1; Lang, Sa- 
henredht $ 186. U. I, Auf den Ublöfenden geht die abgelöste Forderung mit 
dem Pfandredt über Römer, PER. 179. 180. U. M. Lang, Sachenrecht 
8 186. 2b, der nur das Pfandrecht übergehen läßt. 

Nach U.B.G.B. 8 1422 Hat jeder Dritte das Recht, mit Einwilligung 
des Schuldners den Gläubiger zu bezahlen, und kann die Abtretung der For- 
derung verlangen, was aljo aud Mithypothelaren zufteht Exner, H.R. S 69, 
4 Rah A.B.G.B. 8 462 fteht jedem Pfandgläubiger das Einlöfungsredht 
gegenüber dem Pfandbgläubiger, der die Feilbietung betreibt, vor der Yeilbie- 
tung zu; der Einwilligung des Schuldners bedarf ed hier nicht Exner, H.R. 
8 69, 11. Mit der Einlöfung geht Forderung und Pfandrecht auf den Ein- 
löfenden über Exner, HR. 8 69, 18. 

7 Sadjen 8.8.8. 8 446. 448; Siegmann, HR. 8 35. Die gleiche Be- 
ftimmung Haben Altenburg 9.8. 8 97—99; Reuß j. 2. 9.8. 8 9688; 
Reuß ä. 2. H.O. 8 94-96; Rudolſtadt H.D. 8 41. 

” Heſſen Pf.G. Art. 98, 2. 103, Müller, PR. 8 72; Weimar Pf.G. 
8 74-77. 

20 Meibom, HR. 8 28, 16. Die Hypothekenordnungen enthalten keine 
Beitimmung darüber, weßhalb von anderen dem jus offerendi bed Hypothek⸗ 
gläubigers für dad Mecklenburgiſche Recht die Geltung abgeſprochen wird. 
Dagegen ift Berechtigten aus anderen dinglichen Rechten, namentlich Erb⸗ 
pachtrechten, Reallaſten und Servituten das Ablöſungsrecht gefeplich einge- 
räumt gegenüber dem Hypothekgläubiger, auf deflen Antrag das Objekt frei 
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Das franzöfifhe Recht erfennt die hypothekariſche Succeffion 
in folgenden Fällen an: 

1. Der Schuldner, welcher ein Kapital aufnimmt, um Damit 
feine Schuld zu bezahlen, kann den Darleiher in die Rechte bes 
bezahlten Gläubigers einfegen*. Es ift dieß ein Fall Der ver: 
tragsmäßigen Subrogation des franzöfiichen Rechts, in Folge Deren 
die Hypothek auf den Darleiher übergeht, ohne daß der bisherige 
Gläubiger einzumilligen hat*!. Der neue Gläubiger tritt Damit 
von felbft in die Rechte des befriedigten Gläubigerd ein *?. 

2. Nah franzöfiihem Recht bat jeder nachftehende Gläubiger 
das Recht, einen ihn feiner Privilegien wegen vorgehenden Gläu— 
biger abzufinden, womit die Rechte deffelben von felbft auf den 
bezahlenden Gläubiger übergehen (jus offerendi) *. Daß die For- 
derung des abzulöfenden Gläubigers eingeflagt fei, ift nah fran- 
zöſiſchem Recht nicht vorausgefeht. Der Gläubiger kann die Ab— 
findung zurüdweifen, infoferne fie ihm zum Nachtheil gereichen 
würde, worüber der Richter zu entfcheiden hat““. Mit vollftän- 
dDiger Bezahlung feiner Forderung gehen die Rechte des befrie: 
digten Gläubigers auf den neuen Gläubiger über *°. 


von biefen Belaftungen der Subhaftation unterftellt wird Meibom, HR. 8 
25. 52—56. . 

 C. c. Art. 1250 Nr. 2. Es ift dieß das Abfindungsgeſchäft des rö- 
miſchen Rechts oben Rote 13, und es ift in der Hauptſache nad den Grund- 
ſätzen deſſelben geregelt. 

*1C. c. Urt. 1250 Nr. 2; Bacdhariä 8 321, 7. 

42 Bacariä 8 321, 12. Das franzöfiihe Recht folgt alfo der Anficht, 
daß das Pfandrecht der befriedigten Forderung auf die neue Forderung über- 
tragen werde, oben Note 15. 

+2 C. 0. Art. 1251 Nr. 1. Es ift dieß der Fall der gejeplihen Subro- 
gation des franzöfiihen Rechts. Die Befugniß ift weder den gleichftehenden 
noch den vorgehenden Gläubigern eingeräumt. Sie fteht nad) der gemöhn- 
fihen Meinung auch Chirographargläubigern zu Bachariä $ 321, 13; Aubry 
8 321, 45. 

“4 Badjariä 8 321, 14; Aubry 8 321, 50. Auch nach franzöfiihen Recht 
ift alfo der gemeinrechtliche Grundſatz, daß der abzufindende Gläubiger zur 
Annahme der Zahlung verpflichtet fein muß, anerkannt. 

“ Bacdyariä 8 321, 2. Zn diefem Fall ift anzunehmen, daß Forderung 
und Hypothek auf den neuen Gläubiger übergehen. 
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B. Die Eigenthümer⸗Hypothek. 


Der Uebergang einer Hypothek kann auch in der Art vor: 
fommen, daß er fih auf den Eigenthümer des Pfandobjekts voll- 
zieht (Eigenthümerhypothek). Dieje findet fih fchon im römiſchen 
Recht und ift in unferen neueren Hypothekenordnungen weiter 
ausgebildet. Es ift Daher zu unterfcheiden : 

I. Die Eigenthbümerbypothef des römiſchen 
Rechtss. Nah römiſchem Recht find folgende Fälle der Eigen: 
thümerhypothek anerfannt: 

1. Der Käufer einer mit einer Hypothek belafteten Sache, 
der fih ausbedingt, daß der Kaufpreis zur Befriedigung eines 
Pfandgläubigers verwendet werde, erwirbt mit Befriedigung des 
legteren gegenüber den nachſtehenden Pfandgläubigern die Rechte 
des abgefundenen *”. Dieß ift in dem Württembergifchen *° und 
Heſſiſchen Pfandgejet *? unverändert angenommen, in den anderen 
Hypothefenorbnungen jedoch in folgender Weife mobificirt. Nach 
dem Recht des Sächſiſchen B.G.B.°' und den Rechten von Ham: 


“0 Bal. die Literatur bei Windſcheid 8 248, 25a und Roth, H.S. 119. 

«1.17 D. 20. 4; Windſcheid 8 233b, 10. Es ift dieß einer der drei 
Fälle, in welchen ſchon im römiſchen Recht die Eigenthümerhypothek anerkannt 
if. Es wird vorausgeſetzt, daß die Verwendung des Kaufpreißes zur Be- 
friedigung des Pfandgläubigerd ausbebungen ſei Dernburg, PR. II. 516. 

“ Württemberg Pf.G. Art. 109: „Endlih Tann überhaupt der Käufer 
einer verpfändeten Sache ... gegenüber von anderen Bfandgläubigern die 
Rechte eines gleich oder mehr bevorrechtigten Gläubiger in Beziehung auf 
jene Sade infoweit geltend machen, als der Erlös aus folder zur Befriedi- 
gung dieſes Gläubigers verwendet worden ift“, vol. Römer, PER. $ 42 Nr. 3. 
Nach Württembergifhem Necht genügt die Thatjache der Verwendung, ohne 
daß eine darauf gerichtete Werabrebung erforderlich ift Römer, PER. 8 42 
Nr. 3a. Der Käufer fuccedirt nicht in die Forderung des befriedigten Gläu- 
biger3, fondern erhält nur befien Pfandrecht Römer, Pf.R. 179, 186; Lang, 
Sachenrecht & 186, 22. 

 Heflen Pf.G. Art. 98: „In die Forderungdrechte des Pfandgläubigers, 
jobald er befriedigt ift, tritt fchon kraft des Geſetzes ein ... wer einen mit 
einer Nachhypothek belafteten Gegenftand zu dem Zweck kauft, damit ein vor- 
gehender Pfandgläubiger aus dem Kaufpreis befriedigt werde” vgl. Müller, 
PER. 8 74. Nach Heſſiſchem Recht ift gleichfalls eine darauf bezügliche Sti- 
pulation als erforderlich nicht anzujehen Erf. Darmftabt 3/9 Sf. XIII. 310, 

bo Sachſen 3.9.3. 8 442; Siegmann, H.R. 8 36, 1. 
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burg und Lübed 5! kann der Käufer in diefem Fall die Poft auf 
feinen Namen umfchreiben lafien. Nah Preußiſchem Recht °? und 
den neueren Medlenburgiihen Hypothefenorönungen °°_ erwirbt 
der Käufer in diefem Fall die Hypothef nur, wenn der Verkäufer 
den bezahlten Pfandgläubiger zur Abtretung der Poſt an den 
Käufer anhält. Umgekehrt kann nah den H.D. von Altenburg 
und Reuß der Käufer von dem befriedigten Gläubiger verlangen, 
daß er die.Poft an ihn abtrete ®*. Die anderen H.O. laffen eine 
Eigenthümerhypothek in diefem Fall nicht entfteben. 

2. Der Pfandgläubiger, der das Eigenthum der Pfandſache 
erwirbt, jchließt die Nachhypothefarien bis zur Befriedigung feiner 
Forderung von der Geltendmahung ihres Pfandrehts aus 6. 
Dieß iſt in dem Pfandgeſetz von Heſſen ausdrücklich anerfannt ®*, 
und wird nah Württembergifhem Recht angenommen °°. Dagegen 
erliſcht durch Confufion die Hypothek ohne Vorbehalt für dieſen 
Tal nah den Rechten von Bayern und Weimar ’?. Nach den 
Rechten, welche die Eigenthümerhypothef des neueren Rechts aus: 
gebildet haben, bleibt dem Pfandgläubiger, der das Eigenthum 
des Pfandobjelt3 erwirbt, fein Pfandrecht ohnehin erhalten °°. 

3. Der Eigenthümer einer Pfandſache, der nicht perſönlicher 
Schuldner ift, fann, wenn er die darauf baftenden Pfandforde- 
rungen befriedigt, die Abtretung derfelben verlangen‘? Dieß hat 


s Hamburg H.D. 4/12 1868 8 35; Lübeck B. 25/7 1878 und HD. $ 41. 

s2 Roth, H.S. 116. Nah Pr. EEE. 8 68 ift der vom Eigenthümer 
befriedigte Gläubiger verpflichtet die bezahlte Poſt nach deffen Anorbnung ab 
zutreten. Iſt eine ſolche Anordnung nicht getroffen, fo geht die Hypothek auf 
den zahlenden Eigenthüämer über. Das Preußiihe Recht Hat alfo den im 
römiſchen Recht hervorgehobenen Fall der Entftehung einer Eigenthümerhh⸗ 
pothet des Käufers nicht beſonders berüdfichtigt; nur auf dem oben bezeid- 
neten Weg läßt fich diefelbe erreichen. 

88 Meibom, HR. 8 28, 15. Es findet dieß nur nach ben bei Meibom, 
HR. 8 28, 6 aufgeführten HD. ftatt. 

54 Altenburg HD. 8 119; Neuß ä. 2. und j. 2. H.O. F 118. 

65 1, 80 8 1 D. 44. 2; Windſcheid 8 248, 26. 

5° Hefien Pf.G. Art. 159; Müller, PER. 8 89. 

57 Römer, PER. 8 53. V; Lang, Sachenrecht $ 194, 37. 

58 Bayern H.G. 8 161,2; Regelöberger, HR. 897,3; Weimar Pf. G. 8 157, 2. 

59 Bol. unten Note 76. 79. 80. 87. 

e° 1, 19 D. 20. 4; Dernburg, PER. IL 517. 
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in mehreren unferer H.D. Aufnahme gefunden, namentlich in denen 
von Bayern 9! Württemberg *? und Heſſen *?. Dieſes Recht ift 
nad denjenigen H.D., welche die Eigenthümerhypothek des neueren 
Rechts anerkenney, ohnehin gegeben, da nad diefen dem befriedi- 
genden Eigenthümer die Dispofition über die heimgezahlte Hy: 
pothek zufteht *%. 

Ueber die rechtliche Natur der gemeinrechtlichen Eigenthümer: 
hypothek herrſcht feit lange eine weitgehende Meinungsverfchieden- 
beit, indem die einen darin nicht die Erhaltung des Pfandrechts, 
fondern nur die Fiktion des Fortbeftandes ®°, die andern eine 
Gleichftelung des Eigenthümerreht3 mit dem getilgten Pfandrecht 
ſehen wollen °°, und eine dritte Meinung den Fortbeftand de3 
Pfandrechts demnach ein Pfandrecht an eigener Sache annimmt ®”. 
Die letztere Anfiht Läßt ih nicht nur nad römiſchem Recht be⸗ 
gründen ®®, fondern fie tft auch die unferen neueren 9.08. allein 
conforme °°. 

IH. Die Eigentbümerhypothefl des neueren 
Rechts’ Die Vereinigung von Hypothek und Eigentbum in 





— 


*1 Bayern H.G. 8 58; Regelsberger, H.R. 8 80 Nr. 3 und 8 87 Rr. 3. 
Es ift hier Uebergang der Forderung mit der Hypothek anzunehmen. Die 
gleiche Beftimmung haben Weimar Pf.G. 8 79 und Rudolſtadt 9.D. 8 36. 

2 Württemberg Pf.G. Art. 108. 120. Es erfolgt Hier Uebergang der 
Horderung mit dem Pfandrecht Römer, PR. $ 42 Nr. 4. 

es Heflen Pf.G. Art. 142. Die Geltendmachung feines Rechts ift jedoch) 
von der Eintragung des Uebergangd in dem Hypothekenbuch abhängig Pf.G. 
Urt. 99, vgl. mit Urt, 92; Müller, PER. 8 54, 8. 

4 Bol. unten Note 73. 79. 80. 85. 86. 

es ©. die Vertreter diefer Meinung bei Roth, H.S. 119. 

6° Dernburg, PER. IL 571. 

o7 ©. die Vertreter diefer Meinung, die als bie in der neueren Beit über- 
wiegende bezeichnet werden kann bei Roth, H.S. 119. 

es S. die Ausführung bei Roth, H.S. 119. 120. 

ev Dieß ift ohnehin felbftverftändlich nach benjenigen H.O., melde die 
neuere Eigenthümerhypothet anerkannt Haben. Aber auch diejenigen, in wel⸗ 
hen dieß nicht der Fall ift, namentlich die H.D. von Bayern, Württemberg 
und Heſſen jcheinen mir in den oben angeführten Fällen das Pfandredt an 
eigener Sache anzuerfennen Roth, H.S. 120. 121. 

0 Ueber die Eigenthümerhypothek des neueren Rechts ſ. die Literatur: 
angaben bei Stobbe, PR. $ 111, 26 und Dernburg, Pr. BR. I. 8 837, 1. 
Bol. Hagen, die Hypothek des EigentHümerd 1875; Dernburg, Pr. PR. I. 
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der Hand defjelben Rechtsſubjekts konnte nach römishem Hecht nicht 
eintreten, folange das PBfandobjekt im Eigenthum des Pfandſchuld⸗ 
ners fi befand. Durch Zahlung von Seite des Pfandſchuldners 
wurde die Pfandforderung des Gläubigers getilgt; der Pfand: 
Ihuldner konnte diefelbe nicht auf fih übertragen laſſen, um fie 
gegen die nachſtehenden Gläubiger geltend zu machen, ober um 
fie weiter zu begeben ”!. Ebenſo erlofh nah römifhem Hecht das 
Pfandrecht durch Confuſion, wenn der Pfandfchulbner die Pfand- 
forderung erbichaftsmweife oder aus einem anderen Rechtsgrund 
erwarb ’?. Hievon weichen mehrere der Deutfhen Hypotheken: 
orbnungen”?’? ab, indem fie eine Bereinigung von Hypothek und 
Eigentbum aud in der Hand bes Pfandſchuldners zulafien, und 
bieß auf alle Fälle der Confufion und der Befriedigung des Hy: 
pothelgläubiger ausdehnen. Es treten dabei folgende leitende 
Principien hervor: 

1. Der Hypothefengläubiger, der das Eigenthfum des Sy: 
pothekenobjekts erwirbt, bleibt Hypothekgläubiger. 

3. Der Eigenthümer, der eine auf feinem Eigenthum ein- 
getragene Hypothekforderung durch Erbichaft erwirbt oder auf fid 
übertragen läßt, hat die Stellung eines Hypothekgläubigers. 

3. Der Eigenthümer, der die auf feinem Eigenthum ver: 
ſicherte Pfandforderung tilgt, tritt von felbft in die Rechte des 
befriedigten Pfandgläubigers ein. 


8 337; Förſter Eccius $ 200. Die Entwidlung der Eigenthümerhypothek des 
Breußifchen Rechts knüpft an die hypothekariſche Succeffion des römiſchen 
Rechts an Galli in Gruchot, Beitr. X. 519. Ueber die Entwicklung, deren 
Grundlage der $ 52 des Anhangs zu L.R. I. 16. 484 iſt vgl. Roth, H.S. 
130—138; Dernburg, Pr. BR. I. 8 337. Das Inſtitut ift in der Geftalt, 
die es bis zur Erlaflung der neuen Grundbuchgefege erhalten Hatte, in diefe 
übergegangen Roth, H.S. 142. 

ıı Schweppe, Lehrbuch $ 367a; Bähr in Ihering, Jahrb. XI. 95, 52. 
Nach römiſchem Recht kann nur der nicht perjönlich haftende Eigenthümer, der 
die Pfandforberung befriedigt, Abtretung derjelben verlangen oben Note 60. 

12 Das römiſche Recht fchließt die Wirkung der Eonfufion nur aus, wenn 
der Gläubiger das Eigenthum des Pfandobjekts erwirbt, oben Note 55. Da- 
gegen läßt es die Pfandforderung, bie fich in der Hand des Pfandſchuldners 
mit dem Eigenthum an dem Pfandobjekt vereinigt, nicht fortbeitehen. 

78 Es find dieß: Breußen, Sachſen, Altenburg, beide Reuß, Medlenburg, 
Hamburg, Lübed. Dagegen hat das neue Defterreihiiche &r.B.®. die Eigen- 
thümerhypothet in der neueren Geftalt nicht aufgenommen Exner, 9.8. 5 90, 
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In folgenden Hypothefenordnungen ift die Eigenthümerby: 
pothek in biefer neuen Geftaltung ausgebildet. Nach Preußiſchem 
Recht ift, wenn eine Hypothek oder Grundſchuld von dem Eigen- 
thümer bezahlt oder auf andere Weiſe getilgt worden ift, der bi- 
herige Gläubiger nah der Wahl des Eigenthümers verpflichtet, 
die Poft an den Eigenthümer oder an einen vom Eigenthümer 
bezeichneten Geffionar abzutreten oder Quittung oder Loöſchungs⸗ 
bewilligung zu ertheilen ”*. Der Eigenthümer ift auf Grund der 
Quittung oder Löfchungsbewilligung berechtigt darüber zu ver: 
fügen, indem er die Bolt auf feinen Namen umfchreiben läßt, 
oder jie weiter begibt 5. Das gleihe Recht hat der eingetragene 
Eigenthümer, welcher die Hypothek oder Grundſchuld von Todes: 
wegen erworben hat”®. Die Boft bleibt ihm, auch nach Veräuße- 
rung des Pfandobjefts, auch wenn er fie nicht auf feinen Namen 
bat umschreiben laffen, zur Dispofition 7”. Ebenſo kann der Gläu- 
biger, der das verpfändete Grundftüd erworben hat, die Hypothef 
oder Grundſchuld auf feinen Namen ftehen lafjen oder über fie 
verfügen”. Der Eigenthümer kann bei Subhajtation die Eigen: 
thümerhypothek Liquidiren ”%; bei Concurs fällt fie in die Con⸗ 
cursmaſſe °%. Gleich geftaltet wie die des Preußiſchen Rechts ift 
die Eigenthümerhypothef der 5.D. von Hamburg und Kübel ®!, 


Br, E. E. G. 8 63; Achilles Gel. 307b. Die gleiche Beſtimmung Hat 
Anhalt Pf.G. 8 9. 

” Pr. E.E.G. 8 64; Roth, H.S. 142, 

" Br. E.E.S. 8 65. 

7 Die war nach früherem Recht duch PL.BD.Tr. 27/5 1839 Entſch. 
V. 51 feftgeftelt, und wird nun auch für das neuere Recht allgemein ange- 
nommen Wdilles Gef. 3100; Bahlmann, Gr. B.R. 217 Nr. 3; Roth, 9.6. 
144; Erf. DO.Tr. 5/10 1877 Entf. LXXXL 30. Auch Förfter, der urjprüng- 
lih anderer Meinung war, hat fih Pr. BR. 8 200, 52 für das neuere Recht 
biefer Anficht angeſchloſſen. U. M. find noch Heibenfeld, Immobiliarſachen⸗ 
recht 102 und Turnau, Gr.B.D. I 414, vgl. Roth, H.S. 144. 

” Br. E. E.G. 8 66. 

” Erf. D.Tr. 2/12 1854; Striethorft XVI. 54. 

so B1.9. 9/1 1846 Entſch. XII. 1866; Erf. 26/5 1853 Striethorft XI. 1; 
13/7 1854 Striethorjt XIV. 142; Förfter Eccius $ 200, 52. 

eı Hamburg HD. 8 35: „Der Grundeigenthümer ift befugt... . einen 
Hypothekpoſten, über welchen er durch Auszahlung oder anderweitig die Ber- 
fügung erlangt hat, auf feinen Namen umjchreiben zu laffen. In dieſen 
Fällen wie aud dann, wenn ein Hypothekgläubiger das Eigenthum des Grund⸗ 
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Auch die Medlenburgiihen H.D. Ipreden aus, daß, wenn ber 
Gläubiger dag Eigenthum des Objekts oder der Grundeigenthü- 
mer das hypothekariſche Recht erwirbt, dieſes fortbauert und zu 
feiner Verfügung fteht ®%. Dabei ift jedoch abweichend von Dem 
Preußiſchen Recht beftimmt, daß im Fall der Subhaftation oder 
des Concurſes der Eigenthümer die betreffende Forderung den 
Nachhypothekaren gegenüber nicht geltend machen kann ®®. 

Anders geftaltet ift die Eigenthümerhypothek des Sächſiſchen 
Netz, indem die formalen Vorausfegungen verjhieden find, je: 
nachdem fie auf Befriedigung des Gläubiger8 dur den Eigen: 
thümer oder auf Gonfolidation beruft. In dem erften Fall er- 
hält der Eigenthümer dag Verfügungsrecht nur, wenn die Poft 
auf feinen Namen umgejchrieben ift, in dem letzteren kann er aud) 
ohne diefe Vorausfegung darüber verfügen. Als nothwendige Con⸗ 
fequenz ergibt fi der Rechtsſatz, daß bei freiwilliger Veräußerung 
des Grundftüds der Eigenthümer einen Anſpruch nicht geltend 
machen kann, wenn er in dem erften Fal bie Poſt nicht auf feinen 
Namen hat umschreiben lafjen, und wenn er in dem zweiten Fall 
nicht vor der Veräußerung barüber verfügt bat. Auch dadurch 
unterjcheibet fi die Eigenthümerhypothef des Sähfifhen Rechts 
von der des Preußifchen Rechts und der Hanfeftädte, daß die auf 
den Namen des Eigenthümerd umgejchriebene und noch auf jeinen 
Namen ftehende Hypothef bei Subhaftation nit für ihn geltend 
gemacht werden kann, und bei Concurs nit in feine Concurs⸗ 
mafje fällt. Die Eigenthümerhypothef des Sächſiſchen Rechts 


ſtücks erwirbt, fteht den nachfolgenden Hypothekgläubigern fein Recht zu, bie 
Zilgung des Poſtens zu fordern. Auch erlangen fie ein folches nicht im Fall 
ber Brojefution des Grundſtücks oder durch den Concurs bes Eigenthümers“. 
Damit wörtlich übereinftimmend Lübeck HD. $ 41. Die Beſtimmung iſt ur 
prüngli in dem Lübed. Geſ. 22/7 1868 8 35 getroffen, und aus dieſem in 
die Hamburg. HD. 4/12 1868 8 35 übergegangen. Beide kennen nur bie 
jelbftftändige Hypothek; da indeflen die hypothekariſche Succeffion für acceſ⸗ 
joriihe und jelbititändige Hypothelen fi) nach gleichen Grundſätzen richten, fo 
habe ich die Beftinmungen diefer Rechte und ber Mecklenburgiſchen R.St. B.O. 
ber befjeren Ueberſicht wegen gleich bier dargeftellt. Vgl. unten Note 98. 

s2 Meibom, H.R. 8 35, 12—17. 

°s Meibom, HR. 8 27, 27. Dieß gilt ebenfo, wenn bie Forderung auf 
ben Eigenthümer umgejchrieben, al3 wenn fie nicht umgefchrieben ift Meibom, 
HR. 8 27, 29. 
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wurde zuerft dur das H.G. 1843 eingeführt, und es find bie 
Beitimmungen defjelben mit einer Modifikation in das B.G. B. 
übergegangen. Diejelbe geftaltet fih folgendermaßen: 

1. Befriedigt der Eigenthümer den Inhaber einer in das 
Hypothekenbuch eingetragenen Forderung, fo kann er nah den 
H.D. von Altenburg und Reuß von diefem Geffion der Forderung 
verlangen °*, und dieſe auf fich umschreiben laſſen, nad dem Recht 
des B.G.B. dagegen kann er Umfchreibung auf feinen Namen 
ohne Ceſſion erwirfen®®, womit er das Recht erlangt, biefelbe 
meiter zu cediren ®®. 

2. Der Gigenthümer, welcher eine auf dem Grundftüd ein- 
getragene Forderung auf andere Weife als dur Ceſſion erwirbt 
kann diejelbe ohne vorherige Umfchreibung auf jeinen Namen ce- 
diren ©”. 

3. Der Inhaber einer Hypothefforderung, welcher das Eigen: 
thum des verpfändeten Grunbftüds erwirbt, kann biefelbe loſchen 
oder unverändert fortbeſtehen laſſen ®®. 

4. Die auf den Namen des Eigenthümers eingetragene Hy⸗ 
pothek erliiht, wenn gegen ihn die Subhaftation verfügt oder 
das Goncursverfahren eingeleitet wird ®%., Bei freiwilliger Ber- 
äußerung bleibt fie dem Eigenthümer als nunmehrigem Hypotbel- 
gläubiger ”. 


% Altenburg HD. 8 119. 120; Neuß &. 2. und ji. 2. 9.0. 8 118. 119. 

5 Sachſen B.G. B. $ 442. 

se Das Geſetz erwähnt nur das Recht der Ceſſion, e3 ift aber anerkannt, 
daß dem Eigenthümer jede andere Art von Verfügung zuftebe, 3. B. Ver⸗ 
pfändung Erf. Dresden 25/4 1872 Wochenblatt 1873. 242, 

s7 Altenburg HD. 8 121; Reuß ä. 2, und ji. 2. 9.0. 8 120; Sachſen 
BGB. 8 448. 

ss Die Note 86 aufgeführten Stellen führen zwar nur an, daß ber In⸗ 
haber die Löſchung verlangen oder bie Yorderung cebiren könne, allein daß 
die Forderung, wenn fie nicht gelöfcht wird, für ihn als Eigenthümerhypo- 
the? fortbefteht, Tann nach der Stellung der Sächſiſchen Geſetze oben Note 88. 
84 nicht zweifelhaft fein. 

Altenburg H.O. 8 122; Neuß ä. 2. und ij. 2. 9.8. 8 121; Sadien 
8.9.8. 8 444. 

9 Die Beitimmungen des Sächſiſchen H.G. von 1843 wurden früher all- 
gemein dahin ausgelegt, daß bei der Eigenthümerhypothel die Yorberung in 
der Hand des Eigenthümersd erhalten bleibe und von ihm cebirt werden könne 

Roth, Deutſches Privatrecht. III. 44 
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Für die Gonftruftion der Eigenthümerhypothek des neueren 
Rechts haben fi drei Meinungen gebilbet: 

1. Nach der einen Anficht ift fie gar Feine Hypothek; For⸗ 
derung und Hypothek find erloſchen, und fie befteht nur in bem 
Vorbehalt einer Stelle, auf welcher der Eigenthümer eine neue 
Hypothek eintragen lafjen kann ’*. 

2. Nach einer anderen Anficht ift die Eigenthümerhypothek 
eine volftändige Hypothek, bei der Forderung und Pfanbredit 
erhalten bleiben und bei Geifion auf den neuen Erwerber über- 
tragen werden. Dieje Auffaffung, die von dem Preußiichen Ober: 
tribunal bisher conjequent feftgehalten wurde ??, und die auch jegt 
noch vielfältig vertreten ift??, ift für das Preußiſche Recht ala 
die herrſchende anzufehen °*, und auch für das Medlenburgijche *° 
und Sächſiſche Recht ?* annehmbar. 


Siegmann, H.R. (1863) 24, was auch allein dem Wortlaut des Gefeges ent- 
ſpricht. Neuerdings wird für das Sächſiſche Geſetzbuch, welches bie gleichen 
Beftimmungen enthält, von Manden angenommen, daß die betreffende Be⸗ 
ſtimmung nur auf ein Offenbalten der Stelle zu deuten fei, was jedoch der 
Begründung ermangelt |. unten Note 98. 

vı Es entipricht die dem DOffenhalten des Yoliums des Bayriichen Rechts 
unten $ 319, 9. Dieje Anfiht war früher für dag Preußiſche Recht ange 
nommen Min.R. 24/3 und 13/5 1831 Bornemann, Syſt. IV. 248, und es 
berubte darauf die jog. Lokustheorie v. d. Hagen, Hypothek des Eigentbimers 
229. Neuerdings wird fie für dad Sächſiſche Recht von Siegmann, H.D. 135 
und HR. (1875) 8 36. 37 vertheidigt ; |. die Widerlegung dieſer Auffaſſung 
bei Roth, H.S. 147. An einem Beſchluß 1/6 1872 Wochenblatt 1873 244 
bat fih das Juſtizminiſterium dagegen und für die Meinung audgeiprochen, 
daß bei der Eigenthümerhypothel die Yorderung mit der Hypothek auf den 
Eigenthümer übergehe. Nach den Motiven zu 8 117 fteht das Sächſiſche 
H.G. von 1843 auf demjelben Standpunkt, den aud Siegmann, H.R. (1861) 
24 früher einnahm. 

v. Pl.B. 27/5 1839 Entich. V. 51; Ert. 1 1846 Entſch. XII. 66; 12/5 
1876 Entih. LXXVII. 164; 5/10 1877 Entſch. LXXXI. 81. 

9 Das Neichögericht hat ſich für das Preußische Recht dieſer Auffafſung 
angefchloflen in den Erf. 21/4 1880 Sammlung Il. Nr. 58; 17/12 1880 
Sammlung II Nr. 76; 18/4 1882 Sammlung VII. Nr. 64. 

* Für das Preußiſche Recht jchließen ſich diefer Anficht an: Bornemann, 
Syftem IV. 254; Förfter, Br. PR. 8 200, 28; Förfter Eccius $ 200, 38; 
Bahlmann, Gr. B.R. 213; Turnau, GrB.D. I. 417; Kühnaft, G.S. 65; Eol- 
berg, Öffentlicher &laube 92. 129; Heidenfeld, Immobiliarrecht 105, 87. 

 Eracdten des D.AU.G. Roftod Johow, Jahrb. V. 255 erklärt die Eigen- 
thümerhpypothet als eine vollftändige aber in ihrer Wirkſamkeit gelähimte Hy» 
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3. Eine dritte Anficht geht dahin, die Hypothek, die in der 
Hand des Eigenthämers erhalten bleibe, und bei Verfügung auf 
den Erwerber übergehe, fei nicht die bisher beftehende acceſſoriſche 
Hypothek, fondern das bei Erlöfchen der perſönlichen Verbindlich⸗ 
feit fortdauernde dingliche Forderungsrecht (Realobligation) 97. 
Diele Auffafjung, die für die Eigenthümerhypothek des Hamburger 
und Lübeder Rechts ihre volle Berechtigung hat ?®, Fonnte für das 
frühere Preußiſche Hecht, das nur accefjoriiche Hypotheken kannte, 
nit anerlannt werden’. Nah dem neueren Recht, das bie 
Grundſchuld neben die Hypothek ftellt, würde einer Anerkennung 
nichts im Weg ftehen 0°; das Geſetz hat indeſſen dieje Conſequenz 
nicht gezogen 1%. 


pothet. Auf demjelben Standpuntt fteht Buchka, E.H. 104; Meibom, H.R. 
8 85, 16. 

” Die frühere Auffafiung der Sächſiſchen Juriſten ftimmte mit der bes 
Preußiſchen Obertribunals darin überein, daß bie Eigenthümerhypothel in 
einer Mebertragung der Forderung mit der Hypothek auf den Eigenthümer 
beftehe, oben Note 90. Gegen die neuerdings vertheidigte Annahme, daß bie 
Beitimmung des 8.0.8. 8 444 nur ein Dffenhalten der Stelle anorbne |. 
Roth, 9.5. 147. Neuerdings hat fi die Sächſiſche Praxis wieder ber frü- 
heren Auffaffung zugemwendet Roth, H.S. 148. 

9 Dieſe Eonftruftion wurde zuerjt von Koch, Uebergang der Forderungs⸗ 
rechte 92 und Jur. W.Schr. 1836 Nr. 63 aufgeftellt und von Schmid, Pf.R. 
4. 49. 89 angenommen. Neuerdings fließen fich derfelben an Achilles Geſ. 
306 ; Dernburg, Pr. PR. J. 8 387, 10. 

os Dieſe HD. kennen nur die jelbitftändige Hypothek. Daflelbe gilt für 
diejenigen Mecklenburgiſchen H.O., welche nur die felbftftändige Hypothel an- 
erfennen vgl. oben 8 294, 4. 

” S. Stobbe, PR. 8 113, 39. 

100 Achilles Bei. 306 und Buchka, E.H. 115 ſprechen deßwegen aus, daß 
mit dem Uebergang der Hypothek auf den Eigenthümer materiell eine Grund⸗ 
ſchuld entitehe. Durch diefe Eonftruftion wirb die unjerem Hecht widerftrei- 
tende Annahme der Fiktion der Fortdauer des perjönlichen Forderungsrechts 
in der Hand des Schuldnerd vermieden. Die deutihe C. G. G. Commiſſion hat 
fi in bem Entwurf des Sachenrechts diejer Conſtruktion angeſchloſſen. Es ift 
befannt, daß der Umftand, daß nur ſo die Möglichkeit einer mit unjerem 
Recht vereinbaren Eonjtrultion der Eigenthümerhypothek gegeben ift, für die 
Preußiſche Geſetzgebung das hauptſächliche Motiv fir Einführung der Grund⸗ 
ſchuld bildete. 

101 Mit Recht hebt Turnau, Gr. B.O. (2) 1. 418 hervor, daß, da nach 
E.E.G. 8 52 eine Hypothel nur gemeinfam mit dem perjönlicdhen Hecht ab- 
getreten werden könne, die Wbtretung der Eigenthümerhypothek an einen 

44* 
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Das franzöfiiche Recht kennt die gemeinrechtliche Eigenthümer: 
bypothef nur in dem Fall, in welchem der Käufer eines Grund: 
ſtücks fich ausbedingt, daß der Kaufpreis zur Befriedigung eines 
Pfandgläubigers verwendet werbe 1%, und ftatuirt außerdem den 
Fall der Befriedigung der Erbichaftsgläubiger dur den Bene: 
ficialerben 10%. In beiden Fällen geht die Hypothekforderung durch 
Subrogation auf den Zahlenden über. Die Eigenthümerbypotbel 
des neueren Rechts ift dem franzdfifchen Recht nicht befannt ?*. 


g 317. 


II. Die Verpfündung '. 


Der Hypothelgläubiger hat das Net, die Hypothek, über 
melde ihm die Dispofition zufteht?, zu verpfänden. Die VBerpfän- 
dung der Hypothek bat nicht die Bedeutung der Beltellung eines 
Pfandrechts an der Sache, jondern nur die der Verpfändung einer 
Forderung ?, und richtet ſich daher nad) den für Verpfändung von 
Forderungen geltenden Grundfägen. Hinfichtlih des Altes Der 
Berpfändung fcheiden fih unfere Hypothekenordnungen in zwei 
Claſſen. Nach der einen Claſſe erfolgt die Beitellung in derjelben 
Meile wie die Beitellung eines Forderungspfandrechts, ohne daß 
Eintragung ber Berpfändung in das Hypothekenbuch Vorausſe⸗ 
gung der Entftehung wäre. Nach Preußiſchem Landredt ift fchrift- 
lihe Berpfändungsbewilligung und Uebergabe des Hypotheken⸗ 


Dritten jowie die im 8 63 dem befriebigten Gläubiger vorgeichriebene Ab⸗ 
tretung an den Eigenthümer den Fortbeſtand der Forderung vorausſetze; ebenjo 
Ert. 8.6. 17/12 1880 Sammlung II. Nr. 76. 

103 O. 6. Art. 1251 Nr. 2. 

ı03 0, c. rt. 1251 Nr, 4. 

104 Puchelt, HR. 8 11, 1. 

ı Förfter Eccius 8 192, 54; 8 199a, 11; Negelöberger, HR. 8 90; 
Müller, BER. 8 109; Meibom, HR. 8 31; Exner, HR. 8 57. 58. 

» Borausfegung det Verpfändung ift, daß der Hypothelgläubiger in der 
Verfügung über die Hypothek nicht befchräntt jei Regelsberger, H.R. 8 90 Nr. 1. 

3 Br. 2.8. I 20. 136; Förfter Eccius 8 192, 63; Megelöberger, H.R. 
8 90, 11; Darmftadt Pf.G. Art. 171, 5; Exner, HR. 8 57, 4. 
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briefs * nit aber Eintragung in das Grundbuch erforderlich ®. 
Nah Bayriſchem Recht ift zur Verpfändung ein notarieller Ber: 
trag® und Webergabe des Hypothekenbriefs erforderlih”. Ein- 
tragung in das Hypothekenbuch ift zur Giltigkeit der Verpfänbung 
nicht erforderlich, fie erfolgt indeflen, um der Verpfändung bie 
Vortheile der Deffentlichfeit des Hypothekenbuchs zu verfchaffen. 
Bon der Eintragung wird der Hypothekſchuldner verftänbigt, der 
fih in feinen Zahlungen darnach zu richten hat, und nicht mehr 
an den urfprüngliden Hypothekgläubiger ohne Yuziehung des 
Pfandinhabers ebenfowenig aber an den Pfandinhaber ohne Zu⸗ 
ziehbung des Verpfänders zahlen kann?. Nah Württembergiſchem 
Recht jept die Verpfändung einer Hypothekforderung einen ſchrift⸗ 
lihen Bertrag Einhändigung des Pfandſcheins an den Gläubiger 
und Denunciation an den Schuldner voraus’. ft ein Pfand: 
ſchein nicht ausgeftellt, jo erfolgt die Verpfändung dur Vormer⸗ 
fung im Unterpfandbud und Ausftellung einer Urkunde darüber 
durch die Unterpfandbehörde ?%. Außer diefem Fal ift Eintra- 
gung der VBerpfändung nur erforderlich, wenn nad Uebereinkunft 
unter den Bartheien der Schuldner den zu verpfändenden Unter: 
pfandichein im Namen des Gläubigers in der Hand behalten jol!!. 
Außerdem erfolgt die Eintragung der Berpfändung nur um den 
Gläubiger gegen weitere Verfügungen des Verpfändenden ficher zu 
ftellen 12. Geltendmachung des Abfonderungsreht3 im Concurs 
fett aber auch nad diefen Rechten Eintragung ber Verpfändung 
im Grundbudh voraus 1. Nach einer anderen Claſſe von Rechten 


* Br. LER. 1. 20. 273. 281. Soll eine Hypothekforderung verpfänbdet 
werden, jo muß nad Preußiſchem Recht ein Hypothelenbrief ausgeftellt wer⸗ 
den, wenn bisher ein folcher nicht audgeftellt war. Xgl. oben $ 305, 105. 

Br. EEG. 8 54. 

® Megelöberger, H.R. 8 90, 6. 

T fMegelöberger, H.R. 8 11, 20. 

s 9.9. 8 53; Regelsberger, HR. 8 90 Nr. 2. 

BG. Urt. 246. 248; Lang, Sachenrecht $ 200, 6. 14. Iſt die Ber- 
pfändung im Unterpfandbudy eingetragen, jo hat fih der Pfandſchuldner in 
feinen Zahlungen darnach zu richten Pf.G. Urt. 85. | 

10 Pfandentwicklungsgeſetz Art. 38. 

11 Pfandentwicklungsgeſetz Art. 40. 

12 f. G. Art. 84. 85. 

18 E.G. zur Concursordnung $ 15 Nr. B. 
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jet die Berpfändung einer Hypothekforderung zu ihrer Gültigfeit 
Eintragung der VBerpfändung in das Hypothekenbuch voraus '*. 
Die Wirkung der Berpfändung ift nad den Landesrechten ver: 
ſchieden. Nach der einen Claſſe von Rechten macht der Gläubi: 
ger dad Net aus ber Hypothekforderung als das aus einer 
verpfändeten Forderung geltend. Nah Preußiſchem 5 und 
Württembergiſchem NRedt’* ſetzt die Geltendmachung gegen ben 
Pfandſchuldner vorgängige gerichtliche Weberweifung der Pfand— 
forderung voraus. Nah Bayriſchem Recht kann der Pfandgläu- 
biger die Klage des Verpfänders gegen den Schuldner als actio 
utilis anftellen 7. Nah der andern Claſſe von Rechten bat bie 
Berpfändung einer Hypothekforderung die Bedeutung einer even: 
tuellen Eeffion und der Gläubiger Tann die Rechte eines Geifio: 
nars geltend maden ’?. Nah Defterreihiihem Recht kann der 
Gläubiger die gerichtliche Weberweifung der verpfänbeten Forde— 
rung !? oder die erefutive Feilbietung derfelben und Befriedigung 
aus dem Erlös beantragen ?°. 

Nah franzöfiihem Recht kann eine Hypothelforberung in ber: 
jelben Art wie jede andere Forderung verpfändet werben *!. 


 Sadjien 8.9.8. 8 502; Wltenburg, HD. 8 88; Neuß ä. L. 90. 
8 85; Neuß ji. 2. H.O. 8 87; Weimar Pf.G. 8 80. 84; Rudolſtadt HD. 
8 35; Darmftadt Pf.G. Art. 171, 5; Defterreih A.B.G.B. $ 474 und Gr. B. G. 
8 4; Exrner, H.R. 9 58, 1. 

Br ER. I. 20. 289. Die herrſchende Meinung geht dahin, daß ber 
Gläubiger die Forderung nur einziehen bärfe nachdem fie ihm im Exeku⸗ 
tiondweg gerichtli überwieſen ift Erf, D.Tr. 4/3 1843 Entſch. VIII. 279; 
Bornemann, Syitem IV. 208; Niebuhr in Gruchot, Beiträge XVI. 441; Dern- 
burg, Pr. PR. L$ 861, 11. Gegen die abweichende Meinung von Förfter, 
Br. BR. 8 192, 44 f., die dem Gläubiger bie Beitreibung ber Forberung 
ohne vorgängige gerichtliche Meberweifung zugeftehen will, bat fih nun aud 
Förfter Eccius 8 192, 46 f. erflärt. 

© Nach Württembergiſchem Recht wird der Schuldner von ber Exekn⸗ 
tiondbebörde angemwiejen an ben @läubiger zu bezahlen, oder biefem bie For⸗ 
derung an Bahlungsftatt zuerfannt Lang, Sachenrecht $ 206, 39. 

Ext. Münden 7/11 1845 BI. XII. 47; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 199, 17. 

© Sachſen 8.6.8. 5 508. 504; Wltenburg HD. 8 88; Reuß ä. 2. 9.0. 
8 85; Neuß j. 2. HD. 8 87; Darmftabt Pf.G. 8 171, 4; Weimar 9.0.8 4; 
Rudolſtadt H.D. 8 35. 

Exner, 9.8. 8 58, 21. 

2° Erner, HR. 8 58, 17. 

»ı Yubry 8 288, 4. Bgl. unten $ 880, 35. 
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Abtheilung 2 
Uebergang ber Grundſchulben. 


g 318. 


Für den Uebergang der Grundſchuld auf einen anderen Be⸗ 
rechtigten gelten folgende Grundfäge: 

I. Die Grundſchuld gebt wie die Hypothek dur Erbfolge 
auf den Erben über !. 

II. Die Grundſchuld kann durch Ceſſion auf einen anderen Gläu- 
biger übertragen werden?. Die Uebertragung erfolgt nicht wie bei der 
Hypothek durch Geffion der Forderung, fondern fie erftredt fich 
auf die Grundſchuld als folde. In den Fällen in welchen bie 
Grundſchuld zur Sicherung eines perſönlichen Rechts dient, muß 
jedoch der perſönliche Anfpruh mit der Grundfhuld abgetreten 
werden, außerdem berfelbe erliicht?. Die Abtretung der Grund: 
ſchuld fegt nah Preußiſchem Recht einen fchriftlihden Ceſſionsakt 
und Webergabe des Grundfchulbbrief3 voraus *. Eintragung der 
Abtretung ift zum Uebergang bes Rechts nicht erforderlih, Tann 
aber verfügt werden, wenn ber Gedent fie bewilligt. Grund: 
ſchulden können auch in blanco abgetreten werben. Jeder In⸗ 
haber erlangt dadurch das Recht die Blankoabtretung durch einen 
Namen auszufüllen, die Grundſchuld auch ohne dieſe Ausfüllung 
abzutreten und die dingliche Klage zu ſtellen“. Nach den Rechten 
von Hamburg und Lübeck ſetzt die Uebertragung Eintragung in 
das Grundbuch voraus”. 


Meibom, HR. 8 32, 1. 

ı Br. E.E.G. 8 54. 

Br. E.E.G. 8 52, 2. 

* Nach Pr. L.R. I. 11. 394 ift Schriftlichleit bes Ceſſionsaktes 'erforder- 
Sich, jedoch nicht bei Blanloabtretung der Grundichuld. Erk. R.G. 10/12 1880 
Sammlung III. Rr. 88 erflärt auch Uebergabe des Grundſchuldbriefs für 
nothwendig. 

5 Br. E.E.G. 8 53. 54; Pr. &r.B.D. 8 79-83. Der gleiche Grundſatz 
gilt nah Mecklenburgiſchem Recht oben 8 815, 29. 

° Br. E.E.8. 8 55; Yörfter Eccius 8 1998, 4; Dernburg, PER. I. 8 
326. Ueber bie Bedeutung der Blankoceſſion von Hypothekenſcheinen des 
Mecklenburgiſchen Rechts vgl. Erk. R.G. 11/5 1881 Sammlung IV. 5l. 

" Hamburg 9.D. 8 36; Lübeck H.D. 8 48. 
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III. Die hypothekariſche Succeffion in Grundſchulden richtel 
fih nach den gleichen Grundfägen wie die in Hypotheken ®. 

IV. Ebenso richtet fi die Verpfändung von Grundfchulden 
nach den für die Verpfändung von Hypothelen geltenden Grund: 
lägen ?. 


Abichnitt 8, 
Rangordnung der Eiypothefen und GBrundfchulden '. 


“ 


g 319. 


Der Grundfag des römiichen Rechts, daß die Rangordnung 
der Hypotheken, ſoweit nicht die Art der Beftellung oder ein Pri⸗ 
vilegium dem jüngeren Pfandrecht einen Vorzug gewährt, nur nad 
dem Alter des Pfandrechts ſich beftimme, ift in den beutfchen 
Hypothelenordnungen nicht anerkannt, vielmehr ift für die Rang: 
ordnung der Hypotheken und Grundſchulden? allein die Eintra- 
gung im Grundbuh entjcheidend. Diefe kann mehreren Hypo⸗ 
thefen (Grundſchulden) unter fich gleichen Rang gewähren ®, oder 


° Br. E.E.G. 8 63—66; Derndurg, Pr. BR. I. 8 337; Hamburg HD. 
8 85; Lübel H.O. 8 41, vgl. oben 8 316, 81. 98. 

Br. E.E.G. 8 58. 54. 

1 Bgl. Dernburg, Pr. PR. I. $ 333. 834; Regelsberger, H.R. 8 94; 
Römer, PER. 8 51; Siegmann, HR. 8 29; Meibom, HR. 8 33; Müller, 
Pf.R. 8 14. 69. 70; Exner, HR. 8 61—65. 

2 Nach Preußiihem Recht gelten Hinfichtlich der Rangordnung für Grund⸗ 
ſchulden die gleichen Grundjäge wie für Hypotheken Yörfter Eccius 8 199a, 14. 

2 Someit die Gleichjtellung im Rang bei Beitellung der Hypotheken be 
ftimmt werden joll, muß dieß gleich bei der Eintragung ausgeſprochen werben 
Pr. E.E.G. 8 17, 2; Sadjen 8.0. 8 95. 162; Weimar Pf.G. 8 151; Alten 
burg 9.8. 8 186; Neuß &. 2. und j. 2. 9.8. 8 185; Medlenburg R.RHD. 
8 11; 8.61.80. 8 20; Hamburg HD. 8 37; Lübel HD. 8 37; Oeſterreich 
Gr. B.G. 8 103. Eine Ausnahme ift nach Bayriſchem und Württembergijchen 
Recht begründet, nad) welchem die an demjelben Tag eingetragenen Hypo⸗ 
theken von jelbft unter ſich gleihen Rang haben unten Rote 5. Bei Theil- 
ceifionen einer Hypothek haben die daraus entftandenen felbftftändigen Hypo⸗ 
theten, wenn nicht® anderes beftimmt ift, unter fich gleichen Rang, oben $ 
315, 44. 
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die mehreren Hypotheken (Grundſchulden) in das Verhältniß von 
Bor: und Nachhypotheken (Grundſchulden) bringen. Für die Beftin: 
mung der Priorität in dem legteren Fall befolgen unjere Hypo⸗ 
thefenorbnungen zwei Syſteme, indem die eine Claſſe die Reihen: 
folge * die andere den Beitpunft® der Eintragung entſcheiden Läßt. 
Bon diefem die Priorität beftimmenden Princip können folgende 
Ausnahmen begründet fein: 

1. Durch Dispofition des Schuldners. Der Schuldner kann: 

a. der einzutragenden Poſt nah einzelnen Hypothekenord⸗ 
nungen einen beftimmten Rang im voraus einräumen, wodurch 
ihr der Vorrang vor anderen an demſelben Tag angemeldeten 
Poſten gefichert wird ®, oder mehrere nicht gleichzeitig eingetragene 
Poſten unter fih im Rang gleichftellen ’; 


* Dad Pr. E&E.G. $ 17, welche Beſtimmung nad Pr. E.E.G. 8 34 auf) 
für die Eintragung von Hypotheken maßgebend ift, jchreibt vor: „Die Rang» 
ordnung der auf demſelben Grundſtück eingetragenen Rechte beitimmt ſich 
nach der Neibenfolge der Eintragungen, die leßtere nach der Zeit, zu welcher 
ber Antrag auf Eintragung dem Grundbuchamt vorgelegt worden tft.” Ebenfo 
ift Die Neihenfolge der Eintragung für die Briorität beftimmend nah Sachſen 
B.G.B. 8 434, Mecklenburg R.R.HD. 8 82, 4 und R.SL.B.D. 820, 1 und 
allen andern Medienburgiihen HD. Meibom, HR. 8 38, 4; Anhalt Gr. B. G. 
8 20; Hamburg H.D. $ 37 und Läbel 9.8. 8 37. 

5 Bayern H.G. 8 23. 59 Megelöberger, HR. 8 94, 1; Württemberg 
Pf.G. Art. 96; Darmftadt Pf.G. Urt. 95; Weimar Pf.G. S 149; Wltenburg . 
HD. 8 98; Neuß &. 2. 5.0. 8 90; Reuß j. 8. H.D. 8 92; Rubolftadt H.O. 
$ 88. Nach Defterreich Gr... 8 29 richtet fich die Rangordnung nicht nach 
dem Beitpuntt der Eintragung jondern dem der Ueberreichung des Antrags 
1.8.8. 8 29; Exner, HR. 8 61, 5. Nach Bayern 9.8. $ 60 haben bie an 
demjelben Tag, nad; Württemberg Pf.G. Urt. 97 Haben die in derſelben Ge- 
richtsſitzung eingetragenen Pfandredhte gleichen Rang, ein Grundſatz, der dem 
franzöfiichen Recht entnommen ift unten Note 24. Rah Preußiſchem Hecht 
baben nicht, wie Stobbe, PR. $ 111, 11b mit Berufung auf Pr. E.E.®. 
8 36 behauptet, bie unter dem gleichen Datum erfolgten Eintragungen gleichen 
Rang, fondern wie fih au8 Br. E.E.G. 8 17 oben Note 4 ergibt, ift aud 
für diefe die Reihenfolge entiheidend, wenn nicht ausbrüdlich bemerkt ift, daß 
fie zu gleichen Rechten ftehen jollen Dernburg, Pr. BR. I. 8 338, 8. Die 
Beftimmung Pr. E.E.G. 8 36, auf welche Stobbe fich beruft, regelt nicht das 
Berhältniß der Hypothelen und Grundſchulden unter fih, fondern das ber 
Eintragungen in ber II. und III. Rubrik unter ſich. 

° Es gilt dieß nach Bayern H.G. 8 23 Regelsberger, H.R. 8 94, 3 und 
Württemberg Pf.G. Art. 97 um bie nach diefen Rechten geltende Gleichſtel⸗ 
lung der an demſelben Tag eingetragenen Hypothelen auszuichließen. 
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b. bei Beftellung einer Hypothek oder Grundſchuld fich die 
Erridtung einer der Summe nah beftimmten Hypothek oder 
Grundfhuld mit dem Rang vor ber jebt einzutragenden vorbe- 
balten (Rangvorbebalt) ®; 

c. einer erlofhenen aber im Hypothekenbuch noch nicht ge- 
löſchten Hypothek eine andere fubrogiren (Dffenbaltung des %o: 
liums, Subrogation?). Die Subrogation befteht in der Errichtung 
einer neuen Hypothek mit dem Range der alten, an der Stelle, 
welche zu dieſem Behuf durch Nichtlöfchen berfelben offen gehalten 


Es geichieht dieß in der Urt, daß der Schuldner bei Beftellung einer 
Hypothek ſich ausbedingt, daß er noch eine andere der Summe nach beftimmte 
Forderung mit gleihem Rang eintragen lafien dürfe Sachen 8.9. F 143; 
Siegmann 113; Medienburgiide HD. bei Meibom, H.R. 8 18, 57. 58; 8 
88, 18. 

® Bayern H.G. 8 150; Negelöberger, H.R. 8 62; Medlenburg R.R.H.O. 
8 11 Meibom, H.R. $ 18, 55; Weimar Pf.G. 8 147, 1. Das Gleiche wird 
für das Preußiſche Recht als zuläßig angenommen Koch, Anm. SOb zu 2.R. 
1, 20. 500; Bahlmann, &r.B.R. 118; Dernburg, Br. BR. I. 8 384 Nr. 3. 
Nach Defterreihiihem Recht kann fi der Eigentyämer durch Anmerkung der 
Rangordnung bie Eintragung einer der Summe nad beftimmien Hypothel 
nach ber legten eingetragenen Hypothek vorbehalten, von weldem Vorbehalt 
er indefjen innerhalb 60 Tagen nad Bollziehung ber Anmerkung Gebrauch 
machen muß, außerdem biefelbe geldjcht wird Defterreih Er. B.G. 8 53—58; 
Erner, HR. 8 61, 16 und 8 90. I. 

? Bayern 9.8. 8 84 Roth, Bayr. C.R. (1) 5 194, 6; Roth, hypothe⸗ 
kariſche Succeifion 125—130; NRegelöberger, HR. 8 60. 61; Weimar Pf. G. 
8 73; Medlenburg- Schwerin R.H.O. für Erbpadtftellen in den Kloftergütern 
8/12 1852 8 18; Medienburg-Strelig Domanial-$.D. 1832 8 35; Meibom, 
HR. 8 33, 19; Lauenburg H.O. 26/5 1860 8 16. Für nicht zuläßig erflärt 
dieß nad Darmftäbtifhem Recht Müller, PER. 8 16, 12. Ueber die Ent- 
ftehung dieſer Form, die noch nicht gehörig aufgeflärt tft, vgl. Roth, hypothe⸗ 
kariſche Succeifion 126 f. Sie findet fich zuerft in Schleswigholftein (H.O. 
für die dem Landgericht unterworfenen Güter 23/12 1796; 8. für die Unter- 
gehörigen abeliger Güter 23/4 1797; ®. für bie dem O.G. Glückſtadt unter- 
tworfenen @üter 5/12 1800; 8. für Süder⸗Dithmarſchen 18/12 1810; 8. für 
das Amt Kiel 3/12 1883, Nah Paullen, BR. 8 79, 10 ſcheint das In⸗ 
ftitut dem Dänifchen Hecht zu entſtammen. Aus Holftein gieng ed nadı Med- 
fenburg und vermuthli von da nach Bayern über. Yu Schleswigholftein 
tft es durch die neue Geſetzgebung befeitigt, in Medienburg findet ed ſich nur 
in den älteren Hypothekenordnungen. In Bayern ift eB noch gegenwärtig in 
Geltung. 
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ift 1°. Vorausgeſetzt wird dabei, daß durch die Subrogation feine 
höhere Belaftung herbeigeführt wird, als diejenige Hypothek ent- 
hält, für die fubrogirt wird ?!. Der Eigenthümer bat fein an⸗ 
beres Recht als das der Subrogation ’?. Bei freiwilliger Beräu- 
Berung bes Hypothekenobjekts geht dad Recht über die leere Stelle 
zu verfügen auf den Erwerber über '?; bei Subhaftation ober 
Ausbruch des Concurſes erliiht das Recht, und es tritt Nad- 
rüden der Nachhypothekare ein ’*. 

2. Durch Dispofition des Gläubigerd. Der Gläubiger kann 
durch Verzicht auf das Vorzugsrecht feiner Poft einer unmittelbar 
nachfolgenden Poſt den gleihen Rang mit der feinigen einräumen ">, 
oder durch Vertrag mit dem Gläubiger der unmittelbar folgenden 
Poſt diefer den Vorrang vor der feinigen zugeftehen !*. Stehen 
bie unmittelbar auf einander folgenden Bolten demſelben Gläu- 
biger zu, jo Tann dieſer ben Stellentauſch einfeitig verfügen '”. 
Ebenjo fann der Gläubiger bei Theilung einer Poſt einfeitig dem 
einen Theil den Vorrang vor dem anderen einräumen !%. In allen ' 
diefen Fällen tritt eine Veränderung der Priorität ein. Dagegen 


Die Ausübung jest nad Mecklenburgiſchem Recht einen ausdrücklichen 
Borbehalt voraus Meibom, H.R. 8 38, 18. Nah Bayriſchem Recht ift ein 
ſolcher wicht erforderlich Regelsberger, H.R. 9 61, 2. Da indeifen nah Bay 
riſchem Recht die Löſchung einer bezahlten Hypothek auf einfeitigen Antrag 
des Gläubigers vollzogen werden Tann, fo muß der Schuldner, um fidh ficher 
zu ftellen, fein Recht durch Proteftation wahren Regelsberger, H.R. 8 18, 16 
und 8 61, 5. 

11 Gönner, Commentar J. 580; Roth, Bayr. ER. (1) 8 194, 7; Regel 
berger, H.R. 8 61, 11. 

12 Er kann die Hypothek nicht auf feinen Namen umjchreiben laſſen Re⸗ 
geläberger, H.R. $ 60, 8. 

18 Regelsberger, HR. 8 61, 1. 

14 Regelaberger, HR. $ 60 Rr. 2. 

15 Stegelöberger, HR. 8 91 Nr. 7; Siegmann, HR. 8 29, 5; Lang, 
Sachenrecht 8 186, 54; Müller, PER. 8 71, 9. 

16 Megelöberger, H.R. 8 91. 1; Exner, H.R. 8 64, 11. 

17 Dernburg, Pr. BR. I. 8 334 Nr. 1; Megeläberger, HR. $ 91,1; 
Exner, HR. S 64, 10. 

18 Dernburg, Pr. PR. I. 8 384 Nr. 1; Negelöberger, HR. 8 91. 1; 
Meibom, H.R. 8 18, 63; 8 88, 11; Exner, HR. 8 64, 4. Bei Theilung einer 
Hypothel Haben, wenn nichts anderes bejtimmt ift, bie einzelnen Theilhypo⸗ 
tbefen gleichen Rang. 
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bewirkt die Rangabtretung eines vorgehenden Gläubiger gegen: 
über einem nicht unmittelbar nachfolgenden feine Veränderung ber 
Priorität ’®, 

Das aus der Eintragung fich ergebende Rangverhältniß ber 
Bor: und Nachhypotheken oder Grundſchulden bewirkt nicht eine 
Verſchiedenheit des Pfandrechts, fondern ift nur beftlimmend für 
die Befriedigung bei Zwangsverkauf und im Gonfurs?®. Die 
durch die Eintragung beſtimmte Rangordnung gilt für die Hypo: 
tbefen und Grundfchulden nur während ihres Beſtandes. Mit 
Löſchung einer Poft rüden die ihr nachftehenden Boften vor *", 
und es ift nur für diejenigen Rechte eine Ausnahme gegeben, 
weldhe das Princip der feiten Prioritäten angenommen haben *””. 

Das franzöfiihe Recht ftellt für die Beftimmung der Prio— 
rität der Hypotheken unter fi den Grundſatz auf, daß der Hang 
ber inffriptionspflichtigen Hypotheken nad) der Zeit der Inſkription 
fich richtet 2°. Beftimmenb tft nur der Tag der Sinfkription, fo 


1 Bol. oben 8 312, 8. 

30 Regelöberger, HR. 8 94. I. 

2! Diefer Grundfag ift in den meiften Hhpothelenorbnungen ausdrücklich 
ausgeſprochen Br. E.E.G. 8 62 Dernburg, Pr. BR. I. $ 336, I1; Bayern 
9-8. 8 84 Megelöberger, H.R. & 237, 3; Württemberg Pf.G. Art. 135; Al⸗ 
tenburg und Neuß &. 2. 9.D. 8 129; Neuß j. 2. 98. $ 128; Rubolftabt 
9.2. 8 85; Darmftadt Pf.G. Art. 102; Lübel, HD. 8 41. Der gleide 
Grundjag gilt nad Defterreichifhem Recht Exner, HR. 8 64. Auch nad) dem 
Recht des Sählishen B.G.B. ift die anzunehmen, obwohl bie betreffende 
Beſtimmung des H.G. 1843 8 126 in bad B.G.B. Aufnahme nicht gefunden 
bat. Da diejer Grundſatz eine Gonfequenz des Princips der Untheilbarleit des 
Pfandrechts ift, jo findet er nach allen Rechten Anwendung, die ihn nicht au$- 
drüdlich ausgejchloffen Haben. Das Vorrüden kann von dem Eigenthümer 
nad einigen H.D. verhindert werben durch Dffenhaltung bes Foliums oben 
Note 9 und durch Ueberjchreibung auf eignen Namen oben 8 316. 

22 Es ift dieß jebt nur noch in den neueren Medlenburgiihen HD. an- 
erkannt Meibom, H.R. 8 33, 20. Dagegen ift die H.D. von Kübel, melde 
früher gleichfalls das Princip der feften Prioritäten audgeiprochen Hatte, in 
9-8. 1880 8 41 zu dem entgegengejegten Grundſatz übergegangen. Bielfältig 
wurde früher die jog. Lokustheorie (Theorie der feften Brioritäten) ala all- 
gemein geltendes Princip vertheidigt ſ. Erner, HR. 8 61, 3. Jetzt ift fie 
in der Preußifchen Gejeggebung, für bie fie durch v. d. Hagen, Hypothek des 
Eigenthümers 29 aufgeftellt wurde, gefeßlich verworfen Pr. E.E.G. $ 62. 

»® 0, c. Art. 2134. 
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daß die an demfelben Tag infkribirten Hypotheken unter fich glei- 
hen Rang haben ?*. Die Regel der Prioritätsbeftimmung nad 
der Beit der Eintragung erftredt fi indeß nicht auf die inffrip- 
tiongfreien Legalhypothefen und die Smmobiliarprivilegien. 

1. Die inffriptionsfreien Legalhypotheken 2° haben gegenüber 
den inffribirten Hypotheken die Priorität nach der Zeit der Ent: 
ſtehung des Rechtsverhältnifjes anzusprechen, welches zur Begrün: 
dung des gejeglihen Pfandrechts Veranlaffung giebt; für fie be- 
ginnt der Altersvorzug vor allen damals nicht injfribirten Hypo⸗ 
thefen mit dieſem Datum, und zwar gelten hier folgende Grundſätze: 

1. Die Legalhypothek der Bevormundeten beginnt mit Ent- 
ftebung der Vormundſchaft für alle Forderungen aus berjelben 
ohne Rüdfiht auf die Zeit der Entſtehung der einzelnen Forbe- 
rung ?°. 

2. Die Legalhypothek der Ehefrau beginnt: 

a. für da8 der Ehefrau im Ehevertrag zugewendete und 
alles von ihr in die Ehe gebrachte Vermögen mit dem Tag ber 
Eheichliegung ?° ; 

b. für dag von der Ehefrau während der Ehe ererbte Ber- 
mögen mit dem Tag des Erbſchaftsanfalls ?®; 

c. für das von der Ehefrau, während der Ehe durch Frei: 
gebigfeit erworbene Vermögen mit dem Tag, an welchem die 
Schenkung in Wirkſamkeit tritt?°; 

d. für Schadloshaltung wegen der mit dem Ehemann über: 
nommenen Verbindlichkeiten mit der Entitehung berjelben °°; 

e. für den Werth der während der Ehe einjeitig von dem 
Ehemann veräußerten und nicht erjegten Sondergüter der Ehefrau 
mit dem Tag der Veräußerung ®*. | 


0, c. rt. 2147. Diejer Grundfag ift in dad Bayriſche und Würt- 
tembergifche Recht übergegangen, oben Rote 5. 

20 Bol. über dieje oben 8 296 und 303. 

»e 0, c. Art. 2135 Ar. 1; Pudelt, H.R. 8 41, 8. 

27 C. 0. Art. 2135 Nr. 2a; Badhariä 8 264, 27; Aubry 8 264 ter, 64 
und 71 folg. 

2s CO. c. Art. 2185 Nr. 2b; Yubry 8 264 ter, 66. 

2? C. c. Urt. 2135 Nr. 2b; Puchelt, HR. 41, 15. Nach Aubry 8 264 ter, 
67 datirt fie von dem Tag an, an weldem die Verantwortlichleit des Ehe⸗ 
mann dafür begonnen Hat. 

”C. c. Art. 2185, 20; Bacdhariä 8 264, 32; Puchelt, HR. 8 41, 16. 
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II. Die Immobiliarprivilegien, jo weit fie als ſolche gewahrt 
find ®?, gehen im allgemeinen den inffribirten Hypotheken vor ?. 
Hievon ift nur infoferne eine Ausnahme gemadt, als diejenigen 
Hypotheken, welche ihrer Natur nad von den Gläubigern als 
Smmobiliarprivilegien anerkannt werden müfjen, von biefer Hegel 
nicht betroffen werben, demnach den Immobiliarprivilegien vor: 
geben *. Unter dieſen Gefihtspunft fallen diejenigen Hypotheken, 
für welche der aus dem Brivilegium Berechtigte oder fein Rechts: 
vorfahr als Autor erfcheint. Daher gehen die von ihm ſelbſt oder 
feinem Rechtsvorfahr beftellten Hypotheken dem Privilegium des 
Verkäufers ®5° und die bei dem Erbanfall auf den Immobilien 
bes Nachlafjes ruhenden Hypotheken dem Privtlegium der Mit- 
erben vor ®*, 

Die Immobiliarprivilegtien des Verkäufers der Miterben und 
der Baumeifter ?7, foweit fie gewahrt find *®, haben unter fih ben 
Rang nad) der Beſchaffenheit der Forderung nicht nach der Zeit 
ber Entftehung oder der der mfkription?®. Die Priorität der 
Privilegien unter fih beitimmt ſich biernad in folgender Weiſe: 

1. Das Privilegium des Baumelfterd, da es fih auf den 
Betrag der Wertherhöhung des Objekts durch die Bauführung be- 
Ihräntt, bat den Borzug vor dem Privilegium des Berläufers 
und des Miterben *°. 

21 C. e. Art. 2185 Nr. 20; Aubry 8 264 ter, 74; Puchelt, HR. 8 41, 17. 

s Bol. oben $ 303, 71 folg. Die nicht gewahrten und als Hypothelen 
eingetragenen Smmobiliarprivilegien haben die Priorität nur ala Hypothelen 
anzufprechen Aubry 8 290, 1. 

s0, c. Urt. 2095. 

3 Puchelt. H.R. 8 10, 2; Zachariä 8 256, Ba. Eine Ausnahme tft nur 
für das Brivilegium der Baumeiſter begründet, welches in Beichränfung auf 
den Mehrwerth allen älteren Hypotheken vorgeht Zadhariä 8 291, 1. 

 Bachariä 8 268, 4. 

ↄ20 Badariä 8 286, 1. 

27 In den Darftellungen werben nur biefe drei aufgeführt, weil das Pri- 
pilegium des Darleiherd zum Anlauf C. c. Art. 2103 Nr. 2 und bed Dar- 
feigerd zur Lohnzahlung C.c. Art. 2108 Nr. 5 auf Subrogation ber Privi- 
legien des Verkäufers und Baumeifterd zurüdzuführen demnad von felbft in 
biefen enthalten ift Aubry 8 290, 5. 

s Bol. oben Note 32. 

9 Bachariä 8 291, 2; Puchelt, 9.R. 8 88, 2. 

40 Bucelt, H.R. 8 38, 4; Zachariä 8 291, 1. 
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2. Die Privilegien des Verkäufers und des Miterben haben 
unter fih den Rang nad) der Zeit der Entftehung *'. 

3. Bei fucceffiven Verkäufen desſelben Immobiles bat das 
ältere Berlaufsprivilegium den Vorzug vor dem jüngeren *?. Der- 
jelbe Grundſatz gilt bei fucceffiven Theilungen, wenn ein mit einem 
Theilungsprivileguum bebaftetes Objekt in eine neue Theilung fällt *°. 

Auh nah franzöfiihem Hecht kann die Rangorbnung der 
Hypotheken durch Dispofition des Gläubigers eine Aenderung er- 
leiden, indem diejer den Vorrang feiner Hypothek einem anderen 
Gläubiger einräumt **. Dagegen ift dem franzöfifchen Recht weder 
ber Rangvorbebalt noch das Dffenbalten ber Stelle befannt *°. 
Die Lolusiheorie ift mit den Grundſätzen des franzöfiichen Rechts 
nicht vereinbar *°. 


Abſchnitt 9. 
Beendigung des Pfandredts ', 


g 820. 


IL 3m Allgemeinen. 


Für die Beendigung des Rechts der Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden find die allgemeinen für die Beendigung des Pfanbrechts 
geltenden Grundfäge maßgebend. Die Beendigungsgründe find 


* Zachariä 8 291, 2. Wird ein mit einem Theilungsprivilegium bebaf- 
tetes Objekt verkauft, jo fteht das Privilegium des Verkäufers hinter dem 
Theilungsprivilegium zuräd unb umgelehrt Puchelt, H.R. 8 88, 5. 

“2 Puchelt, H.R. 8 88, 6. 

“© Buchelt, HR. S. 75. 

“4 Bol. oben 8 812, 18 f. 

* Beide Einrichtungen find mit ben für die Inſtription geltenden Grund⸗ 
jägen nicht vereinbar. 

“0 58 ergibt ſich dieß fchon darans, daß das franzdfiiche Recht inftrip- 
tiondfreie Hypotheken kennt. 

1 Bgl. Förſter Eccius 8 195. 200; Dernburg, Br. BR. I. 8 836; Re⸗ 
gelöberger, HR. 8 96—98, Römer, H.R. 8 585—55; Lang, Sachenrecht 8 194; 
Meibom, HR. 8 35—88; Siegmann, HR. $ 39-46; Müller, PER. 8 85— 
102; Exner, H.R. 8 78. 
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theils allgemeine auch bei anderen Rechten ſich findende, teils 
find fie in den Hypothekengeſetzen beſonders beftimmt?. Für den 
Eintritt der Beendigung haben unfere H.D. folgende Syſteme: 
1. nah dem einen Syftem ift die Erlöfhung des Pfand— 
rechts von der Löſchung im Hypothekenbuch nicht abhängig. Die 
Erlöihung erfolgt vielmehr mit Eintritt der Thatſache, an welche 
das Gefeg die Erlöfehung der Hypothekforderung knüpft, und wirkt 
auch ohne Löſchung für die Intereſſenten unter fih und für bie 
in Kenntniß davon befindlihden Dritten. Dabei begründet ber 
Eintritt des Erlöjhungsgrundes für den Eigenthümer das Recht 
auf Löſchung anzutragen. Die Löſchung im Hypothekenbuch ift 
nad diefem Syflem injoferne von Bedeutung, als der gutgläubige 
Erwerber einer erlofhenen aber im Hypothekenbuch nicht gelöfchten 
Hypothek durch das Publicitätsprincip in feinen Rechten geſchützt 
wird?. Dieß findet fi in folgenden Rechten: Nah Bayriſchem 
Recht tritt die Erlöfhung der Hypothel unter den Intereſſenten 
mit Eintritt des Erlöjhungsgrundes ein*, und es wirkt dieß auch 
gegenüber den in Kenntniß davon befindlichen Dritten®. Dagegen 
wird der gutgläubige Erwerber einer erlofchenen aber im Hypo⸗ 
thekenbuch nicht gelöfchten Hypothek durch dag Publicitätsprincip 
gefhügt?. Nah Württembergifhen Recht erliiht das Pfandrecht 

2 Die Annahme von Negelöberger, HR. 8 97 im Eingang, dab für bas 
Hypothekenrecht nur ſolche Beendigungsgründe gelten, die im Hypothekengeſeß 
ausdrüdlich anerkannt find, ift nicht einmal für dad Bayrifche Recht richtig, 
da das Bayriiche H.&. die Beendigung dur Eintritt einer Rejolutivbedingung 
nicht beſonders erwähnt, obwohl dieſer VBeendigungdgrund zweifellos aner 
kannt werden muß NRegelöberger, HR. 8 97. VI. Daß Gleiche gilt von ber 
Exrpropriation. Mehrere H.O. führen allerdings bie Erldſchungsgründe ein- 
zen auf, namentlih die von Bayern, Württemberg, Sachſen⸗Weimar und 
Darmiftadt; dagegen führen die anderen die Erföfhungdgründe nicht einzeln 
auf, fondern entnehmen diejelben dem Civilrecht. 

 Megelöberger, HR. F 96; Lang, Sachenrecht 8 185. I. 8 195. VI; 
Römer, HR. 8 14. Bgl. oben 8 296, 7. 

* Bayern 9.8. 8 83. „Die Erlöſchung einer Hypothek ift in Anſehung 
derjenigen, in deren Handlung fie ſich gründet, jo bald wirkſam, als ber Er- 
löſchungsgrund vorhanden ift. Wie ferne daraus Rechte gegen einen Dritten 
entftehen, ift nach den Beſtimmungen ber 8 25 und 26 zu beurtheilen.“ 

5 Es ift dieß eine Conſequenz des Bublicitätöprincips Megelöberger, H.R. 
8 33 Nr. 1 und $ 34. 

® Regelöberger, H.R. 470; Lehner, H.R. 8 178 Nr. 2. 
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mit Eintritt eines der im Geſetz aufgeführten Erlöſchungsgründe?; 
die Löſchung im Unterpfandsbud ift nicht Erforderniß der Er: 
löſchung des Unterpfandrechtes, dient aber zum Schuß gegen weitere 
Berfügungen des Gläubiger der erlojchenen Hypothef?. Das 
gleiche ift nach den Pfandgejegen von Weimar ? und Meiningen !° 
anzunehmen. 

II. Die andere Claſſe unterſcheidet zwifchen ben Erlöſchungs— 
gründen, welche von felbft wirken, in der Art, daß mit ihrem 
Eintritt die Hypothek erliiht, und denjenigen, bei welchen das 
Erlöſchen von der Löſchung im Hypothekenbuch bedingt ift, die 
alfo nur einen Titel zur Löſchung geben. Dieje Geftaltung findet, 
fih in folgenden Landesrehten: Nah dem Recht des ſächſiſchen 
8.9.8. erlifcht die Hypothek von jelbft mit Untergang des Ob: 
jekts, Zeitablauf und: Zmangsverfteigerung; in allen anderen 
Fällen erlifcht die Hypothel nur durch Löſchung im Hypotheken— 
buch *!. Nach dem beffiihen Pfandgeſetz erliſcht die Hypothek von 
jelbft mit Zeitablauf und dem völligen Untergang des Pfandobjekts; 
ale anderen Erlöjhungsgründe bilden nur einen Rechtstitel für 


" Württemberg, Pf.G. Urt. 123: Das Unterpfand erlifcht unter den 
nachfolgenden näheren Beitimmungen .... Art. 135: Iſt dad Unterpfand 
erlojchen, jo wird dafjelbe im Unterpfandsbuche gelöfcht. 

° Württemberg Pf.G. Art. 58; Lang, Sachenrecht 8 185, 9. 

’ Weimar PF.G. 8 195: Wenn eine Hypothek durch den Eintritt eines 
der zuvor gedachten Aufhebungsgründe erloſchen oder an ſich ungiltig ift, jo 
bat der Pfandſchuldner jowie jeder dritte Befiter das Recht, die Bemerkung 
ber eingetretenen Aufhebung oder Ungiltigkeit (Löſchung) im Hypothekenbuch 
zu verlangen. Die Beitimmung 8 197: „Bis zu erfolgter Löfchung Hat die 
Unterpfandöbehörde eingetragene oder vorgemerfte Hypotheken . . als fortbe- 
ftehend zu betrachten” bat die Bedeutung, daß der gutgläubige Erwerber einer 
erlojchenen aber nicht gelöjchten Hypothek durch das Bublicitätsprincip ge- 
ſchützt wird. 

Meiningen Gr. B.G. Art. 10: „Solange eine im Hypothekenbuch ein- 
getragene Hypothek nicht wieder gelöfcht ift, Tann jeder Dritte dieſelbe als 
fortbeftehend betrachten“. Dieje jehr mangelhaft gefaßte Beftimmung ift dahin 
auszulegen, daß der Erlöjchungsgrund mit feinem Eintritt unter den Inte— 
reflenten wirft, daß jedoch der gutgläubige Erwerber einer erlofchenen aber . 
nicht gelöfchten Hypothek den Schug der PBublicität genießt. 

11 Sadjen 8.6.8. 8 450--453. Nach G.D. 1865 8 213. 214 wird zwar 
aud in den erfteren Fällen die Löfchung eingetragen, jedoch nur zur befjeren 
Heberficht Siegmann, HR. 8 39—42; die Löſchung beflarirt hier nur das ein- 
getretene Ende des Rechts Förſter Eccius 8 200, 1. 

Roth, Deutſches Privatrecht. ILL, 45 
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die Lölhung ?. Nah den Rechten von Altenburg und beiben 
Neuß erlöfchen die Hypotheken von felbft mit Zeitablauf Unter⸗ 
gang des Objektes und gerichtlicher Zwangsverfteigerung; die an- 
deren Erlöfhungsgründe find nur Rechtstitel zur Löſchung, deren 
Vornahme VBorausfegung der Wirkfamkeit gegen Dritte ift!?. Nach 
Defterreihifhem Recht erliicht das Pfandrecht von felbft mit Un: 
tergang der Sache, Verzicht des Gläubigerd und Beitablauf '*, 
dann bei Subhaftation ?°, dagegen erlijcht die Hypothek bei Til⸗ 
gung,'° und Eonfufion '” nur unter Borausfegung der Löfchung. 

III. Eine dritte Claſſe von Rechten beftimmt, daß das Pfand- 
recht nur dur Löſchung aufgehoben werde 18. Indeß ift die 
nit dahin aufzufaſſen, daß nad diefen H.O. alle Erlöfchungs- 
gründe nur durch Löſchung zur Wirkung fommen, wenigſtens ift 
e3 nach Preußiſchem 1? und Medlenburgifhem Recht ?° anerkannt, 


18 Seflen Pf.G. Art. 146. 163. 

18 Altenburg und Reuß ä. L. HD. 8 127; Neuß j. 8. 9D. 8 126. 
Diele dem Sädfiihen H.G. 1843 8 124 entnommene Beftimmung unterjäeidet 
fih von ben Beſtimmungen des Sädfifhen 8.8.8. und bed Helliihen Pf.@. 
darin, daß die Löſchung nur im Verhältniß zu Dritten für die Beendigung 
der Hypothek erforderlich ift. 

14 Defterreih A.B.G.B. 8 467. 468. Vgl. Exner, HR. 8 8 Nr. 1. 2 
und $ 84 Nr. 4. 

15 Erner, HR. $ 84 Nr. 5. 

ie 1.3.8.8. 8 469; Exner, H.R. 8 79. 80. 

IT ABGB. 8 1446; Exner, H.R. 8 83 Nr. 8. 

is Pr. E. E. G. $ 57. „Das Hypothel- und Grundſchuldrecht wird nur 
durch Löſchung im Grundbuch aufgehoben”. Anhalt 8.8.8. $ 9. „Die in 
dad Grundbuch eingetragenen Rechte und Hypothelen gehen durch Löſchung im 
Grundbuch unter. Die Beendigungdgründe des bürgerlichen Rechts mit Wus- 
nahme der Verjährung geben einen Anſpruch auf Löſchung.“ Hamburg, H.O. 
$ 48. „Daß Recht aus einem in die Hypothekenbücher eingetragenen Renten- 
oder Capitalpoften erlifcht mit der Tilgung des Poſtens.“ Rudolſtadt, HD. 
8 42. „Die Hypothek wird durch die rechtmäßige Löſchung der eingetragenen 
Forderung im Hypothekenbuch aufgehoben." Ebenſo beftimmen die Mecklen⸗ 
burgiihen H.D.: „Mit Uusnahme der Fälle des Eoncurjes erliicht die Wire 
fung der Eintragung nur durch Tilgung.” Meibom, HR. 8 35, 1. 

» Achilles Geſ. 296 rechnet dahin Verzicht des Gläubigerd auf die Hy⸗ 
pothet und Eintritt einer Nefolutivbedingung, Bahlmann, Gr. B.O. 207 Ein- 
tritt eines Endtermind und Untergang der Sade, Dernburg, Br. PR. J. 
$ 336, 14 Untergang, Enteignung und Zwangsverkauf. 

2° Meibom, H.R. 8 35, 4 rechnet dahin Untergang der Sache, Eintritt 
eined Endtermind und einer Rejolutivbedingung. 
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daß beftimmte Erlöfhungsgründe auch ohne Löſchung die Beendi— 
gung der Hypothek herbeiführen, und ſonach ift diefe Claſſe von 
der zweiten Claſſe principiell nicht verfchieden. 

Nach franzöfiihem Recht verliert die Inſkription ihre Wirkung 
nur dur Löſchung. Solange die Inſkription nicht gelöfcht ift, Tann 
der Gläubiger feine Rechte gegen den Schuldner daraus geltend 
machen ?!. Der dritte Ermerber muß bei Einleitung des Purgations— 
verfahrens die nicht gelöfchten inffribirten Forderungen, auch wenn 
fie erlofchen find, als fortbeftehend behandeln ??, und der Hypothe⸗ 
fenbewahrer muß die nichtgelöjchte Inſkription, auch wenn die 
Forderung erlofchen ift, in feinem Zeugniß aufführen ?°. 


8 321. 
11. Die Erlöfcungsgrände. 


Nah den deuten Hypothelenordnungen find als Gründe 
der Erlöihung des Pfandrechts folgende aufzuführen: 

I. Ungültigfeit der Bestellung. Die Gründe, welde 
die Nichtigfeit oder Anfechtbarkeit der Beftellung einer Hypothek 
oder Grundſchuld bewirken, find, wenn fie rechtlich feftgeftellt find, 
für die Löſchung maaßgebend!. 

DO. Beränderungen des Hypothekenobjekts. 

1. Durch gänzlihen Untergang des Hypothekenobjekts er- 
liſcht die Hypothek (Grundſchuld), Lebt aber mit Wiederherftellung 
der Sache wieder auf?. Theilweiſer Untergang der Sache änbert 


21 Bucelt, H.R. 275. Der Bellagte bat dad Erlöfchen der Forderung 
einredeweije entgegenzubalten. 

23 Buchelt, H.R. 276. Dem Erwerber ſteht die Befugniß zu, die Zah—⸗ 
lung des Kaufpreijed zu verweigern, und er fann die Garantiellage anjtellen 
Bucelt, H.R. 276. 

2° C. c. Art. 2197. 2198; Buchelt, H.R. 275. 

i Regelöberger, HR. 8 99; Sadien 8.6.8. 8 465; Siegmann, HR. 
8 46; Lang, Sachenrecht 8 194. 1X; Erner, H.R. 8 81. 

 Förfter Eccius $ 195, 2; Bayern 9.8. $ 76; Btegelöberger, H.R. 8 
97. I; Sachſen 38.6.8. 8 450; 8.0. 1865 8 215; Siegmann, H.R. $ 40,18; 
Altenburg H.O. $ 104; Neuß ä. L. H.O. 8 102a. b; Neuß j. 2. H.O. 8 108; 
Württemberg Pf.G. Urt. 123 Nr. 2, Urt. 125; Lang, Sachenrecht 8 194; 
Nömer, PER. 8 53. I; Darmſtadt Pf.G. Urt. 146 Müller, PER. S 87; Wei- 
mar Pf.G. & 168; Defterreih A.B. G. B. 8 467 Exner, H.R. 8 83 Nr. 1. 

45 * 
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nichts an den Berhältniffen, da das Pfandredt an dem unver: 
ſehrten Theil unverändert fortdauert®. Brennt ein Gebäube ab, 
jo bleibt da3 Pfandredt an dem Bauplag beftehen und ergreift 
den darauf aufgeführten Neubau *. Ein Anſpruch auf bie Brand: 
verfiherungsgelber ift den Pfandgläubigern nur nad einzelnen 
Hypothefenordnungen eingeräumt. Umgeftaltung des Pfandob— 
jett3 ift ohne Einfluß auf den Beftand der Unterpfandsverhält- 
niſſe ®. 

2. Bei Erpropriation geht das Eigenthbum mit Berfektion 
der Bmwangsenteignung dur Hinterlegung der Entihäbigungs- 
ſumme von felbit auf ben Erproprianten über. Die Rechte ber 
Pfandgläubiger gehen auf die Entihädigungsfumme über, und die 
Pfandrechte an dem enteigneten Objekt erlöjchen ”. 

III. Veränderungen in dem Pfandredt. Diele 
fönnen eintreten: 

1. Durch Entfagung des Gläubigers. Der Gläubiger kann 
unbefchabet des Beſtandes feines Forderungsrehtes auf bie für 
diefelbe beftellte Hypothek verzichten®. Der Verzicht kann aud 
ftillfchweigend geihehen?. Ein ftillfehweigender Verzicht liegt weber 


3 Br. L.R. I. 20. 261; Gönner, Commentar I. 562; Siegmann, H.R. 
8 40, 2; Darmſtadt Pf.G. Art. 148. 

* Bayern, H.G. 8 76; Negelöberger, H.R. $ 72 Nr. 1; Siegmann, HR. 
8 40, 3; Württemberg Pf.G. Urt. 125; Römer, PER. $ 22, 16; Rubolftadt 
HD. 8 44; Darmftadt Pf.G. 8 149. 150; Weimar Pf.G. $ 169. Nach Würt- 
temberg Pf.E.G. Art. 26 und Weimar Pf.G. 5 177 wird, wenn aus polizei- 
lien Gründen der Wiederaufbau auf einer anderen als der urfpränglichen 
Fläche angeordnet wird, das Unterpfandörecht auf bieje und das barauf er: 
richtete Gebäude Übertragen. Eine ähnliche Beitimmung bat Darmftadt Pf. G. 
Art. 64 Müller, PER. 8 55. 

° gl. oben 8 307, 18. 

® Bayern H.G. 8 77; Württemberg Pf.G. Urt. 125, 1; Ultenburg H.O. 
8 105; Neuß ä. 2. 9.09. 8 1020; Neuß j. 2. H.O. $ 104; Darmftadt Pf.G. 
Urt. 146. 

T Bol. oben 8 246, 60, 

s Pr. L.R. LI 20. 47 Börfter Eccius $ 195, 9; Bayern 9.6. 8 79 Re⸗ 
gelöberger, H.R. 8 97. V; Sachſen 8.8.8. $ 455 GSiegmann, HR. 8 43, 2; 
Ültenburg H.O. 8 116; Reuß & 2%. und j. 2. 90. 8 115; Württemberg 
Pf.G. 8 128; Darmftadt Pf.G. $ 152, 3; 8 158; Weimar Pf.G. 8 161; 
Rudolſtadt HD. 8 51; Defterreih A.B.G.B. 8 467 Erner, H.R. 5 83 Nr. 2. 

ꝰ Vgl. Regelöderger, HR. S 97, 17; Müller, BER. 8 92, 2; Exner, 
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in der Einwilligung des Gläubigers zur Beftellung einer Nach: 
bypothet 1°, no in der Annahme eines anderen Pfandes "1, . 
wohl aber in ber Beſchränkung der Geifion auf die Forderung 
mit Ausſchluß des Pfandrechts 12. Ein Verzicht Liegt ferner nicht 
in der Einwilligung des Hypothefgläubiger3 zur Veräußerung 
des Hypothekenobjekts als ganzes '?, nach einigen Hypothekenord⸗ 
nungen ift jebod ein folcher Verzicht in der vorbehaltlofen Ein- 
willigung zur Beräußerung von Trennftüden gegeben '*. 

2. Durch Zwangsverkauf. Bei gerichtlihem Zwangsverkauf 
geht das Objekt frei von allen Hypotheken (Grundſchulden), die 
nicht ausdrüdlich als fortbeitehend auf dafjelbe überwieſen werden, 
auf den Käufer über, und ed werben die nicht übernommenen Hypo: 
thefen (Grundſchulden) gelöfht!?. Nah Württembergiichem Recht 
findet dieß auch bei freimilligem Verkauf ftatt, indem bei frei- 
willigem Verkauf, welchen die Hypothefgläubiger genehmigt oder 


HR. 8 88, 15. Nah Württemberg Pf.G. Art. 123 Nr. 4 muß bie Entja- 
gung ausdrädlich gefchehen Römer, H.R. 8 58, 7. 

10 Bayern 9.6. 8 79; Sachſen 8.9.8. 8 457; Darmftadt Pf.G. Art. 
158; Weimar Pf.G. 8 162; Rudolſtadt HD. 8 51. 

1 Sachſen 8.8.8. 8 457; Darmftadt Pf.G. Urt. 158; Weimar Pf.G. 
8 162. 

12 Bol. oben 8 315, 11. 

18 Bayern H.G. 8 79; Sadien B.G.B. $ 457; Altenburg H.O. 8 117; 
Reuß ä. und j. 2. HD. 8 116; Württemberg Pf.G. Art. 128; Darmftadt 
Pf.G. Art. 158; Weimar Pf.G. 8 162; Rudolſtadt H.O. $ 51? Epner, HD. 
8 83, 16. 

14 Bayern 9.6. 8 40; Sachſen 8.8.8. 8 420; Ultenburg, 9.8. 8 60, 
8 117; Neuß &. L. und j. 2. 9.8. 8 59, 8 116, Oeſterreich Erner, HR. 
8 88, 18. 19. Nach den andern Rechten ift ber Conſens allein nicht Hinrei- 
chend, fondern es iſt erforderlih, daß die Gläubiger dad Trennftüd aus der 
Haft entlaffen Br. Gr. B.O. 8 65. Ueber die Veräußerung von Trennftüden 
vgl. oben 8 309, 15 folg. 

15 Pr. E.E.G. 8 47; Bayern 9.6. $ 81; Subh.D. Art. 94; Wltenburg 
HD. 8 106; Reuß ä. 2. 9.8. 8 103; Reuß j. 2. H.O. 8 104; Rudolſtadt 
HD. 8 47; Weimar Pf.G. 8 164; Darmftabt Pf.G. 8 152, 6; 8 161. Nach 
Sadjen 8.6.8. 8 452 erlöfchen die Hypotheken mit Eintragung der Zwangs⸗ 
verfteigerung im Grundbuch. Nach einzelnen Rechten kann der Zuſchlag nur 
ertbeilt werben, wenn das Meiftgebot den Betrag der der Forderung des be- 
treibenden Gläubigers vorgehenden eingetragenen Forderungen überfteigt, welche 
dabei von felbft auf den Erfteher übergehen, vgl. oben 8 313, 59, 
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dem fie nicht widerfprodhen haben, die durch den Kaufpreis nicht 
. gededten Hypotheken erlöjchen 16. 

3. Beitablauf. Der Zeitablauf fann in folgender Weiſe von 
Einfluß auf die Beendigung des Pfandrechts fein: 

a. Beftellung auf bejtimmte Zeit. Dieß gilt nad dem 
einen Theil der Hypothelenordnungen als Beendigungsgrund für 
das Pfandrecht in der Art, daß mit Eintritt des Endtermins die 
Wirkſamkeit desfelben erlischt 17; nad einem anderen Theil ber 
Hypothefengefege dagegen bat die Beiſetzung eines Endtermins 
dur den Schuldner hei Berpfändung der eignen Sade nur bie 
Bedeutung der Beitimmung eines Termins für Zahlung der 
Schuld 1%, während die Beiſetzung eines Endterming durch einen 
Dritten, der feine Einwilligung zur Berpfändung des im Belt 
des Schuldners befindliden Hypothekenobjekts gegeben bat '!®, 
und die Beifegung eines Endtermins durch den Eigenthümer, der 
ein Pfandrecht für eine fremde Schuld beftellt hat?°, Beendigung 
Hypothek zur Folge hat. 

b. Beifegung einer Rejolutivbedingung. Das unter einer 
Rejolutivbedingung eingetragene Pfandrecht erliiht mit Eintritt 
der Bedingung *. 

c. Rah Weimariſchem Recht erlifcht die Eintragung mit Ab: 
lauf von 50 Sahren, wenn indefjen eine Erneuerung nicht einge: 
treten ift 23, 

ı Württemberg Pf.G. Art. 180. 138; Lang, Sachenrecht 8 194, 61. 

Bayern H.G. 8 72; Sadien 3.9.8. 8 451; Wltenburg 9.0. 8 108; 
Neuß ä. 2. 98. 8 101; Reuß j. 2. H.O. 8 101; Darmitadt Pf.G. $ 146— 
147; Weimar Pf.G. 8 182; Rudolſtadt H.O. 8 48; Defterreih A.B. G. B. 
8 468; Exner, HR. $ 84 Nr. 4 

Br, L. R. I 20. 57; Förſter Ecciud 8 195, 22, Württemberg Pf.G. 
Art. 126, 1. 

ı Pr. L.R. I 20.60.61; Förster Eccius 8 195, 25; Württemberg Pf.®. 
Urt. 127, 2. 

2° Br. ER. I. 20. 56; Förſter Ecciu3 8 195, 24; Württemberg Pf.G. 
Art. 197, 1. 

#1 Sachen 8.8.8. 8 454; Altenburg H.D. $ 115; Neuß &. 2. und j. 2. 
HD. 8 114; Darmftabt Pf.G. Art. 152; Rudolſtadt HD. 8 50; Weimar 
Pf.G. $ 178. Das Gleiche gilt nach Bayriihem Recht, obwohl das Geſetz 
feine Beftimmung darüber enthält Regelöberger, H.R. F 97, 18, dann nad 
Preußiſchem Recht Achilles Gef. 296 Nr. 2 Bahlmann, Gr.B.D. 207, und 
nach Oeſterreichiſchem Recht Exner, HR. 8 84 Nr. 4. 
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4. Confolidation. Da das Pfandrecht ein Recht an fremder 
Sache ift, fo gilt der Grundfag, daß bei Vereinigung des Eigen- 
thums und Pfandrechts in einer Perfon das legtere erlifcht ?®, 
ſoweit nicht Succeffion des Eigenthümers eintritt °*. 

5. Erlöfchen des Rechts des Verpfänders. Nach mehreren 
Rechten erliiht das Pfandrecht mit dem Erlöjchen des Rechts des 
Berpfänders, der das Eigenthum unter einer Refolutivbedingung 
erworben hat ?®. Nach den anderen Rechten ift diefer Erlöſchungs⸗ 
grund nicht gegeben, indem dieſe theils die Eigenthbumsübertragung 
unter einer Refolutivbedingung gar nicht zulaflen ?°, theils bei 
Eigenthbumsübertragung unter einer Rejolutivbedingung die Ber: 
pfändung ganz ausſchließen oder in Folge, der damit verbundenen 
Dispofitionsbefhräntung von der Zuſtimmung des Rückfallsbe— 
rechtigten abhängig machen ?7. 

b. Nah mehreren Hypothekenordnungen Tann ber Eigen: 
thbümer gegen Hypotheken, die auf Grund genereller NRechtstitel 
eingetragen find, Beſchränkung des hypothekariſchen Verbandes 


22 Weimar Pf.G. 8 186. Es tritt ein beſonderes Erneuerungsverfahren 
ein, das in Pf.G. 8 190—194 geregelt ift. 

28 Megeläberger, H.R. 8 97, 3; Müller, PER. 8 89. Ausdrücklich aus- 
geiprodhen ift dieß Bayern H.G. $ 161, 2; Darmitadt Pf.G. Art. 152, 4; 
Beimar H.G. 8 160. Nah Sachſen B.G.B. 8 458 lann Löſchung verlangt 
werden. 

» Die Sonfolibation bei Bereinigung der Nechte des Gläubigerd und 
Schuldners fchließen aus: Pr. E. E.G. 8 65. 65; Sachſen 8.0.8. 8 448; 
Altenburg HD. 8 121; Neuß ä. 2. und j. 2. 9.8. 8 120; Hamburg 9.D. 
8 35; Lübel HD. 8 Al; Defterreih A.B.G.B. 8 1446. Allgemein gilt diejer 
Grundſatz nah Medienburgifhem Recht im Bereich aller Hypothekenordnungen 
Meibom, HR. 8 35, 12. Die anderen HD. erfennen biefen Grundfag nur 
in einzelnen Fällen an. Vgl. oben 8 319, 40 f. 

» Württemberg Pf.G. Art. 8; Lang, Sachenrecht 8 166, 30; 8 194, 42; 
Darmftadt Pf. Art. 10; Art. 152, 7 und Urt. 162; Müller, PER. 8 90; 
Weimar Pf.G. 8 178; Defterreih A.B. G.B. 8 468, Erner, HR. 8 84 Nr. 4. 
Nah Württemberg Pf.G. Urt. 8 und Darmftadt Pf.G. Urt. 10 geht, wenn 
der Nüdfall des Eigenthums gegen Zahlung oder Erftattung eines Breijes 
eintreten fol, das Recht ded Gläubigers auf diefen Preis über Müller, BER. 
8 84, 13. 

20 Bol. oben 8 259, 22. 

7 Bol. oben 8 299, 29. Ganz ausgeſchloſſen ift in biefem Fall die Ber- 
pfändung in Sachſen 8.8.8. 8 399. 
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auf die für die Sicherheit der eingetragenen Forderung genügen: 
den immobilien geltend maden ?°. 

IV. Veränderung im Forderungsrecht. Bei ber 
accefjorifhen Hypothet ift mit Beendigung des dem Pfandrecht zu 
Grund liegenden Forderungsrehted nach mehreren H.D. ein An 
ſpruch auf Löſchung der Hypothek gegeben. Es findet dieß in 
folgenden Fällen Anwendung: 

1. Die rechtskräftige Entſcheidung über Ungültigfeitserftä: 
rung der Forderung begründet einen Anſpruch auf Löſchung bes 
Eintrags ?°. 

2. Jede Befriedigung der Forderung durch Tilgung der 
Schuld begründet Erlöfhung der Hypothek ®®. 

3. Einzelne H.D. laffen auch die Verjährung als Erlöſchungs— 
grund hypothekariſch verficherter Forderungen zu ?!; in den meiften 
ift fie jedoch ausgeſchloſſen *2. 

4. Amortifation. Nah Bayrifchem °?, Sähfiichem ’*, Med- 
lenburgifhem ®° und DBefterreihifhem Recht °® ift für Löfchung 


28 Val. oben $ 309, 41 folg. 

29 Bayern H.G. 8 165; Sachſen 8.6.8. 8 460; Württemberg Pf. G. 
Art. 123, 1; Weimar Pf.G. 8 158. 

Bayern H.G. 8 80; Sachſen 8.9.8. 8 459; MWltenburg HD. 8 118; 
Neuß ä. 2. und j. 2. H.O. 8 117; Württemberg Pf.®. Art. 123, 1; Darm- 
ftadt Pf.G. Art. 152, 1; Weimar Pf.G. 8 158; Rudolſtadt 9.0. 8 52; Oeſter⸗ 
reih A.B.G.B. 8 469. Es gehört dahin Aufhebung durch Schulderlaß, Ber- 
gleich, Zahlung, Hingabe an Zahlungsſtatt, Compenjation, Hinterlegung und 
Novation Exner, HR. 8 79. 80; Regelsberger, HR. 8 79. 97. IN. Für 
Diejenigen Rechte, welche die Eigenthümerhypothek ausgebildet Haben, gilt 
diefer Rechtsſatz nicht, da nad) diefen die Löſchung von dem Willen des Eigen: 
thümers abhängt. gl. oben $ 316, 74 folg. 

3: So das Darmſtädtiſche Recht Pf.G. Art. 155 Müller, BER. $ 86, 6; 
die Mehrzahl der Medlenburgifchen HD. Meibom, HR. 8 23, 41; Weimar 
Pf.G. 8 159; Defterreih A.B.G.B. 8 1479; Exner, HR. $ 36, 13 und 37; 
8 80, 13; 8 84, 18. 

2 Pr. L. R. J. 9. 511; I 20. 534; Förfter Eccius $ 195, 16; Bayern 
9.6. 8 32; Regelsberger, HR. 8 40; Sachſen 3.6.8. 8 462; Ultenburg und 
Neuß ä. 2. und j. 2. H.O. 8 26; Württemberg Pf.G. Urt. 73; Römer, PER. 
8 16; Anhalt &r.B.G. 8 9; Rudolſtadt HD. 8 48. 

8 Bayern H.G. 8 82; Negelöberger, H.R. 8 97. VII. B. 

34 Sachſen B.G. B. 8 461; Siegniann, HR. 8 44; Ultenburg H.D. 8 124. 
125; Neuß ä. 2. und j.2. 9.0. 8 123—125; NRudolftadt H.O. 8 53 und 86. 

 ARHD. 8 23; D. H.O. 8 20; R.St. B.O. 8 27, Meibom, HR. 
8 36, 14. 
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der im Hypothekenbuch eingetragenen Forderungen ein befonderes 
Amortifationsverfahren vorgefchrieben. Wenn nämlich der recht: 
mäßige Inhaber der Hypothekforderung unbekannt ift, fo kann, 
wenn feit der legten auf dieſe Forderung fich beziehenden Hand: 
lung ein beftimmter Termin verftrien ift?”, auf Antrag des 
Eigenthümerd nah vorgängiger Ediltalladung die Forderung, 
für welche fi innerhalb des gefegten Termin fein Beredtigter 
gemeldet hat, für erlofchen erklärt werden ®°. Die übrigen Hy: 
pothefenordnungen Tennen eine foldde Beftimmung nidt. 

Nah Franzöfiihen Recht gelten für Ammobiliarprivilegien 
und Hypothefen bie nachitehenden Erlöfchungsgründe : 

I Veränderungen des Hypothekenobjekts. 

1. Gänzlicher Untergang der Sache bildet einen Erlöfhungs- 
grund, während theilweifer Untergang ohne Einfluß ift®®. | 

2. Mit Erpropriation gehen die Anſprüche aus Immobiliar⸗ 
privilegien und Hypotheken auf die Entfhädigungsfumme über *. 

3. Wird das Eigenthbum des Schuldners an der belafteten 
Liegenfhaft mit rüdwirkender Kraft aufgehoben, jo werben die 
von ihm herrührenden Immobiliarprivilegien und Hypotheken be: 
jeitigt *1, 

D. Beränderungen in dem Immobiliarprivi:- 
legium oder dem Unterpfand. Unter diefen Geſichtspunkt 
fallen folgende Erlöfhungsgründe: 

1. Verzicht. Der Gläubiger fann auf das Immobiliarprivi⸗ 
legium oder die Hypothek verzichten *?. Der Berzicht kann aus: 

6 Deiterreih Gr.B.G. 8 118—121; Erner, HR. 8 84 Nr. 6. 

97 Diefer ift nah Bayern H.G. 8 22 und Sachſen B.G.B. 8 461 30 
Jahre, nah Altenburg HD. 8 124 und Neuß ä. und j. 2. 8 123 31 Jahre 
6 Wochen und 3 Tage, nad) ARubolftabt 9.8. 8 53 20 Jahre und nad Defter- 
reich Gr.B.G. 8 128 50 Jahre. Die Mecklenburgiſchen H.O. haben feinen be- 
ftimmten Termin, fondern bie Vorausſetzungen präflufiver Proflamation Mei- 
bom, H.R. 8 86, 20. 

38 Ueber das Verfahren vgl. Megelöberger 8 98. VII. B. 2; Meibom, 
HR. 8 86. B.; Siegmann, HR. 8 44, 1; Eygner, HR. 8 84, 28. 

9 Badhariä $ 292, 5; PBuchelt, 9.8. 8 83, 13. 

«0 Buchelt, 9.R. 8 85, 10, 

1 Bachariä 8 292, 8; Buchelt, H.R. 8 83, 15. 

“2 0O. o. Urt. 2180 Nr. 8. Nur bei der geſetzlichen Hypothek der Be 
vormundeten und der Ehefrau ift der Verzicht ausgeſchloſſen und nur Be— 
Schränfung geftattet Buchelt, H.R. 8 423, 3 und 6. 
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drüdlic oder ſtillſchweigend gejchehen, und feßt Annahme von 
Seite des Gläubigers nicht voraus *. Der ausdrückliche Verzicht 
ift an feine Form gebunden **. Der ſtillſchweigende Berzicht Liegt 
regelmäßig in der Einwilligung zum Verkauf des Pfandobjekts *°, 
nicht aber in der Einwilligung zu weiterer Verpfändung **®. 

2. Bei Zwangsverkauf geht das Objekt auch nad franzd- 
ſiſchem Recht frei von den Immobiliarprivilegien und inflribirten 
Hypotheken, die der Erwerber nicht ausdrücklich übernommen 
bat, über *”. Ob der gleihe Grundfag auf bie nicht inffriptiong- 
pflichtigen Legalhypotheken fich erftrede, ift beftritten *®. 

3. Durch Sonfolidation erlöfchen Smmobiliarprivilegien und 
Unterpfandredte, wenn der Gläubiger das Eigentbum des be- 
lafteten Objekts erwirbt *°, 

4. Geltendmahung des Minderungsrehts. Die Jubiciar: und 
Legalbypotbeten können auf Antrag des Schuldners einer Rebuf: 
tion unterzogen werden, wenn fi} ergiebt, daB das freie liegen 
Ichaftlihe Vermögen des Schuldners den Betrag der Forderung 
überfteigt 5°. In diefem Fall erlifcht die Wirkſamkeit der Hypo⸗ 
thefen gegenüber denjenigen Immobilien, welde durch biefe Be: 
Ihränfung befreit werden. 

IN. Beränderungen im Forderungsrecht. Unter 
diefen Geſichtspunkt fallen folgende Erlöfchungsgründe: 
1. Wird die Forderung für ungültig erklärt, fo erlöfchen 
Smmobiliarprivilegien and Hypotheken ®*. 
2. Tilgung der Hauptverbindlichkeit. Jede Tilgung der 
Hauptverbindlichkeit führt die Erlöfhung der Immobiliarprivi⸗ 
legien und Hypotheken herbei °?. 


45 Yubry 8 292, 19. 

44 Badhariä 8 292, 2, 

Aubry $ 292, 20. 

Aubry 8 292, 22; Badariä 8 292, 2. 

“7 Yadarik $ 293, 16. 

“ Für die Bejahung entfcheibet fih Badharik 8 293, 17. C. de pr. 
Art. 717 neuer Redaktion hat diefe Entſcheidung zum Geſetz erhoben Puchelt, 
HR. 8 85, 9. 

 Bachariä $ 292, 4; Buchelt, H.R. 8 88, 10. 

50 Bol. oben $ 309, 88—90. 

81 C. o. Urt. 1234 und 2180 Rr. 1; Aubry $ 292 Ar. 1. 

0, 0. Art. 2180 Nr. 1. Nah O. oc. Art. 1234 find hieher zu rechnen 
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3. Sonfufion. Durch Confuſion erlöſchen Immobiliarprivi⸗ 
legien und Hypotheken, wenn der Schuldner die Forderung er— 
wirbt ®®, 

4. Verjährung. Immobiliarprivilegien und Hypotheken 
erlöfchen mit der Verjährung der Klage gegen den Hauptichuldner °*. 
Der dritte Befiger fann von der Einrede Gebrauch machen, wenn 
er das Eigenthum duch Erfigung erworben bat ®. 

IV. Dem franzöfiihen Recht eigenthümlich find fol- 
gende Erlöſchungsgründe: 

1. Zeitablauf. Nah franzöfiihem Recht verliert jede Sn: 
feription ihre Wirkung, wenn fie nicht innerhalb 10 Jahren von 
ihrem Datum an erneuert worden ift 5%. 

2. Erlöfhen dur das Zeugniß des Hypothefenbewahrers. 
Menn nah geſchehener Transſtkription ein dritter Erwerber des 
Pfandobjekts fih von dem Hypothefenbewahrer ein Zeugniß über 
die in feinen Büchern eingetragenen Inſkriptionen bat ausftellen 
lafjen, jo wird der Erwerber von den ausgelafjenen in das Zeugniß 
nicht aufgenommenen Inſkriptionen befreit, die Gläubiger aus den 
übergangenen Inſkriptionen haben fih an den Kaufpreis zu 
halten 5”. 

3. Das Purgationsverfahren. Wenn nah Einleitung des 
Purgationsverfahreng °? der Eigenthümer, da ein Webergebot von 
Seite der Gläubiger nicht gemacht wurde, den in feinem Antrag 
angegebenen Preis entrichtet hat, fo erlöfchen diejenigen Forde— 
rungen, welche bei Vertheilung der Mafje unter den Gläubigern 
nit zur Befriedigung kamen >. 


Erfüllung, Novation, Schulderlaß, und datio in solutum Aubry $ 282 Rr.1; 
Badhariä 8 292, 1; Bucelt, H.R. 8 88, 1. 

62 Aubry 8 292, 6; Puchelt, H.R. 8 83, 5. 

6,0. Art. 2180 Nr. 4, 1; BZadhariä 8 293, 1; Aubry 8 292, 11; 
Pucelt, H.R. 8 84. 

5 C. c. Urt. 2180 Nr. 4, 2; Zachariä 8 293, 4. 

se O. c. Art. 2151; Zachariä $ 281; Pudelt, H.R. 8 73. Ueber das 
Erneuerungsverfahren, vgl. Puchelt, H.R. 8 78, 16. 

#7 0. co. Art. 2198; Bachariä 8 293 Nr. 3; Puchelt, H.R. 8 85, 2. 

s6 gl. oben 8 309, 95 folg. 

89 Bol. oben 8 309, 108. 
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IIL Die Löfdyung. 


Die allfeitige Beendigung der Hypothek (Grundſchuld) ſetzt die Lö⸗ 
ſchung derfelben im Hypothefenbud voraus. Diefe kann in den durch 
das Geſetz beftimmten Fällen auf das Erſuchen einer Behörde ver- 
fügt werden !, jet aber regelmäßig einen Antrag der Betheiligten 
voraus. Diefer Tann nah BPreußiihem?, Sächfiſchem?, Darm: 
ſtädtiſchem“ und Deſterreichiſchem Recht? nur von dem Eigen- 
tbümer geftellt werden, nach den anderen Rechten auch von dem 
Gläubiger*. Die Löſchung feßt, wenn fie von dem Eigenthümer 
beantragt wird, immer Zuftimmung des Gläubigerd voraus, Die, 
wenn fie nicht freiwillig ertheilt wird, durch Klageftellung erzwun- 
gen werden fann’. Durch die Löfchung verliert die Hypothek 
(Grundſchuld) ihre Wirkſamkeit, und es tritt, wenn nicht das Gefek 
anders beftimmt, Nachrüden der nachftehenden Gläubiger ein®. 
Nach franzöfiihem Recht kann die Lölhung nur mit Zuftim: 
mung des Gläubigers oder feiner Vertreter oder auf Grund eines 


ı Br. E.E.G. 8 58. 

2 Br. EEG. 8 58. 

® Sadien 8.9.8. 8 463. 

+ Darmftabt Bf.G. Art. 164. Darnach find auch Nachhypothelare und 
Berechtigte aus einem dinglichen Recht antragsberedhtigt. 

5 Exner, HR. $ 85, 5. Den nachſtehenden Hypothelgläubigern fieht nad) 
Defterreichifchem Recht ein Anſpruch auf Löichung einer erloſchenen Hypothef 
zum Bwed ihre Vorrückens nicht zu Exner, H.R. 8 63, 9. 

° Bayern 9.8. 8 85 und 158; Regelsberger, H.R. 8 98; Württemberg 
Pf.G. $ 210, 1; Altenburg H.O. 8 127 und Weimar Pf.G. 8 219, 8 324,1. 
Dieß gilt auch nad Mecklenburgiſchem Recht Meibom, H.R. 8 36. Nad 
Hamburg HG. 8 4 und Kübel, H.D. 8 17 ift nur der Gläubiger Antrags- 
berechtigter. Hiernach ift die Angabe bei Stobbe, B.R. 8 115 nad Rote 5 zu 
berichtigen, der behauptet, daß ohne Antrag bes Eigenthümer® auf bloßes 
Berlangen bes bezahlten Gläubigers die Hypothek nicht geldjcht werden dürfe. 
Wie die hier gegebene Zujammenftellung beweist, ift dieſe Behauptung in 
diefer Ullgemeinheit unrichtig. 

Br. E.E.G. F 60; Bayern H.G. 8 158, 4; Regelöberger, H.R. 8 98; 
Beimar Pf.G. $ 324, 2. Der Eigenthümer Tann feinen Anfprud mit ber 
actio negatoria verfolgen, vgl. oben 8 266, 13. 

® Bol. oben g 321, 21. 
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in legter Inflanz ergangenen oder rechtsträftig geworbenen Er- 
tenntnifje8 vorgenommen werden’. Durch die Löfchung verliert 
die Inſkription ihre Wirkſamkeit und fie lebt auch nicht wieder 
auf, menn bie berjelben zu Grund liegende Einwilligung in der 
Folge für nichtig erklärt oder wenn das zu Grund liegende Ur: 
theil Laffirt wird , vielmehr Hat in diefen Fällen der Gläubiger 
eine neue Inſkription zu nehmen ?0. 


Titel II. 
Jfandrecht an Mebilien ’, 


8 323. 
Algemeines. 


Nah älterem Deutſchem Recht? war die Beſtellung eines 
Pfandrechts an Mobilien nur in der Form der Fauſtverpfändung 
zuläſſig?; es gab weder ſtillſchweigende (geſetzliche) Pfandrechte“ 
noch Generalpfandrechte“. Der Gläubiger hatte die Verpflichtung 
bie Sache zu bewahren ®, und baftete nach älterem Recht auch für 


°C. c. Art. 2157; Badhariä 8 282, 2 folg.; Aubry 8 281, 2. 

10 Bacdhariä 8 282, 15; Pudelt, HR. 8 80, 12. Nach einer anderen 
Meinung ift die wieberhergeftellte Inſtription nur gegen diejenigen Gläubiger 
und diejenigen dritten Befiger nicht wirffam, welche nad Löfhung der In⸗ 
ſtription inſtribirt oder transjtribirt worden find Aubry 8 281, 42. 

ı Bol. Stobbe, PR. F 155; Förfter Eccius 8 196. 197; Dernburg, 
Br. BR. I. 8 854-860; Noth, Bayr. C.R. (1) 8 197; Negelöberger, HR. 
8 11; Lang, S.R. 8 197—208; Müller, PR. $ 108—130. Ueber das kauf- 
männifche Pfandrecht vgl. Laband, 8. f. H.R. IX. 225. 425; Goldſchmidt, 
HR. I. 872. 888. 951; THöl, H.R. $ 314; Endemann, HR. II. 8 176. 

? Stobbe, B.R. 8 154, mo auch Note 1 die einjdhlägige Literatur an- 
geführt ift. 

s Albrecht Gewere 132, 78. Die von Meibom, BER. 410 aufgeftellte 
Unfiht, daß das ältere Deutſche Recht auch Hypothelen (neuere Satzung) 
an Mobilien zugelaffen Habe, entbehrt der Begründung f. Stobbe in Frit. 
V.Schr. IX. 316 und BR. 8 154, 6. 

* Stobbe, P.R. 8 154, 4. 

° Sul. oben $ 291, 41. 

® Stobbe, BR. $ 154, 15. Das Recht ber Benübung ftanb ibm im 
Mangel bejonderer Verabredung nicht zu Stobbe, P.R. 8 154, 16. 
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den Zufall”, fpäter nur für Berfhulden®. Für die Geltend- 
machung bei Fälligkeit der Forderung finden fih in den Statuten 
zwei Richtungen. Nach der einen Glaffe wurde das Pfand dem 
Gläubiger, nachdem er den Schuldner zur Einlöfung vergeblich 
aufgefordert hatte, gerichtlich zum Eigenthum zugeſchlagen?; nad) 
der anderen Claſſe wurde der Gläubiger, nahdem er den Schuldner 
zur Einlöfung vergeblich aufgefordert hatte, zum außergerichtlidhen 
Verkauf ermächtigt, mobei er die Hyperocha herauszugeben hatte, 
und einen Anſpruch auf Erfaß des durch den Berfauf nicht ge: 
dedten Betrags der Forderung geltend machen konnte !°. 

Mit NReception des römischen Rechts wurden die Grundſätze 
desſelben aud für bie VBerpfändung von Mobilien maßgebend, 
und für diefe aljo auch die VBerpfändung dur Hypothefbeftellung? ! 
die Beftellung eines Generalpfandredts 7? und die Unterwerfung 
unter die gejeglihen Pfandrechte zuläſſig. Die neuere Rechts⸗ 
entwidlung bat indeflen theils in Folge von Specialgejegen '®, 
theila in Folge der neueren Hypothekengeſetze, welche theils die 


T Stobbe, PR. 8 154, 19; Haubolb, P.R. $ 212a. 

s Stobbe, BR. 8 154, 22. 

9 Meibom, PR. 382 -838; Planck, Gerichtöverfahren II. 337; Stobbe, 
BR. 8 154, 25. Die Hyperocha hatte der Gläubiger Hier nicht herauszu⸗ 
geben, Hatte aber auch feinen Anſpruch auf Erjag des durch den Werth des 
Pfandes nicht gebedten Betrags der Forderung. Diefe Form findet fih im 
Rechtsbuch nah Diftinktionen und im Freiburger und GoSlarer Stadtrecht 
auögebilbet. 

io Meibom, PER. 3388; Pland, Gcerichtöverfahren II. 338; Stobbe, PR. 
8 154, 36. Es findet fi dieß namentlih in dem Magdeburger Recht und 
den Stadtrechten von Hamburg und Lübeck. Meibom, Pf.R. 338 hält es für 
eine |pätere Stufe der Entwidlung. 

U Nah Stobbe, BR. 8 154, 11 war fon feit dem 15. Jahrhundert 
Hypothekbeftellung an Mobilien mit dinglicher Wirkung zuläßig. 

12 Schon nad gemeinem Recht ift es beftritten, ob der Eigenthümer durch 
das Generalpfandrecht bei der Veräußerung von Vermögensgegenjtänden an 
bie Einwilligung des Gläubigerd gebunden ſei ſ. Dernburg, BER. I. 8 65, 
11; Goldſchmidt, HR. (1) I. 951, 10. Mande deutſche Landesrechte haben 
die verneinende Meinung recipirt |. Stobbe, P.R. 8 108, 50; andere haben 
dieß jedoch bejaht, fo das ältere Sächfiiche Hecht Haubold, PR. 8 202d; 
Heimbach, B.R. 8 213, 8, und Bayr. L. R. II. 6. 17 Nr. 1; |. aud die bei 
Roth, Bayr. E.R. (2) 8 83, 66 citirten Statuten. 

12 S. dieje unten am Schluß. 
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Generalpfandrechte befeitigen ?*, theils Die Hypothekbeſtellung auf 
Smmobilien beſchränken '°, die Hypothekbeſtellung an Mobilien 
in den meiften Rechtsgebieten befeitigt '*, und es ift dieß neuer: 
dings allgemein durch die Beitimmung der D.K.O. $ 41 aus: 
geiproden, daß das Abjonderungsreht bei dem Mobiliarpfand 
nur dem Fauftpfandgläubiger zulomme, wodurh allen Pfand- 
rechten au Mobilien, die nicht Fauſtpfandrecht find, Die dingliche 
Wirkung entzogen if. Das Mobiliarpfandrect ift in folgenden 
Nechtögebieten gefeglich geregelt: Preußen Pr. ER. 1.20; Hau: 
nover Gel. 14/12 1864; Naſſau Pf. ©. 15/5 185117; Sachſen 
B.GB. 5 466—494; Württemberg Pf. Gef. 15/4 1825 1°; Darm: 
ftabt Gef. 15/9 1858 10; Oldenburg Gef. 13/4 1876 20; Braun: 
Ichweig Gef, 18/3 1878 212; Weimar Gef. 6/5 1839; Coburg Gotha 
Geſ. 14/7 1870; Anhalt Gef. 13/4 1870 Bremen H.%.D. 30/7 
1860; C. civ. Art, 2072—2091 2°; Baden &.R. 2072—2091; 
Defterreih A.B.G.B. Abh. 8 447—471. 


g 324. 


l. Begründung. 


Für die Begründung des Fauſtpfandrechts gelten folgende 
Grundfäge: 
I. Gegenftand. Gegenftand des Fauftpfandredts find 


“&3 iſt dieß die Folge des in allen neueren H.O. ausgeſprochenen 
Grundſatzes, daß nur Specialhypothelen in die Hypothekenbücher eingetragen 
werden dürfen Noth, Bayr. C.R. (1) 8 186, 5; vgl. auch Roth, Bayr. ER. 
(2) 8 83, 67. 

16 Bol. oben $ 298. 

106 Die Mechtögebiete, in denen dieß nicht der Fall war, find in den Mo⸗ 
tiven zu K.O. 8 40 aufgeführt. 

1 Bertram, P.R. 8 373—382. 

is Rang, SR. 8 197—200. 

Müller, PER. 8 1038-130. 

20 Beaulien Marconnaye, Gr. B.R. 159 f. 

1 Mandfeld, Gr. B. G. 213 f. 

22 Zachariä 8 432— 439. 
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törperliche bewegliche Sachen. Berpfändbar find alle beweglichen 
Saden, die dem Verkehr nicht entzogen find !, auch fungible 
Saden*?. Bei Berpfändung einer Sachgeſammtheit find die ein- 
zelnen Stüde verpfändet®. Bei Sachgefammtheiten, bei welchen 
die einzelnen Stüde zur Veräußerung beftimmt find, treten bie 
einzelnen Stüde mit der Veräußerung aus dem Pfandnerus, wäh: 
rend die zur Ergänzung angejhafften Stüde von jelbit in den 
Pfandnerus eintreten *. Zuläffig ift die Verpfändung des ibeellen 
Theils einer Sade®. 
D. Borausfegung. 

1. Der Verpfänder muß die Befugniß haben über die Sache 
zu verfügen ®. Die VBerpfändung einer fremden Sade ift ungültig, 
fie wird aber nachträglich gültig, wenn der Eigenthümer fie ge- 
nehmigt ”, wenn der Berpfänder fpäter Eigenthümer der Sache 
wird®, und wenn der Eigenthümer ihn beerbt®. 


— 


11.8. 6. Cod. 8. 17. Den beweglihen Saden ftehen Inhaberpapiere 
gleih Dldenburg Pf.G. Urt. 16; Heflen Pf.G. Art. 169; Hannover Pf. G. 
8 42; Braunfhweig Pf.G. 8 1; Weimar Pf.G. 8 3; Anhalt Pf.G. 8 1. 

2 Meber die Verpfändung von Geld vgl. Windicheid 8 226a, 2; Dern- 
burg, Pf.R. I. 429. Gerichtliche Pfändung von Geld gilt als Zahlung D. 
C.Pr.O. 8 716. 

® Förſter Eccius 8 192, 37. 

* Windiheid 8 226a, 4; Derndburg, Pr. BR. 1. 8 356, 2; Förfter 
Eccius 8 192, 37. 

5 Dernburg, PER. I. 430; Pr. ER. I. 17. 69; Defterreich ABGB. 
8 829. Sachſen 8.6.8. 8 372 ift die Pfandbeftellung an einem ibeellen An- 
theil durch den Alleineigenthümer für unzuläßig erklärt. 

e1.2 D. 13. 7; Bayr. L. R. II. 6. 6 Nr. 3; Pr. L.R. I. 20. 15; Sad: 
ien 8.0.8. 8 469; Württemberg Pf.&. Urt. 247. 

116 D. 20.1; Bayr. EUR. II. 6. 8 Ne. 2; Pr. LER. I 20. 72; 
Sadjen 8.9.8. $ 470. 472. 

° 1.5 Cod. 8. 16; Arndts 8 871 Nr. 4; Bayr. L.R. II. 6. 8 Nr. 2; 
Pr. ER. I. 20. 16; Sachſen 8.9.8. 8 470; Weimar Pf. G. 8 14. 15; Heflen 
Pf.G. Urt. 173. U. M. für dad gemeine Recht Windſcheid $ 230, b, ber 
dem Pfandnehmer nur wenn er in gutem Glauben war, ein Klagerecht ge 
währen will. Unſere Landesrechte haben ſich wie gezeigt diefer Anficht nicht 
angeichlofien. 

° Windicheid 8 230, 9; Urndts 8 371 Nr. 4; Dernburg, PER. I. 269, 
18; Bayr. HR. II. 6. 8 Nr. 8; Pr. L.R. I 20. 76; Sadien 8.9.8. 8 470; 
Weimar Pf.G. 8 15; Heffen Pf.G. Art. 173. Gemeinrechtlidh wird von Manı 
hen auf Grund der widerjprechenden 1. 41 D. 13. 7 das Gegentheil ange 
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Eine Ausnahme ift begründet nach denjenigen Rechten, welche 
die Vindikation gegen den gutgläubigen Erwerber ausschließen ?°, 
indem nach diefen unter den gleihen Borausfegungen die Pfand- 
beftelung dur den Nichteigenthümer Gültigkeit hat!!. Ebenfo 
ift nach denjenigen Rechten, welche die Bindilation gegenüber dem 
gutgläubigen Erwerber nur gegen Löfung zulaflen, diefe dem 
Pfandgläubiger nur unter diefer Vorausfegung gegeben '?. Eine 
Ausnahme ift ferner begründet für Leihhäufer und Grebitinfti- 
tute, welden durch PBrivilegium das Recht eingeräumt ift, daß fie 
die von Nichteigenthümern verpfändeten Gegenftände nur gegen 
Löſung herauszugeben haben >. 

2. Das Mobiliarpfandredt bat mie die Hypothek zur Siche- 
rung einer Forderung zu dienen !*. Nicht erforderlich ift indeflen 
zur Entftehung, daß die Forderung bereits beftehe, das Pfand⸗ 
recht Tann auch zur Sicherung einer Tünftigen Forderung beftellt 
werden !®. Nicht erforderlich ift, daß die Forderung klagbar fei !®, 
wohl aber, daß fie gültig fei. Die Pfandbeftellung für eine un- 
gültige Forderung ift ungültig 7, und convalefcirt aud nicht durch 
nachträgliches Gültigwerden der Forderung !?; nur das Preußiſche 


nommen j. Dernburg, PER. I. 269, 18 Nr. 3. Unfere Landesrechte enticheiden 
wie gezeigt für die angeführte Meinung. 

10 Bol. oben 8 262, 17—27. 

11 Stobbe, BR. 8 155, 28. 

12 Bol. oben 8 262, 89; Stobbe, BR. 8 155, 28; Dernburg, Pr. BR. 
1. 8 855, 1. 

18 Stobbe, PR. 8 155, 24. 

 Windicheid 8 225, 1; Dernburg, Pr. BR. I. 8 355, 4. 

is Windicheid 8 225, 6. Gemeinrechtlich wird überwiegend angenommen, 
daß in diefem Fall das Pfandrecht erit mit der Forderung entjtehe |. Wind- 
ſcheid 8 225, 7, und dieß ift anerfannt Sachſen B.G.B. 8 471; andererjeitd 
wird angenommen, daß das Pfandredht jofort zur Exiſtenz gelange Dernburg, 
PER. I. 8 69; Schott in Ihering Jahrb. XV. 1., und dieß ift ausgeſprochen 
Pr. L.R. 1. 20. 14; Weimar Pf.G. 8 8; Heflen Pf.®. Urt. 3, 2. 

ıe Windfcheid 8 225, 8; Dernburg, Pr. PR. I. 8 356, 7. Nach Pr. 
ER. I. 20. 97. 98 ift der Empfänger die Sache bis zur Erftattung des Ge- 
leifteten zurüdzubalten befugt. 

17 Dernburg, BER. I. 540, 3; Heſſen Pf.G. Urt. 3; Weimar, Pf.G. 83. 

18 Unter Umftänden Tann indeffen in der Pfandbeftellung eine Eonfir- 
mation einer entlräftbaren Yorderung durch den Pfandbefteller liegen Dern- 
burg, BER. J. 874. 

Roth, Deutſches Privatrecht. III. 46 
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Recht trifft Die letztere Beſtimmung '?. Zuläffig ift Pfandbeſtellung 
für eine fremde Schuld ?. 

DI. Entjtebung. 

Diele kann fein: 

1. eine vertraggmäßige Beftelung. Der Beitellung kann 
ein Verpfändungsvertrag vorausgehen, welder gemeinrechtlich 
feiner Form?! nah Preußiſchem Recht der jchriftlihen Form 
nach allgemeinen Grundfägen bedarf *?, und Anipruch auf Beltel- 
lung des Pfandrechts gewährt??”. Zur Beftellung genügt Die 
Tradition ?*, nur einzelne Rechte ſetzen gleichzeitige Errichtung 
einer Berpfändungzurtunde voraus ?®. Der reellen Webergabe 
fteht die traditio brevi manu ?® und wo fie zuläffig ift die ſym⸗ 
boliiche Tradition ?7 gleich. Dagegen reicht weder Befigübertragung 
dur Constitutum possessorium ?® noch Vorbehalt eines Pfanb- 


17 Pr. L.R. I 20. 12. 13; Förſter Ecciud 8 192, 4; Dernburg, Br. 
BR. I 8 355, 6. 

1.582 D. 20. 1; Windfcheid 8 225, 10; Br. LR. I. 20. 49. 56; 
Förfter Eccius 8 192, 20; Sachſen 8.9.8. $ 371; C. c. Art. 2077. 

22 Windſcheid 8 230, 1. 

2 Förſter Eccius 8 193, 13. 

23 Dernburg, Pr. BR. I. 8 354, 14. 

24 Allgemein ift dieß durch die D. K.O. 5 40 ausgeſprochen, indem hier 
ben Fauftpfandgläubigern das Recht abgefonderter Befriedigung eingeräumt 
ft. Daß Beltellung durch Tradition genüge, entfpricht den Beftimmungen 
unjerer Zandesrehte Pr. L.R. I. 20. 94; Förſter Eccius 8 193, 14; Bayr. 
ER. I. 6. 1; Sachſen 8.8.8. 8 466; Heffen Pf.G. Art. 170; Braunſchweig 
Pf.G. 8 1; Oldenburg Pf.G. Urt. 16; Bremen V. $ 1; Defterreih A. B.G. B. 
8 451; C. o. Art. 2076, und ift für das kaufmänniſche Pfand durch 9.8.8. 
Art. 309 anerfannt. 

20 Hannover Pf.G. 8 41, Naſſau Pf.G. 8 41, Württemberg Pf.G. Art. 
246 allgemein, C. c. Urt. 2074 und Baden L.R. Art. 2074 bei einem Werth 
von Über 150 Fred. Bejondere Beftimmungen enthalten die Gejege über ges 
werbsmäßige Pfandleihe, jo das Preußiſche Geſetz 17/3 1881, dem eine Reihe 
von anderen nachgebildet find j. Dernburg, Pr. PR. I. $ 360. 

26 Dernburg, Pr. PR. I. 8 354, 2; Sachſen 8.6.3. 8 468. 

37 Bgl. über diefe oben $ 257, 81. Eine ſolche nimmt Dernburg, Pr. 
BR. I 8 354, 8 folg. für die Verpfändung von Waaren und Sradtidiffen 
an, und erjtered ift auch in dem R.G. über Darlehenskaſſen 21/7 1870 aus 
geſprochen. Vgl. Stobbe, P.R. 8 155, 8 und 14. 

28 Dieſes war gemeinrechtlich zweifellos genügend Roth, Bayr. E.R. (1) 
8 179, 45, ift aber in den meiften Landesrechten für die Mobiliarverpfän- 
bung ausgeſchloſſen ſ. Goldſchmidt, H.R. I. 611, 16 und 844, 14; Stobbe, 
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veht3 ?? zur Pfandbeftelung bin. Ueber die gejchehene Verpfän— 
dung wird dem Gläubiger nad) mehreren Rechten ein Pfandichein 
ausgeftellt °°. Bejondere Beitimmungen gelten für die VBerpfändung 
von Seefhiffen, indem der Webergabe die Eintragung in das 
Schiffsregifter oder die Webergabe der mit dem beglaubigten Ber- 
mer? der Verpfändung verjehenen Schiffsurfunde gleichgeftellt ift?". 

2. Gejetliche Beftimmung. Nach den Beftimmungen ver R.K. O. 
S 41 haben ein gejegliches Pfandrecht anzuſprechen: 

a. Die Reichskaſſe, die Staatslaffen und Gemeinden, fowie 
die Amts, Kreis: und Provincialverbände wegen Öffentlicher Ab- 
gaben in Anfehung der zurüdgehaltenen oder in Beichlag genom: 
menen zoll⸗ und fteuerpflictigen Sachen (R.R.D. 8 41, 1). 

b. Verpächter wegen des laufenden und des rüdftändigen 
Zinſes, jowie wegen anderer Forderungen aus dem Pachtver⸗ 
hältnig in Anfehung der Früchte des Grundftüds und der ein- 
gebrachten Saden, jofern die Früchte oder Sachen fih noch auf 
dem Grundftüd befinden ®?. 

c. Pächter in Anfehung des in ihrem Gewahrfam befindlichen 
Inventars wegen der Forderungen für dieſes (R.K.O. $ 41, 3). 

d. Bermiether wegen des laufenden und des für das lebte 
Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens rüdftändigen Zinjes, 
jomie wegen anderer Forderungen aus dem Miethsverhältnig in 


BR. 8 155, 7; Pr. L. R. J. 20. 105; Sadfen B. G. B. 8 467; Württemberg 
Pf.E.G. 8 40; Sadien-Weimar Bf.G. 8 35. 57; Braunfchweig Pf.G. 8 2; 
Anhalt Pf.G. 5 2; Oldenburg Pf.G. Urt. 17; Coburg Pf.G. 8 2; Defterreich 
A.B.G.B. 8 451; C. c. Urt. 2076. Auch für das Bayriſche Recht ift dieß 
anzunehmen Roth, Bayr. EI: (1) 8 197, 47 -51; Negelöberger, H.R. 8 11, 
10. Dur die Beitimmung des EG. zur D. 8.D. 8 14, daß Fauſtpfand⸗ 
rechte an beweglichen Lörperlihen Sachen nur beftehen, wenn der Pfandgläu⸗ 
biger oder ein Dritter für ihn den Gewahrſam der Sade erlangt Hat, ift 
dieß für das ganze Nechtögebiet angenommen. 

Br, L.R. I. 20. 104. 105; Sachſen 8.6.8. 8 467; Württemberg Pf.®. 
Art. 259; Heflen Pf.G. Urt. 182; Weimar Pf.G. 8 60; Naſſau Pf.®. 8 42; 
Weimar Pf.G. 8 4; C. c. Art. 2076. 

Br. L.R. I. 20. 95. 96; Sachſen B. G. B. 8 1444; Defterreih A.B.G.B. 
8 1370. 

1 E.G. zur R.D. 8 14; vgl. Stobbe, P.R. 8 155, 9; Oldenburg Pf.G. 
Art. 1—15; Dernburg, Pr. P.R. I. 8 354, 10. 

22 R. .O. 8 Al, 2; vgl. Stobbe, PR. 8 181, 37; Förfter Eccius 8 136, 
206; Dernburg, Pr. PR. I. 5 364. 

46 * 
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Anfehung der eingebrachten Sachen, foferne Die Sachen fi noch 
auf dem Grundftüd befinden ?. 

e. Gaftwirthe wegen ihrer Forderungen für Wohnung und 
Bewirthung des Gaftes in Anſehung der von demſelben einge- 
braten von ihnen zurüdbehaltenen Sachen **. 

f. Künftler, Werkmeifter, Handwerker und Arbeiter wegen 
ihrer Forderungen für Arbeit und Auslagen in Anfehung der 
von ihnen gefertigten oder auögebeflerten noch in ihrem Gewahr⸗ 
fam befindliden Saden?®®. 

g. Diejenigen, welde etwas zum Ruben einer Sache ver: 
wendet haben, wegen des den noch vorhandenen Vortheil nicht 
überfteigenden Betrags ihrer Forderung aus der Verwendung der 
zurüdgehaltenen Sache ®*®. 

h. Der Commiffionär an dem Commiffionggut ?”, der Spe- 
diteur am Speditionsgut®®, der Fradtführer am Frachtgut ?, 
der Verfrachter am Frachtgut *° und an den Saden des Paſſa⸗ 
giers wegen des Weberfahrtgeldes *!, der Bergende für die Ber: 
gungs- und Hülfskoſten an den geborgenen Gegenftänden *? und 
bie Schiffsgläubiger *? (R.R.D. 8 41, 8). 

Die geſetzlichen Pfandrechtstitel begründen ein Pfandrecht 
an den betreffenden Gegenftänden, jedoch nur folange diefe ſich 
im Gewahrjam des Berechtigten oder auf feinem Grundftüd be⸗ 
finden **. 


mn. 8 41, 4; Stobbe, PR. 8 186 Nr. 9; Förfter Eecius 8 136, 
206; Dernburg, Pr. PR. I. 8 364. 

nn. 8 4l, 5; Stobbe, PR. 8 155, 83a; Dernburg, Pr. PR. I. 
8 864, 2. 

mn. 8 4, 6; Förfter Eccius 8 138, 109. 

mRD. 8 4l, 7. 

9.8.8. Urt. 374. 375; Stobbe, BR. 8 155, 25; Laband in Golb- 
ſchmidt 8. 1X. 425. 

9.8.8. Art. 382; Laband in Goldſchmid 3. IX. 459. 

” 9.8.8. Art. 409; Laband in Goldſchmidt 2. IX. 471. 

9.8.8. Art. 624. 629. 630. 

068.8. Art. 675. 

“2 9.8.8. Urt. 758. 

“95.8.8. Art. 757 f. 

“4 Eine Ausnahme ift nur begründet bei dem geſetzlichen Pfandrecht bes 
Frachtfahrers und Verfrachters, welches auch nach Ablieferung erhalten bleibt, 
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3. Durch Mobiliarpfändung im Erelutionsweg wird für den 
betreibenden Gläubiger ein Pfandrecht mit den Vorzügen eines 
Fauſtpfandrechtes begründet *°. 

4. Dur Privatpfändung, wo diefelbe zuläffig ift**, wirb 
ein Pfandrecht an ben gepfändeten Mobilien begründet. 


g 326. 
II. Inhalt. 


I Der Gläubiger hat Anſpruch auf den Befib der Sache 
und es fteben ihm die Befitklagen zu‘. 

Der Gläubiger hat gemeinrechtli die binglihe Klage gegen 
jeden, der ihm die Sache vorenthält?. Dieß ift in unferen Lan 
desrechten in folgender Weile modificirt: 

1. Nah denjenigen Landesrechten, welde die Vindikation 
freiwillig aus der Hand gelaffener Mobilten ausichließen, tft die 
Pfandflage des Gläubigers in gleicher Weile beſchränkt?. Der 
gleihe Grundſatz gilt nach den Rechten von Braunſchweig und 
Anhalt gegenüber der Klage der Gläubiger aus früher begrün- 
beten Pfandrechten *. 


wenn es eine beftimmte Beit nach berjelben gerichtlich geltend gemacht wird 
9.6.8. Urt. 409. 624. 

R.C. P.O. 8 708 f.; Dernburg, Br. BR. I. 8 3648; Mandry, In⸗ 
halt 8 35; Lang, Sachenrecht 8 204. 

“0 Bol. oben 8 89; Sachſen B. G. B. 498. 

1,18 15, 1.40 pr. D. 41. 2; 1.16 pr. D. 41. 3; Dernburg, PER. 
I. 50; Bayr. L.R. II. 6. 22 Nr. 1; Br. 2R. I 20. 117; Heſſen Pf.G. 
Art. 187. 

21.16 8 8,1. 17 D. 20. 1; Windiheid 8 235, 1; Bayr. 2.8. IL 6. 
22 Nr. 2. 

2 Dieß gilt für die Statuten von Hamburg und Lübed und das fran- 
zöſiſche Recht, nach welchen der Pfandgläubiger die Vindikationsklage nur 
hat, wenn der Pfandgegenſtand geftohlen oder verloren war, vgl. oben 8 262, 
18—24; ebenfo nad denjenigen Rechten, nach melden in einzelnen Fällen 
durch Webertragung von Seite des Nichteigentgümerd Eigentum erworben 
wird, oben 8 252, 18—25. 

* Braunfchweig Pf.G. $ 5 und Anhalt Pf.G. 8 6 beitimmen, daß gegen 
ben rebliden Pfandnehmer oder Erwerber einer Sache ein früher begründetes 
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2. Nah den Rechten von Württemberg * und Weimar‘ 
fann die Pfandklage nit gegen einen gutgläubigen britten Er: 
werber geftellt werben. 

3. Nah dem Recht des fähfifhen B.G.B. Hat der Pfand⸗ 
gläubiger die Pfandflage nicht um ſich den Befit des Fauftpfandes 
zu verſchaffen, fein Recht ift alfo nur ein Retentionsredt ”. 

4. Nach Preußiſchem? und Darmſtädtiſchem Recht fteht 
dem Pfandgläubiger die Pfandflage gegen den dritten gutgläu- 
bigen Erwerber nur gegen Löfung zu. 

U. Das Fauftpfand haftet für die Hauptjorderung und für 
alle damit verbundenen Nebenforderungen '°. Gemeinrechtlich hat 
der Gläubiger ein Retentiongreht nicht nur für die Pfandſchuld "', 
fondern auch für andere Forderungen, die ihm gegen den Schuldner 
zuftehen 12. Unfere Landesrechte ſchließen das Retentionsrecht für 


nn 


Pfandrecht nur geltend gemacht werden kann, wenn die verpfändete Sache 
verloren oder geftohlen war. 

°® Württemberg Pf.G. Art. 258: „Kommt die Sade ohne fein Zuthun 
in andere Hände, fo kann er gleichwohl jenes Recht gegen denjenigen nidi 
geltend machen, welcher in der Zwijchenzeit in gutem Glauben ein Recht daran 
erworben bat.” 

° Weimar Pf.G. 8 108: „Bei dem Fauftpfand findet die Pfaubllage 
wider den Berpfänder und deſſen Erben oder andere Nachfolger im Recht an 
der verpfändeten Sache ftatt, bei der Hypothel wider jeden Befiger des lin: 
terpfandes”. 

Sachſen 3.9.8. 8 479. 

Br LR. J. 20. 119; Dernburg, Br. PR. I. 8 357, 16. 

? Darmftadt Pf.G. Art. 187. 

1,885 D. 13. 7; Dernburg, PER. 3 76; Sadjen 8.6.8. 8 473; 
Hannover PFG. 8 45; Württemberg Pf.G. Art. 255; Heflen Pf.&. Art. 183. 
186; Müller, PER. 8 112. II; Weimar Pf.G. 8 91; Oldenburg Pf.G. Art. 
30; Naffau Pf.G. $ 46; Braunschweig Pf.&. 5 17; C. civ. Urt. 2082 Za- 
hariä 8 434 Nr. 1; Dernburg, Pr. BR. I. 8 355, 8; Laband in Gold⸗ 
ſchmidt 8. IX. 255, 7. Die Haftung erftredt ſich namentlich auf Binfen, 
Berzugsfolgen, Aufwendungen und Broceploften. 

11 Für diefe fteht ihm mach allen Hechten das Retentionsrecht bis zur 
völligen Befriedigung zu Sachſen B.G.B. $ 474; Heflen Pf.G. Art. 192. 

12], un. Cod. 8. 27; Windſcheid 8 234, 1. Dieb ift anerkannt Bayr. 
ER. I. 6. 14 Nr. 2—4 wenn nichts anderes audgemadt ift, und CO. civ. 
Ürt. 2082 Zachariä $ 434, 4 für früher entjtandene aber fpäter fällige 
Yorderungen. 
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andere Forderungen theild ganz aus, theils befchränfen fie es auf 
connere Forderungen '?. 

III. Der Pfandgläubiger hat die Sache ordnungsmäßig zu 
verwahren und haftet für Mangel an Sorgfalt '*. Der Pfand: 
gläubiger ift nicht befugt die Sache zu gebrauden, wenn ihm 
dieſes Recht nicht ausdrücklich eingeräumt ift!’. Eine Ausnahme 
ift begründet bei fruchttragenden Sachen, bei weldden dem Gläu- 
biger felbft die Verpflihtung des Gebrauchs obliegt, da er bie 
Nupungen ziehen muß ’®, wobei der Ertrag nah Abzug der Koften 
auf die Zinjen und auf das Capital abzurechnen und der Weber- 
ſchuß an den Schuldner herauszugeben ift 17. Der Gläubiger kann 
fih auch ftatt der Zinfen den Bezug der Früchte ausbebingen 
(Antichretiicher Vertrag) ’®. 


12 Ganz ausgejchloffen ift das Netentionsrecht für andere Forderungen 
in Br. ER. I 20. 171; Sadjen 8.0.8. 8 1447; Pf. G. Heflen Urt. 195; 
Pf.G. Braunfhweig 8 17, 2; Defterreih A.B.G.B. 8 471. Auf connege 
Forderungen beichräntt es Pf.G. Hannover $ 45; Oldenburg Urt. 80. Nach 
9.8.8. Urt. 313 haben Kaufleute ein Retentionsrecht wegen fälliger Yorde- 
rungen aus beiderjeitigen Handelögefchäften. 

“1.8181 D. 13 7; Dernburg, PER. 8 17. 28; Bayr. L. R. IL 6. 
16. Rr. 3; Heffen Pf.G. Art. 186; DOefterreih A.B.G.B. 8 459; Pr. L. R. L 
20. 121; Sachſen 8.8.8. 8 475; C. civ. Art. 2079. 

15 & 6 Inst. 4. 1; Bayr. ER. II. 6. 11 Nr. 1; Br. ER. I 20. 123— 
128; Sachſen 3.0.8. 8 476; Württemberg Pf.&. Urt. 254; Heflen Bf.®. 
Urt. 185; Weimar Pf.G. 8 125; Defterreih A.B.G.B. 8 459. 

1, 1. 2. 3 Cod. 4. 24; Windſcheid 8 234, 3; Dernburg, PER. 8 88, 8; 
Kreittmayr, Anm. 1d zu Bayr. ER. IL 6. 11; Pr. L.R. I. 20. 139 Dern- 
burg, Pr. PR. I. 8 357, 8; Sadien 8.9.8. 8 476. 

71,1 Cod. 8. 28; Dernburg, PER. 8 88, 10; Bayr. L. R. IL. 6. 11 
Nr. 4; Pr. 2R. I 20. 140 Derndburg, Pr. BR. I. 8 357, 11; Sachſen 
8.9.8. 8 477; Heflen Pf.G. Art. 185. 

18 Die Verabredung, daß bie Beziehung der Nupungen dem Gläubiger 
ftatt ber Binfen zukommen folle (Untichrefis) war gemeinrechtlich zuläßig, aber 
den Beftimmungen über die Bindverbote unterworfen, injoferne dabei offen- 
barer Zinswucher vorliegt, 1. 17 Cod. 4. 32; Windjceid 5 234,6. Auf dem 
gleichen Standpunkt fteht Bayr. L.R. II. 6. 11 Nr. 5 und Sadfen B.G.8. 
8 478, bann Bayrifhe Statuten bei Roth, Bayr. ER. $ 197, 63; Defter- 
reich A.B.G.B. 8 1372. Nah Br. L. R. I. 20. 227 war gerichtliche Abfaffung 
des Vertrags nach vorgängiger gerichtlicher Prüfung vorgefchrieben. Diefe 
Beſchränkungen find mit Aufhebung ber Zinsverbote hinmweggefallen und durch 
das Wuchergeſetz 24/5 1880 nicht wieber ins Leben getreten Dernburg, Pr. 
BR. 1. 8 339, 10. Bgl. Über den antichretifhen Vertrag oben 3 309, 4 f. 
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IV. Gemeinrechtlich hat der Gläubiger das Recht der Ajter: 
verpfändung ?°, was aber in mehreren Landesrechten von der Ein- 
willigung des Eigenthümers abhängig gemadt iſt?o. 

V. Der Gläubiger hat das Recht zur Befriedigung feiner 
Forderung das Pfandobjekt in Anfpruch zu nehmen. Auch ver- 
tragamäßig kann nit darauf verzichtet werden. Gemeinrechtlich 
bat die Vereinbarung, daß das Pfandobjekt nicht folle verfauft 
werben dürfen, nur die Bedeutung, daß die Anzeige des bevor- 
ftehenden Verkaufs dreimal wiederholt werben muß?!; nad Preußi- 
ſchem Landrecht, daß der Gläubiger die Veräußerung des Pfandes 
erft beantragen kann, wenn der Schulbner in Concurs geräth **. 
Mehrere Landesrechte Tprechen einem ſolchen Vertrag jede Wir: 
fung ab. Die Befriedigung erfolgt durch Verkauf der Sadıe. 
Unzuläffig ift die Vereinbarung, daß bei Nichtbefriebigung das 
Pfandobjeft dem Gläubiger verbleiben folle ?*; ebenfo ift die Ver- 
einbarung unzuläffig, daß in diefem Yal das Pfandobjeft zu einem 
im voraus beftimmten Preiß dem Gläubiger verbleiben folle ?°. 

VI Borausfegung der Befriedigung. Die Befriedigung bes 


— 





und im Allgemeinen Stobbe, B.R. S 108 Nr. 8. Das franzöfiihe Hecht läßt 
das eigenthümliche Inftitut des Nutzyfandes nur an Immobilien zu C. c. 
Urt. 2072. 


19 Dernburg, PER. S 61, 18; Kreittmayr, Anm. la zu Bayr. ER. II. 
6. 12. 

2 Br. L.R. I 20. 127; Sachſen 8.8.8. 8475; Helfen Pf.G. Urt. 174. 

11.4 D. 13, 7; Windſcheid 8 237, 5. Die gleihe Beſtimmung hat 
Bayr. L.R. II 6. 12 Nr. 8. 

22 Br. L.R. I, 20. 26. 27. Dieß tritt nur dann ein, wenn nad der 
Beichaffenheit des Pfandes der Vertrag nicht die Bedeutung haben kann, daß 
der Gläubiger feine Befriedigung aus den Früchten bes Pfandes zu fuchen Habe. 

3 Verboten ift er Sachſen B.G.B. 8 1442 und Defterreih A.B.G. B 
8 1371. Nach franzöſiſchem Recht Zachariä 8 434, 6 wird die Elaufel für 
nicht beigefügt erachtet. 

24 1. 8 Cod. 8. 855 R. P.O. 1577 XX. 5; Windſcheid 8 238, 3; Bayr. 
ER. II 6. 18; Pr. ER. I 20. 383; Sachſen 8.0.8. 8 383; Naffau Pf. G. 
8 46; Württemberg Pf.G. Art. 257; Heſſen Pf.G. Urt. 91; Weimar Pf.G. 
8 106; Defterreih A.B.G.B. 8 1371; C. civ. Art. 2078. Die Geltung diefer 
Beſtimmungen ift durch die Aufhebung der Zinsbeihränfungen im R.G. 14/11 
1867 nicht berührt, vgl. oben 8 310, 20. A. M. Lang, Sachenrecht 8 199, 16. 

20 Gemeinrechtlich nimmt man an, daß bie Vereinbarung der Ueberlaf- 
fung um einen im voraus beftimmten Preis zuläßig ſei Bangerom $ 383 


Pfandrecht an Mobilien. Inhalt 8 325. 129 


Gläubiger durch Verkauf des Pfandes ſetzt Fälligkeit der For- 

derung und Nichtbefriedigung des Gläubiger voraus ?*. Be: 

ftritten ift, ob auch Verzug des Schuldners erforderlich fei ?”. 
VI. Für den Pfandverlauf beftehen zwei Syiteme: 

1. Nah der einen Claſſe ift der Zwangsverkauf im Wege 
des gerihhtlihen Zmwangsverfahrens einzuleiten, daher ſoweit nicht 
ein vollftredbarer Titel bereit3 vorliegt, diefer durch Klageftellung 
zu erwirken ?®. 

2. Nah der anderen Elafie ift es Sache des Pfandgläu- 
biger8 den Pfandverfauf zu betreiben. Gemeinrechtlich bat der 
Gläubiger dem Schuldner Anzeige zu machen *° und eine Warte: 
zeit von zwei Jahren einzuhalten, nach deren Verlauf er zum Ber: 
fauf fchreiten kann’. Dieſe Beflimmungen haben fi unver: 
ändert nur vereinzelt erhalten ?\. Sie bilden mit folgenden Mo: 
bififationen die Grundlage der Landesrechte : 

a. ein Theil der Statuten läßt nach Anzeige und Verlauf 


Anm. 2; Dernburg, PER. IL 282; Ert. Drespen 7/3 1849 Sf. III. 12. Nach 
den Note 24 aufgeführten Landesrechten ift auch eine ſolche Vereinbarung als 
ausgeſchloſſen anzufehen. 

2° 1.4 D. 20. 5; Windſcheid 8 237, 2. 3; Bayr. L. R. II. 6. 12 Nr. 3; 
Pr. ER. J. 20. 25; Sachſen B.G. B. 8 378; Hannover Pf.G. S 46; Weimar 
Pf.G. 8 100; Braunfchweig Pf.G. 8 6. 

37 Dieß bejahen: Dernburg, Pf.R. IL 122 und es ift angenommen Bayr. 
ER. I 6. 12 und D. 9.6.8. Art. 313. Dagegen wird es verneint von 
Bangerow 8 379 Unm. 3 und Windicheib 8 237, 3. 

»8 Auf diefem Standpunkt ftehen Pr. 2.R. I. 20. 197—199 Bernburg, 
Pr. BR. I. 8 358, 4, Württemberg Pf.G. Urt. 254. 255; Exelutionsgeſetz 
Urt. 32, 3; Lang, Sachenrecht 8 206. B; Naffau Pf.G. 8 48; Darmſtadt 
Pf.G. Urt. 1887 Weimar Pf.G. 8 97. 100. 105. 106; Anhalt Pf. G. 13/4 
1870 8 25; Defterreih U.B.G.B. 8 461. 

221.38 1 Cod. 8. 34. Liegt ein richterliches Urtheil vor, jo Tann die 
Unzeige unterbleiben Dernburg, PER. 8 100, 4. ft vertragämäßig bie 
Pfandveräußerung ausgeſchloſſen, fo ift die Unzeige dreimal zu wiederholen, 
oben Note 21. | 

30 Beſtritten ift, ob bei breimaliger Denunciation die Wartezeit von der 
erften oder der legten Denunciation zu laufen beginne; für erftered Dern- 
burg, PER. II. $ 100, 5 und die dort Angeführten, für letzteres Windicheib 
8 237, 7. 

21 S. z. B. die bei Roth, Bayr. ER. (1) 8 197, 72 angeführten Bay» 
riſchen Statuten. 
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einer geſetzlich beſtimmten Wartezeit den Verkauf durch gerichtliche 
Verfteigerung eintreten ®?. 

b. Na einem anderen Theil der Statuten wird bie ge 
richtliche Verſteigerung ohne Beobachtung einer geſetzlichen Warte: 
zeit vorgenommen °®. 

c. Nah franzöfiihem Recht kann der Gläubiger bei dem 
zuftändigen Gericht beantragen, daß das Pfand ihm für einen 
durch Sacverftändige zu beftimmenden Preiß überlaffen oder daß 
e3 Öffentlich verfteigert werde °*. 

Bon diefen gefehlihen Beltimmungen find folgende Aus: 
nahmen begründet: 

1. Nah den Beltimmungen des D. 9.6.8. Art. 310. 311. 
kann bei ſchriftlicher Beftelung eines Fauftpfandes unter Kauf: 
leuten für eine Forderung aus beiberfeitigen Handelsgeſchäften 
der Gläubiger fi aus dem Pfand ohne Klage bezahlt machen, 
wenn der Schuldner im Verzug ift, wobei e8 nur einer Bewilli- 
gung des zuftändigen Handelsgerichts bedarf, welche ertheilt wir, 
wenn ausreichende Beicheinigungsmittel beigebracht find. Auch 
ann vertragsmäßig das gerichtliche Verfahren ausgeſchloſſen wer: 
den, in welchem Fall ber Gläubiger das Pfand öffentlich verkaufen 
laſſen kann ®®, 

2. Nach einzelnen Landesrechten find Öffentlide Pfandleih⸗ 
anftalten dahin privilegirt, daß fie verfallene Pfänder ohne ge- 
richtliches Verfahren dem öffentlichen Verkauf unterwerfen dürfen °°. 


22 Nach Bayr. 2.R. II. 6. 12 Nr. 2 beträgt die Wartezeit für Mobilien 
14 Tage und bei Abweſenheit des Schuldners drei Monate Roth, Bayr. E.R. 
(1) 8 197, 73. Nah Berlauf der gemeinrechtlichen Wartefrift Taffen die bei 
Noth, Bayr. E.R. (1) 8 197, 78 angeführten Bayriſchen Statuten gerichtliche 
Berfteigerung eintreten. 

88 Hiernach ift zwar ber Schuldner, wenn er im Inland anweſend if, 
von dem bevorftehenden Verlauf eine beftimmte Beit vorher zu verftändigen, 
die Unterlafjung ber Berftändigung macht jedoch den Verlauf nicht nichtig, 
fondern verpflichtet den Pfandgläubiger nur zum Schadenserjag. Auf diejem 
Standpunkt ftehen Sachſen 8.8.8. 8 480. 481; Hannover Pf.®. 8 47; DI- 
denburg Pf.G. Art. 20; Braunfchweig Pf.G. 8 6; Koburg Pf.G. Art. 4. 

* 0, civ. Art. 2078; Bachariä $ 484, 6. 9. 

20 Goldſchmidt, H.R. 8 90. 

20 Stobbe, P.R. 8 155, 52; Dernburg, Pr. PR. 1.8858, 7—9; Preußen 
Pfandleihgeſ. 17/3 1881 8 12; Baden Gel. 3/4 1872 8 2; Hamburg Gel. 
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3. Einzelne Landesrechte geftatten Ausfchließung des gericht- 
lihen Verkaufs durch Webereintunft der Intereſſenten ?7. 


8 326. 
III. Beendigung. 


Das Pfandredt erliicht: 

1. durch völligen Untergang des Pfandgegenftandes, welchem 
völlige Umgeftaltung gleichfteht'; 

2. durch Verzicht von Seite des Gläubigers. Diefer kann 
ausdrüdlih oder ftillichweigend erklärt werden. Als ftillicehwei- 
gender Verzicht ift die Rückgabe bes Pfandes ohne Vorbehalt des 
Pfandrechts anzuſehen?. Noch weiter gehend beftimmen aber meh: 
tere Landesrechte, daß das Pfandrecht ohne Rückſicht auf einen 
etwaigen Berziht durch Rückgabe der Pfandſache erliicht ®; 

3. mit völliger Tilgung der Forderung, für die es beftellt ijt +; 

4. mit dem Verkauf der Pfandjache zur Befriedigung der 
Forderung ®; 


—— —— — 


28/6 1871 8 10-12; Sachſen Geſ. 21/4 1882 8 7; Reichsbankgeſetz 14/8 
1875 8 20; Braunſchweig Pf.G. 8 9. 

Br DR. I. 20. 29. 32; Dernburg, Br. BR. I. 8 358, 10; Bayr. 
ER. II 6. 12 Nr. 3; Roth, Bayr. ER. (1) 5 197, 71; Württemberg Lang, 
Sachenrecht 8 109, 16. In mehreren Landesrechten ift eine derartige Ber- 
einbarung nicht zugelafien, jo Sachſen 8.6.8. 8 383; Weimar Pf.G. 8 105; 
Helfen Pf.G. Art. 91. 2; Hannover, Pf.B. 8 48; C. civ. Art. 2078. 

1.8 pr. D. 20. 6; Windfcheid 8 248, 7; Bayr. EUR. II. 6. 17 Nr. 5; 
Pr. L.R. I 20, 359. 261; Sachſen B. G.B. 8 485 ; Heſſen Pf.G. Urt. 202. 

2 1. 7. 9. Cod. 8. 26; 1.3 D. 13. 7; Bernburg, PER. 8 169 Nr. 1; 
Bayr. ER. II. 6. 17 Nr. 2; Hefien Pf.G. Urt. 204; Naſſau Pf.G. 8 49 
Bertram, P.R. 8 381; Defterreih A.B.G.B. 8 467. 

2 Pr. L.R. J. 20. 253. 254 Dernburg, Pr. BR. I. 8 359 Nr. 3; Sad 
ſen 8.6.8. 8 486; Württemberg Pf.G. 8 258; Koburg Pf.G. Art. 2; DOlden: 
burg Pf.G. Art. 19; Braunfchweig Pf.G. 8 4; Hannover, Pf.G. 8 44; C. ciw. 
Urt. 2076. Dieß gilt namentlich auch für das geſetzliche Pfandredt. 

*1.48 D. 46. 3; Windfcheid 8 249 Nr. 1; Bayr. L. R. II. 6.17 Nr. 1; 
Pr. LER. I. 20. 55; Sadjen 8.6.8. 8 484; Heflen Pf.G. Art. 202, Weimar 
Pf.G. 5 158; Defterreih A.B.G.B. 8 469. 

e19% Cod. 8. 28, Windicheid 8 249 Nr. 2; Bayr. L.R. 1.6.17 Rr. 6; 
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5. mit Gonfufion, wenn fih Eigenthbum und Pfandredt in 
einer Perjon verbindet, ſoweit nicht ein Fall der hypothekariſchen 
Succeffion vorliegt ®. 

6. Gemeinrechtlich bewirkt der Eintritt einer Refolutivbebin- 
gung oder eines Enbtermind das Erlöihen bes Pfandrechts?. 
Abweichend davon beitimmt das Preußiſche Landrecht, daß die 
Beilegung eines Endtermind durch den Schuldner bei Verpfän⸗ 
bung feiner eigenen Sache nur die Bedeutung der Bellimmung 
eines Zahlungstermins bat, während Beiſetzung eines Enbter- 
mins durch den Eigenthümer, der ein Pfandrecht für eine fremde 
Schuld beftellt bat, zur Erlöfhung des Pfandrechts mit Eintritt 
des Endtermins führt, wenn der Gläubiger nicht fpätefteng am 
dritten Tag nah Ablauf der Zeit aus dem Pfandrecht geklagt 
und das Berfahren ununterbrochen fortgefekt hat *®. 

7. Das Pfandrecht geht durch Erſitzung der Pfandfreibeit 
unter, wenn ein Dritter da8 aus dem Beſitz des Pfandgläubigers 
gelommene Objekt durch ordentliche oder außerorbentliche Verjäh— 
rung als pfandfrei erfeffen bat !°. 

8. Nah Preußiſchem Landrecht geht das Pfandrecht durch 
dolofe Ubläugnung des Pfandbefiges durch den Pfandgläubiger 
gegenüber der Klage des Pfandſchuldners oder des vindicivenden 
Gläubigers unter !!. 


Sachſen 38.9.8. $ 452 und 484; Weimar Pf.G. 8 164; Württemberg Pf. G. 
Art. 129. 130. Dieb gilt aud nah Preußiſchem Landrecht Dernburg, Pr. 
BR. I. 8 359, 10. 

° Windfcheid 5 248 Nr. 4; Dernburg, Pr. PR. I. 8 359, 6; vgl. oben 
8 316. 

’1.6 pr. D. 20. 6; Bayr. 8S.R. IL. 6. 17 Nr. 3; Darmſtadt Pf.G. 
Urt. 202; Sachſen 8.8.8. 8 451; Defterreih A.B.G.B. 8 468, 

e Br. ER. L 20. 57. 

’ Br. ER. I. 20. 56 und I. 14. 820. 

10 ], 8 pr. Cod. 7. 39; Windſcheid 8 248 Nr. 8; Müller, PER. 5 128; 
Bayr. ER. II. 6. 17 Nr. 8; Pr. BR. 1. 20. 248-247; Förfter Eccius 
8 195, 16; Heflen Pf.G. Art. 202. 

11 Br. L.R. I 20. 256. 
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Titel III. 
Yfandreht an Yermögensrerhten, 


g 327. 


Gemeinrechtlich können alle Bermögensrechte, welche veräußer- 
lich find auch verpfändet werden!. Dieſer Grundſatz ift auch in 
unjeren Landesrechten angenommen, und es können ſonach ſowohl 
dingliche als perſönliche Rechte, bei welchen die erwähnte Voraus 
fegung zutrifft, verpfänbet werben ?. 

IL. Dinglide Rechte. Abgefehben von den binglichen 
Beredtigungen, welche den Immobilien gleichgeachtet werben und 
Gegenftand jelbftftändiger Hypothefbeftellung fein Fünnen ®, kom: 
men als Gegenftand der Pfandbeftellung in Betradt: 

1. Der Nießbrauch. Gemeinrechtlich kann der Nießbrauch 
verpfändet werden, wodurch der Pfandgläubiger die Befugniß er: 
hält, denjelben an der Stelle des Berechtigten auszuüben. Dieß 
ift au nach unferen Landesrechten anzunehmen ®. 

2. Das Pfandrecht?. Das Pfandrecht kann in der Art 
verpfändet werden, daß der Pfandgläubiger die Befugniß erhält, das 
verpfändete Pfandrecht ftatt des urjprünglichen Pfandgläubigers aus⸗ 
zuüben ’. Gegenftand der Verpfändung ift gemeinrechtlich nicht die 
verpfändete Sache, fondern das auf ihr haftende Pfandredht ®. Der 
Pfandgläubiger erhält dadurch das Recht, die Forderung durch 
Verkauf des Pfandes zu realifiren und LZahlungsleiftung durch 


11.981 D. 20. 1; vgl. über die Veräußerungsverbote Hinfichtlich ein- 
zelner Forberungsrechte Mandry, Inhalt 8 21. U. 

2 Bu diefen gehören auch die fog. abfoluten Rechte wie das Autorrecht 
und das Patentrecht Dernburg, PER. 8 64. 
2 Bgl. oben 8 298; Sachen 8.9.8. 8 495. 
*1. 1182 D. 20. 1; Dernburg, PER. 8 62; Windicheib 8 205, 4; 
oben 8 274, 51. 
° Förſter Eccius 8 192, 70; Sachſen 8.0.8. 8 496; C. c. Art. 2118. 
6 Bol. Windſcheid 8 239, 13 und die dort angeführte Literatur. 
"1.1382 D. 20. 1; 1. 2 Cod. 8. 24. 
s Segen die früher Herrfchende Meinung, daß bei der Wfterverpfändung 
die verpfändete Sache Gegenſtand der Verpfändung jei!, |. Sohm subpignus 
62 f.; Windfcheid 8 289, 14. 


vgl. 
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den Pfandfchuldner anzunehmen. Das Preußifhe Hecht unter: 
Icheidet die Afterverpfändung mit Genehmigung des erften Ber: 
pfänders, welche ein Pfandredt an der Sache begründet !°, und 
die ohne ſolche Genehmigung, dur welde ein Pfandredt an dem 
Pfandrecht beftellt wird '!. Nah Sächſiſchem Recht !? und Darm- 
ſtädtiſchem Recht '? ift die Afterverpfändung nur mit Einwilligung 
des urjprüngliden Pfandſchuldners geftattet, hat alſo die Beben: 
tung der Sadhverpfändung. Nah Defterreihiihem Recht kann der 
Gläubiger ein Afterpfandrecht beftellen, ohne der Zuftimmung des 
Schuldners zu bedürfen ?*. In der Afterverpfändung liegt nad 
Defterreihiihem Recht eine Verpfändung zugleih des Pfandrechts 
und der Forderung 8. Wirb der Eigenthümer von der weiteren 
Berpfändung benachrichtigt, jo kann er feine Schuld an den Gläu- 
biger nur mit Willen des Afterpfandgläubigers abführen ?°. Dabei 
fann der Afterpfandgläubiger nit wie nach gemeinem Recht feinen 
Anſprnch gegen den Schuldner unmittelbar geltend maden, ſon⸗ 
bern er kann nur exekutive Feilbietung ber Forderung und Be: 
friedigung aus dem Erlös oder gerichtliche Meberweifung der ver: 
pfändeten Forderung beantragen !”. 

I. Forderungsrechte. Die Regel bildet, daß alle 
Forderungsrechte, welche veräußerlich find, auch verpfändet werden 
können '°. Nur das Recht des Sächſiſchen B.G. B. beſchränkt die 
Verpfändbarkeit auf Forderungen auf eine Geldleiftung !?. Mehrere 
Landesrechte geftatten die Verpfändung von Forderungsrechten nur, 
wenn eine Urkunde darüber ausgeftelt ift?°. Gemeinrechtlich ifl 


° Windicheid 8 239, 16. 

10 Br, OR. I. 20. 128-130; Förfter Eccius 8 192, 61. 

11 Pr OR. I. 20. 131-135; Förſter Eccius & 192, 62. 

12 Sachſen 8.6.8. 8 475. 

18 Darmftadt Pf.G. Art. 174; Müller, PER. 8 28, 5; 8 69, 2. 

14 Defterreih A.B.G.B. 8454. 

15 Winiwarter, bürg. Recht II. 252; Schufter, Sommentar I. 577, 2; 
Exner, H.R. 8 57, 4. 

6 A. B.G.B. 8 455. 

17 Schufter, Sommentar I. 579; Erner, H.R. 8 58, 17. 21. 

18 Bol. oben Rote 1; Lang, Sachenrecht $ 197, 6. 

 Sadjen 8.8.8. 5 502. 

2° Sachſen 8.9.8. 503; Hannover Pf.G. 8 50; Oldenburg Pf.G. Art. 
26; Helfen Pf.G. Art. 171; Naſſau, Pf.G. 8 41; C. civ. Art. 2075. 2076. 
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diefe Beſchränkung nicht begründet, und fie ift auch in den anderen 
Landesrechten nicht anerkannt?. Hinfichtlih der Form der Ber: 
pfändung ift in dem E.G. zu D. K.D. 8 15 vorgefchrieben, daß 
Fauftpfandrechte an Forderungen und anderen Vermögensrechten, 
welchen nah K.D. 5 40 das Recht der abgefonderten Befriedigung 
zulommen fol, nur dann anzunehmen find, wenn der Drittſchuldner 
von der Verpfändung benadhrichtigt ift, wenn der Pfandgläubiger 
oder ein Dritter für ihn den Gemwahrfam der körperlichen Sache, 
welche den Gegenftanb des Rechtes bildet ober der über die For—⸗ 
derung oder das Vermögensrecht außgeftellten Urkunde erlangt 
und behalten hat, oder wenn die Verpfändung in dem Grund: 
oder Hypothekenbuch eingetragen ift. Dabei bleiben die Vorſchriften 
der Landesgefege, welche mehrere der bezeichneten Grfordernifie 
oder andere Erforbernifie feftjegen, erhalten. Dieje find aber 
folgende: 

1. bei nicht verbrieften Forderungen ift in mehreren Lan- 
desrechten jchriftlihe Verpfändung und Belanntmahung an den 
Schuldner vorgejchrieben ?? ; 

2. bei verbrieften Forderungen iſt 

a. nach einem Theil der Rechte Webergabe der Schuldur- 
funde an den Gläubiger genügend ?°; 

b. nach einer andern Claſſe ift Webergabe der Schulbur: 
funde und jchriftliche Verpfändung erforderlich ?*; 

e. eine britte Claſſe fchreibt Mebergabe der Schuldurfunde 
fohriftliche Verpfändung und Belanntmahung an den Drittichuldner 
vor ?5, 

Soweit derartige Vorſchriften nicht vorliegen, kann die Ber: 


21 Bol. Pr. L.R. I. 20. 288; Braunſchweig Pf.G. $ 13; Rudolſtadt 
881. 

22 Braunſchweig Pf. 8 13; Rudolſtadt Pf.G. 8 1. Pr. 8.R. I. 20. 
288 fchreibt nur Belanntmahung an den Schuldner vor. Es ift beftritten, 
ob auch fchriftliche Errichtung erforderlich fet, foweit die Forderung 50 Thaler 
überfteigt. Dafür Marcus, Berpfändung von Forderungen 23, Dernburg, 
Br. P.R. 1. 8 361, 4; dagegen Koch, Anm. 22 zu L.R. I. 20. 288. 

33 Sachſen 8.6.8. 8 50; Heſſen Pf.G. 8 171; Bremen 9.5.0. $ 128d. 

4 Br, 2.8. I. 20. 281 und 8. 9/12 1809 8 1; Hannover Pf.G. 5 43. 
50; Oldenburg Pf.G. Urt. 26. 

» Q, c. Art. 2075. 2076; Rudolſtadt Pf.G. 8 1; Naſſau Pf.G. 5 43; 
Mürttemberg Pf.G. 8 246. 248; Braunichweig Pf.®. Art. 11. 
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pfändung in einer der in dem E.G. zur R.K.O. beftimmten -For: 
men vollzogen werden. Ein Pfandredt an Forderungen kann 
ferner dur Zwangsvollſtreckung in denſelben entitehen **. Ber: 
einzelt finden fi) auch geſetzliche Pfandrechte an Forderungen ?”. 
Weber die rechtliche Bedeutung der Forberungsverpfändung herrſcht 
Meinungsverfchiedenheit. Die eine Claſſe legt ihr die Eigenſchaft 
ber Geffion bei, und zwar entweder einer bedingten Ceſſion ”*, 
oder einer befchräntten Geffion *°, oder einer cooptirenden Ceſ—⸗ 
fion 20. Die andere Glaffe fiehbt in der Verpfändung die Ent- 
ftehung eines Rechts am Forderungsrecht?. Unfere Landesrechte, 
foweit fie eine pofitive Stellung einnehmen, fließen ſich der Eon: 
ftruftion als eventuelle Ceſſion an’? Die Wirkung der Ber: 
pfändung ift gemeinrechtlich, daß der Pfandgläubiger, wenn er 
nicht befriedigt wird, die verpfändete Forderung beitreiben darf ®®. 
Diefen Standpuntt haben mehrere Landesrechte ausdrücklich an: 





— — 


© D. C. Pr.O. 8 729—754. 

27 Sie beziehen ſich alle auf ſeerechtliche Forderungen Stobbe, P.R. 
8 155, 33. 

28 Dieß ift die Anfiht von Mühlenbruch, Eeifion 522 f., welche von 
Puchta, Seuffert, Bangerom u. a. getheilt wird, |. darüber Hellwig, Berpfän- 
dung von Forderungen 8 2. Hiernah fol in der Berpfändung der Forde⸗ 
tung eine Ceſſion derfelben für den Fall liegen, daß ber Pfandgläubiger nicht 
befriedigt wird. 

” Die ift die Unficht von Dernburg, PER. I. 462, dem fi Exner u.-a. 
anſchließen; biernach ift die Verpfändung ber Forberung eine befondere Art 
ber Ceſſion, bei welcher die Befugnifie bes Eeffiouars den Bweden bes Pfand- 
rechts gemäß beichränkt find, vgl. Hellwig, Berpfändung von orberungen $ 3. 

*° Diefe zuerft von Hellwig, Berpfändung 8 7 aufgeftellte Definition 
fieht in der Berpfändung einer Forderung die Einräumung der Nechte eines 
Mitgläubigerd durch den Verpfänder an den neuen Pfandbgläubiger, fo daß 
bie Rechte beider concurrirend neben einander ftehen. 

21 Dieß ift die Unficht von Sohm, subpignus 42 f. und Bremer, PER. 
838, 207, der fih Windſcheid 8 239 Nr. 2 und Förfter Eccius 8 192, 45 ans 
ſchließen. Bgl. darüber Hellwig, Verpfändung 8 4. 

” Sachſen 8.8.8. 8 503; Weimar Pf.G. 84; Heſſen Pf.G. Art. 171; 
Hannover Pf.G. 8 50; Dldenburg Pf.G. Art. 27; Rudolſtadt Pf.G. & 1. 

® ]. 18 pr. D. 13. 7; 1. 20 D. 20. 1; Windſcheid 8 239, 10. Beftritten 
ift, 06 der Gläubiger die Forderung ftatt fie beizutreiben verfaufen bärfe. 
Dieß bejahen Dernburg, PER. I. 469 und Windſcheid 8 239, 9, während 
andere dieß verneinen, namentlich Exner, Kritit des Pfandrechtöbegriffs 164. 
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genommen °*, und er ift ald maßgebend anzufehen, wo nicht das 
Gegentheil beftimmt if. Cine andere Clafje von Rechten dagegen 
verweist den Gläubiger auf den Weg der Zwangsvollſtreckung ®°. 


Caput 2. 
Das dingliche Vorkaufsrecht!. 


g 328. 


Während nah römiſchem Recht das Vorkaufsrecht (jus proti- 
miseos),, ſowohl wenn es -gejeglih als wenn es vertragamäßig 
begründet ift, nur obligatorifh gegen den Verkäufer wirft?, bat 
das Deutſche Recht ein dingliches Vorkaufsrecht (jus retractus, 
Näherrecht) ausgebildet, welches gegen den Erwerber geltend ge- 
macht werden kann, und das in unjeren Landesrechten Anerken⸗ 
nung gefunden hat. Es gelten für dafjelbe folgende Grundfäge: 

I. Begründung Das dinglihe Vorkaufsrecht beruht auf 
Gefe oder Vertrag. 


2 Sachſen 3.8.8. 8 503; Hannover Pf.G. 8 50; Weimar Pf.G. S 4; 
Aubdolftadt Pf.G. 8 1; Hefien Pf.G. 171; Oldenburg Pf.G. Urt. 27; Brauns 
ichweig Pf.G. $ 15; Anhalt Pf.G. 8 31. 

Württemberg Pf.G. 5 254. 256; Defterreih WU.B.G.B. 8 461; C. c. 
Art. 2078. Nah Pr. L.R. I. 20. 289 darf der Pfandgläubiger auf Ein- 
ziehung der verpfändeten Forderung nur unter denjelben Umftänden antragen, 
unter welchen er die Veräußerung des Pfandes zu fuchen berechtigt ift. Dieß 
wird von ber Praxis mit Hecht dahin auögelegt, daß Geltendmachung der 
Forderung durch den Gläubiger gerichtliche Ueberweiſung berjelben im Weg 
der Bwangsvollftredung voraudjege, |. Dernburg, Br. PR. IL 8 861, 11; 
Förſter Ecciud 8 192, 46. Die entgegengejegte Meinung, welche die gemein- 
rechtlichen Vorſchriften auch für das Preußifche Recht gelten lafjen will, wird 
vertreten von Markus, Berpfänbung 40 f.; Förfter, Br. PR. 8 192, 44. 

ı ©. bie Literatur bei Stobbe, P.R. 8 89, 1. Bgl. Stobbe, P.R. 8 
87—90; Bejeler, P.R. (4) $ 93. 94; Förfter Eccius $ 189; Dernburg, Pr. 
BR. 1. 8 380. 381; Roth, Bayr. ER. (1) 8 142; Randa, Eigenthumsrecht 
8 8; Neubauer, Bujammenftellung 1880 133—144. 

2 MWindfcheid 5 388, 10. Der Berechtigte hat Anſpruch darauf, daß der 
Berkäufer ihm das Objekt zum Vorlauf anbiete, und bei Unterlafjung diejer 
Verpflichtung Anſpruch auf Schabenderfag. Das römiſchrechtliche Borlaufs- 
recht, das auch in unjeren neueren Landesrechten Anerkennung gefunden hat, 
ift im Obligationenrecht darzuftellen. 

Roth, Deutſches Privatrecht. LIE, 47 
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1. Das geſetzliche Vorkaufsrecht. Nah älterem Deutſchem 
Recht war der Eigenthümer in der Veräußerung von Immobilien 
vielfach beſchränkt. Zunächſt trat dieß in dem Verhältniß des 
nächſten Erben zu dem Eigenthümer hervor, indem dieſer die ohne 
ſeine Einwilligung vollzogene Veräußerung von Immobilien bei 
Eintritt des Beerbungsfalls anfechten konnte (Beiſpruchsrecht)?. 
Dieſe Beſchränkung war urſprünglich weder allgemein für alle 
Stammesrechte begründet *, noch erſtreckte fie ſich auf alle Im— 
mobiliend. Nah der Zeit der Rechtsbücher ſchwächte ſich das 
Beifpruchsreht zum Retrakt (Erblofung) ab, indem der nächſte 
Erbe bei Ausübung defjelben das ohne feine Einwilligung ver: 
äußerte Objekt von dem Erwerber einzulöfen hatte, und bat ſich 
als folches bis in die neuere Zeit erhalten. Analog bildete fich 
der Retrakt auch für andere Berhältniffe au, namentlid für [e- 
henrechtliche“? und gutsherrliche Verhältnitfe ”, für die Beziehungen 
der in einer Feldmark angefefjenen Grundbefiter unter ſich (Mark: 
lofung, Bürgerretratt) ®, für das Eigenthum benachbarter Grund- 
ſtücke (Nahbarlofung) ?, für die Beftandtheile eines getheilten früher 
vereinigten Grundftüds (Theillofung, Geſpilderecht) 10, für das 
Miteigenthum '’. Dieſe Arten des gefeglihen Retrakts waren Die 


s Stobbe, BR. 8 87, und 8 90. I; Beſeler, B.R. (4) S 93a. Eine be: 
fondere Abhandlung ift Dahlmann de retractu legali speciatim gentilitio. 
Berlin 1869. 

* Schröder, zur Geſchichte des Warterechts 83. f. R.G. IX. 410-421 
weist nach, daß das Beilpruchdrecht der nädjften Erben bis zum 15. Jahr⸗ 
hundert dem ripuarifch-fränkifhen Necht fremd war. Zunächſt war es im 
altfächfiichen Recht ausgebildet, vgl. Stobbe, P.R. 8 87, 7. 

6 Eine Beichräntung auf Erbgüter im GBegenfag zu mohlgewonnenen 
Gütern bildete fi namentlich in den Stadtrechten aus GStobbe, BR. 8 37, 
38; Befeler, BR. (4) 8 93, 6. 

° Stobbe, BR. $ 124. VI. Das Retraktrecht ftand nit nur den Ag⸗ 
noten fondern auch dem Lehensherrn zu, und wurde durch bie Bewilligung 
der Veräußerung nicht ausgeſchloſſen. 

' Der Netralt bed Gutsherrn war durchgängig mit dem Obereigenthum 
verbunden Bejeler, B.R. (4) 8 93, 20; Stobbe, P.R. 8 90. VI. 

s Beieler, P.R. (4) 8 93, 12; Stobbe, P.R. 8 90. II. In den Städten 
wurde dieß Bürgerretraft genannt. 

ꝰ Stobbe, PR. $ 90. III; Befeler, BR. (4) 8 93, 14. 

10 Stobbe, BR. $ 90. IV; Befeler, B.R. (4) $ 93, 15. 

11 Stobbe, PR. 8 90. V; Befeler, BR. (4) 8 93, 16. 
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verbreitetften, obmohl ihr Beftand nur da angenommen werden 
fonnte, wo er durch Gefeg oder Gewohnheit anerkannt war !*, 
Neuerdings ift das gejeglihe Näherreht in den meiften Recht3- 
gebieten ganz bejeitigt oder auf wenige Arten rebucirt, und zwar 
in folgender Weife: » 

a. In einem Theil der Nechtögebiete find jämmtliche ge: 
jegliche Näherrechte aufgehoben, jo daß in diefen ſolche nicht mehr 
beitehen. Es gehören dahin Heffen-Darmftadt ?, Sachſen-Wei— 
mar !*, Dldenburg !°, Meiningen '*, Altenburg !7, Gotha !®, Son- 
deröhaufen !?, Schaumburg ?°, LXübed ?!, Bremen ??, Hamburg ??, 
Baden ?*, Defterreich ?°; 


12 Der Netraft Hat fi nur partikularrechtlich ausgebildet, jelbit die Erb- 
lofung ift nicht al3 ein allgemein geltendes Inſtitut anzufehen Bejeler, P.R. 
(4) 8 94, 2). Die Entjtehung erfolgte jelbitftändig für die einzelnen Arten; 
die von Renaud, 3. f. D. R. VIII. 243 aufgeftellte und früher auch von 
mir getheilte Anficht, daß die übrigen Arten bed Retrakts aus der Erblofung 
abgeleitet feien, fcheint fich nicht zu beftätigen f. Stobbe, B.R. 8 88, 1. 

3 Durch Geſ. 15/5 1812 find alle Arten von gejeblichen Näherrechten 
aufgehoben. 

14 Dur Gej. 9/12 1865 find alle gejeglichen Borfaufd- und Retrakt⸗ 
rechte aufgehoben. 

5 Durch 3. 25/7 1814 8 13 wurde die Aufhebung des Näherrechts durd) 
die franzöfiiche Gejeggebung fanktionirt, und nur für Erb- und Stammgüter 
wieder hergeftellt, aber auch für dieſe durch Gel. 28/3 1852 bejeitigt Neu- 
bauer, Zufammenftellung 138. 

16 Durch Gef. 15/4 1865 find alle Arten des auf Gejeg oder Gewohn⸗ 
heit beruhenden Näherrechts aufgehoben Neubauer, Zujammenitellung 139. 

17 Durch Mandat 24/9 1819 mit Erläuterungsreflript 11,5 1825 find 
alle Arten des gefeglichen Näherrecht3 mit Ausnahme des Lehensretraftd auf- 
gehoben. Der lebtere ift durch Aufhebung des Lehensverbandes durch Geſ. 
1/4 1851 gegenftandslo8 geworden. i 

18 Durch Gef. 28/3 1870 wurden alle noch beftehenden geſetzlichen Näher- 
rechte aufgehoben. 

© Durch die Geſetze 17/9 1840 $ 23, 28/7 1849 und 16/7 1857 8 17 
find die gejeglichen Näherrechte aufgehoben. Der durch Gel. 21/4 1844 für 
den Amtögerichtöbezirt Gehren miederhergeftellte Territorialretraft wird von 
den Gerichten für nicht mehr anwendbar eradhtet Laband, Staatsrecht $ 19, 2. 

2° Durch 8. 4/6 1810 wurden bie geſetzlichen Retraftrecdhte mit Ausnahme 
des Bürgerretrakts aufgehoben, der letztere aber iſt ald dur das Freizügig- 
teitägefeß 1/11 1867 8 1 Nr. 2 erlofchen zu eradhten Neubauer, Zujammen- 
jtelung 142. 

21 In Lübeck werden die dort beftehenden geſetzlichen Näherrechte des 

47* 
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b. in einem andern Theil der Rechtsgebiete find mit Auf: 
bebung aller übrigen gefeglihen Näherrechte beftimmte einzelne 
erhalten, nämlih in Preußen in dem NRechtögebiet des Preußiſchen 
Landrechts der Retrakt des Miteigenthümers ?° und des Erpro: 
prürten ?7, in Schleswigholjtein *, Kurheſſen ??, Naffau ®° und 
Srankfurt®! der Retrakt des Erpropriirten, in Hannover der 
Retrakt des Erproprürten und das auf den ftatutarifchen Beftim- 


nächſten Erben durch Geſ. 10/2 1862 Art. 28 und die des Rentengläubigers 
durch Geſ. 25/3 1848 8 11 aufgehoben Neubauer, Zujammenftellung 143. 

2 Durch Erb⸗ und Handfeſteordnung 1833 8 12 find die gejeglichen 
Näherrechte aufgehoben. 

238 Durch Gef. 12/4 1871 find ſämmtliche Vorkaufs⸗ Näher⸗ und Retraft- 
rechte aufgehoben Neubauer, Zufammenitellung 144. 

2% Durch Gel. 21/7 1839 find die in 2.R. Urt. 1701. a.2.—1701. b.c. 
beftimmten Lojungs- und Einftandsrechte aufgehoben. 

»5 In Oeſterreich wurden durch Hofdelret 27/4 1787 die gefeglichen Bor- 
fauf3rechte mit Ausnahme des Lehenretrakts aufgehoben, und auch der letztere 
ift nun Binweggefallen Stobbe, P.R. $ 88, 31; Randa, €. 8 8, 59 f. 

36 In Preußen wurden, nachdem jchon vorher durch das Edikt 9/10 1807 
der größere Theil der gejeblichen Retraktrechte aufgehoben worden war, duch 
das Ublöfungsgefeg 2/3 1850 8 2 und 6 alle gejeglichen Retraktrechte mit 
Ausnahme derjenigen de3 Miteigenthümers und des &xpropriirten befeitigt 
Dernburg, Er. PR. I. $ 380, 5. 

37 Durch Ublöfungsgejeg 2/3 1850 8 4 und Grundenteignungdgejeg 11/6 
1874 8 57, 2. 3 ift das Vorkaufsrecht des Erpropriirten auf diejenigen Theile 
ber erpropriirten Immobilien, welche von dem Erproprianten veräußert werben 
follen, anertannt, vgl. oben 8 246, 83. Das Gleiche beftimmt Berggejeb 24/6 
1865 8 141 für die zu den Ziweden bed Bergbaus erpropriirten Grundſtücke. 

28 Durch V. für Schleswig 16/11 1798 und für Holitein 8/2 1799 find 
alle gejeglihen Näherrechte aufgehoben Esmarch, PR. 8 54; Paulſen, BR. 
$ 89. Das Retraltreht "auf Grund des Preußiichen Erpropriationdgejeges 
und Berggeſetzes oben Note 27 gilt auch bier. 

20 Durch Kurheifiiche 3. 8/8 1822 find alle auf Geſetz oder Gewohnheit 
begründeten Retraltrechte aufgehoben. Das Netraktrecht auf Grund bes Breuf- 
fiihen Erpropriationdgejeged und Berggejeges gilt auch hier Platner, Sachen- 
recht 8 32, 5 folg. 

so An dem Herzogtum Naſſau wurden die geſetzlichen Retraktrechte durch 
Edikt 25/3 1808 abgeſchafft. Das Retraktrecht auf Grund des Breußifchen 
Erpropriationdgefeßes und Berggejeges gilt au hier Bertram, P.R. 8 966. 

21 Die hier geltenden gejeglichen Retraktrechte find durch Geſetz 5/4 1869 
8 4 aufgehoben Neubauer, Zujammenftellung 134. Das Netraftrecht auf 
Grund des Preußiſchen Erpropriationsgefeges und Berggejeges gilt auch bier. 
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mungen des Bremiſchen Ritterrechts beruhende Vorkaufs- und 
Retraftreht der Agnaten an den ritterfchaftliden Erbftammgi: 
tern 82, in Bayern ®®, Coburg ®* und dem Rechtsgebiet des Code 
civil °5 der Retrakt aus dem Miteigenthbum, in Württemberg ber 
Lehensretraft ?°, in Königreid Sachen 2” und Rudolftabt 3° der 
Zebensretraft und der Retrakt des Erbzinsherrn, in Medlenburg °° 
ber Lehensretralt und die Marklofung, in Anhalt *° der Lebens: 
retrakt und der Retrakt des Erproprirten. 

c. Keine geſetzliche Aufhebung ift für das gejehliche Ne: 
traktrecht erfolgt in Braunfhweig*', Reuß &. 2.2, Neuß j. 2. *, 


ss Geſetz 24/12 1872. 

5,7. Abſchied 10/11 1861 III. $ 28, 2; Noth, Bayr. C.R. (1) 8 142, 10. 

s Sei. 199 1812; Neubauer, Zujammenftellung 139. 

> Die früher in dem NRechtögebiet des franzöfiichen Rechts in Geltung 
befindlihen gejeglichen Retraktrechte find dur die Gelege 15/3 13/6 und 
19/7 1790 aufgehoben. Durch C. o. Art. 841 ift den Miterben ein Ratrakt⸗ 
recht bezüglich aller an Fremde veräußerten Erbfchaftsgegenftände eingeräumt 
Badariä 8 359, 39 folg. 

5° Durch Geſetz 2/3 1815 wurden alle gefeglichen Retraktrechte mit Aus⸗ 
nahme der an lehenbaren Stammgütern aufgehoben Neyicher, W. B.R. 8 427, 
13 und 8 429. 

7 Das B.G. B. hat in dem Bereich feiner Veſtimmungen gejetliche Me- 
traftrehte nicht anerkannt. Indeſſen ift das Vorkaufsrecht des Erbzindherrn 
an dem Erbzinsgut und ber Lehensretralt erhalten Schmidt, Borlefungen 
$ 117. 

20 Die anderen geſetzlichen Netraktrechte find durh 8. 9/12 1811 und 
23/9 1816 Pr.D. Anh. 95 und 105 aufgehoben Neubauer, Bufammenftellung 
139. Es gehörten dahin das Freundichaftsnäherrecht, dad Geſpilderecht, das 
Erftgebotsrecht bei Öffentlichen Berkäufen, dad Incolatrecht der Einheimifchen 
und das Näherredht der Miteigenthümer. Der nicht aufgehobene Territorial- 
retrakt gegen Auswärtige findet feine Anwendung mehr, vgl. oben Note 19. 

9 Aufgehoben wurden durch Batentverordnung 17/12 1832 die Retrakt⸗ 
rechte in den Städten. Die Marklojung, die auf P.O. 1527 und 1572 be- 
ruht, hat fih bis in die neuere Beit erhalten Neubauer, Bufammenftellung 
138. Ueber den Lehensretraft vgl. Roth, Medlenburgijches Lehenrecht $ 60. 

“0 Neubauer, Zufammenftellung 139. Die übrigen Arten find theild auf- 
gehoben, theild außer Uebung gelommen. 

41 8 Hier in Hebung befindlid wird namentlich die Erbloſung anges 
führt Steinader, BR. 8 117 Nr. 6; außerdem das Vorkaufsrecht des Erbs 
zinsherrn und ber bergredtliche Retrakt Mansfeld, Gr.B.®. 45. 

42 Als in Uebung befindlich werben angeführt die Erblofung und Mark⸗ 
lofung Neubauer, Zujammenftellung 140. 

43 Neubauer, Zufammenftellung 140. 
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Lippe- Detmold ** und Walded‘°. Hier beftehen die gejeglichen 
Retraftrechte, ſoweit fie hergebracht find, fort. 

2 Das auf Dispofition beruhende Vorkaufsrecht hat zunädft 
nur obligatorische Wirkung ‘*. Indeſſen ift in einzelnen Landes— 
rechten die Beftelung eines vertragsmäßigen Retraftreht3 mit 
dinglicher Wirkung für zuläßig erklärt 17, oder der Eintragung 
des Vorkaufsrechts in das Hypothekenbuch dinglihe Wirkſamkeit 
beigelegt *°, in weldem Yal das vertragsmäßige Vorkaufsrecht 
die gleiche Wirkſamkeit hat wie das gefegliche. Diejes fommt, da 
das gefegliche Vorfaufsrecht wie oben gezeigt bis auf wenige Reſte 
befeitigt ift, für das Rechtsleben jest hauptſächlich in Betracht. 

. II. Das dinglide Vorkaufsrecht kann nur bei Verfauf und 
ſolchen oneröfen Beräußerungen geltend gemacht werden, bei wel- 
hen fämmtliche Verpflichtungen des Erwerberd von dem Retra: 
benten übernommen werden können, da dieß die Vorausſetzung der 
Ausübung ift‘. Damit ſtimmen aud die neueren Landesrechte 





»Als in Uebung beftehend werden angeführt die Erblojung und Mark— 
lofung Neubauer, Zujammenjtellung 143. 

46 Angeführt werden die Erblofung, die Nahbarlojung und die Dadı- 
lofung. Nach Neubauer, BZujammenftellung 140 kommen Anmwendungsfälle 
nicht mehr vor. 

“e Daß nah älterem Deutſchem Recht der Netraft mit dingliher Wir- 
fung vertragsmäßig beftellt werden konnte ift zweifellos |. Stobbe P.R. $ 88, 
5. Nach NReception des römifchen Nechtd wurde indefjen gemeinrechtlih das 
vertragsmäßige Vorkaufsrecht zu einem bloß obligatorischen, und es wurde 
nur in einzelnen Bartifularrechten der ältere Grundjag erhalten vgl. Note 47. 

47 Sp legt Bayr. EUR. IV. 5. 17 Nr. 4 dem vertragsmäßigen Netratt 
dinglihe Wirkiamkeit bei, ohne daß wie Kreittmaur, Arm. 3d hervorhebt, 
Hypothekbeftellung dazu erforderlich ift Erf. Münden 22/3 1876 Sf. XXX. 
43. Die gleihe Stellung nahm das Württembergiihe L.R. II. 16 ein Be 
feler, BR. (4) 8 94, 18. 

48 Dieß wurde zuerft in Const. Sax. II. 32 ausgeiprochen, wonach das 
vertragsmäßige Vorkaufsrecht nur durch Hypothecirung dınglide Wirkſamkeit 
erhalten ſollte. Dieſen Standpunkt nehmen jegt ein Br. L.R. I. 20. 570. 
571; Sachſen B.G.B. $ 1124; Ultenburg H.D. $ 13 und 225; Neuß ä. 8. 
und j. 2. 9.D. 8 222; Anhalt &r.B.G. 8 3; Mecklenburg R.R.H.O. 8 4; 
R.St. B.O. 8 2 Nr. IL 1; Hamburg H.D. $ 22; Lübed 9.0. 8 49; Defter- 
reich A.B.G.B. 8 1073. Der gleihe Grundſatz gilt nah Württemberg Pf.G. 
Art. 74 und ift für das Bayriſche Hypothekenrecht anerkannt in BL.B. Mün- 
chen 22/3 1876 Sammlg. V. 313. 

“0 Stobbe, B.R. 8 89, 13. 
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überein °°. Diefer Grundjag gilt, wenn nichts anderes beftimmt 
ift, au für das auf Dispofition beruhende dingliche Vorkaufs⸗ 
recht. Regelmäßig war nah früherem Recht der Retrakt bei 
Zwangsverſteigerung ausgeſchloſſen °', in neueren Geſetzen dagegen 
ift er auch in diefem Fall anerkannt °?. 

II. Nach früherem Recht war mit dem Retraftrecht das Vor: 
faufsreht häufig aber nicht nothwendig verbunden in ber Art, 
daß das eritere von dem Berechtigten nur geltend gemacht werden 
fonnte, wenn der Eigenthümer die von ihm beabfichtigte Veräuße- 
rung dem Berechtigten anzuzeigen unterlaſſen hatte ®®. Dieß ift 
die Stellung der neueren Landesrechte. Nah Preußiihem Land: 
recht hat der Eigenthümer dem Beredhtigen den beabfichtigten Ver: 
tauf und deſſen Bedingungen gerichtlich oder notariel mittbeilen 
zu laffen*, worauf fi) der Berechtigte bei Verluſt feines Rechtes 
innerhalb zwei Monaten von der Zuftellung an zu erklären bat ®®, 
Nah dem Recht des Sächſiſchen B.6.B. und dem Oeſterreichiſchen 
Recht bat der Eigenthümer dem Berechtigten den beabfichtigten 
Verkauf anzuzeigen, und diejer hat fich innerhalb 30 Tagen über 
die Ausübung des Vorkaufsrecht3 bei Verluft defjelben zu erklä⸗ 
ren ®, Diefer Grundſatz iſt als allgemeine Regel anzunehmen, 


8° Bayr. ER. IV. 5. 1; Pr. L.R. I. 20. 576 f.; Förfter Eccius $ 189, 
31; Dernburg, Pr. PR. I. $ 381 Nr. 1; Sachſen 8.6.8. 8 1118—1130; 
Defterreih A.B.G.B. 8 1078. Nach franzöfiihen: Recht wird der Taufch dem 
Berkauf gleich geachtet Zachariä $ 359, 43. 

s1 ©. den Nachweis bei Stobbe, P.R. 8 89, 25. 

52 Pr. OR. I 20. 615; Br. Zw. V. Geſ. 13/7 1883 8 67; Dernburg, 
Pr. BR. J. 8381, 1; Sadjen 8.6.8. 8 1126. Ausgeſchloſſen ift dieß Bayern 
Subh.D. 23/2 1879 Art. 77. 

ss S, die Ausführungen bei Stobbe, P.R. 8 89, 51. 52, dee 8 89 Nr. 1 
mit Recht hervorhebt, daß wenn auch nach früherem Recht das Vorkaufsrecht 
nicht nothwendig mit dem Näherrecht verbunden war, die Geltendmachung des 
letzteren doch nothwendig ausgeſchloſſen werden mußte, wenn der Berechtigte, 
dem bie Sache zum Vorkauf angeboten war, davon keinen Gebrauch ge- 
madt hatte. 

64 Dr. 2.9. I. 20. 611. Iſt der Aufenthalt des Borlaufsberedhtigten 
unbelannt, fo bedarf es öffentlicher Zuſtellung Pr. L.R. I. 20. 612; Förfter 
Eccius 8 189, 44. 

65 Pr. L.R. I. 20. 610; Förfter Eccius 8 189, 46. Bei nothwendiger 
Subhaftation ift die Erflärung im Bietungstermin jelbft abzugeben. 

56 Sachſen 3.6.8. 8 1121. 1122; Defterreih A.B.G.B. $ 1075. 1079; 
Nanda, E. 8 8, 64. 
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infoferne der Berechtigte, der auf die Anzeige von dem beabfid: 
tigten Verlauf die Ausübung des Vorkaufsrechts unterlaffen Hat, 
als auf dafjelbe verzichtend zu erachten ift °7. 

IV. Hat der Eigenthümer die Veräußerung vorgenommen, 
ohne daß dem Berechtigten Gelegenheit gegeben worden ift, das 
Vorkaufsrecht auszuüben, jo fteht dem leteren das Recht zu, von 
dem Erwerber und jedem Dritten die Herausgabe des Objekts 
mit der Retraktsklage zu begehren. Weber die Natur ber letzteren 
herrſcht Meinungsverjchiedenheit. Während die einen einen ding- 
lihen Anfpruh annehmen °®, die anderen eine perſönliche Klage 
gegeben glauben °°, geht eine dritte Anficht dahin, es fei die dem 
Retrahenten eingeräumte Befugniß:, das verlaufte Objekt gegen 
Erſatz des Kaufpreifes ſich anzueignen °°. Die Retraktsklage gebt 
auf Abtretung des veräußerten Objekts gegen Erfüllung aller 
Bedingungen, unter welchen es auf den Erwerber übergegangen 
it, und Tragung jämmtliher aus der Abtretung erwachjenden 


87 eltere Statuten ließen die Ausübung des Vorkaufsrechts auch dann 
zu, wenn der Berechtigte auf die Unzeige des Verpflichteten die Ausübung 
nit ausdrüdlich abgelehnt bat Stobbe, P.R. 8 89, 52, was Stobbe, BR. 
8 89 nach Note 4 mit Recht als ungejunde Entwidlung bezeichnet, dem gel- 
tenden Recht gehört, dieſe Beitimmung nicht mehr an. Gemeinrechtlich ift für 
bie Ausübung des Vorkaufsrechts duch den Berechtigten der Termin von 
Jahr und Tag beitimmt Befeler, P.R. (4) 8 94, 29; Roth, Bayr. ER. (1) 
8 142, 27. 

88 Bejeler, BR. (4) 8 94. IL. und die bei Stobbe, P.R. 8 189, 9 An- 
geführten. Diejer Auffaſſung jchließen fih für das Preußifche Recht an För⸗ 
fter Eccius $ 189, 63 und Dernburg, Br. PR. I. 8 381, 19. 

se Eichhorn, BR. 8 103d; Gerber, PR. 8 175, 3; Stobbe, P.R. 8 189, 
11. Nach diefer Unficht wird der Anſpruch mit einer actio in rem scripta 
verfolgt. 

co Die ift die Auffaffung von Laband, U. f. E.Br. LI. 189, der dos 
bei dem Retrakt vorliegende Verhältniß mit dem Rechtöverhältniß bei der Er: 
propriation auf eine Linie ftelt. Für den gelegliden Retralt jdyeint nur 
diefe Conſtruktion vollfiändig begründet zu jein. 

eı Stobbe, Pr. $ 89, 26; Bejeler, B.R. 8 94, 25 folg.; Förfter Eccius 
& 189, 69. Hat eine Mehrheit von Berläufen ftattgefunden, fo bat der Re- 
trahent nur die bei dem erften Verlauf geftellten Bedingungen zu erfüllen 
Stobbe 8 89, 29. Nach Br. L.R. I. 20. 636 Hat der Kläger nur den von 
dem jpäteren Erwerber bezahlten Kaufpreis zu entrichten, wenn dieſer nie- 
briger ift als der bei dem erften Verkauf entrichtete. 
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Koften *?. Die Verjährung der Retraftöflage richtet fih nach den 
allgemeinen Grundjägen °®. 

V. Das Vorkaufsrecht Tann ein einmaliges oder fortbauerndes 
jein. Die gejeglihen Vorkaufsrechte find regelmäßig einmalige **; 
für die vertragsmäßigen entfcheidet die Dispofition. Das Bor: 
kaufsrecht ift nicht abtretbar ®°. Iſt es als Aktivrecht mit einem 
Smmobile verbunden, fo geht es mit diefem auf ben neuen Er: 
werber über *®. 


Gaput 3. 
Das £ehenredht '. 


g 329. 


Das Lehenreht Hat für den größeren Theil des Rechtsge— 
bietes feine praftifche Bedeutung verloren. Während dafjelbe bis 
zur Auflöfung des Deutſchen Reichs nicht nur für die Rechtöver: 
bältniffe ber Neichäterritorien zum Reich fondern auch für den 
Großgrundbeſitz in den einzelnen Territorien die hauptſächlichſte 
Entſcheidungsquelle bildete, verlor es mit diefem Zeitpunkt in er- 
fterer Beziehung alle Geltung ?, und unterlag in legterer Beziehung 


6 Förſter Eccius 8 189, 70. 

es Dernburg, Br. BR. I. 8 381, 14. 

4 Dernburg, Pr. PR. I. 8 381, 10. 

5 Bejeler, BR. (4) 8 94, 2; Stobbe, P.R. 8 89, 39; Dernburg, Br. 
DR. I. 8 880, 15. 

»s Dernburg, Pr. BR. I. 8 380, 18. 

Ueberſicht über die Literatur bei Befeler, P.R. (4) 8 153 und Stobbe, 
PR. 8 116. Die Haupfächlichften Werke find: Böhmer, G. L. principia 
juris feudalis 1765; Päg, Lehrbuch des Lehenrechts 1808; Weber, &. M., 
Handbuch des in Beutichland üblichen Lehenrechts Leipzig 1807; Mayr, Hands 
buch des gemeinen und Bayrijchen Lehenreht3 1831, dann die Darftellungen 
bei Stobbe, B.R. 8 116—128 und Befeler, B.R. (4) 8 152—172. 

3 Schon in Folge der Rheinbunbalte war der Neich8lehenverband zer- 
ftört. Die von dem Reich relevirenden Lehen der Rheinbundsſouveräne wur⸗ 
den ihrer Lehenseigenjchaft entfleidet, und für die in den neuen Rheinbunds— 
ftaaten Tiegenden Reichslehen der Untertfanen jedes Rheinbundjtantes wurde 
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mannigfachen Umgeftaltungen. Zwar blieb in den Landestheilen, 
in denen nicht eine vollitändige Befeitigung durchgeführt war ?, 
das Lehensinftitut als geltendes Recht in der Form bes Landes: 
lehenrechts erhalten, und für diefes waren in der Hauptſache die 
bisherigen Rechtsquellen die Grundlage geblieben *, da nur ver: 
einzelt eine Regelung durch die Zandesgefeggebung eintrat ®; da- 
gegen erfolgte jeit Mitte dieſes Jahrhunderts eine Umgeftaltung 
im weiteften Unfang, welche dem Lehensinftitut feine Anwenb- 
barkeit in den einzelnen Nechtögebieten, in denen e3 erhalten ge: 
blieben war, entzogen hat, fo daß es zu einem Rechtsinſtitut ge- 
worden ift, das nur in einem fleinen Theil des Nechtögebiets in 
ben wefentlichen Grundlagen unverändert erhalten ift. Der Rechts 
zuftand ift gegenwärtig folgender: 


Mebergang der Lehensherrlichkeit von dem Reich auf den neuen Souverän 
angenommen. Hievon wurde in den meiften Rheinbundsftaaten auc für die 
in den Händen mediatifirter Yamilien befindlichen Reichslehen feine Aus: 
nahme gemacht; aud für fie wurde Uebergang der Lehensherrlichkeit auf den 
neuen Souverän angenommen Stobbe, P.R. $ 117, 14. 

8 Dieß war der Fall in den Nechtögebieten des franzöfifhen Rechts, in 
denen ſchon vor Publikation des Eode civil das Lehendinftitut befeitigt war, 
und es wurde auch nach der Lodtrennung von Frankreich in dieſen Recht?» 
gebieten nicht wieder eingeführt. 

* Bei Auflöfung des deutſchen Reichs war dad Landeslehenrecht nicht ein- 
heitlich geftaltet, ſondern es unterjchied fich nad} den einzelnen Rechtägebieten. In 
dem Rechtsgebiet des gemeinen Recht? galt für das Hechtögebiet des gemeinen 
Sächſiſchen Rechts das Sächſiſche Lehenrecht, das von dem langobardijchen 
vielfach abwich; in allen übrigen Theilen des gemeinrechtlichen Rechtsgebietes 
galt das langobardiſche Lehenrecht. Eine Sonderſtellung nahm das Rechts- 
gebiet des Preußiſchen Landrechts ein, in welchem den in der Hauptſache auf 
der Grundlage des langobardiſchen Lehenrechts beruhenden Beſtimmungen 
des Geſetzbuchs ſubſidiäre Geltung eingeräumt wurde, ſo daß das Lehenrecht 
des Preußiſchen Landrechts als eine von der in den anderen Rechtsgebieten 
abweichende Geſtaltung bezeichnet werden muß. Vgl. über dieſes Verhältniß 
Förſter Eccius 8 188, 24. In Defterreich bildete das langobardiſche Lehen⸗ 
recht die Grundlage. 

5 Es gehören dahin Baden Lehensgeſetz 12/8 1807 und Bayern Lehens- 
ebitt 7/1 1808. Beide haben in der Hauptſache das langobardiſche Lehenrecht 
als Grundlage beibehalten. 
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A. Deutiches Neid. 
1. Rechtsgebiet ded gemeinen und Sächſiſchen Rechts. 


Hier finden fich folgende Geftaltungen : 
I. Aufbebung des Lebensverbandes mit Be: 
feitigung der lebenredtliden Erbfolge. 

1. In Heſſen-Darmſtadt? und Braunfchweig iſt der Le: 
bensverband mit völliger Befeitigung der lehenrechtlichen Erbfolge 
aufgehoben, jo daß in bie Lehen nah Civilrecht fuccedirt wird. 

2. Sm Kurheſſen*, Didenburg ?, Altenburg, Neuß j. %.'' 
und Lippe- Schaumburg 1? erfolgte die Aufhebung des Lehensver: 


® &ef. 2/5 1849 Art. 1 Hebt den Lehenverband gegen Entihädigung auf. 
Ebenſo ift die Lehensfolge bejeitigt, und es wird in die Lehen nad Civilrecht 
juccedirt (Art. 4), mobei die Lehenderben nur gegenüber dem befitenden Ba- 
fallen der zur Zeit der Gejegpublifation feine lehensfolgefähigen Dejcendenten 
bat, Anſpruch auf Entihädigung Haben. 

Geſ. 13/12 1849 8 1 hebt den Lehensverband gegen Entichädigung auf. 
Die Rechte der Lehensfolger werden bejeitigt ohne Entichädigung, wenn der 
befigende Vaſall Dejcendenten Hat, gegen Entfchädigung wenn er feine Deſ⸗ 
cendenten hat. 

s Dur Gel. 26/8 1848 $ 1 wurde der Lehensverband außer für die 
auf vier oder weniger Augen ftehenden Lehen aufgehoben. Die Succejfiond- 
rechte der Ugnaten find ohne Entihädigung aufgehoben, jedoch wird in dem 
nächſten Succeffiongfall noch nad dem biäherigen Hecht fuccedirt. 

® Durch Gef. 28/3 1852 Art. 13 ift der Lehensverband ohne Entjchädi- 
gung aufgehoben, wobei jedoch das Succeffionsredht des zur Zeit der Gefeh- 
publifation nächjtberechtigten Lehenfolgers unberührt bleibt, während nach 
diefem Succeſſionsfall das Lehen ohne Entihädigung in Allod fich verwandelt 
(Art. 16). 

ı0 Geſ. 1/4 1851 8 1 Hebt den Zehendverband auf, wobei nur fremde 
Lehensherrn eine Entihädigung erhalten. Die Lehensfuccejlionsrechte bei 
Neulehen erlöſchen mit Publikation des Geſetzes, bei WUltlehen tritt, wenn der 
Befiger Iehendfähige Defcendenz bat, jofort Allodifilation cin, bat er feine 
jolche, jo wird noch einmal nach Lehenrecht fuccedirt, wobei jedoch nur jolche 
Agnaten berüdfichtigt werden, bie ihre Rechte bis zum 1. Mai 1852 ange- 
meldet haben (8 17). 

11 Geſ. 28/7 1853 3 1. 6 hebt den Lehensverband mit Ausnahme der 
auf dem Heimfall ftehenden Lehen gegen Entihädigung auf. Die Rechte der 
Lehengfolger find nah den Note 10 aufgeführten Beitimmungen des Alten- 
burger Geſetzes bejeitigt ($ 19. 34). 

12 Durch Gef. 30/11 1878 8 1 ift der Lehensverband gegen Entſchädi⸗ 
gung aufgehoben. Die Rechte der Agnaten, Mitbelehnten und Eventual« 
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bandes mit Bejeitigung der Xehensfucceffion von dem nächſten 
Succeffionsfall an. 

3. In Anhalt erfolgte die Aufhebung des Lehensverbandes 
mit Erlöfchen der Succeffiongredhte, wenn der befigende Bafall 
Defcendenz hat, mit Erhaltung der Rechte den Mitbelehnten wenn 
er feine Defcendenz bat, mit Erlöfchen der Succeffionsrecdhte, wenn 
ber fuccedirende Mitbelehnte Defcendenz hat’. 

Il. Aufbebung des Lehensverbandes mit be 
dingter Erhaltung der Succeffionsredhte u 
Weimar !*, Gotha !°, Schwarzburg:Sondershaufen !* und Schwarz: 
burg: Rubdolftadt ?7 erfolgte die Aufhebung des Lehensverbandes 


belehnten erlöjchen mit dem nächften Succeffionsfall, für welchen allein die⸗ 
jelben noch Geltung behalten, ohne Entſchädigung (F 14). 

18 Gef. 1/4 1878 8 9. 10. Die Beitimmungen bes Anbaltijchen Gejeges 
ftimmen in der Hauptſache mit den Beitimmungen der Preußifchen Allodifi- 
Tattondgejege unten Rote 31 folg. überein. 

14 Geſ. 19/4 1851 8 1 hebt den Lehensverband auf, wobei Entfchädigung 
nur für die von fremden Lehensherrn relevirenden Lehen geleiftet wird. Die 
Rechte der Lebensfolge bleiben nur für diejenigen Berechtigten erhalten, die 
ihre Anfprüde bis zum 1. Oktober 1851 bei der zuftändigen Behörde ange- 
meldet haben, wobei nur für die Deicendenten des bei Erlaß des Geſetzes im 
Befig befindlichen Bajallen eine Ausnahme gemacht ift ($ 16). 

15 Durch Gef. 20/10 1848 8 1 ift die Lehensherrlichleit ohne Entſchädi⸗ 
nung aufgehoben. Nach Gel. 28/6 1856 8 12 ift dad Hecht der Mitbelehnten 
von Unmeldung binnen eine® Jahres beim Hypotheklenbuch abhängig; aud) 
die jucceffiondfähigen Abkömmlinge eines eingetragenen Mitbelehnten müſſen 
6 Monate nach dem Tod ihres Afcendenten angemeldet werden $ 13. Bgl. 
auch Geſ. 15/4 1859 8 1. Das von Stobbe, PR. 8 117 ©. 422 als für 
Coburg⸗Gotha erlaffen angeführte Gef. 15/3 1879 ift nur für Gotha ergangen 
und regelt die Allodififation. 

ı6 Durch Gef. 12/5 1852 8 12 ift der Lehensverband außer bei den auf 
dem Heimfall ftehenden Zehen ohne Entihädigung aufgehoben. Die Rechte 
der Mitbelehnten, Gefammthänder, Eventualbelehnten und Erpeltanten bleiben 
unverändert erhalten nur wenn fie vor dem 31. December 1852 gehörigen 
Ortes angemeldet find ($ 14). 

17 Durch Gef. 10/2 1873 ift der Lehensverband außer bei den auf zwei 
Augen ftehenden Neben ohne Entihädigung aufgehoben. Die Rechte der Mit- 
belehnten und Lehenfolger bleiben unverändert erhalten, jedoch nur, wenn fie 
bi3 zum 1. Januar 1875 angemeldet find, nur Defcendenten des zur Zeit der 
Geſetzpublikation befigenden Vaſallen find von der Anmelbepflicht befreit ($ 8). 
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mit Erhaltung der Rechte derjenigen Anwärter, die ihre An- 
ſprüche bis zu einem gewiſſen Termin angemeldet haben. 

III. Aufhebung des Lehensverbandes mit un- 
veränderter Erhaltung der Succeſſionsrechte. 
Dieſes Syftem gilt in Königreich Sachjen!?, Württemberg '?, Co: 
burg ?° und Meiningen ?*. 

IV. Ohne Aufhebung beftehbt das Lehensverhältniß noch 
in folgenden Rechtsgebieten: Hannover ??, Nafjau ?®, Bayern ?*, 


ı Nach Gel. 22/5 1872 8 3 ift ber Lehensverband aufgehoben. Bei 
Lehen, für welche die gefammte Hand vorbehalten ift, bleiben die lehenrecht⸗ 
lihen Bejtimmungen über die Succeifion erhalten; für die Mitbelehnten ift 
Eintragung in ein Öffentliches Regifter vorgefchrieben. Ihre Rechte find ent- 
ſprechend dem bisher geltenden Recht durch das Geſetz fpeciell geregelt. 

0 Gef. 8/10 1874 Hebt das Obereigentbum mit Ausnahme der Thron- 
fehen und der auf vier Augen ftehenden Mannlehen auf; dagegen bleiben alle 
anderen in dem bisherigen Lehensverband begründeten Nechtsverhältniffe un« 
verändert beftehen. 

*° Durch Ablöſungsgeſetz 25/1 1849 Art. 66 ift ber Lehensverband gegen 
Entihädigung aufgehoben, wobei jedoch die Erbfolgerechte der zur Succeifion 
Berechtigten unverändert fortbeitehen. 

21 Sei. 20/2 1872 8 1 Hebt den Lehensverband gegen Entſchädigung auf; 
die Erbfolgerechte der Lehensnachfolger und Mitbelehnten bleiben unberührt. 
(Art. 6.) 

2? Ueber dad Hannoverijche Lehenreht vgl. Grefe, BR. II. 114—138 
und Wachsmuth in Mag. f. Hannover A. V. 207—282. 361375. VI. 3—31. 
157—184. 317—837. Nach Gef. 19/4 1836 8 1, und 19/7 1848 8 1 find 
bie Lehen mit Ausnahme der auf dem Heimfall ftehenden auf einjeitigen 
Antrag des Bafallen gegen Entihädigung ublösbar. Mit der Ablöfung er- 
löſchen die Rechte der Agnaten, jedoch wird nach der Allodifilation noch ein- 
mal nad) Lehenrecht juccedirt. 

»® In dem ehemaligen Herzogtum Raflan gilt da gemeine Lebhenredt, 
und es find gejegliche Beftimmungen weder bezüglich ber Aufhebung der Le⸗ 
henshoheit noch bezüglich der Zuläßigkeit der Allodifilation auf einfeitigen 
Untrag ergangen Bertram, B.R. S 2192. 

24 Bol. Roth, Bayı. E.R. (1) $ 199—216. Hier gilt das Lehenedilt 7/7 
1808, das in der Hauptiache auf den Grundlagen des Iongobardiihen Lehen⸗ 
rechts beruht, und durch Gel. 15/8 1828 einer Revifion unterzogen worden 
ift. Durch Lehenablöjungsgejeg 4/6 1848 Urt. 4 iſt dem bejigenden Bafallen 
mit Ausnahme der thronlehenbaren Würden und der auf königlicher Dotation 
oder Staatsverträgen beruhenden Lehen das Recht der einjeitigen Allodifi- 
fation eingeräumt, für welche eine verjchieden beitimmte Ablöjungsjumme zu 
bezahlen if. Das Recht der Erbfolge wirb dadurch nicht berührt, es bleibt 
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Baden 25, Medlenburg ?°, Neuß ä. 2.27, Lippe-Detmold ?® und 
MWalded ?°, und es ift nur die Ablösbarkeit verſchieden geregelt. 


2. Rechtsgebiet des Preußifhen Landrechts. 


Sn Breußen wurde 1850 in dem ganzen damaligen Umfang 
der Monarchie das Dbereigenthum des Lehensherrn für alle Lehen 
mit Ausnahme der Thronlehben und der außerhalb des Staats 
belegenen Leben aufgehoben ®°. Damit find die Rechte der An: 
wärter nicht an fich befeitigt, diefe find aber entiprechend den Be: 
flimmungen des Gef. 5/6 1852 durch die einzelnen PBrovincialge- 
jege °! in folgender Weiſe geregelt: 


den Berechtigten freigeftellt, fich durch Uebereintlommen zu vergleichen Roth, 
Bayr. CR. (1) 8 216, 34. Das Recht der Anwärter ift in einem Präflufiv- 
termin von 2 Jahren bei den Hypothelenämtern anzumelden L.A.G. 4/6 1848 
Urt. 4; Roth, Bayı. E.R. (1) 8 209, 15. 

»5 Hier ift das Lehendverhältniß durch das Conſtitutionsedikt 12/8 1807 
geregelt, da3 in der Hauptſache auf gemeinem Recht beruht. Durch Gel. 9/8 
1862 find alle Lehen auf Berlangen des Lehensherrn oder Vaſallen gegen 
Entihädigung für ablößbar erflärt. Abgelöste Lehen können nad dem Geſ. 
19/4 1856 für Stammgut erklärt oder in völlig freied EigentHum verwandelt 
werden. Geſchieht keines von beiden, jo werden fie Yamiliengut, wobei die 
Succeſſionsrechte der Lehendagnaten in Kraft bleiben. 

26 Bol. Roth, Medienburgiiches Lehenrecht 1858. Die Lehenherrlichteit 
ift erhalten, nach 8. 7/2 1877 können die Lehen jedoch unter den Dort be- 
ftimmten Borausjegungen allodificirt werden. 

*7 Der Lehenverband ift nicht aufgehoben, das Lehenverhältniß richtet 
ih nad) gemeinem Sächſiſchem Recht Neubauer, Zufammenftellung 89. 

8 Der Lehenverband ift nicht aufgehoben, doch läßt das Geſetz 25/1 1847 
die Allodifitation auf Antrag bed befißenden Bajallen unter den dort be 
ftimmten Boraudfegungen zu, wobei bei dem erſten Exrbfall noch eine einma- 
lige Succeſſion nad dem bisherigen Erbrecht ftattfindet (8 8). 

#9 Nach der Berfafjung 1852 $ 38 find die Lehen nad) den Beftimmungen 
bes Gef. 27/8 1848 ablögbar. Antragsberechtigt find der Lehensherr und der 
befigende Bajall. Nur der erſtere erhält Entjhädigung (ß 8). Bei Allodi- 
filation tritt die Erbfolge nah den bisher geltenden Grundjägen uoch im 
nächſten Succejfionsfall ein ($ 6). 

30 Abloſungsgeſetz 2/3 1850 8 2 Nr. 1. 

si Diefe find: Gel. 4/3 1867 für Pommern; 23/7 1875 für die Kur 
Alt: und Neumark; 3/5 1876 für Weſtfalen und die Kreife Rees, Eſſen, Duis- 
burg und Mühlheim; 196 1876 für Sclefien die Grafihaft Glatz und bie 
Oberlaufig,; 16/3 1877 für Oftpreußen; 28/3 1877 für Sadjjen und Branden- 
burg außer den Marten. 





Das Lehenrecht 8 329. 751 


J. Es werden nur ſolche Agnaten als fuccejfionsberechtigt 
anerkannt, die bis zum Eintritt der Gefegesfraft des betreffenden 
Provincialgefeges geboren find oder bis zum 302. Tag nad die- 
jem Zeitpuntt geboren werden, und die in die dazu bejtimmten 
Öffentlichen Bücher eingetragen find, oder binnen zwei Jahren 
eingetragen werden °?. 

II. Das Lehen verliert von felbft feine Eigenſchaft und ver: 
wandelt ſich in der Hand des Beligers in freied Eigenthum 

1. wenn bis zum Ablauf der zweijährigen Frijt fein Suc— 
cejfiongberechtigter zur Eintragung angemeldet ift °°; 

2. wenn beim Ablauf der zweijährigen Frift außer dem Be: 
figer und feiner Defcendenz fein anderer Succeffionsberechtigter 
am Leben ift’*; 

3. wenn der Befißer zur Zeit des Eintretens der Geſetzkraft 
bes Gefeges lehensfähige Defcendenz hat, oder bis zum 302. Tag 
von dieſer Zeit an erwirbt ?®, fowie wenn ein fpäter geborener 
Defcendent des Befigers dieſen überlebt, und in dem Lehen fuc- 
cedirt 3® ; 

4. wenn der zur Succejfion gelangende Agnat oder Mit: 
belehnte beim Anfall des Lebens lehensfähige Defcendenz bat”. 

III. Der Lehenmann, in deſſen Händen das Lehen feine Ei- 
genichaft verliert, fan nach feiner Wahl gegen eine den Anwär- 
tern zufallende Abfindung das Lehen allovificiren, oder für die 
lehensberechtigte Samilie dag Gut in ein Fideicommiß verwan- 
bein, wobel er felbft erfter Fideicommißbeſitzer wird ®®. 


sꝛ? Bommern 8 1; Brandenburg 8 3; Weftfalen 8 8; Schlefien $ 3; 
Dftpreußen 8 3; Sadjen 8 2. Die Eintragung der Anwärter erfolgt theils 
in beſonders geführte Lehend- und Succeffionsregifter, theils in die Grund- 
bücher. 

35 Bommern 8 2; Brandenburg 8 4; Weitfalen $ 5; Sclefien $ 4; 
DOftpreußen 8 4; Sadjen 8 3. 

* Bommern 8 2; Brandenburg 8 4; Weftfalen 8 5; Schlejien $ 4; 
DOftpreußen $ 4; Sadjen $ 3. 

25 Pommern 8 3; Brandenburg 8 5; Weftfalen 8 6; Sclefien 8 5; 
Dftpreußen 8 5; Sachſen $ 5. 

se Pommern 8 4; Brandenburg 8 6; Weftfalen 8 7; Schleſien $ 6; 
DOftpreußen 8 6; Sadjien 8 6. 

87 Pommern 8 5; Brandenburg 8 7; Weftfalen 8 8; Schleſien 8 7; 
DOftpreußen 8 7; Sachſen $ 7. 

Die Urt und Weile und der Betrag der Abfindung find beftimmt; 
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B. Oeſterreich. 


In Defterreich ift ber Lehensverband durch die Geſetze 17/12 
1862 und 12/5 1869 gegen Entihädigung aufgehoben, wobei die 
Lebensfucceffion nur für die zur Zeit der Kundmachung der Ge- 
feße bereit3 erzeugten Lehensſucceſſoren aufrecht erhalten bleibt, 
nad deren Ausfterben aber Allodifilation eintritt ®®. 

Das lehenrechtliche Verhältnig als Ganzes ift demnach nur 
in einem Tleinen Theil der deutſchrechtlichen Rechtsgebiete erhal: 
ten 4°; in den übrigen ift theils völlige Befeitigung des Inſtituts, 
theild Aufhebung bes Lehensverbandes mit Erhaltung der Leben: 
rechtlichen Grundſätze nur in ihren erbrechtliden Beitimmungen 
eingetreten ““. Ich werde mich in Anbetracht diefer Verhältnifie 
auf die Darftellung der erbrechtlichen Grundſätze des Lehenrechts 
beſchränken, und diefe mit der der Samilienfideicommißjucceffion 
im Erbrecht verbinden. 








Pommern 8 6; Brandenburg 8 9; Weftfalen 8 9; Schleſien $ 9; Oftpreußen 
8 9; Sachſen $ 9. 

30 Durch R.G. 17/12 1862 wurde der Lehensverband für alle Leben im 
lombardiſch⸗venetianiſchen Königreih in den übrigen Kronländern nur für die 
Ruſtikal- und Beutellehen gegen Entſchädigung aufgehoben (8 1) und die Le- 
hensfucceffion nur für die zur Beit der Kundmachung des Geſetzes bereits 
erzeugten Lehendfuccefjoren aufrecht erhalten, nach deren Ausfterben Allodiji- 
kation eintritt (8 3). Durch gleichlautende Geſetze 12/5 1869 wurde die in 
den übrigen Kronländern für alle Lehen angeordnet, und namentlich der & 3 
bes Geſ. 17/12 1862 darauf ausgedehnt, jo daß in biefen das Lehensſucceſ⸗ 
fionsrecht nur für die zur Zeit der @ejegespublilation bereits erzeugten Les 
hensanwärter erhalten ift, die aber ihr Recht nicht weiter vererben. 

4° Die oben Note 22—29 aufgeführten Nechtögebiete, in welchen das Le⸗ 
henrecht noch unverändert fortbefteht, Haben nad dem Bevölkerungsſtand von 
1880 zufammen eine Bevölkerung von 9,931,000 E., bilden aljo etwas über 
ben fünften Theil von Deutjchland, und auch in dieſen ift durch Ullodifilation 
ein großer Theil des früheren Beitandes an Lehengütern verfchwunden na- 
mentlich in Bayern und Baden. In größerem Umfang findet ſich der Lehens⸗ 
verband nur in Medtenburg erhalten, wo 1875 2/3 der 1000 Rittergüter nod 
im Lehensnexus ftanden Neubauer, Bujammenftellung 86. 

44 Auch in diefem Theil der Nechtögebiete ift die Zahl der Lehengüter 
jehr reducirt, namentlich in Preußen, wo mit Ausnahme der bei Beftand 
gebliebenen wenigen Thronlehen nur wenige frühere Lebengüter noch nicht 
zu Allod geworden oder in Fideicommifje verwandelt find, was nach den ge- 
jeglichen Beltimmungen aud für diefe bevorfteht. Die Neuconftituirung von 
Lehen ift in den zuleßt genannten Nechtögebieten ausgeſchloſſen. 
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Caput 4. 
Das Recht der Samilienfideicommiffe !. 
Einleitung. | 
g 330. 


Dem älteren Deutihen Recht war eine Verfügung, durch 
welche ein Vermögenscompler dauernd an eine beftimmte Familie 
gebunden werden konnte in der Art, daß er unveräußerlich in der- 
felben vererbt werden jollte, ebenjowenig befannt?, als dem rö- 
milden Recht, das nur eine zeitliche Gebundenheit zuließ?. Die 
Entftehung des jebt geltenden Inſtituts wurde früher in der Regel 
mit dem Inſtitut der Stammgüter * in Verbindung gebracht, in- 


ı ®gl. Knipschildt de fideicommissis familiarum nobilium Ulm 1654; 
Salza, die Lehre von den Familienfideicommiſſen 1838; Lewis, das Hecht 
der Yamilienfideicommifje 1868; Lewis, die in den beutichen Staaten beite- 
henben gejegliden Beftimmungen über Yamilienfideicommifje in Hirt, An- 
nalen 1879. 465; Gerber, Beiträge zur Lehre von Familienfibeicommiffen in 
Abh. I. 100—148; Beſeler, BR. (4) 8 181; Stobbe, BR. $ 138—140; 
Preußen Dernburg, Br. BR. I. 8 374—378; Förfter Eccius 8 242; Han⸗ 
nover Wachsmuth in Mag. f. Hannover R. VIL 3 folg.; Scleswigholftein 
Paulſen, BR. 8 45; Kurheſſen Blatner, ER. $ 20; Nafjau Bertram, PR. 
8 2190; Bayern Roth, Bayr. E.R. (1) 8 217-286; Sachſen Freiesleben, 
bie Samiltenanwartichaft 1862; Württemberg Lang, SR. 8 151-160; Frank⸗ 
furt Bender, PR. 8 162. 163; HDefterreih Wildner, das Fideicommißredt 
1835; Pfaff und Hofmann, Eommentar II. 264 folg.; Pfaff und Hofmann, 
Exkurſe II. 3. Eine Ueberfiht der in den einzelnen Rechtögebieten geltenden 
Beltimmungen gibt Neubauer, Bufammenftellung des Rechts der Yamilien- 
fideicommifje 1879. 

* Vereinzelte Bälle werden ſchon aus dem 14. Jahrhundert angeführt 
Stobbe, P.R. 8 188, 4; eine allgemeine Regel Hatte fih indeß nicht gebildet, 
man trat vielmehr ſolchen Dispofitionen vielfältig entgegen Stobbe, BR. 
8 188, 5. 6. 

° Veber die Unterfcheibungsmerkmale des römischen Fideicommiſſes und des 
in Deutſchland in Geltung ftehenden Inſtituts vgl. Lewis, 5. $ 1. 2; Yreied- 
leben, Anwartſchaft 8 1. 5. 

* Die Stammgüter, früher ein weitverbreitetes Inſtitut, finden ſich jet 
nur bereinzelt in einzelnen Theilen des gemeinrechtlichen Nechtögebieted. Bis 
zur Auflöfung des Deutfchen Reichs waren fie vielfältig für die einheimijche 
Nitterfchaft der einzelnen Nechtögebiete durch bejondere Geſetze geregelt, jo 
1555 Herzogthum Jülich Berg, RD. c. 93; 1573 Tyrol Reformation III. 
34; 1577 Bremen Ritterrecht; 1598 Preußen jus terrestre nobilitatis cor- 

R och, Deutſches Privatrecht. III. 48 
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dem man von der Anficht ausgieng, die Entftehung der Familien- 
fideicommiſſe in Deutfchland fei auf das Beftreben zurüdzuführen, 
bei dem Einbringen des röomiſchen Rechts für beftimmte Familien 
das urjprüngliche Erbrecht gegen bie durch das recipirte römiſche 
Recht drohenden Neuerungen zu jhüben. Diefe Auffaffung ent- 
bebrt der Begründung, da die Rechtsſätze, deren Durchführung 
man mit der Ausbreitung dieſes Inſtituts beabfictigte, die Un: 
veräußerlichkeit der Familiengüter und die Ausſchließung der co- 
gnatiihen Erbfolge, jchon lange nor der Reception des römiſchen 
Rechts in dem Deutfhen Recht nicht mehr anerkannt waren ®. 
Das Inſtitut der Yamilienfideicommiffe, das ſich feit dem 17. 
Sahrhundert in Deutſchland weit verbreitete, Enüpfte zunächſt an 
das römiſchrechtliche Inſtitut an”, jedoch mit der Modifikation, 
daß ſchon im 16. Jahrhundert die zeitlihe Beſchränkung auf vier 
Generationen befeitigt wurde?. Erft feit Mitte des 17. Jahr⸗ 


rectum; 1663 Ehurköln RO. VI; Bayern Generale 20/4 1672; 1744 $. 
Minden; 1778 3. Osnabrück. In dem Statutum Geisslingense 12/2 1653, 
dad aber nur Entwurf geblieben ift, jollte für die geſammte NeichBritterichaft 
ein entiprechendes Gefeg erlaffen werden. Durchgängig findet fi in dieſen 
gejeglichen Beitimmungen, benen in anderen NRechtögebieten analoge Obſer⸗ 
vanzen entiprechen, Ausſchluß der weiblichen Succejkon angeordnet, theilweiſe 
auch Beichräntung ber Dispofition des Eigenthümers. Mit der Auflöfuug 
bes Deutichen Reichs wurde die Mehrzahl derjelben in Familienfideicommiſſe 
verwandelt, wenigſtens ift dieß für Bayern nachweisbar. Allein die Familien⸗ 
fieicommifje beftanden jchon Tange als bie Stammgüter in den meiften Recht! 
gebieten verſchwanden. Sept find die letzteren namentlih no in bem ehe 
maligen Königreich Hannover erhalten vgl. Stobbe, B.R. $ 138, 9. 

8 ine Ueberficht der älteren Anſichten über die Entſtehung der Fidei⸗ 
commifje gibt Hofmann in Kommentar II. 266 folg. 

° Has Beilpruchdrecht der nächſten Erben, das man ald die Grundlage 
der Unveräußerlichkeit bildend anjehen könnte, war nicht tn allen Stammes 
rechten anerlannt, und auch in dem fpäteren Hecht vor Reception des römi- 
fchen Rechts nicht allgemein durchgeführt Stobbe, BR. 8 87. I. II; Hofmanu 
in Commentar II. 267. Das Gleiche gilt von der Ausſchließung ber cogna» 
tifchen Erbfolge. Auch dieje war nicht in allen Stammesrechten anerlannt, 
und wurde vielfältig erſt durch die fpätere Geſetzgebung durchgeführt Roth, 
Bayr. ER. (1) 8 217, 5; Hofmann in Eommenter IL. 267, 17. 

? Die Aufnahme der Fideicommiſſe in Deutſchland erfolgte urfpränglid 
in der @eftalt die fie in der älteren italienifchen Praxis erhalten Hatten Hof- 
mann, Exkurſe II. 291, 45 und 307. 

° Lewis, F. 8 6, 178; Beſeler, BR. (4) 8 181, 20; Stobbe, BR. 
8 138, 10; Hofmann, Exkurſe II. 291. 
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hunbert3 wurde in Deutihland die neuere Form recipirt. Diele 
entftammt dem fpanifchen Recht, in welchem fie fih als Majorat 
ſchon frühzeitig ausbildete ?, und von da nad Italien verbreitete ’°. 
Die Webertragung erfolgte im 17. Jahrhundert zunächſt nad 
Defterreich *! und von ba in das fühlihe und weftlicde Deutſch⸗ 
land. Die Unterſcheidungsmerkmale ber neueren Form gegenüber 
der älteren Form find namentlih: Individualſucceſſion in der 
Regel mit PBrimogenitur, Ausſchluß der weiblichen und cognati- 
ſchen Succeffion und die Eigenfhaft als Inſtitut des Öffentlichen 
Rechts 12. Daß diefe neuere Form auf die Entwidlung des bei 
ung geltenden Inſtituts von Einfluß gewefen ift, ift zweifellos; 
fie ift indeffen nicht allgemein durdhgebrungen. Sie fehlt nicht 
nur da, wo fih Fideicommiſſe finden, die nicht landesgeſetzlich 
geregelt find !*, ſondern auch in ſolchen Rechtsgebieten, in welchen 
das Anftitut durch neuere Landesgefege näher beftimmt ift!*. ALS 
Unterſcheidungsmerkmal der älteren und ber neueren Form iſt 
auch jett die Geftaltung des Succeſſionsrechts zu bezeichnen. Da 
wo die neuere Form durchgedrungen ift, ift die Fideicommißjuc- 
ceifion bloße Sndividualfucceffion, wo die nicht der Fall ift, Tann 
auch Simultanſucceſſion eintreten '°, 


? Den Nachweis Hat Hofmann, Exkurſe II. 282 folg. in einer hiſtoriſchen 
Skizze geliefert, die als muftergiltig bezeichnet werden kann. 

10 Hofmann, Exkurſe Il. 299. Die Fideicommiffe des neueren Rechts 
waren dort jo verbreitet, daß 3. B. in Toskana Ende des 17. Jahrhunderts 
drei Biertheile des Grundbeſitzes durch Yideicommifje vinkulirt war. 

11 Es war dieß namentlich zur Beit des dreißigjährigen Kriegs und in 
der darauf folgenden Zeit der Fall Hofmann, Exkurſe II. 300 folg. 

12 Hofmann, Exkurſe I. 291. Mit Recht bemerkt Hofmann, Erkurfe 
II. 307, daß die Fideicommiffe in der Geftalt die fie vor Reception ber neueren 
Form hatten niemals eine bedeutende Rolle geipielt Hätten, da Die bei ihnen 
zuläßige Simultanfucceifion die politiihe und fociale Bedeutung, welche den 
Majoraten in Spanten und Deutſchland zulam, nie Hätte zum Durchbruch 
fommen lafien. 

18 In diefen Tann bie Individualſucceſſton nur duch dispoſitive Feſt⸗ 
jtelung im einzelnen Fall beftimmt fein. 

1 Auch bier kann die gejetliche Succeifion Simultanfucceifton fein. Ein 
Beifpiel ift das Recht des Sächſiſchen bürgerlichen Geſetzbuchs. 

ı Semeinrechtlich und nah Defterreichiichen und Sächſiſchem Recht tritt, 
wenn der Stifter feine bejondere Succeifiondorbnung beftimmt hat, Simul- 
tanjuccejfion nad) den Regeln der Inteſtaterbfolge ein Lewis, %. 8 21, 23 f.; 

48 * 
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Das Recht der Familienfideicommiſſe ift neuerdings in fol- 
genden Rechtögebieten gefeglich geregelt: 

1. Preußen Pr. ER. I. 4. 47—226; Gef. 15/2 1840 
Familienſchlüſſe; 

2. Hannover Geſ. 13/4 1836 über Ablösbarkeit des Lehens⸗ 
verbandes und Erridtung von Familienfideicommifjen ; 

3. Bayern V. U. 1818 Beilage VII. Fideicommißedilt; Zu- 
ſatzgeſetz 11/9 1825; Inſtruktionen über Behandlung ber Familien⸗ 
fideicommiffe 2/12 1818 und 3/3 1857 '°; 

4. Sachſen 3.6.3. $ 2527—2541; 

5. Baden L.R. Art. 577ca—577c. v; 

6. Heflen-Darmftadt Gel. 13/9 1858 Erridtung von Ya- 
milienfideicommiſſen; 

7. Braunſchweig Geſ. 20/5 1858 Errichtung von Familien⸗ 
ſtammgütern; 

8. Sachſen⸗Weimar Gef. 24/3 1833 Errichtung von Yami- 
lienfibeicommiflen ; 

9. Anhalt Gef. 17/4 1870 die Familienſchlüſſe betreffend. 

10. Deſterreich A.B. G.B. 8 618—646. 

In den übrigen Nechtögebieten des Deutihen Reich, ſoweit 
in denfelben die Familienfideicommiffe nicht ausdrücklich ausge: 
ſchloſſen find '7, ift die Möglichkeit der Errichtung anzunehmen. 
Zweifellos ift dieß da ber Fall, wo durch geſetzliche Regelung ein 


die anderen Landesgeiege lafien nur Individualſucceſſion eintreten Lewis, F. 
8 21, 36. 37. Das Nähere im Erbredt. 

6 Die vielfältig citirten Veftimmungen des Bayrifchen Landrechts haben 
durch das F.E. 1818 alle Geltung verloren und haben nur bie Bedeutung 
eines hiſtoriſchen Zeugnifjes. 

1 In Frankfurt ift durch Gef. 28/8 1848 die Aufhebung der beftehenden 
Fideicommifje erfolgt, und die Neuerrichtung verboten Bender, PR. 5 168 
und Nachtrag S. 519; ebenfo in Oldenburg durch Gef. 28/3 1858. In dem 
Nechtögebiet des Code civil war dur die Beſtimmungen deſſelben die Ers 
rihtung von dauernden Yamilienfideicommilfen verboten C, c. Art. 896. 897. 
1048—1050, und nur für die durch Taiferliche Dotation errichteten Majorate 
eine Ausnahme gemadt. In Frankreich wurben jedoch dieſe durch Geſ. 7/5 
1849 wieder befeitigt. In der Bayriihen Pfalz und Eljaß-Lothringen ift 
demgemäß die Errihtung von Yideicommifjen ausgefchloffen. Dagegen ift für 
Baden durh IR. Urt. 577. c. a., für die Breußifche Nheinprovinz durch ®. 
25/2 1826 und in Rheinheſſen durch Sei. 13/9 1858 die Errichtung zugelaffen. 
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zelner barauf bezüglicher Rechtsverhältnifie die Yuläßigfeit der 
Errichtung direkt anerfannt ift !°. Die Frage ob hier, ſoweit nicht 
die Dispofition des Stifter nähere Anhaltspunkte gewährt, bie 
durch Landesgejet nicht geregelten Nechtöverhältnifie nach den für 
gemeinrechtlich geltenden Grundſätzen zu beurtheilen feien, dürfte 
zu bejahen fein??. Beftritten ift, ob für biejenigen Rechtsgebiete, 
in weldhen eine Anerkennung der Zuläßigkeit der Errichtung von 
Familienfideicommifjen dur Geſetz oder Gewohnheit nicht erfolgt 
ift 0, dieſe Zuläßigkeit anzunehmen ob alfo das Inſtitut als ein 


is Anerlannt ift die Zuläßigkeit ber Errichtung von Yamilienfideicom- 
mifjen durch die Beftimmung, dag die Fideicommißeigenſchaft in das Grund- 
buch einzutragen jei in folgenden Rechtsgebieten: Kurheffen Gef. 20/12 1840 
8 10. 11; Nafjau Min.B. 31/5 1854 8 38; Meiningen Gr. B.G. 15/7 1862 
Art. 2; Altenburg 5.8. 8 8; Neuß j. 2. 9.8.88; Neuß &. 2.9.0.8 9; 
Coburg·Gotha Gr.B.O. 8 42; Sondershauſen Gr. B.O. 8 64; Waldeck Gr. B.O. 
8 9. Durch geſetzliche Regelung einzelner darauf bezüglicher Rechtsverhältniſſe 
iſt der Beſtand des Inſtituts im folgenden Rechtsgebieten anerkannt: Schles⸗ 
wigholftein Inſtruktion für die Oberdikaſterien 16/5 1834 8 43; Württemberg 
Deklaration 8/12 1821 8 15; J. Min.Berfügung 15/6 1889; Medlenburg 
V. 16/6 1842 Errichtung einer Yideicommißbehörbe; Detmold V. 1769 Neu- 
bauer, Zuſammenſtellung 11. Das notoriiche Beſtehen von Familienfibei- 
commtifjen läßt, infofern nicht Anerlennung durch Geſetz nachweisbar ift, auf 
Anerkennung der YZuläßigkeit der Errichtung durch Gewohnheit ſchließen. Diejer 
Fall liegt vor nad) dem Recht von Hamburg, wo deuiſchrechtliche Yamilien- 
fibeicommifje ohne gejetliche Beftimmung von jeher anerkannt find Baumeifter, 
BR. 8 114, 10, was nah Neubauer, Bufammenftellung 11 auch auf Lübeck 
Unmwendung leibet. 

 &3 iſt dieß in mehreren der oben Note 15 aufgeführten Nechtögebiete 
als zweifellos anerlannt, fo in Kurbefien Erk. 18/10 1873 Platner, ER. 
8 20, 17 und Württemberg Lang, SR. 8 151. Es fpricht dafür fchon der 
Umftand, daß die Grundlage des beutjchrechtlichen Inſtituts, Die Befeitigung 
ber Beichränkung auf vier Generationen, durch Gewohnheitsrecht Anerkennung 
gefunden hat oben Note 8. 

20 Keine Angaben liegen vor für Rudolftadt Neubauer, Zuſammenſtel⸗ 
Iung 9, und Schaumburg Neubauer, Zufammenftellung 10; es erhellt nicht 
ob bier deutſchrechtliche Yamilienfideicommiffe fi finden, und ob Errid- 
tung von ſolchen für zuläßig erachtet wird. In Lippe-Detmold wurde nad 
8. 1769 die Giltigleit von Fideicommiſſen von amtlicher Betätigung und 
Öffentliher Belanntmadhung für abhängig erklärt. Durch Gele 4/9 1849 
wurden bie beftehenden Fideicommiffe aufgehoben und die Nenerrichtung un- 
terſagt, dieſes Geſetz jedoch durch V. 12/5 1854 mwieber aufgehoben Neubauer, 
Zuſammenſtellung 11. Ob Fideicommiſſe dort vorhanden ſind iſt nicht bekannt. 
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gemeinrechtliches in der Art anzufehen fei, daß es auch ohne ge: 
jegliche oder gewohnbeitärechtlie Anerkennung in jedem Rechts⸗ 
gebiet Anwendung findet *!. Für die bejahende Meinung bürfte 
anzuführen fein, daß das charakteriftiihe Unterſcheidungsmerkmal 
bes deutſchrechtlichen Familienfideicommiſſes, die Befreiung von 
der im römischen Recht beftimmten Beſchränkung auf vier Gene: 
rationen, allerdings auf ein gemeines Deutſches Gewohnbeitsrecht 
zurüdzuführen ift *®. 

Die nachfolgende Darftellung wird das Recht der Familien: 
fiveicommifje mit Ausfhluß der für die Succeffion geltenden 
Srundjäge geben, welche letztere im Erbrecht ihre Darftellung 
finden werden. 


8 331. 


I. Don den Familienfideicommiffen überhanpt. 


I. Begriff. Das Familienfideicommiß ift ein Vermögens: 
complex ?, welcher durch eine den gejeßlichen Beftimmungen ent: 
ſprechende Dispofition in der Art unveräußerlih an eine Familie 
gebunden ift, daß er der in der Dispofition beftimmten oder ge⸗ 
meinten Succeffion verbleibt. Es ift dabei nicht erforderlich, daß 
die Vererbung in der Familie bis zu ihrem Ausgang beftimmt 
fei, fie kann aud an beftimmte Generationen gebunben fein? Die 
Unveräußerlichkeit ergibt fih aus der Beflimmung der Vererbung 
in ber Familie, und braucht nicht befonders ausgeſprochen zu fein®. 
Für die Nechtöverhältnifie des Fideicommifles entjcheidet die Dis: 


21 Kür die gemeinrechtliche Geltung fpricht fich aus Gerber, Abhandlungen 
I. 197 folg.; Bejeler, BR. (4) 8 181, 3; dagegen Stobbe, BR. 8 138, 12. 

2 Bol. oben Note 8. 

ı Mit dem Ausdruck Yamilienfideicommiß wird auch der Alt der Er- 
richtung bezeichnet Stobbe, BR. $ 139, 3. Richtiger ift es, ihn in dem er: 
fteren Sinn zu jegen, und ed entſpricht dieß auch dem Sprachgebrauch unferer 
Landesrechte. 

2 Die entgegengeſetzte Meinung von Gerber, P.R. 8 84, 1 entipricht nicht 
dem geltenden Recht, da mehrere Landesrechte die Buläßigleit ber Beſchrän⸗ 
fung auf mehrere Generationen außjprechen, jo Br. L.R. II. 4. 23; Bayern 
F.E. 8 1; Weimar F.G. 8 1, 1; Defterreih A.B.G.B. 8 618. 

® Lewis, 5. 8 6, 73. 
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pofition des Stifters, für welche die allgemeinen Grundſätze des 
Civilrechts gelten, joweit nicht das Landesgeſetz Beſchränkungen 
der Dispoſitionsbefugniß beftimmt *. 

IL Gegenftand des Fideicommiffed. Gegenitand 
bes Fidelcommifjes Fönnen nur ſolche Objekte fein, welche die er: 
forderlide Dauer haben und die ertragsfähig find. Als folche 

find in unferen Landesrechten anerkannt: 

| 1. Grundftüde. Soweit nicht durch geſetzliche Beſtimmung 
die Errichtung auf landwirthichaftlicde Grundftüde beſchränkt ift ®, 
können alle Immobilien namentlich auch Häufer dazu verwendet 
werden. Die Frage, ob Lehengüter zur Erridtung von Fidei⸗ 
commifjen geeignet jeien, ift nach den Beftimmungen zu entſcheiden, 
welche das Lehenrecht über die Dispofitionsbefugniß des Bafallen 
trifft®. Das Gleihe gilt von Bauerngütern in gutsherrlichem 
Berband ?. 

2. Rechte. Auch Rechte können Gegenftand der Fideicom- 
mißerrihtung fein!‘. Es gilt dieß nicht nur für die den Immo: 


* Sehr weit gehende Beſchränkungen enthält 3. B. das Bayriſche Recht 
Roth, Bayr. E.R. (1) 8 218, 3, dann Braunſchweig %.&. 5 1 und Hannover 
F.G. 8 29 und 8 81. 

5 Lewis, 5. 48; Pfaff und Hofmann, Comment. II. 309, 50. Es gilt 
dieß jedenfalls nach denjenigen Rechten, welche für die Errichtung bes Fidel. 
commifjed einen beftimmten Betrag der Einkünfte vorausfegen unten Note 17; 
aber auch fonft ift e3 al3 Regel anzunehmen, da e8 Ywed der Yideicommik- 
errichtung ift, die Erträgniffe den Nachfolgern zu fihern Es wird aljo je- 
denfall3 ein Gegenftand vorausgejegt werden, der ertragsfähig gemacht werben 
kann. Nah Sachſen 8.9.8. 8 2527 kann bie Familienanwartſchaft ein ganzes 
Bermögen einen ibeellen Theil defielben oder einzelne Sachen umfaflen, alfo 
auf alle Bermögendgegenftände fih beziehen. 


° Dieß ift der Fall nah Pr. 2.R. II. 4. 48. 60; Bayern HE. 86; - 


Braunfchweig F.E. 8 1. 

T Lewis, F. 8 5, 2; Weimar F.E. 8 6; Baden L.R. Art. 577. c. b; 
Heflen F. E. Art. 1; Hannover F. E. 5 36. 

s Bgl. unten $ 832, 27; Lewis, %. 8 5, 68 folg. Die Frage ift wenig 
prattifch, da der Lehenverband nur ganz vereinzelt erhalten ift. 

9 Bol. unten 8 332, 28; Lewis, F. 8 5, 37. Auch der gutsherrliche 
Verband tft nur ganz vereinzelt erhalten. 

10 Die zieht in Abrede Lewis 8 5, 12. Die Zuläßigkeit ift jedoch nicht 
nur im früheren Recht, fondern auch in neueren Gejegen anerfannt Stobbe, 
BR. 8 139, 8 und unten Note 12. 
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bilien gleichftehenden felbftftändigen Rechte "1, fondern auch für 
Solche, welche jelbftitändige Renten gewähren '?. 

3. Gelbfapitalien können, infomeit fie gehörig fundirt find, 
felbftftändige Fideicommißobjelte fein !*; nach einzelnen Landes: 
rechten können fie jedoch nur mit anderen Fideicommißobjelten 
in Verbindung gejebt werden '*. _ 

4. Mobilien Tönnen regelmäßig nur als Pertinenzen von 
immobilien Gegenftand der Fideicommißerrichtung fein ">. 

Il. Umfang des Fideicommiſſes. An fi ift fein 
Grund gegeben für den Umfang des Fideicommifies beftimmte 
Grenzen zu ziehen! Mehrere Rechte beftimmen jedoch eine Mi: 
nimalfumme ?7, oder jegen eine Marimaljumme feft, die nicht über: 
fchritten werben ſoll !®. 


11 Es gehören dahin ſolche, denen ein eigenes Grundbuchblatt eröffnet ift. 

12 Weimar %.G. 8 6 bezeichnet Erbzinjen und andere auf liegenden Gü⸗ 
tern haftende Gefälle al8 Gegenftand der Fideicommißerrichtung. Nach Bayern 
FE. 8 8, 2 find die Erträgnifje des früher beftaudenen Obereigenthums die, 
wenn fie nicht abgelöst find, als Reallaften fortdauern, Gegenftand ber Fi- 
deicommißerrichtung, wobei nicht wie bei den F. E. 8 3, 3 aufgeführten Nechten 
das Erfordernig, daß fie mit einem zum Fideicommiß beftimmten Gut in 
Zuſammenhang ftehen, ausgeſprochen ift. 

18 Lewis, F. 8 5, 15 folg.; Beſeler, B.R. (4) 8 181, 16; Stobbe, BR. 
8 139, 9. GSelbitftändige Geldfideicommiſſe Iaffen zu: Pr. L.R. IL 4. 126; 
Hannover FE. 8 39; Weimar F. E. $ 6; Anhalt Geſ. 17/4 1870 8 21. 

Nur in Verbindung mit Immobilien laflen die Fideicommißqualität 
von Geldkapitalien zu: Bayern F.E. 86; Baden 2.R. Urt. 577. c.b; Braun- 
ſchweig FE. 8 31; Heflen F.E. 8 3. 

5 Remis 8 5, 34; ausbrüdlich beftimmt ift die Pr. L.R. II. 4. 60 und 
Bayern F.E. 8 3. Es gilt dieß für alle diejenigen Rechte, welde für das 
Fideicommiß eine beftinnmte Höhe des Ertragd voraudfegen unten Rote 17. 
Aber auch adgejehen davon wird ſich für Mobilien allein bie Fideicommiß- 
qualität faum begründen [allen Stobbe, P.R. 8 139, 11. 

© Lewis, %. 8 5 nad Note 137. Keine Beitimmung haben Königreich 
Sadjfen und Sadien-Weimar. 

7 Br. L.R. II. 4. 51. 59 2500 Thlr. Neinertrag und bei Geldfibei- 
commifjen 10,000 Thlr. Capital; Heflen %.E. Art. 2 75,000 Gulden; Han- 
nover F.E. 8 30 1200 Thlr. Neinertrag; Braunfhweig F. E. $ 1 3000 Thlr. 
Neinertrag; Baden L.R. Urt. 577. c.d. 4000 bzw. 15,000 Gulden Reiner- 
trag; Bayern F. E. 8 5 Gutsrente von 1500-2000 Gulden. 

18 Baden ER. Art. 577. co. d. das Doppelte des Minimalertragd. Rad 
Pr. ER. II. 4. 56 ift zur Errichtung eines Fideicommiſſes mit einem Rein⸗ 
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IV. Subjefte. Nur nah Bayrifhem !? und Badiſchem 
Recht ?° können Familienfideicommifjfe nur für adelige Succefloren 
errichtet werben; die anderen Rechte kennen biefe Beſchränkung 
nicht 21, 

V. Auffidt. Die Fideicommiffe unterftehen der Aufficht 
der Gerichte *?. Die Competenz derjelben beſchränkt fih, wenn 
nichts anderes beflimmt ift, auf die Beftätigung berjenigen Hand: 
lungen, welche einer richterlicden Ergänzung bedürfen ?°; nad ein- 
zelnen Rechten ift die Competenz ausgedehnter **. 


g 382. 


Il. Errichtung der Famtlienfideicommiffe. 


Früher nahm man die Möglichleit der Begründung eines 
Familienfiveicommifjes durch Gefeß !, Obſervanz? und Verjäh— 


ertrag von Über 10,000 Thlr. bejondere Iandesherrlihde Genehmigung erfor: 
derlich. 

10 Bayern F. E. $ 1. 

20 Baden L.R. Art. 577. 0. d. 

21 Lewis, F. 8 5, 14 folg. 

22 Competent ift nach Preußen Geſ. 5/8 1855 81 und Bayern %.E. 
8 14 dad Oberlandesgericht der belegenen Sache, nad Oeſterreichiſchem 
Recht der perjönliche Richter des Stifterd Lewis, %. 8 11, 12, nad Heflen 
F.E. 8 6 und Braunſchweig F.E. 8 7 da3 Untergericht der belegenen Sache. 

28 Dahin gehört namentlich Beftätigung der Errichtung und Mitwirkung 
und Beftätigung bei Samilienjchlüffen über Beräußerung und Verſchuldung 
Pr. UR. II. 4. 76. 77; Gef. 15/2 1840 8 2; Ge. 5/8 1855 8 1; Sachen 
8.9.8. 8 2538. 2541; Defterreih A.B.G.B. 8 684. 685. 

2. Nah Bayriihem Recht Hat das Fideicommißgericht nicht nur Beſtä⸗ 
tigung der Errichtung und Ergänzung des Conſenſes fondern auch Beauf- 
fihtigung der Verwaltung und die Befugniß auf Antrag oder von Amts⸗ 
wegen gegen üble Verwaltung einzufchreiten Roth, Bayr. ER. (1) 8 228, 
17 folg. Nach Heflen F.E. Art. 17 Hat das Fibeicommißgericht außer der 
Ergänzung des Conſenſes bei Veräußerungen bie Befugniß auf Anſuchen der 
Unmärter bei ſchlechter Verwaltung des Fideicommißbefigerd einzufchreiten. 
Rad Braunichweig F. E. 8 7 Tann das Fideicommißgericht gegen einen de- 
teriorirenden Befiger auf Untrag der Anwärter einjchreiten. 

1Dieß war die Anficht namentlid) von Kreittmaygr, Anm. 5a zu Bayr. 
ER. III. 10. 1; vgl. Lewis, F. 8 6, 2. 

2 Bayr. ER. IIL 10. 2 Nr. 4; Lewis, F. 8 6, 6 folg. Gemeinrechtlich 
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rung® an; jet wird allgemein angenommen, daß zur Entftehung 
eine beflimmte PDispofition erforderlich fei*, womit unjere Lan⸗ 
desrechte Übereinftimmen ®. Die Willenserflärung muß entnehmen 
laſſen, daß der Eonftituent die zum Fideicommiß beftimmten Ob: 
jette unveräußerli in der für Die Succeifion beftimmten Familie 
erhalten wolle ®. Gemeinrechtlich ift nicht erforberlich, weder daß 
das Beräußerungsverbot direkt ausgeſprochen“?, noch daß eine 
beftimmte Succeffiongorbnung vorgeſchrieben fei?. Einzelne Lan- 
besrechte laſſen jedoch die Errichtung des Famtilienfideicommifies 
nur zu, wenn fie dur eine Willenserklärung erfolgt, deren In⸗ 
halt den gejeglihen Beitimmungen entipridt °. 

Für die Errichtung des Fideicommiſſes gelten folgende 
Grundfäße: 

I. Form. Gemetnrechtlih und nad ber Mehrzahl der Lan- 
desrechte ift zur Errichtung des Familienfideicommiſſes eine be- 
ftimmte einheitliche Form nicht vorgeſchrieben, vielmehr kann daj- 
felbe durch jedes giltige Rechtsgeſchäft errichtet werden. Hiernach 
kann ein Yamilienfiveicommiß errichtet werben: 

1. Durch eine Handlung unter Lebenden, und zwar: 
a. duch Bertrag!”. Die Contrahenten können gemein: 
rechtlich die Errichtung des Fideicommiffes für einen der Con⸗ 


——— — — — — 


wird die Möglichkeit der Entſtehung eines Familienfibeicommiſſes durch Ob⸗ 
ſervanz jetzt allgemein verworfen Lewis, F. 8 6, 33 folg.; Beſeler, P.R. (4) 
8 181, 7. 

2 S. Lewis, %. 8 6, 36 folg. 

‘Lewis, F. 86, 41; Stobbe, P.R. 8 189, 16; Beſeler, BR. (4) 8 181, 6. 

® Pr. ER. IL 4. 47; Bayern F. E. 8 17; Sachſen-⸗Weimar F. E. $ 1; 
Sadjen 8.9.8. 8 2527; Hannover F. E. 8 36; Baden L.R. Art. 57706; 
Braunihweig F.E. F 1. Nah Bayriihem Recht Tann ein Fideicommiß and 
durch königliche Dotation errichtet werben %.&. & 31. 

® Lewis, F. 8 6, 68. Die Unveräußerlichkeit tft die weſentliche Eigen⸗ 
ichaft des Fideicommiſſes Förfter Eccius 8 242, 22, beren Mangel bad Be 
fteben eines jolchen unmöglich macht. 

’ Lewis, F. 8 6. 71. 

° Lewis F. 8 6, 94 folg. Ausdrücklich anerkannt ift dieß Sachſen B. G. B. 
8 2527. 

° E3 gilt dieß namentlich nach Bayriihem Recht Roth, Bayr. E.R. (1) 
8 221, 6; Br. 2.R. II. 4. 142; Hannover FE. $ 29; Braunſchweig F. E. 81. 

20 Lewis, %. 8 6. 110; Stobbe, B.R. 8 139, 18. 
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trahenten oder aud für einen Dritten vertragamäßig beftimmen *, 
was in unjeren Landesrechten theilmeife Anerkennung gefunden 
bat '®; 

b. durch einfeitige Dispofition. Gemeinrechtlic wird bie 
Möglichkeit der Errichtung eines Fideicommiffes durch einfeitige 
Erklärung bes Stifters jet allgemein angenommen ?°, und es ift 
bieß in einzelnen Landesrechten befonders anerkannt 1%; 

2. durch legtwillige Verfügung. Dieſe kann erfolgen: 

a. in einem Teſtament oder Codicill ?°. Die Errichtung 
in einem Teftament kann entweder durch Beftimmung des ganzen 
Bermögend oder eines quoten Xheils deſſelben (Univerjalfibej- 
commiß) oder durch Beſtimmung einer einzelnen Sache (Bartiku: 
larfideicommiß), zum Fideicommiß gejcheben '°; ferner entweder 
durch Einfegung des Teftamentserben oder eines Dritten als Fi: 
beicommißerbe. Bei Beitimmung einer einzelnen Sache zum Fibei- 
commiß ift die Zuwendung nur als Vermächtniß aufzufafien ?7; 

b. in einem Erbvertrag. Diefer Tann das Fideicommiß 
für den Bertragderben oder einen Dritten beftimmen, und ſich 
auf das ganze Vermögen oder einen guoten Theil deilelben ober 
eine einzelne Sache erftreden !e, Bon der Erridtung dur Ber: 
trag unter Lebenden unterfeheibet fich die Errichtung durch Erb: 
vertrag darin, daß in dem legteren Fall die Fideicommißftiftung 
nit vor dem Tod des Stifters in das Leben treten Tann '®. 
Rah mehreren Landesrechten ift die Errichtung von Fibeicom- 
miffen nur in einer beftimmten Form zuläßig, fo nad dem Net 
des Sächſiſchen B.G.B. durch Teitament ?°, nah Hannoveriſchem 


11 Beleler, BR. (4) 8 181, 6. 

12 Br. DR. II. 4. 28 und 62; L 12. 682. 633, Bayern F. E. 8 17. 18; 
Braunfchweig 3.6.8 1.6; Sachſen⸗Weimar FE. 8 1; Baden 2.R. Art. 577 oc. 

18 Lewis, F. 8 6 nach Note 120; Beieler, BR. (4) 8 181. I. 

1 Br. ER. 1 4 28; Hannover F. E. 8 36. Nach Bayern %.E. 8 31 
fann ein Fideicommiß auch durch königliche Dotation errichtet werden. 

15 Dewis, 5. 8 6. 101; Br. 8.R. IL 4. 28; Bayern TE. 8 17. 18; 
Braunschweig F.G. 8 1. 6; Weimar 5.8. 8 1; Sadfen 8.8.8. $ 2527. 

16 Lewis, F. 112. 

1T Lewis, F. 8 6 nach Rote 104. 

is Kewis, 3. 8 6. 111. 

 Noth, Bayr. E.R. (1).8 221 nach Note 15. 

20 Sachſen 3.0.8. 8 2527. 
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Recht durch einfeitige Erklärung ?!, nah Babifhen Recht durch 
Familienvertrag ??. Bei der Errichtung iſt die für das betref- 
fende Rechtsgeſchäft vorgefchriebene Form einzuhalten. Errich⸗ 
tung durch einfeitige Dispofition des Stifter muß jedenfalls in 
Urkundenform geſchehen **. 

II. Dispofitionsbefugniß des Stifters. Jede 
Fideicommißerrichtung ſetzt Dispofitionsbefugniß des Stifter8 vor: 
aus und zwar ſowohl in fubjektiver als in objeltiver Beziehung. 
Der Stifter muß daher überhaupt und fpeciell über bie zum Fa- 
milienfideicommiß beftimmten Objekte in biefer Weile und in Dem 
beabfichtigten Umfang verfügen können. Eine Beſchränkung in 
ſubjektiver Beziehung ift durch das Pflichttheilsrecht gegeben, gegen 
deſſen Verlegung die benachtheiligten Notherben die allgemeinen 
Klagen zuftehen ?°. Ebenfo können dur die Fibelcommißerrid)- 
tung Die bereit3 beftehenden Rechte der Gläubiger bes Stifters 
nicht beeinträchtigt werden ?°. Die Frage, ob und unter welden 
Borausfegungen Lehengüter ?” und im grundherrlihen Verband 


21 Sannover F. E. 1836 8 36. 

22 Baden L.R. Art. 577.0. c. 

28 Lewis, %. 8 6. 151; Heſſen F. E. Urt. 6 ſetzt Errichtung in einer ge 
rihtlihen oder gerichtlich beglaubigten Urkunde oder in einem fchriftlicden 
Teftament voraus. Nach Braunjchweig %.C. 8 1 muß bie Errichtung durch 
eine zu Protokoll gegebene Erflärung bes Stifter oder durch Bertrag in 
Öffentlicher Form oder durch letztwillige mit den geſetzlichen DOrEN verſehene 
Verfügung geſchehen. 

2 Roth, Bayr. C.R. (1) 8 221, 18. Urſprunglich war eine Form nicht 
vorgeſchrieben, der Fall formloſer Errichtung kam aber wohl nie vor Lewis, 
F. 8 6. 166 folg. 

25 Stobbe, B.R. 8 139, 30; Lewis, F. 8 5. 46 folg.; Heſſen 5.6. Art 
14; Bayern F. E. 5 18. Beſonders geregelt ift bieß Hannover 5.6. 8 33; 
Braunſchweig F.G. 8 2. 

20 Stobbe, P.R. 8 139, 31, vgl. unten 8 83%, 41. 

27 Lewis, F. 8 5. 91 folg.; Stobbe, PR. 8 139, 12; Beſeler, PR. 
$ 181, 18; Bayern 5.0. $ 29; Weimar %.0. 85. Da wie oben 8 329 
gezeigt ber Lehensverband in ben meiften Nechtögebieten bejeitigt ift, fo iſt 
die Frage jebt wenig praktiſch. Ueber ba8 Preußiſche Recht, welches die 
Berwandlung allodificirter Lehen in Fideicommiſſe begünftigt vgl. oben 8 
329, 38. Eine ähnliche Beftimmung findet fih ſchon Hannover 3.6. 8 29. 
en war bie FFideicommißerrihtung an Lehen in Heflen F.G. 
Art. 2 
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ftehende Bauerngüter *? von dem Stifter zur Fibeicommißerrich- 
tung verwendet werden Fünnen, ift nach den für Diefe Güterarten 
geltenden Beflimmungen zu entfcheiden. 

IH. Beftätigung. Gemeinredtlih ift die Fibelcommiß- 
errihtung ein Alt der Privatdispofition, und es ift Beſtätigung 
einer vorgeſetzten Behörde nicht erforderlich 2°. Dieſe ift jedoch 
in unferen Landesrechten vielfach vorgefchrieben, und zwar ift bie 
Errihtung theild von landesherrliher Genehmigung ®° theils von 
gerichtlicher Beſtätigung?! abhängig gemadt. Nah Defterreidi: 
ſchem Recht muß die Fideicommißerrichtung durch einen Alt der 
gefeßgebenden Gewalt beftätigt werben ®*. 

IV. Bedingte Errihtung. Daß der Errichtung eines 
Familienfiveicommifjes eine Bedingung ſowie ein Anfangstermin 
und Endtermin beigejegt werden könne, leidet feinen Bmeifel’®. 
Für die Beurtheilung des Wejend der Bedingung und ber Wir: 
fung des Eintritts bderjelben gelten die civilrechtlichen Grund: 
ſätze *. 

V. Eintragung in das Grundbuch. Die neueren 
Rechte ſchreiben bei Immobilien durchgängig die Eintragung der 


5 Lewis, F. 8 5. 138 folg.; Stobbe, P.R. 8 139, 14. Auch dieß iſt 
wenig praktiſch mehr, ba der gutsherrliche Verband in den meiſten Rechts⸗ 
gebieten bejeitigt ift. Ausgeſchloſſen ift bie Yibeicommißerrihtung an Erb- 
leihen in Heſſen F.G. Art. 2 Auh Br. L.R. II. 4. 49 Hatte bie Fideicom- 
mißerrihtung an Gütern in gutöherrlihem Verband ausgeichlofjen. 

 Demis, %. 8 6. 179; Stobbe, B.R. 8 139, 21. 

20 Braunfchweig BE. 8 1. 6; Sachſen⸗Weimar F. E. 8 1; Baden BR. 
8 577.0.0; Hannover FE. $ 36, 1; Heſſen F. E. Urt. 6. Nah Pr. ER. 
II. 4. 56 ift Iandeöherrlihe Genehmigung für die Errihtung folder Fidei⸗ 
commifle erforderlich, deren Reinertrag 10,000 Thlr. überfteigt. Nach Sachſen 
B.G. B. 8 2538 ift Iandeöherrlihe Genehmigung bei ſolchen YFideicommifjen 
erforderlich, bei welchen jpätere Abänderungen ausgeſchloſſen fein follen. Weber 
das frühere Sächſiſche Recht vgl. Lewis, F. 5 6. 209 folg. 

sı Br, 2. 11. 4. 62; Dernburg, Pr. BR. I. 8 875, 9; Lewis, 3. 8 6. 
215; Bayern %.E. 8 22. 25; Roth, Bayr. ER. (1) 8 222, 3 folg.; Lewis, 
3. 8 6. 196 folg. 

92 Defterreich Gel. 13/6 1868; Pfaff und Hofmann, Exkurſe II. 213 folg. 
Vgl. über das frühere Recht Lewis, F. 8 6. 205 folg.; Hofmann in Eom- 
mentar 11. 302. 

Lewis, F. 8 8; Bayern F.E. $ 10; Roth, Bayr. C.R. (1) $ 222. IL. 

2. Lewis, F. 8 8, 5 folg. 
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Fideicommißqualität in die Grund» und Hypothekenbücher vor *®, 
da bie Wirkfamleit des Veräußerungsverbot3 von der Eintragung 
bedingt ift°®. 

VI. Snventarerridtung Gemeintedtlih kam der 
Stifter bei Errihtung des Fideicommifjes felbft ein Inventar er: 
richten, oder dem erften Be fiter bie Errichtung eines foldden vor⸗ 
Ichreiben °’.” Mehrere Landesrechte jchreiben die Inventarerrich⸗ 
tung bei Entftehung des Fideicommifjed allgemein vor’®. Außer: 
bem ift der Befiter auf Antrag der Anwärter zur Inventarer⸗ 
richtung verbunden ꝰ. 

VII. Eintritt der Unwiderruflichkeit der Stif— 
tung Die Frage, wann der Stifter als an feine Verfügung 
gebunden anzufehen fei, ift nach den einzelnen Fällen verſchieden zu 
beantworten. Gemeinrechtlich richtet fich Die Widerruflichleit nach der 
Natur des zur Errichtung gewählten Rechtsgeſchäfts. Bei vertrags: 
mäßiger Errichtung tritt die Unwiberruflichleit jofort bei Errichtung, 
bei Errichtung durch letztwillige Verfügung tritt fie mit dem Tod 
des Stifters ein. Bei Errichtung durch einjeitige Verfügung ift, 
folange diejelbe nicht vollzogen ift *°, einjeitige Widerruflichkeit an⸗ 
zunehmen *. Die Frage, inwieferne und wie lange nad denje⸗ 
nigen Rechten, welche zur Errihtung eines Fideicommifjes einen 
Alt der Beftätigung vorausfegen, die Widerrufung zuläßig fei, 


> Es gilt die nad den Geſetzen bed Grundbuchſyſtems Br. Gr. BO. 
8 74; Coburg⸗Gotha Gr.BD. 8 42; Sondershauſen Gr.B.D. 8 64; Walded 
E.E.G. 8 9; Sachſen 8.8.8. 8 2530; Wltenburg und Neuß ji. 2. 9.0.88; 
Reuß &. 2. 9.8. 8 9; Meiningen &r.B.®. 8 2; Mediendurg R.St. B.O. 
8 2. II. 1; Heſſen 3.6. Art. 7; Sadien-Weimar F.E. 5 7, jowie nach denen 
des Hypothekenbuchſyſtems Bayern %.&. 8 30; Medlenburg R.R.OD. 8 6. 
Auch Baden LR. Art. 577. c. c. jchreibt Eintragung vor. 

se Stobbe, BR. 8 199, 19. 

87 Dewis, 5.89, 1. 

ss Pr. 8.M. II. 4. 71; Braunſchweig %.&. 8 1; Oeſterreich A.B. G. B. 
8 627; Bfaff und Hofmann, Comment. II. 310. 

20 Vgl. unten 8 834, 8. 

“0 Dieß tritt bei unbetagten Stiftungen jedenfall durch Uebergabe an den 
Nachfolger ein!Lewis, %. 8 12, 2. Daß wie Lewis, %. $ 12, 3 annimmt bieß aud 
bei unbetagten Stiftungen ber Fall jei, deren erfter Beſitzer der Stifter ſelbſt ift, 
ſcheint mir nicht begründet, da bier ein Ult des Bollzugs noch nicht vorliegt, 
was wenigftens die unten Note 4245 aufgeführten Geſetze vorausſetzen. 

“1 Stobbe, BR. 8 139, 27; Pfaff und Hofmann, Comment. II. 313, 3. 
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wird in dieſen Rechten verſchieden entſchieden. Nach Bayriſchem *? 
Heſſiſchem“? und Defterreihiihem Necht ** ift der Widerruf für 
zuläßig erklärt, folange nicht durch Webergabe Rechte daran er: 
worben find. Nah Braunſchweigiſchem Recht kann nad) erfolgter 
Beftätigung bie Errichtung nicht widerrufen werben *°. Der gleiche 
Grundſatz gilt nah Preußiſchem Recht *‘‘; indeſſen iſt e8 nad 
dieſem beftritten, ob der Stifter bis zu erfolgter Beftätigung die 
nicht vollzgogene Errichtung widerrufen bürfe “7. 


IH. Rechteverhältni der Bethelligten. 
g 838. 
1. Rest des Fideicommißbeſthers. 


Für daB Recht des Fideicommißbefiters gelten folgende 
Srunbjäße: 

J. Redtlide Natur. Gemeinrechtlich ift es beftritten, 
wie das Rechtsverhältniß bes jeweiligen Fideicommißbeſitzers auf: 
zufafjen fei, indem bie einen bemfelben nur Nugeigenthbum an 
dem Fibeicommißvermögen zufchreiben !, während bie anderen ben 


“2 Bayern FE. 8 94. 

“ Sefien 5.9. Art. 29, 4. 

+ Defterreih A.B.G.B. 8 628. Der Widerruf wird angenommen, wenn 
dem Stifter ein in dem Fibeicommiß nicht begriffener männlicher Erbe ge- 
boren wird, vgl. Bfaff und Hofmann, Eommentar IL 915. 

“ Braunichweig F. G. $ 1, 6. 

“0 &3 folgt dieß ſchon aus ber auf Yamilienfiveicommiffe Anwendung 
findenden Beftimmung des Br. 2.R. II. 4. 82, die dahin ausgelegt wirb, daß 
mit erfolgter Beftätigung der Stifter an feine Verfügung gebunden tft Yörfter 
Eccius 8 241, 7; Koch, Rote 18 zu Pr. 8.R. IL 4. 32. 

+7 Für die Bejahung Lewis, F. 8 12 nach Note 15, ber auch durch bie 
Betätigung die Wiberruflichkeit, wo dieſe überhaupt begrünbet ift, für nicht 
ausgeiloffen Hält. Dagegen nimmt Dernburg, Br. BR. I. 8 375, 12 an, 
daß die Weftätigung ex tunc wirke, was eine Wiberrufung in ber Zwiſchen⸗ 
zeit zwilchen der nachgefuchten und erfolgten Beftätigung ausſchließen würde. 

’ı Diefe Meinung war im vorigen Jahrhundert bie berrfchende, f. die 
bei Lewis, %. 8 18. 21 und Stobbe, P.R. 8 140, 1 Eitirten. Als Inhaber 
be3 dominium direotum wurde von älteren Schriftftellern der jeweilige Nach⸗ 
folger oder der Begründer bzw. der Staat angejehen Lewis, F. 9 18, 4. 11. 
17; ſpäter wurde das Obereigenthum regelmäßig der Yamilie, nämlich der 
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jedesmaligen Inhaber als Eigenthümer erklären, der durch bie 
Rechte der Anwärter beſchränkt jei?. Unſere Landesrechte haben 
theilweife die erftere Meinung adoptirt?. Soweit dieß nicht aus: 
drücklich gejeglich beftimmt ift, ift ber jedesmalige Fibeicommiß- 
befiger als Cigenthümer anzufehen, welcher dur die den An: 
wärtern zuftehbenden eventuellen Succeffionsrechte beſchränkt ift *. 

1. Das Nutzuungsrecht. Dieſes geftaltet fi in fol- 
gender Weife: 

1. Der Inhaber hat wie der Eigenthümer Anſpruch auf 
vollftändigen Gebrauch und Fruchtgenuß des Fibeicommißgutes ®. 
Er bat demnach Anſpruch auf die regelmäßigen Erträgniſſe länd⸗ 
liher Grundftüde®, die forftmäßige Nubung der Waldungen”, 
die Erträgnifie der Jagd und Fiſcherei, joweit fie nach dem jet 
geltenden Hecht mit dem Eigenthum verbunden find®, jowie ben 
auf dem Fideicommißgut gefundenen Schag, joweit der Eigenthümer 
Anſpruch darauf bat?. Dem Fideicommißinhaber gehören ferner 
alle Givilfrüchte, welche die Sache trägt ?0. 

2. Der Inhaber bat die Ausübung der mit dem Fideicom- 
mißgut verbundenen Aktivrechte anzuſprechen ’!. 


Gefammtheit der jeweiligen Unmwärter zugeichrieben Lewis, 5. 8 13. 31. Diefe 
eonftruirt für das Defterreichiiche Necht Pfaff und Hofmann, Commentar II. 
321 als juriftiihe Perfon. 

2 Die ift jegt die gewöhnliche Meinung, f. die bei Lewis, 5. 8 13. 41 
Citirten und Lewis, %. 8 13. 41; Stobbe, P.R. 8 140, 2. 

nr 8R. IL 4. 72; Bayern FE. 8 42. 44; Heflen F. E. 8 15; Defter: 
reich U.B.0.8. 5 629. 

* Lewis, 5. 8 13. 38 folg. Auf diefem Standpunkt ftehen Baden 2.R. 
Art. 577. c.c. und Sadfen 8.8.8. 5 2514. 2529. Diefe Auffafjung bat 
neuerdings auch in dem Preußiſchen Recht injoferne Anerfennung gefunden, 
als nad) &r.8.D. 8 52 der Fideicommißbeſitzer ald Eigenthümer eingetragen 
wird Derndburg, Pr. BR. I 8 874, 9. 

5 Lewis, 5. $ 14, 6; Stobbe, PR. $ 140. I; Pr. L.R. IL 4. 72; 
Bayern GE. 5 44; Hefien F. E. Urt. 17; Defterreih .8.0.8. 8 681. 

e Lewis, F. 8 14, 7. 

? Lewis, 5. 8 14, 18. 

s Lewis, F. 8 14, 12. 

® Lewis, F. 8 14. 29; Br. EUR. L 9. 95; Sachſen 8.8.8. $ 2531. 

10 Dewis, 5. $ 14. 42. 

ı1 Lewis, 3. 8 14. 58, 
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3. Der Inhaber hat das Recht das Fideicommißgut zu ver: 
pachten, wobei der Nachfolger, der nit Allodialerbe ift, wenn 
er nicht conjentirt bat, an den Pachtvertrag nicht gebunden 
iſt 12. 

II. Pflichten des Fideicommißinhabers. Der 
Fideicommißinhaber bat die Verpflichtung 

1. da8 SFideicommiß in gehörigem Stand zu erhalten "®. 
Er bat daher den gewöhnlichen Unterhalt der Sache zu beftreiten 
und mäßige Reparaturen auf eigene Koften vorzunehmen !*, wäh: 
rend er bei außerordentlihen Reparaturen Erſatz aus dem Fibei- 
commiß anzujprechen bat !°. 

2. Er bat alle auf dem Fibeicommiß ruhenden Laften zu 
tragen !*, mwobei er nur für außerordentliche Laſten Erſatz aus 
ber Subftanz anzuſprechen hat ’”. 

3. Er hat die auf die Sache bezüglichen Proceſſe zu führen "°. 

4. Der Fideicommißbefiter darf Aenderungen in der Sub: 
ftanz der Sade, infoweit fie eine Deterioration nicht enthalten, 
vornehmen, und ift darin namentlih nicht den Beſchränkungen 
unterworfen, denen der Nießbraucher unterliegt '®. 


12 Lewis, F. 8 14. 44; Stobbe, BR. 8 140, 6. Nah Bayern FE. 
8 48 darf der Beliter auf 9 Jahre, nad Heſſen F.E. Art. 17 auf 12 Jahre 
verpachten. 

18 Lewis, F. 8 15, 1; Bayern FE. 8 44; Heflen F. E. Art. 17; Defter- 
reich A.B.G.B. 8 631. 

14 Remis, F. 211. 

Lewis, %. 211. Nah Sachſen B.G.B. 8 2533 Hat der Inhaber nur 
jolde Reparaturen ſelbſt zu beftreiten, welche der Nießbrauder zu tra- 
gen hat. 

16 Lewis, F. 8 15, 13; Heflen F.E. Art. 17. 

17 Lewis, 5. 8 15, 20. 

is Lewis, F. 8 15.21; Bayern FE. 8 56, 3; Heflen F. E. Urt. 17. Nach 
Pr. L.R. I. 4. 117 Hat er die nächſten die Familie vertretenden zwei Un: 
wärter zuzuzichen. Ueber die Frage inmwieferne er zum Nergleich legitimirt 
jei vgl. Lewis, 3. $ 16, 36. Nah Pr. ER. II. 4. 119 Hat er die nächiten 
zwei Unwärter zuzuziehen. 

19 Lewis, F. 8 14. 71 folg. Nach Defterreih A.B.G.B. 8 633. 634 
darf der Fideicommißbefiger mit Genehmigung der Fideicommißbehörde Theile 
des Fideicommißgutes vertaufchen , in Erbpacht geben und das unbemegliche. 
Fideicommißgut in ein Capital verwandeln Pfaff und Hofmann, Commentar 
Il. 339. 

Roth, Deutſches Privatredit. III. 49 
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IV. Beräußerung. Als allgemeine Regel gilt, daß ber 
Fideicommißinhaber das Fideicommiß weder ganz noch theilweife 
einfeitig veräußern dürfe, fomeit nicht für einzelne Fälle gefeglich 
eine Ausnahme beftimmt if. Dieß gilt ſowohl gemeinredhtlich ?* 
als nach den einzelnen Landesrehten ?!, fowohl für die Veräuße- 
rung der Subftanz ??, als für die Belaftung mit dinglichen Red: 
ten ??. Das Veräußerungsverbot trifft jedoch nur alle Arten frei- 
williger Veräußerung, nicht aber die Fälle nothwendiger Veräuße⸗ 
rung **. Ob dur Conſens jämmtlicher vorhandener Anwärter 
eine Veräußerung giltig werde iſt gemeinrechtlich beftritten *°; 
die neueren Landesrechte ſprechen fich für die bejahende Meinung 
aus? Melde Wirkung bie nicht confentirte Veräußerung babe 
ift beftritten. Es haben fich folgende Meinungen geltend gemadt: 


2° Lewis, F. 8 16, 3. 

1 Pr. L.R. I. 4 78; Bayern SE. 8 48; Baden L. R. Urt. 577. f.; 
Weimar %.G. 8 1. 6; Braunſchweig F.G. 1837 8 22 und 1858 $ 3; Han: 
nover F.G. 8 36; Heſſen F. G. Art. 19. 20; Sachſen 8.6.8. 8 2534; Defter- 
reih A.B.G.B. 8 638. 

22 Lewis, F. 8 16 nad) Note 24. 

28 Beitellung von Servituten und Neallaften fann durch den Yideicom- 
mißinbaber nur für die Dauer feines Rechtes geſchehen, mit deſſen Aufhören 
fie erlöfchen Lewis, F. 8 16, 24. Für die Berpfändung gelten die unten 
Note 37 folg. Hinfichtlich der Verſchuldung aufgeftellten Grundſätze. 

4 Lewis, 3. 8 16. 43 folg. Es gilt dieß namentlich für Erpropriation 
und Ablöſung Stobbe, PR. $ 140, 13; Roth, Bayr. EM. (1) 8 225, 7 folg. 

5 Für bie bejahende Meinung fprechen fich bie bei VLewis, F. $ 16, 231 
Ungeführten aus. Dagegen Lewis, %. 8 16, 236 f., der von der Boraud- 
ſetzung ausgeht, daß der Conſens der zur Leit der Veräußerung lebenden 
Unmwärter den aus den Beitimmungen des Stifters abgeleiteten echten der 
damals nicht eriftirenden Defcendenten des eriten Erwerbers nicht präjudiciren 
fönne |. dagegen Roth, Bayr. E.R. (1) 8 227, 20. 

»e Die Tandesrechte haben verjchiedene Borausjegungen, nämlich landes- 
herrliche Beitätigung Baden L.R. Art. 577e. f.; Conſens jämmtlicher lebender 
Fideicommißinterefienten und Iandesherrliche Beftätigung Braunfchweig 5-6. 
8 24; Conſens jämmtlicher Iebender Fideicommißintereffenten und gerichtliche 
Beftätigung Pr. L.R. II. 4. 78; Bayern F.E. 8 49. 50; Defterreih A. B. G. B. 
8 633. 634. Nach Heflen 3.6. Art. 19. 20 genügt die Einwilligung ſämmt⸗ 
licher egiftirender Yideicommißintereffenten zur Veräußerung des Fideicommiß 
gutes im ganzen und einzelner Theile, in dem letteren Fall Tann jedoch der 
Conjend der Anwärter gerichtlich fupplirt werden. Nah Sachſen 8.8.2. 
8 2535. 2537. 2540 ift Einwilligung jämmtliher am Leben befindliher An- 
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1. Nach der einen Anſicht iſt die unconſentirte Veräußerung 
gültig, jedoch nur für die Lebensdauer des Veräußernden wirk—⸗ 
fam. Mit feinem Tod erlifht das Eigentbum des Erwerbers, 
und der Fideicommißfuccefor Tann das PVeräußerte vindici- 
ren 27, 

2. Nach einer anderen Anficht ift die Veräußerung nur bei 
legtwillig angeorbneten Fideicommifjen nichtig, bei allen anderen 
ift fie vollwirkſam, und dem Fideicommißjuccefjor fteht nur eine 
Klage gegen den Beräußernden und deſſen Erben auf das In— 
terefje zu 28. 

3. Eine dritte Anfiht erklärt die unconfentirte Veräußerung 
bei allen Fideicommiffen ſowohl bei den vertragsmäßig als bei 
den teftamentarisch errichteten den Anwärtern gegenüber für an- 
fehtbar ?°. 

4. Eine vierte Anfiht geht dahin, daß die unconfentirte 
Beräußerung bei allen Fideicommiffen ſowohl bei den vertrags- 
mäßig al3 bei den teftamentarifch errichteten nichtig fei. Die Ver: 
treter diefer Anficht haben aber infoferne eine verjchiedene Stel- 
lung, als die einen annehmen, daß auch der Veräußerer jelbit 
die Nichtigleit geltend machen könne ?°, während die anderen nur 
den Anmwärtern nicht dem veräußernden Fideicommißbefiger felbft 
wärter und gerichtliche Beftätigung erforderlich; der Eonjens ber Anwärter 
muß zugleich für ihre Erben abgegeben jein. 

27 Diefe Anficht wird neuerdings vertreten von Salza, F. C. 155. Dem 
Fideicommißjucceffjor wird die Stellung eingeräumt, welche nah 1. 2 8 2. 3 
Cod. 6. 43 der Legatar bei Veräußerung der legirten Sache durch den Erben 
hat. ©. gegen biefe Anficht Lewis, F. 16. 75. 

29 Bol. Lewis, %. 8 16. 71. 

20 GStobbe, BR. $ 140, 14. Dieß ift Heſſen %.G. Art. 22 ausdrücklich 
ausgeſprochen: Jede den Vorjchriften des Art. 19—21 entgegen gejchehene 
Veräußerung .... fanıı von den Betheiligten, welche ihre Einwilligung dazu 
nicht gegeben Haben, angefochten werden. Auf demfelben Stanbpunft fteht 
Br. ER. II. 4. 79, welches wenn eine Veräußerung ohne Familienſchluß ge- 
ſchehen ift, dem juccejfionsberechtigten Anwärter das Recht auf Wiederein- 
fegung in den vorigen Stand einräumt Lewis, %. 8 16. 125. A. M. Dern⸗ 
burg, Br. BR. I. 8 378, 3 und Förſter Eceius 8 242, 43, bie auch nad 
lee Recht für die Anwärter die Revokationsklage als begründet an- 
ehen. 
°° Pfeiffer, Verm. Aufſätze 37—39. 
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das Revokationsrecht gewähren, welche letztere Meinung in un 
jeren Landesrechten angenommen ift®!. Als berechtigt ericheint 
ber durch den Tod des Veräußernden zur Succejfion in das Fi: 
beicommiß berufene nächſte Anwärter 3%. Abweichend davon geben 
mehrere Geſetze jedem Anmärter ohne Rüdficht darauf, ob er ala 
der nächſte Succeffionsberedhtigte erfcheint, noch bei Lebzeiten des 
Veräußerers aljo vor Eintritt des Succeſſionsfalles das Revo: 
tationsrecht 3°. Der Klageftellung des Anwärters fteht nicht ent: 
gegen, daß der Kläger Defcendent ?* oder Allodialerbe ?° des Ber- 
äußernden ift; dagegen wird durch Conſens zur Veräußerung bie 
Klageftelung ausgeſchloſſen *. 

IV. Berfhuldung?”. Aus der Unveräußerlichkeit des 


31 Dieß ift die gewöhnliche Meinung Lewis, %. 8 16. 87; Gerber, BR. 
8 84, 12; Beſeler, B.R. $ 181, 28 die fih darauf gründet, daß der Klage 
des Veräußerers die exceptio rei venditae et traditae entgegenjtehe Lewis, 
5. 8 16, 87. Auf diefem Standpunkt ftehen unſere Landesrechte, indem feines 
berfelben dem Veräußernden felbft ein Revokationsrecht gewährt Lewis, F. 
$ 16, 131, daſſelbe ift vielmehr nur den Anwärtern eingeräumt. Ueber das 
Defterreichiiche Recht vgl. Pfaff und Hofmann, Commentar II. 343. 

82 Lewis, 3. 8 16 nad Note 127, Bejeler, P.R. (4) 8 181, 28. Die 
ift ausdrücklich ausgeſprochen Sadjen 8.6.8. 8 2534 und Baden L.R. Art. 
577. c. h. 

Die iſt die Stellung des Bayriihen Nechts F. E. 8 32; Lewis, F. 
8 16, 129 und des Heſſiſchen %.&. Art. 22. Wenn der Kläger mit der Klage 
durchdringt jo wird, wenn derjelbe nicht der nächfte Succefjor und der Suc- 
ceſſionsfall noch nicht gegeben ift, die Sache wieder zum Fideicommiß ge- 
ſchlagen Lewis, F. 8 16 nad Note 130. 

4 Von manden wird in Anlehnung an die lehenrechtlihen Grundſätze 
dem Defcendenten des Beräußernden da8 Unfechtungsrecht abgefproden; j. 
dagegen Lewis, 3. $ 16. 153; Dernburg, Pr. BR. I. 8 378, 4. 

5 Ob der Allodialerbe zur Anfechtung der von feinem Erblaffer vorge- 
nommenen unconjentirten Veräußerung befugt fei ift beftritten. Für die Zu— 
läßigkeit Salza, F. C. 155, 11; Mittermair, P.R. 8 158, 44; Beieler, PR. 
(4) 8 181, 37, und für das Preußiiche Recht Dernburg, Pr. PR. I. 8 378, 
5; gegen diefelbe Eichhorn, P.R. 8 871d; Lewis, F. 8 16, 166 folg. Der 
legteren Anficht ſchließt fid an Sachſen B.G.B. 8 2534. 

Bol. oben Note 26. Nach Sachſen B.G. B. $ 2537 ift dieß nur dann 
der Fall, wenn der Confentirende den Conſens zugleih im Namen feiner 
Erben ertheilt bat. 

827 Weber Fideicommißjchulden vgl. Lewis 3. 8 17 und bie dort ange 
führte Literatur, dann Pfaff und Hofmann, Exkurſe II. 253. 275. 
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Fideicommiſſes folgt von felbft, daß dafjelbe von dem Fideicon: 
mißinhaber einfeitig nicht verſchuldet werden fann®®. Daher fteht 
demselben in der Regel das Recht der Verpfändung durch ein- 
feitige Verfügung nicht zu, und e8 gilt der allgemeine Grundſatz, 
daß die Subftanz des Fideicommifjes für die Schulden des Fidei— 
commißinhaber3 nicht in Anfpruh genommen werden fann, bie 
Gläubiger vielmehr nur an die Früchte des Fideicommifjes, ſoweit 
fie dem Schuldner zukommen, fih halten können °?. Hiervon ift 
gemeinrechtlich eine Ausnahme begründet für ſolche Schulden, zu 
deren Aufnahme die Anwärter ihre Einwilligung gegeben haben *°. 
Außerdem haftet das Fideicommißobjekt jubfidiär für alle Schulden 
des Stifters *!, ſowie für alle diejenigen, welche der Stifter auf 
das Fideicommißobjelt gelegt bat *?, dann für folhe Schulden, 
welde der Fideicommißinhaber zur Beftreitung von Ausgaben, 
die zur Erhaltung des Fideicommißobjelt3 nothwendig find, con: 
trahirt und als Fideicommißſchulden conftituirt bat *°. Hievon 
weichen unfere Landesrechte in folgender Weife ab: 

1. Nah den Rechten von Sachen ** und Heflen *° haben 
nur Schulden des Stifter8 und die von ſämmtlichen Anmärtern 
confentirten Schulden die Eigenfhaft von Fideicommißfchulden. 


5 Lewis, 5. 8 17, 1; Bejeler, BR. (4) 8 181, 3. Die Verpfändung 
als eine Urt ber Veräußerung fällt unter die Regeln der legteren. 

 Stobbe, BR. 8 140, 23b; Bayern F. E. 8 53; Pr. L. R. II. 4. 224; 
Hannover F. G. 8 35. 

“0 Stobbe, P.R. 8 140, 37. UM. Lewis, %. $ 17. 30 folg. 

“1 Remis, F. $ 17, 3 folg. 

“2 Stobbe, PR. $ 140, 25. 

“8 Stobbe, PR. 8 140, 26; Lewis $ 17, 30. 

“Rah Sähfiihen Recht Haftet das Fideicommißobjelt für die Schulden 
des Stifterd mit dem Übrigen Vermögen; eine Beſchränkung der Haftung auf 
das erftere würde nur mit Buftimmung der Gläubiger verfügt werden können 
Freiesleben, Anwartfchaft 151. Das Sächſiſche Recht Tennt außerdem nur 
confentirte Fideicommißfhulden; die ausjchließlihe Haftung mit dem Fidei— 
commißobjelt fegt auch bei diefen Einwilligung der Gläubiger voraus Sachſen 
3.8.8. 8 2533; Freiesleben, Anwartſchaft 159. 

#5 Nach Heflen F. G. Art. 9. 10. 12 Haben die Gläubiger bed Stifters 
ein Widerſpruchsrecht gegen die Fideicommißerrihtung, und zwar die hypo⸗ 
thelarifhen Gläubiger ein abjolutes, die chirographariſchen Gläubiger bei In⸗ 
fufficieng des übrigen Bermögend. Zur Verfchuldung des ganzen Fideicom- 
miffes ift nach Art. 19 Zuftimmung ſämmtlicher Agnaten erforderlich. 
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2. Nah den Rechten von Braunfchweig *° und Hannover *” 
fommt die Eigenſchaft als Fideicommißfhuld nur den Schulden 
des Stifter und den landesherrlih genehmigten vom Fibeicom- 
mißinhaber conftituirten Schulden zu. 

3. Nah Preußiihem und Bayriſchem Recht werden Fibei- 
commißfchulden I. und II. Claſſe unterfhieden. Für die erfteren 
haftet die Subftanz bes Fideicommißobjelt3, jo daß dieſes dem 
Zwangsverfauf unterftelt werden Tann *°, für die legteren nur 
die Einkünfte *?. Fideicommißſchulden I. Claſſe find nah Preußi- 
Them Landrecht die von dem Stifter auf das Fideicommiß ge: 
legten und diejenigen Schulden, die aus feinem übrigen Bermögen 
nicht bezahlt werben fönnen ®°, danı diejenigen Schulden, welde 
auf Grund eine Yamilienfchluffes zur Wiederherftellung eines 
ruinirten Fideicommifjes aufgenommen werden ®!. Fideicommiß- 
ſchulden II. Elafje find diejenigen Schulden, die mit Zuftimmung 
der zwei nächften Anwärter zur Beftreitung von nothwendigen, 
nicht zu den gewöhnlichen Laften des Fideicommifjes gehörigen 


16 Na Braunfchweig F.G. 1858 8 3. 6 werben die zur Zeit ber Er- 
rihtung vorhandenen Schulden des Stifterd von der Fideicommißerrichtung 
nicht berührt. Bon dem Fideicommißbefiger contrahirte Schulden erhalten 
die Eigenſchaft von Fideicommißjchulden nur, wenn ſie mit fandesherrlicher 
Genehmigung und in Ermanglung eigner Defcendenten mit Genehmigung des 
nächſten Ugnaten zur Erhaltung oder nachhaltigen Verbefjerung des Stamm: 
guted oder zur Abtragung des Pflichttheild der Notherben des Stifterd con- 
trahirt werden F.G. $ 3. 

47 Nach Hannover G. 1836 8 35, 1 erhalten Schulden des Stifterd die 
Eigenfchaft von Fideicommißjchulden nur, wenn ihre Übtragung in beitimmten 
Beiträumen gefichert ift, und dem Befiger ein reines Einfommen von 1800 
Mark verbleibt, Der Fideicommißbefiger kann eine Fideicommißſchuld mit 
Genehmigung des Minifteriumd nur aufnehmen, wenn bie Erhaltung der 
Majoratsgüter einen außerorbentlichen Aufwand erfordert. 

*e Ver L.R. Il. 4 110; Förſter Eccius $ 242, 71; Dernburg, Br. BR. 
1. 8 378, 11. Nach Bayern FE. 8 54 haften die Fideicommißfchulden 1. 
Claſſe ſowohl auf der Subftanz als auf den Früchten des Fideicommiſſes. 
Nah Pr. L.R. II 4. 104 haftet nur die Subſtanz. 

9 Br. ER. II 4. 109; Bayern F. E. 8 54. 

9 Pr. L.R. II 4. 104. 

61 Pr. L.R. I. 4 114. Der Familienfhluß zur Contrahirung einer 
Fideicommißſchuld I. Claſſe muß einftimmig gefaßt werden Yörfter Eccius 
8 242, 78. 
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Ausgaben aufgenommen werden ®?. Nah Bayriſchem Recht ſind 
Fideicommißſchulden I. Claſſe die bei Errichtung des Fideicom: 
miſſes auf der Subftanz bereitö baftenden und von dem Stifter 
darauf angewiefenen Forderungen, Berwendungen für den Ankauf 
eines dem Fideicommiß einverleibten Gutes, ber Betrag der Pro- 
ceßkoſten für die die Subftanz des Fideicommifjes betreffenden 
Rechtsſtreite und der für das Fideicommiß erlegten feindlichen 
Sontributionen, der Betrag für die Herftellung nothwendiger oder 
nüglider Gebäude und für Abtragung von Fideicommißſchulden 
I. Elafje®®. Die Errichtung einer Fideicommißſchuld I. Claſſe 
legt Genehmigung des competenten Fideicommißgerichts voraus ®*. 
Fideicommißfchulden II Claſſe find alle Forderungen an den 
Stifter, welche fih nicht zur Eintragung als Fideicommißſchulden 
I. Claſſe eignen und nit aus feinem Allovialvermögen gebedt 
werden können 5°, dann alle durh Krankheit, Aufwand für Ber: 
forgung mehrerer Kinder, Unglüdsfälle in der Delonomie ober 
ſchwere Kriegslaften verurſachten außerordentlihen Ausgaben, bie 
weder aus den Früchten des Fideicommifjes noch aus dem Allo⸗ 
dialvermögen bes Fideicommißinhabers beftritten werden können 5°. - 
Fideicommißfchulden II. Elafje dürfen nur errichtet werden, wenn 
ein Fideicommißüberſchuß vorhanden ift und dieſer nicht über ein 
Drittel dadurch befchwert wird. Die Errichtung ſetzt Zuftimmung 
des Fideicommißnachfolgers, der Anwärter, des Fideicommißver⸗ 
treter8 und Genehmigung des FideicommißgerichtS voraus *7. Für 
jede Fideicommißfehuld muß ein Schuldentilgung3plan vorgelegt, und 
e3 muß diefelbe in die Fideicommißmatrifel eingetragen werben ®®. 

4. Nach Badiſchem Recht haften die für Abfertigung der 
von der Erbfolge ausgeſchloſſenen Defcendenten des Stifters, dann 
für Erhaltung des Stammgutes und die mit Negentenamtlicher 


53 Pr, V.R. II, 4. 8186; Dernburg, Pr. PR. I. 8 378, 12. 

52 F.E. 8 89. 56. 

5857. Das Fideicommißgeriht Hat eine Unterfuhung barüber 
anzuftellen ob die gejeglichen Boraudfegungen vorhanden jeien, und in zwei⸗ 
felpaften Fällen die Anwärter zu vernehmen. 

> F.E. 8 39. 

se F.E. 8 60. 

67 F.E. 8 61. 

8 F.E. 8 57. 69. 
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Nahfihtsbewilligung contrahirten Schulden auf den Früchten des 
Stammgutes ®°. 

5. Nach Defterreihifhem Recht kann der Befiter mit ge- 
richtlicher Genehmigung das Fideicommiß bis zu einem Drittel 
des Werthes verfchulden °°. Zur Verſchuldung über ein Drittel 
des Werthes ift Genehmigung bes oberften Gerichtshofes erfor: 
derlich, der fie erit nah Anhörung fämmtlicher befannter An: 
wärter und der Fideicommißcuratoren zu ertheilen bat®!. Die 
Zahlung der Fideicommißfhuld Tann nur aus den Einkünften 
nicht aus dem Stammgut beigetrieben werben ®*. 


8 334. 
2. Nechtöverbältnik der Anwärter. 


Für das rechtliche Verhältniß der Anwärter gelten folgende 
Grundſätze: 

J. Beſtimmung der Eigenſchaft. Die Eigenſchaft als 
Anwärter iſt gegeben für alle diejenigen, welche nach der in der 
Stijtung ober geſetzlich beſtimmten Succeffionsorbnung ! als zur 
Succeffion berufen erfcheinen. Das Recht des Anmwärters ift mit 
der Geburt gegeben, und erlifht nur mit Aufhören der Succeſ— 
ſionsfähigkeit oder Verzicht ?. 

I. Natur des Rechtes. Diefe ift verfchieden zu con: 
ftruiren, jenachdem das Recht des Fideicommißbefigers als be- 
ſchränktes Eigenthum aufgefaßt wird oder nicht. Wo das erftere 
der Fall ift®, find die Rechte der Anmärter als eventuelle Suc- 


69 Baden L.R. Art. 579. c.p. a. q. 

eo ABGB. 8 635. Bol. Pfaff und Hofmann, Commentar II. 347, 
und Exkurſe II. 253 folg. 

°eı &ef. 13/6 1863 8 3. 

ce 1.8.9.8. 8 642. 

VBgl. oben $ 330, 14. 15. 

2 Die nähere Darftellung wird im Erbrecht gegeben werden. Nach Br. 
ER. Il 4. 65—68 müfjen die einzelnen Anwärter im Hypothekenbuch ver- 
zeichnet werden. 

3 Vgl. oben $ 333, 2. 
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ceſſionsrechte zu bezeichnen +. Wo dagegen dem Fideicommißbe: 
figer nur ein Nutzungsrecht an den Fibeicommißobjeften zufteht ®, 
find die Anwärter in ihrer Gejfammtheit als Inhaber des Ober: 
eigentbums anzufehen ®. Materiell bewirkt die Verſchiedenheit ber 
Conſtruktion feine Berfchiedenheit in dem Recht der Anwärter. 

III. Befugniffe der Anwärter. Den Anmärtern fteht 
das Recht zu: 

A. Für Erhaltung des Fideicommiſſes die erforderlichen Maß: 
regeln zu beantragen. ALS folche finden fich: 

1. Snventarerritung. Wo die Inventarerrichtung nicht als 
Beftandtheil des Errichtungsaftes ſpeciell vorgefchrieben oder durch 
den Stifter angeordnet ift’, Tann fie von den Anmärtern jeber- 
zeit beantragt werben °®. 

2. Cautionsleiſtung. Gemeinrechtlich wird von Manden 
angenommen, daß dem Fideicommißbefiter die Verpflichtung ob- 
Tiege, auf Berlangen der Anmärter Caution zu leiften®. Unſere 
Landesrechte enthalten feine darauf bezügliche Beftimmung ?°. 

3. Ueberwachung. Den Anmwärtern fteht das Recht zu, Maß: 
regeln zu beantragen, melde für die Erhaltung des Fideicom⸗ 
miſſes in gehörigem Stand erforderlich fcheinen. Es gehören dahin 
namentlih Vinkulirung und Depofition der zum Fideicommiß ge- 
börigen Schuldfcheine !, Anrufung gerichtliher Hülfe gegen ben 
Fideicommißbefiger, der durch üble Verwaltung ben Beftand bes 
Fideicommiſſes gefährdet !?, oder die ihm durch die Stiftung auf: 
erlegten Verpflichtungen nicht erfüllt °, Antrag auf Segueftra- 
tion !*. 

4. Beitellung eines Curators. Der Stifter kann die Be: 


“ Roth, Bayr. ER, (1) 8 227, 6. 

° Bagl. oben 8 338, 1. 

© Bgl. oben 8 838, 3. 

T Bgl. oben $ 332, 38. 

® Lewis, 3. 8 9. 18; Bayern F. E. 8 43, 1; Sadjen 3.0.8. 8 2532. 

9 Lewis, F. 8 10. 

Nur Sachſen B.G.8. 8 2532 erwähnt die Cautiongleiftung und be> 
ftimmt, daß der Inhaber nicht dazu verpflichtet fei. 

11 Bayern FE. 8 43. 

12 Bayern F.E. $ 71; Heflen F.E. Urt. 16; Sadjen 3.6.8. $ 613. 

18 Bayern F. E. 8 72. 

14 Bayern HE. 8 71; Braunſchweig F. E. 8 7. 
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ftellung eines Curators anorbnen, welchem die Pflicht obliegt, für 
die Erhaltung des Fideicommifjes Sorge zu tragen’. Die Be: 
ſtellung deffelben, fowie die Beftimmung feiner Eompetenz; hängt 
allein von den Anorbnungen des Stifter ab !°. Iſt eine der: 
artige Beftimmung nicht getroffen, jo haben die Anwärter nicht 
das Recht, im Fall des Bedürfniſſes die Beftellung eines Cura- 
tors zur Wahrung ihrer Interefien zu beantragen !7. 

B. Für alle Handlungen, weldde eine Veräußerung oder Be- 
laftung des Fideicommißobjeltes enthalten, bat der Fideicommiß- 
befiger die Zuftimmung der Anwärter einzuholen *®. 

C. Der Anwärter hat das Recht der Succeflion in das Fi: 
deicommiß nad der für biefes beftimmten oder geltenden Suc⸗ 
ceffionsordnung ’°. 


8 335. 
IV. Aufhebung. 


Die Aufhebung des Familienfideicommifjes tritt in folgenden 
Fällen ein: 

I. Iſt die Errichtung eines Familienfideicommifjes unter einer 
Refolutivbedingung erfolgt, jo tritt mit Eintritt derſelben Die 
Auflöfung ein. 

II. Iſt ein Kamilienfiveicommiß auf beftimmte Zeit errichtet, 
fo tritt mit Ablauf derjelben die Auflöfung von felbft ein ?. 

III. Mit gänzlihem Untergang des Objektes hört das Fa⸗ 
milienfideicommiß auf. 


1 Lewis, 5. 8 11, 1. Ausbrüdlich erwähnt ift die Zuläßigkeit Bayern 
F.E. 8 51; Weimar, FE. 8 8. 

16 Lewis, 5. 8 11, 2 folg. 

17 Nur Defterreich A.B.G.B. 8 680 ſpricht ihnen dieſes Recht zu. Ge⸗ 
meinrechtlich wird ein ſolches nicht anertannt Lewis, F. 8 11 vor Rote 5. 

18 Vgl. oben 8 883. IIL IV. Dem Preußiſchen Recht eigenthüumlich ift 
das Inſtitut der Yamilienfchlüffe, deren Vorausſetzungen durch das Gef. 15/2 
1840 geregelt find. Vgl. darüber Förfter Eccius 8 242, 46 folg. 

Die nähere Darjtellung wird im Erbrecht gegeben werben. 

1 Remis, F. 8 8 nad) Note 3. 

2 Lewis, F. $ 24, 32. 

s Lewis 8 24, 15; Bayern F.E. 8 93, 1; Defterreih A.B.G.B. 8 645. 
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IV. Sit fein durh die Stiftung zur Succeffion berufener 
Anwärter mehr vorhanden, jo verwandelt fi das Fideicommiß 
mit dem Tod des lebten Anwärters, injoferne der Stifter nicht 
für diefen Fall Anordnungen getroffen hat“, in Allod. Der lebte 
Beliger kann für jeinen Todesfall darüber legtwillig verfügen, 
und e3 tritt, wenn er dieß unterläßt, mit feinem Tod die Ste: 
ftaterbfolge ein ®. 

V. Gemeinrechtlich ift es beftritten, ob ein Familienfideicom⸗ 
miß durch Familienfhluß d. h. durch übereinftnnmende Willens: 
erklärung jämmtlicher berechtigter Anmärter aufgelöst werben 
fönne ®. Unſere Landesrechte ftehen auf dem Standpunkt der die 
Trage bejaht, und zwar in folgender Weiſe: 

1. ein Theil der Landesrechte hat als Vorausſetzung Die 
Einmilligung ſämmtlicher zur Zeit des Familienfchluffes vorhan- 
bener Anmärter. Dieß ift die Stellung des Preußiſchen Land: 
vecht2 ?, des Sächſiſchen B.6.B.°, des Badischen Landrechts? und 


* Bei der Errichtung des Yideicommifles kann der Stifter für den Fall 
bed Ausfterbend der inftitwirten Familie eine andere fubjtituiren Lewis, F. 
8 24, 2; Bayern F.E. 8 99. 

° Br. ER. IL 4. 189; Bayern FE. 8 93 Nr. 5 und 8 99; Sadjen 
8.8.3. $ 2540; Braunſchweig F.E. 8 8 Nr. 1; Heflen F.E. Art. 29 Nr. 2; 
Defterreih A.B.G.B. 5 645. Nach Baden L. R. Art. 577. c. u. ift unter Aus- 
ihliegung der Verfügungsbefugniß bes lebten Inhabers der Mebergang auf 
die weibliden Familienmitglieder beſonders geregelt. 

® Für die Bejahung ſprechen fih aus: Maurenbreder, P.R. 8 217, 22; 
Gengler, Lehrbuch 240, 34; Reyſcher, P.R. 8 678, 12; gegen diefelbe Lewis, 
3. 8 24, nad Note 8; Gerber, PR. 8 85, 18; Beſeler, BR. $ 181. VII; 
Stobbe, BR. 8 140. VII. 

Das Geſetzbuch enthält feine Beitimmung. Das Edikt 9/10 1807 8 9 
und Gef. 15,2 1840 8 1 läßt jedoch die Aufhebung einer Fideicommißjtiftung 
durch Familienſchluß zu, und die Praxis Hat die Zuläßigleit anerkannt Lewis, 
F. 8 24, 95 folg.; Dernburg, Pr. BR. I. 8 376 Nr. 1. Den gleichen Grund- 
laß fpriht Anhalt Gef. 17/4 1870 8 2 aus. 

s Nach Sadfen B.G.B. S 2539 ift die Aufhebung, wenn nicht durch den 
Stifter mit fandeöherrlicher Genehmigung etwas anderes beſtimmt ift, mit 
Einwilligung fämmtlicher am Leben befindlicher Anmärter geſtattet. Es galt 
dieß ſchon nad) gemeinem Sächſiſchem Recht Decif. X von 1746; Lewis, F. 
8 24, 90. 

® Baden UR. Urt. 577. 0. 3; Lewis, %. 8 24, 96. 
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der Rechte von Heflen !° und Braunfchweig ?!. Nah Bayrifchem "? 
und Defterreihifhem Recht '° wird außerdem ein Gurator für die 
Nachkommenſchaft zugezogen. 

2. Mehrere Rechte machen die Zuläßigfeit von dem Bor: 
bandenfein gewiſſer gejeglich beitimmter Vorausfegungen abhängig. 
Nah Bayrifhem Recht ift die Auflöfung nur zuläßig, wenn ber 
Familie dadurch ein ausgezeichneter oder fortdauernder Nuben zu: 
gebt, oder wenn folche gebietende Umstände eintreten, welche die 
Auflöfung des Fideicommiffes nothwendig maden '*. Nach dem 
Recht des Sähfifhen B.G.B. ift die Auflöfung durch Familien: 
ſchluß nur zuläßig bei Fideicommiffen, welche bereit? in die dritte 
Hand gelommen find, und wenn nit von Seiten des Gtifters 
mit Genehmigung des Landesherrn das Gegentheil beftimmt ift '®. 
Nah Defterreihifhenm Recht ift die Auflöfung nur zuläßig, wenn 
feine zum Fideicommiß berufene Nachkommenſchaft zu vermuthen ift ?®. 

3. Nah Badischem 1” und Braunſchweigiſchem Recht !° fegt 
die Auflöfung Tandesherrlide nad) Bayriſchem, Sächſiſchem und 
Anhaltiſchem Recht !? gerichtliche Genehmigung des Familienfchluf- 
ſes voraus. 

VI. Nah Bayriihem ?° und Braunfchweigifchem Recht ?! hört 


10 Heſſen F.G. Art. 29. 

1 Braunfchweig F.G. 8 8, 4. 

13 Bayern F.E. 8 97, 3; Lewis, 5. 8 24, 94; Roth, Bayr. ER. (1) 
8 236, 13. 

18 Defterreih A.B.G.B. 8 644; Lewis 5. 8 24, 99. 

14 Bayern %.E. 8 97; Lewis, F. 8 24, 91. 

15 Sachſen B.G.B. 8 2539; Lewis, %. 8 24, 91. 

16 Defterreih A. B.G.B. 5 644; Lewis, 5. 8 24, 99. 

17 Baden ER. Urt. 577. 0.8. 

1° Braunfchweig F. G. 88, 4. 

1 Bayern FE. 8 97; Roth, Bayr. E.R. (1) 8 236, 14; Sachſen 8.8.8. 
S 2541; Anhalt Gef. 17/4 1870 8 7. 

ꝛo0 F.E. 8 98, 3. Dieß tritt ein, wenn bie Berminterung durch Schuld 
des Beſitzers herbeigeführt ift, wobei die Unmärter jedoch die Beftellung einer 
Adminiftration zum Behuf der Ergänzung verlangen können. Iſt dieß nicht 
der Yall, jo tritt die Aufhebung nur ein, wenn nicht der Beſitzer und bie 
Anwärter zujammen oder einer von ihnen die Ergänzung übernimmt, wozu 
ihnen eine Frift von einem Fahr geftattet ift F.E. $ 96. 

21 Braunfdweig 3.9. 8 8. 
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das Fideicommiß zu beftehen auf, wenn dag Grundvermögen unter 
den zur Errichtung erforberlihen Betrag vermindert wird. 

VI. Nach denjenigen Rechten, welche bei Verjchuldung den 
Zwangsverkauf des Fideicommifjes zulaflen ??, ift diefer Veran: 
lafjung ber Auflöfung ??. Nah Badiſchem Recht bat die Ber: 
äußerung außer der Familie die gleihe Wirkung **. 


Caput 5. 
Das bäuerlidye Güterrecht '. 


8 336. 


Noch in größerem Umfang als das Lehenreht hat das be- 
fondere bäuerlihe Güterrecht feine Bedeutung für dad Recht der 
Gegenwart verloren. In großen Rechtögebieten ift es ganz befei- 
tigt, und unter Aufhebung der darauf bezüglichen Rechtsverhält— 
nifje deren Neubegründung verboten; in anderen ift dafjelbe we- 
fentlich umgeftaltet, indem die einjeitige Ablösbarfeit anerkannt 
und die Neuconftituirung entweder ganz verboten, oder doch nur 
unter ausbrüdlihem Vorkehalt der einfeitigen Ablösbarkeit ge- 
ftattet ift, und nur in menigen kleinen Rechtögebieten ift das 
frühere Recht unverändert erhalten?. Was früher Regel war iſt 
alfo jett Ausnahme. Wo nicht der Grundfaß zur Geltung gelangt 
iſt, daß bei erblicher Weberlaffung eines Grundftüds nur Mebertra- 
gung zu vollem Eigenthum zuläßig ſei, iſt das frühere Recht doch 


2 Bol. oben 8 333, 48. 

23 Remis, F. 8 24, 26; Förſter Eccius $ 242, 138; Braunſchweig F.E. 
8 8, 3; Helfen F. G. Art. 29. 

2° Baden LR. Art. 577. cc. 8. 

1 &. die Literatur bei Stobbe, P.R. 8 130. Ueber das bäuerliche &ü- 
terrecht vgl. Eichhorn, PR. 8 255— 264; Gerber, P.R. 8 138—143; Beieler, 
BR. (4) 8 188—190; Stobbe, BR. $ 131—183. 

2 Es find die wie unten Rote 38 angeführt beide Medlenburg, Sadjen- 
Altenburg, Neuß j. 2. und Stadt Lübed, Nechtögebiele, die nach der Zählung 
von 1880 einen Bevölkerungsſtand von 996,000 Einwohnern haben, jo daß 
alfo das frühere Recht nur in einem Heinen Theil bed gemeinrechtlichen Rechts» 
gebiet3 erhalten iſt. 
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dahin abgeſchwächt, daß die Nutzungsrechte, welche bisher durch 
Vebereinfunft der Intereſſenten mit unbefchränfter Dauer con= 
ftituirt werden konnten, fortan nur als einfeitig ablöslich begründet 
werden können, wodurd fie von vorneherein ihre juriftifhe Natur 
gewechjelt haben *. Es könnte deßhalb bezweifelt werden, ob die 
bäuerlihen Nubungsrechte de3 früheren Rechts in einer Daritel- 
lung des gegenwärtig geltenden Rechts überhaupt noch Plab zu 
finden haben; allein Beranlaffung zu einer kurzen Darftellung 
gibt nicht nur der Umftand, daß vereinzelt ſolche Nutzungsrechte 
noch unverändert erhalten find, ſondern au die Nothwenbigfeit 
den gegenwärtigen Rechtszuſtand zu conftatiren, da vor Allem 
feftgeftellt werben muß, ob diejenigen bäuerlichen Nutzungsrechte, 
welche gemeinredhtlid oder nach allgemeiner Gewohnheit in dem 
gemeinrechtlihen Rechtsgebiet früher begründet waren, aud) jeßt 
noch als dem geltenden Recht angehörend angejehen werden können. 
Der Ueberfiht des gegenwärtigen Rechts ſende ich eine folche des 
früheren Rechts in dem Rechtsgebiet des gemeinen Rechts, dann 
des Preußiſchen und Defterreihiihen Rechts voraus. 


A. Rechtsgebiet des gemeinen Rechts?. 


Hier fanden fih nur zwei Formen, die als gemeinrechtlich 
bezeichnet werden können, die Emphyteufis * und das Bauernlehen 








2* Bäuerliche Nutzungsrechte, bei weldyen die einjeitige Ablösbarkeit Durch 
den Nubungdberechtigten gegeben ift, unterjcheiden fih von den bäuerlichen 
Nutzungsrechten des früheren Rechts darin, daß dem Nutzungsberechtigten die 
Befugniß zufteht, dad Nubungsrecht in jedem Hugenblid in freied Eigenthum 
zu verwandeln, während nach früherem Necht Ablöfung auf einfeitigen Antrag 
des Nutzungsberechtigten nicht zuläßig war. Nutzungsrechte, melde der Rur- 
tzungsberechtigte durch feine Erklärung , daß er ablöjen wolle, in Eigenthum 
verwandeln kann, find aljo als im beſchränkten Eigenthum des Nutzungsbe⸗ 
rechtigten ſtehend zu bezeichnen, und es iſt daraus zu erklären, daß nach den 
Rechten, welche die ablöslichen Nutzungsrechte bei Beſtand erhalten haben, der 
Nutzeigenthümer als Eigenthümer in das Grundbuch eingetragen wird, unten 
Note 9a. 

» Es ift Hiezu auch das Königreich Sachen zu rechnen, da die früher 
hier beftandenen bäuerlichen Nutzungsrechte, die nur ganz vereinzelt noch er- 
halten find, aus der Beit vor Erlaß des B.G.B. ftammen. In diefem felbft 
find fie nicht berüdfichtigt, aber in dem E.G. 2/1 1863 find die Beftimmungen 
über ben Erbpacht und die Erbzinsgüter, joweit ſolche damals noch vorhanden 
waren, al3 fortbejtehend erffärt. 
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(feudastrum)®. Die anderen Arten der bänerliden Güterredhte 
hatten ſich nur örtlich ausgebildet, und unterſchieden fih nicht nur 
in den Benennungen, welche die mannigfadhfte Abwechslung zei- 
gen, fondern auch in dem Inhalt des Rechts. Es iſt dieß da— 
durch erklärlich, daß die Ueberlaſſung regelmäßig auf Verträgen 
beruhte, deren Geſtaltung nur in einzelnen Gegenden durch Her— 
kommen oder geſetzliche Beſtimmung geregelt war. In der Haupt: 
ſache unterscheiden fich die bäuerlichen Nutzungsrechte des Deut: 
ſchen Rechts, je nachdem fie erblich oder nicht erblich verliehen find. 

T. Die erbliche Leibe. Die erbliche Leibe tft diejenige, 
bei welcher ber erbliche Hebergang auf den Nachfolger in dem 
Rechtsverhältniß felbft gegeben ift, oder bei welcher der Nachfolger 
einen Rechtsanſpruch auf Wieberverleihung von Seite ded Guts— 
berrn bat®. Die für diefelbe geltenden allgemeinen Grundjäße 
find folgende: 

1. Das Rechtsverhältniß. Ueber das zu Grund lie: 
gende Rechtsverhältnig find die Meinungen getheilt, indem bie 
einen die erbliche Leihe nur als dingliches Recht an dem Eigen: 
thum des Gutsheren anfehen ’, während die anderen Theilung 
des Eigenthums annehmen. Nach den Landesrehten, nad welden 
einzelne bäuerlihe Nutzungsrechte in ihrer urſprünglichen Geftalt 
erhalten find, wird das Rechtsverhältniß als dominium utile auf- 
gefaßt, und regelmäßig das Grundbuchfolium dem Nupeigenthü- 


— un ne 
— on 


* Daß diefe in ihrer urjprünglichen Geftalt ſich nur vereinzelt und zus» 
legt gar nieht mehr fand, wird allgemein angenommen Gengler, P.R. 8 100, 
2; Gerber, P.R. 8 139, 3. Jedenfalls war bis zum Erlaß der Ablöjungs- 
gejege in dem gemeinzechtlihen Nechtögebiet die Möglichkeit der Begründung 
von Emphyteuſen nach den Grundfägen des gemeinen Rechts gegeben. Jetzt 
hat diejes Inſtitut gefegliche Geltung uur in dem Heinften Theil des gemein- 
rechtlichen Rechtẽgebiets, deſſen Beftandtheile oben Note 2 aufgeführt find. 

5 Vgl. Eichhorn, BR. 8 258; Gerber, BR. 8 139, 1; Bejeler, PR. 
(4) 8 189, 8. 10. 

° Bu den erblichen Colonaten wurden aud diejenigen gerechnet, bei wel⸗ 
chen die Verleihung zwar nur auf bejtimmte Jahre oder auf Lebenzzeit er- 
folgte, wobei jedoch der Gutsherr zur Wiederverleihung verpflidhtet war 
Stobbe, P.R. 8 133, 1. 

T Gerber, B.R. 8 140, 7; Stobbe, P.R. 8 132, 10. 

s Befeler, BR. (4) 8 190. J. 
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mer eröffnet?. Das Gleiche ift der Fall nach denjenigen Gejegen, 
nah welden nur ablösbare Nutzungsrechte erhalten find *. 

2. Das Nugpungsredht Dem Nubungsberedtigten 
fteht, infoferne nicht durch Vertrag oder Herfommen bejondere 
Beſchränkungen beftimmt find !?, das Nutzungsrecht im weiteften 
Umfang zu '!, und er ift auch zu Gulturveränderungen berechtigt '*. 
Dabei fteht ihm die procefjualiihe Vertretung zu ?’. Er hat die 
Pflicht, das Objekt in baulidem Stand zu erhalten, und bat alle 
Raften zu tragen’. Auflegung von Servituten ift wenigftens 
für die Dauer feines Rechts für zuläßig zu halten 16. 

3. Recht der Veräußerung. Urſprünglich war jede 
Veräußerung an die Zuftimmung des Herrn gebunden, die Diefer 
auch verjagen konnte !°; vielfältig wurde aber für einzelne Güter- 


° Dieß ift beftimmt in dem k. Sächſiſchen H.G. 1843 $ 16, 6, was nadh 
Altenburg H.O. 8 13, 6; Neuß ij. 2. H.O. 8 13, 6 und Reuß ä. L. HD. 
$ 15, 6 noch gilt. Nah Weimar A.G. zum Pf.G. 1839 wird bei Erbpachten 
und Laßgütern das Zolium für den Nubeigenthümer eröffnet (8 42), und das 
Recht des Obereigenthümers als Beſchränkung eingetragen (8 71). Nach Mei- 
ningen Inſtruktion 15/8 1872 wird der Nutzungsberechtigte als Eigenthümer 
(8 18) und das Nutzungsrecht als Eigenthumsbeſchränkung eingetragen ($ 24). 
Das Gleiche gilt nah Mecklenburg R.St.B.O. 8 6. 

9% Dieß ift der Fall nach den mit den Preußiſchen Grundbuchgeſetzen zus 
fammenhängenden Geſetzen, foweit nad) dem betreffenden Landesrecht ablös- 
lihe bäuerlide Nubungsrechte neu begründet werden können oder noch vor⸗ 
handen find. Es gehören dahin Hannover E.G. zum EEG. $ 7; Dlden- 
burg E.E.G. $ 1; Braunſchweig E.E. G. $ 71; Detmold E. E. G. 8 1; Schaum- 
burg E.E.G. 8 1; Waldeck E.G. 8 3. Die gleiche Beſtimmung bat Anhalt 
Gr. B.G. 8 13. 

io Dieß war Häufig der Fall hinſichtlich der Waldnutzung Beſeler, PR. 
(4) 8 190, 17. 

11 Stobbe, P.R. 8 132, 11; Befeler, BR. (4) 8 190. IV. Das Nu⸗ 
tzzungsrecht ift dem des Bafallen analog zu beurtheilen Gerber, P.R. 8 140, 
9. Verpachtung des Gutes ift nicht an fi für unzuläßig zu halten Gerber, 
PR. 8 140, 14. 

12 Gerber, P.R. 8 140, 10; Stobbe, P.R. $ 132, 13. 

13 Berber, BR. 8 140, 11; Stobbe, PR. 8 132 Nr. 6. 

* Gerber, P.R. 8 140, 18; Stobbe, BR. $ 132,-12; Beſeler, B.R. (4) 
8 1%. V. 

15 Stobbe, P.R. 8 132, 14; vgl. oben 8 268, 12. 

‚© Gerber, B.R. $ 140, 13, Stobbe, P.R. 8 132, 22. Die Nothwendig- 
keit des Conſenſes zu Beräußerungen bildete das mefentlichite Unterfcheidungd- 
merfmal der Erbleige und der Emphhteufe. 
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arten die freie Veräußerlichteit gewöhnlich ?7, und unter dem 
Einfluß des römischen Rechts verwandelte ſich mehrfach das Gon- 
ſensrecht in ein Vorkaufsrecht ?°. Nach neuerem Recht ift bie 
Beihränfung der Veräußerung joweit fie ſich erhalten hat, nur 
anwendbar bei folden Nutzungsrechten, die der einfeitigen Ablöfung 
von Seite des Berechtigten nicht unterworfen find 1%, denn ge: 
genüber dem Berechtigten, dem das Recht der einfeitigen Ablö- 
fung zufteht *°, kann das Veräußerungsverbot, auch wenn e3 nicht 
ausdrücklich aufgehoben ift ?', mit Wirkſamkeit nicht geltend ge— 
macht werden, da er ſowohl als fein Singularfuccefjor die Wir- 
tung der Beichränfung dur das Verlangen der Ablöfung befei- 
tigen kann. Die Beſchränkung der Veräußerung ift daher in dem 
geltenden Recht jehr reducirt ??. 

4. Recht der Berpfändung. Dieſes war wie das 
der Veräußerung an die Zuftimmung de3 Herrn gebunden ?®, 
wovon jedoch mehrfadh Ausnahmen gemaht wurden, indem man 
nad) Analogie der Empbyteufi3 die Zuläßigfeit der VBerpfändung 
des Rechts annahm **. Nach neuerem Recht ift die Befugniß der 
Berpfändung der ablösbaren aber noch nicht abgelösten Rechte 


17 So namentlih für die Bindgüter Befeler, B.R. (4) 8 190, 25; andere 
Fälle |. Stobbe, B.R. & 132, 22. Namentlich bildete fi auch die Hebung, 
daß der dominus feine Einwilligung nur aus bejtimmten Gründen verjagen 
fonnte Stobbe, P.R. 8 132, 24. 

18 Stobbe, P.R. 8 90, 44. Ein Beifpiel ift das Vorkaufsrecht des Erb- 
zinsheren nach Sächſiſchem Recht, das fi) aus dem Conſensrecht entwidelte 
Heyne, Commentar I. 179. 

9 Bol. unten Note 33 und 50—54. 

20 Bol. unten Note 46—49 und 55. 64. 

21 Ausdrücklich ausgeſprochen ift Bremen Geſ. 8/7 1850 8 2, dab aud 
für noch nicht abgelöste Erbleihen alle Dispofitionsbejchräntungen aufgehoben 
jeien. Das Gleiche beftimmt Höfegefeb 2/6 1874 8 1 für Hannover. Durch 
Gef. 5/4 1869 8 4 ift im Umfang bed Regierungsbezirts Wiesbaden das Heim- 
fallsrecht und gejegliche Vorkaufsrecht bei Erbleihen aufgehoben. Walded Gel. 
5/3 1874 ſpricht die Berpfändbarfeit bäuerliher Nutzungsrechte aus. 

22 Dieß ift von Bar, HR. ©. 67 mit Recht hervorgehoben. 

28 Gerber, BR. 8 140, 16. Die Zuftimmung Tann auch ſtillſchweigend 
ertheilt werden duch Bewilligung der Anlegung von Hypothekenbüchern. Vgl. 
unten Note 28. 

”* Stobbe, P.R. 8 132, 47. 

Roıh, Deutſches Privatrecht. III. 50 
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als Negel anzunehmen 25, für nicht ablösbare Rechte jedoch iſt 
die Nothwendigkeit des Conſenſes des Obereigenthümers theilmeife 
erhalten ?°. 

5. Beendigung. Urfprüänglih ſtand dem Gutsherrn 
die Befugniß zu, in Cabucitätsfällen das Leihegut felbft einzu- 
ziehen ??, ſpäter wurde ein richterliches Erkenntniß vorausgejeht, 
welches bei Vorhandenſein eines gefeglih anerfannten Grundes 
die Einziehung ausſprach ?®. Das Heimfallgrecht mar indeß mehr: 
fach Schon früher befeitigt *°. Für die einfeitig ablöslichen Nu: 
tzungsrechte ift dafjelbe ohnehin binmweggefallen. 

II. Nichterbliche Nutzungsrechte. Diefed waren 
im Gegenfat zu den erblichen Nugungsrechten diejenigen, bei wel: 
hen dem Berechtigten ein dingliches aber nicht vererbliches Recht 
an dem Gut eingeräumt war, wobei der Gutsherr nad den im 
Vertrag beftimmten Regeln die Einziehung vornehmen durfte, 
während im Webrigen das Verhältniß nach den für die erbliche 
Leibe geltenden Regeln fi richtete. Schon vor der Ablöfung 
war übrigens vielfältig die Erblichkeit anerkannt °?, und es haben 
ih in den Rechtsgebieten, in welchen Ablöfungsgefege erlaffen 
find, nur die laſſitiſchen Güter des Sächfifchen Rechtögebiets in 
ihrem Beftand erhalten °®. 


B. Das Rechtsgebiet des Preußiſchen Landrechts. 


Das Preußifche Landrecht Hatte drei Arten von bäuerlichen 
Nutungsrechten ausgebildet, das Erbpachtrecht, das Erbzinsrecht 


20 Dieß ift nach den oben Note 9a aufgeführten Rechten der Yall, da 
die Befugniß der Verpfändung al3 ein Ausflug des Eigenthumsrechts er: 
jcheint, und eine Beſchränkung bed als Eigenthümer eingetragenen Untereigen- 
thümers bejonders vorbehalten jein müßte. 

» Dieb ift der Yall bei den oben Note 9 aufgeführten Rechten von 
Weimar, Altenburg, Reuß und Meiningen Hinfichtlih der nicht ablößbaren 
Nutzungsrechte. 

#7 Stobbe, PR. 8 132, 57. 

28 Stobbe, P.R. 8 132, 58 folg.; Heimbach, P.R. 8 365, 18. 

#0 Gerber, BR. $ 143, 16; Befeler, PR. (4) 8 190, 40. 

 Stobbe, PR. 8 138, 4. 

sı Gerber, BR. 8 148, 8. 

ↄ22 Gerber, PR. 8 142, 12. 

»° Bol. unten Note 50. 51. 53. 54. 
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und die zur Eultur ausgejetten Güter. Das Erbpadtredt un- 
terſchied fih von dem Erbzinsrecht darin, daß es ein gegen einen 
mit dem Ertrag in Verhältniß ftehenden Zins beſtelltes Nutzungs⸗ 
recht war, bei welchem das Eigenthbum des Erbverpäcdhters aner- 
fannt war, und dem Erbpädter ein dingliches Nutzungsrecht zu= 
ftand, das von ihm frei veräußert und verpfändet werden fonnte°*. 
Im Gegenſatz zum Erbpadtreht war das Erbzinsrecht dasjenige 
Nutzungsrecht, bei welchem das Gut in getheiltem Eigenthum des 
Erbzinsheren und des Erbzinsmannes ftand, welcher letztere der 
Laudemialpflicht unterlag, und einen jährlichen Canon zu ent- 
richten hatte, dabei zur Veräußerung und theilweife auch zur Ber: 
pfändung der Einwilligung des Erbzinsherrn bedurfte?®. Die zur 
Eultur ausgefegten Güter (Laffitiihe Güter) gewährten dem Nu— 
tungsberedhtigten ein dem Meierverhältnig ähnliches Nutzungs⸗ 
recht, das nur, wenn ed durch ſchriftlichen Vertrag begründet war, 
auf die Erben des Beligers in abfleigender Linie, in Ermanglung 
folder auf die überlebende Ehefrau übergehen follte, wobei unter 
mehreren zur Nachfolge glei nahe Berechtigten der Gutsherr 
die Auswahl Hatte. PVerleihung auf Grund eines mündlichen Ber: 
trags follte nur auf ein Jahr gültig fein, und für Verhältnifie, 
die aus früherer Zeit herrührten, oder bei denen durch den ſchrift⸗ 
lichen Bertrag die gegenfeitigen Rechte und Pflichten nicht näher 
beftimmt waren, follten die befonderen Berfaffungen einer jeden 
Provinz maßgebend fein. Der Befiger hatte nur ein Benutzungs⸗ 
recht wie der Zeitpächter, und konnte ohne Einwilligung des Eigen- 
thümers über das Grundftüd nicht verfügen. Er konnte bei un- 
wirtbichaftlicher Benützung und Widerfpenftigfeit in —— der 
Zinſen und Dienſte abgemeiert werben ?. 


C. Das Rechtsgebiet des Oeſterreichiſchen Rechts. 


Das Oeſterreichiſche A.B.G.B. unterſcheidet Erbpacht und 
Erbzinsvertrag, jenachdem die Abgaben zu den jährlichen Nutzungen 


Mr L.R. I 21. 187—226. 

Br, L.R. I. 18. 680—812, 

se Pr. L.R. I 21. 626—650. Auf diefen laſſitiſchen Beſitz bezogen fich 
die Beftimmungen des Edikts 14/9 1811, durch welche die Regulirung dej- 
jelben eingeleitet und dieſer ſchon vor dem Abldfungsgeje 2/5 1850 theilmeije 
in Eigentgum verwandelt wurde, vgl. Dernburg, Pr. PR. I. 8 209. 
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in Berhältniß ftehen oder nicht. Das Verhältniß ift das des ge: 
theilten Eigentums. Der Nußeigenthüümer bat ein vererblidhes 
Recht an dem Gut, und Tann daffelbe veräußern, ohne die Ein: 
willigung des Obereigenthümers zu bedürfen, doch muß er diefem 
den neuen Erwerber behufs Beurtheilung feiner Fähigkeit nam: 
haft maden. Das Recht der Einwilligung zur Veräußerung ſo— 
wie ein Einftands: oder Retraktrecht hat der Obereigenthümer nur, 
wenn er es fich befonders vorbehalten hat. Dem Obereigenthümer 
fteht, wenn der Nußeigenthümer feine Pflichten vernachläßigt, das 
Necht der Abmeierung zu °”. 


D. Geftaltung in Folge der Ablöfungsgejehgebung. 


Dur die Ablöfungsgefege, welche feit 1848 in den meilten 
Nechtögebieten erlaffen wurden ®®, ift das frühere Recht in der 
Art umgeftaltet, daß die bäuerlichen Nugungsrechte theils voll: 
ftändig unter Verbot ihrer Wiedereinführung allodificirt, theils 
allgemein oder mit Ausnahme einzelner Arten für ablösli er: 
Eärt find. Unsere Landesrechte vertreten diefe Richtungen in fol- 
gender Weile: 

I. Der eine Theil hat unter Aufhebung des Obereigenthums 
die bäuerlichen Nugungsrechte in Eigentbum verwandelt, und die 
Neubegründung allgemein unterfagt. Dieß gilt im Bereich °? des 
Preußiſchen Ablöfungsgefege8 vom 2. März 1850*°%, in dem 
Rechtsgebiet des früheren Kurfürſtenthums Heflen *', in der Pro- 


7 Oeſterreich U.B.G.B. 8 1122 folg. Das 8 1125 aufgeführte Boden- 
zinsrecht entjpricht der Superficieß des gemeinen Rechts. 

3 Keine Ablöjungsgefeßgebung für das bäuerliche Güterverhältniß haben 
Mecdlenburg- Schwerin und Strelit, Sachjen-Wltenburg, Neuß j. 2. und Stadt 
Lübeck. Hier finden fi) aljo noch bäuerliche Güterverhältniffe des älteren 
Rechts. 

» Es gilt dieß in dem ganzen damaligen Umfang der Monarchie mit 
Ausnahme der Landestheile auf dem linken Rheinufer. 

«0 Nach dieſem Geſetz $ 2 ift das Obereigentdum des Guts- oder Grund: 
herrn und des Erbzindheren und das Eigenthumsrecht des Erbverpäcdters 
aufgehoben, und Erbzinsinann und Erbpädter wurden freie Eigenthümer. 
Nach 8 91 ift von Publikation des Gejeged an bei erblicher Ueberlaſſung eines 
Grundſtücks nur Uebertragung zu vollem Eigenthum zuläßig. 

*ı Hier ift Schon durch die Geſetze 26/3 1848 und 20/6 1850 der guts- 
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vinz Schleswigholftein *?, dem Königreih Bayern mit Ausnahme 
der Pfalz? und dem Königreich Württemberg **. Nah dem in 
diefen Rechtsgebieten geltenden Recht find alle bäuerlihen Nu: 
tzungsrechte aufgehoben, und fie können auch nicht neu begründet 
werden *°, 

I. Ein anderer Theil der Landesrechte hat die Ablösbarkeit 
der beftehenden Nubungsrechte ausgeſprochen, und die Neucon: 
ftituirung von bäuerlihen Nutzungsrechten überhaupt unterjagt. 
Es gehören dahin die Rechte des Herzogthums Nafjau **, König: 
reih Sachſen *”, Schaumburg=Tippe *° und Walded *°. 





herrliche Berband vom 1. Oktober 1848 an aufgehoben und die Neuconfti- 
tuirung verboten Judeich, Grundentlaftung 98; Platner, Sachenrecht 8 63, 42. 

42 Durch Geſ. 31 1873 8 2 ift bei Erbzind Erbfeite und Erbpacht das 
Obereigenthum und Heimfalldrecht unentgeltlich aufgehoben; die Abgaben und 
Reiftungen daraus unterliegen der Ablöſung. Nach 8 54 darf erbliche Ueber- 
laſſung eines Grundftüds nur zu freiem Eigenthum erfolgen. 

“ Nach Ablöſungsgeſetz 4/6 1848 Art. 16. 17 Hat ſich mit Firirung ber 
Befigveränderungsabgaben das Eigentyum in der Berjon des Grundholden 
confolidirt. Bon Publifation des Geſetzes an darf Feine Verleihung unter 
Borbehalt des Obereigenthums mehr ftattfinden Roth, Bayr. C.R. 8 198, 
14. 15. 

“Nach Üblöfungdgeieh 14/4 1848 Urt. 1 ift die Abldfung aller aus dem 
Zehen- und grundberrlicden Verband entjpringenden bäuerlichen Laſten ver. 
fügt und die Aufhebung Ddiejes Verbandes ausgeſprochen, zugleich die Auf- 
fegung neuer Grundlaften und die Bildung neuer Bauernlehen unterjagt. 

#5 Daher ift auch in diefen Rechtögebieten, foweit fie zu dem Rechtsgebiet 
des gemeinen Recht3 gehören (Kurheſſen, Schleswigholftein, Bayern, Würt- 
temberg) die Neubegründung von Emphyteufen nicht mehr zuläßig. 

«6 Nach Gel. 5/4 1869 5 2 iſt die Ablöjung der Erbleihe, Lanbfiedel- 
leihe, Erbzind- und Erbpachtverhältniffe auf einfeitigen Antrag für zuläßig 
ertlärt, wobei mit der Ablöfung das Obereigenthum unentgeltlich hinwegfällt. 
Nach Geſ. 15/2 1872 8 13 können neue Erbleihen nicht conftituirt werden. 

47 m Sachſen B.G.B. 8 226 ift die Conftituirung von Nutzeigenthum 
ausbrüdlich verboten, und es find nach Publilationsverordnung 2/1 1863 8 3 
nur die aus der Zeit vor der Publifation des B.G.B. herftanımenden und 
noch nicht abgelösten Erbpadtd- und Erbzindgüter erhalten. Die Abſchlieſ⸗ 
fung von Erbpadıteontraften mit Vorbehalt des Obereigenthums des Erbver: 
pächter8 waren fchon durch das Ablöſungsgeſetz 17/3 1832 8 78 verboten, und 
die damals noch beftehenden waren nach diefen Ablöſungsgeſetz 8 77 auf ein- 
jeitigen Antrag des Erbpädhters und nach Gef. 15/5 1851 auch auf einjeitigen 
Antrag des Erbverpächters ablösbar. Auf die Erbzindgüter des früheren 
ſächſiſchen Rechts werden die für die Emphyteufi3 geltenden Grundjäge analog 
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II. Eine dritte Claſſe von Rechten läßt beftimmte Güter: 
arten unablöslich fortbeftehen, fpricht jedoch für die übrigen bäuer: 
lichen Nutzungsrechte die Ablösbarkeit aus und verbietet die Neu- 
conftituirung der legteren. Es gehören dahin die Rechte von 
Meimar 5°, Gotha ®!, Meiningen’?, Rudolſtadt 5° und Neuß &.8.°*. 

IV. Eine vierte Claſſe erflärt die bäuerliden Nutzungsrechte 
für ablögbar und verbietet die Neuconftituirung unablöslicher Nu- 
tzungsrechte, während fie Die Neuconftituirung ablösliher Nutzungs⸗ 


gewendet, und fie unterliegen, wie die Erbpachtverhältniffe der Ablöfung Sieg- 
mann, HR. 8 60, 7. Auch diefe fönnen nach neuerem Recht in Sachſen nicht 
neu conftituirt werden Siegmann, H.R. 8 60, 8. 

#8 Durch Ge. 26/4 1870 8 1 wurden alle aus dem gutöherrlichen Ber- 
band mit Ausnahme der Erbpadhtverhältniffe entjpringenden Abgaben für ab- 
lösſlich erflärt, und die Neuconftituirung folder Abgaben verboten. Durch 
Geſ. 13/12 1872 8 1 wurden auch bie Erbpachtverhältniffe für ablöglich er- 
Härt, und die Neuconftituirung von Erbpachten verboten. 

Durch Gef. 24/9 1851 8 25 find die Erbpadt-, Exrbmeier- Erbleihe- 
güter und Emphyteuſen auf einfeitigen Antrag für ablösbar erflärt, und es 
kann nad) $ 26 erbliche Weberlafjung eined Grundftüds nur zu vollem Eigen- 
thum erfolgen. 

0 Weimar Gef. 28/4 1869 8 2 erflärt Erbpadit- und Laßgüterverbält- 
niffe für nicht ablößbar, dagegen 8 1 alle fonft auf Grund und Boden haf- 
tenden Abgaben für ablösbar, mit deren Ablöſung das Obereigenthum auf- 
hört, und verbietet nach $ 38 die Neuerrihtung der für ablösbar erklärten 
Leiſtungen. 

81 Nah Gotha Geſ. 5/11 1853 8 26. 27 find alle Abgaben und Lei⸗ 
ftungen mit Ausnahme der aus urkundlich begründeten Erbpadıt- und Laß- 
güterverhältniffen ablösbar, und können nicht neu conftituirt werden. 

62 Nach Meiningen Gef. 5/5 1850 Urt. 31 find nur diejenigen Güters 
verhäftniffe erhalten, mit denen ein Heimfallsrecht verbunden ift, alle anderen 
grundherrlichen Verhältnifie find für ablösbar erklärt; es ift mit ihrer Ab⸗ 
löfung das feither bejtandene grundherrlihe Obereigenthum erlojhen, und es 
können nad Art. 28 die für ablösbar erklärten Leiftungen nicht neu confti- 
tuirt werden. Die nicht bis 1. Januar 1880 abgeldsten Leiftungen find nach 
Geſ. 21/11 1874 erlojchen. 

55 Nach Rudolſtadt Gel. 27/4 1849 Art. 4. 5 find alle Abgaben mit 
Ausnahme der urkundlich begründeten Erbpachtrechte und Laßverhältniſſe, 
welche nicht ablösbar find, auf einfeitigen Antrag ablösbar und können nicht 
neu begründet werden. 

5 Nach Gef. Neuß ä. 2. 10/6 1873 8 1 find alle au der Grundherr⸗ 
lichkeit herfließenden ftänbigen Abentrichtungen mit Ausnahme der auf Erb- 
pachtverhältniffen und Laßverhältniffen beruhenden, auf einfeitigen Antrag 
ablögbar. 
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rechte zuläßt. Es gehören dahin die Rechte des ehemaligen König: 
reichs Hannover 95, von Heflen-Darmftabt 5°, Oldenburg 9°, Braun: 
ſchweig °®, Detmold °°, Sondershaufen *°, Anhalt!, Hamburg °* 


68 In dem früheren Königreich Hannover war durch die Abldfungsgejehe 
28/11 1831 und 23/7 1833 die Ablöglichteit der beftehenden Erbpadtverhält- 
niſſe ausgeiprochen, dabei jedoch die Neuconitituirung nicht ablögliher Erb⸗ 
pachtverhältniffe unter den durch das Geſetz beftimmten Borausfegungen zu- 
gelaſſen Grefe, BR. II. $ 93. 1. Durch 8. 28/9 1867 wurde bie Ablöslich- 
teit für alle Erbpachtkontrakte des Domänenfiskus und durch Gej. 3/4 1869 
für alle Erbpadtlontratte überhaupt, mit Ausnahme der in den Moor- und 
Vehnkolonieen belegenen ausgedehnt, für welche letztere durch Gel. 2/7 1876 
die Ablösbarkeit gleichfalls zugeftanden wurde, jo daß in dem ehemaligen 
Königreih Hannover die Ablöslichleit auf einjeitigen Antrag für alle Erb- 
pachtverhältniffe geltendes Recht ift. 

56 Nach Heflen-Darmftadt Gef. 6/8 1848 Art. 1 können Erbleihen, Zand- 
fiedelleihen und andere erbliche Leihen auf Verlangen des Leiheträgers in freies 
Eigenthun verwandelt werden. Nah Art. 11 find Berträge, nad melden 
die Unablösbarkeit der in diefem Geſetz für ablösbar erklärten Rechte be- 
ftimmt wird, unverbindlich. 

67 Nach Dldenburg St.Gr.®. Art. 59 ift der guts- und fchußherrliche 
Verband aufgehoben. Alle auf Grund und Boden Haftenden Leiftungen, ins- 
bejondere Erbpachten find ablösbar, und es jol fortan fein Grundſtück mit 
einer unablöslihden Abgabe oder Leiftung belajtet werden. 

88 Nach Braunfchweig Abl.O. 20/12 1834 find ablösbar alle privatredht: 
lihen Reallaſten mit denen dad Eigenthum eine Berechtigung oder das erb- 
lie Befigreht an einem Srundftüd bleibend beſchwert ift (8 1). Mit der 
Ablöfung Hört der gutäherrliche Verband und das Obereigenthum auf ($ 107). 
Neue Belaftungen mit den für ablösbar erklärten Laften können nur ablösbar 
conftituirt werden (8 5). 

6 Nach Detmold Gel. 26/8 1857 können Erbpächter und alle erblichen 
Nutznießer eines Gutes durch Ablöfung das nußbare Eigentbum in volles 
Eigenthum verwandeln (8 16). Errichtung von Erbpachtverträgen ift auch 
fünftig geftattet, jedoch nur unter den in biefem Geſetz beftimmten Bedingungen 
der Ablöfung. 

60 Nach Sondershaufen Gel. 8/4 1850 Tann bei Erbpachten der Erbpächter 
einjeitig ablöfen (8 7). Neuauflegung ablösbarer Reallajten ift nur anf 10 
Jahre geftattet ($ 4). 

*ı Nach Anhalt Gef. 8/1 1850 find alle aus dem Erbzind- Erbpacdht- und 
Laaßverhältniß entjpringenden oder ſonſt bei Ueberlaffung der belafteten Grund» 
ftüde vorbehaltenen Abgaben ablösbar ($ 2). Erbpacht-⸗ Erbzind- und Laaß⸗ 
grundftüde werden duch die Abldſung freied Eigentdum (8 21. 22). 

e” Nach Hamburg Gel. 25/6 1849 und 20/9 1849 find auf Antrag bes 
Berpflichteten alle immermährenden Renten, Grundmiethen und Grundheuern 
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und Bremen. Der gleide Grundjaß gilt nach Oeſterreichiſchem 
Recht °*. 


E. Rechtögebiet des franzöſiſchen Rechts. 


In den Rechtsgebieten, in welchen der Code civil gilt, waren 
zur Zeit als derſelbe Gejegeskraft erhielt, die bäuerlichen Nu- 
Bungsrechte Durch die Zwiſchengeſetzgebung ®5 bereits befeitigt. Das 
nugbare Eigenthum wurde dadurch in volles Eigenthum verwan: 
delt, Frohnden und Dienfte, ſowie beftimmte Arten von Abgaben 
wurden ohne Entihädigung aufgehoben, die anderen immerwäh— 
renden Abgaben für ablöglich erklärt, die Neuconftituirung unab- 
Löslicher immermwährender Abgaben verboten, dabei jedoch die Neu- 
conftituirung vor Empbyteufen auf die Dauer von 99 Jahren 
geftattet *®. Der Code civil bat die legtere Beftimmung nicht auf- 
genommen ©, und es ift daher in der franzöfifchen Surisprudenz 
beftritten, ob die zeitliche Emphyteufe des Gefeßes 18/12 1790 
noch jeßt als geltendes Redhtsinftitut angejehen werden könne. Dieß 
wird von den einen verneint, da das Geſetz 18/12 1790 Feine 


ablösbar (8 4). Unablösbare Nenten oder immerwährende Grundmiethen 
dürfen künftig nicht ausbedungen werden, vielmehr ift bei Feſtſetzung einer 
fortlaufenden Nente oder Grundmiethe die Ablöſungsſumme gleichzeitig zu 
beſtimmen. 

os Nach Bremen Gef. 8/7 1850 find alle Grundlaften, die auf einem 
Meier- Erbzind- Erbpadht- oder ähnlihem Verhältniß ihren Grund Haben, 
ablösbar (8 1). Neuauflegung kann nur ablöslich erfolgen ($ 4). 

64 Nach Defterreih Batent 7/9 1848 8 2 ift das Obereigenthum anfge- 
hoben, und die auf Theilung des Eigenthums beruhenden Abgaben und Lei- 
ftungen find abgelöst. Nah St. G.G. 21/12 1867 Urt. 7 darf feine unab- 
1ögliche Laft neu conftituirt werden. Die Neuconftituirung von ablöglichen 
Erbpacht- und Erbzinsverträgen ift alfo für zuläßig zu halten Randa, €. 
8 1. 30. 

65 Es find die Gejege 11/8 und 311 1789; 15/3 und 28/3 1790; 1812 
und 29/12 1790; 25/8 und 28/8 1792 und 17/7 1793. Dieje Gefege wurden 
durch Dekret 1/10 1804 auf die beutjchen Länder des linken Rheinuferd aus⸗ 
gedehnt. In Baden wurden dieje Geſetze nicht angenommen unten Note 71. 

es Sei. 18/12 1790 8 1. 

Nah C. c. Urt. 530 kann die Unablöglichkeit einer Rente nur auf 30 
Jahre ftipulirt werden, während alle auf immer conftituirten Renten ablös⸗ 
li find. Damit ift wie allgemein zugegeben wird, die Eonftituirung einer 
Emphyteuje mit unbejchränkter Dauer ausgefchlofjen. 


Bäuerliches Guterrecht 8 336. 793 


Geltung mehr habe ®®, überwiegend aber bejaht *°, und es werden 
bie für die römishe Emphyteufe geltenden Grundfäge auf dieſe 
zeitlihe Emphyteufe des franzöfiihen Hechts angewendet. Dem: 
nah wird dieſe als im getheilten Eigenthum ftehend das Recht 
des Emphyteuta als dingliches Recht angejehen, und die Beſtel⸗ 
lung einer Hypothek daran für zuläßig erachtet 7°. 

Die hier aufgeführten Grundfäge find im Badiſchen Landredit 
nit anerlannt, in Baden wurden vielmehr bei Publikation des 
Landrechts die beftehenden bäuerlichen Nugungsrechte erhalten ”!, 
und erft durch fpätere Ablöfungsgefege wurde die Ablösbarkeit 
auf einfeitigen Antrag ausgeſprochen und die Conftituirung neuer 
Nutzungsrechte unterjagt 7?. 


es Dieß ift die Meinung von Zachariä 8 198, 7 und Aubry 8 224 bis, 
6, welche die nad) den Beitimmungen des Gel. 18/12 1790 geichlofjenen Ber- 
träge, die häufig vortommen, als Pachtverträge erflären, und nad) den Grund⸗ 
ſätzen des Pachtvertrags beurtheilt willen wollen. 

6° Der Gerichtögebraud ift überwiegend für dieſe Anficht Aubry 8 224 
bis, 3; Zachariä 8 198, 11. 

° Dafür erklärt fih auch Puchelt, Zachariä 8 258, 4; Dagegen Aubry 
8 224 bis nad 4. 

11 Baden L. R. Urt. 577. a. a. — 577.a.r; Urt. 1831.a. a. — 1831. b. J. 

72 Geſ. 21/4 1849 8 1. 14. 
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